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50 Jahre Keichsſtrafprozeß. 


Rückblick und Ausblick. 
Von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig. 


In der JW. vom 1. Oktober 1904 ſprach ihr Herausgeber Hugo Neumann über das erſte Vierteljahrhundert 
deutſcher Juſtizgeſetzgebung. 

„Das Strafgeſetzbuch und die Strafprozeßordnung, letztere das Kind eines Kompromiſſes, find an- 
erkanntermaßen reif für eine Reform, deren Art und Richtung bereits ſeit Jahren Gegenſtand der Er- 
wägungen und Ausſprachen ſowohl an den berufenen amtlichen Stellen als auch in den Kreiſen des Deutſchen 
Juriſtentags und der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung ſind.“ 

Heute, am Ende des zweiten Vierteljahrhunderts nach dem Inkrafttreten des GVG. und der StPO., taucht im Amtl. 
Entw. eines EG. zum Allg DStGGB. ein Artikel 67 auf, der mit einem aus 242 Nummern zuſammengefügten Katalog 
von Anderungen der StPO. ſich erfolgreich bemüht, an den Fundamenten und den Richtpfeilern des GVG. und der StPO. 
möglichſt wenig zu ändern. Die Begründung rechtfertigt dieſe konſervative Tendenz aus der Sorge um die baldige Ver⸗ 
abſchiedung des künftigen Strafgeſetzbuchs. Das Argument iſt ſtark. Daß zu ihm geflüchtet werden muß, ein Zeichen der 
Schwäche. Der Prozeßreformentwurf von 1908/1909 iſt im Reichstagsplenum, der von 1920 im Reichsrat abgeſtorben. 
Scheu vor der parlamentariſchen Entſcheidung lähmte immer wieder den Reformwillen. Die Frucht, nach Neumanns Ver— 
icherung ſchon vor 25 Jahren „reif“, beginnt zu faulen. „Grundlegende Anderungen müſſen einer künftigen umfaſſen⸗ 
en Strafprozeßreform vorbehalten werden“ (Begr. S. 33). 
ee „Künftig!“ — wenn damit eine Zeit nach dem Hinſinken unſrer und der nächſten Generation gemeint iſt, fo wäre 
en müßig, Wahrſcheinlichkeitsberechnungen zu diskutieren. Wir ſtehen noch bei den erſten Anfängen der prinzipiellen Aus⸗ 
manderſetzung über Staat und Volk, die aus der Weltkataſtrophe herausgewachſen iſt. Niemand vermag zu erkennen, in⸗ 
1 die Liquidation des unſeligen Krieges die ſoliden Reſerven des ſtaatsbejahenden Willens im Volke aufgezehrt hat 
wir noch aufzehren wird. Erſt die Schlußbilanz wird den Schätzungszeitwert auch der Gerichtseinrichtungen ausweiſen, die 
eute noch zu den beſten Aktiven des Staates zählen. 
durch Soll aber die Ankündigung der Strafprozeßreform in eine nahe Zukunft weiſen, ſo iſt die Verwirklichung bedingt 
Ae evolutioniſtiſche Triebkraft der Erfahrungen, die mit dem geltenden Geſetz gemacht worden ſind. 
mehr = Strafgerichtsverfaſſung und der Strafprozeß von 1877 wurde in der Geburtsſtunde durch verſtändige Entſagung 
und ne euchtet als beſchattet. Nicht häufig in der deutſchen Rechtsgeſchichte ift der Beruf des Geſetzgebers fo tief begriffen 


aus gefühlt ungsfähigleit Die Mängel, die in der Handhabung des Geſetzes zutage treten mußten und zum Teil im vor⸗ 
bildung 5 wurden, ließen ſich durch Anpaſſung ſowohl an die Erfahrungen in und mit der Praxis wie auch an die Um⸗ 


le 6 Sdeengehalts des Volksbewußtſeins beheben. Nur das Unterbleiben gebotener Reformen zu rechter Zeit ver⸗ 
5, daß 

nach ſtärkerer Bet 
in Kapitalſach 
Strafkammer, war 1 
gutbeſetzte S 


a kraftammer war das leiſtungsfähigſte Strafgericht, das wir kannten. Aber es gelang nicht, die Mehrzahl der 
Strafkammer 


n gut zu beſetzen. Vielleicht wäre es heute möglich. Die Aſchenbrödelrolle der Strafjuſtiz iſt faſt ausgeſpielt. 


2666 


Aber der Weg zur Rückkehr in das reine Juriſtengericht iſt 
für den Strafprozeß endgültig verlegt. Das Recht des Vol⸗ 
kes auf den Richterſtuhl iſt zum Glaubensſatz geworden. Er 
muß den Reformentwurf und er wird das Geſetz beherrſchen. 
Und zwar ehrlich und aufrichtig. Mehrheit der Juriſten 
wäre ausgeſprochener, gleiche Anzahl von Juriſten und 
Laien übel verhehlter Widerſtand. Ein vernünftig ab⸗ 
gegrenzter Kreis einfachſter Sachen — Geſtändnis bei gering⸗ 
fügigen Delikten beiſpielsweiſe — mag das Reſervat des be⸗ 
amteten Einzelrichters bleiben. 


In einem wenig erkannten Zuſammenhange mit wirk⸗ 
ſamer Laienbeteiligung ſteht die Notwendigkeit, die Haupt⸗ 
verhandlung von der inquiſitoriſchen Stellung des Vorſitzen⸗ 
den zu reinigen. Deren Unſinnigkeit haben die letzten fünfzig 
Jahre allzu deutlich erwieſen. Je größer die Achtung vor der 
hohen Aufgabe des urteilenden Richters iſt, deſto gefährlicher 
die Einwirkung der Inquiſition aus ſeinem Munde auf die 
Laien, die den autoritativen Vorhalt der Belaſtungsindizien 
als bedeutſame Tatbeſtandswürdigung empfinden. Man be⸗ 
kämpft das inquiſitoriſche Verhör gemeinhin wegen der pſychi⸗ 
ſchen Unvereinbarkeit der Überführungs⸗ mit der Urteils⸗ 
funktion und wegen der Diskreditierung des Richters gegen⸗ 
über dem Angeklagten. Gewiß durchſchlagende Gründe für die 
Abſcheidung der deliktsverfolgenden von der ſachverhalts⸗ 
würdigenden Tätigkeit. Aber nicht minder ſchädlich iſt die 
Verbiegung des Urteils der Laien als ſelten und ſchwierig 
vermeidbare Folge der Inquiſition durch den Vorſitzenden. 
Sie völlig abzuſchaffen, iſt die Reformaufgabe. Sie iſt zu 
löſen. Vorſchläge ſind erſt jüngſt wieder auf der Breslauer 
Tagung der IK V. vorgetragen worden. Über den Weg 
mögen noch Meinungsverſchiedenheiten beſtehen. Das Ziel 
wird ſeit Jahren von ſo vielen Seiten verfolgt, daß ſeine 
Erreichung in einem künftigen Geſetzentwurf empfohlen wer⸗ 
den muß. 

Nicht ganz das gleiche gilt von der Forderung, daß der 
Verhandlungsleiter, auch wenn er nicht erkennender Richter, 
ſondern ein ſelbſtändiges Organ iſt, die Unterſuchungsakten 
nicht kennen dürfe. Der Vorſchlag fußt auf der leider all⸗ 
täglichen Wahrnehmung, daß die Mobiliſierung der Akten 
nicht allein den Angeklagten, ſondern auch den gewiſſenhaften 
Zeugen zu lähmen geeignet iſt, und daß ſie außerdem oft 
genug die verſteinerte Niederſchrift an die Stelle des leben⸗ 
digen Wortes bei der Urteilsbildung und Urteilsfällung 
treten läßt. Der Kampf um das Protokoll, um die ent⸗ 
laſtende nicht minder als die belaſtende Aktenſtelle, gehört 
zu den häßlichſten Pertinenzen des heutigen Verfahrens. Aber 
es läßt ſich nicht leugnen, daß die Anhänglichkeit an die 
Akten, der Glauben an ihre Unentbehrlichkeit zur Zeit ſelbſt 
bei ausgezeichneten, Verbeſſerungen des Verfahrens keines⸗ 
wegs blindlings ablehnenden Kriminaliſten noch recht weit 
verbreitet und eingewurzelt iſt. Da die Streitfrage zu denen 
gehört, bei deren Entſcheidung der Geſetzgeber vermutlich der 
herrſchenden Meinung der Fachleute folgen wird, ſo iſt wenig 
Ausſicht vorhanden, daß in dieſem Punkte eine heilende 
Amputation am geltenden Geſetze alsbald verſucht oder vor⸗ 
genommen werden wird. Aber der Eingriff wird nicht aus⸗ 
bleiben, wenn einmal die Trennung von inquiſitoriſcher und 
urteilender Funktion eingeführt iſt und ſich bewährt hat. 

Noch ungünſtiger ſteht es um die Realiſierung des Ge⸗ 
dankens, unter Ausgliederung der heutigen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft aus der Juſtiz eine einheitliche Strafverfolgungs⸗ 
behörde zu ſchaffen, der die Unterſuchung des Sachverhalts, 
die Entſchließung über die Anklageerhebung und die Ver⸗ 
tretung der Anklage vor dem Gericht obliegt. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag will die Lehre ziehen aus einer ſehr bedenklichen Un⸗ 
vollkommenheit des geltenden Rechts. Die Zuſammenfaſſung 
aller Erörterungs⸗ und Verfolgungsmaßnahmen bei einer 
Behörde muß erſtrebt werden, weil das Auseinanderfallen 
kriminalpolizeilicher und ſtaatsanwaltlicher Maßnahmen die 
Energie der Strafverfolgung empfindlich ſchwächt. Dieſer 
Fehler des geltenden Syſtems würde ſich durch vollkommene 
Unterſtellung der Kriminalpolizei unter die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft beheben laſſen. Aber durch ſolche Maßnahmen würde 
der notwendige Zuſammenhang zwiſchen der Kriminalpolizei 
und allen anderen Polizeiſtellen, namentlich der Sicherheits⸗ 
polizei, gelockert oder gar zerſtört. Dieſer Nachteil wäre viel⸗ 
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leicht nicht geringer als der Vorteil des Anſchließens der 
Kriminalpolizei an die Staatsanwaltſchaft. Vor allem aber 
bliebe der verhängnisvolle Irrtum beſtehen, als ob die in 
ihrem innerſten Weſen ſubjektiv beeinflußte und kombina⸗ 
toriſche Tätigkeit, die an die Erforſchung eines dunklen Ver⸗ 
brechens geſetzt werden muß, ſich im Handumdrehen in die 
kühl abwägende kritiſche Einſtellung umgießen laſſe, die von 
einem kompetenzreichen Organ der amtlichen Juſtiz gefordert 
werden muß. Es iſt alſo lediglich der Wunſch, das zur Straf⸗ 
verfolgung berufene Organ über das heutige Niveau funk⸗ 
tionell und pfychiſch hinauszuheben, der die Herauslöſung 
der Staatsanwaltſchaft aus der Juſtiz diktiert. Aber wenn 
dieſe Einſicht auch allgemeiner würde, als ſie in der Gegen⸗ 
wart zu ſein ſcheint, ſo kann ihr doch ohne weitgreifende 
und zunächſt auch koſtſpielige Maßnahmen, die ſich ſogar 
bis auf die Vorbildung erſtrecken und deshalb längere Werde⸗ 
zeit brauchen, ſchwerlich Rechnung getragen werden. So wird 
der nächſte Geſetzentwurf wohl wiederum den Staatsanwalt 
zeigen, der, auf die Krücke der Kriminalpolizei geſtützt, im 
Gerichtsſaal ſich bemühen ſoll, genau ſo unbefangen zu ſein 
wie der Richter. 

Allerdings wird er das Erbe des Unterſuchungsrichters 
angetreten haben. Daß der Entwurf des EG. zum StGB. 
dieſe überlebte Figur nicht begraben hat, iſt ſeltſam. Fünfzig 
Jahre hätten die Überzeugung verallgemeinern müſſen, daß 
wirkliches Inquirieren und angebliches Richten ſich ſchon im 
Erörterungsſtadium ſchwer verträgt. — 

Soll die Vorausſage über den notwendigen und des⸗ 
halb wahrſcheinlichen Reformengehalt des nächſten Geſetz⸗ 
entwurfs nicht dem Lächeln der Auguren ſich ausſetzen, ſo 
muß ſie auf die konſtruktiv bedeutſamen Drehpunkte der 
Reformbewegung ſich beſchränken und die Details der Durch⸗ 
bildung außer acht laſſen. Aber unſer flüchtiger Blick aus 
dem geltenden auf den vielleicht kommenden Strafprozeß ſoll 
nicht ſinken, ohne zuletzt noch das Inſtitut der Verteidigung 
geſtreift zu haben. An ihm iſt in dieſem halben Jahrhundert 
äußerlich wenig geändert worden. Der Erwähnung wert iſt 
nur die Aufhebung der Ordnungsſtrafen für Verteidiger. 
Die an ſich nebenſächlich erſcheinende Vorſchrift des § 180 
GVG. a. F. bildete ſchon durch ihr Vorhandenſein, noch 
mehr durch ihre vielfach beliebte Handhabung die trübe 
Quelle übelſter Mißhelligkeiten nicht nur zwiſchen Einzel⸗ 
perſonen, ſondern von Stand zu Stand. Cum grano salis 
kann behauptet und wird begriffen werden, daß in manchen 
Fällen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe gegen den 
Verteidiger präjudiziell auf das Urteil wider den Angeklagten 
abfärbte. Präſtabilierte Streitgenoſſenſchaft! Die Beſeitigung 
dieſes anachroniſtiſchen Überbleibſels vormärzlicher Gerichts⸗ 
untergebenheit des Verteidigers iſt mit ſtärkſter Wirkung den 
Angeklagten zugute gekommen. 

Die künftige Prozeßreform läßt ſich für keinen ande⸗ 
ren Vorſchriftenkomplex ſo deutlich vorausſehen wie hin⸗ 
ſichtlich der Verteidigung. Ihre Struktur wird nicht ver⸗ 
ändert, aber ihre Befugniſſe werden erweitert werden. Die 
notwendige Verteidigung erhält eine viel breitere Grund⸗ 
lage ſowohl bezüglich der Straffälle, wie auch der Ver⸗ 
fahrensſtadien, in denen ſie einſetzt. Der Verkehr mit dem 
Beſchuldigten wird nur in ſeltenen Ausnahmefällen einer 
Beſchränkung oder Aufſicht unterworfen ſein. Das Recht der 
Akteneinſicht entſteht mit dem Anfang des Verfahrens. Alle 
dieſe früher in Deutſchland heiß umſtrittenen Poſtulate ſind 
als Selbſtverſtändlichkeiten in die Volksüberzeugung einge⸗ 
drungen. Auch das iſt ein Ergebnis der letzten 50 Jahre. 
Als die Reichsjuſtizgeſetzgebung geſchaffen wurde, gab es noch 
keine deutſche Rechtsanwaltſchaft. Straffe Standesehrenpflege 
hatte das odium defensorum noch nicht überwinden können. 
Das iſt anders geworden. Auch heute zwar gilt der Ver⸗ 
teidiger hie und da und dann und wann als ein unbequemer 
Geſell. Er weiß, daß er ein ſolcher oft ſein muß. Wir ſind 
auch nicht Phariſäer genug, um zu leugnen, daß bisweilen 
auch uns einzelne Berufsgenoſſen unbequem und ſchlimmer 
als unbequem erſcheinen. Aber im allgemeinen fühlen wir 
und fühlen andere, daß die Verteidigung heute freier, wür⸗ 
diger und wirkungsvoller inmitten der Rechtspflege ſich be⸗ 
wegen kann als vor fünfzig oder dreißig Jahren. Und dar⸗ 
aus ergibt ſich als Kardinalpunkt für die Reform: ſie darf 
und ſie wird keine Beſtimmung enthalten, deren proſeku⸗ 
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toriſche Tendenz nicht abgewogen werde an dem Anſpruche des 


Veſchuldigten auf die Betreuung durch den pflichtbewußten 
Verteidiger. 


Be 
Von Senatspräſident beim Reichsgericht Lorenz, Leipzig. 


Am 1. Okt. 1879 beim Inkrafttreten der StPO. begann 
das RG. ſeine ſtrafrechtliche Tätigkeit mit drei Strafſenaten; 
am 1. Okt. 1929 erledigt es feine Strafſachen in vier Sena⸗ 
ten, von denen jedoch einer ausſchließlich die im § 134 GVG. 
beſtimmten Fälle des Hochverrats, Landesverrats und Kriegs⸗ 
verrats ſowie der Verbrechen gegen 88 1 und 3 des Geſetzes 
gegen den Verrat militäriſcher Geheimniſſe bearbeitet. Da die 
letztbezeichneten Straffälle in den Jahren vor dem Weltkriege 
nur ſelten ſich ereigneten, dem bis zum Jahre 1922 mit ihnen 
betrauten vereinigten 2. und 3. StrSen. nur verhältnismäßig 
geringe Mehrarbeit verurſachten, werden demnach jetzt wie 
vor 50 Jahren die Reviſionen in Strafſachen mit der gleichen 
Zahl von drei Strafſenaten erledigt. Alſo ſcheinbar einſt 
alles wie heute. Verfehlt wäre es jedoch, aus dieſer äußer⸗ 
lichen Übereinſtimmung den Schluß zu ziehen, die Tätigkeit 
der Strafſenate des RG. und der anderen deutſchen Straf⸗ 
gerichte ſei, trotz all der gewaltigen politiſchen und wirtſchaft⸗ 
ichen Veränderungen im letzten halben Jahrhundert, im 
weſentlichen unverändert geblieben. 


„Zwar war dem Strafprozeß und dem ihn berührenden 
Teil der Gerichtsverfaſſung etwa 40 Jahre hindurch ein nur 
Jahrg veränderter Beſtand beſchieden — viel länger als im 
Fahre 1879 wohl allgemein angenommen wurde. Denn die 
Regelung von 1877 auf dieſem Gebiete war ein ausgeſpro⸗ 
chenes Kompromißgeſetz, beruhend auf Vereinbarungen zum 
Ausgleich ſchwerwiegender politiſcher, wirtſchaftlicher uſw. 
Meinungsverſchiedenheiten, die damals zurückgeſtellt wurden, 
um das Gelingen des Werkes überhaupt zu ermöglichen. Der 
Kompromißcharakter kann nicht wundernehmen; denn da die 
Serurteilung, ſelbſt auch nur die Verfolgung wegen einer 
Straftat auf das empfindlichſte in die perſönlichen Lebens- 
güter des Betroffenen eingreift, ſo ſtoßen im Strafverfahren 
das Intereſſe der Allgemeinheit an einem ruhigen und ge⸗ 
ſicherten Leben im Staate ſowie das Intereſſe der Straf⸗ 
verfolgungsbehörde an einer Beſtrafung des wirklich Schul⸗ 
sn notwendig vielfach zuſammen mit dem im modernen 
Lerfaſſungsſtaat allſeitig erſtrebten Schutz der Sicherheit 
gegen auch nur objektiv unberechtigte Eingriffe der Staats⸗ 
gewalt in den Rechtsfrieden des Volksgenoſſen; je nach der 
Weltanſchauung des einzelnen überwiegt hier das Beſtreben 
nach Intenſivität, andererſeits nach rückſichtsvoller Zurück- 
haltung der Strafbehörden; die Herſtellung eines allſeitig be⸗ 
ſriedigenden Ausgleichs der widerſtrebenden Anſchauungen iſt 
ungemein ſchwierig. Fragen, die uns noch heute immer wie⸗ 
b r beichäftigen, jo über die Zuziehung des Laienelements, 
ber die Geſtaltung des Schwurgerichts, die Zuläſſigkeit der 
beoerufung, die Einſchränkung der Vorunterſuchung u. a. m. 
Paten ſchon in der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes eine 
Probe Rolle gefpielt und fein Zuſtandekommen zeitweiſe ge- 
mördet. Als dann das Kompromiß ſchließlich gelungen war, 

ußten ihm notwendig Unklarheiten und Widerſprüche zur 
ee zanhaften. Beſonderen Angriffen war namentlich die 
teten artige Geſtaltung der Strafgerichte ausgeſetzt: die leich⸗ 

in Fälle wurden von Schöffengerichten abgeurteilt, für fie 
ſache erufung und Reviſion gegeben; die mittleren Straf⸗ 
La wurden von den aus rechtsgelehrten Richtern, ohne 
war zuſammengeſetzten Strafkammern bearbeitet, Berufung 
einer nicht gegeben, immerhin aber durch die Notwendigkeit 
lichkeit egründung des Urteils der Reviſionsinſtanz die Mög⸗ 
weiswü 5 einer fachlichen Nachprüfung außerhalb der Be⸗ 
ſchieden “gung verſchafft; über die ſchwerſten Delikte ent- 
erſtere ar chwurgerichte, Geſchworene und Richter getrennt, 
Berufe die Schuld, letztere über die Straffrage, ohne 
liche Na, und auch in der Reviſionsinſtanz war eine ſach⸗ 
ſchwor prüfung des, ohne Begründung ergehenden, Ge⸗ 

80 f nur in ſeltenen Fällen möglich. 

Strate ſetzten ſchon ſehr bald Anträge auf Abänderung des 
Strafverfahrens a IR dem Jahre 1883 wurden, Sünde 
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lich von den Abgeordneten Munckel und Reichenſperger, 
in faſt regelmäßiger Wiederkehr Anträge auf Einführung der 
Berufung gegen die Urteile der Strafkammern geſtellt. Im 
Jahre 1885 legte die Reichsregierung einen Entwurf vor, der 
zwar ſolche Berufung nicht geben, aber ſonſtige Anderungen 
hinſichtlich des Geſchworenendienſtes, der Geſchäftsbehandlung 
bei den Kollegialgerichten uſw. bringen wollte. Der Entwurf 
wurde nicht verabſchiedet. Das gleiche Schickſal hatten Ent⸗ 
würfe der Reichsregierung aus den Jahren 1894 und 1895, 
welche die Berufung gegen Strafkammerurteile, Entſchädi⸗ 
gung unſchuldig Verurteilter und andere Reformen vor⸗ 
ſchlugen; auch hier war eine Einigung, insbeſ. über die Be⸗ 
ſetzung der Strafkammern, nicht zu erreichen. Bei der Be⸗ 
ratung der Militärſtrafgerichtsordnung beſchloß der Reichstag 
im Jahre 1898, die verbündeten Regierungen um alsbaldige 
Vorlegung eines Entwurfs betr. die Berufung in Strafſachen 
auch vor den bürgerlichen Gerichten zu erſuchen, ähnlich im 
Jahre 1902. Das Scheitern aller dieſer Verſuche führte zu 
dem Plan, von der Reform einzelner Beftimmungen abzu⸗ 
ſehen und eine umfaſſende Reform vorzunehmen. Eine vom 
Reichsjuſtizamt einberufene Kommiſſion von 21 Mitgliedern 
arbeitete in den Jahren 1903—1905 Vorſchläge zu einer 
Neugeſtaltung des Strafverfahrens aus, die mehrere Jahre 
der öffentlichen Beſprechung unterbreitet wurden und ſchließ⸗ 
lich im Jahre 1909 zu einer Regierungsvorlage führten, die 
u. a. namentlich die Zuziehung von Schöffen zu den Straf⸗ 
kammern und die Berufung gegen Strafkammerurteile ein⸗ 
führen wollte, wobei aber nicht mehr, wie früher vorgeſehen 
war, die OL G., ſondern beſondere Berufungsſenate bei den 
LG. entſcheiden ſollten. Auch dieſer Verſuch ſcheiterte, insbeſ. 
da eine Einigung zwiſchen Bundesrat und Reichstag über die 
Beſetzung der Berufungsſenate (der Reichstag hielt die Mit⸗ 
wirkung von Laien für erforderlich, der Bundesrat wollte ſie 
ausſchließen) nicht gelang. Dann ruhten die Reformbeſtre⸗ 
bungen, teils weil man das Ergebnis der inzwiſchen ein⸗ 
geleiteten Neugeſtaltung des materiellen Strafrechts abwarten 
wollte, weiter unter dem Einfluſſe des Weltkrieges. 

So hatten alle dieſe Beſtrebungen nur geringe Ande⸗ 
rungen und Ergänzungen der StPO. herbeigeführt. Ab⸗ 
geſehen von ſolchen mehr äußerer Art, die durch die Ein⸗ 
führung des BGB. veranlaßt waren, und von Anderungen 
des GVG. find aus jenen Jahrzehnten nur zu nennen die 
Neufaſſung des §7 StPO. durch Geſetz v. 13. Juni 1902 
(Beſeitigung des jog. fliegenden Gerichtsſtandes der Preſſe), 
ferner die Geſetze betr. die Entſchädigung der im Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren Freigeſprochenen v. 20. Mai 1898 und betr. 
Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft vom 
14. Juli 1904, außerdem aber als größeres Werk ſtraf⸗ 
prozeſſualer Art die Militärſtrafgerichtsordnung v. 1. Dez. 
1898, welche auf ihrem Gebiete eine Reihe von, für das 
bürgerliche Strafverfahren vergeblich erſtrebten, Verbeſſe⸗ 
rungen durchführte, namentlich die Berufung nicht nur gegen 
Urteile der Standgerichte, ſondern auch gegen ſolche der (etwa 
den Strafkammern entſprechenden) Kriegsgerichte gab, die 
Standgerichte nur mit Laien (Offizieren) beſetzte und bei 
allen höheren Gerichten einſchließlich des Reichsmilitärgerichts, 
alſo auch in der Reviſionsinſtanz, ſolche Laien mitwirken ließ. 
Allerdings waren dieſe Laien, insbeſ. beim Reichsmilitär⸗ 
gericht, ältere Offiziere, regelmäßig mit reicher Erfahrung auf 
militäriſch⸗juriſtiſchem Gebiet, und unter ihrer Mitwirkung 
gelangte das Reichsmilitärgericht zu einer Reviſionsrecht⸗ 
ſprechung, die wiſſenſchaftlich auf Achtung gebietender 
Höhe ſtand. 

Als Folge des etwa 40 Jahre ziemlich unveränderten 
Beſtehens der StPO. ergab ſich, ſchon wegen der ſtarken Zu⸗ 
nahme der deutſchen Bevölkerung, ein erhebliches zahlen⸗ 
mäßiges Anwachſen der Strafſachen, das z. B. beim RG. 
im Jahre 1884 und weiter im Jahre 1906 zur Schaffung je 
eines neuen Strafſenats führte, übrigens auch noch in der 
Nachkriegszeit zeitweiſe einen ſechſten Strafſenat erforder⸗ 
lich machte. Zur Abhilfe gegen die Steigerung der Geſchäfts⸗ 
laſt ergingen während des Krieges VO. v. 4. Juni und 
7. Okt. 1915, ſpäter das Geſetz zur Vereinfachung der Straf⸗ 
rechtspflege v. 21. Okt. 1917, die die Anwendbarkeit des 
Strafbefehls ausdehnten und die Zuſtändigkeit der Schöffen⸗ 
gerichte erheblich erweiterten. 

Einen neuen Anſtoß zur Durchführung der lange er⸗ 
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ſtrebten Strafrechtsreform gab die Staatsumwälzung im 
November 1918, mit der die verbündeten Regierungen, die 
bisher einer ſtärkeren Heranziehung des Laienelements wider⸗ 
ſtanden hatten, beſeitigt wurden. Schon anfangs 1920 legte 
der Reichsjuſtizminiſter Schiffer dem Reichsrat einen Ent⸗ 
wurf zur Abänderung des GVG. und einen ſolchen über den 
Rechtsgang in Strafſachen vor, die eine Reihe grundlegender 
Anderungen vorſchlugen: zwar Beibehaltung der bisherigen 
Schwurgerichte, aber Beſeitigung der Strafkammern als Ge⸗ 
richte erſter Inſtanz, Übergang der bisherigen Strafkammer⸗ 
ſachen auf die Schöffengerichte, Tätigkeit der Strafkammern 
nur noch als Berufungsgerichte, Zuziehung von Laien auch 
zu dieſen, Zuziehung der Frauen zum Schöffen⸗ und Ge⸗ 
ſchworenendienſt, Beſeitigung der Vorunterſuchung und des 
Eröffnungsbeſchluſſes, Ausdehnung der Privatklagen, Milde⸗ 
rung des Legalitätsprinzips, Erſchwerung der Vorausſetzungen 
der Unterſuchungshaft uſw. Auch dieſer Verſuch teilte das 
Schickſal ſeiner Vorgänger; in der öffentlichen Kritik erhoben 
ſich gegen zahlreiche Vorſchläge ſo erhebliche Widerſtände, daß 
der Gedanke einer Geſamtreform aufgegeben und der Weg 
von Teilreformen für beſonders dringliche Einzelfragen ge⸗ 
wählt wurde. Am 25. April 1922 erging das Geſetz über die 
Heranziehung der Frauen zum Schöffen- und Geſchworenen⸗ 
amte, am 11. Juli 1922 ein ſolches über die Zulaſſung der 
Frauen zu den Amtern und Berufen der Rechtspflege, am 
16. Febr. 1923 das Jugendgerichtsgeſetz, das einerſeits das 
materielle Strafrecht für Jugendliche milderte, die Aus⸗ 
ſetzung von Freiheitsſtrafen auf Probezeit und den Straf⸗ 
vollzug gegen dieſe geſetzlich regelte, andererſeits für die 
Aburteilung ihrer Straftaten beſondere Schöffengerichte als 
Jugendgerichte ſchuf unter Übertragung der Geſchäfte des 
Jugendrichters und des Vormundſchaftsrichters auf denſelben 
Richter, mit beſonderen Jugendſchöffen ſowie unter Mit⸗ 
wirkung der Organe der Jugendgerichtshilfe, das weiter die 
Offentlichkeit der Verhandlung vor dem erkennenden Gericht 
ausſchließt und für das Verfahren ſelbſt zwar grundſätzlich 
die Beſtimmungen des GVG. und der StPO. gelten läßt, 
aber in zahlreichen Einzelheiten beſondere Regelungen trifft. 

Gleichzeitig wurde, zum Teil unter den Einwirkungen 
der Nachkriegszeit, die Zuſtändigkeit der ordentlichen Straf⸗ 
gerichte teilweiſe erweitert, teilweiſe eingeſchränkt. So wurde 
durch Geſetz v. 17. Aug. 1920 die Militärgerichtsbarkeit, ab⸗ 
geſehen von Strafverfahren in Kriegszeiten und gegen die an 
Bord von in Dienſt geſtellten Kriegsſchiffen eingeſchifften 
Angehörigen der Reichsmarine, aufgehoben und auf ſie grund⸗ 
ſätzlich die allgemein gültigen Zuſtändigkeits⸗ und Ver⸗ 
fahrensvorſchriften für anwendbar erklärt. Durch Geſetz vom 
18. Dez. 1919 (ergänzt v. 24. März 1920 und 12. Mai 1921) 
wurde die Unterſuchung und Entſcheidung hinſichtlich der ſog. 
Kriegsverbrechen und Kriegsvergehen dem RG. in erſter und 
letzter Inſtanz übertragen. Andererſeits wurde durch die Ver⸗ 
ordnung über Sondergerichte gegen Schleichhandel und Preis⸗ 
treiberei v. 27. Nov. 1919 (ſpäter WuchergerichtsVO. vom 
13. Juli 1923, außer Kraft ſeit 1. April 1924) für den Be⸗ 
zirk eines jeden LG. zur ſchleunigen Aburteilung beſtimmter 
Straftaten ein Wuchergericht (in der Hauptverhandlung mit 
drei Richtern und zwei Schöffen beſetzt) gebildet, auf deſſen 
Verfahren im allgemeinen zwar die StPO. Anwendung fand, 
jedoch mit wichtigen Ausnahmen, ſo Ausſchluß eines Rechts⸗ 
mittels gegen die Entſcheidungen des Wuchergerichts. Ein 
weiteres Sondergericht ſchuf das Geſetz zum Schutze der 
Republik v. 21. Juli 1922 in dem beim RG. errichteten, in 
voller Beſetzung mit drei Mitgliedern dieſes Gerichts und 
ſechs Mitgliedern, die nicht die Fähigkeit zum Richteramt zu 
haben brauchten, entſcheidenden Staatsgerichtshof zum Schutze 
der Republik, der über Hochverrat, Tötung oder Tötungs⸗ 
verſuch an Mitgliedern einer republikaniſchen Regierung und 
die ſonſtigen in 88 1—8 des Gef. aufgeführten Straftaten, 
im weſentlichen gemäß den Vorſchriften über das Verfahren 
vor den Strafkammern, zu entſcheiden hatte und bis 31. Marz 
1926 beſtand. Der Entlaſtung der Strafgerichte diente ferner 
ein Geſ. v. 11. März 1921, das insbeſ. die ſchöffengericht⸗ 
liche Zuſtändigkeit, die Zuläſſigkeit der Privatklage ſowie die 
des Strafbefehls erheblich ausdehnte; die erſtere Maßnahme 
trug zugleich zur Verminderung der Geſchäftslaſt beim RG. 
bei. Ahnlichen Zwecken dienten in der Folgezeit zahlreiche 
Geſetze und Verordnungen, deren Aufführung im einzelnen 
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ſich hier erübrigt, da ſie alsbald durch die Weiterentwicklung 
überholt wurden. Hervorgehoben ſei nur die im Geſetz vom 
8. Juli 1922 gegebene, erheblich zur Entlaſtung des RG. bei⸗ 
tragende und noch jetzt fortdauernde Beſtimmung, daß eine 
Reviſion auch dann durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen 
werden kann, wenn das Rechtsmittel einſtimmig für offen⸗ 
ſichtlich unbegründet erklärt wird. In dieſem Zuſammenhange 
iſt auch zu erwähnen, daß die Vorſchriften der StPO. über 
das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
über die Erhebung öfentlicher Abgaben und Gefälle für den 
Geltungsbereich der RAbgO. v. 13. Dez. 1919 außer Kraft 
geſetzt und inſoweit durch Beſtimmungen dieſes Geſetzes er⸗ 
ſetzt ſind. 

Inzwiſchen ruhten die Beſtrebungen nicht, die auf eine 
Neuordnung der Strafgerichte und damit auf erweiterte Zu⸗ 
läſſigkeit der Berufung abzielten. Im Jahre 1922 legte der 
Reichsjuſtizminiſter Radbruch dem Reichsrat einen dahin⸗ 
gehenden Entwurf vor, der u. a. alle bisherigen Strafkammer⸗ 
ſachen an die Amtsgerichte, bei denen große und kleine 
Schöffengerichte gebildet werden ſollten, übertragen, die Straf⸗ 
kammern nur noch als Berufungs⸗ und Beſchwerdegerichte 
tätig ſein laſſen, bei allen dieſen Gerichten Schöffen zuziehen 
und dieſen das zahlenmäßige Übergewicht geben, das Schwur⸗ 
gericht aber im weſentlichen unverändert laſſen wollte, von 
ſtrafprozeſſualen Abänderungen im engeren Sinne indeſſen 
abſah. Nachdem über den Entwurf im großen und ganzen eine 
Einigung zwiſchen Reichsregierung und Reichsrat erreicht 
war, legte ihn der Reichsjuſtizminiſter Heinze im Jahre 
1923 dem Reichstag vor, allerdings mit weſentlichen Ab⸗ 
weichungen von der urſprünglichen Vorlage; ſo ſollten bei 
den großen Schöffengerichten und großen Strafkammern die 
Berufsrichter zahlenmäßig überwiegen und namentlich das 
Schwurgericht, unter Beibehaltung ſeines alten Namens, in 
ein großes, mit 3 Richtern und 6 Schöffen beſetztes Schöffen⸗ 
gericht umgewandelt werden. Zu einer Erledigung des Ent⸗ 
wurfs im Reichstage kam es indeſſen auch jetzt nicht, und zwar 
wegen der wirtſchaftlichen Not, in die das unheilvolle In⸗ 
flationsjahr 1923 das Reich und die Länder brachte. Die 
Möglichkeit, auch nur die gleichen Geldaufwendungen wie bis⸗ 
her für die Strafrechtspflege zu machen, entſchwand; man 
ſah die Gefahr vor ſich, daß in kurzer Zeit die Strafrechts⸗ 
pflege aus Geldmangel nicht mehr fortgeführt werden konnte. 
So erließ, nachdem auch der Abgeordnete Schiffer aus ähn⸗ 
lichen Erwägungen ein Geſetz zur Vereinfachung der Rechts⸗ 
pflege vorgeſchlagen hatte, die Reichsregierung auf Grund des 
Ermächtigungsgeſetzes vom 8. Dez. 1923 eine vom Reichs⸗ 
kanzler Marx gezeichnete und vom Reichsjuſtizminiſter Em⸗ 
minger gegengezeichnete Verordnung vom 4. Jan. 1924 über 
Gerichtsverfaſſung und Strafrechtspflege, deren § 43 den Reichs⸗ 
juſtizminiſter ermächtigte, den Text des GVG. und der SPD. 
mit der neuen Verordnung und den bis dahin ergangenen Ge⸗ 
ſetzen und Verordnungen in Einklang zu bringen, die durch die 
Verordnung bedingten Anderungen und Ergänzungen vorzu⸗ 
nehmen, die Vorſchriften jener Geſetze den beſtehenden ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſen anzupaſſen und erſtere im Reichsgeſetzblatt 
neu bekanntzumachen. Demgemäß ſind die Texte beider Geſetze 
durch Bekanntmachung vom 22. März 1924 neu veröffent⸗ 
licht worden. Die Verordnung brachte u. a. eine weitgehende 
Umgeſtaltung der Strafgerichte, insbeſondere die Beſeitigung 
der Strafkammern als erſtinſtanzlicher Gerichte und den Er⸗ 
ſatz der Schwurgerichte durch große Schöffengerichte. Als 
Strafgerichte erſter Inſtanz kennt ſie das Amtsgericht (Ent⸗ 
ſcheidung durch den Amtsrichter als Einzelrichter oder durch 
große und kleine Schöffengerichte), das aus 3 Richtern und 
6 Geſchworenen zuſammengeſetzte Schwurgericht (bei dem 
Richter und Geſchworene über Schuld- und Straffrage ge⸗ 
meinſchaftlich entſcheiden), das Oberlandesgericht (in Verfolg 
einer durch VO. v. 12. Dez. 1923 bereits eingeführten Neue⸗ 
rung) für Landesverrats⸗ und Spionagefälle von minderer 
Bedeutung, die vom Oberreichsanwalt an die Landesſtaats⸗ 
anwaltſchaft abgegeben oder vom Reichsgericht dem Ober⸗ 
landesgericht überwieſen ſind, endlich für die eingangs er⸗ 
wähnten Fälle des § 134 GVG. das Reichsgericht, deſſen 
Senate ſeit der Verordnung mit 5 Mitgliedern einſchließlich 
des Vorſitzenden beſetzt ſind, deſſen erſtinſtanzlicher Senat 
außerhalb der Hauptverhandlung in einer Beſetzung von 3 Mit⸗ 
gliedern entſcheidet. Berufungsgerichte gegen die Urteile des 
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Amtsrichters und der Schöffengerichte ſind die ſowohl mit 
Richtern wie mit Schöffen beſetzten Strafkammern, teils als 
große, teils als kleine Strafkammern, Reviſionsgerichte wie 
bisher die Oberlandesgerichte und das Reichsgericht. Von 
einem näheren Eingehen auf die allen jetzt an der Straf⸗ 
rechtspflege Beteiligten bekannten Einzelheiten kann hier ab⸗ 
geſehen werden. Weiter brachte die Verordnung eine Reihe 
von Abänderungen von Verfahrensvorſchriften, als deren 
wichtigſte hervorgehoben ſeien: Durchbrechung des Legalitäts⸗ 
prinzips (ſo werden Übertretungen nicht verfolgt, wenn die 
Schuld des Täters gering und die Folgen der Tat un⸗ 
bedeutend ſind, ſoweit nicht ein öffentliches Intereſſe an der 
Herbeiführung einer richterlichen Entſcheidung beſteht; unter 
den erſteren Vorausſetzungen kann auch bei Vergehen nicht⸗ 
militäriſcher Art die Staatsanwaltſchaft mit Zuſtimmung des 
Amtsrichters von der öffentlichen Klage abſehen), Beſchrän⸗ 
kung der Berufung (dieſe ausgeſchloſſen, falls bei Übertretun⸗ 
gen und den meiſten Privatklagen freigeſprochen oder aus⸗ 
ſchließlich auf Geldſtrafe erkannt iſt; ſoweit die Berufung aus⸗ 
geſchloſſen, iſt die Reviſion gegeben), Einführung der Sprung⸗ 
reviſion, Ausdehnung des zuläſſigen Inhalts eines Straf⸗ 
befehls (Freiheitsſtrafe bis zu 3 Monaten und Anordnung 
der Bekanntmachung der Entſcheidung). Daneben wurden für 
die Zeit bis 31. März 1924 noch beſondere Notmaßnahmen 
getroffen: Schöffen wurden in Straſſachen nicht zugezogen, 
Schwurgerichte traten nicht zuſammen, die zu ihrer Zuſtändig⸗ 
keit gehörenden Sachen wurden den Strafkammern zugewieſen, 
Privatklagen ruhten, die Berufung wurde außer bei Über⸗ 
tretungen auch bei allen Vergehen ausgeſchloſſen, falls auf 
Freiſprechung oder ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt war. 

Auch in den folgenden Jahren fehlte es nicht an mehr⸗ 
fachen Abänderungen des ſtrafgerichtlichen Verfahrens, teils 
geringeren, teils größeren Umfangs. So wurden durch Geſetz 
vom 22. Dez. 1925 der Abſ. 2 des § 245 und der 8313 
SPD. umgeſtaltet; durch die erſtere Vorſchrift wurde die 
Einſchränkbarkeit der Beweisaufnahme, abgeſehen von Über⸗ 
tretungen und Privatklagefällen, beſeitigt, durch die letztere 
die Beſchränkung der Berufung bei Privatklagen aufgehoben. 
Als durch das Geſetz zur Vereinfachung des Militärſtrafrechts 
vom 30. April 1926 das Militär⸗Kriminalrecht vom Diſzi⸗ 
plinarſtrafrecht getrennt war, wurden zugleich die 8 435, 
8 444 Abſ. 2 Sat 3 StPO. geſtrichen. Viel weiter gehende 
Abänderungen der StPO. brachte das Geſetz vom 27. Dez. 
1926 (ſog. lex Hoefle), das namentlich die auf dem Gebiet 
der Unterſuchungshaft ſchon lange Zeit ſchwebenden Reform⸗ 
pläne zum Teil verwirklichte, dem Verdächtigten ſtärkeren 
Schutz gegen unbegründete Anſchuldigungen und gegen eine 
nicht unbedingt erforderliche Beſchränkung ſeiner perſönlichen 
Freiheit geben will. Daher verſtärkte ſie die Rechte des Be⸗ 
ſchuldigten ſchon bei der Verhaftung und gab ihm außer der 
Beſchwerde das Recht auf mündliche Verhandlung über die 
Aufrechterhaltung des Haftbefehls; weiter führte ſie ein amt⸗ 
liches Haftprüfungsverfahren ein dergeſtalt, daß zuerſt nach 
zweimonatiger Dauer der Unterſuchungshaft und ſpäter in 
beſtimmten Zeiträumen von Amts wegen, auf Antrag des An⸗ 
geſchuldigten nach mündlicher Verhandlung, zu prüfen ift, ob 
der Haftbefehl aufrechterhalten werden muß; damit ſind die 
ache Haftfriſten im Ermittelungsverfahren von insgeſamt 
? ſtens 4 Wochen beſeitigt. Von den fonftigen Beſtimmungen 
= Geſetzes feien hervorgehoben: die Beſchränkung des Zeug⸗ 
dem zung gegenüber Redakteuren, Verlegern, Druckern ſowie 
Stpeehniſchen Perſonal einer periodiſchen Druckſchrift (8 53 
dem N. Überwachung der Unterredungen des Verteidigers mit 
Verhafteten nur noch durch einen Richter (§ 148 daſ.), 
klag Pi Aufnahme des Ermittelungsergebniſſes in die An⸗ 
a1 er ‚(88 200, 201 daf.), Wahrung der Ladungsfriſt 
der Bendenüber dem Verteidiger ($ 218 daſ.), Ausdehnung 
Hauptnerzsaufnahme auf ſämtliche, auch die erſt während der 
Verſchleppundlang herbeigeſchafften Beweismittel außer bei 
formel vor dos abſicht ($ 245 daſ.), Verleſung der Urteils⸗ 
das zuläffi der Verkündung der Gründe und Belehrung über 
1 8 ge Rechtsmittel (8 268 daf.), Erweiterung der Zu⸗ 
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auf Geldſtrafe lautende Urteile (8 340 daf.). Weſentlich nur 
formelle Anderungen des Textes auch der StPO. erfolgten 
durch das Geſetz vom 9. Juli und die Verordnung vom 
30. Nov. 1927 anläßlich des Fortfalls der Bezeichnungen 
„Gerichtsſchreiberei“ und „Gerichtsſchreiber“. Endlich ſei noch 
der zahlreichen in den letzten 11 Jahren ergangenen Amneſtien 
wenigſtens Erwähnung getan. 

Eine wiſſenſchaftlich⸗kritiſche Stellungnahme zu dem Wert 
aller dieſer Anderungen muß hier unterbleiben; ſie würde den 
einem einfachen Aufſatz geſteckten Raum ſprengen. Hier kam 
es nur darauf an, einen Rückblick zu halten, wie der Straf⸗ 
prozeß und die für ihn wichtige Gerichtsverfaſſung in den 
letzten 50 Jahren ſich entwickelt haben; der Rückblick iſt 
allerdings von einem Ausblick in die Zukunft nicht zu trennen. 
Denn die Geſchichte namentlich der letzten 10 Jahre zeigt, 
daß eine Um⸗ oder gar Neugeſtaltung unſeres Strafverfahrens 
unaufhaltſam auf dem Wege iſt. Sie iſt großenteils ſchon 
geboten durch die im Fluſſe befindliche Reform des materiellen 
Strafrechts, da der Entwurf des AD StGB. die prozeſſualen 
Vorſchriften des bisherigen StGB. in die StPO. verweiſen 
will, die Beſtimmungen über Strafvollſtreckung in das neue 
Strafvollzugsgeſetz übernommen werden ſollen, die angeſtrebte 
ſoziale Zweckſtrafe eine Regelung der Ermittelung der Perſön⸗ 
lichkeit des Täters im Strafverfahren erfordert, die vorge⸗ 
ſehene Umgeſtaltung des Eides zahlreiche Anderungen der 
Verfahrensvorſchriften bedingt u. a. m. Die ſo notwendig ge⸗ 
wordene Neubearbeitung der StPO. hat aber noch viel weitere 
Kreiſe gezogen und die Wünſche nach einer alsbaldigen groß⸗ 
zügigen Umgeſtaltung des geſamten Strafverfahrens erneut 
laut werden laſſen. Alle die bei der Schaffung der StPO. 
und ſpäter heiß umſtrittenen Fragen tauchen dabei wieder auf: 
Geſtaltung der Gerichtsorganiſation, Zuziehung des Laien⸗ 
elements, Schwurgericht oder großes Schöffengericht, Durch⸗ 
brechung des Legalitätsprinzips, Unterſuchungshaft, Erleich⸗ 
terung der Wiederaufnahme uſw. ſind wieder in den Vorder⸗ 
grund der Erörterungen getreten. Viele neue Vorſchläge ſind 
dazugekommen, fo, um nur einige zu nennen: Abſchaffung 
der gerichtlichen Vorunterſuchung, Umgeſtaltung der Haupt⸗ 
verhandlung (Unverwertbarkeit der Ermittelungsakten, Ver⸗ 
nehmung des Angeklagten und der Beweisperſonen durch die 
Parteien), ſtärkerer Begründungszwang für das Urteil. Vor⸗ 
kommniſſe der letzten Jahre laſſen eine klare Regelung der 
Stellung der Kriminalpolizei zu Staatsanwaltſchaft und Ge- 
richt erwünſcht erſcheinen; die ſeit Jahren im Verwaltungs⸗ 
wege eingeführte Gerichtshilfe ſoll geſetzlich geregelt und in 
das gerichtliche Verfahren eingebaut werden. Die Verhand⸗ 
lungen des Salzburger Juriſtentages von 1928 und der 
Breslauer Tagung der In. von 1929 haben zahlreiche Vor⸗ 
ſchläge nach allen dieſen Richtungen gezeitigt. Zum Teil ſind 
Abänderungen ſchon in dem in dieſem Jahre erſchienenen Ent⸗ 
wurf eines EG. z. AD StGB. vorgeſehen, der allerdings eine 
grundſätzliche Umgeſtaltung des Verfahrens vermeiden, ſo 
U. a. das Schwurgericht in feiner heutigen Form als großes 
Schöffengericht, ebenſo den Unterſuchungsrichter beibehalten 
will. Gerechtfertigt wird dies damit, daß die zu einer grund⸗ 
legenden Anderung erforderlichen Vorarbeiten ſich jahrelang 
hinziehen und ſo die Strafrechtsreform unabſehbar verzögern 
würden; daher ſei es ratſam, erſt das neue Strafrecht nach 
den Grundſätzen des alten Verfahrens ſich einleben zu laſſen 
und ſpäterhin nach den in der Praxis hervortretenden Ab⸗ 
änderungsbedürfniſſen die Umgeſtaltung des Strafverfahrens 
und der Strafgerichtsverfaſſung durch ein zweites umfaſſen⸗ 
des Geſetzgebungswerk ſelbſtändig in Angriff zu nehmen. 
Ob dieſer Entwurf ſo wie vorgeſchlagen Geſetz werden, ob nicht 
ein Teil der weitergehenden Wünſche noch Berückſichtigung 
wird finden müſſen, iſt nicht vorauszuſehen; Prophezeiungen 
ſind namentlich auf dem von politiſchen Strömungen ſtark 
beeinflußten Gebiete des Strafverfahrens wertlos. Das eine 
ſteht jedenfalls feſt: Die verhältnismäßige Ruhe auf dieſem 
Gebiete während der erſten 40 Jahre iſt einer Zeit ſtändiger 
Reformen und drängender, ins Tiefſte gehender Abänderungs⸗ 
vorſchläge gewichen, die noch auf Jahre hinaus die Geiſter 
erregen, hoffentlich zu einer befriedigenden Löſung führen wird. 
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Daß die Strafrechtsreform auch das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
recht und das Strafverfahren in Mitleidenſchaft ziehen werde, 
war angeſichts der engen Verknüpfung von Verfahrensrecht 
und materiellem Recht von vornherein nicht zweifelhaft. Daß 
aber der Entwurf des Einführungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuch 
Anderungen des GVG. und der RStPO. in zuſammen nahezu 
300 Ziffern vorſchlagen werde, war doch etwas überraſchend. 
Die große Zahl der geplanten Neuerungen erklärt ſich daraus, 
daß außer den durch die Strafrechtsreform notwendig werden⸗ 
den Anderungen bei dieſer Gelegenheit auch andere verfahrens⸗ 
rechtliche Verbeſſerungen durchgeführt werden ſollen, die von 
der Strafrechtsreform ganz unabhängig ſind. Insbeſondere 
ſollen Mißſtände abgeſtellt werden, die übereinſtimmend als 
ſolche anerkannt werden und die bei verſchiedenen großen Pro⸗ 
zeſſen in den vergangenen Jahren beſonders deutlich in die 
Erſcheinung getreten ſind. 

Der Gedanke lag nahe, jetzt ſchon eine abſchließende 
Strafprozeßreform durchzuführen, um nicht zu einer Häufung 
weitgehender Teilreformen zu gelangen. Der Entwurf hat das 
aber mit Recht abgelehnt, da eine umfaſſende Strafprozeß⸗ 
reform den Abſchluß der ohnehin ſchon überreifen Strafrechts⸗ 
reform verzögern würde, und da das neue materielle Recht 
erſt erprobt ſein muß, ehe auf ihm ein in allen Teilen neu⸗ 
geſtaltetes Strafverfahren aufgebaut werden kann. 

Nachdem alſo erſt i. J. 1924 die tiefgreifende Emminger⸗ 
ſche Strafprozeßreform erfolgt iſt, ſtehen nunmehr zwei weitere 
große Strafprozeßreformen in Ausſicht: einmal die Teilreform, 
die gleichzeitig mit dem neuen Strafgeſetzbuch in Kraft treten 
ſoll, und dann die abſchließende Reform, die (in Fortführung 
der Entwürfe von 1908 und 1920) einige Jahre nach dieſem 
Zeitpunkt in Angriff genommen werden wird. So bleibt in ab⸗ 
ſehbarer Zeit alles im Fluß. — Die beiden kommenden Re⸗ 
formen werden naturgemäß auch wieder zu Neufaſſungen und 
zur Neubezifferung der Paragraphen führen. Daß dies dem 
Praktiker das Einleben nicht erleichtern wird, liegt auf der 
Hand, und doch iſt dieſes Übel unvermeidbar. 

Der folgende Bericht über die Auswirkung der Straf⸗ 
rechtsreform auf Gerichtsverfaſſung und Strafverfahren muß 
ſich darauf beſchränken, aus der Fülle der im Enitwurf des 
Einführungsgeſetzes enthaltenen Reformpläne die wichtigſten 
herauszugreifen und in aller Kürze zu ihnen Stellung zu 
nehmen. Anderungen mehr formeller oder bloß techniſcher Art 
bleiben außer Betracht. f 

A. Unter den Reformen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
rechts iſt in erſter Linie der Abbau der 1924 einger 
führten Sparmaßregeln zu begrüßen. Die erkennenden 
Senate der Oberlandesgerichte ſollen wie ehedem wieder mit 
5, die des Reichsgerichts wieder mit 7 Richtern beſetzt werden. 
Den Vorſitz in der kleinen Strafkammer ſoll nur noch ein Di⸗ 
rektor (nicht mehr irgendein Mitglied des Landgerichts) führen 
dürfen; die Begründung hebt mit Recht hervor, daß die ſeit⸗ 
herige Regelung mit den Anforderungen, die an den Vorſitzen⸗ 
den einer Berufungskammer geſtellt werden müſſen, unverein⸗ 
bar ſei. Außerdem wird die Zuſtändigkeit des Amtsrichters 
ganz erheblich eingeſchränkt, und zwar ſoll er Verbrechen 
überhaupt nicht mehr allein aburteilen dürfen und Vergehen 
nur in weit geringerem Umfang als bisher (Art. 66 f 26). 
Zur Aberkennung der Amtsfähigkeit oder des Wahlrechts, 
ſowie zur Verhängung von einer Freiheitsſtrafe von mehr als 
einem Jahr und gewiſſer einſchneidender Sicherungsmaßregeln 
ſoll der Einzelrichter nicht zuſtändig ſein. Die Unterbringung 
in eine Heilanſtalt oder Trinkerheilanſtalt oder in Sicherungs⸗ 
verwahrung kann (außer vom Schwurgericht) nur vom erwei⸗ 
terten Schöffengericht ausgeſprochen werden. Gegebenenfalls 
muß der Amtsrichter oder das einfache Schöffengericht an 
dieſes Gericht verweiſen (Art. 67 Ziff. 144). 

Die unzureichende Beſetzung der kleinen Strafkam⸗ 
mer iſt leider beibehalten, offenbar im Hinblick auf die ver⸗ 
minderte Zuſtändigkeit des Amtsrichters. Übrigens kann die 
Staatsanwaltſchaft in bedenklicher Erweiterung ihrer Befug⸗ 


niſſe (nach Art. 66 Ziff. 13) verlangen, daß an Stelle der 
kleinen Strafkammer die große Strafkammer über die Be⸗ 
rufung gegen ein Urteil des Amtsrichters entſcheidet. 

Den verſchiedentlich geäußerten Wunſch, die Schwur⸗ 
gerichte alter Art wieder einzuführen, lehnt der Entwurf mit 
Recht ab; er begründet das zaghaft und nicht ganz einleuchtend 
damit, daß man noch nicht genügend Erfahrungen mit dem 
neuen Schwurgericht geſammelt habe, und daß es bei der 
großen Bedeutung der Strafzumeſſung im kommenden Straf⸗ 
recht nicht angehen würde, die Geſchworenen hiervon wieder 
auszuſchließen. In Wirklichkeit kann man doch jetzt ſchon 
ſagen, daß das Schwurgericht neuer Art weit beſſer iſt als 
ſagen, daß das Schwurgericht neuer Art weit beſſer iſt als das 
alte. — Dagegen wird die Zuſtändigkeit der Schwur⸗ 
gerichte dadurch verringert, daß ihnen der Meineid entzogen 
werden ſoll. Dies wird nicht ganz überzeugend damit begründet, 
daß für die (neugeſchaffene) falſche Verſicherung die Schöffen⸗ 
gerichte zuſtändig ſeien, und daß Meineid und falſche Ver⸗ 
ſicherung nicht ſo ſtark verſchieden ſeien, daß ſich eine ver⸗ 
ſchiedene Zuſtändigkeit rechtfertige. Da Meineidsanklagen den 
Hauptbeſtandteil der Tagesordnungen der Schwurgerichte ge⸗ 
bildet haben, werden die Schwurgerichte in Zukunft nicht mehr 
viel zu tun haben. 

Während bisher die Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung nur durch das Reichsgericht und innerhalb der 
verſchiedenen Senate des Reichsgerichts durch die Einrichtung 
der Plenarentſcheidung durchgeführt war, ſoll nunmehr (durch 
Art. 66 Ziff. 122 a) in viel weiterem Umfang als bisher ver⸗ 
ſucht werden, für das neue Strafrecht eine einheitliche Recht⸗ 
ſprechung zu erzielen. In Zukunft muß nämlich immer das 
Reichsgericht angerufen werden, wenn ein Oberlandesgericht 
als Reviſionsgericht von einer Entſcheidung des Reichsgerichts 
oder eines anderen Oberlandesgerichts abweichen will; ferner 
müſſen die Oberlandesgerichte die Reviſion dem Reichsgericht 
auch dann vorlegen, wenn eine Rechtsfrage von grundſätzlicher 
Bedeutung zu entſcheiden iſt, zu der das Reichsgericht noch 
gar nicht Stellung genommen hat. Nun iſt Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung gewiß erſtrebenswert, es iſt aber doch zu be⸗ 
denken, ob hier nicht den Oberlandesgerichten wie dem Reichs⸗ 
gericht eine nahezu unerfüllbare Aufgabe zugemutet wird. 
Für die Einheitlichkeit der Rechtſprechung innerhalb der ver⸗ 
ſchiedenen Strafſenate eines und desſelben Oberlandesgerichts 
iſt merkwürdigerweiſe keine Vorſorge getroffen. 

Die Erfahrungen im Krantz⸗ und Hußmannprozeß füh⸗ 
ren zu weitgehender Einſchränkung des Grundſatzes 
der Offentlichkeit für den Fall, daß zu befürchten iſt, 
daß durch Bekanntwerden der in der Verhandlung zu er⸗ 
örternden Vorgänge das Geſchlechtsgefühl der Jugend über⸗ 
reizt oder irregeleitet werde. Auch abgeſehen hiervon ſind Be⸗ 
ſchränkungen der Öffentlichkeit vorgeſehen, die teilweiſe viel⸗ 
leicht etwas zu weit gehen. 

B. I. Von den Vorſchlägen zur Abänderung des Straf⸗ 
verfahrens ſind zunächſt die ins Auge zu faſſen, die durch 
die Strafrechtsreform unmittelbar bedingt ſind oder wenigſtens 
auf dieſelben Grundgedanken zurückzuführen ſind, wie dieſe. 

In erſter Linie ſoll erreicht werden, daß Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und Gericht mehr als bisher die Unterlagen zur Be⸗ 
urteilung der Perſönlichkeit des Beſchuldigten 
und damit auch zur Strafbemeſſung und zur Verhängung 
ſichernder und beſſernder Maßregeln erhalten. Zu dieſem 
Zweck wird erfreulicherweiſe vorgeſchrieben, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft das Ermittlungsverfahren ſoweit als möglich 
ſelbſt in die Hand nehmen ſoll; ſie ſoll Beſchuldigte und 
Zeugen ſelbſt vernehmen, ſoweit nicht polizeiliche Verneh⸗ 
mungen ausreichen; der Ermittlungsrichter ſoll nur in 
wenigen Ausnahmefällen angerufen werden dürfen. Infolge⸗ 
deſſen wird den Zeugen die Verpflichtung zum Erſcheinen und 
zur Ausſage vor der Staatsanwaltſchaft auferlegt; bei Un⸗ 
folgſamkeit ſind Zwangsmaßregeln vorgeſehen, die aber auf⸗ 
fallenderweiſe nicht von der Staatsanwaltſchaft ſelbſt, ſondern 
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nur vom Richter ausgeſprochen werden dürfen. Die Ermitt⸗ 
lungen der Staatsanwaltſchaft ſollen ſich auch auf die Um⸗ 
ſtände erſtrecken, die für die Strafbemeſſung, insbef. den be⸗ 
dingten Straferlaß, und für die Anordnung von Maßregeln 
der Beſſerung und Sicherung von Bedeutung ſind. Bei ihren 
Ermittlungen kann ſich die Staatsanwaltſchaft der Unter⸗ 
ſtützung der Gerichtshilfe bedienen. Damit iſt zum erſtenmal 
die Tätigkeit der Gerichtshilfe im Geſetz erwähnt und in das 
Strafverfahren eingebaut !). 

Dem Wunſch auf völlige Beſeitigung der Vorunter⸗ 
ſuchung hat der Entwurf nicht ſtattgegeben; doch wird der 
Staatsanwaltſchaft nahegelegt, überflüſſige Vorunterſuchun⸗ 
gen zu vermeiden. Soweit allerdings eine möglichſt genaue 
Erforſchung der Perſönlichkeit des Täters von beſonderer 
Bedeutung iſt, ſoll Vorunterſuchung beantragt werden. 

In der Hauptverhandlung wird die Zuziehung 
eines Sachverſtändigen in allen Fällen notwendig, in dem 
die Unterbringung des Beſchuldigten in eine Heil- oder 
Pflegeanſtalt oder eine Trinkerheilanſtalt oder Erziehungs⸗ 
anſtalt in Frage kommt. 

Der Geſichtspunkt, daß der Perſönlichkeit des Be⸗ 
ſchuldigten in Zukunft weit mehr Beachtung geſchenkt 
werden muß als bisher, hat auch zu den durchaus berech⸗ 
tigten Vorſchlägen geführt, daß gegen einen abweſenden 
Angeklagten höchſtens auf Freiheitsſtrafe bis zu drei Monaten 
erkannt werden darf (Art. 67 Ziff. 128), während bisher ſogar 
Zuchthaus verhängt werden konnte; auch im Strafbefehl, 
der nachgerade eine nicht mehr zu rechtfertigende Aus⸗ 
dehnung erlangt hatte, ſoll in Zukunft nicht mehr als ein 
9 Freiheitsſtrafe (bisher drei) ausgeſprochen werden 
ürfen. 

In der gleichen Richtung liegt die Abſchaffung der ab⸗ 
gekürzten Strafurteile, die bisher bei Rechtsmittel⸗ 
verzicht zuläffig waren; dieſe geben keine genügende Grund⸗ 
lage für die individuelle Behandlung eines Verurteilten im 
Strafvollzug oder für ſpäter notwendig werdende Entſchei⸗ 
dungen, z. B. über bedingten Straferlaß oder Begnadigung. 

Ein weiterer wichtiger Gedanke, der mit dem der Straf⸗ 
rechtsreform in innerem Zuſammenhang ſteht, iſt der der 
Verſtärkung des Schutzes des Beſchuldigten. 

In dieſer Richtung ſollen namentlich die Vorſchriften 
über die Unterſuchungshaft noch weiter ausgebaut wer⸗ 
den, als dies ſchon durch die Novelle von 1926 geſchehen iſt. 
Dabei werden zunächſt die Vorausſetzungen der Ver⸗ 
hängung der Unterſuchungshaft eingeſchränkt. Der an⸗ 
erkennenswerte Verſuch, der ſchematiſchen Verhängung der 
Unterſuchungshaft bei Verbrechen entgegenzutreten, wird 
allerdings durch die unglückliche Vorſchrift wieder vereitelt, 
wonach zur Begründung des Fluchtverdachts genügt, wenn zu 
erwarten iſt, daß wegen der Tat auf Freiheitsſtrafe von min⸗ 
deſtens einem Jahre erkannt werden wird 2). Beſonders ein⸗ 
gehend (in 23 Paragraphen) wird der Vollzug der Unter⸗ 
ſuchungshaft geregelt; damit werden die verſchiedenartigen 
Eingriffe in die Freiheitsſphäre, die die Unterſuchungshaft 
mit ſich bringt, wie namentlich die Beſchränkung des Schrift⸗ 
und Beſuchverkehrs, die Sicherungsmaßnahmen und die Haus⸗ 
ſtrafen auf eine geſicherte Rechtsgrundlage geſtellt. Die gegen⸗ 
ſätzlichen Belange des Beſchuldigten und die Rechtspflege er⸗ 
ſcheinen dabei richtig gegeneinander abgewogen. 

. Von erheblicher praktiſcher und grundſätzlicher Bedeutung 
iſt die Beſtimmung, daß der vorläufig Feſtgenommene 
i Zukunft ſpäteſtens am Tag nach feiner Feſtnahme dem 
ſunch ter vorgeführt werden muß. (Aus der bisherigen Faſ⸗ 
ſichs eunverzüglich hatte die Polizei m. E. zu Unrecht für 
5 Bar Befugnis abgeleitet, den vorläufig Feſtgenommenen 
Grundl in Polizeihaft zu halten, bis die erforderlichen 
wonnelagen für die Entschließung über den Haftbefehl ge⸗ 
4507 . waren.) Findet der Richter noch keinen dringenden, 
inst iliagſtens hinreichenden Tatverdacht, ſo kann er als 
einſtweilige Maßnahme Verwahrungsbefehl erlaſſen, 
der allerdings nach drei, in beſonderen Fällen nach fünf 
Tagen wieder aufgehoben werden muß. 

Aneingeſchränkte Zuſtimmung verdient der Vorſchlag, 
die notwendige Verteidigung erheblich auszudehnen, 


1) Das ZOG. ſieht lediglich die Mitwirk x 
: glich die Mitwirkung des Jugendamts vor. 
2) Entw. Einfch. Art. 67 Ziff. 60 $ 112 b. 
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namentlich auf den Fall, daß zu erwarten ſteht, der Be⸗ 
ſchuldigte werde als Gewohnheitsverbrecher verurteilt oder in 
eine Heil⸗ oder Pflegeanſtalt eingewieſen werden. — Dem 
Schutz des Angeklagten dient ferner die Pflicht des Gerichts, 
den Beſchuldigten darüber zu belehren, daß er im Vor⸗ 
verfahren abgelehnte Beweisanträge in der Haupt⸗ 
verhandlung wiederholen könne, ſowie die genaue Feſtlegung 
der ſachlichen Vorausſetzungen, unter denen ein Beweis⸗ 
antrag abgelehnt werden kann. — Des weiteren ſind zum 
Schutz gegen Willkür die geſetzlichen Anforderungen an die 
Urteilsgründe mit Recht gewaltig erhöht: ganz all- 
gemein müſſen die Tatſachen, die für die Bildung der Über⸗ 
zeugung des Gerichts maßgebend waren, aufgeführt und auch 
die vom Angeklagten (wie übrigens auch von anderen Be⸗ 
teiligten) zu Protokoll feſtgeſtellten Behauptungen gewürdigt 
werden; auch die Nichtanführung der Strafzumeſſungsgründe 
ſoll einen Reviſionsgrund bilden. 

Im Zuſammenhang mit der Reform des materiellen Rechts 
ſtehen auch gewiſſe Neuerungen im Verfolgungs⸗ 
zwang. So mußte die Strafverfolgung von Auslandstaten 
neu geregelt und das im Strafgeſetzentwurf für beſonders 
leichte Fälle vorgeſehene „Abſehen von Strafe“ mit der 
Beſtimmung über das Abſehen von der Erhebung der Klage 
in Einklang gebracht werden. Das letztere ſoll dadurch er⸗ 
reicht werden, daß bei Vergehen von der Klage nur noch bei 
ſolchen Delikten abgeſehen werden darf, bei denen das mate⸗ 
rielle Recht ein Abſehen von Strafe zuläßt — hierin liegt eine 
Einſchränkung gegenüber dem geltenden Recht —; außerdem 
aber kann die Staatsanwaltſchaft bei allen Vergehen mit Zu⸗ 
ſtimmung des Amtsrichters von der Erhebung der öffentlichen 
Klage dann abſehen, wenn der Verletzte nicht widerſpricht. 

Auch in anderer Richtung ſoll im Strafverfahren auf 
den Verletzten mehr als bisher Rückſicht genommen 
werden. So ſoll ihm der Termin der Hauptverhandlung 
mitgeteilt werden; außerdem aber ſoll er in weitem Aus⸗ 
maß die Möglichkeit erlangen, im Strafverfahren gegen den 
Beſchuldigten ſeinen Anſpruch auf Schadenserſatz geltend 
zu machen, allerdings nur dann, wenn der Anſpruch in tat⸗ 
ſächlicher und rechtlicher Beziehung nach Grund und Höhe 
klar liegt und 10000 % nicht überſteigt. Neben dem Ge⸗ 
danken der Fürſorge für den Verletzten haben Gründe der 
Prozeßökonomie zu dieſem ſchon lange geplanten begrüßens⸗ 
werten Schritt geführt: es ſoll nicht in zwei getrennten Pro⸗ 
zeſſen über Dinge verhandelt werden, die ebenſogut oder noch 
beſſer in einem einzigen Verfahren erledigt werden könnens). 

Der Umſtand, daß der Strafgeſetzentwurf die verſchieden⸗ 
artige Behandlung von Ideal⸗ und Realkonkur⸗ 
renz aufgeben will, hat zu dem Verſuch geführt, aus die⸗ 
ſer an ſich möglichen materiellrechtlichen Gleichſtellung ver⸗ 
ſchiedener Sachlagen auch die Folgerungen für das Ver⸗ 
fahren zu ziehen. Dieſer Verſuch iſt mißglückt!), und er 
konnte nicht glücken, weil es unnatürlich iſt, eine Mehrheit 
von Prozeßgegenſtänden ebenſo zu behandeln wie einen 
einzelnen. 

Auch die Neuregelung des Strafantragsrechts 
ſteht mit der Strafrechtsreform in Verbindung. Daß die 
ausſchließlich dem Verfahrensrecht zugehörigen Beſtimmungen 
über den Strafantrag nunmehr am richtigen Platz, in der 
Prozeßordnung, unterkommen ſollen, iſt nur zu begrüßen. 
Abgeſehen von dieſer Umquartierung find aber auch ſachliche 
Anderungen vorgeſehen, die gebilligt werden können. Die 
wichtigſte iſt die Aufteilung des Strafantrags in „Verlangen“ 
und „Zuſtimmung“. (Ob zur Verfolgung einer Straftat das 
Verlangen oder die Zuſtimmung des Verletzten erforderlich 
iſt, iſt im Entwurf des StGB. im beſonderen Teil geregelt.) 
Verlangen und Zuſtimmung unterſcheiden ſich dadurch, daß 
das Verlangen ſtets, die Zuſtimmung nie zurücknehmbar iſt. 
— Dadurch, daß das Strafantragsrecht in gewiſſen Grenzen 
vererblich gemacht werden ſoll, werden unerfreuliche Fol⸗ 
gen der bisherigen Regelung abgeſchnitten. — Daß die viel 
zu lange Antragsfriſt von drei Monaten beibehalten 


3) Dieſe Neuerung hat naturgemäß auch Anderungen des GKG. 
(Entw. Einf. Art. 88 Ziff. 16) und der RAGebO. (Entw. Einf®. 
Art. 89 Ziff. 5) zur Folge. 

4) Wie Beling in StZ. 1, 1929, 1166 nachweiſt. 
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werden foll, ift im Intereſſe der Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens zu bedauern. 

Einen beſonders wichtigen Teil der geplanten Prozeß⸗ 
reform bildet die ſog. „Eides reform“, die ſich übrigens 
auch auf andere Prozeßarten erſtreckt. Der Grundgedanke die⸗ 
ſer Reform iſt der Wunſch, die Eide (und damit die Mein⸗ 
eidsprozeſſe) einzuſchränken. Der Strafrechtsausſchuß hat ſich 
bei der Beratung der Eidesdelikte ſchon mit dieſer Frage be⸗ 
faßt. Die Vorſchläge im Entwurf des Einführunggeſetzes ſind 
den Wünſchen des Strafrechtsausſchuſſes angepaßt. Eine 
völlige Beſeitigung des Eides iſt nicht vorgeſehen. Der Eid 
ſoll aber auf gewiſſe ſeltene Ausnahmefälle beſchränkt werden. 
Im Strafverfahren ſoll eine Beeidigung eines Zeugen (Sach⸗ 
verſtändige werden überhaupt nicht mehr beeidigt) nur noch 
dann erfolgen dürfen, wenn das Gericht der Ausſage aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung für die Urteilsfindung beimißt, 
und wenn es der Auffaſſung iſt, daß die Beeidigung als 
äußerſtes Mittel der Wahrheitserforſchung nicht entbehrt 
werden kann. Soweit eine Ausſage beeidigt iſt, iſt Jie wört⸗ 
lich in das Protokoll aufzunehmen. In allen übrigen Fällen 
ſoll, ſoweit nicht die Beteiligten und das Gericht überhaupt 
auf eine beſondere Beteuerung verzichten, eine bloße „Ver⸗ 
ſicherung unter Berufung auf die Pflicht zur Wahrheit“ er⸗ 
folgen. (Eine falſche Verſicherung dieſer Art iſt ebenfalls 
ſtrafbar, aber nicht ſo ſchwer wie Meineid.) Man wird bei 
dieſer Unterſcheidung von Eid und Verſicherung das un⸗ 
angenehme Gefühl nicht los, daß hier eine Unterſcheidung ge⸗ 
plant iſt, die ſich kaum rechtfertigen läßt, da es nur eine 
Stufe der Pflicht zur Wahrheit geben kann; vielleicht kann 
man ſich aber damit tröſten, daß man ja auch bisher neben 
dem Eid die Verſicherung an Eidesſtatt (die in Zukunft ganz 
wegfallen ſoll) gekannt hat. Auch die Verſicherung foll 
eingeſchränkt werden; ſie iſt z. B. unzuläſſig, wenn nach der 
Überzeugung aller Mitglieder des Gerichts die Ausſage un⸗ 
erheblich iſt und der Zeuge auch nicht in der Lage iſt, erheb⸗ 
liche Tatſachen zu bekunden, und es kann von ihr abgeſehen 
werden, wenn eine Ausſage nach der Überzeugung des Ge⸗ 
richts offenbar unglaubwürdig iſt (Entw. Art. 67 Ziff. 27 
S$ 61, 62). Auf die ſchweren Bedenken, die einer ſolchen 
Regelung entgegenſtehen („Prämie auf Ausſagedrückerei“ und 
„Entwaffnung des Entlaſtungsbeweiſes“), hat Belings) 
nachdrücklich hingewieſen. 

Damit, daß Eid und Verſicherung erſt nach der Ver⸗ 
nehmung erfolgen ſollen, wird einer ſeit langem erhobenen, 
von pſychologiſchem und prozeßtaktiſchem Standpunkt aus 
gleichbegründeten Forderung Rechnung getragen und die 
Übereinſtimmung mit dem Zivilprozeß wiederhergeſtellt. 


II. Bei der Auswahl der für jetzt vorgeſehenen Re⸗ 
formen, die nicht durch die Strafrechtsreform 
unmittelbar oder mittelbar bedingt ſind, waltet eine ge⸗ 
wiſſe Willkürlichkeit ob, aus der aber dem Entwurf nach Lage 
der Dinge kein Vorwurf gemacht werden kann. Die Ande⸗ 
rungen dienen teils der Abſtellung offenbarer Mängel der 
geltenden StPO., teils der Klärung praktiſch wichtiger 
Streitfragen. 

In erſterer Hinſicht iſt zunächſt die Beſeitigung des 
Eröffnungsbeſchluſſes zu erwähnen. Als Erſatz iſt 
die Anordnung der Hauptverhandlung durch den Vorſitzenden 
vorgeſehen; dieſe hat zu erfolgen, wenn der Vorſitzende in 
Übereinſtimmung mit dem Staatsanwalt den Angeſchuldigten 
der Tat für hinreichend verdächtig hält; hat der Vorſitzende 
Bedenken, ſo hat er die Entſcheidung des Gerichts anzu⸗ 
rufen. Sachlich iſt dieſe Anderung gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtand nicht ſehr einſchneidend. Im übrigen wird dem 
Eröffnungsbeſchluß kaum jemand eine Träne nachweinen; er 


5) a. a. O. 1170. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


hat nur in ganz ſeltenen Fällen ſeine Aufgabe als Schutz des 
Beſchuldigten gegenüber ungerechtfertigten Anklagen erfüllt. 
An Stelle des EB. wird in der Hauptverhandlung in Zu⸗ 
kunft die Anklageſchrift verleſen. 

Für die Hauptverhandlung iſt weiter vorgeſehen, daß 
außer dem Vorſitzenden auch Beiſitzer, Staatsanwalt, Ver⸗ 
teidiger und Mitangeklagte unmittelbar Fragen an den 
Angeklagten richten dürfen; daß das zu einer Verwirrung 
des Angeklagten führen kann, wird dabei nicht genügend ge⸗ 
würdigt. — Ferner ſind die Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
läſſigkeit des Kreuzverhörs etwas erweitert; gleichwohl 
bleibt zweifelhaft, ob es ſich in Deutſchland jemals wirklich 
einbürgern wird. Verſuche in dieſer Richtung mag man 
immerhin machen. 

Die berechtigte Kritik gegen die engherzige und auch 
ſonſt unglückliche Regelung des Wiederaufnahme⸗ 
verfahrens im geltenden Recht hat zu einſchneidenden 
Anderungen geführt. Insbeſondere iſt mit Recht vorgeſehen, 
daß ein Richter, der im urſprünglichen Strafverfahren mit⸗ 
gewirkt hat, von allen Entſcheidungen im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren kraft Geſetzes ausgeſchloſſen ſein ſoll. Außerdem 
ſind die Vorausſetzungen für das Wiederaufnahmeverfahren 
zugunſten des Beſchuldigten, in einem Punkt auch zu ſeinen 
Ungunſten, erweitert. Dem ſeit dem Prozeß Jakubowfki mit 
beſonderem Nachdruck aufgeſtellten Verlangen, die Wieder⸗ 
aufnahme zugunſten eines Verſtorbenen der Wiederaufnahme 
zugunſten eines noch Lebenden gleichzuftellen ), iſt Rechnung 
getragen. 


Auch für die beſonderen Verfahrensarten ſind 
Neuerungen vorgeſehen. So werden die entbehrlich gewor⸗ 
denen Beſtimmungen der StpO. über das Finanzſtraf⸗ 
verfahren geſtrichen, und das in mehreren Ländern in 
verſchiedenen Formen geübte abgekürzte Verfahren 
in Polizeiſtrafſachen erhält die dringend erforderliche 
geſetzliche Grundlage. Damit wird wohl auch die „gebühren⸗ 
pflichtige Verwarnung“, die zwar praktiſch zweckmäßig iſt, 
aber in tiefſtem Grunde doch ein agere in fraudem legis dar- 
ſtellt, entbehrlich werden. 

Daß der Entwurf ſich nicht entſchloſſen hat, in Fällen 
übler Nachrede die Feſtſtellungsklage (den „Informativ⸗ 
prozeß“) einzuführen, iſt zu bedauern; vielleicht hat das 
Reichsjuſtizminiſterium dieſen Schritt aber für die übernächſte 
Strafprozeßreform ins Auge gefaßt. 

Erfreulich iſt, daß auch einige praktiſch wichtige 
Streitfragen im Geſetz geklärt werden ſollen. So 
wird die Zuläſſigkeit der körperlichen Durchſuchung einer un⸗ 
verdächtigen Perſon eindeutig bejaht, die Entbindung des An⸗ 
geklagten von der Verpflichtung zum Erſcheinen auch in der 
Berufungsinſtanz ausdrücklich für zuläſſig erklärt. Es wird 
ferner ausgeſprochen, daß der nicht angefochtene Strafbefehl 
auch materielle Rechtskraft erlangt und daß auch einem Straf⸗ 
befehl gegenüber Wiederaufnahme möglich iſt. 

Endlich ſollen die — übrigens jetzt ſchon unbeſtreitbar 
zuläſſigen — erkennungsdienſtlichen Maßnahmen, 
wie die zwangsweiſe Aufnahme von Lichtbildern und Finger⸗ 
abdrücken des Beſchuldigten, eine ausdrückliche geſetzliche 
Grundlage erhalten. 

Trotz mancher Bedenken hat das Geſamturteil über 
die zumeiſt ſehr ſorgfältig abgewogenen und ſcharf gefaßten 
Vorſchläge zur Strafprozeßreform günſtig zu lauten. Sie ge⸗ 
währleiſten den organiſchen Zuſammenhang mit dem mate⸗ 
riellen Recht und bringen Verbeſſerungen, die ſich ohne 
Schwierigkeiten und wohl auch ohne allzu große politiſche 
Meinungsverſchiedenheiten jetzt ſchon verwirklichen laſſen. — 


e) Vgl. bisher SPD. 8 371 Abſ. I. 


58. Jahrg. 1929 Heft 39) 
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Der ſtrafprozeſſuale Gehalt des „Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen 
Deutſchen Strafgeſetzbuch und zum Straſpvollzugsgeſetz“. 


Von Landgerichtsrat Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Schon äußerlich betrachtet iſt dieſer Entwurf ſeinem Kerne 
nach vor allem eine Novelle zur StPO. und zu den dazu 
gehörigen Teilen des GVG. Rund 34 von den 94 Seiten 
des Geſetzgebungswerks entfallen als kompakte Maſſe auf die 
Art. 66 (Anderungen des GVG.) und 67 (Anderungen der 
S:PD.), während die übrigen 200 Artikel ſich — ſoweit fie 
nicht die für ein EinfG. unentbehrlichen Übergangsbeſtim⸗ 
mungen u. dgl. enthalten — auf mehr als 100 andere Reichs⸗ 
geſetze verteilen. Der Strafprozeſſualiſt ift alſo in erſter Reihe 
zur Stellungnahme gegenüber dieſem EinfGG. genötigt, das 
zugleich ein „Ausführungsgeſetz“, eine Erfüllung ſo zahlreicher 
Reformwünſche auf dem Gebiete unſeres Strafverfahrens dar⸗ 
ſtellen will und auch darſtellt. Eine Kritik iſt jedoch erſt 
möglich nach Klärung einer Vorfrage: Der Kritiker muß ſich 
zunächſt darüber Rechenſchaft geben, wie er einer Teilreform 
des Strafverfahrens grundſätzlich gegenüberſteht. Denn daß 
es ſich trotz des großen Umfangs der Novelle nur um eine 
Teil reform handelt, iſt offenſichtlich und wird auch von der 
Begründung an mehreren Stellen mit beſonderer Schärfe be⸗ 
tont (S. 3 u. beſ. S. 26, 27, 33). Wer ſich — wie der Verf. 
dieſes Aufſatzes — bereits vor dem Erſcheinen des Entwurfs 
gegen den Gedanken einer Teilreform ausgeſprochen hat (vgl. 
Recht u. Leben Nr. 41 v. 11. Okt. 1928), der fühlt beſonders 
die Verpflichtung, ſich mit dem Standpunkt des Entwurfs 
auseinanderzuſetzen. Der Verf. hatte a. a. O. darzulegen 
verſucht, ein ſo einheitliches Gebilde wie eine StPO. ver⸗ 
trage ein unaufhörliches Herumflicken, wie wir es ſeit der 
lex Emminger erleben, am allerwenigſten, weil die einzelnen 
Teile ſchließlich nicht mehr zueinander paßten; eine ſtändige 
Novellengeſetzgebung verringere die Achtung vor dem Geſetz 
und führe doch niemals zu einem Ruhepunkt. Die Begründung 
hat eine Widerlegung dieſer Ausführungen nicht unternommen; 
ſie ſtellt lediglich die Bedenken zuſammen, die einer ſofortigen 
umfaſſenden Strafprozeßreform im Wege ſtehen. Es ſind im 
weſentlichen drei: Die verfügbaren Kräfte reichten nicht aus, 
um neben der Strafrechtsreform ein zweites großes Geſetz⸗ 
gebungswerk zu bewältigen; eine Gefährdung oder gar ein 
Scheitern könne daher die Folge eines ſolchen Unternehmens 
ſein. Es ſei ferner aus praktiſchen Gründen nicht ratſam, 
gleichzeitig mit einem völlig neuen materiellen Strafrecht ein 
neues Gerichtsverfaſſungs⸗ und Verfahrensrecht einzuführen. 
Und ſchließlich ſeien die Meinungen darüber, welche Richtung 
die Prozeßreform zu nehmen habe, bei den Theoretikern, Prak⸗ 
tikern und Politikern zur Zeit „kaum hinreichend geklärt“. 
Das letztere iſt zweifellos richtig, ja ſogar noch ſehr ſchonungs⸗ 
voll ausgedrückt. Wie groß die Unklarheit iſt, ſcheint die Bres⸗ 
lauer Tagung der IKV. nach den in die Offentlichkeit ge⸗ 
langten Berichten — der offizielle Bericht liegt mir bei der 
Niederſchrift dieſer Zeilen noch nicht vor — gezeigt zu haben. 
Fraglich aber erſcheint es mir, ob die Klärung durch bloßen 
Aufſchub der Reform zu erzielen ſein wird. Was das zweite 
Argument betrifft, ſo glaube ich, daß die zur praktiſchen An⸗ 
wendung der Geſetze berufenen Organe ſich leichter mit einer 
völlig neuen StPO. als mit einer unabſehbaren Reihe von 
Novellen abfinden würden. So bleibt denn nur noch das 
Erſte: die verfügbaren Kräfte reichen zur gleichzeitigen geſetz⸗ 
Ir erifchen Durchführung beider Reformen nicht aus. Wenn 
Krſem Mangel nicht durch Vermehrung der vorhandenen 
aa abgeholfen werden kann, ſo müſſen wir uns freilich 
beſcheiden in der Hoffnung, daß wenigſtens gleich nach dem. 
Inkrafttreten des neuen SGB. mit den Vorarbeiten zu einer 
neuen StPO. begonnen wird. 


Wodurch unterſcheidet ſich der Entwurf von einer um⸗ 
faſſenden Neuordnung? Die Begründung (S. 26, 27, 33) 
nennt ſelbſt die Probleme, an deren grundſätzliche Löſung man 
ſich nicht gewagt hat: Umgeſtaltung der Gerichtsverfaſſung 
unter Auseinanderſetzung mit Schiffer und Graf Dohna, 
Wiederherſtellung der alten Schwurgerichte, Abſchaffung der 


Berufung und der Vorunterſuchung 1), „Erſetzung des Offizial⸗ 
prinzips durch das Parteiprinzip nach engliſchem Muſter“. 
Ganz unangetaſtet geblieben ſind manche dieſer Fragen aller⸗ 
dings nicht. Vielmehr finden ſich hier und da ſehr vorſichtige 
„Vorſchläge, die in der Richtung der künftigen umfaſſenden 
Strafprozeßreform liegen und dieſer vorarbeiten und Gelegen⸗ 
heit zur praktiſchen Erprobung auf eng begrenztem Gebiet 
geben ſollen“ (Begründung S. 35). Hierher gehören die unten 
zu beſprechenden Vorſchriften über das Kreuzverhör, über 
die Pflicht der Staatsanwaltſchaft, das Ermittlungsverfahren 
ſelbſt in die Hand zu nehmen, und über die Einſchränkung 
der Vorunterſuchungen. Nicht dagegen werden die Abſchaffung 
der Berufung und die Wiedereinführung der Schwurgerichte 
in ähnlicher Weiſe vorbereitet; gegenüber derartigen Reform⸗ 
wünſchen findet die Begründung (S. 27) vielmehr Worte ent⸗ 
ſchiedener Ablehnung 2). So iſt denn der Entwurf trotz feines 
Umfangs ſeinem Programm getreu nicht mehr geworden als 
eine umfangreiche Novelle, die im weſentlichen zwei Ziele ver⸗ 
folgt: 1. Anpaſſung des formalen Rechts an das neue StGB. 
und 2. Beſeitigung ſolcher im geltenden Recht beſonders fühl⸗ 
bar gewordener Mißſtände, die ſich ohne Neuerungen von 
grundſätzlicher Tragweite beheben laſſen. Das letztere bedeutet 
naturgemäß nichts anderes als eine Verarbeitung der im 
Laufe der Jahre wahrſcheinlich recht angeſchwollenen Zettel⸗ 
käſten der Juſtizminiſterien, die freilich dazu führen wird, 
daß auch die Kritiker ihre Wunſchzettel überreichen werden. 
So betrachtet ſtellt der Entwurf ſich jedoch als ein im großen 
und ganzen recht gelungenes Werk dar, das insbeſ. manche 
Übereilung der lex Emminger wieder gutmacht. 


A. Art. 66 (Anderungen des GG.). 


J. Auf dem Gebiete des G VG. finden ſich nur ganz ver⸗ 
einzelt Vorſchriften, die der Anpaſſung an das neue 
Strafrecht dienen ſollen. Erwähnung verdient, daß die 
Neuregelung der Eidesdelikte dazu geführt hat, ihre Ab- 
urteilung den Schwurgerichten zu entziehen und auf die 
Schöffengerichte zu übertragen, wogegen begründete Bedenken 
m. E. nicht zu erheben ſind. Nichts anderes als eine Folge⸗ 
erſcheinung der Strafrechtsreform iſt aber auch die vom Ent⸗ 
wurf vorgeſchlagene ſehr erhebliche Einſchränkung des 
Prinzips der Offentlichkeit der Hauptverhandlung 
(Ziff. 27— 29). Das gilt nicht nur für den lediglich einen 
Einzelfall behandelnden 8 171 a (Ziff. 27), ſondern ebenſo 
auch für den Ausſchluß der Offentlichkeit für Verhandlungen, 
die Angelegenheiten des Privat- oder Familienlebens betreffen 
und das öffentliche Intereſſe nicht berühren (Ziff. 28 u. 29). 
Dieſe Beſtimmung entſpringt dem die Strafrechtsreform be⸗ 
herrſchenden Streben, berechtigte Intereſſen des mit dem Straf⸗ 
gericht in Berührung kommenden Staatsbürgers zu ſchonen. 
Trotzdem wird ſie zweifellos in der Offentlichkeit, insbeſ. in 
der Preſſe, auf ſtarken Widerſtand ſtoßen. Als vor etwa 
1% Jahren H. F. Abraham im Berliner Anwaltsblatt ganz 
ähnliche Forderungen aufſtellte, da meinte ein ſo beſonnener 
Journaliſt wie Slings), „dieſen Forderungen eines An⸗ 
walts, von dem man bisher annehmen durfte, daß er demo⸗ 
kratiſchen Ideen naheſteht“, könne gar nicht energiſch genug 


) Die Frage der Abſchaffung der Vorunterſuchung habe ich 
ausführlich behandelt in meinem Beitrag zur Reichsgerichtsfeſtſchrift 
„Probleme der Vorunterſuchung“. 

2) Die Begr. meint (S. 27), die Rückkehr zum alten Schwur⸗ 
gericht würde ſchon deshalb einen Rückſchritt bedeuten, weil die Ge⸗ 
ſchworenen dort von der Entſcheidung der künftig beſonders wichtigen 
Strafzumeſſungsfragen ausgeſchloſſen ſeien. Wenn ich auch nicht zu 
den Anhängern des alten Schwurgerichts gehöre, ſo halte ich es doch 
für erforderlich, darauf hinzuweiſen, daß die Wiedereinführung des 
Schwurgerichts in ſeiner früheren Geſtalt heute wohl von niemandem 
befürwortet wird (vgl. z. B. Goldſchmidt: ZW. 1928, 2967). 

3) Vgl. jetzt Sling, Richter und Gerichtete S. 36ff. 
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widerſprochen werden. Die Offentlichkeit unſeres Rechts⸗ 
geſchehens ſei wichtiger als irgendein Privatintereſſe. Ohne 
mir dieſen Satz bedingungslos zu eigen zu machen, möchte 
ich doch darauf hinweiſen, daß die Gerichte durch die vor⸗ 
geſchlagene Neuerung in ſehr heikle Situationen gebracht 
werden dürften. Der Angeklagte wird ſelbſtverſtändlich nahezu 
immer behaupten, die Vorausſetzungen der neuen Vorſchriften 
ſeien gegeben. Und wie das Gericht dann entſcheiden mag — 
es wird ſtets dem Vorwurf ungleichmäßiger Handhabung aus⸗ 
geſetzt ſein. Denn ob eine Privat- oder Familienangelegenheit 
das öffentliche Intereſſe berührt, das hängt nicht nur von. 
ihrer ſachlichen Eigenart, ſondern ſehr oft hauptſächlich von der 
Perſönlichkeit und der ſozialen Stellung des Angeklagten ab. 

Geringere Schwierigkeiten ſind von dem weiterhin vor⸗ 
geſehenen Ausſchließungsgrund zu erwarten: „wenn zu be⸗ 
fürchten iſt, daß durch Bekanntwerden der in der Verhandlung 
zu erörternden Vorgänge das Geſchlechtsgefühl der Jugend 
überreizt oder irregeleitet werde“ (Ziff. 28/29). Hier knüpft 
der Entwurf ſachlich wie in der Faſſung an die Erörterungen 
anläßlich des Krantzprozeſſes an. Damals hatte — wie er⸗ 
innerlich — die Deutſchnationale Volkspartei den Antrag ge⸗ 
ſtellt, in das RPreßGG. folgenden § 17a einzufügen: „Prozeß⸗ 
berichte, die geeignet ſind, das Geſchlechtsgefühl der Jugend 
zu überreizen oder irrezuleiten, find verboten“ ⸗). Im Ent⸗ 
wurf des Einf., der nur einige ganz unbedeutende Ande⸗ 
rungen des RPreßGG. enthält (Art. 135), finden wir ein der⸗ 
artiges Verbot nicht. Vielmehr hat man den Weg über den 
Ausſchluß der Offentlichkeit gewählt und dazu den Schweige⸗ 
befehl des § 174 J über den Fall des Ausſchluſſes wegen 
551. 31 der Staatsſicherheit hinaus erſtreckt (8 174 a Il 
Jie 

II. Zahlreicher ſind die Neuerungen zur Beſeitigung 
von Mißgriffen des geltenden Rechts. Vor allem 
handelt es ſich hier darum, die durch die lex Emminger ver⸗ 
ſchuldete Bagatelliſierung der Strafrechtspflege 
wieder auszumerzen. Zur Schaffung eines Syſtems feſt⸗ 
begrenzter Zuſtändigkeiten — wie es z. B. die Deutſche ſtraf⸗ 
rechtliche Geſellſchaft fordert?) — hat der Entwurf ſich freilich 
nicht entſchließen können. 

1. Die Zuſtändigkeit des Einzelrichters iſt ein⸗ 
geſchränkt (Ziff. 2), bei Verbrechen ſogar ganz beſeitigt e). 
Bei Vergehen ſoll die Staatsanwaltſchaft den Antrag auf Ab⸗ 
urteilung durch den Einzelrichter nur ſtellen, wenn die Sache 
einfach iſt und keine beſondere Bedeutung hat, und wenn eine 
Strafe von mehr als ſechs Monaten (jetzt ein Jahr) oder ge⸗ 
wiſſe einſchneidende Maßnahmen nicht zu erwarten ſind (ſo 
der neue § 26 II; ergänzend der neue § 270 I — Ziff. 144 a). 
Damit wird das, was ſchon jetzt wohl bei den meiſten Ge⸗ 
richten üblich iſt, mit Recht bindend vorgeſchrieben. 

2. Zu begrüßen iſt ferner das Beſtreben des Entwurfs, 
dem erweiterten Schöffengericht einen größeren Wir⸗ 
kungskreis zu ſichern. Der jetzige § 29 JI war unzulänglich; 
nur der Einſicht der Staatsanwaltſchaften und der über⸗ 
geordneten Juſtizminiſterien ?), nicht dem Geſetz war es zu 
verdanken, daß das erweiterte Schöffengericht in der Praxis 
die ihm gebührende Rolle ſpielen konnte s). Die Begründung 
(S. 29) will zu Unrecht ſchon den jetzigen § 29 JI Satz 2 
ſo auslegen, daß die Staatsanwaltſchaft unter den dortigen 
Vorausſetzungen den Antrag auf Zuziehung nicht nur ſtellen 
dürfe, ſondern auch ſtellen müſſe. Das iſt nach dem 
Sprachgebrauch unmöglich. Erſt die nunmehr vorgeſchlagene 
Streichung des Wortes „nur“ führt zu dieſem Ergebniſſe. 
Auch die außerdem vorgeſehene Erſetzung des Wortes „not⸗ 
wendig“ durch „zweckmäßig“ wird dazu dienen, den jetzigen 
Zuſtand im Geſetz zu verankern. — Während die Anträge 
jetzt nach 88 261 und 29 II bei Einreichung der Anklage⸗ 
ſchrift geſtellt werden müſſen, ſoll es künftig bis zur Anord⸗ 


) Vgl. hierzu etwa die Erörterungen im „Zeitungsverlag“ 1928 
Nr. 11 (Hellwig), Nr. 12 (Bretholz), Nr. 14. 

5) Vgl. Finger: JW. 1929, 1780. 

6) Nach der preuß. Statiſtik für 1928 ergingen in Verbrechens⸗ 
ſachen 21634 Urteile vor dem Schöffengericht und 9758, alſo faſt 
ein Drittel der Geſamtzahl, vor dem Einzelrichter (IM Bl. 1929, 216/17). 

7) Vgl. Löwe⸗Roſenberg, 2 zu 8 29. 

8, Im Jahre 1928 fanden in Preußen 40 097 Hauptverhand⸗ 
lungen vor dem erweiterten und 40 140 Hauptverhandlungen vor 
dem einfachen Schöffengericht ſtatt (JM Bl. 1929, 216). 
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nung der Hauptverhandlung (vgl. unten B II 4) und, falls eine 
ſolche Anordnung nicht erfolgt, bis zum Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung zuläſſig ſein. Es wäre zu erwägen, ob nicht für 
§ 29 Il eine weitere Ausdehnung zweckmäßig iſt. Wenn ſich 
nämlich erſt in der Hauptverhandlung herausſtellt, daß die 
Sache umfangreicher und ſchwieriger wird, als man urſprüng⸗ 
lich annahm, und wenn es außerdem ohnehin zur Ausſetzung 
der Hauptverhandlung kommt, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb 
die Zuziehung des zweiten Richters zur neuen Hauptverhand⸗ 
lung verhindert werden ſoll. Hierbei iſt beſonders zu berück⸗ 
ſichtigen, daß nach der Verſchmelzung der Real- mit der Ideal⸗ 
konkurrenz das Gericht in Zukunft häufig gezwungen ſein 
wird, erſt in der Hauptverhandlung neuauftauchende Beſchuldi⸗ 
gungen in dem anhängigen Verfahren abzuurteilen, die jetzt 
einem neuen Verfahren überlaſſen werden können (vgl. die 
neuen 88 265, 266 und Begründung S. 72, unten B13). 
Die Fälle, in denen eine Strafſache erſt nach Beginn der 
Hauptverhandlung ein ganz anderes Ausſehen gewinnt, werden 
ſich alſo vorausſichtlich häufen. Schließlich wäre es wohl an⸗ 
gezeigt, nunmehr in Erfüllung einer alten Forderung auch 
dem Vorſitzenden des Schöffengerichts das Recht zu geben, von 
ſich aus die Hinzuziehung eines zweiten Richters anzuordnen. 

3. Der Sprachgebrauch des GVG. und der StPO. wird 
überall geändert: Das Wort „Amtsgericht“ ſoll ſtets — wie 
jetzt in $ 24 GVG. — das AG. in feinen beiden Erſcheinungs⸗ 
formen als Einzelrichter und Schöffengericht bezeichnen (ogl. 
Begründung S. 28). Dagegen iſt nichts einzuwenden. Aber 
dann iſt der Amtsrichter wohl ſicher nicht mehr ein „Gericht 
niedrigerer Ordnung“ i. S. der 88 270 IV (Ziff. 144) oder 
210 1°). 

4. Die Staatsanwaltſchaft kann Verhandlung vor der 
Großen Strͤ. auch bei Berufungen gegen Urteile des Amts⸗ 
richters bei Offizialdelikten verlangen, wenn es nach Umfang 
und Bedeutung der Sache zweckmäßig erſcheint (Ziff. 13). 
Auch das ſpricht für den oben zu 2 gemachten Vorſchlag, die 
Zuziehung des zweiten Richters auch nach Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung zu ermöglichen, da ja die Staatsanwaltſchaft es 
in der Berufungsinſtanz nunmehr in der Hand hat, die Unter⸗ 
ſchiede zu verwiſchen. — Andererſeits erhält aber auch die 
Kleine Strͤ. inſofern eine gehobene Stellung, als nach 
Ziff. 11 die Möglichkeit, einen Landgerichtsrat zu ihrem 
Vorſitzenden zu beſtellen (8 62 1 Satz 2), beſeitigt wird. 

5. Die Erhöhung der Richterzahl der OLG⸗ und 
RGSenate iſt lediglich zu vermerken (Ziff. 17 u. 21). 

6. Von großer Bedeutung iſt der neue § 122 a (Ziff. 18). 
Mit ihm wird nach Anſicht der Begründung (S. 31) „der 
letzte Schritt zur Sicherung einer einheitlichen Auslegung des 
Reichsrechts in Strafſachen getan“. Er verpflichtet die OG., 
die Entſcheidung des RG. anzurufen, wenn ſie als Reviſions⸗ 
gerichte von einer Entſcheidung des RG. oder eines anderen 
OLG. abweichen wollen oder eine Rechtsfrage des Reichsrechts 
von grundſätzlicher Bedeutung zu entſcheiden haben, zu der 
das RG. noch nicht Stellung genommen hat. Ich habe mich 
mit den Grundgedanken dieſes Vorſchlags und den bisherigen 
Löſungsverſuchen innerhalb und außerhalb des Strafprozeſſes 
in meinen „Beiträgen zur Lehre von der materiellrechtlichen 
Reviſion uſw.“ (1925, S. 212 ff., bei. S. 219ff.) bereits jo 
eingehend beſchäftigt, daß ich mich hier kurz faſſen kann. Wie 
man ſich zu derartigen Vorſchlägen überhaupt ſtellt, das hängt 
letzten Endes davon ab, ob man die Rechtseinheit und Rechts⸗ 
ſicherheit höher ſchätzt als die freie Fortentwicklung der Recht⸗ 
ſprechung, daneben natürlich auch davon, ob man die Recht⸗ 
ſprechung des RG. höher bewertet als die der OLG. 10). 
M. E. hat die Vielheit der durch die lex Emminger ge⸗ 
ſchaffenen Reviſionsinſtanzen zu einer derartigen Zerſplitte⸗ 
rung und Unüberſichtlichkeit geführt, daß eine Regelung nach 
Art des § 122 a trotz aller Anerkennung, die man der Recht⸗ 
ſprechung der OLG. zu zollen hat, auf die Dauer nicht zu 
umgehen iſt u). Es handelt fi alſo nur noch darum, die 
techniſch beſte Form zu finden, und inſofern iſt zu § 122 a 
folgendes zu bemerken: § 122 a ſpricht nur von der Auslegung 

9) Vgl. JW. 1926, 2235 1 u. 2451 2. 

10) Vgl. hierzu Drucker: JW. 1929, 18959 Anm. 

11) Aus der neueſten Rechtſprechung vgl. etwa OLG. Dresden: 
JW. 1928, 124112 mit Anm. von Roſenthal. 
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einer „ſtrafrechtlichen Beſtimmung“, will alſo verfahrensrecht⸗ 
liche Streitfragen nicht treffen. Das iſt m. E. nicht gerecht⸗ 
fertigt. 8 122 a bezieht ſich ferner nicht auf die in letzter Zeit 
nicht ſeltenen Fälle, in denen Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen den Senaten des gleichen OLG. beſtehen. Hier iſt 
eine Vereinheitlichung aber doch gerade am meiſten vonnöten. 


B. Art. 67 (Anderungen der StPO.). 
IJ. Anpaſſungsvorſchriften. 


I. Eid) (Ziff. 21—28). Hier hat der Entwurf aller⸗ 
dings eine ganz andere und weit bedeutſamere Aufgabe zu er⸗ 
füllen, als nur „Folgerungen aus der Neuregelung der Eides⸗ 
delikte durch die Beſchlüſſe der Reichstagsausſchüſſe zum Straf⸗ 
geſetzentwurf zu ziehen“ 18). Es kann gar nicht genug betont 
werden, daß auf dieſem Gebiete das Prozeßrecht voran⸗ 
zugehen und das materielle Recht vielfach 14) nur Folgerungen 
zu ziehen hat. Der Entwurf verſucht die „Meineidsſeuche“ auf 
folgenden Wegen zu bekämpfen: 

a) Durch Einführung der bereits vielfach erörterten drei 
Stufen: a) Grundſatz: die „Verſicherung“ (§ 59) nach der 
Vernehmung (Form: 8 60). 6) Wegfall der Verſiche⸗ 
rung: ac) obligatoriſch: § 61. Nr. 1 u. 2 entſprechen genau 
dem jetzigen 857 Nr. 1 u. 3. 861 Nr. 3 erklärt die Abnahme 
der Verſicherung für unzuläſſig, wenn das Gericht und die 
Beteiligten auf ſie verzichten. Das iſt ſachlich tragbar; nur 
die Form iſt ſchief: man kann eine Handlung nicht für „un⸗ 
zuläſſig“ erklären, wenn die Unzuläſſigkeit von einem Ver⸗ 
zicht aller Beteiligten und des Gerichts abhängt. Alſo 
beſſer: § 61 JI: „Das Gericht kann mit Zuſtimmung der 
Beteiligten auf die Verſicherung verzichten.“ Tragbar auch 
Nr. 4: Unzuläſſigkeit wegen Unerheblichkeit der Ausſage. 
BB) fakultativ: 862. Nr. 1 bei Übertretungen, Nr. 2 bei 
offenbarer Unglaubwürdigkeit der Ausſage. Gegen Nr. 2 er⸗ 
hebt Schultz a. a. O. S. 115 beachtliche Bedenken, u. a. des⸗ 
halb, weil ein Irrtum des Gerichts zu einer unverdienten Be⸗ 
makelung des Zeugen führen könne. Die Begründung ſelbſt 
meint (S. 43), das Gericht werde von ſeiner Befugnis zweck⸗ 
mäßigerweiſe nur dann Gebrauch machen, wenn es ſich auch 
von der Abnahme einer Verſicherung keinen günſtigen Ein⸗ 
fluß auf den Zeugen verſpricht. Dieſe Vorausſetzung ſollte 
wenigſtens in das Geſetz aufgenommen werden. Auch dann 
noch bleibt die Beſtimmung im Grunde ein Hohn auf die 
Rechtspflege 15). 

863 Nr. 2 entſpricht dem jetzigen $58; Nr. 6 ſchafft 
für den Zeugen, der trotz des ihm nach dem jetzigen § 55 zu⸗ 
ſtehenden Zeugnisverweigerungsrechts ausſagt, die Möglich⸗ 
keit, von der Abgabe der Verſicherung abzuſehen, und zwar 
unter Erweiterung auf den lein Zeugnisverweigerungsrecht 
nach wie vor nicht gewährenden) Fall der Unehre. Die vielfach 
gewünſchte Anlehnung an § 384 Nr. 2 3PO. iſt alſo, wenn 
auch nicht in 8 55, ſo doch hier wenigſtens vollzogen. Gut 
und durchaus erforderlich Nr. 1 u. 3: auch bei der Ver⸗ 
nehmung des Verletzten und ſeiner Angehörigen kann die Ab⸗ 
nahme der Verſicherung unterbleiben; das wird ſich beſonders 
bezüglich der Angehörigen des Privatklägers ſegensreich aus⸗ 
wirken 16). Desgleichen Nr. 4 für die 16—18jährigen. Y) Er⸗ 
ſatz der Verſicherung durch Beeidigung: 8 64a 
(Form 8 64 b 12); wörtliche Protokollierung der beeidigten 
Ausſage 8 64 c). Zwei Vorausſetzungen: Das Gericht muß 
der Ausſage ausſchlaggebende Bedeutung für die Urteils⸗ 


0 12) Vgl. hierzu Wunderlich: DI. 1929, 817; Oetker: 
38. 1929, 881ff.; bei. aber Schultz: Jurgdſch. 1929, 113 ff. 

15) So Schaefer a. a. O. 810. 
en 14) Nicht ausſchließlich: wenn z. B. das materielle Recht die 
Beſtrafung des fahrläſſigen Falſcheids beſeitigt, ſo geſchieht das un⸗ 
abhangig von der Neuordnung des Prozeßrechts. 

Schultz S. 114 irrt, wenn er die Bekräftigung bei offen⸗ 
barer Unglaubwürdigkeit für „ſchlechthin unzuläſſig“ erklärt; ſie iſt 
vielmehr immer Ermeſſensſache. 

- Über den Fall Peter Limbourg Imhoff: DR. 


17) Bemerkenswert iſt, daß die religiöſe Eidesform zur Regel 
gemacht iſt; nur auf Wunſch des Schwörenden hat der Richter den 
Eid in der nichtreligibſen Form abzunehmen. Anders zur Zeit die 
in der Praxis freilich meiſt nicht beachtete preuß. JuſtMin Vfg. 
v. 6. Jan. 1926 (JM Bl. 2). 
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findung beimeſſen 18) und meinen, daß „bei Würdigung ber 
Sachlage die Beeidigung als äußerſtes Mittel der Wahrheits⸗ 
erforſchung nicht entbehrt werden“ könne. Die Beeidigung 
kann auch auf einen Teil der Ausſage beſchränkt werden und 
darf nur in der Hauptverhandlung erfolgen (§ 640). 

Trotz Würdigung aller, zum Teil durchaus beachtlichen 
Bedenken, die gegen dieſe Stufenfolge erhoben worden ſind 19), 
glaube ich doch, daß ſich mit ihr arbeiten laſſen wird. Natür⸗ 
lich kann die Zweiteilung in Verſicherung und Beeidigung die 
Zahl der Beſtrafungen nicht verringern (dazu dienen die 
übrigen Neuerungen des Entwurfs), wohl aber ihre Strenge 
mildern und dem Mißbrauch der Eidesform als ſolcher ſteuern. 
Schon das iſt ein Fortſchritt. Es wird abzuwarten ſein, wie 
die Bevölkerung ſich zu der neuen Form der Verſicherung 
ſtellen wird. Daß mit ihr nicht der gleiche Unfug getrieben 
wird wie mit der jetzigen Verſicherung an Eides Statt, dafür 
können die Strafgerichte beſſer ſorgen als die Zivilgerichte im 
Arreſtprozeß. 

b) Ausdehnung der beſtehenden Zeugnisverweigerungs⸗ 
rechte (Ziff. 21—23), z. B. auf Notare, Referendare, berufs⸗ 
mäßige Gehilfen der Rechtsanwälte, Arzte uſw. Die m. E. 
erforderliche Einbeziehung der in wilder Ehe mit dem Be⸗ 
ſchuldigten Lebenden fehlt noch (vgl. die Definition des Be⸗ 
griffs „Angehörige“ in Ziff. 8), ebenſo die Abſtufung des 
Umfangs der Zeugnisverweigerungsrechte nach der Schwere 
der Straftat 20). 

c) Nach § 69 b dürfen Fragen nach ſolchen Tatſachen, 
die dem Zeugen oder einem Angehörigen zur Unehre ge⸗ 
reichen können, nur geſtellt werden, wenn es unerläßlich iſt; 
Fragen nach Vorſtrafen nur, wenn es notwendig iſt, um über 
die Zuläſſigkeit der Beeidigung uſw. zu entſcheiden, und auch 
nur unter Beſchränkung auf innerhalb der letzten zehn Jahre 
erlittene oder verbüßte. Das bedarf keiner Rechtfertigung mehr. 

2. Opportunitätsprinzip (Ziff. 89-91). Die bis⸗ 
herige Regelung iſt in hohem Maße verbeſſerungsbedürftig 21). 
Der Entwurf nimmt die Strafgeſetzreform zum Anlaß für ein⸗ 
ſchneidende Anderungen. Er geht von der zutreffenden Er⸗ 
wägung aus, es ſei in erſter Reihe Sache des materiellen 
Rechts, die Grenzen zwiſchen ſtrafbarem und ſtrafloſem Tun 
abzuſtecken. Mit 876 StcEntw., der ein völliges Abſehen 
von Strafe nur bei beſtimmten Delikten vorſehe, ſei der jetzige 
§ 153 JI StPO. unvereinbar, der alle Vergehen unter das 
Opportunitätsprinzip ſtellt (Begründung S. 59). Daher ſei 
das Opportunitätsprinzip bei Vergehen auf die Fälle des 8 76 
zu beſchränken (8 153 JI Satz 2). Aber dieſe Einſchränkung 
iſt keineswegs ſtreng durchgeführt. Über den Bereich des § 76 
hinaus gilt vielmehr ebenfalls Opportunitätsprinzip, nur iſt 
hier Bedingung, daß der Verletzte nicht ausdrücklich wider⸗ 
ſpricht (§ 153 JI Satz 1). Hieran iſt die Hinzuziehung der 
Verletzten lebhaft zu begrüßen (vgl. JW. 1924, 1649/50); 
ſeine jetzige Entrechtung durch das Geſetz iſt auf die Dauer 
unerträglich 22). Aber erſtens muß für feine Außerung eine 
Friſt beſtimmt werden. Sodann iſt es m. E. nicht angängig, 


nunmehr — wie der Entwurf es tut — die bisher im 8 153 JI 


enthaltenen Vorausſetzungen (geringe Schuld und unbedeutende 
Folgen) gänzlich zu ſtreichen, ſo daß theoretiſch auch in den 
ſchwerſten Vergehensfällen von der Anklageerhebung abgeſehen 


18) Weshalb fol das — wie Finger: JW. 1929, 1779 1 Anm. 
meint — eine für Kollegialgerichte unmögliche Beſtimmung ſein? 

19, Vgl. z. B. Schultz S. 115/16; Oetker Sp. 883. Wenn 
Oetker einwendet, der die religiöſe Eidesform verwerfende Zeuge 
werde ſich durch die Worte „Ich ſchwöre es“ nicht ſtärker gebunden 
fühlen als durch die Verſicherung, daher ſei der Unterſchied im Straf⸗ 
maß ungerechtfertigt, ſo überſieht er m. E. folgendes: Der Zeuge 
darf nur beeidigt werden, wenn ſeine Ausſage ausſchlaggebende Be⸗ 
deutung hat. Dieſer Umſtand, die größere Tragweite der Ausſage für 
die Rechtspflege, begründet die ſchwerere Schuld des falſch Schwörenden. 
Es wäre daher in 8 64 a II vorzuſchreiben, daß der Zeuge auch auf 
die Tragweite ſeiner Ausſage hingewieſen werden muß. 

20) Vgl. Schiffer, Die deutſche Juſtiz S. 226 und meine 
Beſprechung: ZW. 49, 726. 4 

21) Ich darf hierzu auf meine Ausführungen: JW. 1924, 1646 ff. 
verweiſen, an denen ich auch jetzt grundſätzlich feſthalte. Wenn die 
damals befürchteten Folgen nicht eingetreten ſind, ſo iſt das auch 
hier nicht Verdienſt des Geſetzes, ſondern der Einſicht der Juſtiz⸗ 
verwaltungen zu verdanken. 

22) Vgl. auch Beling, Deutſches Reichsſtrafprozeßrecht, 1928, 
S. 142 Anm. 2. 
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werden darf, wenn Staatsanwaltſchaft, Gericht und Verletzter 
einig ſind. Das bedeutet eine Abdankung des Geſetzes. Auch 
die Neufaſſung des 81531 („Übertretungen werden nur dann 
verfolgt, wenn dies im öffentlichen Intereſſe liegt“) enthält 
eine Erweiterung gegenüber der jetzigen Faſſung: die Aus⸗ 
nahme wird zur Regel gemacht. 

Die durch den Strafgeſetzentwurf ausgemerzten Vor⸗ 
ſchriften über die Beſtrafung der Auslandstaten ſollen nun⸗ 
mehr — ebenſo wie die über das „Verlangen“ und die „Zu⸗ 
ſtimmung“ (58 157 b m) — in die StipO. Eingang finden 
(88 104 Cg). 

3. Ideal⸗ und Realkonkurrenz. Die vom rein 
geſetzestechniſchen Standpunkt ſchwierigſte Aufgabe, die der 
Entwurf zu bewältigen hatte, lag auf dem Gebiete der 
Konkurrenzlehre. Der Strafgeſetzentwurf verſchmilzt Ideal⸗ 
konkurrenz und Realkonkurrenz miteinander. Das iſt eine ſehr 
einfache Löſung. Aber die prozeſſualen Folgerungen ſind 
nahezu unüberſehbar 28). Der Strafgeſetzentwurf behandelt die 
Realkonkurrenz entſprechend der Idealkonkurrenz. Der Ent⸗ 
wurf ſetzt bald die Idealkonkurrenz der jetzigen Realkonkurrenz, 
bald umgekehrt die Realkonkurrenz der jetzigen Idealkonkurrenz 
gleich. Das erſtere z. B. inſofern, als in Zukunft auch dann 
Teilfreiſprechung nötig ſein ſoll, wenn in Fällen der An⸗ 
klage wegen jetziger Idealkonkurrenz nur eine einzige Rechts⸗ 
verletzung als vorliegend angeſehen wird (ſo wenigſtens die 
Begründung S. 74; im Text des Entwurfs kommt das 
nicht zum Ausdruck). Das letztere in den 88 2 (Ziff. 1), 13 11 
(Ziff. 5), 266 (Ziff. 142), 318 (Ziff. 167), 3531 (Ziff. 187), 
410 a (Ziff. 214): Während nach geltendem Recht gemein⸗ 
ſame Aburteilung nur bei Idealkonkurrenz unbedingt not⸗ 
wendig, Teilanfechtung durch Berufung, Einſpruch uſw. nur 
bei Idealkonkurrenz unzuläſſig iſt, fol in Zukunft das Streben 
nach einheitlicher Erledigung auch die Fälle der jetzigen Real⸗ 
konkurrenz beherrſchen. Dadurch ſoll die Erfaſſung der Geſamt⸗ 
perſönlichkeit des Täters erleichtert werden (Begründung 
S. 38 oben und S. 72). Freilich kann das Verfahren dadurch 
auch langſamer und umſtändlicher werden. Eine gewiſſe Ver⸗ 
einfachung bringen zwar die neuen 88265 und 266: Während 
jetzt nämlich im Falle des § 266 unter Umſtänden ein neues 
Verfahren erforderlich wird, braucht künftig dem Angeklagten 
nur ein Hinweis und Gelegenheit zur Verteidigung gegeben 
zu werden; auf ſeinen Antrag iſt dann die Verhandlung zu 
unterbrechen oder auszuſetzen?«). Darin liegt inſofern eine 
Schlechterſtellung des Angeklagten, als er bei derartigen 
nachträglich erhobenen Beſchuldigungen wichtiger Verfahrens⸗ 
garantien (z. B. der Anklageſchrift) beraubt werden kann. 
Andererſeits kann der Angeklagte wiederum die ſofortige Ab⸗ 
urteilung des urſprünglich zur Anklage ſtehenden Delikts durch 
ſeinen Ausſetzungsantrag verhindern, was ihm jetzt nicht mög⸗ 
lich iſt. Die Schwierigkeiten ſind alſo unverkennbar. Daher 
empfiehlt die Begründung (S. 72) der Staatsanwaltſchaft 
Zurückhaltung bei Erhebung neuer Beſchuldigungen. Aber das 
iſt keine Löſung des Problems. — Schließlich vermißt man 
einen Fingerzeig für die Behandlung der Rechtskraft⸗ 


fragen. Soll in Zukunft auch in den Fällen der bisherigen 


Realkonkurrenz Aburteilung wegen einer Tat Rechtskraft 
bezüglich aller übrigen vor der Urteilsfällung begangenen 
Handlungen bewirken? Dadurch würde das ſchon jetzt durch 
die Konſtruktion der fortgeſetzten Handlung in das Straf⸗ 
verfahren hineingetragene Moment der Unſicherheit noch ver⸗ 
ſtärkt werden. 

II. Aus der großen Anzahl der Vorſchläge, die nicht an 
das Neue anpaſſen, ſondern das Alte beſſern wollen, können 
nur die wichtigſten Punkte herausgehoben werden. 

1. Beſſerſtellung des Beſchuldigten. 

a) Die Unterſuchungshaft wird von Grund aus 
reformiert (Ziff. 59—78). Dem Geſichtspunkt der Verhältnis⸗ 
mäßigkeit von übel und Straftat (vgl. Kohlrauſch: 
JW. 1925, 1442) foll mehr Rechnung getragen werden als 
bisher. Der Begriff „Fluchtverdacht“ wird definiert (S112 a), 
der in dieſer Definition liegende Fortſchritt aber teilweiſe 
wieder durch § 112b beſeitigt (zur Begründung des Flucht⸗ 


4%) Richtig Niederreuther: Jurgdſch. 1929, 124ff. 
2% Soll es vom Antrag des Angeklagten oder vom Ermeſſen 
des Gerichts abhängen, ob Unterbrechung oder Ausſetzung gewählt 


wird? Die Faſſung iſt nicht eindeutig. 
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verdachts genügt es, daß Freiheitsſtrafe von mindeſtens einem 
Jahr zu erwarten iſt). Die Verdunkelungshaft wird über 
9 113 hinaus eingeſchränkt (8 112 c) 25). Das Haftprüfungs⸗ 
verfahren hat ſich nach Anſicht der Begründung (S. 48) im 
weſentlichen bewährt; daher nur eine bedeutſame Anderung: 
Verzicht auf den Prüfungstermin nach 8 115 zugelaſſen 
(Ziff. 65), entſprechend meinem Vorſchlage ZStW. 48, 681. 
Die Vollziehung der Haft ſoll nach § 122 4 auch ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung mit Hilfe von Aufenthaltsbeſchränkungen oder 
ähnlichen Maßregeln vermieden werden können, und zwar 
auch bei Verdunkelungsgefahr (Ziff. 71). Gut Ziff. 74 (einſt⸗ 
weilige Unterbringung Unzurechnungsfähiger) und die lang⸗ 
erwartete Begrenzung des Begriffs „unverzüglich“ im 8 128 
(Ziff. 75). Freilich iſt infolgedeſſen der ebenfalls wiederholt 
geforderte Vorläufer des Haftbefehls, der Verwahrungs⸗ 
befehl, unvermeidlich geworden (Ziff. 76). Für ihn genügt 
„hinreichender“ Tatverdacht und etwas ſummariſcher Flucht⸗ 
oder Verdunkelungsverdacht, wenn nur die Annahme gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, daß weitere Unterlagen zur Begründung 
dringenden Tatverdachts alsbald zu beſchaffen ſein werden. 
Die vielleicht weſentlichſte Neuerung aber enthalten die 
88 132 a—w, die ein kleines — im ganzen recht fortſchritt⸗ 
liches — Unterſuchungshaftvollzugsgeſetz darſtellen. 
Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Ver⸗ 
mißt habe ich in § 132 0 eine Regelung der wichtigen Frage, 
aus welchen Gründen der Brieſwechſel der Unterſuchungs⸗ 
gefangenen beſchlagnahmt werden darf. 

b) Am Recht der Verteidigung iſt wenig geändert: 
immerhin finden ſich auch hier Erweiterungen der Rechte des 
Beſchuldigten (z. B. wird § 140 III auf alle Verbrechen und 
auf Vergehen ausgedehnt, bei denen Zuchthausſtrafe zu er⸗ 
warten iſt; die Kannvorſchrift des 8 141 iſt durch eine gut 
formulierte Sollvorſchrift ergänzt; Referendare ſollen nicht 
zu Verteidigern vor ihren Abteilungen beſtellt werden). 

c) Nach Ziff. 13 iſt der Betroffene ſtets über die vor⸗ 
handenen Anfechtungsmöglichkeiten und die vorgeſchriebenen 
Friſten und Formen zu belehren. Das iſt zu billigen. Unklar 
bleibt aber, ob Unterlaſſung den Friſtlauf hindert oder nur 
einen Wiedereinſetzungsgrund bildet. Leider iſt übrigens der 
„unabwendbare Zufall“ in 8 44 nicht durch das mildere „un⸗ 
verſchuldet“ erſetzt worden. 

25 Beſſerſtellung des Verletzten. 

a) Daß feine Zuſtimmung es mitunter erſt ermöglicht, 
von der Erhebung der Klage abzuſehen, wurde bereits erwähnt. 

b) Nach Ziff. 41 ſollen auch ſolche Sachen und andere 
Vermögenswerte beſchlagnahmt werden dürfen, die der Be⸗ 
ſchuldigte durch eine ſtrafbare Handlung erlangt hat, ebenſo 
ihre Surrogate. Dadurch wird — wie die Begründung S. 46 
mit Recht ausführt — dem Intereſſe des Verletzten an der 
Erlangung einer Entſchädigung beſſer als jetzt Rechnung ge⸗ 
tragen und eine in der Praxis oft fühlbare Lücke beſeitigt. 

°) Wichtiger noch iſt die Einführung des allgemeinen 
Adhäſionsprozeſſes (Ziff. 210) 25. Der Entwurf ver⸗ 
dient Anerkennung dafür, daß er dieſes ſchwierige Problem 
mutig in Angriff genommen und im allgemeinen befriedigend 
gelöst hat. Bedenklich iſt es m. E, daß das Gericht nach 
8.403 b II Satz 2 befugt fein ſoll, den Ausſpruch über die 
Buße abzulehnen, „wenn es nach Lage der Sache den An⸗ 
ſpruch zur Verfolgung im Strafverfahren nicht für geeignet 
hält“. Auch das Verhältnis zwiſchen Adhäſionsprozeß und 
Zivilprozeß könnte man ſich hier und da anders ausgeſtaltet 
denken. 

d) Nach 8 225 a (Ziff. 122) ſoll die Staatsanwaltſchaft 
den Verletzten von dem Hauptverhandlungstermin benach⸗ 
richtigen. 

3. Vorverfahren. 

Nach der Kompromißvorſchrift des 8 162 1 Satz 2 (Ziff. 99) 
ſoll die Staatsanwaltſchaft Zeugen und Sachverſtändige nur 
ausnahmsweiſe durch den Amtsrichter vernehmen laſſen. Die 
Begründung (S. 65) hofft, daß das Ermittlungsverfahren 
dadurch mehr als bisher in die Hand der Staatsanwaltſchaft 


25) Unrichtig übrigens die Begr. S. 48 zu 8 113 b: auch jetzt 
iſt Angabe der konkreten Tatſachen im Haftbefehl erforderlich. 

26) Vgl. hierzu meine Ausführungen: 3StW. 49, 703 ff. und 
demnächſt in der 33P. (Beſprechungen der tüchtigen Schrift von 
Friedrich Schneck, Der Adhäſionsprozeß nach öſterr. Recht). 
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gelangen werde. Ich fürchte: mehr noch als bisher in die 
Hand der Polizei; denn die Inanſpruchnahme dieſer Stelle 
ſoll ja nicht eingeſchränkt werden. Die 88 70a u. b (Ziff. 30) 
geben der Staatsanwaltſchaft und dem Gericht für ſie die zur 
Zeit nicht vorhandenen Zwangsbefugniſſe gegenüber den Zeugen. 

An der Vorunterſuchung ift wenig geändert; 
Ziff. 103 weiſt die Staatsanwaltſchaft noch ausdrücklich an, 
den Antrag auf Vorunterſuchung nur zu ſtellen, wenn es 
notwendig erſcheint. Die Begründung (S. 65) aber fügt den 
bemerkenswerten Satz hinzu, die Vorunterſuchung ſei „häufig 
beſonders geeignet, tiefere Einblicke in die Perſönlichkeit des 
Angeſchuldigten zu eröffnen“ 22); daher folle fie in allen 
Fällen beantragt werden, in denen eine möglichſt genaue Er⸗ 
forſchung der Täterperſönlichkeit von beſonderer Bedeutung 
jei. Damit haben die Verfaſſer der Begründung — vielleicht 
entſchiedener als ſie es wollten und merkten — Partei für 
die Vorunterſuchung genommen. 

4. Zwiſchen verfahren. 

Der Eröffnungsbeſchluß fällt fort; er wird erſetzt durch 
die Anordnung der Hauptverhandlung (Ziff. 111/12). Aber 
ſachlich ändert ſich dadurch nicht viel. Bei dem zahlenmäßig, 
weit überwiegenden Verfahren ohne Vorunterſuchung obliegt 
dem Amtsrichter nach wie vor die Prüfung, ob der An⸗ 
geſchuldigte „einer Tat hinreichend verdächtig“ erſcheint. 
Bejaht er das, ſo ordnet er die Hauptverhandlung an; ver⸗ 
neint er es, ſo muß er die Anordnung der Hauptverhandlung 
durch begründeten Beſchluß ablehnen. Alſo — entgegen der 
Annahme der Begründung (S. 35 rechts) — keine Erſparung 
von Richterkräften und keine Beſeitigung der bisher beklagten 
Teilung und Zerſplitterung der Verantwortlichkeit zwiſchen 
Staatsanwaltſchaft und Gericht. Vielmehr unterſcheidet ſich 
das neue Verfahren lediglich dadurch von dem jetzigen, daß 
der Amtsrichter dem Angeſchuldigten den hinreichenden Tat⸗ 
verdacht nicht ausdrücklich, ſondern nur ſtillſchweigend be⸗ 
ſcheinigt. Etwas anders iſt es bei dem Verfahren nach Vor⸗ 
unterſuchung: hier kann der Vorſitzende ſelbſtändig die Haupt⸗ 
verhandlung anordnen; nur wenn er Bedenken hat oder vom 
Antrage der Staatsanwaltſchaft abweichen will, hat er die 
Entſcheidung des Kollegiums herbeizuführen (außerdem auch 
in den Fällen des § 204: Entſcheidung auf Anträge und Ein⸗ 
wendungen des Angeſchuldigten). Hier tritt alſo eine gering⸗ 
fügige Arbeitserſparnis ein. 

Die Folgerungen aus der Abſchaffung des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes find meiſt nur redaktioneller Art (vgl. die Auf⸗ 
zählung S. 35 der Begründung). Die Anklageſchrift erfährt 
eine begrüßenswerte Vereinfachung: die Angabe der geſetz⸗ 
lichen Tatbeſtandsmerkmale kann durch einfache geſetzliche Be⸗ 
griffe erſetzt werden; die Satzungeheuer bei Beihilfe zu ver⸗ 
ſuchtem Rückfallbetrug u. dgl. werden alſo in Zukunft weg⸗ 
fallen. Andererſeits ſollen die Ermittelungsergebniſſe ſtets auf⸗ 
genommen werden, wenn Zuziehung eines zweiten Amtsrichters 
beantragt wird oder bei Vergehen Zuchthausſtrafe zu erwarten 
iſt (Ziff. 109). 

5. Hauptverhandlung. 

Das Konzentrationsprinzip wird gelockert: die Friſt des 
8 229 ſoll eine Woche betragen (Ziff. 123). Das Abweſenheits⸗ 
verfahren wird eingeſchränkt (Ziff. 125/26). Das Kreuzverhör 
kann der Vorſitzende ſchon auf einſeitigen Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder des Verteidigers geſtatten (Ziff. 130 a). 
Dieſes Entgegenkommen dürfte ausreichen. Die Begeiſterung 
für das Kreuzverhör iſt bereits wieder im Abnehmen begriffen. 
An Stelle des Eröffnungsbeſchluſſes ſoll der grundlegende 
Teil der Anklageſchrift verleſen werden (Ziff. 133 a) — eine 
notwendige Folgerung aus der Beſeitigung des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes. 

Ziff. 134 legt die Gründe feſt, aus denen ein Beweis⸗ 
antrag abgelehnt werden darf. Bemerkenswert iſt hier nur 
bas Fehlen der Wahrunterſtellung. Die Begründung gibt 
darüber keinen Aufſchluß. Soll dieſer Grund in dem Ab⸗ 
lehnungsgrunde der „Bedeutungsloſigkeit“ enthalten ſein? 
Nach Ziff. 135 ſollen die geſtellten Zeugen und Sachverſtän⸗ 
digen den geladenen i. S. des $ 245 gleichgeſtellt werden. Dem 
Juhalt der Urteilsgründe ſchenkt der Entwurf beſondere Be⸗ 
achtung (8 267). Die Alsbergſchen Begründungsanträge 


5 27) Vgl. hierzu insbeſ. meine bereits oben erwähnten Aus⸗ 
führungen in der Reichsgerichtsfeſtſchrift. 
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ſind aufgenommen (Ziff. 145 a), jedoch mit etwas unglück⸗ 
licher Formulierung 28) (nicht Tatſachen ſollen protokolliert 
werden, ſondern — wie § 267e ſagt — Behauptungen). Aus 
den Sollvorſchriften des § 267 Abf. 1 Satz 2 und Abſ. III Satz 1 
ſind Mußvorſchriften geworden. Die Beweiswürdigung muß 
begründet, die auf Antrag nach Ziff. 145 a protokollierten 
Behauptungen müſſen gewürdigt werden. 8 267 IV ift beſeitigt. 
Das alles ſind Neuerungen, die durchaus berechtigt ſind, aber 
zu erheblichen Mehrbelaſtungen der Strafrichter führen 
müſſen. Gut iſt auch die Einführung eines förmlichen Protokoll⸗ 
berichtigungsverfahrens (8 273a = Ziff. 146). Anerkannt wird, 
daß ein Protokoll jederzeit, auch nachdem ein Rechtsmittel mit 
ſeiner Hilfe begründet iſt, von Amts wegen berichtigt werden 
darf (88 273 a und 345 JI = Ziff. 184 b) 25). 

Mancher beifallswerte Vorſchlag Alsbergs (3StW. 
50, 73 ff.) iſt leider nicht berückſichtigt worden, jo z. B. zu 
$$ 240, 242, 252 und vor allem 274. Die Fiktion des 8 274 
iſt aufrechterhalten worden. Die Schaffung eines Berich⸗ 
tigungsverfahrens ändert an dieſem Übelftande nichts. 

6. Beweismittel. 

Wenn man von der bereits behandelten Eidesreform ab⸗ 
ſieht, ſo ſind hier folgende Neuerungen erwähnenswert: Dem 
Zeugen kann eine Pflicht zur Nachforſchung, Prüfung oder 
Beſichtigung auferlegt werden (8 69 a), deren Verletzung nach 
§ 186 a StGEntw. ſtrafbar fein ſoll, wenn ſie unrichtige oder 
unvollſtändige Ausſagen zur Folge hat so). Die körperliche 
Unterſuchung des Beſchuldigten und anderer Perſonen, das 
Photographieren und Dakthloſkopieren hat die unerläßliche 
geſetzliche Regelung gefunden (88 81 a—c). Zu beanſtanden iſt 
die von der Begründung (S. 45 zu Ziff. 36) gegebene De⸗ 
finition des Begriffs „Unterſuchung“, die aber für den Ent⸗ 
wurf nicht bindend iſt. 8 97 iſt auf Aufzeichnungen der Ver⸗ 
teidiger, Arzte uſw. ausgedehnt — eine für die Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft wichtige Neuerung, zu der die Praxis der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wohl ohnehin vielfach neigt. Durch Ziff. 46 wird 8 99 
dem § 12 des Geſ. über Fernmeldeanlagen v. 14. Jan. 1928 
(RGBl. I, 8) angepaßt. M. E. iſt aber dieſe Erweiterung 
inſofern unzureichend, als eine Überwachung des künftigen 
Fernſprechverkehrs danach nicht verlangt werden kann 3). 

7. Rechtsmittel. 

8 305 iſt in Anlehnung an die bereits herrſchende Praxis 
dahin umgeſtaltet, daß nur ſolche Entſcheidungen, die „nach 
der Anordnung einer Hauptverhandlung zur Vorbereitung 
des Urteils ergehen“, nicht ſelbſtändig mit der Beſchwerde an⸗ 
fechtbar ſein ſollen. Aber die Wendung „zur Vorbereitung des 
Urteils“ kann u. U. weiter ausgelegt werden, als der Ent⸗ 
wurf es beabſichtigt. Neu und gut iſt § 305 a, wonach Urteile 
wegen der Koſten und ſonſtigen Nebenentſcheidungen nur mit 
der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar ſind. Noch mehr begrüße 
ich Ziff. 163 und 165: es ſoll genügen, wenn der Anfechtungs⸗ 
berechtigte binnen einer Woche nach Verkündung des Urteils 
die Erklärung abgibt, er fechte das Urteil an. Erſt nach einer 
weiteren Woche nach Zuſtellung des Urteils braucht er zu 
erklären, ob ſeine Anfechtung als Berufung oder Reviſion be⸗ 
handelt werden ſolle. Gibt er dieſe Erklärung nicht ab, ſo gilt 
die Anfechtung als Berufung. Damit iſt das in der JW. fo 
oft verfochtene Ziel erreicht (vgl. zuletzt IW. 1928, 1880 zu 
Nr. 25 a). In der Berufungsverhandlung braucht das Urteil 
erſter Inſtanz nicht mehr unbedingt verleſen zu werden 
(Ziff. 172). Das Mündlichkeitsprinzip wird ſtrenger durch⸗ 
geführt (Ziff. 173). — Bei der Reviſion iſt am wenigſten 
geändert worden, jedenfalls nichts Grundſätzliches. Um fo 
mehr dafür bei der Wiederaufnahme. Nach Ziff. 9 ſind die 
Richter, die bei dem früheren Verfahren mitgewirkt haben, 
kraft Geſetzes ausgeſchloſſen. Die Nr. 1 u. 2 des § 359 und 
der 2. Satz der Nr. 5 werden beſeitigt (Ziff. 191). Gut; aber 


28) Vgl. jetzt den Vorſchlag von Alsberg: ZStM. 50, 84, 
der inſofern mit meinem Vorſchlage: DRZ. 1929, 177 übereinſtimmt, 
als er entgegen dem Entwurf Ablehnung der Protokollierung wegen 
Unerheblichkeit zuläßt. 

29) Vgl. hierüber meine Anm. JW. 1925, 2818/19. 

30) Auch die „Unterſuchung“ des Körperinnern zwecks Auf⸗ 
findung von Sachen ſoll darunter fallen; ſie iſt nach herrſchender Mei⸗ 
nung jedoch Durchſuchung (Löwe⸗Roſenberg, 3 zu 8 86). 

31) Vgl. Bovenſiepen: „Die Grundrechte und Grundpflichten 
der Reichsverfaſſung“, Herausgeg. von H. C. Nipperdey, Bd. I, 
1929, S. 399. 
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die neuen Nr. 1 u. 2 find infofern nicht unbedenklich, als ſie 
unverſehens die Lehre vom Nichturteil beeinfluffen. Während 
jetzt von zwei rechtskräftigen Urteilen in der gleichen Sache 
das ſpätere als nichtig angeſehen wird (Löwe⸗Roſenberg, 
27 vor 8 152), ſoll es in Zukunft nur im Wege der Wieder⸗ 
aufnahme beſeitigt werden können. Wiederaufnahme gegen 
Strafbefehle wird zugelaſſen (Ziff. 191 c u. 193), § 364 er⸗ 
heblich gemildert (Ziff. 194). 
8. Beſondere Verfahrensarten. 

Das Anwendungsgebiet des Strafbefehlsverfahrens wird 
eingeſchränkt (Ziff. 211); beſſernde und ſichernde Maßnahmen 
dürfen nicht durch Strafbefehl ausgeſprochen werden, wohl 
dagegen bedingter Straferlaß. Im Verfahren betr. polizeiliche 
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Strafverfügungen wird eine wichtige Neuerung vorgeſchlagen: 
Durch Landesgeſetz ſollen die Polizeibeamten ermächtigt 
werden können, bei gewiſſen Übertretungen Geldſtrafen von 
höchſtens 20 KM ſofort feſtzuſetzen und zu erheben, fofern der 
Täter die Zuwiderhandlung vorbehaltlos einräumt und zur 
ſofortigen Zahlung bereit ift (Ziff. 222). M. E. überwiegen 
die Bedenken gegen dieſe ja gewiß recht „praktiſch“ ausſehende 
Neuerung, zumal da nach der Bezahlung eine Anfechtung der 
Feſtſetzung unzuläſſig ſein ſoll. 

Gut dagegen wieder die Umgeſtaltung des Abſchnitts über 
das objektive Verfahren: der Einziehungsbeteiligte iſt auch 
dann hinzuzuziehen, wenn das Verfahren ſich gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon richtet (Ziff. 224). 


Die Wahrung der Rechtseinheit in Strafſachen. 


Von Oberſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Als die Neuordnung des Gerichtsweſens und Straf⸗ 
verfahrens dem AG. die Hauptlaſt der Strafrechtspflege 
übertrug und im Zuſammenhange damit die OLG. als Revi⸗ 
ſionsinſtanzen vorſah, wurde davon ausgegangen, daß die in 
jahrzehntelanger Rechtſprechung vom RG. behandelten Rechts⸗ 
fragen in der Hauptſache von den OL. als geklärt erachtet 
und im gleichen Sinne entſchieden werden würden. Nachdem 
dieſe Erwartung nicht im gewünſchten Maße Wirklichkeit ge⸗ 
worden und als Folge der Dezentraliſation eine ziemlich um⸗ 
fangreiche Zerſplitterung in der Judikatur eingetreten iſt, be⸗ 
darf es keiner Ausführung, daß der in Art. 66 Nr. 18 des 
„Entwurfs eines Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deut⸗ 
ſchen Strafgeſetzbuch“ neu vorgeſehene 8 122 a GVG. freudig 
zu begrüßen iſt. Es heißt hier: „Will ein OLG. als Rev. 
bei der Auslegung einer ſtrafrechtlichen Beſtimmung des 
Reichs rechts von einer Entſcheidung des RG. oder eines ande⸗ 
ren OLG. abweichen, ſo hat es die Reviſion unter Begrün⸗ 
dung ſeiner Rechtsauffaſſung durch die Staatsanwaltſchaft 
dem RG. vorzulegen. Dasſelbe gilt, wenn eine Rechtsfrage 
des Reichsrechts von grundſätzlicher Bedeutung zu entſcheiden 
iſt, zu der das RG. noch nicht Stellung genommen hat.“ 
Fraglich erſcheint nur, ob dieſe Vorſchrift genügt. Hinſicht⸗ 
lich der RGEntſch., von denen nicht ohne weiteres abgewichen 
werden ſoll, iſt offenbar in erſter Linie an die amtliche 
Sammlung gedacht. Eine ſolche gibt es für die Urteile der 
OLG. nicht. Nun kann ſich die Vorſchrift natürlich nur auf 
den Fall beziehen, daß anders lautende Erkenntniſſe eines 
OLG. bekannt find. Die Entſcheidungen der einzelnen OLG. 
werden einem weiteren Kreiſe meiſt dadurch bekannt, daß ſie 
in einer größeren oder geringeren Auswahl von verſchiedenen 
Zeitſchriften zum Abdruck kommen. Bei den beſchränkten Mit⸗ 
teln, die einer Behörde zur Verfügung ſtehen, wird ſich in 
den Büchereien regelmäßig immer nur ein Teil jener Zeit⸗ 
ſchriften finden; nur große Zentralbehörden werden fie ſämt⸗ 
lich halten. Privater Beſitz von Entſcheidungsſammlungen 
u. dgl. gehört heute zu den Seltenheiten. Da aus geldlichen 
Gründen für die nächſte Zeit eine Anderung dieſer Verhält⸗ 
niſſe nicht zu erhoffen ift, jo bleibt zu befürchten, daß 8 122a 
vielfach deshalb keine praktiſche Bedeutung gewinnen wird, 
weil dem einzelnen Urteilsverfaſſer anders lautende Ent⸗ 
ſcheidungen der OLG. nicht oder nicht rechtzeitig bekannt 
werden !). 

Unzureichend iſt $ 122 a aber auch deshalb, weil er nur 
an das Verhältnis der einzelnen OLG. zueinander und zu 
dem RG. andererſeits denkt. Was das Verhältnis der 
mehreren Senate eines OLG. zueinander betrifft, ſo mag 
man davon ausgegangen ſein, daß ſich inſoweit eine geſetzliche 
Maßnahme erübrige. Der Grundſatz der richterlichen Unab⸗ 
hängigkeit und Selbſtändigkeit hindert natürlich nicht, daß die 
mehreren Senate eines und desſelben Gerichtshofes mitein⸗ 
ander in Fühlung treten, wenn es gilt, in einer zweifelhaften 
Rechtsfrage zu einer möglichſt einheitlichen Stellungnahme 


1) Ahnliche Bedenken find inzwiſchen auch in der Deulſchen 
Strafrechtlichen Geſellſchaft geäußert worden, wo man ſich im übrigen 
aber überhaupt gegen $ 122 a ausſprach (vgl. GS. 98, 288). 


zu kommen. Eine derartige Einvernehmung zwiſchen mehre⸗ 
ren Senaten findet bei manchen Obergerichten ſtatt, nicht aber 
überall. 

Als § 122 2 in der vorliegenden Form aufgeſtellt wurde, 
mochten die maßgeblichen Organe auch davon ausgehen, daß 
mehrere Spruchſtellen eines und desſelben Gerichtshofes jeden⸗ 
falls nicht in beſonders wichtigen und grundſätzlichen Fragen 
zu von einander abweichenden Meinungen kommen und eine 
etwaige Abweichung auch nicht längere Zeit aufrechterhalten 
würden. Auch dieſe Annahme trifft, wie die folgenden Zeilen 
beiveifen ſollen, nicht zu. 

Dem Aufſatz iſt nur die — dem Verfaſſer beſonders ver⸗ 
traute — Rechtſprechung des Dresdner OLG. zugrunde ge⸗ 
legt. In dieſer Beſchränkung will dieſe Arbeit nicht nur auf 
eine Anzahl abweichender Urteile der beiden Dresdner Straf⸗ 
ſenate in weittragenden Rechtsfragen hinweiſen, vielmehr 
gleichzeitig auch auf die Form der hier in Betracht kommen⸗ 
den Urteile das Augenmerk lenken. An ſich wird niemand er⸗ 
warten, daß ſich ein Gericht nur deshalb zu einer beſtimmten 
Rechtsanſicht bekenne, weil ſie von dem oberſten Gerichtshof 
oder von einem anderen gleichgeſtellten Gerichte vertreten 
wird. Der Richter darf nur ſeiner eigenen Überzeugung fol⸗ 
gen. Dieſer Satz kann jedoch nicht ſo verſtanden werden, daß 
der Richter unbekümmert um andere Rechtsanſichten nur ſeine 
eigene Meinung feſtzulegen brauche. Dies verbietet ſich ſchon 
im Hinblick auf den auch für die Obergerichte beſtehenden Be⸗ 
gründungszwang. Von den Erkenntniſſen der Obergerichte 
iſt zu fordern, daß ſie die Rechtsgründe ausführlich ent⸗ 
wickeln, die zu ihrer Entſcheidung geführt haben. Die Prozeß⸗ 
beteiligten müſſen unzweideutig belehrt werden, wie die 
Rechtslage aufgefaßt und warum ſie im beſtimmten Sinne be⸗ 
urteilt worden iſt. Die unteren Inſtanzen und die Verteidiger 
müſſen durch die gehörig begründeten Entſcheidungen der 
Obergerichte in die Lage verſetzt werden, ihre Verhandlungen 
in einer den aufgeſtellten Rechtsgrundſätzen entſprechenden 
Weiſe zu führen und in ihren Anträgen und Entſcheidungen 
die früher gemachten Fehler künftig zu vermeiden. Es be⸗ 
darf keiner Ausführung, daß ein Abweichen von anerkannten 
Rechtsgrundſätzen und das mangelnde Streben, die Rechts⸗ 
einheit nach Möglichkeit zu wahren, doppelt ſchwer wiegen, 
wenn den mit anderen Obergerichten in Gegeuſatz tretenden 
Entſcheidungen keine eingehende Begründung gegeben wird. 
Die Pflicht zur ſorgfältigen Begründung muß um fo lebhafter 
empfunden werden, je klarer ein Widerſpruch gegen die übrige 
Rechtſprechung oder die im Schrifttum vertretene Meinung 


hervortritt. 
Zu 58 244, 245 StPO. 


a) Eine der wichtigſten, wenn nicht die wichtigſte Frage 
für das Strafverfahren betrifft den Umfang der Beweis- 
aufnahme, das Recht des Angekl. auf den Entlaſtungsbeweis. 

Von den hier in Betracht kommenden Geſetzesvorſchriften 
iſt die Auslegung des § 245 Abſ. 2 StPO. Gegenſtand be⸗ 
ſonderen Streites. Es fragt ſich, ob ſich 8245 Abſ. 2 nur 
auf $ 245 Abf. 1 oder nicht auch auf § 244 Abſ. 2 StPO. 
bezieht. Mit anderen Worten: Ob ſich die Ausnahme⸗ 
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vorſchrift des 8 245 Abſ. 2 nur auf die gegenwärtigen oder 
auch auf herbeizuſchaffende Beweismittel erſtreckt; ob der 
Richter, der in Übertretungs⸗ und Privatklageſachen den Um⸗ 
fang der Beweisaufnahme nach freiem Ermeſſen beſtimmt, nur 
die Vernehmung bereits anweſender Zeugen ablehnen darf, 
und ob der — auch für die übrigen Strafſachen geltende — 
Grundſatz der gebundenen Beweisaufnahme hier für die noch 
nicht zur Verfügung ſtehenden Beweismittel anzuwenden ſei. 

In der ZW. 1927, 9301 abgedruckten Entſch. hat ſich 
das OLG. Dresden, 1. StrSen., auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, 8 245 Abſ. 2 StPO. habe keine ſelbſtändige Be⸗ 
deutung, ſei vielmehr nur im Zuſammenhang mit 8 245 
Abſ. 1 zu betrachten. Demgemäß könne die Benutzung nicht 
gegenwärtiger Beweismittel auch bei Privatklagen und Über⸗ 
tretungen nicht unter Berufung auf § 245 Abſ. 2 abgelehnt 
werden. Mamroth hat bei der Beſprechung dieſer Entſch. 
eingehend dargelegt, warum ihr nicht beigepflichtet werden 
kann. Gleichwohl hat ſich der 1. Sen. in dem Urt. JW. 1927, 
2075 52 auf denſelben Standpunkt geſtellt und dabei darauf 
hingewieſen, daß ſich ſeine Rechtsauffaſſung mit der Anſicht 
des Kommentars Löwe-⸗Roſenberg decke. In JW. 1927, 
2075 iſt gleichzeitig (Nr. 33) auch ein Urteil des 2. StrSen. 
Dresden zu derſelben Frage abgedruckt, das ſich für eine 
ſelbſtändige Bedeutung des § 245 Abſ. 2 ausſpricht. Nach 
Anſicht des 2. Sen. bezieht ſich die durch § 245 Abſ. 2 den 
Gerichten gewährte Ermächtigung, den Umfang der Beweis⸗ 
aufnahme zu beſtimmen, ſowohl auf die herbeigeſchafften Zeu⸗ 
gen, Sachverſtändigen u. dgl., wie auch auf die noch nicht zur 
Verfügung ſtehenden Beweismittel. Entſprechend ſeiner frü⸗ 
heren Stellungnahme hat Mamroth in der Fußnote dieſe 
Entſch. des 2. Sen. als zutreffend beurteilt, dargelegt, daß 
Löwe⸗Roſenberg offenbar vom 1. Sen. mißverſtändlich 
aufgefaßt worden ſei, und ſich vor allem über die Mißlich⸗ 
keit ſolcher Divergenz in der Rechtſprechung zweier Senate 
des gleichen Gerichts ausgeſprochen. Nachdem inzwiſchen das 
BaydbsG. dem Standpunkt des 2. Dresdner StrSen. bei- 
getreten war — ſpäter abgedruckt in Goltd Arch. 73, 34; vgl. 
ferner OLG. Jena: JW. 1928, 1883 30, ein Urteil, das 
Stern auch i. S des 2. StrSen. beſprochen hat —, hat 
ſich der 1. StrSen. im Urteile JW. 1928, 836 28 nochmals 
mit der Streitfrage befaßt und ſie wiederum im alten Sinne 
entſchieden. Stern hat auch dieſe Entſcheidung als nicht 
befriedigend bezeichnet und bemerkt: „Es befremdet, daß ſie 
nichts anderes bringt, als die faſt wörtliche Wiedergabe der 
in JW. 1927, 2075 92 veröffentlichten Entſcheidung. . War 
es ſchon bedauerlich, daß am gleichen OLG. in einer ſo wich⸗ 
tigen Frage zwei verſchiedene Rechtsauffaſſungen nebenein⸗ 
ander beſtanden, ſo durfte doch jedenfalls erwartet werden, 
daß bei nächſter Gelegenheit ... eine eingehende Ausein⸗ 
anderſetzung der beiden abweichenden Standpunkte verſucht 
werden würde. Statt deſſen werden zwar die übereinſtimmen⸗ 
den Vorentſcheidungen des 1. Sen. zitiert, der entgegen⸗ 
ſtehenden Meinung des 2. Sen., ſowie der von ihm geltend 
gemachten ſchwerwiegenden Bedenken aber auch nicht mit 
einem Wort gedacht. Der gerade im Strafprozeß beſonders 
wünſchenswerten Vereinheitlichung der Rechtſprechung iſt mit 
einer ſolchen Unterlaſſung ſchlecht gedient....“ 


Zu $ 244 Abſ. 2 StPO. 

b) Mit dem eben behandelten Punkte hängt die Streit⸗ 
frage eng zuſammen, inwieweit in der Hauptverhandlung 
nur hilfsweiſe geſtellte Beweisanträge erſt durch das 
Urteil beſchieden werden können. Hierzu hat das OLG. 
Dresden, 1. Fer Str Sen., am 21. Juli 1926 in dem Sinne 
Stellung genommen, daß ein vor Schluß der Beweisauf⸗ 
nahme geſtellter Beweisantrag jedenfalls noch in der Ver⸗ 
handlung durch einen förmlichen Gerichtsbeſchluß beſchieden 
werden müſſe. Gegen dieſe — in HöhftNRipr. 48, 28 ab⸗ 
gedruckte — Entſch. habe ich in einer Fußnote Bedenken er⸗ 
hoben und auf die anders lautende Rechtsanſicht des RO. 
hingewieſen. Am 23. März 1927 hat der 1. Sen. ein wei⸗ 
teres Urteil im gleichen Sinne erlaſſen (ZW. 1927, 3062°). 
Gegen dieſe Entſch. hat Mannheim in der Fußnote Stel- 
lung genommen und dabei ausgeführt: „In RGSt. 55, 109 
wird die Entſch. der Frage bereits als jo unbezweifelbar be⸗ 
handelt, daß eine Begründung nicht mehr erforderlich er⸗ 
ſcheint. Trotzdem hat das OLG. zweimal entgegengeſetzt ent⸗ 
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ſchieden. . .. Der 1. Sen. iſt auch weiterhin auf feinem 
Standpunkt ſtehen geblieben, ſo im Urt. v. 30. Nov. 1927: 
ZW. 1928, 8272. Bei Beſprechung dieſer Entſch. habe ich 
hervorgehoben, daß das OL G., obwohl es mit der Rechtslehre, 
wie auch mit der herrſchenden Rechtſprechung in Widerſpruch 
ſtehe, leider keine nähere Begründung für ſeine abweichende 
Rechtsauffaſſung gebe. Dieſem Bedauern hat ſich in einer 
weiteren Fußnote auch Mamroth vom Standpunkte der 
Rechtseinheit und Rechtsſicherheit aus angeſchloſſen. 

Der 2. StrSen., der von jeher der herrſchenden Mei⸗ 
nung folgte, iſt in feinem Urt. v. 8. Mai 1928 (HöchſtRRſpr. 
1928 Nr. 2157) bei dieſem Standpunkt ſtehen geblieben und 
hat ſich dabei ausdrücklich mit den vorerwähnten anders 
lautenden Entſch. des 1. Sen. auseinandergeſetzt. 

Neuerdings hat der 1. StrSen., und zwar am 19. Juni 
1929 wiederum ein Urteil (1 08t 86/29) im alten Sinne ge⸗ 
fällt, dabei auf feine frühere — in JW. 1928, 8372“ ab⸗ 
gedruckte — Entſch. verwieſen, indeſſen zu den zahlreichen 
Gegenausführungen, die jene Rechtſprechung veranlaßt hatte, 
keine Stellung genommen. 

Zu 8 219 StßßO. 

c) Etwa auf gleicher Stufe mit den bisher behandelten 
Punkten ſteht die Frage, ob das erkennende Gericht gezwungen 
iſt, zu einem vor der Hauptverhandlung geſtellten, in dieſer 
nicht wiederholten Beweisantrag Stellung zu nehmen, und 
ob die Reviſion auf die ſchon vor der Hauptverhandlung er⸗ 
folgte Ablehnung eines Beweisantrages geſtützt werden könne. 
Dieſe Frage iſt nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG., 
wie ſie bereits in RGSt. 1, 106 begonnen worden iſt, zu 
verneinen. Auch oberſtgerichtliche Entſch. der Neuzeit ſind in 
demfelben Sinne ergangen (vgl. z. B. OLG. Hamburg: 
GA. 71, 356). Das OLG. Dresden, 1. StrSen., nimmt einen 
gegenteiligen Standpunkt ein, fo in JW. 1929, 10741. Ob⸗ 
wohl ſich dieſe Entſch. mit der herrſchenden Anſicht in Wider⸗ 
ſpruch ſetzt, hat das OLG. davon abgeſehen, ihr eine nähere 
Begründung zu geben. Daß der 2. Sen. auf einem anderen 
Standpunkt ſteht, iſt neuerdings in dem Urt. v. 11. Juni 
1929 (20St 80/29) zum Ausdruck gekommen. 

Zu 88 403, 404 StPO. 

d) Mehr als man glauben möchte, werden im Straf 
prozeß die Vorſchriften der 88 403, 404 Std. praktiſch. 
Dabei wieder ſpielt häufig gerade die Frage eine Rolle, ob 
der Bußberechtigte im öffentlichen Strafverfahren als Neben⸗ 
kläger auch dann noch auftreten kann, wenn er bis zur Ver⸗ 
kündung des Urteils erſter Inſtanz den Antrag auf Zu⸗ 
erkennung der Buße nicht geſtellt hat. Der 1. StrSen. des 
OLG. Dresden hat dieſe Frage in ſeinem Beſchl. v. 22. Okt. 
1926 (JW. 1927, 1325) verneint. Demgegenüber habe ich 
in der Fußnote darauf hingewieſen, daß die Streitfrage von 
der herrſchenden Meinung im entgegengeſetzten Sinne be⸗ 
antwortet werde. Meinen Ausführungen iſt Löwenſtein 
in der Fußnote zu dem in dem Sinne der herrſchenden Mei⸗ 
nung ergangenen Urteil des RG. (JW. 1927, 205180) bei⸗ 
getreten. Auch das OLG. Frankfurt hat ſich zur Begründung 
einer gleichartigen Entſch. mit auf meine Darlegung bezogen 
(JW. 1927, 208100. Der 2. StrSen. des OLG. Dresden 
teilt auch in dieſer Streitfrage die Anſicht, die das RG. (vgl. 
GA. 71, 205) bis in die neueſte Zeit vertreten hat (vgl. 
Dot Z. 1927, Spruchbeil. 160 Nr. 450 und JW. 1929, 1077 28 
n 12 

Gegen meine Darſtellung in JW. 1927, 132 hat ſich 
Siegert: 3StW. 49, 344 gewendet und dabei auch be⸗ 
ſtritten, daß die von mir bevorzugte Meinung des 2. Str⸗ 
Sen. Dresden als die herrſchende zu bezeichnen ſei. Er be⸗ 
findet ſich indeſſen im Irrtum. Auch andere ſprechen in dem⸗ 
ſelben Sinne wie ich von der herrſchenden Meinung; fo 
Jonas, der die Beſprechung des i. S. des 2. StrSen. er⸗ 
gangenen KGurt. (JW. 1928, 83418) in der Fußnote mit 
den Worten einleitet: „Die Praxis teilt allgemein den vom 
RG. in ſtändiger Rechtſprechung . .. eingenommenen Stand⸗ 
punkt, daß für die Berechtigung zum Anſchluß des Neben⸗ 
klägers gemäß § 403 Abſ. 1 StPO. maßgebend iſt lediglich 
das aus dem materiellen Strafrecht zu entnehmende Recht auf 
Buße. Ob der Anſpruch auf Buße bis zur Verkündung des 
Urteils erſter Inſtanz geltend gemacht iſt (8 404 Abi. 1 
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SPD.) iſt gleichgültig.“ Abgeſehen hiervon, hat Siegert 
überſehen, daß das KG. jene alte Entſch. in GA. 66, 286, 
auf die ſich die Gegenmeinung ſtützt, bereits im Beſchl. vom 
30. Dez. 1927 (JW. 1928, 4387 — HöchſtRRſpr. 1928, 583 
= GA. 72, 218) wieder aufgegeben hat. Demgemäß wird 
3. 3. die bekämpfte Meinung außer vom OLG. Dresden, 
1. StrSen., nur vom OLG. Düſſeldorf (Juri. 1925, 
443 Nr. 647 — die Angabe Siegerts: 3StW. 46, 342 
ſtimmt nicht —) und Breslau (DIZ. 1927, 958) vertreten. 
Auf der anderen Seite bekennen ſich zu der herrſchenden Mei⸗ 
nung außer dem RG., dem KG. und dem BayObèsG. (zu⸗ 
letzt: JW. 1929, 20611) die OLG. Celle: GA. 48, 150, 
Kolmar: Dig. 1901, 53614, Marienwerder: GA. 51, 
72, Frankfurt: JW. 1927, 20814 Von den Schrift⸗ 
ſtellern ſtehen die von mir in JW. 1927, 132 Note 5 auf⸗ 
geführten Löwe⸗Roſenberg, Dohna, Roſenfeld, 
Gerland, Oppenheim, Mamroth nach wie vor im 
anderen Lager. Der herrſchenden Meinung dagegen ſtimmen 
zu: v. Beling, Jeiſenberger (was m. E. Siegert zu 
Unrecht bezweifelt), Wolffing, Löwenſtein, Hirſch, 
Jonas: JW. 1928, 83418, 


Zu $ 413 StPO. 

e) Eine Verfahrensvorſchrift, die in vielen Strafprozeſſen 
eine beſondere Rolle ſpielt, iſt § 413 Abſ. 3 StPO. Dabei iſt 
nicht nur die Frage beſtritten, ob eine polizeiliche Straf⸗ 
verfügung, die den Vorausſetzungen des Geſetzes nicht ent⸗ 
ſpricht, beiſpielsweiſe keine Beweismittel angibt, um des⸗ 
willen rechtsunwirkſam ſei, ſondern in dieſem Zuſammenhang 
auch die weitere, ob einer den formellen Erforderniſſen des 
8 413 Abſ. 3 StPO. nicht entſprechenden Strafverfügung eine 
verjährungunterbrechende Wirkung innewohne. Auch in die⸗ 
ſem Punkte ſtimmt die Rechtſprechung des OLG. Dresden. 
1. Sen., nicht mit derjenigen des 2. StrSen. überein. In 
ſeinem 23. 1927, 1364 ( DR. 1927, 262 Nr. 741) ab⸗ 
gedruckten Urteil ſpricht der 2. Sen. aus, daß auch durch 
eine den geſetzlichen Erforderniſſen nicht genügende Straf⸗ 
verfügung die Verjährung unterbrochen werde. Die Entſch. 
desſelben Senats in DR. 1928, 198 Nr. 435 wiederholt 
dieſe Anſicht. Die gegenteilige Meinung vertritt der 1. Str⸗ 
Sen. in dem Erkenntnis: 23. 1928, 51110. Das in DAR. 
1928, 429 Nr. 972 (= HöchſtRgſpr. 1929, 570) veröffenk⸗ 
lichte Urteil des 1. Sen. ſtellt mit der Behauptung „Nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des RG. und des OLG. 
Dresden () iſt ein Mangel folder Art. bedeutungs⸗ 
los“ offenbar eine unbewußte Abweichung von ſeiner 
ſonſtigen Rechtſprechung dar. 


Zu § 44 StPO. 

1) Anträge auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
hängen oft davon ab, ob ein Rechtsanwalt die Verſäumung 
von geſetzlichen Friſten ſelbſt zu vertreten hat. In dieſer Be⸗ 
ziehung nimmt Dresden, 1. StrSen., einen ſehr ſtrengen 
Standpunkt ein, indem der Anwalt für Verſehen ſeines Ge⸗ 
ſchäftsperſonals bei jedem Geſchäft haftbar gemacht wird, 
das dem Anwalt perſönlich obliegt, wozu die Stellung und 
Begründung von Reviſionsanträgen gehören ſoll. Gegen die 
in dieſem Sinne ergangene Entſch. v. 30. Nov. 1927 (JW. 
1928, 430 20) hat Friedländer mit kräftigen Worten Stel⸗ 
lung genommen: „Wenn man die obige Entſch. lieſt, jo 
fragt man ſich unwillkürlich, wie es möglich ſei, daß eine 
ſolche Entſch. ergehen konnte, ohne die Abweichung von der 
langjährigen Rechtſprechung des RG. in Zivilſachen zu be⸗ 
gründen, ja, ohne dieſe Rechtſprechung auch nur zu erwähnen.“ 
Gleichwohl iſt der 1. Sen., ohne ſich mit der gegenteiligen 
Richtung auseinanderzuſetzen, auf feinem Standpunkt ſtehen 
geblieben (JW. 1928, 758 56). Der 2. StrSen. ſteht auf 
einem der Rechtsanwaltſchaft bei weitem günſtigeren Stand⸗ 
punkt, jo in ZW. 1928, 75857 und 835 21. Die Beſprechung 
der letztgenannten Entfch. leitet Geier shöfer in der Fuß⸗ 
note mit den Worten ein: „Die Entſch. ſteht in erfreulichem 
Gegenſatze zu der Auffaſſung des 1. Sen. ZW. 1928, 430 
nd 78 

Zu 8 303 StPO. 

g) Die Frage, ob die Zurücknahme eines Rechtsmittels 
auch nach eingetretener Vertagung der Hauptverhandlung der 
Zuſtimmung des Gegners bedürfe, war früher beſtritten und 
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iſt es jetzt noch inſofern, als Löwe⸗Roſenberg auch in 
der 18. Aufl. ihres Komm. zur StPO. (S. 742 N. 3) ihre 
die aufgeworfene Frage verneinende Auffaſſung beibehalten 
haben. Daß dieſe Auffaſſung fehlgeht, hat mit überzeugenden 
Gründen Brandt: JW. 1925, 2748 dargelegt. Das OLG. 
Dresden, 1. StrSen., hat ſich in dem Urteil W 1927, 
2079 8 — in dem übrigens bei dem Abdruck der letzte mit 
„M. E.“ eingeleitete Satz auf S. 2079 irrtümlich Aufnahme 
gefunden hat — der Lö weſchen Auffaſſung angeſchloſſen. 
Gegen die Rechtsauffaſſung des OLG. Dresden hat Brandt 
in der Fußnote a. a. O. nochmals eingehend Stellung ge⸗ 
nommen und darauf hingewieſen, daß auch das KG. ſich 
ſeiner Anſicht inzwiſchen angeſchloſſen habe. Der 2. Sen. 
weicht auch in dieſer Frage vom 1. Sen. ab, wie aus ſeinem 
Beſchl. v. 15. Juni 1928: 2 0StReg 231/28, hervorgeht. 
Zu 8 310 SPD. 

b) Bei der Anwendung des 8 310 StPO. iſt es zu 
Zweifeln darüber gekommen, ob, abgeſehen von Haftſachen, 
wenn nicht dem Beſchwerdeführer, ſo doch dem Beſchwerde⸗ 
gegner eine weitere Beſchwerde zuſtehe. Die ſtändige Praxis 
verneint die aufgeworfene Frage (vgl. Löwe⸗-Roſenb erg, 
Komm. S. 755 N. 2). Auch in dieſer Frage gehen die bei⸗ 
den Strafſenate des OLG. Dresden nicht zuſammen. Der 
1. Sen. widerſetzt ſich der herrſchenden Meinung, während der 
2. Sen. ihr zuſtimmt. Die beiden ſich widerſprechenden Auf⸗ 
faſſungen kommen in den JW. 1928, 301217 unter I und I 
veröffentlichten Beſchlüſſen zum Ausdruck. Der Beſprecher iſt 
den Ausführungen des 2. Sen. beigetreten. 

Aber nicht nur auf ſtrafprozeſſualem Gebiete macht ſich 
die Uneinheitlichkeit der oberſtgerichtlichen Rechtſprechung 
Dresdens geltend, ſondern auch auf ſachlich⸗ rechtlichem: 


Zu § 14 Abſ. 1 Impfo. 

i) Was die Verjährung der in 8 14 Abf. 1 Impfch. 
unter Strafe geſtellten Übertretungen anlangt, ſo fragt es 
ſich, ob die Verjährung erſt mit dem Wegfalle bzw. der Er⸗ 
füllung der Nachweispflicht beginnt. Der 2. Str Sen. Dres⸗ 
den hat in GA. 72, 77 unter eingehender Begründung dar⸗ 
gelegt, daß die Strafverfolgungs⸗Verjährung im Hinblick 
auf das ſtaatliche Intereſſe an der Erbringung des Impf⸗ 
nachweiſes keinesfalls mit dem Ende der für den Nachweis 
geſetzten Friſt beginne, ſondern erſt mit dem Wegfalle oder 
der Erfüllung der Nachweispflicht. Dieſer Auffaſſung iſt 
neuerdings auch Stenglein, Strafr. Nebengeſ., 5. Aufl., 
I, 706 unter le. Das RG. iſt für ähnlich liegende Tat⸗ 
beſtände derſelben Meinung (RGSt. 59, 6). Der 1. StrSen. 
Dresden befindet ſich auch in dieſer Frage nicht im Einklang 
mit der herrſchenden Anſicht und damit auch nicht in Über⸗ 
einſtimmung mit dem 2. Sen. (vgl. HöchſtRRſpr. 1929, 
Nr. 72). 

Zur IrrtO. v. 18. Jan. 1917 und zur Arb Z VO. 

k) Die beſtrittene und praktiſch ſehr bedeutſame Frage, 
ob die Irrt VO. auf die Arb VO. v. 21. Dez. 1923 anpvend⸗ 
bar ſei, wird ebenfalls von den beiden Strafſenaten des OLG. 
Dresden verſchieden beantwortet. Der 1. Sen. hat die Frage 
mehrfach verneint, jo in JW. 1927, 2386 6 und 1928, 12721, 
In den Beſprechungen ift die hier niedergelegte Anſicht von 
Mansfeld bzw. Meiſſinger als unzutreffend bezeichnet 
worden. Der 2. Sen. hat in dem Urteile v. 31. Juli 1928 
(208t 20/28) feine gegenteilige Anſicht eingehend begründet. 
Den Standpunkt des 2. Sen. teilen das KG. in JW. 1927, 
16576 und die OLG. Karlsruhe: ZW. 1927, 15287; 
Düſſeldorf: JW. 1927, 2726; Breskau: HöchſtgRſor. 
1928 Nr. 2168, während München: ZW. 1927, 2381 6, 
OLG. 28, 161 die Anwendbarkeit der IrrtVO. verneint. 


Zu 8 7 Abſ. 1 Une. 


) Die Frage, ob in einer nach § 10 Ziff. 1 UnlWG. 
zu beurteilenden Ankündigung das Wort „Ausverkauf“ aus⸗ 
drücklich enthalten ſein müſſe, wird ſeit langem in verneinen⸗ 
dem Sinne beantwortet. In der Rſpr. wie im Schrifttum 
wird allgemein anerkannt, daß 8 9 Abſ. 1 einen redaktionellen 
Fehler enthält, indem er § 7 Abſ. 1, nicht aber auch Abſ. 2 
zitiert Der 1. StrSen. hat ſich auch in dieſer Frage in 
Gegenſatz zu der herrſchenden Meinung geſtellt; ſo im 
Urteile JW. 1928, 124112. Bei der Beſprechung dieſer Ent⸗ 


5 8. Jahrg. 1929 Heft 39] 


ſcheidung hat Roſenthal darauf hingewieſen, daß das RG. 
ſchon in der grundlegenden Entſch. RGSt. 45, 46 die Un⸗ 
begründetheit der gegenteiligen Auffaſſung dargelegt habe, 
daß ſeitdem dieſe Auslegung der geſamten Judikatur zu⸗ 
grunde gelegt und auch nirgends im Schrifttum beanſtandet 
worden ſei. Daß das angeführte Urteil auch davon ſprach, 
„in der Rechtſprechung werde zwar zuweilen die Anſicht ver⸗ 
treten, daß § 9 Abſ. 1 für die Fälle des § 7 Abf. 1 ebenfalls 
Geltung beſitze“, veranlaßte Roſenthal zu der Bemerkung: 
„Der 1. Sen. gibt keinesfalls die Situation zutreffend wie⸗ 
der, indem er hervorhebt, daß zwar zuweilen auch in der 
Rechtſprechung die Anſicht vertreten werde .... Dieſe An⸗ 
ſicht iſt zur Selbſtverſtändlichkeit geworden. Die Art, wie der 

enat — ohne eindringende Prüfung — der Stellung und 
Funktion des höchſten Gerichtshofes entgegenſtrebt, iſt ſchon 
aus Gründen der Rechtsſicherheit zu bedauern.“ 

Der 2. StrSen. hat ſich mit Urt. v. 19. Febr. 1929 
2 OSta 148/28) der herrſchenden Anſicht angeſchloſſen und ſich 
dabei eingehend mit der gegenteiligen Auffafjung des 1. Sen. 
auseinandergeſetzt. 

Der 1. Sen. hat trotzdem auch neuerdings ſeinen frü⸗ 
heren Standpunkt aufrechterhalten, ohne zwar die anders⸗ 
lautende Entſch. des 2. Sen. zu erwähnen oder gar ihre 
Widerlegung zu verſuchen. Die Beſprechung dieſer neueren 
Entſch. (JW. 1929, 217010) hat Clad mit den Worten ein⸗ 
geleitet: „Es blieb Dresden ... vorbehalten, die Anwend⸗ 
barkeit des § 7 zu verneinen, wenn der Ankündigende aus⸗ 
drücklich erklärt hat, „Ausverkauf gibt es nicht, aber ... 
Bei dieſer verfehlten Geſetzesauslegung ſetzt ſich das Gericht 
nicht einmal mit RGSt. 45, 45, ſtändige Rechtſprechung; 
KG.: OLG. 1927, 281, ſtändige Rechtſprechung, auseinander. 
Solche faſt unverſtändliche Entf. find ein Schlag für die 
Rechtspflege und beweiſen, wie nötig es wäre, der Gott⸗ 
ähnlichkeit unſerer unzähligen höchſten Gerichte zu ſteuern.“ 
So Baumbach im Komm. zum Wettbewerbsrecht 1929, 242. 
Die Hoffnung, daß Dresden von ſeiner Rechtſprechung ab⸗ 
geht, iſt gering. . .. Die Rechtsauffaſſung des OLG. Dres⸗ 
den wird allſeitig abgelehnt... Daß das OLG. Dresden 
ſich mit der konſtanten Rechtſprechung des RG. und der 

LG. nicht näher auseinanderſetzt, bemängelt Baumbach 
mit Recht. Der Fall ſtützt Vorſchläge, die darauf hinaus⸗ 
laufen, in Fällen allgemeinen Intereſſes, um das es ſich 
hier offenbar handelt, eine oberſtgerichtliche Entſch. herbei⸗ 
zuführen, auch wenn das im ordentlichen Prozeßgange ſonſt 
nicht möglich iſt. . ..“ 

Dieſe Auswahl von Entſch. — die noch vervollſtändigt 
werden könnte — zeigt, daß die Abweichungen innerhalb der 
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Dresdner Strafſenate keineswegs nur Punkte nebenſächlicher 
Art betreffen, ſondern daß dieſe oberſtgerichtliche Recht⸗ 
ſprechung in einer Reihe wichtigſter Fragen verſchiedene Wege 
geht. Daß dieſe Tatſache ſich in der Praxis ſehr ungünſtig 
auswirkt, iſt klar. Die Staatsanwaltſchaften und die Gerichte 
müſſen ihre Anklagen oder Entſch., wenn ſie vor einer Auf⸗ 
hebung durch die oberſte Inſtanz ſicher ſein wollen, in dem 
einen Falle ſo, in dem anderen Falle wiederum anders ge⸗ 
ſtalten, je nachdem für die einzelne Sache in letzter Linie das 
RG. oder das OLG. zuſtändig iſt. Aber nicht genug damit, 
müſſen die Strafbehörden bei der Bearbeitung ihrer Sachen 
auch von vornherein ins Auge faſſen, welcher der beiden 
Strafſenate gegebenenfalls das letzte Wort zu ſprechen hat. 
Unter dieſen Verhältniſſen leiden die Juriſten ebenſo wie die 
Rechtſuchenden. Ein Kaufmann, der ſich einem Strafverfahren 
mit Erfolg als Nebenkläger angeſchloſſen hat, wird es nicht 
verſtehen, wenn ihm in einem anderen gleich gelagerten Falle 
der Anſchluß als Nebenkläger verſagt wird, nur deshalb, 
weil im zweiten Falle ein anderer Senat des OLG. ſich mit 
ſeiner Rechtsſache befaſſen muß. Es kann nicht wunder⸗ 
nehmen, daß nachgerade immer mehr Stimmen im Lande 
laut werden, die über eine zwieſpältige Rſpr. klagen und 
durch Eingaben an Oberbehörden, Landtag u. dgl. Abhilfe zu 
erreichen ſuchen. Die Zerſplitterung in der ſächſiſchen Straf⸗ 
rechtspflege iſt um ſo bedauerlicher, als wie die obigen Dar⸗ 
legungen zeigen, vielfach, und zwar ohne oder mindeſtens 
ohne zulängliche Gegengründe gerade mit der herrſchenden 
Meinung gebrochen und insbef. ein Gegenſatz zu der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. hergeſtellt wurde. Aus einer der⸗ 
artigen gegenſätzlichen Einſtellung kann ſicherlich dann kein 
Vorwurf gemacht werden, wenn die herrſchende Anſicht ein⸗ 
gehend bekämpft und der Verſuch unternommen wird, ſie zu 
widerlegen. Wenn aber ſtatt deſſen teilweiſe die gegenſätzliche 
Rechtſprechung überhaupt nicht erwähnt und eine Ausein⸗ 
anderſetzung mit ihr andauernd vermieden wird, ſo iſt in⸗ 
ſoweit nicht nur die Zerſplitterung der Rechtſprechung an ſich 
zu beklagen, ſondern auch das mangelnde Streben, den Ent⸗ 
ſcheidungen eine ſie rechtfertigende Begründung beizufügen. 
Bei ſolcher Sachlage kann nur von der Einführung einer 
geſetzlichen Beſtimmung eine Anderung der unerquicklichen 
Verhältniſſe erhofft werden. Würde die Vorſchrift des § 136 
Abſ. 1 GVG. auf die OLG. erſtreckt, fo würde dadurch ein 
Zwang nicht nur zu gegenſeitigem Meinungsaustauſch ge⸗ 
ſchaffen, ſondern gleichzeitig auch darauf hingewirkt, daß die 
obergerichtlichen Entſch. hinſichtlich ihrer Gründe den Er⸗ 
wartungen genügten, welche die Prozeßbeteiligten an ſie zu 
ſtellen befugt ſind. 


Der ſtrafprozeſſuale Seweiserhebungsanſpruch in der Berufungsinſtanz. 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


A. Dem Beweiserhebungsanſpruch der Partei ſind in 
der Berufungsinſtanz des Strafprozeſſes durch den 8 325 
Stpo. bedeutungsvolle Grenzen dadurch geſetzt, daß dieſe 
Beſtimmung in weitgehendſter Weiſe die Verleſung des über 
eine frühere Vernehmung aufgenommenen Prokokolls an 
A elle einer unmittelbaren Vernehmung der betreffenden 
muftunftsperſon vor dem Prozeßgericht geſtattet. Die For⸗ 
= terung der in dieſer Beſtimmung zum Ausdruck kommen⸗ 
ü „Boſchränkung des Unmittelbarkeitsprinzips iſt keine glück⸗ 
et Vergegenwärtigen wir uns zu dieſem Zweck den Wort⸗ 
an: Vorſchrift: 
könn „Bei der Berichterſtattung und der Beweisaufnahme 
ſagen Schriftſtücke verlefen werden; Protokolle über Aus⸗ 
me der in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz vernom⸗ 
den i Zeugen und Sachverſtändigen dürfen, abgeſehen von 
Stams der 88 251, 253 ohne die Zuſtimmung der 
eee die daltſchaft und des Angekl. nicht verleſen werden, 
verſtändi⸗ wiederholte Vorladung der Zeugen oder Sach⸗ 
En de igen erfolgt iſt oder von dem Angekl. rechtzeitig 
Das V er Hauptverhandlung beantragt worden war.“ 
85 zerhältnis von Regel und Ausnahme kann nicht mehr 
umgedreht werden als es hier geſchieht. Denn die gegenüber 


der Verhandlung erſter Inſtanz erweiterte Verlesbarkeit von 
Vernehmungsprotokollen bedeutet unzweifelhaft (ſ. 8 250 
StPO.) nicht eine Einſchränkung, ſondern eine Erweiterung 
der allgemeinen Verlesbarkeit. Vielleicht iſt dieſe unglückliche 
Formulierung daran ſchuld, daß über die Bedeutung dieſer 
Vorſchrift ſo wenig Klarheit beſteht, daß es kaum eine Be⸗ 
ſtimmung gibt, deren Tragweite von ſeiten der Verteidigung 
ſo häufig verkannt wird wie dieſe. 

I. Zunächſt tritt eine ſich aus der Rechtsmittelnatur der 
Berufung ergebende Beſchränkung des Beweiserhebungs⸗ 
anſpruchs in den Fällen ein, in denen das Urteil erſter In⸗ 
ſtanz, was nach der herrſchenden Meinung zuläſſig iſt (ſiehe 
8 327 StPO.), nur im Strafausſpruch angefochten und alſo 
im Schuldausſpruch rechtskräftig geworden iſt ). Dadurch 


1) Einen Überblick über die Stellungnahme der Rechtſprechung 
und des Schrifttums zu dieſer ſehr beſtrittenen Frage geben Löwe⸗ 
Roſenberg unter 2 zu 8327 StPO.; Hegler: JW. 1923, 426; 
1924, 280; Stern: JW. 1928, 431; aus der Judikatur des RG. 
f. 5. Sen. v. 19. Okt. 1911: RGSt. 45, 149; 1. Sen. v. 11. Nov. 
1924: JW. 1925, 1008 70; v. 26. Febr. 1926: ZW. 1927, 39425; 
v. 2. Nov. 1926: JW. 1927, 915 42; 2. Sen. v. 6. Juni 1925: 
JW. 1925, 2786 12; 3. Sen. v. 3. Juli 1924: NGSt. 58, 238 (239). 
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wird dem BG. die Prüfung des Streitfalles im Umfange der 
Feſtſtellungen abgeſchnitten, auf denen der rechtskräftig ge⸗ 
wordene Schuldausſpruch beruht. Die gegenteilige Auffaſſung, 
die dahin geht, daß das BG. gleichwohl — trotz prinzipieller 
Anerkennung der Trennbarkeit von Schuld⸗ und Straffrage 
— die Schuldfrage in vollem Umfang nachzuprüfen habe und, 
wenn es das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung verneint, 
die zuläſſige Mindeſtſtrafe verhängen müſſe, verkennt, daß das 
BG. an die Feſtſtellung des Vorliegens einer ſtrafbaren 
Handlung und damit auch an die dieſe ſtrafbare Handlung 
konkretiſierenden Feſtſtellungen gebunden iſt 2). Das ſchließt 
nicht aus, daß im Falle einer von der Staatsanwaltſchaft ein⸗ 
gelegten, auf die Straffrage beſchränkten Berufung das BG. 
die Strafe unter Heranziehung von ſolchen tatſächlichen Er⸗ 
wägungen erhöhen kann, die an ſich zu der Anwendung eines 
härteren Strafgeſetzes hätten führen müſſen 2). Wenn nach der 
hier vertretenen Auffaſſung über Möglichkeit und Wirkung 
der auf das Strafmaß beſchränkten Berufung die teilweiſe 
Anfechtung auch zu einer Beſchränkung des Gegenſtandes der 
Beweisaufnahme und des Beweisantragsrechts führt, ſo be⸗ 
deutet dies doch keine beweisrechtliche Beſonderheit, ſondern 
ergibt ſich ohne weiteres aus der Verengung des Kreiſes der 
erheblichen beweisbedürftigen Tatſachen. 

II. Weit über die unter I behandelte Einſchränkung des 
Beweiserhebungsanſpruchs der Parteien greift aber die teil- 
weiſe Aufgabe der Unmittelbarkeitsmaxime in 
der Berufungshauptverhandlung. 

1. Da für das in der Berufungsinſtanz zu beobachtende 
Verfahren nach § 332 StPO. die für das Verfahren erſter 
Inſtanz geltenden Vorſchriften ſoweit Anwendung finden, als 
nichts anderes beſtimmt iſt, findet eine Verleſung von Ur⸗ 
kunden in der Berufungshauptverhandlung nur in dem ſich 
aus den 88 249— 256 ergebenden Umfang ſtatt. Eine Er- 
weiterung der Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
leſung iſt nicht etwa daraus herzuleiten, daß die Eingangs⸗ 
worte des $ 325 StPO. die Verleſung von Urkunden bei der 
Berichterſtattung und der Beweisaufnahme anſcheinend ſchlecht⸗ 
hin für zuläſſig erklären, denn dabei werden die die Verleſung 
einſchränkenden Erforderniſſe der SS 250 ff. als erfüllt vor⸗ 
ausgeſetzt). Wohl aber erfährt der Grundſatz eine tiefein- 
ſchneidende Ausnahme dadurch, daß nach § 325 StPO. Pro⸗ 
tokolle über die Ausſagen der in der Hauptverhandlung erſter 
Inſtanz vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen, abge⸗ 
ſehen von den Fällen der SS 251, 253 StPD., ohne die Zu⸗ 
ſtimmung der Staatsanwaltſchaft und des Angekl. verleſen 
werden dürfen, wenn weder die wiederholte Vorladung der 
Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt iſt, noch von dem An⸗ 
geklagten rechtzeitig vor der Hauptverhandlung beantragt 
worden war. Zuläſſig iſt alſo die Verleſung der protokollierten 
Ausſage in drei Fällen. 

a) Auch in zweiter Inſtanz kann das Protokoll ſtets 
dann verleſen werden, wenn die Verleſung ſchon nach den 
für das Verfahren erſter Inſtanz geltenden Vorſchriften der 
88 251, 253 StPO. ſtatthaft iſt '). Da § 252 StPO. nicht 
außer Kraft geſetzt iſt, iſt das Protokoll jedoch dann un⸗ 
verlesbar, wenn der Zeuge zur Verweigerung des Zeugniſſes 
berechtigt iſt und von dieſem Recht nach der erſtinſtanzlichen 
Vernehmung Gebrauch gemacht hat. Hat aber der Zeuge die 
Zeugnisverweigerung nicht erklärt, ſo ſchließt der Umſtand, 
daß er bei erneuter Vernehmung die Ausſage verweigern 
könnte, die Verleſung der erſtinſtanzlichen Ausſage ſo lange 
nicht aus, als nicht der Zeuge den Willen, die Ausſage zu 
verweigern, in irgendeiner Weiſe, etwa durch privatſchriftliche 
Mitteilung, kundgegeben hat). 

b) In Erweiterung der für das Gericht erſter Inſtanz 
geltenden Verleſungsbefugnis darf das erſtinſtanzliche Pro⸗ 


2) Gl. A. 1. Sen. v. 22. Febr. 1927: RGSt. 61, 209; Mann⸗ 
heim: JW. 1927, 1915; a. M. Beling: Goltd Arch. 63, 184 ff.; 
Dtſch. RStpR. S. 329; DLG. Königsberg v. 16. Juni 1925: 
3StW. 47 Beil. S. 27. 

) Gl. A. 2. Sen. v. 6. Juli 1925: ZSM. 46 Beil. Bd. 1 
S. 127 a. M. OLG. Düſſeldorf v. 27. Jan. 1926: 3 StW. 47 Beil. 
S. 121. 

4) So die durchaus herrſchende Meinung; vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
berg unter 2 zu 8325 StPO. 

5) 1. Sen. v. 2. Nov. 1926: Bay. 1927, 140. 

6) 1. Sen. v. 21. Dez. 1926: JW. 1927, 1492 24. 
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tokoll auch dann verleſen werden, wenn weder die wiederholte 
Vorladung des damals vernommenen Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen erfolgt, noch von dem Angekl. rechtzeitig be⸗ 
antragt iſt. Dieſe Beſtimmung beruht auf dem Gedanken, daß 
die Verleſung des Hauptverhandlungsprotokolls erſter Inſtanz 
häufig die Vernehmung der Auskunftsperſonen vor dem BG. 
zu erſetzen vermag, daß aber dieſe Annahme dann nicht ge⸗ 
nügend geſichert erſcheint, wenn das Gericht oder die Prozeß⸗ 
beteiligten ihre Überzeugung, die erneute Vernehmung ſei 
nicht zu erſparen, ſchon vor der Verhandlung durch Bewirkung 
der Ladung zum Ausdruck gebracht haben reſp. wenn der 
Angekl. zu dieſem Behuf die Ladung wenigſtens beantragt 
hat. Nach der Idee des Geſetzes ſoll die Neuladung und die 
perſönliche Abhörung der in der erſten Inſtanz vernommenen 
Ausſageperſonen die Regel bilden”). Gericht und Staats⸗ 
anwaltſchaft dürfen von ihr nur dann Abſtand nehmen, 
wenn ſie überzeugt ſind, daß die wiederholte Vernehmung 
zur Aufklärung der Sache nicht erforderlich iſt (§ 323 Abſ. 2 
StPO.). Bei der Erfaſſung der Bedeutung jener Merkmale, 
an deren Vorliegen ſich die geſetzliche Folge der Unzuläſſig⸗ 
keit der erſatzweiſen Protokollverleſung knüpft, darf dieſer 
Zuſammenhang der Regelung nicht aus den Augen gelaſſen 
werden. Danach ergibt ſich: 

aa) Daß die Auskunftsperſon zur Berufungsverhandlung 
vorgeladen war, ſteht der Verleſung entgegen ohne Rückſicht 
darauf, von wem die Vorladung bewirkt war und wer ſie 
veranlaßt hatte). Ebenſo iſt es gleichgültig, ob die Vor⸗ 
ladung von Erfolg gekrönt war, und ob und aus welchen 
Gründen der Geladene nicht erſchienen ift?). Die Vorladung, 
die der Angekl. oder der Verteidiger bewirkt, braucht nicht 
die formaliſierte „unmittelbare Ladung“ durch den Gerichts⸗ 
vollzieher i. S. der 88 38, 220 StPO. zu fein; auch die 
bloße Geſtellung iſt Vorladung und ſchließt die Verleſung 
aus. Auch die herrſchende Meinung, die dies für 8 245 
StPO. leugnet, ſtellt beides einander gleich, ſoweit die An⸗ 
wendung des $ 325 StPO. in Frage ſteht 10). Auch eine 
fehlerhaft ausgeführte Vorladung muß der ratio des Ge⸗ 
ſetzes entſprechend als eine Vorladung i. S. der Vorſchrift 
angeſehen werden, ſelbſt wenn der unterlaufene Formfehler 
ſo ſchwerwiegend war, daß er der Zuſtellung der Ladung die 
Rechtsverbindlichkeit nimmt u). 

bb) Der rechtzeitig vor der Verhandlung geſtellte An⸗ 
trag des Angekl. inhibiert die Verleſung, ohne daß die Er⸗ 
klärung des Begehrens, die Auskunftsperſon neu zu ver⸗ 
nehmen, in die Form eines ausdrücklichen Antrags gekleidet 
zu ſein brauchte 12). Anträge des Verteidigers gelten gleich⸗ 
zeitig als Erklärungen des Angekl., ſofern dieſer nicht wider⸗ 
ſpricht. Davon abgeſehen geſtattet es die ausſchließliche Er⸗ 
wähnung des Angekl. im Wortlaut des Geſetzes nicht, die be⸗ 
zeichnete Wirkung auch den Anträgen anderer Prozeßbetei⸗ 
ligter zuzuſchreiben 18). Rechtzeitig iſt die Vorladung be⸗ 
antragt, wenn das Gericht ſie noch vor der Verhandlung ver⸗ 
anlaſſen konnte. Gleichgültig iſt es, ob der Angekl. die Be⸗ 
rufung eingelegt hatte; war er der Beſchwerdeführer, jo ſoll 
das Gericht allerdings ſeinen Wünſchen auf Ladung be⸗ 
ſtimmter Perſonen vorzugsweiſe Rechnung tragen (§ 323 
Ab. 4 StPO.). Entſprach das Gericht dem Antrag deſſen⸗ 
ungeachtet nicht, ſo kann zwar, da es ſich um einen vor der 
Verhandlung geſtellten Beweisantrag handelt, die Ablehnung 
nicht zum Gegenſtand einer Reviſionsbeſchwerde gemacht 
werden ), die Ausſage erſter Inſtanz darf aber dennoch nicht 
verleſen werden 15). Die Verleſung wird daher auch nicht 


7) So auch 1. Sen. v. 18. Nov. 1924: RGSSt. 58, 378 (379). 
5) Gl. A. Löwe⸗Roſenberg unter 3ba zu 8325 SPD. 
) Gl. A. Löwe⸗Roſenberg unter 3ba zu § 325 StPO. 
10) Siehe Löwe⸗Roſenb erg unter 3 ba; Schwarz 
e Doerr, 11. Aufl., zu § 325 StPO.; Gerland, Lehrb. 
S. 410. 
1) A. M. KG. 2. Sen. v. 16. Mai 1925: Goltd Arch. 70, 119. 
95 Siehe OLG. Hamburg v. 16. Juni 1927: RStW. 47 Beil. 


S. 3 

13) A. M. OLG. Königsberg v. 5. Dez. 1927: DRZ. 1928, 389 
Nr. 860 für den Privatkläger. 

14) 1. Sen. v. 15. Nov. 1927: Bay. 1928, 153. 

15) Darüber, ob der in der gleichwohl erfolgten Verleſung lie⸗ 
gende Verſtoß durch Wahrunterſtellung der in dem Beweisantrag be⸗ 
haupteten Tatſachen geheilt wird, ſiehe (bejahend): 1. Sen. v. 17. Mai 
1927: JW. 1927, 204975; dagegen meine Anm. 
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dadurch zuläſſig, daß der Zeuge zunächſt geladen, dann aber 
abbeftellt wird, es ſei denn, daß der Angekl. ſeinen Antrag 
zurücknimmt 10). 

e) Während unter den vorgedachten Vorausſetzungen, 
alſo wenn entweder ein Fall der 88 251, 253 StPO. vor⸗ 
liegt oder doch weder die Vorladung der Auskunftsperſon be⸗ 
wirkt, noch von dem Angekl. rechtzeitig beantragt war, die 
Verleſung unabhängig von der Stellungnahme der Prozeß⸗ 
beteiligten zuläſſig iſt ), glaubte der Geſetzgeber das Un⸗ 
mittelbarkeitsprinzip darüber hinaus auch dann opfern zu 
können, wenn die Prozeßbeteiligten ihre Zuſtimmung zu der 
Verleſung der erſtinſtanzlichen Ausſage erteilen. Wirkungs⸗ 
los iſt allerdings die Zuſtimmung dann, wenn die Verleſung 
gegen § 252 StPO. verſtoßen würde. Dagegen wird das 
allgemeine Verleſungsverbot des 8 250 StPO. durch die Zu⸗ 
ſtimmung ausgeſchaltet. Erforderlich iſt die Zuſtimmung 
ſämtlicher Prozeßbeteiligter, die Inhaber eigener prozeſſualer 
Rechte ſind, alſo auch des Verteidigers, des Privat⸗ und 
Nebenklägers 19). Daß die SIPO. nur die Staatsanwaltſchaft 
und den Angekl. erwähnt und die Aufzählung der übrigen 
Prozeßbeteiligten unterläßt, entſpricht der auch an anderen 
Stellen befolgten Übung und iſt ſachlich ohne Bedeutung. Die 
Zuſtimmungserklärung des Verteidigers macht eine beſondere 
Erklärung des Angekl. überflüſſig und umgekehrt 12). 
Billigt der Angekl. die Stellungnahme feines Verteidigers 
nicht, ſo muß er ihr widerſprechen. Die Zuſtimmung muß 
regelmäßig ausdrücklich erfolgen. In der bloßen Nicht⸗ 
erhebung eines Widerſpruchs bei der Verleſung kann eine Zu⸗ 
timmung nicht erblickt werden 20). Legen aber die Prozeß⸗ 
beteiligten ein Verhalten an den Tag, das das Gericht nicht 
anders denn als Zuſtimmung deuten kann, indem ſie auf 
Befragen der Verleſung nicht widerſprechen oder indem ſie 
auf die Aufforderung des Vorſitzenden, etwaige Bedenken 
gegen die Verleſung zum Ausdruck zu bringen, ſchweigen, ſo 
kann dieſes ſchlüſſige Verhalten eine ausdrückliche Zuſtim⸗ 
mungserklärung erſetzen 21). Vorausſetzung hierfür iſt, daß 
ſich die Prozeßbeteiligten über ihr Recht, die Verleſung nicht 
zu dulden, im klaren befinden. Denn nur wenn — vorbehalt- 
lich des Falles zu b — Gericht und Partei übereinſtimmend 
die Protokollverleſung als genügenden Erſatz für die münd⸗ 
liche Abhörung des Zeugen oder Sachverſtändigen anſehen, iſt 
nach der Auffaſſung des Geſetzgebers die Unſchädlichkeit der 
Durchbrechung des Unmittelbarkeitsgrundſatzes verbürgt. Auf 
der anderen Seite führt dieſer Geſichtspunkt dazu, auch die 
nachträgliche Zuſtimmung nach Verleſung, die etwa durch 
Verzicht auf die Vernehmung des Zeugen ſchlüſſig zum 
Ausdruck gebracht werden kann, zuzulaſſen 22). 


2. Fehlen die Vorausſetzungen für die Verleſung, ſo 
darf das Protokoll weder bei der Beweisaufnahme, noch im 
Rahmen der Berichterſtattung ($ 324 StPO.), die überhaupt 
kein Akt der Beweisaufnahme iſt 6), verleſen werden). Sind 
die formalen Vorausſetzungen erfüllt, ſo hat doch das Gericht 
weiter pflichtgemäß zu prüfen, ob die Protokollverleſung nach 
der Beſchaffenheit des Falles einen ausreichenden Erſatz für 
die unmittelbare Vernehmung bildet. Daß die Garantien, die 
der Geſetzgeber geſchaffen hat, um eine Benachteiligung der 
Parteien durch die Verleſung zu verhüten, nicht ausreichen, 
it heute allgemein anerkannt 28), und die Entwürfe haben 

enn auch die unumſchränkte Anwendung der für die Beweis⸗ 
aufnahme erſter Inſtanz geltenden Vorſchriften im Be⸗ 
— 


80 Siehe dazu Löwenſtein: JW. 1928, 1507. 
Beil. 2 Lache z. B. OLG. Hamm v. 29. April 1925: 3StW. 47 


1928 So mit Bezug auf den Nebenkläger 2. Sen. v. 26. März 
1 2771/7. 


vgl. im Bap Sboch. 2. Sen. v. 10. Nov. 1927: Bay. 1928, 154; 
“en ee en die Rechtſprechung zu 88 251 und 245 SIND, 
19. Jan 18 Sen. v. 17. Mai 1927: JW. 1927, 2049 77 2. Sen. v. 
25) 128: Na 1928, 1506 8 
1. Sen. v. 23. Juni 1925: 3 StW. 46 Beil. S. 326; 2. Sen. 
v. 14 hach 5928. as. 1928, 150625 a 
1928, 155. A. BahSbech. 2. Sen. v. 10. Nov. 1927: Bayg. 
2% Sal. 4. Sen. v. 7. April 1927: RS. 61, 287. 
0 Fal. 5 Sen v 17. Mai 1927: IM. 1887, 5049 5 
i lle we. Roſenberg unter 3a zu 8325 Std.; 
meine Ausführungen JW. 1926, 1206. 
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rufungsverfahren vorgeſehen 28). Die Unvollkommenheit des 
durch die Verleſung geſchaffenen Erſatzes hat das Gericht ſchon 
gegenwärtig insbeſ. dann zu würdigen, wenn die Parteien 
die nochmalige Vernehmung der erſtinſtanzlich vernommenen 
Ausſageperſonen fordern. Freilich erheiſcht der im Geſetz 
klar zum Ausdruck gekommene Wille, daß die Zuläſſigkeit er⸗ 
ſatzweiſer Verleſung des erſtinſtanzlichen Protokolls nur unter 
ganz beſtimmten Vorausſetzungen von dem Belieben der Par⸗ 
teien abhängen ſoll, bei Ermangelung dieſer Vorausſetzungen 
auch gegenüber den Beweisanträgen der Parteien Re⸗ 
ſpektierung. 

B. I. Für die Stellung von Anträgen auf Ver⸗ 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, die bereits früher 
vernommen ſind, iſt danach folgendes zu beachten. 

1. Legt der Verteidiger Gewicht auf die erneute Ver⸗ 
nehmung einer bereits in erſter Inſtanz vernommenen Aus⸗ 
kunftsperſon, ſo muß er ihre Vorladung beantragen. Bei 
Prüfung dieſer Frage darf er ſich nicht darauf beſchränken, 
rein abſtrakt zu erwägen, ob das Thema an ſich die un⸗ 
mittelbare Abhörung der betreffenden Auskunftsperſon ge⸗ 
boten erſcheinen läßt oder ob es ſo unkompliziert iſt, daß 
über die Frage genau ſo gut der Beweis rein ſchriftlich ge⸗ 
führt werden kann. Er wird vielmehr das Verhandlungs- 
protokoll der erſten Inſtanz in der Regel zunächſt einſehen 
müſſen, weil er nur ſo feſtſtellen kann, ob das Protokoll 
über die Beweisausſage eine klare und erſchöpfende Nieder⸗ 
ſchrift enthält. Hält er danach eine unmittelbare Vernehmung 
der Auskunftsperſon für erforderlich, ſo wird er in allen 
Fällen, in denen das Beweisthema und ſeine Erheblichkeit 
nicht ohne weiteres erkennbar iſt, eine genaue Subſtantiierung 
geben müſſen. Denn die Tatſache, daß die Auskunftsperſon 
in der erſten Inſtanz vernommen iſt, begründet keinen An⸗ 
ſpruch darauf, daß ihre Ausſage auch von der zweiten In⸗ 
ſtanz entgegengenommen wird. Aus denſelben Gründen, aus 
denen das Gericht auch vor der Verhandlung erſter Inſtanz 
die Erhebung von Beweiſen als nicht erforderlich ablehnen 
kann, darf es die wiederholte Vorladung von Zeugen und 
Sachverſtändigen verweigern (vgl. $ 323 Abſ. 2 StPO.). Daß 
die Protokollverleſung ein genügender Erſatz ſei, kommt als 
Ablehnungsgrund nicht in Betracht. 

2. Hat der Verteidiger damit zu rechnen, daß das Gericht 
einem Antrag auf Vernehmung einer bereits in der erſten 
Inſtanz vernommenen Auskunftsperſon entgegenhält, daß die 
Ladung nicht mehr zeitig hätte ausgeführt werden können, ſo 
muß er eine unmittelbare Ladung dieſer Auskunftsperſon 
herbeiführen oder ſie zum Termin ſtellen. Hat der Vor⸗ 
geladene der Ladung keine Folge geleiſtet, ſo kann der Ver⸗ 
leſung des früheren Protokolls widerſprochen werden. Die 
Folge iſt, daß die Hauptverhandlung, ſoweit die Ausſage 
weſentlich iſt, vertagt werden muß. Erklärt das Gericht in 
der Hauptverhandlung, daß es ohne eine erneute Vernehmung 
der betreffenden Auskunftsperſon auskommen könne, ſo iſt 
es unter allen Umſtänden empfehlenswert, einen förmlichen 
Beweisantrag zu ſtellen, weil gegenüber einem Beweisantrag 
das Rev. in einem viel weitergehenden Maße zur Nach⸗ 
prüfung verpflichtet und in der Lage iſt, nachzuprüfen, in⸗ 
wieweit die Abſtandnahme des Gerichts von dieſer Beweis⸗ 
erhebung den Antragſteller benachteiligt hat 27. 

3. Erkennt der Verteidiger erſt in der Hauptverhandlung 
die Bedeutung der nochmaligen Abhörung eines bereits in 
erſter Inſtanz vernommenen Zeugen, ſo wird er bei der Sub⸗ 
ftantiterung feiner Beweisanträge beſonderes Gewicht darauf 
legen müſſen, an Hand der Sitzungsniederſchrift der erſten 
Inſtanz hervorzuheben, welche Punkte er, hinausgehend über 
das früher Bekundete, durch die Ausſage der betreffenden 
Auskunftsperſon geklärt zu ſehen wünſcht. Soweit er das 
widerlegen will, was protokolliert iſt, wird er ſubſtantiiert 
angeben müſſen, inwiefern in Hinblick auf das vorliegende 
Beweisergebnis der zweiten Inſtanz oder in Hinblick auf wei⸗ 
ter beantragte Beweiſe eine Abänderung der früheren Be⸗ 
kundungen der Auskunftsperſon zu erwarten iſt. Unter Um⸗ 
ſtänden wird er ſein Begehren auf erneute Vernehmung einer 
bereits in erſter Inſtanz gehörten Auskunftsperſon damit zu 


25) Siehe Entwurf von 1908 88 323—330 StPO., Entwurf 
von 1920 88 314-320 StPO. 
27) Vgl. dazu unten unter II 2. 
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begründen haben, daß die Niederſchrift der erſten Inſtanz un⸗ 
vollſtändig oder unrichtig ſei 2s). Darüber, ob dieſe Annahme 
begründet erſcheint, hat das Gericht, da es ſich inſoweit um 
eine prozeſſualerhebliche Tatſache handelt, nach den Regeln 
des ſog. Freibeweiſes 2?) zu urteilen, fo daß für dieſen Nach⸗ 
weis alle Mittel der Glaubhaftmachung verwendbar ſind. 

II. Für die Behandlung der unter I erörterten Be⸗ 
weisanträge durch das Gericht gilt folgendes. 

1. Dieſelben Gründe, aus denen das erkennende Gericht 
erſter Inſtanz berechtigt iſt, Beweisanträge abzulehnen, gelten 
auch für das BG. Dabei iſt für die Frage der Erheblichkeit 
eines Beweisvorbringens die Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage durch das Erſtinſtanzgericht bedeutungslos. 

2. Iſt die Vorladung der Auskunftsperſon zum Beweiſe 
derſelben Tatſache, über die fie ſchon in erſter Inſtanz ver⸗ 
nommen war, beantragt, ſo hat das Gericht nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen zu unterſuchen, ob die perſönliche Ab⸗ 
hörung der Auskunftsperſon notwendig iſt 20). Bei der Aus⸗ 
übung dieſes Ermeſſens muß es ſich von ähnlichen Er⸗ 
wägungen leiten laſſen, wie ſie bei der Entſcheidung über den 
Antrag, einen kommiſſariſch vernommenen Zeugen vor das 
erkennende Gericht zu laden, maßgebend ſein müſſen. Der An⸗ 
trag, der noch nach Verleſung der erſtinſtanzlichen Ausſage 
und in der Hoffnung, daß der Zeuge dieſe Ausſage ändern 
werde, geſtellt werden kann, muß vom Gericht unter Berück⸗ 
ſichtigung der Umſtände des Falles beſonders nach der Rich⸗ 
tung gewiſſenhaft geprüft werden, ob es wünſchenswert iſt, 
daß das Gericht den perſönlichen Eindruck von dem Zeugen 
erhält, und ob dadurch eine Beeinfluſſung des vorliegenden 
Beweisergebniſſes denkbar erſcheint. Ob das BG. dieſer 
Prüfungspflicht Genüge getan hat, unterliegt der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts 1). Hat alſo das BG. die Ladung ab⸗ 
gelehnt, weil der Sachverhalt genügend aufgeklärt ſei, ſo kann 
das Reviſionsgericht feſtſtellen, daß dieſer Grund nach dem 


28) Vgl. 1. Sen. v. 26. März 1929, 1D 1166/28, abgedruckt 
unten 2741 Nr. 42. 

29) Wegen dieſes Begriffs ſ. Ditzen, Dreierlei Beweis S. 5, 47. 

30) Hierzu und zum folgenden ſiehe beſonders 1. Sen. v. 18. Nov. 
1924: RGSt. 58, 378 (379); fehlgreifend im Ausdruck Bay Obs. v. 
30. Sept. 1927: Jurgdſch. 1927 Nr. 2166: 8244 StPO. finde Reine 
Anwendung. 

31) Vgl. 4. Sen. v. 19. Juni 1923: RGSt. 57, 322 (323); 
1. Sen. v. 18. Nov. 1924: RGSt. 58, 378. 
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Inhalt der Urteilsgründe nicht zutrifft 2). Eine Beweis⸗ 
antezipation darf das Gericht nur inſoweit vornehmen, daß 
es im allgemeinen (ſ. die im folgenden betonte Ausnahme) 
unterſtellen kann, der Zeuge werde bei ſeiner erſtinſtanzlichen 
Ausſage ſtehen bleiben, nicht auch, daß es der Ausſage dieſes 
Zeugen gegenüber der Ausſage anderer Zeugen den Beweis⸗ 
wert abſpricht 33). Hat der Zeuge in feinen Ausſagen vielfach 
geſchwankt oder ift feine erſtinſtanzliche Ausſage dem Anfchein 
nach abſichtlich vorſichtig und unbeſtimmt gehalten oder hat 
ſich der Zeuge in Widerſprüche verwickelt, ſo iſt die Unter⸗ 
ſtellung unzuläſſig, daß der Zeuge an ſeiner früheren Aus⸗ 
ſage feſtgehalten und daß die wiederholte Vernehmung ein 
verändertes Ergebnis gegenüber der Verleſung nicht zutage 
fördern werde 3%). 

3. Iſt die in erſter Inſtanz vernommene Ausſageperſon 
für beſtimmte neue Tatſachen benannt, ſo gelten für den 
Beweisantrag die allgemeinen Grundſätze; das Verbot der 
Beweisantezipation 35) gilt alſo unbeſchränkt s). Neu iſt eine 
Tatſache auch dann, wenn zwar ein Zuſammenhang zwiſchen 
der früheren und der in der Berufungsverhandlung auf⸗ 
geſtellten Behauptung beſteht, das frühere Vorbringen aber 
erweitert iſt. Daß der Zeuge ſich mit ſeiner Ausſage erſter 
Inſtanz teilweiſe in Widerſpruch ſetzen müßte, um die Be⸗ 
weisbehauptung zu beſtätigen, ſteht dem Antrag nicht ent⸗ 
gegen, und zwar auch nicht unter dem Geſichtspunkt, daß 
der Ausſage des Zeugen dadurch jeglicher Beweiswert ge- 
nommen würde?). Die Neuheit der Tatſache kann ſich auch 
daraus ergeben, daß behauptet iſt, daß der Zeuge die Tat⸗ 
ſache zwar ſchon in erſter Inſtanz bekundet habe, daß ſie aber 
nicht in das Protokoll aufgenommen ſei und deshalb für die 
Berufungsinſtanz nicht ohne eine erneute Vernehmung des 
Zeugen verwertbar ſei. 


32) Siehe 1. Sen. v. 13. Nov. 1925: Bay Z. 1926, 105. 

33) Siehe dazu das in der vorigen Aum. zit. Urteil. 

34) Anders natürlich, wenn das Gericht die von dem Autrag⸗ 
ſteller behaupteten Widerſprüche in der Ausſage nicht feſtzuſtellen 
vermag: 2. Sen. v. 3. Juni 1926, 2 D 290/26. 

35) Siehe darüber meine Ausführungen in JW. 1922, 258 ff. 

36) 1. Sen. v. 18. Nov. 1924: RGSt. 58, 378; BayObech. v. 
30. Sept. 1927: Jurgdſch. 1927 Nr. 2166. 

37) Gl. A. 1. Sen. v. 18. Nov. 1924: RGSt. 58, 378 (379 a. E.); 
a. M. 2. Sen. v. 18. Jan. 1926; dagegen 
v. Scanzoni in der Anm. 


JW. 1926, 1213 2; 


Die Sachleitung des Vorſitzenden im Straf⸗ und Jivilprozeß. 


Von Profeſſor Dr. James Goldſchmidt, Berlin. 


I. über den in $ 140 3PO., $ 238 JI StPO. gleich⸗ 
mäßig vorkommenden Begriff „Sachleitung“ des Vorſitzenden 
herrſcht bekanntlich Unklarheit. Dieſe Unklarheit hat ſich 
praktiſch in der Hauptſache vor allem im Strafprozeß aus⸗ 
gewirkt, nämlich in der Frage, ob die Vernehmung des An⸗ 
geklagten und die Aufnahme des Beweiſes ($ 2381 StPO.) 
zur „Sachleitung“ gehören, und ob deshalb Fragen des Vor⸗ 
ſitzenden an den Angekl., an Zeugen oder Sachverſtändige ge⸗ 
mäß $ 238 II StPO. mit der Folge beanſtandet werden kön⸗ 
nen, daß über ihre Zuläſſigkeit das Gericht zu entſcheiden 
hat. Für den Zivilprozeß iſt ein mit ſolcher Wirkung aus⸗ 
geſtattetes Beanſtandungsrecht gegenüber Fragen des Vor⸗ 
ſitzenden oder eines Gerichtsmitgliedes durch 8 140 3PO. 
ausdrücklich ſichergeſtellt. Der 3. StrSen. des RG. hat in 
dem Urt. v. 28. Jan. 1909 (RGSt. 42, 157) erklärt, daß 
zur „Sachleitung“ einerſeits die „formelle“ Leitung, anderer⸗ 
ſeits die Vernehmung des Angekl. und die Beweisaufnahme 
nicht gehöre und daß deshalb § 238 JI StPO. auf Fragen 
des Vorſitzenden an den Angekl., an Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändige keine Anwendung finde. „Erſichtlich ſoll“, ſo 
führt der Senat aus, „das Befragungsrecht des Vorſitzenden 
und ebenſo dasjenige der beiſitzenden Richter ($ 2401 StPO.) 
um deswillen nach keiner Richtung eine Einſchränkung er⸗ 
leiden, weil einerſeits durch die Zuläſſigkeit einer Beanſtan⸗ 
dung für die Verhandlung, insbeſ. für die Einheitlichkeit der 


in der Hand des Vorſitzenden ruhenden Leitung große 
Schwierigkeiten erwachſen würden, andererſeits der Geſetzgeber 
zu den genannten richterlichen Perſonen das volle Vertrauen 
hat, daß ſie das ihnen zugeſtandene Vernehmungsrecht nicht 
mißbräuchlich handhaben, insbeſ. keine ungehörigen oder nicht 
zur Sache gehörigen Fragen ſtellen, ſich vielmehr bei Aus⸗ 
übung des Rechts ſtreng innerhalb der durch die Sache ſelbſt 
gezogenen Grenzen halten werden.“ Von dieſem Standpunkt 
aus lehnt der 3. StrSen. auch ein Recht der Prozeßbetei⸗ 
ligten zur Beanſtandung von Fragen des Vorſitzenden oder 
der beiſitzenden Richter auf Grund von § 242 StPO. ab. Er 
hält es nicht für „zweifelhaft“, daß $ 242 ſich nur auf die 
in $ 24111 StPO. erwähnten Fragen der Staatsanwaltſchaft, 
des Angekl., des Verteidigers, ſowie der Geſchworenen und 
Schöffen beziehe. Daß § 140 3PO. ein Beanſtandungsrecht 
gegenüber Fragen des Vorſitzenden und der Gerichtsmitglieder 
ausdrücklich anerkennt, verwertet der 3. StrSen. als ein 
für feinen Standpunkt ſprechendes argumentum e contrario. 
Im Gegenſatz zum 3. StrSen. haben der 1. StrSen. in 
einem Urt. v. 5. Mai 1884 (RGSt. 10, 379) und der 2. Str⸗ 
Sen. in einem Urt. v. 8. April 1913 (RGSt. 47, 139) ein 
Recht der Prozeßbeteiligten zur Beanſtandung der Stellung 
oder Nichtſtellung von Fragen durch den Vorſitzenden oder der 
beiſitzenden Richter anerkannt. Der 1. StrSen. ſtützt dieſes 
Recht auf § 238 II StPO., er rechnet alſo die Vernehmung 
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des Angekl. und die Beweisaufnahme zur „Sachleitung“; 
das Recht zur Beanſtandung von Fragen der beiſitzenden 
Richter ſtützt der 1. StrSen. auf 8 242, übrigens nur ein 
ſolches der Parteien und des Befragten, während er ein 
Beanſtandungsrecht des Vorſitzenden ausdrücklich verwirft. 
Der 2. StrSen. ſtützt das Recht ſämtlicher Prozeßbeteiligten 
zur Beanſtandung der Nichtſtellung von Fragen durch den 
Vorſitzenden an den Angekl. — an den ja bekanntlich nur der 
Vorſitzende Fragen richten darf — auf 8 238 JI StpoO.; er 
rechnet alſo gleichfalls die Vernehmung des Angekl. zur 
Sachleitung“. Daß es trotz dieſer Zwieſpältigkeit zu keiner 
Plenarentſcheidung gekommen iſt, erklärt ſich daraus, daß 
Gegenſtand des Urteils des 1. StrSen. überhaupt nur die 
Frage war, ob der Vorſitzende das Recht habe, Fragen der 
beiſitzenden Richter zu beanſtanden, und daß der 2. StrSen. 
es wenigſtens nur mit der Beanſtandung der Nich tſtellung 
von Fragen zu tun hatte. 

Im Schrifttum hat Kohlrauſch (StPO., 21. Aufl., 
Nr. 6 zu 8238, zu § 242) ſich vorbehaltlos auf den Stand⸗ 
punkt des 3. StrSen. geftellt. Löwe⸗Roſenberg (StPO., 
18. Aufl., Nr. 7 zu § 238, Nr. 1 zu § 242) folgt dem 3. Str⸗ 
Sen. nur inſoweit, als er die Vernehmung des Angekl. und 
die Aufnahme des Beweiſes ebenſowenig zur „Sachleitung“ 
rechnet, wie die „formelle“ Leitung, und daher § 238 II auf 
Fragen des Vorſitzenden nicht anwendet; dagegen hält er 
§ 242 StPO. auch auf Fragen des Vorſitzenden, wenigſtens 
an Zeugen und Sachverſtändige, für anwendbar. An Löwe⸗ 
Roſenberg ſchließen ſich im weſentlichen Graf Dohna 
(Strafprozeßrecht, 3. Aufl., 167) und Gerland (Straf⸗ 
prozeß, 351, 353) an. Alsberg (LZ. 1914, 1169) gibt dem 
3. StrSen. nur zu, daß aus der „Sachleitung“ die „äußere, 
rein geſchäftliche Ordnung“ ausſcheide; dagegen nimmt er an, 
daß die Vernehmung des Angekl. und die Aufnahme des Be⸗ 
weiſes zur „Sachleitung“ gehören und daß deshalb Fragen 
des Vorſitzenden gemäß § 238 JI beanſtandet werden Tönnen, 
während das Recht zur Beanſtandung von Fragen der bei⸗ 
ſitzenden Richter unter § 242 fallen ſoll. Alsberg folgt 
alſo inſoweit dem 1. und 2. StrSen. und weicht nur von 
dem erſteren darin ab, daß er auch dem Vorſitzenden das 
Recht geben will, gemäß § 242 über die Zuläſſigkeit von 
Fragen der beiſitzenden Richter einen Gerichtsbeſchluß herbei⸗ 
zuführen. Feiſen berger (StPO., Nr. 4 zu 8 238, zu 
§ 242) ſieht einfach „Sachleitung“ als gleichbedeutend mit 
„Prozeßleitung“, deshalb als alle aus § 238 1 StPO. ſich 
ergebenden Befugniſſe umfaſſend an; er unterwirft daher mit 
dem 1. und 2. StrSen. Fragen des Vorſitzenden dem § 238 II 
StPO., wonach er dann 8 242 i. S. des 3. StrSen. nur auf 
die unter 88 239, 240 II StPO. fallenden Fragen bezieht. 
Beling (Keichsſtrafprozeßrecht, 1928, S. 375 Anm. 4) 
ſchließlich hält jede Beanſtandung der rechtlichen Zuläſſigkeit 
einer Anordnung oder Frageſtellung des Vorſitzenden für eine 
Beanſtandung der „Sachleitung“. 

II. Das Urteil des 3. StrSen. (RGSt. 42, 157) ſteht 
in offenem Widerſpruch mit der Entſtehungsgeſchichte der 
88 238 II, 242 StPO. Auf die Entſtehungsgeſchichte dieſer 
Vorſchriften hat ſchon Alsberg (22. 1914, 1170; 3StW. 
„ 74) hingewieſen, aber nur andeutungsweiſe und unter 
bloßer Bezugnahme auf das irrige Zitat der Materialien bei 
Eöwe Roſenberg, Nr. 1 zu 8 24 (Hahn, II 1581). 
8 ift daher geboten, auf dieſe Entſtehungsgeſchichte näher ein⸗ 
zugehen. 
ve 5 238 II StPO. verdankt feine Entſtehung einem von 
lautete IR. angenommenen Antrag Bähr, der wie folgt 
des „Wird eine auf die Sachleitung bezügliche Anordnung 
oder vorſitzenden oder eine Frageſtellung des Vorſitzenden 
es eines Gerichtsmitgliedes von einer bei der Ver⸗ 
Aer; a beteiligten Perſon beanſtandet, jo entſcheidet das 
Der (Brot. v. 9. Juli 1875, zu 8 201 der Vorlage). 
erklärte Antrag bezweckte, wie der Antragſteller ausdrücklich 
ruhe auf 75 Analogie mit der ZPO. herzuſtellen und be- 
weit er em allgemeinen Prinzip, daß der Vorſitzende, ſo⸗ 
ſei, daß alt Sache leite, immer nur Vertreter des Gerichts 
Geri che lien, wenn Zweifel entſtänden, die Entſcheidung beim 
beabſichti We müſſe“. Um zu ermitteln, was es mit dieſer 
el 1 igten Analogie zur ZPO. auf ſich hat, bedarf es 
ines Zurückgehens auf die Entſtehungsgeſchichte dieſer. 
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Der Ausdruck „Sachleitung“ taucht zum erſtenmal in 
einem Antrag Becker zu § 126 Entw. ZPO. auf (Hahn, 
Mat. 564): 

„Der Vorſitzende kann ſeine auf die Sachleitung be⸗ 
züglichen Befugniſſe einem Mitgliede des Gerichts über⸗ 
tragen.“ 

Der Antrag ſtütze ſich, wie der Antragſteller erklärte, 
„auf die Erwägung, daß ohne Wechſel der Sachleitung bei 
einem vielbeſchäftigten Gericht eine ordentliche Vorbereitung 
der Sache nicht durchführbar ſei“. Der Antrag wurde 
zunächſt zurückgezogen, nachdem die Regierungsvertreter 
v. Amsberg und Heß erklärt hatten, die Befugnis des Vor⸗ 
ſitzenden, die Sachleitung einem Beiſitzer zu übertragen, be⸗ 
ſtehe auch ohne beſondere Vorſchrift, die allenfalls in eine 
Gerichtsinſtruktion gehöre. Indeſſen wurde der Antrag 
Becker von dem Abg. Bähr bei der Beratung des 8 348 
der Vorlage wieder aufgenommen, und zwar in folgender, 
erweiterter Geſtalt (Hahn, Mat. 633): 

„Der Vorſitzende kann ſeine auf die Sachleitung be⸗ 
züglichen Befugniſſe einem Mitglied des Gerichts über⸗ 
tragen. 

Wird eine Frageſtellung oder eine ſonſtige auf die 
Sachleitung bezügliche Anordnung des Vorſitzenden oder 
des ihn vertretenden Gerichtsmitgliedes von den vor Ge⸗ 
richt handelnden Perſonen beanſtandet, ſo entſcheidet das 
Gericht.“ 

Zu Abſ. 2 feines Antrages führte Abg. Bähr aus, „der⸗ 
ſelbe gebe dem Gedanken Ausdruck, daß der Vorſitzende ſeine 
die Sachleitung in der mündlichen Verhandlung betreffenden 
Befugniſſe — und nur um dieſe Rechte handle es 
ſich hier — als präſumtiver Bevollmächtigter des Gerichts, 
nicht kraft eigener Machtvollkommenheit ausübe: Eine Kon⸗ 
ſequenz fei, daß, wenn eine die Sachleitung betreffende Tätig⸗ 
keit von den Parteien oder den Zeugen beanſtandet werde, 
das Gericht, nicht der Vorſitzende allein zu entſcheiden habe“. 
Der Regierungsvertreter v. Amsberg wandte gegen Abſ. 2 
des Antrages Bähr und gegen deſſen Begründung ein, daß 
der Entwurf nicht das gemeinrechtliche Prinzip, wonach der 
Vorſitzende nur Organ des Kollegiums ſei, gegen deſſen An⸗ 
ordnung an das Kollegium rekurriert werden könne, ſondern 
das franzöſiſch⸗preußiſche Prinzip angenommen habe, wonach 
der Präſident über dem Kollegium ſtehe und gegen ſeine An⸗ 
ordnungen Beſchwerde nur bei dem höheren Gericht angebracht 
werden könne. Aber dieſer Standpunkt fand überwiegenden 
Widerſpruch in der Kommiſſion, dem die Abg. Bähr, Reichens⸗ 
perger, Eyſoldt, Völk, Krätzer und v. Forgade Ausdruck ver⸗ 
liehen. Es wurde die Notwendigkeit betont, die Stellung der 
Beiſitzer gegenüber dem Vorſitzenden zu kräftigen, und auch 
beſtritten, daß der Vorſitzende im preußiſchen Prozeß über 
den Beiſitzern ſtehe. Darauf wurde Abſ. 2 des Antrages 
Bähr angenommen, während Abſ. 1 aus den bereits bei der 
Beratung des § 126 Entw. geäußerten Bedenken abgelehnt 
wurde. Der abgelehnte Abſ. 1 gewann noch einmal Leben in 
Geſtalt eines von der RK. in 1. Leſung in den Entw. 
GVG. eingeſtellten § 46 1 (8 69 GVG.) Abſ. 2 (Hahn, 
Mat. 1688): 

„Für einzelne Sachen kann der Vorſitzende die Lei⸗ 
tung der Verhandlung einem Mitgliede des Gerichts über⸗ 
tragen. In dieſem Falle gelten die Anordnungen des mit 
der Sachleitung beauftragten Richters als Anordnungen 
des Vorſitzenden.“ 

Doch fiel der Abſatz in 2. Leſung (Hahn, Mat. 804). 

Dem von der RK. angenommenen Abſ. 2 des An⸗ 
trages Bähr zu § 348 Entw. ZPO. gab die Redaktions⸗ 
kommiſſion, entſprechend dem bereits vom Antragſteller ge⸗ 
machten Vorbehalt einer redaktionellen Einſchiebung an paſ⸗ 
ſender Stelle, die Stellung als § 126 4a (dem heutigen 8 140 
ZPO.) in folgender Faſſung: 

„Wird eine auf die Sachleitung bezügliche Anordnung 
des Vorſitzenden oder Frageſtellung des Vorſitzenden oder 
eines Gerichtsmitgliedes von einer bei der Verhandlung 
beteiligten Perſon beanſtandet, ſo entſcheidet das Gericht.“ 

In dieſer Form in 2. Leſung unverändert angenommen, 
wurde der § 126 a infolge Beanſtandung des Bundesrats noch 
einmal Gegenſtand einer Debatte (Hahn, Mat. 1110). Der 
Bundesrat hatte die Einſchaltung der Worte „als geſetzlich 
unzuläſſig“ hinter „Perſon“ gefordert. Die RK. trug in⸗ 
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deſſen auf Antrag Bähr dieſer Forderung nur teilweiſe 
Rechnung, indem ſie beſchloß, den Paragraph zu faſſen: 

„Wird eine auf die Sachleitung bezügliche Anordnung 
des Vorſitzenden oder die Zuläſſigkeit einer von dem 
Vorſitzenden oder einem Gerichtsmitgliede geſtellten Frage 
von einer bei der Verhandlung beteiligten Perſon be⸗ 
anſtandet, ſo entſcheidet das Gericht.“ 

Aber der Bundesrat beharrte bei ſeiner Forderung, 
und ſo erhielt ſchließlich die Vorſchrift die Faſſung des 
heutigen § 140 (Hahn, Mat. 1263). 

Die Ausführlichkeit der Erörterungen der RAR. zu dem 
heutigen $ 140 ZBD. erklärt die Dürftigkeit ihrer Erörte⸗ 
rungen zu den heutigen 88 238 II, 242 StBO., gibt aber 
hinreichenden Aufſchluß über deren Bedeutung. Nachdem die 
RIK. den oben wiedergegebenen Antrag Bähr zu § 201 der 
Vorlage (dem heutigen § 2381), der fait wörtlich dem von 
der Redaktionskommiſſion formulierten 8 126 a Entw. ZPO. 
(dem heutigen 8 140) entſprach, angenommen hatte, nahm 
bie Redaktionskommiſſion für die StPO. eine Trennung vor. 
Sie nahm aus dem von der RIZR. auf Antrag Bähr ange⸗ 
nommenen Zuſatz zu 8201 der Vorlage (dem heutigen 
§ 238 StPO.) die Worte „oder eine Frageſtellung des Vor⸗ 
ſitzenden oder eines Gerichtsmitgliedes“ heraus. Dafür löſte 
fie den heutigen § 242 StpO., der nach der Vorlage der 
letzte Abſatz des § 204, d. i. des heutigen $ 241 war und als 
ſolcher lautete: 

„Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet das 
Gericht“, 
aus dieſer Verbindung heraus, machte ihn zu einem ſelb⸗ 
ſtändigen § 204 a und gab ihm die Faſſung: 
„Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet in 
allen Fällen das Gericht.“ 

Daß damit die Unterwerfung auch der Fragen des Vor⸗ 
figenden und der beiſitzenden Richter beabſichtigt war, kann 
ſchon angeſichts der in der Sache auf Ausführung der Be⸗ 
ſchlüſſe der RI. beſchränkten Vollmacht der Redaktions⸗ 
kommiſſion nicht bezweifelt werden. Jede Unſicherheit wird 
aber durch den Kommiſſionsbericht beſeitigt, in dem es zu 
§ 204 a der Vorlage heißt (Hahn, Mat. 1558): „Entſtehen 
Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage, ſo wird das Ge⸗ 
richt darüber zu entſcheiden haben, und zwar auch in den 
Fällen, in denen es ſich um eine Frage handelt, 
welche der Vorſitzende oder einer der beiſitzen⸗ 
den Richter geſtellt und eine der Parteien be⸗ 
anjtandet haben.“ Im übrigen verlief die Beratung des 
§ 201 II der Vorlage ($ 238 II StPO.) auch inſofern parallel 
der des § 126 a Entw. ZPO. (5 140 3 P.), als die RK. 
ſich zur Aufnahme der das Beanſtandungsrecht einſchränken⸗ 
den Worte „als unzuläſſig“ verſtehen mußte. 

III. Die dargelegte Entſtehungsgeſchichte ergibt: 

1. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob „Sachleitung“ 
in § 238 JI StPO. überhaupt etwas anderes bezeichnen ſoll 
als „Leitung der Sache“. Dafür ſpricht der in zweiter 
Leſung geſtrichene Abſ. 2 des 8 461 Entw. GVG. (des jetzigen 
§ 69 GG.), der in Satz 1 ſagte: : 

„Für einzelne Sachen kann der Vorſitzende die Lei⸗ 
tung der Verhandlung einem Mitgliede des Gerichts 
übertragen“, 

und der dann in Satz 2 fortfuhr: 

„In dieſem Falle gelten die Anordnungen des mit 
der Sachleitung beauftragten Richters als Anordnungen 
des Vorſitzenden.“ 

Dagegen ſpricht, daß der Abg. Bähr den Abſ. 2 ſeines 
Antrages zu 8 348 Entw. ZPO. (dem heutigen § 140 ZPO.) 
damit begründet hat, daß er nur die bie Sachleitung be⸗ 
treffenden Befugniſſe des Vorſitzenden im Auge habe. Aber 
mag danach „Sachleitung“ auch die ſog. „formelle“ oder „Ge⸗ 
ſchäftsleitung“ umfaſſen oder nicht, ſicher iſt, daß mit „Sach⸗ 
leitung“ jedenfalls die Vernehmung des Angekl. und die 
Aufnahme des Beweiſes getroffen werden ſollen. Dies er⸗ 
geben einmal der ſchließlich abgelehnte Abſ. 2 des § 461 
Entw. GVG. und die demſelben Schicksal verfallenen An⸗ 
träge Becker und Bähr zu 88 126, 348 Entw. ZPO. Denn 
wenn die hier beantragten Beſtimmungen eine Befugnis des 
Vorſitzenden zur Übertragung der „Sachleitung“ vorſehen, ſo 
meinen ſie damit gerade in der Hauptſache die Erhebung der 
Beweiſe. Nichts anderes ergeben aber die von der RI K. 
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angenommenen Anträge Bähr zu § 348 Entw. ZPO. und 
zu $ 201 Entw. StPO. Der Antrag Bähr zu 8 348 Entw. 
ZPO. lautete wörtlich: 

„Wird eine Frageſtellung oder eine ſonſtige auf 
die Sachleitung bezügliche Anordnung des Vorſitzenden 
beanſtandet, ſo uſw.“ 

Die Frageſtellung wird alſo ausdrücklich als eine Art 
der Gattung „Sachleitung“ bezeichnet. Die Umfaſſung dieſes 
von der RK. angenommenen Antrages Bähr durch die 
Redaktionskommiſſion in § 126 Entw. ZPO. erklärt ſich 
einleuchtend daraus, daß man redaktionell nicht gut die 
„Frageſtellung“ als eine Art von „Anordnung“ bezeichnen 
konnte. Aber ſelbſt in der Faſſung des 8 126 à bleibt klar, 
daß die Frageſtellung zur „Sachleitung“ gehört. Er lautete: 

„Wird eine auf die Sachleitung bezügliche Anordnung 
des Vorſitzenden oder Frageſtellung des Vorſitzenden oder 
eines Gerichtsmitgliedes uſw. beanſtandet, uſw.“ 

„Frageſtellung“ wird hier immer noch unzweideutig 
neben der darauf bezüglichen „Anordnung“ als Erſcheinungs⸗ 
form der „Sachleitung“ angeführt. Erſt in dem Antrag 
Bähr zu § 201 Entw. StPO. (dem heutigen § 238) iſt vor 
„Frageſtellung“ noch der Artikel „eine“ eingeſchoben, ohne 
daß damit indeſſen etwas an der Sache geändert werden 
ſollte. Betont doch der Antragſteller ausdrücklich als Zweck 
ſeines Antrages, „Analogie mit der ZPO. herzuſtellen“. 

2. Obwohl danach „Sachleitung“ in § 238 II StPO. 
auch die Stellung von Fragen des Vorſitzenden an den An⸗ 
geklagten, an Zeugen oder Sachverſtändige mit begreifen 
ſollte, hat die Redaktionskommiſſion doch die Beanſtandung 
der Zuläſſigkeit von Fragen des Vorſitzenden dem 8 242 
StPO. unterſtellt. Sie hat dies klipp und klar dudurch zum 
Ausdruck gebracht, daß ſie den $ 242 aus dem 8 241 heraus- 
gelöſt und die Worte „in allen Fällen“ hinzugefügt hat. 
Daß ſie mit dieſen redaktionellen Anderungen die Fragen des 
Vorſitzenden treffen wollte, kann um ſo weniger bezweifelt 
werden, als der von der RI K. angenommene Zuſatzantrag 
Bähr zu 8 238 ausdrücklich die Beanſtandung von Fragen 
des Vorſitzenden oder eines Gerichtsmitgliedes vorſah, und 
die Redaktionskommiſſion natürlich nicht die Machtvollkommen⸗ 
heit beſaß, von den Beſchlüſſen der AIR. fachlich abzuweichen. 
Zum Überfluß iſt die Unterwerfung der Fragen des Vor⸗ 
ſitzenden und der beiſitzenden Richter unter 8 242 noch aus⸗ 
drücklich durch den Kommiſſionsbericht hervorgehoben. Es iſt 
angeſichts dieſer Entſtehungsgeſchichte nahezu unbegreiflich, 
wie RGSt. 42, 159 es als „nicht zweifelhaft“ bezeichnen 
kann, daß $ 242 ſich nur auf die Fälle des 8 241 II beziehe, 
und wie dieſe mit dem Willen des Geſetzes in geradem 
Widerſpruch ſtehende Auslegung im Schrifttum Beifall fin⸗ 
den konnte. 

„Danach iſt alfo jedenfalls Alsberg im Recht, wenn er 
(23. 1914, 1172) die Vernehmung des Angekl. und die Er⸗ 
hebung der Beweiſe zur „Sachleitung“ rechnet. M. E. iſt 
aber überhaupt Feiſenberger zuzuſtimmen, wenn er 
„Sachleitung“ in 8 238 JI StPO. einfach gleich „Prozeß⸗ 
leitung“, d. i. gleich „Leitung der Sache“ ſetzt und annimmt, 
daß die „Sachleitung“ alle Maßnahmen (Handlungen und 
Unterlaſſungen) umfaßt, die auf den ſich aus § 2381 er⸗ 
gebenden oder beſonderen die Prozeßleitung berührenden Be⸗ 
fugniſſen und Pflichten des Vorſitzenden beruhen. Aus der 
„Sachleitung“ würde dann allein die im GVG. geregelte 
Sitzungspolizei ausſcheiden. In der Tat könnte die Trennung 
von „formeller“ und „Sachleitung“ nur den praktiſchen 
Zweck haben, jene dem § 238 JI StPO. zu entziehen. Aber 
eben dieſe Folgerung iſt bedenklich, wenn man erwägt, daß 
im zivilprozeſſualen Schrifttum unter der der Beanſtandung 
unterliegenden „Sachleitung“ i. S. des § 140 380. ſeit 
jeher gerade umgekehrt die formelle oder geſchäftliche Leitung 
verſtanden worden iſt (Stein⸗Jonas, 14. Aufl., Vor⸗ 
bemerkung II 3 vor § 128, Nr. zu 8 136; Förſter⸗Kann, 
Nr. 2d zu 8 136; Levin, Prozeßleitung, 1913, S. 38; 
anders nur Weismann, Lehrb. I 316). Welchen Sinn 
aber ſollte es haben, daß im Zivilprozeß die „formelle“ Lei⸗ 
tung und die Frageſtellung des Vorſitzenden und der bei- 
ſitzenden Richter der Beanſtandung unterliegt, aber nicht die 
eigentliche „Prozeßleitung“, im Strafprozeß aber gerade nur 
dieſe, die „Sachleitung“? Schon Alsberg (23. 1914, 1173) 
hat dem RGSt. 42, 159, das die angebliche Unbeanſtandbar⸗ 
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keit von Fragen des Vorſitzenden und der beiſitzenden Richter 
mit dem dieſen vom Geſetzgeber geſchenkten „Vertrauen“ 
rechtfertigt, entgegengehalten, ob etwa die Zivilrichter ge⸗ 
ringeres Vertrauen verdienten. Soll dieſes „Vertrauen“ nun 
wieder ein verſchiedenes in bezug auf die „formelle“ und die 
„materielle“ Leitung ſein? Man erkennt daher für den Zivil⸗ 
prozeß jetzt allgemein an, daß zwiſchen formeller und mate⸗ 
rieller Leitung keine feſte Grenze gezogen werden könne 
(Stein⸗ Jonas, Kann a. a. O.; Levin, 39; Roſen⸗ 
berg, Lehrb., 2. Aufl., 162) und läßt in allen Fällen eine 
Beanſtandung auf Grund des § 140 3PO. zu (Stein⸗ 
Jonas, Nr. II zu § 140; Kann, Nr. 12 zu 8 140). So 
iſt denn auch die Gruppierung der ſtrafprozeſſualen Befugniſſe 
des Vorſitzenden in formelle und materielle durch Lö we⸗ 
Roſenberg (Nr. 7 zu 8 238) anfechtbar. Es iſt unklar, 
warum die Beſtimmung der Reihenfolge der Beweiserhebungen 
und die Erteilung oder Entziehung des Worts gegenüber 
einem Prozeßbeteiligten zur formellen Leitung gehören ſol⸗ 
len, die Entziehung der Befugnis zum Kreuzverhör und die 

egrenzung des Umfanges der Schlußvorträge dagegen zur 
„Sachleitung“. 

Dagegen iſt Löwe⸗Roſenberg (Nr. 1 zu § 242) in⸗ 
ſoweit im Recht, als er die Beanſtandung von Fragen des 
Vorſitzenden an Zeugen und Sachverſtändige dem $ 242 
SPD. unterſtellt. Bezöge ſich, wie Feiſenberger meint, 
§ 242 nur auf die Fälle des § 241 JI StPO., fo könnten zwar 
Fragen des Vorſitzenden auf Grund des $ 238 II beanſtandet 
werden, aber nicht Fragen der Gerichtsmitglieder. Es ſteht 
aber auch mit der Entſtehungsgeſchichte wie mit dem Sinn 
und Wortlaut des Geſetzes in Widerſpruch, Fragen des Vor⸗ 
ſitzenden dem 8 238 II, Fragen der beiſitzenden Richter dem 
§ 242 zu unterſtellen (jo RGSt. 10, 380 und Alsberg). 
Auch Fragen des Vorſitzenden an den Angekl. fallen unter 
§ 242. Nur die Unterlaſſung der Stellung von Fragen 
an den Angekl. fällt unter § 238 II (RGSt. 47, 140). Die 
Beanſtandung von Fragen des Vorſitzenden oder der bei⸗ 
ſitzenden Richter kann immer nur von dem Befragten oder 
den Parteien ausgehen. Der Vorſitzende kann Fragen der 
beiſitzenden Richter nicht beanſtanden (RGSt. 10, 380). Das 
geht aus § 238 II StRD. ebenſo klar hervor wie aus 88 140, 
396 III, 397 III ZPO. Die entgegenftehende Anſicht Als⸗ 
bergs (23. 1914, 1174) entbehrt der Begründung. 

IV. Die Ermittlung der Entſtehungsgeſchichte der 
§§ 238 II, 242 StPO. legt den Wunſch nahe, es möge unter 
Bezugnahme auf ſie noch einmal die Bezweifelbarkeit der 
Zuläſſigkeit von Fragen des Vorſitzenden vor das RG. ge⸗ 
bracht und verſucht werden, eine von RGSt. 42, 157 ab- 
weichende Stellungnahme des RG. herbeizuführen. Zur Re⸗ 
form der StPO. hat Alsberg (3StW. 50, 73, 79) mit 
Recht gefordert, daß der unglückliche Ausdruck „Sachleitung“ 
aus 8 238 II StPO. verſchwinde und durch das Wort „Ver⸗ 
fahren“ erſetzt, ſowie daß die Unterſtellung der Fragen des 
Vorſitzenden und der beiſitzenden Richter unter 8 242 StPO. 
ausdrücklich ſichergeſtellt werde. Der amtliche Entw. eines 
EG. z. Allg. Deutſch. StGB. hat dieſes Verlangen nicht er⸗ 
füllt. Er läßt den § 238 II unverändert. Ja, er will (Art. 67 
Nr. 130—132), unter Streichung der 88 241, 242, den den 
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§ 239 (Kreuzverhör) betreffenden Inhalt der 88 241, 242 in 
einen Zuſatz zu § 239 aufnehmen und im übrigen die 
88 241 II, 242 durch den wie folgt gefaßten § 240 erſetzen: 

„Der Vorſitzende hat den beiſitzenden Richtern auf 
Verlangen zu geſtatten, Fragen an den Angekl., die Zeugen 
und Sachverſtändigen zu ſtellen. 

Auch den Schöffen, den Geſchworenen und den Be⸗ 
teiligten ſind auf Verlangen ſolche Fragen zu geſtatten. 
Nicht zur Sache gehörige oder ungeeignete Fragen hat der 
Vorſitzende zurückzuweiſen. 

Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet 
das Gericht.“ 

Wird dieſe Faſſung Geſetz, ſo iſt für die Zukunft aller⸗ 
dings außer Zweifel geſtellt, daß ein Gerichtsbeſchluß zwar 
über die Zuläſſigkeit von Fragen der Beteiligten, Schöffen 
und Geſchworenen, ja auch der beiſitzenden Richter herbei⸗ 
geführt werden kann, aber unter keinen Umftänden über 
Fragen des Vorſitzenden. Der Entwurf will alſo die 
Souveränität des Vorſitzenden ſtabilieren wie 
einen rocher de bronze. Das iſt eine Schmälerung der 
Parteirechte unter Rückfall hinter die NIE. Und das, nach⸗ 
dem die Innsbrucker Verſammlung der J. K. V. 1925 faſt 
einſtimmig beſchloſſen hat: 

„Die Erweiterung des richterlichen Ermeſſens, die der 
Entw. vorſieht, darf nicht Geſetz werden, ohne daß gleich⸗ 
zeitig geſetzgeberiſche Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Strafprozeſſes und der Gerichtsverfaſſung getroffen werden, 
die den Rechtsſchutz des Angekl. hinreichend geſichert er⸗ 
ſcheinen laſſen.“ 

Dieſe Reſolution ſcheint freilich auch von der Breslauer 
Verſammlung der J. K. V. 1929 ganz vergeſſen worden zu 
fein, als fie im Intereſſe des Zuſtandekommens des StG⸗ 
Entw. einer Aufrechterhaltung des ſtrafprozeſſualen Status 
quo das Wort redete. Hier aber handelt es ſich um eine 
Verſchlechterung des Status quo. Höchſt eigentümlich ſind die 
Ausführungen der Begründung zu dieſer Verſchlechterung des 
geltenden Rechts. Die Begründung S. 70 führt aus, es ſei 
ſtrittig, ob nach § 242 ein Gerichtsbeſchluß auch über die 
Fragen der beiſitzenden Richter herbeigeführt werden könne. 
Das RGSt. 42, 159 habe die Frage im Gegenſatz zur RIK. 
verneint. Der Entwurf ſchließe ſich der RIK. an. Wiſſen die 
Verfaſſer des Entw. wirklich nicht, daß der Streit ſich in 
erſter Linie darum dreht, ob über Fragen des Vorſitzen⸗ 
den gemäß 8 242 ein Gerichtsbeſchluß herbeigeführt werden 
kann, und daß der Entw. ſich in dieſer Beziehung nicht auf 
den Standpunkt der RI K., ſondern von RGSt. 42, 159 ftellt? 
Daß die Begründung wieder das irrige Zitat der Hahn⸗ 
ſchen Materialien II 1581 (ſtatt 1558) aus Löwe⸗Roſen⸗ 
berg übernimmt, kann doch dieſes Nichtwiſſen kaum erklären. 
So iſt die Verſchiebung des Schwerpunktes der Streitfrage 
der Mißdeutung ausgeſetzt, daß ſie dazu dienen ſoll, die 
reaktionäre Stellung des Entw. zu verſchleiern. Möge die 
hier geſchehene Darlegung der Entſtehungsgeſchichte der 
88 23811, 242 StPO. bewirken, daß der Reichstag die ihm 
angeſonnene Verkümmerung der ſtrafprozeſſualen Parteirechte 
verhindert. 


Deutſche und öſterreichiſche parlamentariſche Strafrechtskonferenzen. 


Ergebniſſe. 
Von Reichsminiſter a. D. Dr. Bell, M. d. R., Berlin. 


dem * 29. und 30. Juni 1929 fanden in München unter 
80, Geh des Abg. Dr. Kahl — der aus Anlaß feines 


wünſcht rtstages mit beſonderer Wärme begrüßt und beglück⸗ 
reichiſ ge wurde — die Beratungen der deutſchen und öfter 
beſond er barlamentariſchen Strafrechtskonferenzen über den 
f Hen und „Teil des StGB., ſoweit darüber bereits im deut⸗ 
Sen neterzeichifchen Strafrechtsausſchuſſe verhandelt wor⸗ 
Schl Kl att. Für die Abſtimmung war inzwiſchen eine neue 
Schlüf ee vereinbart worden dergeſtalt, daß für jede der 
we ruppen — der Deutſchen und der Öfterreicher — die 

ertreter der einzelnen Parteien ſoviel Stimmen erhielten, 


als dies der Stimmenzahl ihrer Parteien in jedem der beiden 
Ausſchüſſe entſprach. Die Beſorgnis, daß es angeſichts des 
außerordentlich wichtigen und mit ſchwierigen Streitfragen 
angefüllten Stoffes nicht gelingen werde, in zwei Tagen das 
zu behandelnde Thema zu erſchöpfen, hat ſich nicht verwirk⸗ 
licht. Bei beiden Gruppen und auf allen Seiten war das 
Beſtreben, etwas Erſprießliches zuſtande zu bringen und vor⸗ 
wärts zu kommen, ſo ausgeprägt, daß dieſer ernſtlichen Ab⸗ 
ſicht und den notwendigen Verſtändigungsgedanken viele wich⸗ 
tige Sonderwünſche geopfert wurden. Der Verlauf der Mün⸗ 
chener Tagung darf daher als ebenſo erſprießlich bezeichnet 
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werden, wie das Ergebnis der zu Beginn d. J. ſtattgehabten 
Dresdener Tagung über den allgemeinen Teil des StGB. 
Was die bereits an früherer Stelle mitgeteilten Ergebniſſe 
der Beratungen über den allgemeinen Teil anlangt, ſo ſei 
hervorgehoben, daß infolge wechſelſeitiger Verſtändigung nur 
wenige, allerdings wichtige, Anderungen vorgenommen wor⸗ 
den ſind. Die Beſtimmungen über Todesſtrafe und Mord be⸗ 
dürfen noch einer Regelung und Verſtändigung in zweiter 
Leſung, da bekanntlich bei der erſten Leſung des StGB. im 
deutſchen Ausſchuſſe die Todesſtrafe mit Stimmengleichheit 
gefallen und für den Mord überhaupt noch keine Strafe feſt⸗ 
geſetzt iſt, während durch die öſterreichiſche Verfaſſung die 
Todesſtrafe abgeſchafft wurde. 

Schon der erſte und zweite Abſchnitt des beſonderen 
Teiles, der die außerordentlich bedeutſamen Kapitel des Hoch⸗ 
verrats und des Landesverrats behandelt, führte nach lief⸗ 
ſchürfender Durchberatung zu einer überraſchend günſtigen 
Verſtändigung. Das war um ſo erfreulicher, als im Hinblick 
auf die ſehr ſcharfen Gegenſätze, die ſich bei den weitläufigen 
Beratungen im deutſchen Ausſchuß ergeben hatten, mit einer 
ſo ſchnellen und umfaſſenden Verſtändigung kaum zu rech⸗ 
nen war. 

I. Bei § 86 (Hochverrat) wurde von den Oſterreichern 
beanſtandet, daß die Faſſung des deutſchen Ausſchuſſes den 
Hochverrat gleichmäßig beſtrafe, ohne zu unterſcheiden, ob der 
Reichspräſident ſeiner verfaſſungsmäßigen Gewalt ganz be⸗ 
raubt werde oder ob er nur in einem einzelnen konkreten, 
Falle mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung genötigt 
oder gehindert werde, ſeine verfaſſungsmäßigen Befugniſſe 
auszuüben. Dem Wunſche der Oſterreicher gemäß wurde der 
erſtere Fall ſtrenger, dagegen der zweite Fall milder beſtraft, 
ſo daß der § 86 nunmehr folgende Faſſung erhält: 

„Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 
die Verfaſſung des Reiches oder eines Landes ändert oder 
ein zum Reiche oder zu einem Lande gehöriges Gebiet los⸗ 
reißt, wird mit lebenslangem Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren beſtraft. 


Ebenſo wird beſtraft, wer den Reichspräſidenten feiner 


verfaſſungsmäßigen Gewalt beraubt. 

Wer den Reichspräſidenten mit Gewalt oder 
durch gefährliche Drohung nötigt oder hindert, ſeine ver⸗ 
faſſungsmäßigen Befugniſſe überhaupt oder in einem be⸗ 
ſtimmten Sinne auszuüben, wird mit Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren beſtraft.“ 

Die 88 87, 88, 88 a- 88 e bleiben in der Hauptſache un⸗ 
verändert, mit der Maßgabe, daß für Öfterreich überall da, 
wo im deutſchen Entwurf die Bezeichnung „Reich und Reichs⸗ 
gebiet“ ſteht, es heißen muß: „Bund und Bundesgebiet.“ 
Nur im 8 88a iſt der letzte Abſatz folgendermaßen umgeſtaltet 
worden: 

„Ebenſo wird beſtraft, wer den Entſchluß, einen Hoch⸗ 
verrat zu begehen, durch andere Handlungen betätigt, 
wenn ſie ſeine Ausführung unmittelbar vorbereiten.“ 

Nach 8 89 (Verluſt von Rechten und Fähigkeiten, Reichs⸗ 
verweiſung) kann die Verweiſung aus dem Reichsgebiet als 
zuläſſig erklärt werden. 

II. Beim zweiten Abſchnitt, „Landesverrat“, entſpann 
ſich eine lebhafte Ausſprache darüber, ob es zweckmäßig ſei, 
den Begriff der Staatsgeheimniſſe in einem beſonderen Para⸗ 
graphen feſtzulegen, wie es im deutſchen Ausſchuſſe beſchloſſen 
worden war, oder aber in den Text der einſchlägigen Geſetzes⸗ 
vorſchriften über Landesverrat hineinzuarbeiten, wie es von 
den Oſterreichern gewünſcht wurde. Man einigte ſich ſchließlich 
dahin, den § 91a mit der Auſſchrift „Staatsgeheimniſſe“ bei⸗ 
zubehalten, ihm aber folgende Faſſung zu geben: 


§ 91 a. Staatsgeheimniſſe. 
„Staatsgeheimniſſe im Sinne der Vorſchriften dieſes 
Abſchnittes ſind Schriften, Zeichnungen, andere Gegen⸗ 
ſtände, Tatſachen oder Nachrichten darüber, deren 
Geheimhaltung vor einer ausländiſchen Regierung für das 
Wohl des Reiches oder eines Landes erforderlich iſt“ 
Der hieran anſchließende 8 92 erhält folgende Faſſung: 


§ 92. Landesverrat. 
„Wer ein Staatsgeheimnis an eine ausländiſche 
Regierung oder an jemand, der für eine ausländiſche Re⸗ 


gierung tätig iſt, gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht, 
wird mit Zuchthaus beſtraft.“ 

Die Worte „und dadurch das Wohl des Bundes oder 
eines Landes gefährdet“ ſind vom öſterreichiſchen Ausſchuſſe 
zu ſtreichen. Dagegen hat der deutſche Ausſchuß den vor⸗ 
geſehenen zweiten Abſatz zu ſtreichen, der lautete: „In be⸗ 
ſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren oder lebenslanges Zuchthaus.“ 

Der 8 94 erhält fortan nach den neuen Beſchlüſſen 
folgende Faſſung, wobei die vom gemeinſamen Ausſchuß 
beſchloſſenen Anderungen durch Sperrung hervorgehoben ſind: 


§ 94. Landesverräteriſche Fülſchung. 

„Wer durch Fälſchung oder Verfälſchung Schriften, 
Zeichnungen oder andere Gegenſtände, die im Falle der 
Echtheit Staatsgeheimniſſe wären, in der Abſicht herſtellt, 
ſie an eine ausländiſche Regierung oder an jemand, der für 
eine ausländiſche Regierung tätig iſt, gelangen zu laſſen 
oder öffentlich bekannt zu machen, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren beſtraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer wiſſentlich falſche oder ver- 
fälſchte Schriften, Zeichnungen oder andere Gegenſtände, 
die im Falle der Echtheit Staatsgeheimniſſe wären, an eine 
ausländiſche Regierung oder an jemand, der für eine aus⸗ 
ländiſche Regierung tätig iſt, gelangen läßt oder, ohne 
ſie ausdrücklich als falſch oder verfälſcht zu 
bezeichnen, öffentlich bekannt zu machen, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft.“ 

Während die SS 95 (Herbeiführung einer Kriegsgefahr, 
Waffenhilfe, Begünſtigung des Feindes), 97 (Bandenkrieg) 
und 98 (Verluſt von Rechten und Fähigkeiten, Reichsverwei⸗ 
ſung) weſentliche Anderungen nicht fanden, hat der 8 96 
(Nichterfüllung von Verträgen über Kriegsbedürfniſſe) fol⸗ 
gende von den Öfterreichern vorgeſchlagene Faſſung erhalten: 

„Wer während eines Krieges gegen das Reich oder bei 
einer unmittelbar drohenden Kriegsgefahr einen Vertrag mit 
einer Behörde über Bedürfniſſe der Kriegsmacht des Reiches 
oder ſeiner Bundesgenoſſen nicht oder in einer Weiſe er⸗ 
füllt, die geeignet iſt, den Zweck der Leiſtung 
zu vereiteln oder zu gefährden, wird mit Ge⸗ 
fängnis nicht unter ſechs Monaten beſtraft. 

Ebenſo werden unterverpflichtete Unternehmer, Ver⸗ 
mittler und Bevollmächtigte des Leiſtungspflichtigen be⸗ 
ſtraft, die durch Verletzung ihrer Vertragspflicht die Er⸗ 
füllung oder die gehörige Erfüllung vereiteln. 

Wer die Tat fahrläſſig begeht, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft.“ 

Der bisher am lebhafteſten umſtrittene § 98a, über den 
der Verf. bereits in JW. 1929, 1774 eingehend berichtete, foll 
nach den Beſchlüſſen der gemeinſamen Konferenz nunmehr wie 
folgt formuliert werden: 

8 98a. 


Offentliche Bekanntgabe von Staatsgeheimniſſen zur Ab⸗ 
wendung von Gefahren für das Reich. 

„Wer ein Staatsgeheimnis in der Abſicht öffentlich 
bekanntmacht, eine vermeintliche, unmittelbar dro- 
hende Gefahr für den verfaſſungsmäßigen inneren Beſtand 
des Reiches abzuwenden, wird mit Gefängnis beſtraft. Die 
Tat iſt nicht ſtrafbar, wenn die Gefahr tatſächlich beſtand. 

Die Tat wird nur auf Verlangen der Reichsregierung 
verfolgt.“ 

Zur Erläuterung iſt zu bemerken, daß der Inhalt dieſer 
Vorſchrift nach den bisherigen Beſchlüſſen des deutſchen Aus⸗ 
ſchuſſes als § 115 a im fünften Abſchnitt untergebracht war, 
der die Aufſchrift „Störung der Beziehungen zum Ausland“ 
enthält. Dabei war die Erwägung ausſchlaggebend, daß der 
unter Strafe geſtellte Tatbeſtand ſchon durch dieſe Gruppie⸗ 
rung von dem „Landesverrat“ vollſtändig losgelöſt werden 
ſollte. Demgegenüber erſchienen aber die Bedenken gegen die 
Unterbringung dieſer Strafvorſchrift an der bisherigen Stelle 
ſo ſtark, daß man ſich mit Mehrheit entſchloß, ihn an den 
Schluß der Vorſchriften über den Landesverrat als 8 98 a zu 
ſetzen; es ſollte aber gerade dadurch, daß er an den Schluß 
geſetzt wurde, deutlich zum Ausdruck kommen, daß er ſich 
ſcharf von den übrigen Vorſchriften dieſes Abſchnittes ein⸗ 
ſchließlich des § 98 unterſcheidet. 
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III. Der fünfte Abſchnitt, „Störung der Beziehungen 
zum Ausland“ (88 112—117), hat Anderungen nur inſoweit 
gebracht, als im § 114 „Verletzung ausländiſcher Hoheits⸗ 
zeichen“, die Höchſtſtrafe auf ein Jahr Gefängnis feſtgeſetzt 
ift, daß ferner aus den oben dargelegten Gründen der § 115 a 
hier wegfällt und daß der die Reichsverweiſung vorſehende 
8 117 geſtrichen iſt. 

IV. Beim achten 
Staatsgewalt“, galt es wieder, mannigfache Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten auszugleichen, die ſich vor allem ergaben aus 
der Verſchiedenartigkeit der öſterreichiſchen und deutſchen Ver⸗ 
hältniſſe. Beim „Widerſtand gegen die Staatsgewalt“ (88 149 
bis 150) wurde der Ausgleich gefunden in nachſtehenden For⸗ 
mulierungen des 8149 Abſ. 3 und des 8 150: 

„Die Tat iſt nicht ſtraſbar, wenn die Amts⸗ oder 
Dienſthandlung ihrer Art nach nicht zu dem Amts⸗ oder 
Dienſtkreiſe der Behörde, des Amtsträgers oder des Sol⸗ 
daten gehört, oder ſonſt einen groben Verſtoß in der An⸗ 
wendung geſetzlicher Vorſchriften enthält.“ 

8 150. 

„Perſonen, die zur Unterſtützung bei einer Amts⸗ 
handlung zugezogen werden, ſtehen einem Amtsträger im 
Sinne der $$ 149, 149 a gleich.“ 

Weiter einigte man ſich auf Streichung des vom 
deutſchen Ausſchuß in folgender Faſſung beſchloſſenen § 151: 

„Wer einen Waldeigentümer oder einen anderen Wald⸗ 
berechtigten oder einen Jagd- oder Fiſchereiberechtigten mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt an der recht⸗ 
mäßigen Ausübung des Wald⸗, Jagd⸗ oder Fiſchereiſchutzes 
hindert, wird mit Gefängnis beſtraft. Der Verſuch iſt 
ſtrafbar. 9 

Ebenſo wird beſtraft, wer den Berechtigten während 
der rechtmäßigen Ausübung des Schutzes tätlich angreift.“ 

Ebenſo wurde § 153 geſtrichen, wodurch die „Aufwiege⸗ 
lung von Polizeibeamten und Gefangenenaufſehern“ unter 
Strafe geſtellt war. 

Die im 8 154 geregelte „Meuterei von Gefangenen“ 
fand im Abf. 3 folgende Neufaſſung: 

„Die Rädelsführer und alle, die ſelbſt einen tätlichen 
Angriff gemacht oder Gewalt gegen Perſonen angewendet 
haben, werden mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft.“ 
Ferner wurde die im § 156 vorgeſehene Gefängnisſtrafe 

bis zu drei Jahren für die „Befreiung von Gefangenen“ aus⸗ 
gedehnt auch auf denjenigen, „der ſein Entweichen er⸗ 
leichtert“. 

Dagegen wurde die bisherige Strafvorſchrift des 8 157 
über „Fahrläſſiges Entweichenlaſſen von Gefangenen“ ge⸗ 
richen. 

Für die Beſchimpfung der Reichs⸗ oder Landesfarben, 
ebenſo für die abſichtliche Verletzung von Reichs- oder Landes⸗ 
hoheitszeichen, wurde die Höchſtgefängnisſtrafe auf zwei 
Jahre, wahlweiſe angedroht mit Geldſtrafe, durch Verein⸗ 
barung feſtgeſetzt. 

Die weiteren Anderungen liegen durchweg auf redak⸗ 
tionellem Gebiete und bedürfen daher keiner näheren Er⸗ 
örterung. 
V. Bei den Erörterungen über den neunten Abſchnitt, 
„Störung der öffentlichen Ordnung“ (88 169-179), wieder⸗ 
often fi) angeſichts der hiermit verknüpften ſchwierigen 
rechtssfragen manche Debatten, die bereits im deutſchen Straf⸗ 
des Sausſchuß hervorgetreten und ſich zu mannigfachen An⸗ 
fanangsanträgen verdichtet hatten. Weſentliche Umgeſtaltung 
zu mad nur der $ 171 mit der Aufſchrift „Aufforderung 
aſbaren Handlungen“, der nunmehr in folgende Formu⸗ 
ng gekleidet iſt: 
alt „Wer öffentlich zu einer ſtrafbaren Handlung oder 
Saß zu Gewalttaten gegen Menſchen oder 
725 er " auffordert, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jah⸗ 
5 5 mit Geldſtrafe beſtraft.“ 
. „Im übrigen iſt bei § 174, deſſen Formulierung unter 
beſonderen Schwierigkeiten ſtand, ſchließlich eine Verſtändigung 
barin erblickt worden, daß man ſich auf das Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal der „öffentlichen Anſammlung“ einigte und demgemäß 
denjenigen mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit 
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Geldſtrafe bedrohte, der ſich aus einer „öffentlichen An⸗ 
ſammlung“ nicht entfernt, obwohl die Menge dreimal 
aufgefordert worden iſt, auseinanderzugehen. 

VI. Eine Fülle von Streitfragen und mit beſonderer 
Schärfe auftretender Gegenſätze, durchweg gelagert in wider⸗ 
ſtreitenden Weltanſchauungen, verband ſich ſchon bei den Be⸗ 
ratungen des deutſchen Strafrechtsausſchuſſes mit dem ſeit 
Jahrzehnten lebhaft umſtrittenen zehnten Abſchnitt „Störung 
des religiöſen Friedens und der Totenruhe“ (88 180183). 
Trotz aller Verſtändigungsverſuche war es weder dem Unter⸗ 
ausſchuß noch dem Vollausſchuß geglückt, zwiſchen den zahl⸗ 
reichen und tiefgreifenden Anderungsanträgen zu dem ein⸗ 
ſchneidenden § 180 „Beſchimpfung einer Religionsgeſellſchaft“ 
eine Überbrückung zu finden. Die deutſch⸗öſterreichiſchen Ge⸗ 
meinſchaftsberatungen mußten daher eine Abſtimmung über 
§ 180 bis zur zweiten Leſung verſchieben, in der Hoffnung, 
daß bis dahin im deutſchen Strafrechtsausſchuß wechſelſeitige 
Verſtändigung zu einer tragbaren Formulierung des 8 180 
führen werde. 

Bei §s 181 und 182 wurde durch Mehrheitsbeſchluß das 
Tatbeſtandsmerkmal „abſichtlich“ in die Vorlage hineingear⸗ 
beitet dergeſtalt, daß mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldſtrafe beſtraft wird, wer abſichtlich den Gottes⸗ 
dienſt einer Religionsgeſellſchaft durch Erregen von Lärm 
oder Unordnung oder auf andere Weiſe ſtört oder an einem 
zum Gottesdienſt beſtimmten Orte beſchimpfenden Unfug ver⸗ 
übt oder wer abſichtlich eine Beſtattungsfeier durch Er⸗ 
regen von Lärm oder Unordnung oder auf andere Weiſe ſtört. 


VII. Im zwölften Abſchnitt „Schädigung der Rechts⸗ 
pflege“ iſt bei 88 193 (Fälſchung von Beweismitteln) und 194 
(Unterdrückung von Beweismitteln) durch einen Abſ. 2 eine 
gleichmäßige Vorſchrift vereinbart, wonach die Tat nicht ſtraf⸗ 
bar iſt, wenn die Fälſchung oder das unterdrückte Beweis⸗ 
mittel nur einen Umſtand betrifft, der für die Sache ohne 
Bedeutung iſt. 

Der für die Anwaltſchaft beſonders wichtige § 195 
(Parteiverrat) iſt in folgender Faſſung vereinbart: 

„Wer als Rechtsanwalt oder als Rechtsbeiſtand, der 
geſchäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten beſorgt, eine 
ihm anvertraute Rechtsſache abſichtlich zum Nachteil ſeines 
Auftraggebers führt oder dadurch, daß er pflichtwidrig 
in derſelben Rechtsſache verſchiedenen Parteien dient, wiſ⸗ 
ſentlich die Intereſſen einer Partei gefährdet, 
wird mit Gefängnis beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren.“ 


VIII. Der dreizehnte Abſchnitt, der in den 88 196-202 
die Vorbereitung ſtrafbarer Handlungen, Begünſtigung und 
Strafvereitelung ahndet, hat nur bei § 199 einen lebhaften 
Meinungsaustauſch hervorgerufen. Von öſterreichiſcher Seite 
wurde der deutſchen Faſſung entgegengehalten, daß das De⸗ 
nunzieren etwas Unſittliches und Unwürdiges ſei, daß die 
Beſtimmungen des 8 199 das Odioſe aber ſofort verlieren 
würden, wenn man nicht mehr die Pflicht zur Anzeige in den 
Vordergrund ſtelle, ſondern die Verpflichtung, ein drohendes 
Verbrechen, von dem man Kenntnis erlangt habe, zu ver⸗ 
hüten. Allerdings könnten dieſe Verpflichtung auch durch Er⸗ 
ſtattung der Anzeige erfüllt werden. Aber der Staatsbürger 
brauche nicht Anzeige zu erſtatten, wenn er den Täter um⸗ 
ſtimme oder ſonſtwie daran hindere, das Verbrechen zu voll⸗ 
bringen. Damit habe er ſeine Pflicht beſſer erfüllt, als durch 
Erſtattung der Anzeige. An Stelle der deutſchen Katalogi⸗ 
ſierung könne man dann alle Verbrechenstatbeſtände ein⸗ 
beziehen. Nach der deutſchen Faſſung blieben ſehr üble Fälle 
der Nichtverhütung von Verbrechen ſtraflos, z. B. wenn je⸗ 
mand ein Notzuchtsverbrechen oder einen Einbruchsdiebſtahl 
mit verſchränkten Armen geſchehen laſſe. Ein ſolcher Menſch 
ſei ſtrafwürdig und kaum beſſer als der, der das Verbrechen 
ſelber begehe. Demgegenüber wurde von deutſcher Seite be⸗ 
tont, daß zwar ſicherlich eine ſittliche Verpflichtung zur mög⸗ 
lichſten Verhütung aller Delikte beſtehe, daß dabei aber die 
Frage offen bleibe, inwieweit dieſe ſittliche Verpflichtung zu 
einer Rechtspflicht durch Strafrechtsvorſchrift konkretiſiert wer⸗ 
den ſolle. Man ſolle demgemäß zwar nachprüfen, ob die 
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deutſche Katalogiſierung der Verbrechen ergänzungsbedürftig 
ſei, aber davon abſehen, allgemein für jedes Verbrechen eine 
unter Strafe zu ſtellende Anzeigepflicht feſtzulegen. An der 
Heraushebung der Geiſtlichen, Rechtsanwälte und Arzte ſolle 
man grundſätzlich feſthalten, mit der Maßgabe freilich, daß 
auch dieſen drei Kategorien die Pflicht aufzuerlegen fei, ſich 
ernſtlich zu bemühen, eine geplante Tat zu vereiteln. Einer 
darüber hinausgehenden Privilegierung auch der Angeſtellten 
der Anwälte und Arzte ſei entgegenzutreten. 

Das Ergebnis der ausgiebigen Beratungen war folgende 
Neufaſſung des § 199: 

„5.199. Unterlaſſene Verbrechensanzeige. 

Wer von dem Vorhaben oder der Ausführung eines 
Verbrechens des Hochverrats, des Landesverrats, der Falſch⸗ 
münzerei, der Tötung (88 245, 246), des Raubes oder 
eines gemeingefährlichen Verbrechens zu einer Zeit, zu der 
die Ausführung oder der Erfolg noch abgewendet werden 
kann, glaubhafte Kenntnis erhält und es unterläßt, hiervon 
der Behörde oder dem Bedrohten rechtzeitig Anzeige zu 
machen, wird, wenn das Verbrechen verſucht oder vollendet 
worden iſt, mit Gefängnis beſtraft. 

Die Strafbarkeit iſt unabhängig von der Strafbarkeit 
deſſen, der das Verbrechen verſucht oder vollendet hat. 

Ein Geiſtlicher iſt nicht verpflichtet anzu⸗ 
zeigen, was ihm bei Ausübung der Seelſorge 
anvertraut worden iſt. 

Wer eine Anzeige unterläßt, die er gegen 
einen Angehörigen erſtatten müßte, iſt ſtraf⸗ 
frei, wenn er ſich ernſtlich bemüht hat, ihn von 
der Tat abzuhalten oder den Erfolg abzu⸗ 
wenden, und es ſich nicht um eine Tötung (88 245, 
246) handelt. Unter denſelben Vorausſetzungen 
iſt ein Rechtsanwalt, Verteidiger oder Arzt 
ſtraffrei, der nicht anzeigt, was ihm bei Aus- 
übung ſeines Berufes anvertraut worden i ſt. 

Straffrei iſt, wer das Verbrechen oder, wenn es zu 
der Zeit, zu der er die Kenntnis erlangt, ſchon ausgeführt 
worden war, den Erfolg auf andere Weiſe als durch An⸗ 
zeige abwendet.“ 

IX. Im vierzehnten Abſchnitt über Urkundenfälſchung 
wurde beim letzten Abſatz der § 203 (Urkundenfälſchung), 
$ 204 (Mittelbare unrichtige Beurkundung) und 8 205 (Ge⸗ 
brauch unrichtiger öffentlicher Urkunden) gleichmäßig folgende 
Vorſchrift feſtgelegt: 

„In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zucht⸗ 
haus bis zu fünf Jahren.“ 

Die 88 206—212 bleiben unverändert; nur wurde bei 
$ 210 (Gebrauch fremder Ausweiſe) die Höchſtſtrafe auf 
ſechs Monate Gefängnis vereinbart. Der deutſche Ausſchuß 
hatte den § 213 „Ausſtellen unrichtiger ärztlicher Zeugniſſe“ 
in folgender Faſſung beſchloſſen: 

„Approbierte Arzte und andere ſtaatlich geprüfte Me⸗ 
dizinalperſonen, die bei berufsmäßiger Ausübung der Heil⸗ 
kunde, Krankenpflege, Geburtshilfe oder Leichenſchau wiſ⸗ 
ſentlich ein unrichtiges Zeugnis zum Gebrauch im Rechts⸗ 
verkehr ausſtellen, werden mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beſtraft. 

Wer von einem ſolchen unrichtigen Zeugnis im Rechts⸗ 
verkehr zum Beweiſe der bezeugten Tatſache Gebrauch macht, 
05 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe 
beſtraft.“ 

Der öſterreichiſche Ausſchuß hatte dieſe Beſtimmung ge⸗ 
ſtrichen mit der Begründung, daß es ſich hier meiſtens um 
Fälle handle, in denen der Arzt aus Mitleid oder Gefällig⸗ 
keit ohne böſe Abſicht ſeinen Patienten ein Zeugnis ausſtelle, 
wobei auch die Beſorgnis für den Arzt eine Rolle ſpiele, daß 
die Patienten ſonſt nicht mehr zu ihm kämen. Dieſe Er⸗ 
wägungen hatten den öſterreichiſchen Ausſchuß gegen den 
energiſchen Einſpruch der Regierung zur Streichung des 8 113 
veranlaßt. Obgleich auch von der deutſchen Regierung die 
Aufrechterhaltung des § 213 dringend gewünſcht wurde, wurde 
$ 213 im Stimmverhältnis 28 zu 17 geſtrichen. 

X. Bei fünfzehnten Abſchnitt (Falſchmünzerei) ergaben 
ſich keine erheblichen Meinungsverſchiedenheiten, nachdem der 
Vorſitzende feſtgeſtellt hatte, daß die Abweichung der öſter⸗ 
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reichiſchen Faſſung der Nr. 3 des 8 214 a von der vom deut⸗ 
ſchen Ausſchuß beſchloſſenen Faſſung in der Sache begründet 
und unvermeidbar ſei. Während es nämlich in der deutſchen 
Faſſung heißt: 

2. Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wech⸗ 
ſel des Reiches oder eines Landes und Reichsbankanteil⸗ 
ſcheine, 

lautet die öſterreichiſche Faſſung: 


2. Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wech⸗ 
ſel des Bundes oder eines Landes. 


XI. Die Beſchlußfaſſung über den elften Abſchnitt: 
„Falſche Verſicherung und Meineid; Falſche Ausſage und 
Meineid“, mußte mit Rückſicht auf die noch nicht abgeſchloſ⸗ 
ſenen Beratungen der Ausſchüſſe ausgeſetzt werden. Es fand 
aber eine außerordentlich angeregte und bedeutſame Aus⸗ 
ſprache über die grundſätzliche Stellung zum elften Abſchnitt 
ſtatt, die bei Schluß der Beratungen mit Recht als beſonders 
wertvoll für die künftige definitive Regelung bezeichnet wurde. 
Dabei wurde von öſterreichiſcher Seite betont, daß die öſter⸗ 
reichiſche Faſſung des elften Abſchnittes auf den erſten Blick 
den Eindruck erwecken könnte, daß kein Stein auf dem anderen 
geblieben ſei; wenn man aber die wirklichen und ſachlichen 
Differenzen genauer feſtſtelle, komme man zu der Erkenntnis, 
daß der Unterſchied nicht ſo erheblich ſei, wie es auf den 
erſten Blick ausſehe. Nach der deutſchen Faſſung ſei ſtrafbar 
die falſche mündliche oder ſchriftliche Verſicherung der Richtig⸗ 
keit und Vollſtändigkeit einer Angabe unter Berufung auf die 
Pflicht zur Wahrheit; ſtrafbar ſei weiter, wer wiſſentlich vor 
einer Behörde eine unrichtige oder unvollſtändige Angabe 
beeidige. Nach der öſterreichiſchen Faſſung ſei ſtrafbar eben⸗ 
falls der Falſcheid, dann aber auch die ſchlichte falſche Aus⸗ 
ſage, nachdem der Zeuge oder Sachverſtändige an die Pflicht, 
die Wahrheit zu ſagen, erinnert worden ſei. Das ſei zunächſt 
nur ein formeller Unterſchied, der an ſich keine beſondere Be⸗ 
deutung zu haben ſcheine, für Öfterreich aber doch nicht gleich⸗ 
gültig ſei. Denn man ſtehe dort ſeit 150 Jahren, ſeit dem 
Joſephiniſchen Strafgeſetzbuch, auf dem Standpunkt, daß jede 
Zeugen⸗ und Sachverſtändigenausſage vor Gericht, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob eine Vereidigung ftattgefunden habe oder nicht, 
oder ob dem Ausſagenden die Strafbarkeit der falſchen Aus⸗ 
ſage vorgehalten worden ſei oder nicht, auch ohne Rückſicht 
darauf, ob eine Erinnerung an die Wahrheitspflicht ſtattge⸗ 
funden habe oder nicht, ſtrafbar ſei. Allerdings ſchrieben die 
Prozeßordnungen vor, daß Zeugen und Sachverſtändige daran 
erinnert werden müßten, die Wahrheit zu ſagen. Für das 
materielle Recht aber bilde der Nachweis dieſer Erinnerung — 
die übrigens tatſächlich immer erfolge — keine Vorausſetzung 
der Strafbarkeit. Es würde einen Rückſchritt für das öſter⸗ 
reichiſche Recht bedeuten, wenn man jetzt, ohne der Gefahr 
der Strafe ausgeſetzt zu fein, lügen dürfe, falls keine beſondere 
Verſicherung der Wahrheit erfolgt ſei. Nach Ausfaſſung des 
deutſchen Ausſchuſſes ſolle nicht jede falſche Zeugen⸗ und 
Sachverſtändigenausſage beſtraft werden, ſondern nur ein be- 
ſtimmter Kreis und es ſollten insbeſ. falſche Ausſagen im 
Vorverfahren nicht ſtrafbar ſein. Der zweite Punkt der Diffe⸗ 
renzen zwiſchen der deutſchen und öſterreichiſchen Auffaſſung 
betreffe die Strafdrohung gegen die Unvollſtändigkeit der Aus⸗ 
ſage, da der deutſche Ausſchuß der falſchen Ausſage die un⸗ 
vollſtändige gleichgeſtellt habe. Hiermit könne man ſich in 
Osterreich abfinden, wenn eine Ausſage nur dann als unvoll⸗ 
ſtändig anzuſehen ſei, falls das, was nicht geſagt worden ſei, 
erheblich ſei und weſentliche Dinge betreffe. Der dritte Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der deutſchen und öſterreichiſchen Faſſung be⸗ 
ſtehe darin, daß in den Beſchlüſſen des deutſchen Ausſchuſſes 
das Erfordernis der Wiſſentlichkeit aufgeſtellt werde, während 
der öſterreichiſche Ausſchuß dieſes Erfordernis geſtrichen habe. 
Das Merkmal der Wiſſentlichkeit werde überhaupt nur dadurch 
erträglich, daß der deutſche Entwurf neben der falſchen Aus⸗ 
ſage auch die unvollſtändige Ausſage habe. Die Wiſſentlichkeit 
dürfe auch ſchon aus dem Grunde nicht zum Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal gemacht werden, weil Ausſagen über Tatſachen, von 
denen der Zeuge unbedingt überzeugt ſei, daß ſie anders ge⸗ 
weſen ſeien, ſelten ſeien und weil die Möglichkeit eines 
Zweifels faſt nie mit vollſtändiger Sicherheit auszu⸗ 


ſchließen ſei. 
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Von den deutſchen Vertretern wurden mit Zugrunde⸗ 
legung der Erwägung, daß der Strafrechtsausſchuß die Straf⸗ 
barkeit falſcher Ausſagen nach Möglichkeit habe einſchränken 
wollen und vor allem die Vereidigung und folgeweiſe die 
Beſtrafung wegen Meineids auf das mindeſtmögliche Maß 
zurückzuführen beſtrebt ſei, die Gründe der deutſchen Kom⸗ 
promißbeſchlüſſe eingehend dargelegt. Dabei wurde zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß die Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den Deutſchen und den Öfterreichern nicht fo groß feien, als 
fie im erſten Augenblick erſchienen. Die Abweichungen ſeien 
namentlich aus Verſchiedenheiten des prozeſſualen Verfahrens 
erklärlich. Der Eid werde ſchon mit Rückſicht auf feine Un⸗ 
entbehrlichkeit im Zivilprozeß unter allen Umſtänden bei⸗ 
behalten werden müſſen und ſolle nur auf dem Wege über 
die Prozeßordnung möglichſt eingeſchränkt werden. Bei dieſer 
vorgeſehenen weſentlichen Einſchränkung des Eides bleibe 


zu entſcheiden, ob und in welchem Umfange die dann ſtark 
vermehrte uneidliche Ausſage im Falle ihrer vorſätzlichen 
Unrichtigkeit ſtrafbar ſei. Hierüber werde bei allſeitig gutem 
Willen, der ſich bei den Beratungen bisher ſtets ergeben habe, 
eine Einigung ſicherlich gefunden werden. 

Man einigte ſich ſchließlich dahin, die nächſte gemein⸗ 
ſame Konferenz in Wien abzuhalten. Inzwiſchen ſoll alles 
daran geſetzt werden, um vor Weihnachten ſowohl in Deutſch⸗ 
land wie in Oſterreich die erſte Leſung des Ausſchuſſes zum 
Abſchluß zu bringen. Der deutſche Strafrechtsausſchuß wird 
ſchon in der zweiten Septemberhälfte ſeine Beratungen wieder 
eröffnen. Der dringende Wunſch darf zum Ausdruck gebracht 
werden, daß auch die noch der Erledigung harrenden weiteren 
Kapitel des beſonderen Teiles, deren Bedeutung und Schwierig⸗ 
keit nicht zu verkennen find, eine gerechte und den Anforde- 
rungen der Neuzeit entſprechende Löſung finden werden. 


vereinigungen. 


24. Deutſcher Anwaltstag). 
Hamburg, 12.—13. September 1929. 


RA. Dr. Max Alsberg, Berlin: Die Philoſophie 
der Verteidigung). 


Vortragender ſah ſeine Aufgabe nicht darin, aus anekdotenhaften 
Erlebniſſen das Bild der Verteidigung erſtehen zu laſſen, vielmehr ver⸗ 
ſuchte er, ſyſtematiſch die kulturphiloſophiſchen Gedanken, die in dem 
Inſtitut der Verteidigung beſchloſſen ſind, durch Analyſe des Ver⸗ 
teidigerlebens herauszukriſtalliſieren. Einleitend gab er zunächſt 
eine ideengeſchichtliche Entwicklung des Begriffs der Verteidigung, 
wie er erſt in der Form des alkuſatoriſchen Prozeſſes möglich ge⸗ 
worden ſei, daran anknüpfend eine Sinnanalyſe der eutſcheidenden 
Differenzen zwiſchen dem Parteivertreter im Zivil⸗ und Straf⸗ 
prozeß. Er ging dann dazu über, Anſchluß an den philoſophiſchen 
Kritizismus zu nehmen, der ſich für den Strafprozeß aus der Pro⸗ 
blematik der Wahrheits⸗ und Rechtsfindung ergebe. Dieſe kriti⸗ 
ziſtiſche Haltung ergänzte er dann insbeſ. durch ihr dialektiſches 
Gegenmotiv: ein Glauben irrationaler Natur, mit dem der Ver⸗ 
teidiger an ſeine Aufgabe herantrete. Der Glauben als ſittliche 
Forderung, als innere Vorbehaltloſigkeit, als ein primärer Zu⸗ 
ſtand der Seele; nicht aus Vernunftüberlegung entſtanden, ein 
Mehr und ein ganz Anderes als ein ſubjektives Fürwahrhalten; 
nicht gegründet auf das Vertrauen zu dem ſittlichen Wert des 
Klienten und deshalb auch nicht notwendig in dieſes Vertrauen 
ausmündend. Jenſeits von Wiſſen und Nichtwiſſen gezeugt, rein 
als ein unmittelbares Verhalten des Gemüts. Wie ſich aus dieſem 
Fundament des Schauens die Lebensphiloſophie des Verteidigers 
ergebe, legte er i. S. der modernen lebensphiloſophiſchen Probleme 
dar. Dieſe Erörterungen führten dann insbeſ. dazu, die Verflochten⸗ 
heit des Verteidigerwirkens mit der Förderung und praktiſchen Er⸗ 
probung neuer wiſſenſchaftlicher, und zwar nicht nur juriſtiſcher 
Theoreme klarzulegen. Er zeigte dabei insbeſ., wie neue Frageſtel⸗ 
lung der Pfychiatrie und Pfychologie, der Nationalökonomie, des 
Kunſtlebens uſw., durch den forenſiſchen Kampf praktiſchen Löſungen 
zugeführt ſeien. Weſentlich aus der Fixierung des Zwecks der Funk⸗ 
kion des Verteidigers leitete er dann insbeſ. die kunſtphiloſophiſchen 
Anforderungen her, die an den Verteidiger als Perſönlichkeit ge⸗ 
ſtellt werden. Er kam dabei insbeſ. zu dem Ergebnis, daß in 
aſthetiſcher ſympathetiſcher Schau den Hörern das geiſtige Knochen⸗ 
Trüſt des Angekl. vor Augen geführt werden müſſe. Dabei be⸗ 
euchtete er vor allem die philoſophiſche Aktivität des Verteid'gers, 
indem Enthuſiasmus für feine Aufgabe den Weg bereite. Das 
sten für dieſen Enthuſiasmus entnehme er dem Bewußtſein der 
Nicht akuten Spannung zwiſchen Sozialethik und Individualethik. 
Einbe in der Beſchränkung auf rein juriſtiſche, vielmehr gerade in der 
teidiger dung ſozialphiloſophiſcher Geſichtspunkte müſſe der Ver⸗ 
Sympa fein Ziel ſehen. Daraus ergab ſich dann die Analyſe der 
e . hie des Verteidigers mit der ihm anvertrauten Sache. Bald 

das geſetzliche, ſich in dem Schutzbefohlenen manifeſtierende 
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Recht, bald die rechtsfreie Wertfülle, die ſich in ſeinem Klienten ver⸗ 
körpere, was die ſympathetiſche Kraft des Verteidigers an ſich ziehe. 
Die eine Quelle des Mitleids ſei das Sichbewußtwerden der un⸗ 
entrinnbaren Konfliktsſituation, die in dem Gegenſatz zwiſchen 
Individuum und Gemeinſchaft regelmäßig, wenn auch im allge⸗ 
meinen nur latent vorhanden iſt; die andere das Mitempfinden 
für das dem Verteidiger anvertraute fremde Einzelſchickſal, ein 
ethiſch begründetes Mitgefühl, wie es Plato in den „Geſetzen“ für 
den beſonnenen, ſittlich wertvollen Menſchen verlangt, der durch 
das Schickſal in Not geraten iſt. So könne das Mitgefühl des Ver⸗ 
teidigers zur perſönlichen Sympathie mit dem Täter, möge er auch 
der rechtlich Schuldbeladenſte ſein, aufſteigen, es könne ebenſowohl 
auch in der verſachlichten Sympathie mit dem abſtrakten Recht ſeine 
Erfüllung finden. Aber auch in dem Fall, in dem das geſetzliche 
Recht die Tat nicht deckt, ſei die Sympathie des Verteidigers in 
ſeinem Berufsethos verankert. Denn ſelbſt dem, der nach 
einem konkreten Geſetz ſchuldig ſei, ſtehe ein Rechtsanſpruch zur 
Seite, den das Recht nicht negieren wolle und könne: Der Rechts⸗ 
anſpruch des ſchuldigen Individuums, daß ſeine Tat nicht nur 
als eine Verwirklichung des Unrechts, ſondern auch als eine Fügung 
begriffen werde, die aus der Tiefe und Notwendigkeit dieſes Einzel⸗ 
ſchickſals geboren ſei. Vielleicht ſogar, daß dieſe Tat dieſem Leben 
als Ganzem fremd, nicht aus feiner Eigengeſetzlichteit heraus⸗ 
gewachſen, daß ſie abirrend und zerſtörend zugleich in den Kreis 
dieſes Lebens getreten ſei. 

Erſt unſere heutige, hoch differenzierte Kultur habe uns dieſes 
Problem, das für die ganze moderne Strafrechtsbewegung richtung⸗ 
gebend geworden iſt, in voller Klarheit ſehen laſſen. Je vielgeſtal⸗ 
tiger, je nuancierter im Laufe der Zeiten die menſchlichen Kon⸗ 
fliktslagen geworden ſind, um ſo empfindlicher, um ſo bewußter 
habe unſer Wertgefühl auf dieſe Konfliktslagen reagieren gelernt. 

Bilde ſomit für den Verteidiger das individuelle Sein des 
Angekl. den Ausgangspunkt, jo ſei in polarer Gegenſätzlichkeit dazu 
das weltanſchauliche Denken des Richters primär auf die Totalität 
des Rechtes gerichtet. Während der Verteidiger in dem iſolierten 
Einzelſchickſal die Verwirklichung der auf die Totalität gerichteten 
Rechtsidee erlebe, ſchreite der Richter von der Ganzheit der Rechts⸗ 
idee zum Einzelfall. Kein gegenſätzlicher und gerade darum ein 
wechſelwirkender Lebensprozeß vollziehe ſich hier. „Verſöhnend zu 
einer höheren Einheit hebt beide das gleiche Ziel: die Idee der 
Gerechtigkeit; zwei Welten wölbt ihr Geiſtesbau zu einer.“ 


Internationale kriminaliſtiſche Vereinigung. 
Breslau, 23.— 25. Mai 1929. 


Die diesjährigen Beratungen der internationalen kriminaliſtiſchen 
Vereinigung hatten zwei Hauptgegenſtände auf der Tagesordnung: 
die ſoziale Gerichtshilfe und die Frage, welche Folgerungen ſich aus 
der Strafrechtsreform für den Strafprozeß ergeben; dieſe anſcheinend 
völlig von einander getrennten Gebiete hingen in mancher Beziehung 
doch ſo zuſammen, daß mehrfach die Erörterungen über den einen Teil 
in den anderen hinübergriffen. Berichterſtatter waren für die Ge⸗ 
richtshilfe Prof. Dr. Grünhut, Bonn, Stadtrat Dr. Mutheſius, 
Berlin, und LGDir. Tromm, Halle, für den Strafprozeß Prof. 
Dr. Roſenfeld, Münſter, IR. Dr. Drucker, Leipzig, und Sen⸗ 
Präſ. Schloſky, Breslau. Am letzten Tage ſchloß ſich ein Vortrag 
vom Strafanſtaltsdirektor Bleidt, Wittlich, über die unbeſtimmte 
Verurteilung von Jugendlichen und Minderjährigen an, in dem die 
Forderung nach Einführung dieſer beiden Maßnahmen unter ein⸗ 
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gehender Begründung und mit Darlegung von vielen Fällen aus der 
Praxis verlangt wurde. 

Da hier ein zuſammenfaſſender Bericht zu geben iſt, der nicht auf 
die Auslaſſungen der einzelnen Redner eingehen kann, ſei vorweg 
bemerkt, daß über den erſten Beratungsgegenſtand in der Dis kuſſion 
geſprochen haben: LGDir. Bömert, Berlin, Staatsanwalt Buer⸗ 
ſchaper, Leipzig, der — inzwiſchen leider verſtorbene — Geh. Rat 
Prof. Dr. Freudenthal, Frankfurt a. M., Stadtrat Dr. Fried⸗ 
länder, Charlottenburg, Jugendamtsdirektor Hertz, Hamburg, 
Direktor Krebs, Untermaasfeld, IR. Dr. Löwenſtein, Berlin, 
IR. Marcuſe, Breslau, Och Dir. Dr. Neumann, Berlin, Sen- 
Präſ. Nötzel, Düſſeldorf, Prof. Dr. Radbruch, Heidelberg, Ming. 
Starke, Dresden, Richter Sommerkamp, Hamburg, Prof. 
Dr. Weber, Breslau und der Verfaſſer des heutigen Berichtes; 
zu dem zweiten Beratungsgegenſtande aber: Staatsanwaltsſchaftsrat 
Berndt, Frankfurt a. M., Oberreichsanwalt Prof. Dr. Ebec- 
mayer, Leipzig, Prof. Dr. Exner, Leipzig, Prof. Dr. Graf 
Gleispach, Wien, Prof. Grünhut, Bonn, Oberſtaatsanwalt 
Hennerici, Neiße, Staatsanwaltſchaftsrat Jentſch, Waldenburg, 
MinR. Kadscka, Wien, Prof. Dr. Kohlrauſch, Berlin, Sen⸗ 
Präſ. Dr. Reichert, Leipzig und Min Dir. Schäfer, Berlin. 

Die Beratungen über die ſoziale Gerichtshilfe ließen erkennen, 
daß die Anſichten darüber, welche Aufgaben hier eigentlich geſtellt 
find, und auf welchem Wege fie gelöſt werden müſſen, außerordentlich 
auseinandergehen. Das Schlußergebnis war deshalb auch, daß man 
einen Ausſchuß einſetzte, der einen Geſetzentwurf hierüber ausarbeiten 
und innerhalb Jahresfriſt vorlegen ſoll; zu Mitgliedern dieſes Aus⸗ 
ſchuſſes wurden die drei Berichterſtatter über die ſoziale Gerichtshilfe 
ſowie Frl. v. Liſzt, Berlin, IR. Dr. Löwenſtein, Berlin, und 
Prof. Dr. Kohlrauſch, Berlin, gewählt, die ſämtlich die Wahl an⸗ 
nahmen. Die Urſache für die jetzt vorhandene Zwieſpältigkeit liegt 
vornehmlich daran, daß die ſoziale Gerichtshilfe zwar durch die 
Gerichtshilfe für Jugendliche angeregt worden iſt, ſich aber geradezu 
planlos in Deutſchland entwickelt hat. Nicht einmal, ihre Ziele find 
einheitlich, ſondern widerſprechen ſich teilweiſe ſtark. Dabei hat die 
ſoziale Gerichtshilfe heute bereits einen großen Umfang; ſie beſteht 
in 24 Großſtädten und in 216 ſonſtigen Städten, die ſich über das 
ganze Deutſche Reich verteilen; nur in drei Großſtädten iſt ſie als 
Organ des Gerichtes ausgeſtaltet. Verſchiedene Redner vermochten 
bekanntzugeben, daß fie persönlich 12000 und mehr Fälle bereits 
bearbeitet haben. Die Reden ergaben auch, wie falſch es geweſen iſt, 
wenn man oft Einrichtungen, die für Jugendliche paſſend waren, mit 
geringen Abweichungen auf die Hilfe für Erwachſene übertrug, und 
umgekehrt. Ausſchlaggebend muß immer ſein, wer Träger der 
Gerichtshilfe iſt, und gerade hierüber wichen die Meinungen gegen⸗ 
ſätzlich voneinander ab. Für ſechs verſchiedene Träger trat man ein: 
für die Polizei, die organiſierte Wohlfahrtspflege, die nach der 
Meinung der einen durch die Bezirksfürſorgeverbände, nach der der 
anderen durch die Wohlfahrtsämter tätig werden ſollte, für eine vom 
Richter geleitete Vermittlungsſtelle zwiſchen Fürſorgern und Helfern 
einerſeits, Staatsanwaltſchaft oder Gericht andererſeits, für einen zu 
beſtellenden gerichtlichen Sozialpädagogen, der in Zuſammenarbeit mit 
dem Gerichtsarzte ftändig als Sachverſtändiger zu wirken hatte, 
endlich für die freie Wohlfahrtspflege. Zum Teil ging man davon aus, 
daß Strafrechtspflege und Wohlfahrtspflege die gleichen Zwecke ver⸗ 
folgen, ja letzten Endes als ſoziale Schutzmaßnahmen des Staates 
miteinander identiſch ſeien, und daß falſche Anſichten hierüber nicht 
zum mindeſten dadurch entſtanden ſeien, daß die Tatbeſtände der 
Wohlfahrtspflege noch nicht hinlänglich feſtgelegt find; wie man aber 
heute bereits von einer Rechtsſtellung der Gefangenen ſpreche, werde 
auch das ſich ändern, ſo daß die ſoziale Gerichtshilfe ein Beſtandteil 
der Rechtspflege werden müſſe. Im Gegenſatze hierzu wurde geltend 
gemacht, daß das Strafrecht ſeinen Urſprung aus dem Verbrechen 
herleite, die ſoziale Fürſorge aber aus der Armut. Dementſprechend 
wurde auf den inneren Widerſpruch einer Fürſorge hingewieſen, die 
ſich Ermittlungen für die Zwecke eines Strafverfahrens zur Aufgabe 
macht, und auf die Folgen, die ſich an den grundſätzlichen und betonten 
Gegenſatz von reinem Strafrechte und bloßer Fürſorge knüpfen. Der 
Vorſchlag, die Polizei Träger der Gerichtshilfe ſein zu laſſen, fand 
überwiegend Widerſpruch, da eine vorwiegend in ſozialer Fürſorge 
geſchulte Polizei nicht zu erreichen ſei, und da ferner die neuen 
Aufgaben pſychologiſch unvereinbar mit denen reiner Strafverfolgungs⸗ 
behörden ſeien. 

Ohne Widerſpruch blieb die Forderung, daß Straftat, Straf⸗ 
verfahren und Unterſuchungshaft oft ein Eingreifen ſozialer Fürſorge 
notwendig machen, und daß das Gericht einer Erweiterung ſeiner 
Erkenntnisquellen durch die Erfahrungen der Wohlfahrtspflege ſowie 
derjenigen Beobachtungen, die früher in bezug auf den Angehl. 
in Erziehungs⸗ und Strafanſtalten gemacht worden ſind, dringend 
bedarf. Dieſe Erweiterung muß ſich einmal als ſoziale Diagnoſe und 
ſodann als ſoziale Prognoſe auswirken. Die Diagnose hat ein zu⸗ 
verläſſiges Geſamtbild des Lebens und der Perſönlichkeit des Täters 
mit beſonderer Berückſichtigung von deſſen ſozialen Schwierigkeiten 
beizubringen, die Prognoſe aber eine auf ſozialpädagogiſcher Schulung 
und Erfahrung beruhende Beurteilung ſeiner Entwicklungsmöglich⸗ 
keiten, wobei beſtimmte Maßnahmen der Erziehung, der ſozialen 


Fürſorge oder des Strafrechtes ins Auge zu faſſen find. Deshalb iſt 
die ſozialpadagogiſche Begutachtung und die Durchführung der ſozialen 
Fürſorge von einander zu trennen. Die Erſchließung dieſer neuen 
Erkenntnisquellen ſoll die Möglichkeit gewähren, die richtige Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu fällen, welche beſſernde, ſichernde oder ſtrafende 
Maßnahmen zu ergreifen find, und wie ant zweckmäßigſten der Täter 
zu einem geſetzmäßigen und geordneten Leben geführt werden kann. 
Organiſatoriſch müſſen in jedem Falle die Träger der ſozialen 
Gerichtshilfe eng mit den Organen der Strafrechtspflege zuſammen 
arbeiten und zwar nur durch geſchulte Kräfte, die eine beſondere Vor⸗ 
bildung zu erhalten haben und ſowohl beruflich als auch ehrenamtlich 
ihren Pflichten obliegen können. Die Fäden zwiſchen Gericht und 
Verwaltung müſſen viel enger als zur Zeit geknüpft werden. Dabei 
muß man ſich vorhalten, daß leitender Geſichtspunkt nicht ſo ſehr 
der Einzelfall als ſolcher, vielmehr deſſen Eingliederung in das 
Ganze ſein muß, und daß für den Einzelfall es auf das Herausfinden 
derjenigen Perſonen ankommt, die ſich weder aus eigener Kraft noch 
durch perſönliche Betreuung aus ihrer mißlichen Lage befreien können. 
Bei einer derartigen Problemſtellung rückt gleichzeitig ins Blickfeld, 
daß man Rückſicht auf die großen Fragen der Arbeitsloſigkeit, der 
Hilfe gegen den Willen des einzelnen, der Wechſelwirkung zwiſchen 
dem Eintreten für Jugendliche und für Erwachſene uſw. zu nehmen 
hat. Zugleich macht ſich die Dringlichkeit einer ganz genauen Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung um ſo mehr geltend, als die Wohlfahrtspflege heute 
nicht mehr eine Einrichtung der Nächſtenliebe iſt, wie fie auch anderer- 
ſeits nicht lediglich durch Amtsperſonen gehandhabt werden darf. 
Geht man ſo an die Geſamtfrage heran, ſo erkennt man auch, daß 
eine innere Erneuerung der Perſonen unvermeidlich iſt, die zur 
Handhabung der Strafrechtspflege berufen ſind. Sie haben, da Men⸗ 
ſchenſchickſale in ihrer Hand liegen, den Gedanken der ſozialen Päd⸗ 
agogik in ſich aufzunehmen und nicht außer acht zu laſſen, wie lange 
man mit ſtrafenden Maßnahmen hintenan zu halten hat, ſowie, daß, 
wenn nun Freiheitsſtrafe verhängt wird, es meiſtens zweierlei Dinge 
find, ob die erkannte Strafe in dieſer oder jener Anſtalt vollſtreckt 
wird, und daß hierfür die Erfahrungen der Sozialhelfer berückſichtigt 
8 5 müſſen. Wir ſtehen eben an einem ſozialpadagogiſchen Wende⸗ 
punkte. ' 


Mehrfach wurde betont, daß die Feſtſtellung von Tatſachen durch 
die ſoziale Gerichtshilfe eine andere iſt, als der Richter ſie zu treffen 
hat. Bei der Gerichtshilfe handelt es ſich nur um das Anſchauen von 
Tatſachen unter einem beſtimmten Geſichtspunkte, nämlich unter dem 
der Beſchaffung eines lebendigen Bildes von einer Perſönlichkeit, alſo 
um eine Tatſachenbeleuchtung, nicht aber um die Klärung der ab⸗ 
zuurteilenden Tat. Deshalb ſprachen ſich auch faſt alle Redner dagegen 
aus, daß der Gerichtshelfer ſich über die Strafzumeſſung zu äußern 
hat. Er ſoll Bericht erſtatten über die Herkunft des Angeklagten 
unter Berückſichtigung aller Fragen der Abſtammung, über die Er⸗ 
ziehung durch Haus und Schule, über die berufliche Ausbildung und 
Entwicklung, über Familien-, Wohnungs⸗ und wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe, über die perſönliche Eigenart, die ſich in Charahter, Fähig⸗ 
keiten, Neigungen, Lebensgewohnheiten, Umgang und Geſundheits⸗ 
zuſtand ausprägt, mit Vorſicht über den Leumund und die Beweg⸗ 
gründe zur Tat, möglichſt aber auch über das Verhalten nach der 
Tat, insbeſ. auch über Wiedergutmachung und Anderung der Lebens⸗ 
führung. Seine Vorſchläge ſollten ſich gegebenenfalls auch auf nerven⸗ 
ärztliche Unterſuchung erſtrecken, auch Stellung zur Frage einer 
Schutzaufſicht oder zur Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt 
oder einer Arbeiterkolonie, über eine Bewährungsfriſt und dgl. 
nehmen, aber nicht in die Form von Antragen gekleidet ſein. Feſte 
Grenzziehung iſt ſtreng innezuhalten und Uferloſigkeit zu ver⸗ 
meiden. Wiſſenſchaftliche Zentralinſtitute, wie Amerika fie hat, ver⸗ 
mögen wir aus Mangel an Mitteln nicht zu errichten; deren Zwecke 
müſſen alſo in beſcheidenerer Weiſe erſtrebt werden. Jedenfalls ſind 
alle Maßnahmen der Geheimhaltung vor beſtimmten Organen der 
Urteilsfindung zu unterlaſſen, ſchon um deswillen, weil die ſoziale 
Gerichtshilfe eine Rechtseinrichtung ſein muß. Aus dieſem und aus 
anderen Gründen fand der Vorſchlag von Grün hut wenig Auklang, 
daß man einen Sozialpädagogen den Träger der Gerichtshilfe ſein 
laſſen ſolle. Als ein wünſchenswertes Ziel wurde hingeſtellt, daß man 
den Verurteilten dahin bringt, ſich aus Überzeugung unter das Urteil 
zu beugen; gerade das kann durch einen tüchtigen Gerichtshelfer 
weſentlich gefördert werden. Umſtritten war, ob aus dem Satze, daß 
die Gerichtshilfe eine Rechtseinrichtung ſein müſſe, nun auch mit 
Notwendigkeit zu folgern ſei, daß ſie vom Richter zu leiten ſei oder 
in ſonſtiger Weiſe ihm unterſtehen müſſe. Von einer Seite wurde ins 
Feld geführt, daß heute die Jugendgerichtshilfe nicht mehr der 
ſoziologiſche Verteidiger, ſondern der ſoziologiſche Ankläger iſt. Man 
warnte auch davor, den Helfer, wie es vorgeſchlagen war, als Prozeß⸗ 
partei hinzuzuziehen, war aber davon in summa durchdrungen, daß eine 
geſetzliche Verankerung der Gerichtshilfe nur noch eine Frage von 
verhältnismäßig kurzer Zeit iſt, und daß ihre Durchführung auf dem 
Wege einer Arbeitsgemeinſchaft der hierzu berufenen Kreiſe erzielt 
werden muß. Hierbei wird zu berückſichtigen ſein, daß die ſchwie⸗ 
rigſten Fälle eigentlich die anſcheinend leichten ſind, nämlich die⸗ 
jenigen, bei denen es ſich um den erſten Straffall handelt, ſowie daß 
die geſamte ſoziale Gerichtshilfe nur ein kleiner Ausſchnitt aus den 
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großen ſozialen Gebiete iſt, das letzten Endes nur eine einheitliche 
Wohlfahrt kennt. 

Trotz aller Ausführlichkeit wurden viele wichtige Fragen nur 
oberflächlich geſtreift; ſo die der ſozialen Gefangenen⸗ und Ent⸗ 
laſſenenfürſorge, die Sonderfragen an den Jugendlichen, die Art der 
Perſönlichkeitsforſchung, die aus der bisherigen geſchichtlichen Ent⸗ 
der. b deen Folgerungen uſw.; es muß die Hoffnung ge⸗ 

2 er i 5 ier vi ündli 
wrd. eingeſetzte Studienausſchuß hier vieles gründlichſt 

Die Erörterungen über die zweite Hauptfrage, alſo über die 
Folgerungen, die ſich aus der Strafrechtsreform für den Strafprozeß 
ergeben, ließen es nur andeutungsweiſe erkennen, daß die Reform⸗ 
vorſchlage auf dieſen beiden großen Gebieten bisher eigentlich ver⸗ 
ſchiedene Wege gegangen ſind, und es iſt kaum davon die Rede ge⸗ 
weſen, daß man für den Strafprozeß keineswegs ſo weitgehende ſoziale 
Zwecke verlangt wie für das Strafrecht. Eine gutachtliche Außerung 
von Prof. Dr. Goldſchmidt, Berlin, der aber ſelbſt nicht anweſend 
war, wies darauf hin, daß die geſchichtlichen Überlieferungen der inter⸗ 
nationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung ihr zur Pflicht machten, einen 
liberalen Strafprozeß neben einem ſozialen Strafrechte zu fordern. 
Jedenfalls ergaben die Ausſprachen, daß man ſich nicht für eine große 
Strafprozeßreform einſetzte, vielmehr dieſe ziemlich ſtark einzuengen 
beſtrebt iſt. Es wurden am Schluſſe der Tagung folgende vier Be⸗ 
ſchlüſſe angenommen. 

I. Die Untrennbarkeit der Täterperſönlichkeit von der Feſt⸗ 
ſtellung des Tatbeſtandes erfordert Einheitlichkeit der Hauptverhand⸗ 
lung. Eine Zweiteilung der Hauptverhandlung iſt abzulehnen. II. Dem 
Strafrichter dürſen die Entſcheidungen über Einleitung, Durchführung 
und Beendigung der ſichernden Maßnahmen nicht aus der Hand ge⸗ 
nommen werden. III. In der Hauptverhandlung muß das Gericht in 
weiteſtem Umfange das Recht bekommen, bei der Erörterung der per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe die Offentlichkeit auszuſchließen. IV. Das 
Kreuzverhör iſt nicht über den heutigen Umfang auszudehnen. 

Dieſe verhältnismäßig mageren Beſchlüſſe laſſen erkennen, daß 
der Schwerpunkt in dem lag, was nicht in ihnen ausgeſprochen wurde. 
Immerhin gab man der Freude Ausdruck, daß der jetzige Entwurf des 
Strafgeſetzbuches zum erſten Male alte Forderungen der internatio⸗ 
nalen kriminaliſtiſchen Vereinigung verwirklicht hat; ſo den Satz, 
daß nicht die Tat, ſondern der Tater zu beſtrafen iſt, daß keine Strafe 
ohne Anſehen der Perſon verhängt werden darf und keine Strafe ohne 
Schuld, und daß in den Urteilen eine größere Freiheit als bisher für 
alternative Schuldfeſtſtellungen im Bereiche kriminalpſychologiſcher 
Verwandtſchaft obzuwalten hat. Das Verlangen nach einer Aus⸗ 
wertung der Geſamtperſönlichkeit des Täters machte unter dem Hin⸗ 
weiſe, daß hierfür auch noch andere Wege als durch die ſoziale Gerichts⸗ 
hilfe beſchreitbar ſind, häufig einen Rückgriff auf den erſten Beratungs⸗ 
gegenſtand der Tagung erforderlich. Auch unter dieſem Geſichtspunkte 
wurde betont, daß die ſoziale Gerichtshilfe nichts mit der Schuldfrage 
zu tun hat und fi) in der Perſönlichkeitsforſchung zu erſchöpfen hat. 
Nachdrücklich wurde darauf hingewieſen, daß eine Reihe von ſtraf⸗ 
prozeſſualen Vorſchriften des beſonderen Teiles, die einzeln aufgeführt 
wurden, für ihr Stoffgebiet der Berückſichtigung bei der Strafrechts⸗ 
reform bedürfen. 
1 Ganz radikale Vorſchläge machte JR. Dr. Drucker, der wie 
immer durch die Art ſeines Vortrages die Hörer feſſelte. Er ging 
davon aus, daß wir mit den Reformvorſchlägen zu ſehr, kaufmänniſch 
geſprochen, auf Lager gearbeitet haben, und daß dies nichts nutzt, wenn 
unſere Gedanken keinen Wert im parlamentariſchen Tauſchhandel 
haben. Wir haben ſtets die Reform des Strafrechtes zurückgeſtellt, 
weil zuerſt der Strafprozeß zu reformieren ſei, und dann umgekehrt. 
Erſt jetzt erkennt man die Notwendigkeit des Hand⸗in⸗Hand⸗Arbeitens, 
während das Reichsjuſtizminiſterium ſich noch fo gebärdet, als ſei der 
Strafprozeß ein Anhängſel des Strafrechts. Umgekehrt iſt ſogar eine 
Umgeſtaltung des GVG. erforderlich. Auffällig war, daß auch dieſer 
vorgeſchrittene Reformer davon ausging, es werde ſchließlich der 
tichter, namentlich der Laienrichter, zuerſt doch die Tat und nicht den 
Täter ins Auge faſſen, und daß ſomit der Vergeltungsgedanke, der feit 
den Tagen des alten Merkel eigentlich längſt tot iſt, ſchließlich doch 
910 aus der Welt zu verbannen ſei. Man ſoll nach Drucker nicht 
ei Verbrecher als den zufälligen Träger unſozialer Geſellſchafts⸗ 
widrigzeiten betrachten. Die Erfaſſung der Geſamtperſönlichkeit des 
ters iſt zwar ein Wegweiſer; aber nicht auf jedem Gelände bedarf 
Weines solchen, da oft genug der Richter gewiſſe Tatſachen auch ohne 
x eine erkennen wird. Deshalb will Drucker das Urteil auf 
ſtellen andere Grundlage als auf die Ergebniſſe der Hauptverhandlung 
bar ff Die Reform ſollte erſt das wahre Richtertum einführen. Sie 
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ſätzlich zu beſeitigen; der Urteiler muß aus dem Dunſtkreiſe der In⸗ 
quiſition befreit werden und darf deshalb an keiner Sachentſcheidung 
teilnehmen, die vielmehr einem aus Berufsrichtern und Volksrichtern 
zuſammengeſetzten Richterkollegium obliegt. Es iſt ſomit die Benutzung 
der Akten weder erwünſcht noch nötig. Sie wird dadurch entbehrlich, 
daß in jedem Falle die weſentlichen Ergebniſſe der Ermittlungen unter 
genauer Angabe der Beweismittel in die Anklageſchrift aufgenommen 
werden. Dadurch wird ermöglicht, daß an den Verhandlungsleiter die 
höchſten Auforderungen geſtellt werden. Folgerichtig iſt das Er⸗ 
öffnungsverfahren und die richterliche Vorunterſuchung abzuſchaffen. 
Die Zeugen verwickeln ſich heute viel weniger in Widerſprüche, als 
daß ſie in ſolche verwickelt werden. Die Staatsanwaltſchaft iſt ab⸗ 
zuſchaffen und das Ermittlungsverfahren der nicht dem Juſtizminiſter 
zu unterſtellenden Polizei zu übertragen. Strafunterſuchungsämter, 
die Auch die Anklageſchrift entwerfen und in der Hauptverhandlung 
vertreten ſowie die Entſchließungen über Feſtnahme und Verhaftung 
treffen, ſind das einzige behördliche Organ auf dieſem Gebiete. Sie 
werden auch auf Antrag des Verteidigers zwecks rechtzeitiger Samm⸗ 
lung des Belaſtungsbeweiſes tätig. Starke Sicherungsmaßnahmen 
müſſen Schutz gegen Willkür gewähren. 

Es wird nicht überraſchen, daß dieſe weitgehenden Vorſchläge 
zwar als geiſtreich gewürdigt, aber doch abgelehnt wurden. Man ging 
von der nüchternen Erwägung aus, daß die Hauptverhandlung den 
Zweck hat, einen geſchichtlichen Vorgang aufzuklären, die Perſon des 
Angeklagten zu erfaſſen und ſeine Beweggründe für die Tat feſt⸗ 
zuſtellen. Unbeſtritten gebührt die Hauptverhandlungsleitung dem 
Vorſitzenden, und bereits an dieſem Punkte machte ſich geltend, daß 
gerade er die Akten möglichſt genau kennen ſoll und nicht, wie es 
ſo oft heißt, unbeſchwert durch deren Kenntnis zu bleiben hat. Er iſt 
der ältere und erfahrenere Richter, und man ſoll ſich der Ausnutzung 
dieſes Vorzuges nicht unnötig entſchlagen. 

Die Diskuſſion führte die Erwägungen auf Einzelheiten, ſo auf 
die durchaus nicht allgemein bekannten Tatſachen zurück, daß ſchon 
heutigentages der Diebſtahl in 42 Prozent der Fälle und die 
Unterſchlagung ſogar in 52 Prozent mit Geldſtrafe geahndet wird. 
Darüber hinaus aber wurde mit flammenden Worten, namentlich von 
öſterreichiſcher Seite, dagegen Stellung genommen, die Polizei zum 
Unterſuchungsrichter zu machen und die Organe der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft dem Innenminiſterium zu unterſtellen. Die politiſchen Folgen 
einer ſolchen Umwandlung wurden nachdrücklich warnend betont. 
Ebenſo wurde darauf hingewieſen, welche nachteiligen Folgen zwangs⸗ 
läufig eintreten müſſen, wenn man den Verhandlungsleiter von der 
Beteiligung an der Rechtſprechung ausſchließt, und wenn man ihm die 
Kenntnis der Akten vorenthält. Nur eine ſchwache Verteidigung fand 
ſich dafür, daß das jetzige Kreuzverhör nicht das Kreuzverhör ſei, wie 
es eigentlich ſein müſſe; die Mehrzahl der Anweſenden verhielt ſich 
demgegenüber ablehnend. Gegen Drucker wurde unter anderem ein⸗ 
gewendet, daß man die Aufgaben der Staatsanwaltſchaft unmöglich der 
Polizei übertragen dürfe, ſolange dieſe bezahlte Lockſpitzel verwendet, 
und es wurde hinzugefügt, daß die Polizei kaum jemals von dieſer 
Ermittlungsweiſe abſehen werde. 

Intereſſant war, daß der amtliche Vertreter Oſterreichs, der ſich 
eingehend äußerte, ſcharf Stellung gegen Drucker nahm, deſſen An⸗ 
regungen aber den Mittelpunkt der hin⸗ und herwogenden Meinungen 
abgaben. Vielleicht hat es gerade das Umſtürzleriſche ſeiner Gedanken 
herbeigeführt, daß man mit den gefaßten Beſchlüſſen ſich eine ſtarke 
Zurückhaltung auferlegte. Charakteriſtiſch war, daß der Vertreter des 
Reichsjuſtizminiſteriums ſich dahin ausließ, er ſei nicht in der Lage, 
einer der aufgeſtellten Theſen zu widerſprechen. In den ehemaligen 
Kampfeszeiten, in denen Franz v. Liſzt die internationale krimi⸗ 
naliſtiſche Vereinigung führte, würde eine ſolche amtliche Außerung 
vielleicht die Gegenfrage hervorgerufen haben, ob man dann mit den 
gefaßten Beſchlüſſen auf dem richtigen Wege fei. Heute löſte dieſe Be⸗ 
merkung nur ein gewiſſes behagliches Schmunzeln und eine offen⸗ 
ſichtliche Befriedigung aus. Trotzdem muß man mit Genugtuung feſt⸗ 
ſtellen, daß die Breslauer Beratungen eine Reihe von trefflichen Er⸗ 
gebniſſen gehabt haben. Es waren zu ihnen 332 Teilnehmer ver⸗ 
ſammelt, und es wäre Unrecht, wenn der heutige Bericht ohne eine 
beſondere Anerkennung dafür ſchlöſſe, daß die Stadt Breslau und der 
dortige Ortsausſchuß ſich ganz hervorragende Verdienſte um das Wohl⸗ 
gelingen der Tagung erworben haben, und daß ein jeder die ſchleſiſche 
Hauptſtadt mit aufrichtigem und weit über das gewöhnliche Maß 
hinausgehendem Danke für alles Dargebotene verlaſſen hat. Möge die 
Grenzmark es auch angenehm empfinden, daß in ihr neue Gedanken 
für die Entwicklung unſeres Rechtslebens gezeitigt worden ſind! 


Wirkl. Geh. Admiralitätsrat Dr. Feliſch, Charlottenburg. 
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Sur Strafprozeßordnung. 
Auslegung und Auswirkung des $ 153 5120, 


Entſprach die Einführung der Staatsanwaltſchaft in den preu⸗ 
ßiſchen Strafprozeß durch VO. v. 3. Jan. 1849 und die Einführung 
des ſtrikten Legalitätsprinzips einer Forderung liberaler Kreiſe, 
ſowie der Tendenz der Ausſchaltung jeglicher Polizeiwillkür und 
Kabinettsjuſtiz, ſo kann die Durchbrechung des Legalitätsprinzips 
aus ethiſchen Gründen in der neueren Zeit ebenfalls als Ergebnis 
liberaler Forderungen angeſprochen werden. 

Schon durch $ 32 366. v. 10. Febr. 1923 (Rl. I. 135, 
iſt der Anklagezwang im Verfahren gegen Jugendliche in der Weiſe 
durchbrochen, daß die Staatsanwaltſchaft in gewiſſen Fällen mit Zu⸗ 
ſtimmung des Jugendrichters das Verfahren einſtellen bzw. von der 
Erhebung der Klage abſehen kann. 

Die Ausnahme vom Verfolgungszwange im 8 153 StPO. iſt 
von dem Gedanken getragen, daß die ſtrikte Durchführung des 
Legalitätsprinzips eine unnötige Verärgerung aller Beteiligten, in 
vielen Fällen ſogar unnötige, zweckloſe und ſchädliche Beſtrafungen 
zur Folge haben und die Staatskaſſe unnötig belaſten kann. 

$ 153 Abſ. 1 StPO. bezieht ſich auch auf die nach Maßgabe 
des preuß. Geſetzes betr. den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen 
wegen Übertretungen v. 23. April 1883 (GS. 65) i. d. Faſſ. des 
Geſetzes v. 31. Mai 1923 (GS. 271) zu erlaſſenden polizeilichen 
Strafverfügungen, fo daß auch die Polizeiverwaltung zu prüfen hat, 
ob nach Maßgabe des 8153 SEBD. im Einzelfalle von einer 
Strafverfolgung abzuſehen iſt. GV. d. IM. u. M. d. J. v. 29. Mai 
1924 (JMBl. 258). 

Bei allen Übertretungen haben jedoch Staatsanwaltſchaft und 
Polizeibehörde zu prüfen, ob nicht ein öffentliches Intereſſe an der 
Herbeiführung einer gerichtlichen Entſch. beſteht. Ein ſolches wird 
zu bejahen ſein, wenn öffentliche Behörden oder öſfentlich⸗rechtliche 
Verbände ein Intereſſe an der Herbeiführung einer grundſätzlichen 
Entſch. haben. Insbeſ. kann das öftere Vorkommen gleichartiger 
Übertretungen ein öffentliches Intereſſe an der Strafverfolgung be⸗ 
dingen. Auch der Anreiz, den die Übertretung für andere bietet, kann 
hier in die Wagſchale fallen. 

Das Geſeß enthält ſich jeder Auslegungsregel darüber, wann 
die Schuld des Täters als gering anzuſehen ſei. Jedoch wird man 
Bum kei) beipflichten müſſen, daß von geringfügiger Schuld dann 
nicht mehr geredet werden könne, wenn der Verfehlung eine War⸗ 
nung (insbef. ſeitens der zuſtändigen Behörde) vorausgegangen iſt. 
Im übrigen wird bei der Prüfung der Schuldfrage der Bildungs⸗ 
grad, die Einſicht des Täters und eine etwaige Notlage berückſichtigt 
werden müſſen. 

Aber auch die objektive Vorausſetzung des 8 153 StPO. (un⸗ 
bedeutende Folgen der Tat) iſt nur von Fall zu Fall zu entſcheiden. 
Die Strafverfolgungsbehörden werden an einer vorſichtigen Inter⸗ 
eſſenabwägung nicht vorübergehen können und werden insbeſ. die 
Intereſſen des Verletzten nicht außer acht laſſen dürfen. 

Die Berückſichtigung fiskaliſcher Intereſſen, insbeſ. die Er⸗ 
ſtattung der durch das Ermittelungsverfahren verurſachten Koſten 
verlangt das Geſetz nicht, und es wäre ein unbilliger, plutokratiſcher 
und durch nichts gerechtfertigter Geſichtspunkt, wollte man die 
Niederſchlagung des Verfahrens von der Erſtattung der entſtandenen 
Koſten abhängig machen. 

Dagegen kann es zweifelhaft fein, ob im Falle des 8153 Abſ. 3 
SPD. (nach Erhebung der öffentlichen Klage) die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nach ihrer geſchichtlichen Entwicklung und ihrer ganzen Stel⸗ 
lung im Strafprozeß die Erſtattung der entſtandenen Koſten, oder 
die Zahlung einer tragbaren Buße in die Staatskaſſe nicht wenig⸗ 
ſtens anregen muß. Vielleicht iſt der Täter durchaus bereit und in 
der Lage, eine Buße zu zahlen und vielleicht trifft ihn auch ein 
gewiſſes Verſchulden dafür, daß die Vorausſetzungen des 8153 
SPD. erſt nach Erhebung der öffentlichen Klage geprüft werden. 
Jedenfalls hat der Verfaſſer wiederholt die Geneigtheit des Angehl. 
zur Zahlung einer Buße feſtſtellen können. 

Die praktifche Auswirkung des § 153 StPO. iſt vorläufig ſehr 
gering. Selbſt bei einer großen Behörde wie bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft Berlin kommt die Einſtellung aus Billigkeitsgründen nur 
ſelten zur Anwendung, und es erſcheint im Intereſſe einer un⸗ 
geftörten Rechtspflege auch nicht wünſchenswert, daß hierin ein 
Wandel eintritt. Insbeſ. dürfte es bedenklich ſein, Eigentumsdelikte, 
Abtreibungen oder Vergehen gegen ſoziale Geſetze (8 533 RWO.) 
aus dem Geſichtspunkt des 8 153 StPO. einzuſtellen. 

Andererſeits ſind von der Anwendung des 8153 StPO. ge⸗ 
wiſſe wohltätige Wirkungen bei Affekthandlungen (Körperverletzungen, 
Widerſtandsleiſtungen usw.) oder bei geringfügigen Paßvergehen 


1) BD. über Gerichtsverfaſſung und Strafrechtspflege v. 4. Jan. 
1924, Berlin 1924. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


N deutſchſtämmiger Elemente infolge politiſcher Ver⸗ 
olgung) zu erwarten. 

br der Verletzte gegen die Einſtellung des Verfahrens gemäß 
$ 153 StPO. das Recht der Beſchwerde gemäß 8172 SED. hat, 
iſt zweifelhaft ((. Bumke, ©. 74). Man wird ihm dies nur im 
Falle des § 153 Abſ. 1 StPO. zubilligen Können. Jedenfalls ſteht 
ihm nicht der „Antrag auf gerichtliche Entſch.“ zu, da die Straf⸗ 
verfolgung in das Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft geſtellt iſt (Goltd⸗ 
Arch. 57, 413). 

Schon aus dieſem Grunde erſcheint es zweckmäßig, daß ſich 
die Staatsanwaltſchaft vor Einſtellung des Verfahrens die Zuſtim⸗ 
mung des Verletzten ſichert. 

StaatsanwR. Dr. Friedersdorff, Berlin⸗Grunewald. 


Schnellverfahren gem. 8 212 StPO, 


Die im Schnellverfahren vor dem Schöffcd. erfolgten Ab⸗ 
urteilungen mehrerer wegen ſtrafbarer Handlungen während der 
Berliner Maiunruhen Angekl. hat die Aufmerkſamkeit der brei⸗ 
teren Offentlichkeit auf das abgekürzte Verfahren gem. 8 212 SBD, 
gelenkt. Während vor der Emminger ſchen Juſtizreform das 
ſummariſche Verfahren vor dem Einzelrichter nur bei Übertretungen 
und nur dann zuläſſig war, wenn der aus der vorläufigen Feſt⸗ 
nahme Vorgeführte die ihm zur Laſt gelegte Tat eingeſtand und 
wenn die Staatsanwaltſchaft zuſtimmte (8 211 StPO. Aßaſſ.), 
kann jetzt nach § 212 StPO. ſowohl vor dem Amtsrichter wie auch 
vor dem Schoffch. ohne ſchriftlich erhobene Anklage und ohne Entſch. 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung ge⸗ 
ſchritten werden, wenn der Beſchuldigte entweder ſich freiwillig ftelft, 
oder infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gericht vorgeführt 
totrd, oder nur wegen Übertretung verfolgt wird. Der weſentliche 
Inhalt der Anklage iſt in den Fällen der freiwilligen Stellung oder 
der Vorführung in das Sitzungsprotokoll, andernfalls in die Ladung 
des Beſchuldigten aufzunehmen. 

Der Fall der freiwilligen Stellung kommt wohl nur äußerſt 
ſelten vor. Da ſich aus dem Geſetz hierfür keinerlei Einſchränkung 
der Zuläſſigkeit des Schnellverfahrens ergibt und da der Beſchuldigte 
durch die Tatſache der freiwilligen Stellung zum Ausdruck bringt, daß 
er ſich unter Verzicht auf alle Formvorſchriften der ſofortigen Ab⸗ 
urteilung unterwirft, kann gegen den ſich freiwillig Stellenden zur 
Hauptverhandlung wegen jeder, auch wegen der ſchwerſten Straf⸗ 
tat geſchritten werden, ſoweit die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit 
gegeben iſt, und zwar nicht nur vor dem Schöffch., ſondern auch 
vor dem Einzelrichter. In ſolchen Fällen hat das Gericht beſonderen 
Anlaß, ſorgfältigſt nachzuprüfen, welche Beweggründe den ſich wegen 
einer ſchweren Straftat freiwillig zur ſofortigen Aburteilung Stel⸗ 
lenden leiten. 

Verhandlungen vor dem Schnellgericht gegen Beſchuldigte, die 
infolge vorläufiger Feſtnahme vorgeführt werden, ſind nur zuläſſig, 
wenn und folange die vorläufige Feſtnahme noch zu Recht beſteht. 
Wird der Feſtgenommene nicht wieder in Freiheit geſetzt, ſo iſt er 
unverzüglich, ſpäteſtens am folgenden Tage, dem Amtsrichter im 
Gerichtsbezirk der Feſtnahme vorzuführen, der, wenn er ihn nicht 
freiläßt, Haftbefehl erlaſſen muß (8 128 StPO.) Mit Erlaſſung 
des richterlichen Haftbefehls endet die vorlaufige Feſtnahme. Aller⸗ 
dings kann nach 8 212 SPD. das Schnellverfahren gegen den⸗ 
jenigen angewendet werden, der nicht auf Grund, ſondern in⸗ 
folge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gericht vorgeführt wird. 
Der richterliche Haftbefehl iſt aber nur zeitlich, nicht urſächlich die 
Folge der vorläufigen Feſtnahme, der Haftbefehl beruht vielmehr 
auf der richterlichen Prüfung der Frage, ob einer der Haftgründe 
des $ 112 StPO. vorliegt. Sobald die vorläufige Feſtnahme durch 
die Unterſuchungshaft abgelöſt wird, iſt daher keine Vorführung in⸗ 
folge der vorläufigen Feſtnahme mehr möglich. Damit entfällt auch 
die Zuläſſigkeit einer Hauptverhandlung gem. $ 212 StPO. gegen 
Beſchuldigte, die ſich in Unterſuchungshaft befinden. Durch Aufhebung 
der Unterſuchungshaft bei Beginn der Hauptverhandlung und Anord⸗ 
nung ſofortiger neuerlicher vorläufiger Feſtnahme kann die durch Er⸗ 
laſſung des Haftbefehls weggefallene Moglichkeit der Aburteilung 
im Schnellverfahren nicht wiedergeſchaffen werden, einem derartigen 
Verſuch, in kraudem legis zu handeln, müßte der Erfolg verſagt 
bleiben. Ein Schnellverfahren gegen einen Unterſuchungsgefangenen 
iſt auch mit deſſen Einwilligung nicht zuläſſig, denn eine an ſich 
unzuläſſige Verfahrensart kann nicht durch Zuſtimmung aller Be⸗ 
teiligten zuläſſig werden. Auf Vorſchriften der StßO. kann nur 
verzichtet werden, wenn es im Geſetz beſonders vorgeſehen iſt (z. B. 
Verzicht auf die Ladungsfriſt § 220 SPD.) Alle übrigen Ver⸗ 
fahrensnormen ſind zwingend und unabdingbar. 

Für alle Fälle, in denen in 1. Inſtanz das RG. oder das OLG. 
zuſtändig, oder in denen die Zuſtändigkeit des SchwG. gegeben iſt 
(88 80, 120, 121, 133, 134 GG.), ſcheidet das Schnellverfahren 
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ſchon deshalb aus, weil für ſie die Vorunterſuchung zwingend gegeben 
it (8178 StPO). 

Eines der wichtigſten Rechte des Beſchuldigten beſteht darin, 
daß er (und ſein geſetzlicher Vertreter) in jeder Lage des Verfahrens 
einen Verteidiger verlangen kann (8 137 StPD.). Dieſes Recht 
ſteht dem Beſchuldigten mangels einer aus dem Geſetz ſich ergebenden 
Ausnahmebeſtimmung auch im Schnellverfahren zu. Ebenſo kann 
der Beſchuldigte oder ſein geſetzlicher Vertreter bei jeder Straftat, 
die nicht nur wegen Rückfalls ein Verbrechen iſt (81 Abf. 1 
RSLGB.), alſo bei allen mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit 
Feſtungshaft von mehr als fünf Jahren bedrohten Handlungen mit 
Ausnahme von Diebſtahl, Hehlerei und Betrug im Rückfalle (88 244, 
261, 264 NS:GB.) verlangen, daß ihm ein Verteidiger von Amts 
wegen geſtellt wird (8 140 StPO.). Dieſes Recht hat der Beſchul⸗ 
digte auch im Schnellverfahren. Zur Erklärung über die Auklage⸗ 
ſchrift gem. 8 201 StPO. wird er hier zwar nicht aufgefordert, ein 
Eröffnungspejchluß wird ihm nicht zugeſtellt; damit fällt aber nur die 
dreitägige Friſt weg, innerhalb deren der Beſchuldigte im ordent⸗ 
lichen Verfahren den Antrag auf Beſtellung eines Verteidigers 
ſtellen muß, nicht aber der Anſpruch auf Beſtellung eines Offizial⸗ 
verteidigers überhaupt, der im Schnellverfahren ſpäteſtens nach dem 
zwecks Aufnahme in das Sitzungsprotokoll vorgeſchriebenen Vor⸗ 
trag des weſentlichen Inhalts der Anklage durch den Staatsanwalt 
geltend gemacht werden muß. Dem Verteidiger iſt ſchriftlicher und 
mündlicher Verkehr mit dem Beſchuldigten zu geſtatten (8 148 
StPO.). Iſt der Verteidiger nach Rückſprache mit dem Beſchuldigten 
bei gewiſſenhafter Abwägung einerſeits der Eilbedürftigkeit, an⸗ 
dererſeits der Umſtände des Falles nicht in der Lage, bei der 
Verteidigung die ihm anvertrauten Intereſſen des Angekl. pflicht⸗ 
gemäß zu wahren, ſo kann ihm nicht zugemutet werden, in der 
Hauptverhandlung vor dem Schnellgericht als Verteidiger aufzu⸗ 
treten. Da die Beſtellung eines anderen Verteidigers (8 145 StPO.) 
in einem ſolchen Falle meiſt nicht rechtzeitig vor der Hauptverhand⸗ 
lung im Schnellverfahren möglich ſein wird, und da überdies der 
weitere beſtellte Verteidiger, der auch ſeinerſeits die Möglichkeit 
der ordnungsmäßigen Führung der Verteidigung prüfen muß, in 
der Regel zu dem gleichen Ergebnis kommen wird, wie der zuerſt 
beſtellte Verteidiger, ſo wird die Aburteilung von Verbrechen (mit 
Ausnahme von Rückfallsdelikten, die ſich für das Schnellverfahren 
aber ſchon deshalb nicht eignen, weil die Rückfallsakten wohl nur 
ſelten binnen 24 Stunden beſchafft werden können) im Schnell⸗ 
verfahren vielfach ſchon daran ſcheitern, daß der Anſpruch des Be 
ſchuldigten auf Stellung eines Offizialverteidigers nicht erfüllt 
werden kann. 9 

Was für die nach § 140 Abſ. 3 StPO. notwendige Verteidi⸗ 
gung bei Verbrechen ausgeführt iſt, gilt bei Straftaten aller Art, 
alſo auch bei Vergehen und Übertretungen (§ 1 Abſ. 2, 3 RStGB.), 
wenn der Beſchuldigte taub oder ſtumm iſt; denn in ſolchen Fällen 
a die Verteidigung unter allen Umftänden notwendig (8 140 Abf. 2 

tPO.). 
h En ein vorläufig Feſtgenommener im Schnellverfahren nicht 
in einer ordentlichen ($ 45 GG.), ſondern in einer außerordent⸗ 
lichen Sitzung des Schöff®. abgeurteilt werden, jo iſt es zu be 
achten, daß ein Schöffch. für außerordentliche Sitzungen vor dem 
Sitzungstage, alſo ſpäteſtens am Tage vor der Hauptverhandlung, 
durch Ausloſung der einzuberufenden Schöffen aus der Zahl der am 
Sitz des Gerichts wohnenden Hilfsſchöffen gebildet werden muß 
(8 48 GVG.). Da die Bildung eines außerordentlichen SchöffG. zur 
Durchführung von Schnellverfahren wohl nur in Frage kommt, wenn 
infolge von Unruhen die für die Aburteilung im Schnellverfahren 
geeignet erſcheinenden Fälle derart zahlreich ſind, daß ſie in einer 
ordentlichen Schöffengerichtsſitzung in abſehbarer Zeit nicht be⸗ 
wältigt werden können, ſo iſt ein Schnellverfahren vor dem außer⸗ 
ordentlichen SchöffGG. aus tatſächlichen Gründen nur denkbar, wenn 
die Unruhen mehrere Tage andauern. Denn am Tage des Be⸗ 
ginns der Unruhen iſt noch gar nicht abzuſehen, ob vorläufige Feſt⸗ 
nahmen erfolgen, die zur Aburteilung vor dem Schnellgericht 
führen ſollen und können; da die vorläufige Feſtnahme aber ſpä⸗ 
eltenz. am folgenden Tage durch Freilaſſung oder Erlaß eines 
gahterlichen Haftbefehls ihr Ende finden muß (8 128 StPO.), jo 
8 am erſten Tage der Unruhen Feſtgenommene nur bei Über- 
hörenden im Schnellverfahren abgeurteilt werden, und dieſe ge⸗ 
ft ne nicht zur Auftändigkeit des Shöff®. Der Fall, daß jemand 
ober wegen eines anläßlich von Unruhen begangenen Verbrechens 
ſtellt Vergehens freiwillig dem Schnellverfahren vor dem SchöffG. 
ſbellt, braucht als rein theoretiſch nicht berückſichtigt zu werden. 
en ürde ein vorläufig Feſtgenommener im Schnellverfahren vor 
die Vorſtrordentlichen Schöff®. abgeucteilt, bei deſſen Bildung 
lä darſchriften des 8 48 GVG. nicht beachtet worden find, jo 
ee 105 Verſtoß gegen den in § 16 GVG. feſtgelegten, in 
1 RVerf feierlich beſtätigten Rechtsgrundſatz, daß niemand 
ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden darf. Ein unter Ver⸗ 
letzung des § 48 Geh. gebildetes außerordentliches Schöff®. wäre 
ein verfaſſungswidriges Ausnahmegericht. 
RA. Dr. Fritz Löwenthal, Berlin. 
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Die Mirkungen des vom Privatkläger (oder Neben 
Kläger) eingelegten Rechtsmittels. 


8 390 Abſ. 1 Satz 1 SPD. beſagt, daß dem Privatkläger die 
Rechtsmittel zuſtehen, die die StA. im Verfahren auf erhobene 
öffentliche Klage ergreifen kann; nach Satz 3 dieſer Vorſchrift fin⸗ 
det § 301 a. a. O. Anwendung, ſo daß jedes vom Privatkläger 
eingelegte Rechtsmittel die Wirkung hat, daß die angefochtene 
Entſch. auch zugunſten des Angekl. abgeändert oder aufgehoben 
werden kann. Weiterhin iſt nun zu fragen, ob der Privatkläger 
— und der ihm nach 8 397 gleichgeſtellte Nebenkläger (vgl. auch 
8426 a. a. O.) — die Befugnis auf Grund der Vorſchrift des 
8 296 Abf. 2 SPD. hat, nach der die StA. auch zugunſten des 
Beſchuldigten Rechtsmittel ergreifen kann. Dieſe Frage iſt in Rſpr. 
und Schrifttum ſehr umſtritten. 

Ein Rechtsmittel des Privatklägers zugunſten des Angehl. 
verneinen: KG.: 863.39, CI und Menzel, Privatklage, 
1880, S. 105; v. Kries, Rechtsmittel, 1880, S. 47 und Lehrb. 
1892, S. 208, 637; (Ben. Beling, Lehrb., 1900, S. 631, 635 
und Reichsſtrafprozeßrecht, 1928, S. 453; Binding, Grundr. 
d. Strafprozeſſes , S. 250; v. Lilienthal, Strafprozeßrecht, 
1923, S. 22; Graf Dohna, Strafprozeßrecht?, 1925, S. 214, 
Schwarz, SPD. 1928, § 390 Note 1; (Löwe⸗) Roſen⸗ 
berg, Komm. 1s, 1929, § 390 Bem. 2 a u. a. 

Dagegen erkennen dem Privatkläger ein Rechtsmittel zu⸗ 
gunſten des Angekl. zu: RGSSt. 22, 400; OLG. Karlsruhe: 
BadRpr. 1905 (90), 91 und v. Schwarze, Erört. prakt. wicht. 
Materien I, 1881, S. 65; Keller, StpoO.2, 1882, S. 563; Steng⸗ 
lein, Romm., 1898, 8 430 Bem. 3; Kade, Privatkl., 1900, 
S. 27; Cönders: GerS. (1915), 83, 321; Dalcke, Samml. 21, 
Des 390 Note 14, ſowie Kohlrauſch, StPD.2!, 1928, § 390 
Note 2. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes zunächſt gibt keinen 
ſicheren Anhalt dafür, was der Geſetzgeber beabſichtigt hat. Der 
in der Kommiſſion des RT. (1. Beratung) eingebrachte Antrag 
auf Einfügung der Beſtimmung: „Zugunſten des Angekl. kann der 
Privatkläger ein Rechtsmittel nicht anwenden; auch iſt das Rechts⸗ 
mittel desſelben von der im § 289 — jetzt § 301 — beſtimmten 
Wirkung nicht begleitet“, wurde — als nicht erheblich — abgelehnt 
(Prot. S. 664, Hahn, Materialien ?, 1090). Bei der zweiten Be⸗ 
ratung der Kommiſſion iſt dann dem Paragraphen immerhin der 
Zuſatz über die Anwendung des 8 301 (343) StPO. gegeben, 
aber nichts über ein Rechtsmittel des Privatklägers zugunſten 
des Angekl. geſagt worden (Hahn, Mat.?, 1443). Aus dieſen 
Vorgängen iſt demnach nicht zu entnehmen, daß dem Privatkläger 
etwa die Befugnis zugunſten des Angekl. von einem Rechtsmittel 
Gebrauch zu machen, abgeſprochen werden ſollte (jo RGSSt. 22, 40 
und KJ. 39, C9); andererſeits erhellt nicht, daß man die Be⸗ 
fugnis dem Priratkläger zuerkennen wollte. 

Hierbei ſei erwähnt, daß die neuen Entwürfe einer SPD. 
das Rechtsmittel zugunſten des Angekl. dem Privatkläger aus⸗ 
drücklich gewähren (vgl. Entw. I u. II § 395 u. Entw. III (1919) 
§ 381 Abf. 1). 

Die Vertreter der ein ſolches Rechtsmittel verneinenden An⸗ 
ſicht geben im weſentlichen folgende Gründe an: 

Daraus, daß ein vom Privatkläger eingelegtes Rechtsmittel 
auch eine für den Angekl. günſtige Wirkung haben kann (88 390 
Abſ. 1 Satz 3, 301), folge noch nicht, daß er auch das Rechts⸗ 
mittel ſelbſt zu dieſem Zweck einlegen könne. Der Sinn jener Be⸗ 
ſtimmung ſei lediglich der, daß das vom Privatkläger ergriffene 
Rechtsmittel auch eine von ihm nicht beabſichtigte Wirkung, nam⸗ 
lich zugunſten des Angekl., haben könne; die Beſtimmung über 
die Wirkung des Rechtsmittels habe daher nur für das Gericht 
Bedeutung (jo KJ. 39, C11 und Menzel a. a. O. S. 105). 
Sodann wird vielfach die in der RTKomm. gelegentlich des An⸗ 
trages von Schwarze⸗Struckmann abgegebene Begründung 
herangezogen, nämlich daß die Stellung des Privatklägers von 
der ſog. Amtsſtellung der StA. weſentlich verſchieden ſei. Dieſe ſei 
nur deshalb für berechtigt erklärt worden, auch zugunſten des 
Beſchuldigten Rechtsmittel zu ergreifen, weil ſie nicht wie der 
Privat⸗ oder Nebenkläger lediglich Partei ſei, ſondern gleichzeitig 
das öffentliche Intereſſe wahrzunehmen und deshalb gegebenen⸗ 
falls insbeſ. auf Freiſprechung des Angekl. anzutragen habe; zu 
einer Gleichſtellung des Privatklägers mit dem öffentlichen An⸗ 
kläger hinſichtlich der Einlegung von Rechtsmitteln hätte es einer 
beſonderen Vorſchrift bedurft (fo namentlich KJ. 39, C 11; 
Graf Dohna, Strafprozeßrecht 214 und [Löwe⸗] Roſen⸗ 
berg a. a. O. Bem. 2 zu 8 390). Auch berufen ſich einige Ver⸗ 
treter der Anſicht, nach der der Privatkläger ein ſolches Rechts⸗ 
mittel nicht ergreifen kann, darauf, daß das Geſetz dem Privat⸗ 
kläger den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens nur zu⸗ 
ungunſten des Angekl. gewähre (88 390 Abſ. 1 Satz 2, 362), und 
daß ſeine Befugniſſe hierbei keine anderen ſein könnten als bei 
den jog. ordentlichen Rechtsmitteln (fo v. Kries, Lehrb., ©. 208 
und Graf Dohna a. a. O. S. 214). Schließlich erklärt noch 
das KG. (a. a. O. C 12), daß der Privatkläger, falls er die 
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Strafloſigkeit des Angekl. herbeizuführen wünſche, die Möglich⸗ 
1210 habe, durch Rücknahme der Privatklage dieſes Ziel zu er⸗ 
reichen. 

Gegen dieſe Anſicht kann man folgendes geltend machen: 

Die Bemerkung des KG., daß der Privatleläger fein Ziel 
durch Rücknahme der Klage regelmäßig werde erreichen können, 
trifft nur ſehr bedingt zu, weil die Privatklage nach 8 391 
Std. nur bis zur Verkündung des Urteils zweiter Inſtanz 
zurückgenommen werden kann und damit für die Nevänit. jeg⸗ 
licher Verfügung der Parteien entzogen iſt. Zudem handelt es ſich 
im Falle von KGJ. 39, 09 — (ebenſo wie in RGSt. 22, 400) — 
nicht, wie es nach jener Bemerkung des KG. den Anſchein haben 
könnte, um die Prüfung der Rechtsfrage, ob Berufung zugunſten 
des Angekl. zuläſſig vom Nebenkläger eingelegt werden konnte, 
ſondern um eine vom Nebenkläger zugunſten des Angekl. er⸗ 
griffene Reviſion. Schließlich iſt der im Schrifttum gelegent⸗ 
lich gemachte Hinweis darauf, daß der Privatkläger nur zu⸗ 
ungunſten des Angekl. die Wiederaufnahme des Verfahrens be⸗ 
treiben könne, und daß dies auch für die (ordentliche) Rechts⸗ 
mittel gelten müſſe, deshalb nicht überzeugend, weil die Rechts⸗ 
mittel im dritten Buch der StPO. einheitlich geregelt find, wo⸗ 
gegen der Rechtsbehelf der Wiederaufnahme eines durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil geſchloſſenen Verfahrens ſeine geſonderte Regelung 
gefunden hat. 

Die Vertreter der Anſicht, nach der der Privatkläger auch 
ein Rechtsmittel zugunſten des Angekl. einlegen kann, erklären 
folgendes: Das Geſetz enthalte kein Verbot für den Privat» 
kläger, ein ſolches Rechtsmittel zu ergreifen — wie es z. B. der 
Art. 33 der früher geltenden ſächſ. Prozeßordnung aufwies (vgl. 
v. Schwarze, Erört., S. 65 Anm. 2) —, und da das Rechts⸗ 
mittel des Privatklägers die Wirkung bereits habe, daß die an⸗ 
gefochtene Entſch. auch zugunſten des Angehl. geändert werden 
kann, fo ſei nicht einzuſehen, weshalb es nicht auch zugunſten des 
Angekl. ſelbſt eingelegt werden könne, fo insbeſ. RGSt. 22, 402; 
das RG. gibt ſogar den Wortlaut des § 390 Abſ. 1 Satz 1 
SPD. in der Weiſe wieder, daß es jagt, dem Privatkläger 
ſtänden dieſelben Rechtsmittel zu, wie in dem Verfahren 
auf erhobene öffentliche Klage dem StA. a. a. O. S. 402, 403. 
Die Amtsſtellung des StA. bedeute kein Hindernis für die An⸗ 
wendung des § 296 Abſ. 1 SPD. auf den Privatkläger. 

Dieſe Auslegung des $ 390, die das Schweigen des Geſetzes 
über ein ſolches Rechtsmittel alſo für entſcheidend hält, hat 
manches für ſich; doch ſind die Ausführungen nicht ſo durch⸗ 
greifend, daß damit die Streitfrage ſchon i. S. der Bejahung 
eines ſolchen Rechtsmittels für den Privatkläger erledigt iſt. Man 
muß m. E. noch folgendes berückſichtigen: Hinſichtlich der meiſten 
im Wege der Privatklage zu verfolgenden Vergehen geht der 
Geſetzgeber davon aus, daß dieſe tunlichſt ohne Strafurteil ihre 
Erledigung finden ſollen. Dieſes Beſtreben ergibt ſich einmal aus 
den Beſtimmungen über den Strafantrag als Prozeßvorausſetzung 
der im Privatklageverfahren zu verfolgenden ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen (§8 61 ff., 199, 233 StGB. insbeſ., ſowie aus den Vor⸗ 
ſchriften der StßO. 88 380 [Sühneerfordernis], 388 [Widerklage⸗ 
befugnis], 391 und 392 [Rücknahme], 393 [Einftellung beim 
Tode des Privatklägers]). Ausdrücklich iſt es bereits in den Mot. 
der StPO. erklärt worden (Mot. S. 233) und geht auch aus der 
ſpäteren Geſetzgebung, insbeſ. aus dem Geſetz v. 11. März 1921 
Art. III Nr. 6 (RGBl. 231) — aufrechterhalten in der gemäß der 
VO. v. 4. Jan. 1924 erfolgten Bek. v. 22. März 1924 (RGBl. I, 
322) —, das die Privatklagevergehen noch erheblich vermehrt 
hat, hervor. Bei der Auslegung der privatklagerechtlichen Normen 
muß — wie ich in „Grenzen der Rücknahme einer Privatklage“ 
anderweitig demnächſt darlegen werde — der Wille des Geſetz⸗ 
gebers Berückſichtigung finden, daß Beſtrafungen in Sachen, die 
ſich irgendwie ſonſt aus der Welt ſchaffen laſſen, tunlichſt be⸗ 
ſchränkt werden. Hierbei ſei auch darauf aufmerkſam gemacht, 
wie zahlreich Meineidsanzeigen, auch weitere Privatklagen, jähr⸗ 
lich auf Grund von Verurteilungen in Privatklageſachen neu her⸗ 
vorgerufen werden. N 

Überdies ſei noch darauf hingewieſen, daß die StPO. ſeit 
ihrem Inkrafttreten bezüglich Strafverfolgung, Rechtsmittel u. dgl. 
eine Wandlung durchgemacht hat. Die von (Löwe⸗) Roſen⸗ 
berg a. a. O. Bem. 2a erfolgte Bezugnahme auf die Außerungen 
des Abg. Lasker in der Reichsjuſtizkommiſſion (Hahn, Mat. 2, 
1487), wonach Rechtsmittel in den kleineren Sachen — damaligen 
Schöffengerichtsſachen — tunlichſt einzuſchränken ſind, iſt heute 
nicht mehr zeitgemäß, da die SPD. durchweg den dreifachen 
Inſtanzenzug für Vergehensſachen vorſieht (vgl. auch das den 
§ 390 berührende Gef. v. 22. Dez. 1925 [RGBl. I, 475]) und 
andererſeits im § 153 StPO. eine Durchbrechung des Legalitäts⸗ 
prinzips für die Anklagebehörde ſeit der VO. v. 4. Jan. 1924 
Rechtens iſt. 

Es mag noch kurz erläutert werden, inwiefern für den 
Privatkläger vielfach ein Bedürfnis beſtehen wird, ein Rechts⸗ 
mittel zugunſten des Angekl. gerade zu ergreifen. So vor allem, 
wenn der Privatkläger von dem Angekl. oder einer dieſem nahe⸗ 


ſtehenden Perſon durch ſelbſtändige Privatklage verfolgt wird (wie 
im Falle von § 374 Abſ. 3 a. a. O.), und er mit feiner eigenen 
Verurteilung in dem anderen Verfahren rechnen muß. Daß in 
einem ſolchen Falle beiſpielsweiſe eine Reviſion des Privatklägers 
zugunſten des Angekl. zwecks Zurückverweiſung des von ihm an⸗ 
hängig gemachten Verfahrens in die zweite Inſtanz angebracht iſt, 
da ſich dann die Möglichkeit für einen Vergleich auf Rücknahme 
beider Privatklagen ergibt, kann ernſtlich nicht beſtritten werden. 
Aber auch ſonſt muß der Privat- oder Nebenkläger die Möglich⸗ 
keit haben, eine geringere Beſtrafung oder gar eine Freiſprechung 
des Angekl. zu erreichen; z. B. bei politiſchen Prozeſſen, bei denen 
nach Verkündung des Berufungsurteils plötzlich eine Anderung der 
Lage eintritt. Es kann inſofern die Bemerkung des KG. (a. a. O. 
S. 10) nicht anerkannt werden, wonach die StA. lediglich das öffent⸗ 
liche Intereſſe vertrete, dagegen Privat- oder Nebenkläger nur ein 
Eigenintereſſe habe. 

Unter Berückſichtigung der Faſſung des § 390 SPD. und des 
Umſtandes, daß der Geſetzgeber beſtrebt iſt, die Verurteilungen in 
den minder bedeutenden Sachen, insbeſ. in Privatklageſachen, zu 
erſchweren, muß man dazu kommen, ein Rechtsmittel des Privat⸗ 
klägers zugunſten des Angekl. zu bejahen. Wenn die neuen Ent⸗ 
würfe einer StPO. ein ſolches Rechtsmittel für den Privatkläger 
ausdrücklich normieren, ſo doch nur deswegen, weil bislang Streit 
darüber herrſcht (vgl. § 395 der Entwürfe I, II und III [1919], 
$ 381 Abſ. 1 insbeſ.). 

RA. Dr. Heinz Bergmann, Berlin. 


Einzelheiten zum Bufanfprud. 


Das geltende Strafrecht kennt für den Verletzten bei der Be⸗ 
leidigung und bei der Körperverletzung die Möglichkeit, einen An⸗ 
ſpruch auf Zuerkennung einer Buße im Strafprozeß zu erheben. 
Der Entwurf eines Allg D StGB. hat dieſe Regelung nicht über⸗ 
nommen, ſo daß auch die das Bußverfahren regelnden Vorſchriften 
der StPO. in der geltenden Faſſung in Wegfall kommen. Neue Be⸗ 
ſtimmungen, welche die Durchführung vermögensrechtlicher Anſprüche 
im Strafverfahren regeln, ſind im Einſch. z. Allg DStchB. und zum 
Strafvollzugsgeſetz“ enthalten. Ein kurzer Hinweis auf ihren In⸗ 
halt bleibt dem Schluß dieſer Ausführungen vorbehalten. Welcher 
Art auch die Anderung ſein wird, welche die neue Geſetzgebung 
an dieſer Stelle vornehmen wird, jedenfalls werden die zur Zeit 
für die Regelung des Bußverfahrens von der Literatur und Praxis 
herausgebildeten Rechtsanſchauungen auch für ein künftiges Ver⸗ 
fahren Bedeutung behalten, ſo daß es ſich verlohnt, auf einige be⸗ 
ſondere Fragen aus dieſem Rechtsgebiet hinzuweiſen. 

Nach 88 188, 231 StGB. ſchließt „eine erkannte Buße die Gel⸗ 
tendmachung eines weiteren Entſchädigungsanſpruchs“ aus. Im 
Gegenſatz zu $ 188 StGB. iſt in allen Fällen der Körperverletzung 
unbeſchraͤnkt auf Verlangen des Verletzten neben der Strafe auf 
eine an ihn zu erlegende Buße zu erkennen ($ 231 StGB.), wäh⸗ 
rend in den Füllen der Beleidigung eine ſolche Möglichkeit nur ge⸗ 
geben iſt, wenn die Beleidigung „nachteilige Folgen für die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe, den Erwerb oder das Fortkommen des Be⸗ 
leidigten mit ſich bringt“. 

Für die richtige Bewertung der Geltendmachung von Buß⸗ 
anſprüchen im Strafprozeß iſt es nicht ohne Bedeutung zu wiſſen, 
daß zur Einführung der Buße das Beſtreben beigetragen hat, die 
Zahl der Zivilprozeſſe zu verringern und dem Verletzten auf kür⸗ 
zerem Wege, als es gewöhnlich im Zivilprozeß möglich iſt, zu 
einem vollſtreckbaren Titel zu verhelfen. Es ſollte die Möglichkeit 
geſchaffen werden, daß derjenige Richter, der bei Beurteilung des 
öffentlich- rechtlichen Strafanſpruchs den Tatbeſtand zu ermitteln 
und feſtzuſtellen hat, zugleich über den durch denſelben Sach⸗ 
verhalt bedingten zivilrechtlichen Entſchädigungsanſpruch entſcheiden 
kann, um zu verhindern, daß die gleiche Verhandlung ſich noch vor 
dem Zivilgericht wiederholt. Br 

Die Buße ift kein Strafmittel, ſondern ſie ift nur 
dazu beſtimmt, zur Ausgleichung des dem Verletzten erwachſenden 
Schadens zu dienen. Sie ijt ein Entſchädigungsanſpruch zivilrecht⸗ 
licher Art, nur mit der Beſonderheit, daß er im Wege des Straf⸗ 
prozeſſes geltend gemacht wird. Als zivilrechtlicher Anſpruch unter⸗ 
liegt fie der Dispoſitionsbefugnis des Verletzten, 
insbeſ. dem Verzicht, wenn auch ein vermögensrechtlicher Verzicht 
nicht die Möglichkeit ausſchließt, in weitergehendem Maße vor dem 
Strafrichter Anſprüche zu erheben (RGSt. 31, 334). Der Buß⸗ 
anſpruch iſt höchſtperſönlich, nicht abtretbar und geht nicht auf 
den Erben über. Nach Rechtskraft iſt der Bußanſpruch dagegen ver⸗ 
erblich (Schwartz, 1914, S. 509 f.). Die enge Verbindung zwi⸗ 
ſchen Strafe und Buße begründet die Annahme, daß die Vorſchrift 
über den Ausſchluß einer weiteren Geltendmachung 
von Anſprüchen nur den Sinn haben ſoll, dafg dann, wenn eine 
Perſon zu Strafe oder Buße verurteilt iſt, gegen dieſe ein wei⸗ 
terer Entſchädigungsanſpruch nicht mehr geltend gemacht werden 
kann. Gegen den Freigeſprochenen kann im Zivilprozeß ein Ent⸗ 
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ſchädigungsanſpruch geltend gemacht werden, ebenſo wie gegen die⸗ 
jenigen, gegen welche überhaupt keine Anklage erhoben iſt. Das 
ſtrafrechtliche Urteil, ſoweit es eine Buße zuſpricht, kann nur unter 
den Parteien Wirkung haben (RGZ. 79, 148). 

Wie bei mehreren Tätern es dem Gericht freiſteht, nur einige 
zur Zahlung einer Buße zu verurteilen, ſo kann auch der Verletzte 
ſeinerſeits den Bußanſpruch auf einzelne beſchränken. 

Wenn ein Anſpruch auf Buße geltend gemacht iſt, hat das Ge⸗ 
richt über den Antrag zu entſcheiden, ſoweit kein Hinder⸗ 
nis enlgegenſteht, welches nach dem Zweck und den Grund⸗ 
ſätzen des Geſetzes als ſolches gelten kann. Jedenfalls kann die 
Unſicherheit der Feſtſetzung nicht als ein ſolches Hindernis gelten 
(Ach St. 17, 190). Wenn aber z. B. das durch das Beweisergebnis 
feſtgeſtellte Verhältnis keine Grundlage für die Zubilligung einer 
Buße ergibt, kann das Gericht, ohne den Antrag abzuweiſen, ſich 
einer Entſch. enthalten (RGSt. 30, 367). Eine im SächſArch. 
1913, 258 abgedruckte Entſch. hält es dann, wenn die Sache, ſoweit 
Strafe in Frage kommt, ſpruchreif iſt und die Erörterung des 
Bußanſpruches eine weitere Beweisaufnahme nötig machen würde, 
lür angezeigt, daß die Bußanſprüche an das Zivilgericht verwieſen 
werden. Unter Umſtänden kann eine ſolche Abtrennung erforderlich 
ſein, nämlich dann, wenn einer Verzögerung des Strafverfahrens 
vorgebeugt werden muß. 

Da durch die Geltendmachung im Strafprozeß die ſpätere Gel⸗ 
tendmachung im Zivilprozeß ausgeſchloſſen wird, müſſen die über 
einen Bußanſpruch entſcheidenden Strafgerichte der Frage der bil⸗ 
ligen Bemeſſung der Buße beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken. 
Es ſteht im Ermeſſen des Gerichts, die Höhe der Buße feſtzu⸗ 
ſetzen. Der dem Verletzten erwachſene Schaden iſt abzuſchätzen nicht 
nur in vermögensrechtlicher Beziehung, ſondern auch nach anderen 
Richtungen, da die Buße auch Erſatz ſchaffen ſoll für den durch 
die Körperverletzung verurſachten körperlichen und pfychiſchen Scha⸗ 
den, für Störung des Wohlbefindens, erlittene Schmerzen und für 
Verluſt oder Beeinträchtigung der Fähigkeit zur Ausübung körper- 
licher und geiſtiger Funktionen und die durch ſie veranlaßten Ent⸗ 
behrungen (RGSSt. 15, 352). Der Verletzte ſoll entſchadigt werden, 
jo daß nicht in erſter Linie die Verhältniſſe des Angekl. und die 
Schwere der von ihm begangenen Tat, ſondern die Verhältniſſe des 
Verletzten zu berückſichtigen find (RGSt. 15, 353; 24, 398). In 
den Grenzen ſeines freien Ermeſſens kann das Gericht auch zivil⸗ 
rechtliche Grundſatze berückſichtigen (NGSt. 31, 334), während an⸗ 
dererſeits bezüglich des Nachweiſes des Kauſalzuſammenhanges und 
der Höhe des Schadens die freie Beweiswürdigung des Strafpro⸗ 
zeſſes maßgebend fein ſoll (RGSt. 7, 12). Da die Buße zugleich 
die Funktion des Schmerzensgeldes übernommen hat, entſpricht 
es nicht dem Geſetz, wenn ein Bußanſpruch abgewieſen wird, weil 
der Eintritt eines Vermögensſchadens nicht erſichtlich ſei. Das 
Gericht iſt nicht gehindert in Rückſicht zu ziehen, daß dem Ver⸗ 
letzten eine Mitſchuld an dem Unfall zur Laſt fällt, fo daß die in 
§ 254 BGB. aufgeſtellten Grundſätze, nach welchen der Umfang des 
zu leiſtenden Schadenserſatzes davon abhängt, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder anderen Teil verurſacht iſt, Be⸗ 
achtung verdienen. Zu den für den Verletzten erwachſenen nach⸗ 
teiligen Folgen können auch zu erwartende nachteilige Folgen ge⸗ 
zähll werden (a. M. 23.1915, 291). Einer zuverlaſſigen und ge⸗ 
nauen Ermittlung des Schadens bedarf es nicht, vielmehr hat das 
Gericht in Anlehnung an 8 287 3PO. nach freiem Ermeſſen zu 
entſcheiden, da andernfalls der Strafrichter in allen verwickelten 
Fällen, in denen nur durch freie Schätzung die zur Erörterung 
ſtehenden Fragen entſchieden werden könnten, den Antrag zurück⸗ 
weiſen müßte. Hieraus ergibt ſich auch, daß der Strafrichter durch 
die Beſtimmungen der StPO. über Beweisaufnahme und Ablehnung 
von Beweisanträgen nicht gebunden iſt (RGSt. 44, 294, 299). 

Der Verletzte hat den von ihm geſtellten Bußantrag zu 
ſubſtantiieren; mehr als er ſelbſt als feinen Schaden be- 
nannt, kann er nicht erhalten. Deshalb kann, wenn mehrere Buß⸗ 
pflichtige da ſind, keine Zuſammenrechnung der Anſprüche ein⸗ 
treten; wenn ein Bußpflichtiger bezahlt, werden die anderen frei. 
Tem Verletzten kann die Einrede der Zahlung und der Deckung 
s Schadens auf anderem Wege entgegengehalten werden. Was der 
Verletzte z. B. von der Verſicherung erhalten hat, iſt in Anſatz zu 
‚ungen (RGSSt. 9, 223; 31, 334). Immerhin wird der Buß⸗ 
hin druch durch die Belt. der RBO. (88 1042, 898) nicht ſchlecht⸗ 
215 dusgeſchloſſen, da, wie bereits bemerkt, die Buße nicht allein 
gleich nsgleichung vermögensrechtlicher Nachteile dient. Ein Ver⸗ 
i ber Parteien über den Bußanſpruch ift durch die Abhängig⸗ 
ter Bußbeſtimmung von der richterlichen Entſch. ausgeſchloſſen 
Deter im Rechtsgang 3, 382). 

2 Tilgungsumſtände von dem Bußverpflichteten geltend ge⸗ 
dane werden können und vom Gericht berückſichtigt werden müſſen 
5 d, Nebenklage, 1900, S. 184), hat das Gericht von 
an wegen zu berückſichtigen, ob der Geltendmachung des Buß⸗ 
anſpruchs die Einrede der Verjährung entgegenſteht (RGSt. 44, 297). 

Da die Buße als Eutſchadigung an den Verletzten 
zu zahlen iſt, ſo hat eine die Strafe betreffende Begnadigung auf 
die Buße keinen Einfluß. Die Buße kann jedoch auch von jedem 


Dritten mit befreiender Wirkung bezahlt werden. Eine Voll⸗ 
ſtreckung in den Nachlaß des Verpflichteten iſt zuläſſig, wenn das 
Urteil noch bei ſeinen Lebzeiten rechtskräftig geworden iſt. Anders 
als die Strafe kann die Buße im Konkurs geltend gemacht werden 
(88 61 Nr. 6, 63 Nr. 3 KO.; Schwartz, StGB., 1914, S. 509, 
447). Stirbt der Verletzte vor oder während des Prozeſſes, jo kann 
auf Buße nicht erkannt werden, auch wenn an Stelle des Verletzten 
ein geſetzlicher Vertreter, z. B. der Vater des verletzten Kindes, in 
dem Prozeß aufgetreten fein ſollte (RGSt. 29, 140). 

Ohne auf prozeſſuale Fragen des näheren einzugehen, mag 
nur darauf hingewieſen werden, daß nur der Nebenkl. nicht auch 
die Staatsanwaltſchaft, gegen ein Urteil ein Rechtsmittel ein⸗ 
legen kann, ſoweit es den Anſpruch auf Buße zurückweiſt (Als⸗ 
berg, Strafprozeſſuale Entſch. der ORG. Bd. 3 S. 199 

Wenn derjenige, der einen Bußanſpruch erheben kann, an ſich 
das Recht hat, ſich dem Verfahren als Nebenkl. in jeder Lage 
des Verfahrens anzuſchließen, ſo findet dieſes Recht doch 
ſeine zeitliche Grenze in dem Augenblicke, in welchem ein ergangenes 
Urteil den übrigen Beteiligten gegenüber rechtskräftig geworden 
iſt, denn der Anſchluß verlangt ein ſchwebendes Verfahren (Hanf- 
DLO. R II 282/26). Mit dem Rechtsmittelverzicht der Staats⸗ 
anwaltſchaft findet die Anſchlußberechtigung des Verletzten ihre 
zeitliche Grenze. Der nach dieſem Zeitpunkt erklärte Anſchluß 
kann nicht mehr zugelaſſen werden (HanfOL®. Bs St 33/27). An 
ſich wird der Auſchluß des Bußberechtigten erſt mit der Zulaſſung 
durch das Gericht wirkſam. Wenn aber, bevor ein Urteil rechts⸗ 
kräftig wird, die Zulaſſung beantragt und zugleich ein Rechtsmittel 
eingelegt wird, dann muß die Wirkfamkeit in bezug auf die 
Rechtzeitigkeit der Einlegung des Rechtsmittels als rückwirkend 
angeſehen werden. Andernfalls würde regelmäßig die Einlegung 
verſpätet und dem Nebenkl. das Recht auf Rechtsmitteleinlegung 
verloren ſein (Hanſoès G. R II 40/28). Wenn ein Bußberechtigter 
mit feinem Antrag auf Zulaſſung als Nebenkl. abgewieſen iſt, ſo 
Kann nicht die Staatsanwaltſchaft, ſondern nur der Verletzte gegen 
den Gerichtsbeſchluß Beſchwerde einlegen (Hanſ OG. Bs St 310/28). 

Endlich mag noch auf einen Sonderfall hingewieſen werden, 
welcher das Recht des Bußberechtigten, Reviſion einzulegen, 
betrifft. In einem Falle war Beleidigung und verſuchte Erpreſſung, 
in idealer Konkurrenz begangen, vom Gericht angenommen. Gegen 
das Urteil des LG. hatte nur der Nebenkl., nicht auch die Staats⸗ 
anwaltſchaft Reviſion eingelegt. Es entſteht die Frage, ob die vom 
Nebenkl. wegen Verletzung materiellen Rechts eingelegte Reviſion 
dem Nev®. Veranlaſſung geben muß, nachzuprüfen, ob die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. wegen verſuchter Erpreſſung mit Recht unter⸗ 
blieben iſt. Wenn auf der einen Seite in Frage kommt, daß der 
die Buße beanſpruchende Nebenkl. ſeine Rechte nur auf ſolche recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte ſtützen kann, welche der Nebenklage zugäng⸗ 
lich find (Goltd Arch. 73, 110; Roſenfeld a. a. O. S. 162; 
Oetker a. a. O. S. 256, 298), ſo kann auf der anderen Seite 
nicht unberückſichtigt bleiben, daß die Erhebung der materiellrecht⸗ 
lichen Reviſionzüge die ganze Sache dem NevG. zur Nachprüfung 
unterbreitet und eine Beſchränkung nur inſoweit möglich iſt, als 
der innere Zuſammenhang der Urteilsbeſtandteile eine Teilung des 
Urteils erlaubt, fo daß ein Teil des Urteils losgelöſt werden kann 
und unabhängig von einem anderen Teil eine ſelbſtändige Prüfung 
geſtattet (RGSt. 33, 22). Der letzte Geſichtspunkt wird das Über⸗ 
gewicht haben, ſo daß die Nachprüfung in dem genannten Falle ſich 
auch auf den Erpreſſungsverſuch zu erſtrecken hat. 

Was endlich die vorgeſehene Neuordnung des Bußver⸗ 
fahrens betrifft, jo wird durch das Einfch. (Art. 67 Ziff. 10 8 403 f.), 
unter Aufhebung der durch § 395 Abſ. 1, 2 SPD. gezogenen Grenze das 
Recht, einen Anſpruch auf Schadenserſatz oder Herausgabe im Straf⸗ 
verfahren im Wege der Privatklage oder der Nebenklage geltend zu 
machen, ausgedehnt auf alle Fälle, in denen jemand „durch eine 
ſtrafbare Handlung verletzt iſt und deshalb gegen den Beſchuldigten 
nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz oder Herausgabe hat“. „Als Schadenserſatz kann 
nur ein Geldbetrag bis zu zehntauſend Reichsmark verlangt wer⸗ 
den, Anſprüche auf Gewährung einer Rente ſind ausgeſchloſſen.“ 
Im Intereſſe einer beſchleunigten Erledigung können daher Scha⸗ 
denserſatzanſprüche, die auf Sachbeſchädigung, Diebſtahl, Betrug u. a. 
beruhen, im Strafverfahren erhoben werden, vorausgeſetzt, daß es 
ſich um Anſprüche handelt, die in tatſächlicher und rechtlicher Hin⸗ 
ſicht nach Grund und Betrag klar und einfach liegen, ſo daß Fälle, 
welche ſich wegen ihrer Kompliziertheit in tatſächlicher oder recht⸗ 
licher Beziehung für das keine Verzögerung duldende Strafver⸗ 
fahren nicht eignen, auszuſcheiden ſind. Auch für Feſtſtellungs⸗ 
klagen iſt im Strafverfahren kein Raum. Die Vorſchriften über 
die Antragſtellung bleiben im weſentlichen wie bisher. Wird der 
Angekl. freigeſprochen oder außer Verfolgung geſetzt, oder wird 
das Verfahren eingeſtellt oder ohne Urteil erledigt, oder ſtirbt der 
Verletzte während des Verfahrens, ſo erledigt ſich damit der bereits 
geſtellte Antrag ohne beſondere Entſch., natürlich nur ſoweit das 
Strafverfahren in Frage ſteht, ſo daß es dem Geſchädigten freiſteht, 
nunmehr ſeinen Anſpruch vor dem Zivilrichter zu verfolgen. Im 
übrigen iſt „eine Verurteilung nur auszuſprechen, wenn das Gericht 
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nach jeiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geſchöpften 
Überzeugung, den geltend gemachten Anſpruch nach Grund und 
Betrag für begründet erachtet“ ($ 403 b). „Das Gericht kann ſchon 
vor der Hauptverhandlung den Ausſpruch durch Beſchluß ablehnen, 
wenn es nach Lage der Sache den Anſpruch zur Verfolgung im Straf⸗ 
verfahren nicht für geeignet hält“ (ebenda). Dieſe Entſch. iſt un⸗ 
anfechtbar (8 404). Der Ausſpruch über den Schadenserja oder die 
Herausgabe wird mit der Rechtskraft des Urteils wirkſam, und 
zwar, wie der Hinweis auf § 325 Abſ. 1 u. 2 ZPO. ergibt, für und 
gegen den Verletzten und den Angekl. und diejenigen Perſonen, 
welche nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit Rechtsnachfolger der 
Genannten geworden ſind oder den Beſitz der Sache, auf welche ſich 
der Herausgabeanſpruch bezieht, in ſolcher Weiſe erlangt haben, daß 
der Angelel, oder ſein Rechtsnachfolger mittelbarer Beſitzer geworden 
iſt. Der Anſpruch verjährt, wie ſich aus der Gleichſtellung des Ur⸗ 
teils mit einem Zivilurteil ergibt, in dreißig Jahren, doch iſt dieſe 
Gleichſtellung auf die Wirkungen der Entſcheidung beſchränkt, da die 
Entſch. ſelbſt eine ſtrafrichterliche iſt und bleibt, jo daß die Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens ſich nach den Vorſchriften der StPO. 
richtet. Liegt ein wirkſam gewordener Ausſpruch über den Schadens⸗ 
erſatz vor — mag er zuerkannt oder aberkannt ſein —, ſo kann 
weder der Verletzte noch ſein Rechtsnachfolger weiteren Schadenserſatz 
verlangen. Die Ablehnung des Ausſpruchs über den Schadens⸗ 
oder Herausgabeanſpruch hat naturgemäß keinerlei materielle Rechts⸗ 
wirkung (Begr. z. Entw. e. EGStGGB., StVG. S. 85 ff.). 


OLGR. Dr. Schläger, Hamburg. 


Ein gemeinſames Militärſtrafgeſetzbuch für Oſterreich 
und das Deutſche Reich. 


Im GerS. 97, 44—59 hat der öſterreichiſche frühere General⸗ 
Auditor, jetzige Univerſitätsprofeſſor Lelewer wertvolle Mit⸗ 
teilungen gemacht über die Vorarbeiten, welche im deutſchen 
Nachbarſtaatk zum Zwecke der Angleichung der beiderſeitigen 


Dr. P. Daude: Strafprozeßordnung. 13. verbeſſerte Auflage 
von Dr. E. Daude, Amtsgerichtsdirektor. Berlin 1928. 
H. W. Müller. Preis geb. 7,50 . 

Die neue Auflage des kleinen Kommentars, der wegen ſeiner ge⸗ 
ſchichten Verarbeitung und Nachweiſung der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung ſehr beliebt iſt, berückſichtigt deren neueſten Stand ſowie die 
ſeit der letzten Auflage eingetretenen Anderungen der Geſetzgebung. 

IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Ebermaher⸗Lobe-Roſenberg: Reichsſtrafgeſetzbuch. Vierte, 
vermehrte und verbeſſerte Auflage. Berlin 1929. Walter 
de Gruyter & Co. X und 1282 S. Preis geh. 56 ,, 
Halbleder geb. 63 &. 

Nicht das Erſcheinen, ſondern das Ausbleiben einer vierten Auf⸗ 
lage des Leipziger Kommentars zum StGB. hätte einer Rechtfertigung 
bedurft. Auch wenn das neue StGB. weit früher, als günſtigſtenfalls 
zu erwarten iſt, in Kraft treten ſollte, kann Wiſſenſchaft und Praxis 
dieſes Meiſterwerk auf lange Zeit hin noch nicht entbehren. Denn ſein 
Weſen und fein Wert wird nicht durch die Erläuterung des Wortlauts 
von Paragraphen, ſondern durch die Erforſchung und Darlegung von 
Rechtsbegriffen charakteriſiert. 

Die durch ihre Klarheit und Knappheit berühmt gewordene Ein⸗ 
leitung Lobes iſt wiederum erweitert; manches iſt umgruppiert oder 
von neuen Ausgangspunkten her entwickelt. 

Im Kommentar habe ich Abweichungen von den bisher ſeitens 
der Verfaſſer vertretenen Anſichten nicht bemerkt. Der neueren Rſpr. 
des RO. ſcheint überall beigepflichtet zu werden, auch da, wo fie hart 
umſtritten iſt (vgl. Anm. VI letzter Abſatz zu 8 286). 

IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Die Strafvollſtreckung. Ein Handbuch für bayer. Strafvoll⸗ 
ſtreckungsbehörden. Bearbeitet von Haus Stoiber, 2. Staats⸗ 
anwalt am Landgericht München I. München 1929. 226 S. 
Preis geb. 4,60 . 

Im Selbſtverlag des Verf., München, Joſefsplatz 6 Ul, iſt das 

Buch erſchienen, das unter dem beſcheidenen Titel die ſyſtematiſche 

Darſtellung des geſamten Rechtsgebietes bringt. 
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Militärſtrafgeſetzbücher unternommen werden. Dieſe Tätigkeit iſt 
zu begrüßen. Denn alles, was die deutſchen Länder an gleichen 
Gebräuchen, Anſchauungen, Lebensformen verbindet, iſt geeignet, 
den einſtigen Zuſammenſchluß, der kommen muß und wird, zu 
erleichtern und zu beſchleunigen. Das gemeinſame StGB. wird 
nun wohl kommen, nachdem wir uns durch den ſcheinbar Tatſache 
gewordenen Verzicht auf die Todesſtrafe dem öſterreichiſchen Stand⸗ 
punkt angeſchloſſen haben. Daß beiderſeits Opfer an liebgeworde⸗ 
nen Gewohnheiten nötig ſind, mag zutreffen. Immerhin läßt das 
Beiſpiel der Todesſtrafe Bedenken auftauchen, ob unſere Zeit ge⸗ 
genügend innere Feſtigkeit hat, um Aufgaben dieſer Art wahrhaft 
zu löſen. Für das Militärſtrafrecht wird die Aufgabe weniger in 
einer Nachbildung des gemeinen Strafrechts beſtehen, als in einer 
Neuſchöpfung, für welche die Bedürfniſſe des militäriſchen Lebens 
und nicht zuletzt die Erfahrungen des letzten Krieges richtunggebend 
ſind. Nicht ohne Bedeutung wird ſein, ob das Heer auch in Zukunft 
ſich auf freier Berufswahl aufbaut. Volkstümliche Ausdrucksweiſe, 
Strenge, die Wohlwollen nicht ausſchließt, militäriſches Strafen⸗ 
ſyſtem, das die Erziehungsarbeit fortſetzt, Ungeeignete aber aus⸗ 
ſcheidet, Anſchluß an die Hilfsmittel der Diſziplinargewalt, hand⸗ 
liche Löſungen für die Fragen der Gehorſamspflicht, der Notwehr, 
der Trunkenheit, das ſind die Hauptforderungen. Sie ſind ſchon 
erhoben und ausführlich begründet in einem Gutachten, das i.%, 
1914 für den 32. deutſchen Juriſtentag erſtattet und in deſſen Druck⸗ 
ſachen niedergelegt wurde. Der damalige Juriſtentag ſelbſt iſt in⸗ 
folge des Krieges ausgefallen. 

Man wird den Ergebniſſen der von der Stterreichiichen Seite in 
Angriff genommenen Vorarbeiten mit Anteil eusgegenfehen dürfen. 
Ein endlicher Erfolg iſt aber, ſolange die heute herrſchenden An- 
ſchauungen gelten, nicht zu erwarten. Oſterreich hat keine Marine 
mehr. Über ein Feldverfahren für das Heer konnte man ſich dort 
bisher nicht einigen! Die Mittel für die geringen Truppen werden 
nur ſchwer bewilligt. Unſer Heerweſen iſt, was die geiſtige Anteil⸗ 
nahme des ganzen Volkes anlangt, mehr und mehr zum Trümmer⸗ 
feld geworden. Doch auch dieſe Zeit wird durch eine andere ab⸗ 
gelöſt werden. Ebbe und Flut folgen ſich, auch im Völkerleben. 

LGR. Dr. Riſſom, Flensburg. 


Vorweg muß betont werden, daß die aus der Praxis geborene 
Neuerſcheinung ſich durch eine ſeltene Überfichtlichkeit des Rechts⸗ 
ſtoffes auszeichnet, die noch durch ein umfangreiches Sachregiſter und 
Schlagwortverzeichnis geſteigert wird. 

Der Verf. füllt eine beſonders vom Praktiker täglich empfundene 
Lücke in der Literatur aus: Über die moderne, Strafvollſtreckung, die 
„Dr. Maximilian Freiherr zu Guttenberg die Seele der geſamten 
Strafrechtspflege nannte“, fehlte bisher jede Darſtellung. 

Wer aber mit der Strafvollſtreckung beruflich zu tun hat, weiß, 
welche Fülle von Rechtszweifeln hier begründet liegen. Der Verf. 
geht an keinem Problem vorbei. Ich greife ein einziges Beiſpiel heraus. 

„It ein Strafurteil rechtskräftig, wenn nach Ablauf aller Rechts- 
mittelfriſten der Nebenkläger, der in der Hauptverhandlung weder 
ſelbſt erſchienen noch durch einen Anwalt vertreten war, ein Rechts⸗ 
mittel einlegt? Die Antwort gibt Stoiber auf S. 8. 

Warum ich den Titel dieſes Buches als beſcheiden bezeichne, ſoll 
noch beſonders begründet werden. 

Das Buch nennt ſich ein Handbuch für die bayeriſchen Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörden. 2 

Es iſt aber viel mehr: 

1. Den Studierenden des Rechtes führt es mit ſeiner klaren 
Syſtematik ein in ein bisher ſtiefmütterlich vernachläſſigtes Rechts⸗ 
gebiet. 

2. Dem in ſeinem Examen ſtehenden Referendar gibt es ein 
ganz hervorragendes Hilfsmittel für die Löſung von nicht geläufigen 
Rechtsfragen an die Hand. 

Ich verweiſe hier nur auf das Kapitel der Verjährung der Straf⸗ 
vollſtreckung. Wenn man die Friſten der Verjährung in den Geſetzes⸗ 
quellen ſelbſt ſtudiert, braucht man Papier und Rechenſtift, um ſich 
nach langem Herumſuchen Klarheit zu geben. Stoiber bringt eine 
Tabelle, die beim erſten Leſen klar und erſchöpfend iſt. 

3. Das Buch iſt mehr als ein Handbuch für den bayeriſchen 
Strafvollſtreckungsbeamten. Hier ſein weſentlicher Inhalt, um zu 
erkennen, daß es für jeden Juriſten im Deutſchen Reich von wert⸗ 
voller Bedeutung iſt. 

Es enthält: Die materiellen und formellen Vorausſetzungen für 
die Strafvollſtreckung, die Verjährung der Strafvollſtreckung, die vor⸗ 
läufige Ausſetzung der Strafvollſtreckung, die Begnadigung, den Straf⸗ 
aufſchub und Strafunterbrechung, die Immunität der Abgeordneten 
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und fonftige die Strafvollſtreckung ausſchließende oder hemmende 
Gründe, die Zuſtändigkeit der Gerichte, Strafvollſtreckungs⸗ und 
Gnadenbehörden, die in⸗ und ausländiſche Rechtshilfe auf dem Gebiete 
der Strafvollſtreckung, die Vollſtreckung der Todesſtrafe, der ein⸗ 
zelnen Freiheits⸗ und der Geldſtrafen, die Beſtimmung und Anderung 
des Strafortes, die Berechnung der Strafzeit mit Beiſpielen, die vor⸗ 
zeitige Entlaſſung, der Vollſtreckung der Nebenſtrafen, polizeilichen 
Maßnahmen und Privatgenugtuungen, die Strafvollſtreckung gegen 
Jugendliche, Minderjährige und Militärperſonen und ſchließlich die 
Vollſtreckung der Forſt⸗, Finanz⸗ und Ordnungsſtrafen. 

8 Beſonders dankbar aber wird der deutſche Anwalt das Buch 
begrüßen. Selbſt wer täglich mit Strafſachen zu tun hat, mußte 
er wieder in Büchern ſuchen, um die in Dutzenden von Geſetzen, 
Verordnungen, Bekanntmachungen und Miniſterialverfügungen ver⸗ 
ſtreuten, ja verſteckten geſetzlichen Unterlagen zu finden. 

„Jetzt genügt bei Zweifeln ein Blick in das ausführliche Sach⸗ 
tegtiter des Stoiberſchen Buches, um ohne Arger und Zeitverluſt 
jede Frage beantwortet zu wiſſen. 

Auch hier ein einziges Beiſpiel: Wer iſt zuſtändig für ein Geſuch 
um Anderung des Strafortes? 

Die erſchöpfende Darſtellung des Begnadigungsrechtes, der Straf⸗ 
unterbrechung, des Strafaufſchubes ſoll beſonders bedankt werden. 

Man kann das Buch nicht beſſer charakteriſieren, als wenn 
man ſchreibt: Aus der Praxis für die Praxis. 

RA. Dr. Bandorf, München. 


Verordnung über den Strafvollzug in Stufen vom 7. Juni 
1929. 

Die vom Preußiſchen Juſtizminiſterium herausgegebene Schrift 
enthält die VO. v. 7. Juni 1929, eine graphiſche Überſicht über die 
einzelnen Stufen des Strafvollzugs, Erläuterungen hierzu und die 
AusfVoO. v. 7. Juni 1929. Angenehm fällt die überſichtliche Dar⸗ 
ſtellung und die überſichtliche Ausſtattung der Schrift auf, auf deren 
Inhalt näher einzugehen hier nicht der Raum iſt, zumal die VO. 
Gegenſtand zahlreicher Veröffentlichungen war. D. S. 


Dr. A. Groſch, Landgerichtspräſident i. R. Strafgeſetzbuch für 
das Deutſche Reich. 9. Aufl. München 1929. J. Schweitzer 
Verlag. Preis 4,70 . 


Denfeiben Zweck, wie der 1928 erſchienene Komm. zur StPO. 
von Lehmann⸗Weiß⸗ Unger für das formelle, verfolgt der 
Groſchſche Komm. für das materielle Strafrecht. Auch er iſt in 
erſter Linie zum Gebrauch für Polizei⸗, Sicherheits⸗ und Kriminal⸗ 
beamte beſtimmt. Wie dieſe knappen und die weſentlichen Streitfragen 
doch erſchöpfenden Erläuterungen der erſten Unterweiſung in den 
Schutzmanns⸗ und Gendarmerieſchulen zugrunde gelegt werden können, 
ſo ſind fie auch als Ratgeber im täglichen Polizeidienſt geeignet. Daß 
der Komm. der ihm gejegten Aufgabe in trefflicher Weiſe gerecht wird, 
ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß er — die 1. Aufl. datiert vom 
Jahre 1907 — jetzt bereits in 9. Aufl. erſchienen iſt. In den gut 
auf die Polizeipraxis zugeſchnittenen Fußnoten iſt auch jeweils an⸗ 
gegeben, welche Strafgerichte zur Aburteilung des Delikts zuſtändig 
ſind. Dieſe Bemerkungen werden noch durch die Wiedergabe der für 
die Strafverfolgung wichtigſten Beſtimmungen der StPO. und des 

VG. in einem Anhang wirkſam ergänzt. Das Werk ift auf den 
neueſten Stand gebracht und berückjichtigt insbeſ. auch die im Fluß 
befindliche Strafrechtsreform, indem es überall die entſprechenden 
Paragraphen des Entw. von 1927 mitanzieht. 


KEN. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Dr. Hermann Lucas: Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praxis. 
2. Teil: Das materielle Strafrecht. 4. Aufl., gänzlich neu 
bearbeitet von Dr. Ludwig Ebermaher. Berlin 1929. Verlag 
von Otto Liebmann. 389 S. Preis geb. 15 #. 


on der Schriftleitung der JW. um Beſprechung des Buchs 
geſu habe ich zunächſt mir die 3. Aufl. von 1911 zu verſchaffen 
iht, um den Unterſchied zwiſchen ihr und der neuen Auflage feſt⸗ 
Bücher Dieſer Verſuch mißlang. Die 3. Aufl. war nur in zwei 
Dresdens vorhanden; das eine Stück war jedoch nicht 
bia und das andere auf längere Zeit ausgeliehen. Schon 
daß er der bellt, wie groß das Verdienſt des rührigen Verlages iſt, 
am Buch jetzt in einer — den veränderten Zeitverhältniſſen 
entſprechenden — Auflage hat neu erſcheinen laſſen. 
„ Weshalb das Intereſſe au dem Buche noch ſo wach iſt, gründet 
im weſentlichen in ſeiner glücklichen Anlage, die Theorie und Praxis 
in geſchickter Weiſe vereinigt. In der Hauptſache iſt das Buch, 
worauf ſchon der Titel hinweist, für den juriſtiſchen Anfänger ge⸗ 
ſchrieben. Er findet in dem erſten, mehr dogmatiſchen Teile eine 
treffliche Einführung in die das Strafrecht beherrſchenden allgemeinen 


Grundſätze und in der zum Beſonderen Teil des SGB. gegebenen 
Auswahl von Beiſpielen ein anſchauliches Bild, wie ſich die Geſetzes⸗ 
anwendung bei der Behandlung der am häufigſten abzuurteilenden 
Delikte (Widerſtand, Hausfriedensbruch, Meineid, Beleidigung, Dieb⸗ 
ſtahl, Unterſchlagung, Betrug, Urkundenfälſchung) geſtaltet. 

Aber auch für den vorgeſchrittenen Kriminaliſten verlohnt es 
ſich, das Buch zur Hand zu nehmen; dies ſchon deshalb, weil an ihn 
immer ſtärber die Pflicht herantritt, ſich mit den Beſtimmungen des 
Entw. zum neuen StGB. vertraut zu machen. Hier wird der neue 
Vorzug des Buchs offenbar. Wer ſolch hervorragenden Anteil an den 
Reformarbeiten gehabt hat, wie Ebermayer, iſt ſelbſtverſtäudlich 
vor allem dazu berufen, in die Gedanken des neuen Rechts ein⸗ 
zuführen. Im übrigen wird auf das neue Recht nicht nur bei Be⸗ 
ſprechung der einzelnen Punkte hingewieſen, ſondern auch in dem 
beſonders leſenswerten Anhang (S. 377f.), wo Sic) auch beachtliche 
Bemerkungen über Klaſſenjuſtiz, Todesſtrafe und dgl. finden. 

Ebermahyer hat ſich indeſſen keineswegs damit begnügt, die 
Brücke zum neuen Recht zu ſchlagen, vielmehr hat er das ganze Buch 
einer durchgreifenden Neubearbeitung unterworfen, und, ſoweit die 
Auffaſſung von Lucas mit dem jetzigen Stand der Wiſſenſchaft nicht 
mehr im Einklang war, ſeine eigene Anſicht dargelegt. 

Im weſentlichen gewahrt geblieben iſt dem Buche ſeine Eigenart, 
die ihm früher ſo ſchnell Freunde erwarb: nicht nur die ganze An⸗ 
lage, ſondern auch die — teilweiſe eine behagliche Breite zeigende — 
Darlegung; ferner die Gepflogenheit, den Leſer zu den wichtigſten 
Fragen mit der Rechtſprechung des höchſten Gerichtshofes bekannt 
zu machen; endlich die Übung, das Schrifttum nur in engen Grenzen 
heranzuziehen. Letzteres Kann kaum als ein Mangel bezeichnet werden, 
da zu viel Hinweiſe und eingehende Auseinanderſetzungen mit fremden 
Meinungen die üÜberſicht beeinträchtigen und den in ſeinen An⸗ 
ſchauungen noch nicht gefeſtigten Leſer leicht verwirren konnten. 

Daß ſich nach dem Buch in ſeiner neuen Form bald eine große 
Nachfrage einſtellen wird, iſt mit Sicherheit vorauszuſehen. Zu be⸗ 
grüßen wäre es, wenn ſich auch der im Vorwort geäußerte Optimis⸗ 
mus Ebermayers, daß die Unterſchätzung des Strafrechtes mehr 
und mehr ſchwinde, weiteren Kreiſen fühlbar bewahrheiten wollte. 


OSt A. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Joh. Lange: Verbrechen als Schickſal. Studien an kriminellen 
Zwillingen. Leipzig 1929. Verlag von Georg Thieme. 
96 Seiten und 5 Abbildungen. Preis 7 .#. 


Die vorliegende Schrift iſt als die Frucht der in Bayern von 
Viernſtein inaugurierten kriminaliſtiſchen biologiſchen Forſchung 
zu bezeichnen. Verf. hat verſucht, der Frage nach dem Anteil von 
Anlage und Umwelt auf die Entwicklung zum Verbrecher durch 
die ſog. Zwillingsmethode näherzukommen. Zwillinge verhalten 
ſich verſchieden, je nachdem ſie aus einem oder aus zwei Eiern 
hervorgegangen ſind. Eineiige Zwillinge ſind ſtets in zahlreichen 
Merkmalen übereinſtimmend wie etwa in der Haarfarbe, Augen⸗ 
farbe, Hautfarbe, Körperbehaarung uſw., während alle dieſe Merk⸗ 
male ſich bei zweieiigen Zwillingen wie ſonſt auch bei Geſchwiſtern 
verhalten, alſo ſelten wirklich gleich find. Eineiige Zwillinge er⸗ 
kranken an erblichen Krankheiten entweder immer gemeinſam 
oder bleiben frei davon; zweieiige Zwillinge können zwar auch 
beide gleichartig krank ſein, aber nicht öfter wie die anderen Ge⸗ 
ſchwiſter. Die Anlage, die über das Auftreten erblicher Leiden ent⸗ 
ſcheidet, iſt eben bei eineiigen Zwillingen gleich, bei zweieiigen ver⸗ 
ſchieden, wenn auch bei dieſen ihrer gemeinſamen Abſtammung 
entſprechend ein Teil der Anlagen ebenfalls gleich iſt. Auch im 
Seeliſchen beſtehen bei den eineiigen Zwillingen auffallende Über⸗ 
einſtimmungen. Durchgehende Übereinſtimmung — Konkordanz — 
ſehr ähnlicher Zwillinge ſpricht für die ausſchließlich oder doch ganz 
vorwiegend erbliche Natur einer Erſcheinung, je weniger häufig 
konkordantes Verhalten erbgleicher Zwillinge iſt, um fo geringer 
wird das Gewicht der Anlage zu werten fein. Verf. konnte unter 
den 30 unterſuchten Zwillingspaaren, die ihm aus dem Material 
der Kkriminalbiologiſchen Sammelſtelle des Zuchthauſes Straubin 
zur Verfügung ſtanden, 13 eineiige und 17 zweieiige ausſondern 
und ihre Verhältniſſe näher klären. Von den 13 eineiigen Paaren 
waren in zehn Fällen beide Zwillinge beſtraft, während in drei 
Fällen nur der eine Zwilling mit dem Strafgeſetz in Konflikt 
geraten war. Demgegenüber waren von den 17 zweieiigen Paaren 
beide Zwillinge nur in zwei Fällen, alſo nicht öfter beſtraft, als 
es auch ſonſt unter Geſchwiſtern der Erwartung entſpricht, während 
in allen übrigen Fällen nur der eine Zwilling in Strafe gekommen, 
der andere ſtraffrei geblieben war. Aus dieſen Tatſachen läßt ſich 
mit den notwendigen Einſchränkungen der ganz beſtimmte Schluß 
ziehen, daß bei unſeren heutigen ſozialen Verhältniſſen für den 
Verfall in die Kriminalität die Erbanlage eine überwiegende Be- 
deutung hat, jedenfalls eine weſentlich größere, als man bisher 
geneigt war anzunehmen. Daß indeſſen auch Umwelteinflüſſen eine 
gewiſſe Rolle einzuräumen iſt und die Anlage nicht die ausſchließ⸗ 
liche Verbrechensurſache iſt, läßt ſich aus der Tatſache erkennen, 
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daß auch bei den eineiigen Zwillingen keineswegs durchgehend 
ein konkordantes Verhalten gegenüber dem Verbrechen gefunden 
wurde; in einem Viertel der Fälle war jeweils nur der eine ein⸗ 
eiige Zwilling beſtraft worden, was ſich nur ſo deuten läßt, daß 
hier irgendwelche Umweltseinflüſſe für die Verbrechensentwicklung 
maßgebend geworden ſein müſſen. Verf. wirft die Frage auf, ob 
es nicht etwa das gemeinſame Milieu der Frühjugend, gemeinſame 
Erlebniſſe, gegenſeitige Beeinfluſſungen ſind, welche die Zwillinge 
einander auch in ihrem kriminellen Verhalten ſo ähnlich gemacht 
haben. Die Mehrzahl ſeiner Fälle lehrt aber, daß beide Partner 
ihre eigenen Wege unabhängig voneinander gegangen ſind, z. T. 
ſtets weit voneinander getrennt waren und doch in gleicher Weiſe 
der Kriminalität verfielen. Eine entſcheidende Rolle kann daher 
der Einfluß der Zwillinge aufeinander kaum geſpielt haben. 
Aber auch äußere Einflüſſe laſſen ſich neben der Anlage als wirk- 
ſam nachweiſen, die ſchuld daran ſind, daß aus einer einzelnen 
Entgleiſung ein Verfall in die Kriminalität wurde und die durch 
die Unvollkommenheit unſerer geſellſchaftlichen Einrichtungen ge⸗ 
geben ſind. Verf. ſieht als alleiniges, ganz klares Ziel für unſere 
rechtlichen Auffaſſungen und unſer ſtrafpolitiſches Handeln die 
Sicherung der Geſellſchaft vor Augen; dieſe Richtung muß auch 
dem allgemeinen Rechtsbewußtſein gegeben werden. Freiheits⸗ 
entzug in der bisherigen Form kann ein draſtiſches Erziehungs⸗ 
und Abſchreckungsmittel ſein und wird nie entbehrt werden können, 
es muß nur jene Form gefunden werden, welche die wirkſamſte 
und für die dauernd zu Verwahrenden die mildeſte iſt. Mit Recht 
betont Verf., daß der progreſſive Strafvollzug nur eine der 
Pflichten iſt, die der Geſellſchaft obliegt und daß die Reform der 
Obſorge nach der Entlaſſung aus der Freiheitsentziehung und eine 
Anderung der allgemeinen Auffaſſungen vom Verbrechen ein min⸗ 
deſtens gleichwertiges Erfordernis darſtellt. Noch dringender ſind 
drei andere Forderungen: Die Beſeitigung der furchtbaren Wir⸗ 
kung des Alkohols, die möglichſt frühzeitige Erkennung der Men⸗ 
ſchen, die dauernd verwahrt werden müſſen, und eine wirkungs⸗ 
volle Verbrechensprophylaxe, welche die Hochzucht verbrecheriſcher 
Anlagen verhindert. Die Grundlagen hierfür können nur durch 
eingehende Familienunterſuchungen gewonnen werden. Die pein⸗ 
liche Erforſchung der Erbanlage Krimineller muß daher der Unter⸗ 
ſuchung der Kriminellen ſelbſt parallel gehen. 

Das Leſen dieſer ſtreng wiſſenſchaftlich gehaltenen und höchſt 
anregenden Schrift kann nur jedem empfohlen werden, der be- 
ruflich mit dem Problem des Verbrechens zu tun hat oder 
kriminalpſychologiſch intereſſiert iſt, dies um ſo mehr, als die 
Sprache einfach, für jedermann verſtändlich iſt und ſich von medi⸗ 
ziniſchen Fachausdrücken freihält. 


Prof. Dr. Ernſt Ziemke, Kiel. 


Rolf Schiebold: Pſychoanalyſe und Rechts wiſſenſchaft. 
Altenburg (Thür.) 1928. Theodor Körner Verlag. 15 S. 


Verf. behandelt in der vorl. Schrift die Beziehungen der 
Pſychoanalyſe zur Rechtswiſſenſchaft. Die Rechtswiſſenſchaft teilt er 
in das Gebiet des Rechts, des Geſetzes und der Rechtſprechung; alle 
drei ermöglichen das Zuſammenleben der Menſchen und vermitteln 
den Ausgleich zwiſchen deren Triebfedern oder Intereſſen, im Recht 
feelifch-triebhaft, nach dem Geſetz freiwillig, durch die Rechtſprechung 
zwangsweiſe. Der Begriff Rechtſprechung umfaßt zwei Begriffs⸗ 
inhalte, den verfaſſungsgeſetzlichen im Gegenſatz zur Verwaltung und 
Geſetzgebung oder die Rechtspflege und die eigentlich ausübende 
Rechtſprechung, die Bewertung des Einzelmenſchen hinſichtlich ſeines 
Verhaltens zur Gemeinſchaft. Verf. faßt alſo unter den Begriff 
der Rechtſprechung alles das zuſammen, was Vorausſetzungen und 
Folgen der ausübenden Rechtſprechung betrifft. 

Die Perſönlichkeit, das Ich beſteht nach Klages aus Lebendig⸗ 
keit (Seele und Leib) und Geiſtigkeit (Geiſt, Bewußtſein und 
Willen). Alles Menſchliche iſt auf das Zuſammenwirken von Leib, 
Seele, Geiſt und auf die daraus ſich ergebenden Triebfedern zurück⸗ 
zuführen. Je nachdem die Lebendigkeit oder die Geiſtigkeit überwiegt, 
können die Triebfedern in triebnahe, willensferne Hinneigungs⸗ oder 
in willensnahe, triebferne Behauptungstriebfedern eingeteilt werden; 
weiter in allgemeine und beſondere, je nachdem ſie ſich auf Geiſtiges, 
Außerperſönliches oder auf Perſönliches beziehen. Der Unterſchied 
zwiſchen Trieb und Wille liegt darin, daß der Trieb den Menſchen 
ohne ſein Zutun überkommt, der Wille dagegen vom Menſchen 
hervorgerufen wird. 

Die Quelle des Rechts iſt die allgemeine Hinneigungstriebfeder 
der Gerechtigkeitsliebe. Das Recht ſteht dem Seeliſch⸗Triebhaften im 
Menſchen nahe, es treibt ihn dazu, den gefühlten Mangel an Ge⸗ 
meinſchaft zu beſeitigen. Wird die Triebfeder der Gerechtigkeitsliebe 
von anderen beeinträchtigt, ſo entſteht das (vorrechtliche) Schuld⸗ 
gefühl, auch als Gemeinſchafts⸗, Menſchheits⸗, ſoziales Gefühl be⸗ 
zeichnet. Die Beſinnung darauf führt zum Rechtsbewußtſein. Es 
gibt danach ſo viele Rechte, wie es fühlende Menſchen gibt; da 
aber das von den Einzelnen Gefühlte ſich inhaltlich nahekommt, 


ſo kann dieſer Gefühlsdurchſchnitt begrifflich als Recht bezeichnet 
werden. i 

Das Geſetz beruht im Gegenſatz zum Recht überwiegend auf 
dem menſchlichen Bewußtſein und Willen und iſt aus den beiden 
allgemeinen Behauptungstriebfedern der regelnden und ſittlichen 
Vernunft entſtanden. Die ſeinem Geltungsbereich Unterworfenen ſollen 
auf Grund ihrer Geſetzeskenntnis freiwillig ihre ungeſetzlichen, 
gemeinſchaftlichen Triebfedern hemmen. Das Geſetz gewährt Be⸗ 
rechtigungen und Verpflichtungen. Verſtöße dagegen laſſen das Ge⸗ 
wiſſen des Menſchen anſchlagen. Der Hauptzweck jedes Geſetzes iſt 
Gewährung von Ruhe, Sicherheit und Ordnung im Gemeinſchafts⸗ 
leben. Geſetze wären unnötig, wenn bei allen Menſchen die Trieb⸗ 
federn der Gerechtigkeitsliebe und demgemäß das Unrechtsgefühl 
ſtark genug wäre, um im Kampf der Triebfedern ausſchlaggebend zu 
ſein. Da jedoch die leiblichen und geiſtigen Anlagen mengenmäßig 
verſchieden im einzelnen Menſchen ſind, läßt dieſer Mangel die 
Menſchen zu Rechtsbrechern, Verbrechern werden. 

Recht und Geſetz haben den gleichen Weſensgegenſatz, wie Trieb 
und Wille, Seele und Geiſt. Der Gegenſatz zwiſchen ihnen kann nur 
ſchwinden, wenn Geſetz gleichzeitig Recht iſt, wenn das willkürlich 
Geſetzte gefühlsmäßig Erkanntem entſpricht. 

Die Pſychoanalyſe behandelt die Begriffe Recht und Geſetz 
nicht, wohl aber Begriffe, wie Gewiſſen, Moral, Schuldgefühl, 
Ethik, Gemeinſchaftsgefühl. Freud unterſcheidet am Menſchen das 
Es, das Ich und das über⸗Ich. Das Über⸗Ich iſt der Freud ſche 
Begriff des Gewiſſens, ſeine Entſtehung führt Freud auf den 
Oedipuskomplex zurück (der Knabe liebt, gleich dem Oedipus der 
Sage, die Mutter, phantaſiert von Vereinigung mit ihr, während 
er den ſtörenden Vater wegwünſcht und beſeitigt wiſſen will; das 
Mädchen iſt umgekehrt eingeftellt). Das Gewiſſen iſt aus der im 
frühen Kindesalter erfolgten „erſten“ und „großartigſten“ Gleich⸗ 
ſetzung des einzelnen mit feinen Eltern als Angleichung an deren 
Vorbild entſtanden und ſpäterhin haben Erzieher, Lehrer uſw. mit 
ihren ſittlichen Anſprüchen ihren Niederſchlag im Über⸗Ich ge⸗ 
funden, ſind die Ideale der Familie, der Klaſſe, des Volks, der 
Menſchheit ins Über⸗Ich eingebaut worden. Dieſes iſt das höhere 
Weſen im Menſchen, der Hort des Moraliſchen und Sozialen, das 
Moraliſche, die ſittliche Beſchränkung, beruht nach Freud auf 
der Bewältigung des Oedipus komplexes. 


Der Freud ſche Begriff des menſchlichen Gewiſſen, der auf 
Beeinfluſſung durch die Umwelt, auf Erwerbung beruht, deckt ſich 
nach ſeiner Entſtehung mit dem vom Verf. aufgeſtellten, der dem 
Bewußtſein und Willen entſpringt; denn Gleichſetzung, Angleichung 
ſetzt Wiſſen und Wollen voraus. Der Wirkung nach entſpricht er 
dem des Verf. aber nicht; er iſt vielmehr der unbewußt wirkende 
Teil des Ichs, der den im Es aufgeſpeicherten Triebkräften näher⸗ 
ſteht, als dem Ich und der unbewußt ſeinen erworbenen Inhalten 
entſprechend die Forderung der Gemeinſchaft berückſichtigt. Nach 
Klages iſt die Seele des heutigen Menſchen aber Veranlagung und 
wirkt ſich triebhaft aus. In der Verkennung dieſer beiden Tat» 
ſachen ſieht Verf. eine der Fehlerquellen der Freud ſchen Pſycho⸗ 
analyſe. 

Neben dem Gewiſſensbegriff unterſcheidet Freud ein bewußtes 
und unbewußtes Schuldgefühl. Das bewußte Schuldgefühl geht 
aus der Spannung zwiſchen den Forderungen des Über⸗Ichs und 
den Leiſtungen des Ichs hervor und entſpricht dem zwar bewußtlos 
erlebten, aber jederzeit bewußtſeinsfähigen Unrechtsgefühl. Dagegen 
iſt das unbewußte Schuldgefühl verdrängt, vom Wirken in der 
Außenwelt und vom Bewußtſein ferngehalten und wird durch die 
Kraft des Widerſtandes auch weiterhin davon ferngehalten. Ver⸗ 
drängung und Widerſtand ſind Grundbegriffe der Freud ſchen 
Lehre und beruhen auf einer weiteren Fehlerquelle ſeiner Lehre 
nach Anſicht des Verf., indem der menſchliche Wille als Gegenſpieler 
des Lebens, des Triebhaften, nicht berückſichtigt wird; denn der 
menſchliche Wille iſt es, der die Verdrängung verurſacht und den 
Widerſtand aufrechthält, die inneren Regungen alſo von ihrem 
Wirken in der Außenwelt fernhält. Verdrängung und Widerſtand 
ſind Teilſtücke des Triebfederkampfes, bei dem der Ichbezügliche 
Wille die Herrſchaft an ſich geriſſen und alle anderen Triebfedern 
unterdrückt, „verdrängt“ hat. Das unbewußte Schuldgefühl Freuds 
wandelt ſich in bewußtes um, wenn es der Fühlende will oder 
durch pſychoanalytiſche Behandlung wollen muß. Verf. macht auf 
die Unterſchiede der Einteilung von Freud mit der von Nitzſche 
und Klages aufmerkſam und betont, daß Freud ſtets von einer 
Zweiheit im Menſchen ausgeht, indem er ſeinen Sexualtrieben die 
Ichtriebe gegenüberſtellt, die nach der Charakterkunde ebenfalls 
Willensergebniſſe find. Die Freud ſche Lehre iſt überwiegend 
Sexualtheorie. 

Die ſozialen Gefühle beruhen nach Freud auf der Gleich⸗ 
ſetzung mit anderen Menſchen auf Grund eines gleichen über⸗Ichs 
und zwar ſollen ſie noch heute beim Einzelnen als Überbau über 
die eiferſüchtigen, wetteifernden Regungen gegen die Geſchwiſter ent⸗ 
ſtehen. Ihrer Entſtehung nach, wie inhaltlich werden ſie bereits 
durch den Freud ſchen Gewiſſens⸗ und Schuldgefühlbegriff ge⸗ 
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deckt; denn das Über⸗Ich vertritt nach Freud das Moraliſche 
und Soziale im Menſchen. 


Auf der Kenntnis vom Weſen des Rechts und des Geſetzes 
beruht die ausübende Rechtſprechung, deren weitere Vorausſetzungen 
Tatſachenkunde und Menſchenkunde ſind. Die Menſchenkunde muß 
einerſeits vor allem Verbrecherkunde (Kriminalpſychologie), anderer⸗ 
ſeits Gemeinſchaftslehre (Soziologie) ſein, da jede rechtliche und 
geſetzliche Bewertung, Verurteilung, vom Standpunkt der Gemein⸗ 
ſchaft aus erfolgt. Die Gemeinſchaft iſt Rahmen und Vorbedingung 
bon Recht, Geſetz und Rechtſprechung; Aufgabe der Rechtſprechung 
iſt es, feſtzuſtellen, ob Parteien oder Täter ſich durch ihr Ver⸗ 
halten als gemeinſchaftsfeindlich, gegen Recht und Geſetz verſtoßend, 
gezeigt haben. 

Durch die Rechtſprechung wird die geſetzliche Schuld feſt⸗ 
geſtellt. Die innere rechtliche Schuld ſtellt ſich ohne Mitwirkung 
der Rechtſprechung ein, ſie kann aber durch deren Entſcheidungen 
geweckt werden. Soweit dies nach der Veranlagung des Einzelnen 
möglich iſt, muß dies das Ziel des Strafvollzuges ſein. 

Verf. kommt auf Grund ſeiner Unterſuchungen zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die Pſychoanalyſe den auf Grund der Charakterkunde 
feſtgeſtellten Urſprung und das Weſen von Recht und Geſetz be⸗ 
ſtätigt. Nach feiner Anſicht bietet fie der Rechtſprechung keine um⸗ 
faſſende Menſchenkunde; ſie iſt ſchon deswegen für die Rechtſprechung 
nicht verwendbar, weil ſie nicht abgeſchloſſen iſt, ſondern ſich in 
verſchiedene, einander bekämpfende Richtungen ſpaltet und bisher 
nur Teilgebiete der Menſchenkunde behandelt, das des ſeeliſch⸗ 
kranken, in ſich geſpaltenen, nervöſen, hyſteriſchen Menſchen. Die 
von ihr aufgeſtellten Verallgemeinerungen können daher keine all⸗ 
gemeine Geltung haben. Für die Rechtſprechung am wichtigſten iſt 
die Leugnung der Willensfreiheit. Mit der Bewußtſeins⸗ und Willens⸗ 
fähigkeit ſteht und fällt aber die Vorausſetzung jedes Geſetzes und 
damit auch der Rechtſprechung. Die Verwendung der Pſychoanalyſe 
für die Rechtſprechung iſt daher beſchränkt und nur von Bedeutung, 
wenn es ſich um die Feſtſtellung handelt, daß ſeeliſch⸗triebſchwache 
Menſchen leicht beeinflußbar ſind und eine Überſteigerung ihres 
Willens ihre Urſächlichkeit zu einer Tat in reine Zweckgebunden⸗ 
heit verwandelt. 

Prof. Dr. Ernſt Ziemke, Kiel. 


Prof. Dr. Mar Rümelin, Kanzler der Univerſität Tübingen: 
Die Gleichheit vor dem Geſetz. Rede, gehalten bei der 
akademiſchen Preisverteilung am 6. Nov. 1928. Tübingen 
1928. J. C. B. Mohr. 84 Seiten. Preis 3,60 .#. 


Mit frendigem Intereſſe verfolgen es die Fachgenoſſen, wie 

ax Rümelins alljährliche Kanzlerreden aus einer Geſamt⸗ 
anſchauung heraus, von einer Frage zu einer Nachbarfrage immer 
fortſchreitend, allmählich einen ganzen Problemkreis einheitlich be⸗ 
handeln. Gerechtigkeit, Billigkeit, Rechtsſicherheit, Rechtsgefühl und 
Rechtsbewußtſein waren die Gegenſtände früherer Reden. Diesmal hat 
ſich Rümelin eine Frage gewählt, welche die Staatsrechtswiſſen⸗ 
ſchaft gegenwärtig ftark beſchäftigt: ob die Forderung der Gleichheit 
vor dem Geſetze (Art. 109 Abſ. 1 Verf.) nur die Gleichheit der Ge⸗ 
ſetzesanwendung in Verwaltung und Rechtspflege gewährleiſte oder 
auch ungerechtfertigte Ungleichbehandlung im Geſetze ſelber verbiete 
und ob es dem Richter zuſtehe, ein Geſetz, das gegen dieſe An⸗ 
forderungen verſtößt, als verfaſſungswidrig und deshalb ungültig zu 
behandeln. Eine zunehmende Zahl angeſehener Staatsrechtslehrer be⸗ 
jaht beide Fragen, während insbeſ. Anſchütz auf dem entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt verharrt. Rümelin ſtellt mit Recht den ſtarken 
Auteil politiſcher Motive an den Erörterungen dieſer Streitfrage feſt. 
Die Stellungnahme für die Erſtreckung des Gleichheitsgrundſatzes auf 
die Geſetzgebung und für das Prüfungsrecht des Richters findet ſich 
in erſter Linie, wenn auch nicht ausſchließlich, auf ſeiten der Rechts⸗ 
parteien, denen es darauf ankommt, möglichſt ſtarke Bollwerke gegen 
* Parlamentsabſolutismus aufzurichten. Rümelin ſelbſt kommt 
= (wie mir ſcheinen will, zu Unrecht) zu dem Ergebnis, daß 
waffe Abſ. 1 einen „Integrationsſatz“ darſtelle, der ſich auf Ver⸗ 
ab ung, Rechtſprechung und Geſetzgebung beziehe, lehnt es aber 
1 richterliche Kontrollrecht auf dieſen Satz zu erſtrecken. Er be⸗ 


351 dies rechtshiſtoriſch aus der politiſchen Stimmungslage zur 
ma 8 Eutſtehungslage der Weimarer Verfaſſung, rechtspolitiſch 
richterlich Rechtsunſicherheit, welche ſich aus der Abhängigkeit der 
; chukſa Anerkennung eines Geſetzes von einem ſolchen „Kaut⸗ 
Umfange eingeben würde. „Ein Kontrollrecht der Juſtiz in dieſem 
ſetzgebenden führen, hiefje in der Tat nichts anderes, als dieſe den ge⸗ 


grundſätzlig aktoren überordnen.“ Rümelin wendet ſich aber nicht 
fafſung „daß desen das Prüfungsrecht, vertritt vielmehr die Auf 
He 5 je nach der Wertbetonung der einzelnen Verfaſſungs⸗ 
Nichterkontroll id je nach der praktiſchen Durchführbarkeit einer 
1755 2 5 Bu „Verſchiedenes gelten kann“. Daraus ergeben ſich für 
n un eellcheſtöndniſſe an den gegnerischen Standpunkt. Erſtens: 
zwar unterliegt Art. 109 Abſ. 1 der richterlichen Zuſtändigkeit nicht, 
wohl aber gewiſſe Einzelbeſtimmungen der RVerf., die ſich als 


Einzelanwendungen dieſes Grundſatzes darſtellen (3. B. Art. 136 
Abſ. 2), und aus ihnen ſind auch in der Richtung jenes Integrations⸗ 
ſatzes (Art. 109 Abſ. 1) als eine Auslegungsregel Einzelanalogieſchlüſſe 
möglich. Zweitens find Geſetze, die benachteiligende Individnalrechts⸗ 
ſätze enthalten, inſoweit verfaſſungswidrig und vom Richter als ver⸗ 
faſſungswidrig zu behandeln. Das iſt aber wiederum nicht ſowohl dem 
Art. 109 Abf. 1 zu entnehmen als der Erwägung, „daß ein Über⸗ 
ſchreiten der dem Geſetzgeber geſtatteten Grenzen, ein Eingriff in die 
Rechtſprechung oder Verwaltung anzunehmen ſei“. Drittens zieht 
Rümelin, gleichfalls nicht aus Art. 109 Abſ. 1, ſondern aus dem 
grundſätzlichen Verhältnis von Staat und Recht die Folgerung, „daß 
offenſichtlich überhaupt nicht mehr nach der Rechtsidee ausgerichteten 
Geſetzen der Gehorſam verweigert werden darf“. Er fußt dabei auf 
Binders Auffaſſung, daß die Richtung auf die Rechtsidee ent⸗ 
ſcheidend ſei für den Begriff des Rechts, tritt aber den Beweis dafür 
nicht an, daß Aufgabe des Staates nur ſei, was dem Begriffe 
„Recht“ entſpricht, nicht auch „Nicht⸗Recht“, das ja noch keineswegs 
„Unrecht“ zu fein braucht. Mir will ſcheinen, daß auch gegen den ver⸗ 
mittelnden Standpunkt Rümelins ein großer Teil der Gründe 
ſpricht, die Rümelin ſelbſt gegen das richterliche Prüfungsrecht und 
insbeſ. die Richterkontrolle der Handhabung des „Kautſchukſatzes“ 
Art. 109 Abf. 1 ſo eindringlich und einleuchtend geltend gemacht hat. 


Prof. Dr. Guſtav Radbruch, Heidelberg. 


Dr. A. Affolter, Bundesrichter in Lauſanne: Das ethiſche 
Recht und der Staat. Stuttgart 1928. Ferdinand Enke. 
43 Seiten. Preis geh. 3 . 


Den Rezenſenten ſetzt dieſe — durchaus beachtliche — Arbeit, 
die auf 30 Seiten ein ganzes Syſtem der Rechtsphiloſophie und 
der allgemeinen Staatslehre zu geben unternimmt und deshalb 
große Probleme in wenigen Satzen entſcheidet, in einige Verlegenheit. 
Er Kann, ſoll nicht die Kritik die kritiſierte Arbeit um ein Viel⸗ 
faches überſchreiten, nur zeigen, daß ſchon vom Verf. axiomatiſch zu⸗ 
grunde gelegte Sätze anfechtbar und damit das ganze Gedanken- 
gebäude in Frage geſtellt iſt. Verf. ſetzt einen ſittlichen Trieb vor⸗ 
aus, eine angeborene ſittliche Anlage, aus der ſich allgemein⸗ 
gültige Rechtsgrundſätze herleiten laſſen, die er als ethiſches Recht, 
als ethiſches Naturrecht bezeichnet. Da aber dieſes ethiſche Recht 
nicht imſtande iſt, eine beſtimmte, auf den Einzelfall anwend⸗ 
bare Ordnung zuſchaffen, iſt der Geſetzgeber berufen, es innerhalb 
der Schranken der Sittlichkeit zu poſitivieren. Innerhalb der Ge⸗ 
ſetzgebung können wir deshalb ethiſche und poſitive Elemente unter⸗ 
ſcheiden, jene verbindlich vermöge ihrer Übereinſtimmung mit dem 
ethiſchen Rechte, dieſe vermöge der durch das ethiſche Recht dem 
Geſetzgeber erteilten Befugnis zur gedeihlichen Regelung des Ge⸗ 
meinſchaftslebens. Poſitive Elemente aber, die gegen das ethiſche 
Recht verſtoßen, haben nicht die Eigenſchaft von Recht und ermangeln 
der ethiſchen Verbindlichkeit („was kaum im modernen Staate vor⸗ 
kommen dürfte“, ſagt der Verf. optimiſtiſch). Alſo eine unver⸗ 
fälſchte Naturrechtslehre, ohne daß der Verf. ſich mit den Einwen⸗ 
dungen gegen die eindeutige Feſtſtellbarkeit und gegen die un⸗ 
mittelbare Geltung richtigen Rechtes überhaupt auseinanderſetzte. 


Prof. Dr. Guſtav Radbruch, Heidelberg. 


Sling: Richter und Gerichtete. Berlin 1929. Verlag Ullſtein. 
Preis geb. 6 . 


Das Rechtsleben — das iſt einer ſeiner großen Nachteile! — 
wird im weſentlichen aus ſich ſelbſt entwickelt. Gewiß, immer neue 
Tatſachen ſorgen dafür, daß es nicht in ſich ſelbſt erſtickt, aber dieſe 
neuen Tatſachen werden wieder von gelehrten Händen geknetet und 
behandelt, und jo bleibt, bei einer ſtändigen Veränderung und ſelbſt 
einer Erneuerung der Tatbeſtände, die Methode, ihrer Herr zu 
werden, immer die gleiche: nämlich die gelehrte. Nie dringt un⸗ 
voreingenommener, naiver Geiſt ein, um alles neu zu machen. In 
den SchöffGG. ſitzen allerdings Menſchen mit friſchen Augen. Aber 
ihr geiſtiger Rang iſt nicht ſelten untergeordnet, ſo daß ſie eine 
leichte Beute jedes Richters werden, der ſolche Beute ſucht. Die 
Gebiete, mit denen ſich die Handelsrichter in ihren Kammern be⸗ 
ſchäftigen, ſind menſchlich nicht bedeutungsvoll genug, als daß der 
nicht ſelten unabhängige Geiſt dieſer Männer ins Weite wirkt. 
Einen urſprünglichen und lebendigen Geiſt hatten die Schwur⸗ 
gerichte, nicht in den Urteilen, in denen ſie den Geſetzen entſprachen, 
ſondern in den Urteilen, die rechtlich nicht zu halten waren: hier 
klopfte der unbeirrbare Geiſt des Volkes an die Mauern der Ge⸗ 
ſetze. Aber dieſe Schwurgerichte gibt es nicht mehr; unbeliebt, wie 
ſie immer bei den Richtern waren, ſind ſie gefallen; was jetzt noch 
vorhanden ift, iſt nichts als ein größeres Schöff®., deſſen Mitglieder 
die Unabhängigkeit, wegen deren ſie gewählt ſind, kaum zur Gel⸗ 
tung bringen. 

Ein einziges Mal iſt ein belebender Einfluß von fremder 
Seite auf die Juſtiz geübt worden, und er hält an: das iſt der der 
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Preſſe, und der erſte, der ihn übte, in neuer Weiſe, nicht in der 
alten des kindiſchen Kliſchees, war jener Sling, der vor ein⸗ 
einhalb Jahren ſtarb. Wenn ich ſeine Berichte in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ las, dachte ich oft an die Zeit zurück, wo ich als Referendar 
an den Sitzungen der Gerichte teilnahm, als Protokollführer oder 
ohne jede Aufgabe. Nie habe ich wieder den gleichen ſtarken Ein⸗ 
druck von den Dingen und Perſonen gehabt wie damals, wo ich, 
ſo gut wie unbeteiligt, nur als ein Zuſchauer und Zuhörer zugegen 
war und gleich unbefangen die Vollkommenheiten wie die Unvoll⸗ 
kommenheiten der Angekl., Zeugen, Richter und Rechtsanwälte in 
mich aufnahm. Dieſen vollig neuen, dieſen erſten Eindruck finde ich 
wieder, wenn ich die vorliegende Sammlung der Arbeiten von 
Sling leſe: es macht ihm wenig, ob er von den Angehl, dem 
Zeugen oder den Richtern ſpricht — er ſieht die einen ſo unbe⸗ 
fangen wie die anderen. Er ſieht ſie als Menſchen und berichtet 
mit dem letzten Freimut, jo unvoreingenommen wie nur möglich. 
Er ſchreibt nicht geiſtreich, oder doch nur ſelten, aber dafür, was 
fo viel mohltuender ift, mit einer unerhörten Einfachheit, über⸗ 
zeugend ſchlicht, mit einer ſüßen Milde der Rede, einem hohen 
Anſtand in ſeinem Urteil, immer voll Reinheit des Gefühls und 
mit einer Sättigung an Lebenserfahrung, die die Dinge und die 
Menſchen als gegeben anſieht und wenig an die Heilkraft der Mittel 
glaubt, mit denen ernſt und heftig, oft allzu heftig, jene Untaten 
in Moabit behandelt werden. ’ 

Wenn man das lieſt, was er ſchreibt, an 400 Seiten, fo hat 
man das Gefühl, wie ſehr er irrt, wenn er einmal ſagt: „Er weiß 
nicht, wie kurzlebig der Zeitungsruhm iſt.“ Kurzlebig iſt der Angel. 
Am Fage der Verhandlung tritt er in das Licht, die Zeitungen be⸗ 
mächtigen ſich feiner, dann verſchwindet er im Zuchthaus, im Ge⸗ 
fängnis oder, freigeſprochen, in einem gleichgültigen, doch ſelten ein⸗ 
fachen Leben. Kurzlebig ift der Ruhm der Verteidiger, nur für einige 
Tage ziehen ſie die Augen der Öffentlichkeit auf ih. Kurzlebig iſt 
das Leben der Richter, nur an einigen Tagen zeigen ſie ihre große 
Macht. Kurzlebig endlich find die Akten, fie werden meggelegt, kont- 
men in den Keller und werden am Schluß vernichtet. Was bleibt, 
iſt der Bericht des Berichterſtatters. Ich habe oft geſtaunt, 
daß die Juriſten ohne Widerſpruch es mit anſahen, daß ihre zahl⸗ 
loſen Erlebniſſe mit dem Tag verſinken und keiner ſie feſthielt. Hier 
iſt von einem eine Anzahl feſtgehalten, Richter und Gerichtete leben 
durch ihn und werden durch ihn leben. 


Denn ein Buch wie dieſes kann nicht verſchwinden, auch wenn 
es nicht in den Kampf um den Meineid mit ſolchem nachhaltigen 
Erfolg geführt hätte. Die Jugend, die mehr und mehr ſich von 
den Rechtsfällen der römiſchen Juriſten befreit, wird dieſe leicht, 
aber tief erzählten Fälle behalten und damit weniger hoffnungslos 
ihre Laufbahn beginnen, als fie gerade die Begabteften begannen. 
Die Alten werden ſie leſen, um einiges wenige ihres beruflichen 
Daſeins, das ihnen wie ausgelöſcht vorkam, erhalten und geborgen 
zu finden, und Alte und Junge, wenn ſie davon ſprechen, werden 
ihre erſten gemeinsamen Erlebniſſe haben; denn leſen werden das 
Buch wohl alle. 

RA. Dr. Martin Beradt, Berlin. 


Das „ABC“ des Angeklagten von Dr. Felsart u. C. Phönix. 
Berlin⸗Pankow 1928. Linſer Verlag GmbH. Preis 4,80 . 


Die Verf, haben ein Vademekum ſchaffen wollen für den 
Laien, der das erſtemal — und vielleicht wohl auch das einzige 
Mal — als leidender Teil dem Gang des Strafprozeſſes gegen⸗ 
überſteht. Sicher bietet die allgemeinverſtändliche Darſtellung des 
Strafprozeſſes dem angehenden Juriſten viel mehr als dem Angel., 
denn fie verſucht eine Überſicht über den Gang des Strafprozeſſes 
von der Verhaftung bis zum rechtskräftigen Urteil zu geben und 
wagt ſich in für den Laien viel zu ſchwierige Gebiete, wenn ſie dem 
Angekl. auseinanderſetzt, mit welchen einzelnen formellen Rechts⸗ 
verletzungen er ſeine Reviſion begründen könne, oder wenn ſie ſich 
mit der, den Laien prakttiſch wirklich nicht berührenden Sprung⸗ 
reviſion befaßt. Mit Rückſicht auf die Sprungreviſion und die 
Berufungsbeſchränkungen der Nov. v. 27. Dez. 1926 ſind Berufung 
und Reviſion durcheinander im gleichen Kapitel behandelt, was 
dem Angekl. kaum die Unterſcheidung dieſer beiden Rechtsmittel 
erleichtern wird. 

Eine neue Auflage würde den Zweck beſſer erfüllen, wenn die 
Verf. den ſtrafprozeſſualen Teil ihrer Ausführung weſentlich kürzen 
würden, wenn ſie weiter Wiederholungen beſeitigen und überhaupt 
den Gang des Strafverfahrens dem Laien in ſtrafferer Gliederung 
geben würden. Es müßte auch dem Leſer die Dreiteilung der 
ſtrafbaren Handlungen und die Stellung der Vorunterſuchung im 
Prozeß erklärt werden. Ohne ſolche Grundlagen müſſen viele der 
folgenden Ausführungen, 3. B. über Ausſchluß der Berufung im 
Falle des § 313 SHMO., dem Laien unverſtändlich bleiben. 

Daneben wären Druckfehler (S. 49) und offenbare Verſehen 
richtigzuſtellen, wie, daß der StrSen. des OLG. heute noch mit 
ünf Mitgliedern beſetzt ſei (S. 45), daß die geſetzliche Ladungs⸗ 
falt von einer Woche auch dem Verteidiger gegenüber eingehalten 
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werden müſſe (S. 31), daß der Angekl. einen nur mangels 
genügenden Beweiſes ergangenen Freiſpruch mit der Berufung an⸗ 
fechten könne (S. 75) und daß ein einmal geſtellter Strafantrag 
„natürlich“ auch zurücknehmbar ſei (S. 18). Leider iſt das ja gerade 
nur ein Ausnahmefall. 

Sehr gefährlich ift auch für den Angekl. die ihm vermittelte 
rein theoretiſche Kenntnis, daß er ein Rechtsmittel noch bis 24 Uhr 
am Tage des Friſtablaufs einlegen könne, denn er wird kaum 
nach Geſchäftsſchluß des Gerichts bis zur Privatwohnung des zur 
Entgegennahme ermächtigten Urkundsbeamten vordringen können 
oder überhaupt von ſolcher Möglichkeit Kenntnis bekommen. 

Dieſen noch vorhandenen Mängeln ſteht ein hervorragendes 
Verſtändnis für das Seelenleben des Angekl. und eine Reihe vor⸗ 
zuglicher Ratſchläge an den Angekl. für ſein Verhalten vor Gericht 
gegenuber. Beſonders der kurze zweite Teil „Mediziniſch⸗Päd⸗ 
agogiſches“ bemüht ſich, den Angekl. als Körperlich und geiſtig 
friſchen Menſchen der ſchwerſten Prüfung ſeines Lebens, der 
Hauptverhandlung, zuzuführen. 

Die Forderung „Kein Angekl. ohne Verteidiger“, die dem 
wohl beſten Kapitel des erſten Teiles über den Verteidiger voran⸗ 
geſtellt iſt, und folgende Ausführungen aus dem zweiten, pädagogiſch⸗ 
mediziniſchen Teil mögen als Beiſpiele dieſes Inhalts dienen: 

„Je nach dem Maß ſeiner (des Unterſuchungsgefangenen) 
Willenskraft und dem Grade ſeiner Widerſtandsfähigkeit verliert 
er nämlich bald den Abſtand von den Geſchehniſſen. Zudem ſpielt 
ihm auch die durch die Einſamkeit genährte und geſteigerte 
Phantaſie böſe Streiche.“ 

Aus dieſer — viel zu wenig in der Praxis beachteten Er⸗ 
wägung heraus — folgt dann der Rat an den Unterſuchungs⸗ 
gefangenen: 

„Wälze jedes Wort, das du auszusprechen gedenkt, dreimal 
auf der Zunge und dann — ſchlucke es hinunter, ohne es aus⸗ 
zuſprechen.“ 

Schon wegen dieſer Teile wird man als Verteidiger ſeinem 
Klienten, beſonders wenn man die nicht leichte Aufgabe hat, ihn in 
zermürbender Unterſuchungshaft aufrechtzuerhalten, das Buch emp⸗ 
fehlen können. Dieſer Schlußteil und die häufig nur eingeſtreuten 
Bemerkungen über die Pſyche des Angekt. ſollten auch dem Straf⸗ 
richter und dem jungen Verteidiger Anlaß bieten, es ſich anzuſehen, 
um jo mehr, als gerade über dieſes Spezialgebiet kaum Schrifttum 
vorhanden iſt. 


RA. Dr. Richard Alexander, Hamburg. 


Hermann Ebſtein: Das Arbeitsverhältnis des Fürſorge⸗ 
zöglings. Heft 11 der „Fortſchritte der Jugendfür⸗ 
ſorge“. Herausgegeben von Prof. Dr. Klumker. Langen⸗ 
ſalza 1929. Hermann Beyer & Söhne. 63 S. Preis 1,50 K. 


Die Scheidung von öffentlichem und privatem Recht, wie ſie in 
der Rechtswiſſenſchaft althergebracht iſt, gerät immer mehr ins 
Wanken. Die gänzlich veränderte Struktur des geſamten Wirtſchafts⸗ 
lebens drängt zur Erkenntnis, daß ſich dieſe übliche Grenzziehung, die 
in der Rechtsanwendung der Praxis nicht mehr durchführbar iſt, auch 
in der Rechtsdogmatik auf die Dauer nicht aufrechterhalten laſſen 
wird. Das private Recht wird in immer ſteigendem Maße von 
öffentlich⸗ rechtlichen, insbeſ. auch ſozialrechtlichen Gedanken durch⸗ 
ſetzt. Ebenſo greifen in das öffentliche Recht ſich dauernd verſtärkende 
privatrechtliche Betrachtungsweiſen ein. Das Schwergewicht des Privat⸗ 
rechts verſchiebt ſich von den bisher maßgeblichen Rechtsbeziehungen 
zwiſchen den einzelnen nach den Rechtsbeziehungen zwiſchen den ein⸗ 
elnen und der Gefamtheit. Dieſe Verſchiebung muß notwendig eine 
Verſchmelgeng öffentlich⸗rechtlicher und privakrechtlicher Anſchauung 
zur Folge haben. Ein Beiſpiel für dieſe Umſchichtung bietet die Ent⸗ 
wicklung der Zwangserziehung zur Fürſorgeerziehung. Erſtere ruhte 
noch vollig im öffentlichen Recht. Die Fürſorgeerziehung beruht zwar 
auch auf der öffentlichen Fürſorgepflicht, aber ſie iſt im Verhältnis 
zwiſchen Zögling und dem die Fürſorgepflicht durch ſeine unmittelbaren 
oder mittelbaren Organe ausübenden Staate durchſetzt von privat 
rechtlichen Beziehungen. Dieſe wurzeln teilweiſe im Familienrecht 
(Erziehungsgewalt), keilweiſe im Recht der Schuldverhältniſſe (Dienſt⸗ 
leiſtung des Zöglings). In letzter Richtung greift wieder die öffentlich⸗ 
rechtliche Figur des allgemeinen Arbeitsrechts ein. Die vorliegende 
Schrift befaßt ſich mit der Rechtsnatur des Arbeitsverhältniſſes des 
Fürſorgezöglings. Sie unterſucht, in welcher Weiſe die Arbeit des 
ſchulentlaſſenen Zöglings außerhalb der Anſtalt, d. h. alſo das tat⸗ 
ſachliche Verhältnis zwiſchen Zögling und Dienſtherrn, das durch einen 
Vertrag zwiſchen Anſtalt und Dienſtherrn veranlaßt iſt, rechtlich ein⸗ 
zuordnen iſt. Nach Ablehnung der Konſtruktion des Dienſt⸗ und 
Lehrvertrags und des Dienſtverſchaffungsvertrags kommt die Ab⸗ 
handlung für die Zeit bis zum Inkrafttreten des JWohlfG. zu dem 
Ergebnis, daß ein Arbeitsverhältnis i. S. des Arbeitsrechts, und zwar 
ein Arbeitsverhältnis ohne Arbeitsvertrag vorliegt. Fur die Rechts⸗ 
lage nach Inkrafttreten des JWohlfGG. kommt der Verf. zu dem 
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Ergebnis: die Beſtimmung des 8 70 Abſ. 3 IJWohlfcG. bedeutet den 
Übergang des Rechts und der Pflicht für die Perſon und das Vermögen 
des Minderjährigen zu ſorgen leinſchl. der geſetzl. Vertretung) hin⸗ 
ſichtlich aller mit dem Lehr⸗ und Arbeitsverhältnis des Minderjährigen 
zuſammenhängenden Beziehungen auf die Fürſorgeerziehungsbehörde. 
Damit werde die Frage, ob die Regelung des Arbeitsverhältniſſes des 
Zöglings durch einen Dienſtverſchaffungsvertrag erfolgen könne, 
nicht berührt und ſei nicht unbedingt zu verneinen. Jedenfalls müſſe 
man aber auch jetzt im Zweifel jeden über ein Arbeitsverhältnis des 
Zöglings abgeſchloſſenen Vertrag als Arbeitsvertrag einordnen. Die 
unter ſorgfältiger Auswahl des Schrifttums klar geſchriebene Ab⸗ 
handlung iſt ein wertvoller Beitrag zu Problemen einerſeits des 


Jugendrechts, andererſeits des Arbeitsrechts. Offenbar iſt fie von 
er Anſchauungsweiſe beeinflußt, die verwandt iſt den eingangs dieſer 
Beſprechung geäußerten Gedanken über die gegenſeitige Durchdringung 
olſeutlichen und privaten Rechts. Das geht aus dem einleitenden Ab⸗ 
ſchnitt „Jugendrecht und Arbeitsrecht“ hervor. Indeſſen tritt dieſe 
Auffaſſung in den ſpäteren und weſentlicheren Teilen über das Arbeits⸗ 
verhältnis des Fürſorgezöglings durchaus zurück. Das zeigt ſich insbeſ. 
bei der Erörterung über § 70 Abſ. 3 JWohlfG. Hier fehlt die In⸗ 
beziehungſetzung zu 862. M. E. läßt ſich aber § 70 Abſ. 3 nur im 
engſten Zuſammenhange mit $ 62, d. h. alſo mit dem Zweck der Für⸗ 
ſorgeerziehung, auslegen. 


Reichsanwalt Dr. Feiſenberger, Leipzig. 


— — 


Der Fall Lefebre. Zur Pſychoanalyſe einer Mörderin von 
Marie Bonaparte. 


Im Internationalen Pſychoanalytiſchen Verlag iſt als Son⸗ 
derabdruck aus der Zeitſchrift „Imago“, Bd. 15, 1929, die pfycho⸗ 
analytiſche Darſtellung und Theorie eines Mordes erſchienen, wel⸗ 
cher, da in ihm die unterbewußten Motive für die Allgemeinheit 
recht klar und deutlich zu analyſieren ſind, von beſonderem Inter⸗ 
eſſe für pſychologiſch intereſſierte Strafwiſſenchaftler iſt. Im Auguſt 
1925 erſchoß Frau Lefebre, eine über 60 Jahre alter Bürgersfrau 
aus Frankreich, ihre im ſechſten Monat ſchwangere Schwiegertochter 
auf einer Spazierfahrt in ihrem Auto, das von ihrem eigenen Sohn, 
dem Mann der Schwiegertochter, gelenkt wurde. Sie wurde darauf⸗ 
hin zum Tode verurteilt und dann zu lebenslänglicher Einſper⸗ 
rung begnadigt. Der Fall iſt deshalb beſonders bemerkenswert, weil 
weſentliche äußere Motive für die Handlung der Greiſin kaum vor⸗ 
handen ſind. Marie Bonaparte verſucht nun in äußerſt in⸗ 
ſtruktiver Weiſe die unterbewußten Mechanismen, die dieſe Tat 
zwangsläufig hervorgerufen haben, aufzudecken. Pſychoanalytiſch 
geſprochen: ſie führt den Mord auf ſtarke Verdrängungen, die aus 
einem überwertigen Kaſtrationskomplex entſtanden find, zurück. 
Dazu treten bei der Mörderin ſtarke aus dem Odipus komplex reſul⸗ 
tierende aktiviſtiſche Tendenzen, die bewirken, daß ihr Unbewußtes 
Liebeswünſche auf ihren eigenen Sohn und dementſprechend Haß⸗ 
gefühl auf die Schwiegertochter, die ihr angeblich den Beſitz des 
Sohnes eingeſchränkt hatte, überträgt. Die Analyſe ſcheint, von 
Einzelheiten abgeſehen, gelungen zu ſein. Denn die Verf. verſteht 
deutlich zu machen, wie nach der Entſpannung, die die Tat bei der 
Mörderin ausgelöſt hatte, ſchwere nervöſe Komplikationen, unter 
denen die Täterin litt, zurücktraten. 


Der Fall iſt übrigens auch in dem vor Kurzem erſchienenen 
Werk „Der Verbrecher und feine Richter“ von Franz Alexan⸗ 
der und Hugo Staub, Internationaler Pſychoanalytiſcher Ver⸗ 
lag, behandelt worden. Sympathiſch berührt an beiden Arbeiten die 
Reſerve, mit denen pfychoanalytiſche Theorien vorgetragen werden. 
Beide Arbeiten zeigen zugleich, daß von den modernen naturwiſſen⸗ 
ſchaftlich orientierten pſychologiſchen Methoden die Pſychoanalyſe die 
meiſten Ausſichten hat, kriminaliſtiſch bedeutungsvoll zu werden. 
das Werk von Alexander und Staub (einem Mediziner und 
einem Juriſten) iſt, abgeſehen von der Darſtellung des Falles 
Lefebre, in jeder Beziehung von beſonderem Intereſſe für den mo⸗ 
dernen Kriminaliſten. Es orientiert in hervorragender Weiſe über 
Kri pſychoanalytiſche Denkweiſe ſpeziell in ihrer Bedeutung für die 
bminaliſtik. Die Bedeutung dieſer Arbeit kann nicht nachdrück⸗ 
Io genug betont werden. Die Schrift wird ficher viel dazu an⸗ 

en, fich mit den Schriften Freuds ſelber zu befaſſen. 


RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Adolf Bartning + und feine Schriften. 


Am 26 März i ; 

5 5 g z it Adolf Bartning von uns gegangen. 
55 Er Leben, dem ein zu kurzes Ziel geſetzt war, liegt hinter 
ane in Hamburg geboren, verlebte er den größten Teil ſeiner 
Jug im Karlsruhe. Außer an deutſchen Univerſitäten hörte er 
als erſter deutſcher Student in Cambridge. Nach vielen An⸗ 
leindungen wußte er ſich hier Anſehen und Achtung zu verſchaffen. 
un mit hervorragenden engliſchen Wiſſenſchaftlern, die 
bis an ſein Lebensende dauerten, ſind Zeugen dieſer Tatſachen. 
1904 ließ er ſich in Hamburg als Anwalt nieder. 


Bartning war ein Mann von einer faſt beiſpielloſen um⸗ 
faſſenden Bildung. Immer wieder überraſchte er ſeine Freunde 
durch den Reichtum ſeines Wiſſens. Ob er nun über Jean Paul 
ſchrieb, ob er einen Vortrag über Homer hielt, ob er ſich mit 
Gottfried Keller befaßte oder ob er ſeine Forſchungen über Kaſpar 
Hauſer niederlegte — ein Forſchungsgebiet, das ihm zum Lieb⸗ 
lingsarbeitsfeld geworden war — auf dem er aber leider das 
angefangene Werk nicht vollenden konnte, immer wieder war es 
dieſelbe Gründlichkeit und Schärfe der Gedankenbegründung, die 
ihn auszeichnete. Als Strafrechtsverteidiger wies er neue Wege. 
Seine peinliche Sorgfalt in der Vertiefung der Verteidigung, in 
der reſtloſen Darlegung der Motive der Tat, wobei er oft auch 
ſchonungslos die Charakterſchwächen feines Mandanten aufdeckte, 
gaben ſeinem Wort gutes Gehör. Als geiſtreicher Redner wußte er 
in feſſelndem Vortrag ſeine Anſicht zuſammenzufaſſen. 


Zu unſerem großen Leidweſen hat er ſich auf juriſtiſchem Ge⸗ 
biet wenig ſchriftſtelleriſch beſchaftigt. Eigentlich entſtammen nur 
zwei größere Arbeiten ſeiner Feder, und doch ſind dieſe beiden ſo 
bedeutend, daß der Deutſche Anwaltverein ſie der Drucklegung im 
eigenen Verlag würdigte, eine gewiß ſeltene Auszeichnung. Es 
ſind „Der Einzelrichter im Strafprozeß“ als Vortrag am 13. Juni 
1924 auf der Hamburger Tagung der J. K. V. gehalten (Druck⸗ 
ſchrift Nr. 2), und „Die Stellung des Verteidigers im Strafprozeß“, 
ein zuerſt in der forenſiſch⸗pſychologiſchen Geſellſchaft zu Hamburg 
am 30. Okt. 1925 gehaltener Vortrag (ſoeben erſchienen als Druck⸗ 
ſchrift des DAB. Nr. 18). Beiden iſt eines gemeinſam: Die hohe ver» 
antwortungsbewußte Auffaſſung der Bedeutung der Strafjuſtiz für das 
deutſche Volk. Wer 1924 die Hamburger Tagung der J. K. V. mit⸗ 
gemacht hat, wird ſich erinnern, wie der Vortrag über den Einzel⸗ 
richter, der den Abſchluß dieſer an Kämpfen um die Emminger 
VO. jo reichen Tagung bildete, allen Teilnehmern zum Erlebnis 
wurde. Ich kann hier von einer näheren Beſprechung abſehen, 
und will mich darauf beſchränken, auf die Ausführungen in der 
JW. 1924, 1699 hinzuweiſen, denen man nur zuſtimmen bann. 


In ſeinen Ausführungen über die Stellung des Verteidigers 
im Strafprozeß beſchreibt Bartning unbewußt ſein eigenes Wir⸗ 
ken. Wer dieſen Vortrag lieſt und den Verfaſſer perſönlich kannte, 
ſieht ihn in ſeiner Eigenart leibhaftig vor ſich ſtehen. Worauf es 
ihm beſonders ankam, war die Schaffung einer wirklich innigen 
Zuſammenarbeit zwiſchen Verteidigung, Gericht und Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, die ja alle drei ſchließlich dasſelbe Ziel im Auge haben, näm⸗ 
lich die Wahrheit zu erforſchen, wenn ſie es auch auf verſchieden 
erſcheinenden Wegen zu erreichen ſuchen. „Der Strafprozeß iſt je 
nach den Fähigkeiten der Parteien eine Stümperei oder ein Kunſt⸗ 
werk. Wie viel Weiterungen entſtehen, weil Staatsanwalt, Unter⸗ 
ſuchungsrichter, Verteidiger nicht einträchtig miteinander oder ebenſo 
einträchtig gegeneinander, ſondern aneinander vorbei arbeiten!“ 
Er legt dar, was ein Anwalt zum Nutzen des Klienten und zu⸗ 
gleich des Gerichts tun kann, wenn er einen bisher unbeſcholtenen 
und daher auch in gerichtlichen Dingen unerfahrenen Mann unter 
ſeinem Schutz hat. Über die beſonderen Schwierigkeiten, die da⸗ 
durch entſtehen, daß der Beſchuldigte in Unterſuchungshaft iſt, läßt 
ſich Bartning eingehend aus. Hier erkennt man den feinen 
Takt, den er immer zu wahren wußte. Bartning läßt klar 
werden, welchen Gewiffenskonklikten der Anwalt unterworfen fein 
kann. Beſonderen Wert legt Bartning auf die Pflicht des An⸗ 
walts, ſtets nur durch ſtrenge Wahrheitsliebe und objektive Sach⸗ 
lichkeit ſich das Vertrauen des Gerichts zu erwerben und zu er⸗ 
halten. Mit Recht weiſt er auf den Aktivpoften hin, den ein Ver⸗ 
teidiger, der ſich immer an dieſe Regeln hält, für ſeinen Man⸗ 
danten mitbringt. Berechtigtes Mißtrauen gegen den Verteidiger 
ſchädigt den Schutzbefohlenen. Seine Ausführungen gipfeln in drei 
Forderungen: Mitwirkung des Anwalts in Form kontradiktoriſcher 
Verhandlung beim Erlaß von Haftbefehlen, Parteiöffentlichkeit in 
der Vorunterſuchung, ſobald der Unterſuchungsrichter kraft ſeiner 
diskretionären Befuguis bereits in dieſem Stadium Zeugen be⸗ 
eidigt und damit häufig das Schickſal des Angeſchuldigten ſchon im 
voraus feſtlegt, und drittens die Möglichkeit für den Verteidiger, 
in der Hauptverhandlung ſeine Verteidigung organiſch zu geſtalten, 
indem er ſeine Entlaſtungszeugen in einer ſelbſt beſtimmten Reihen⸗ 
folge dem Gericht vorführt. Dasſelbe Recht geſteht er natürlich 
dem Staatsanwalt zu. Mit dieſer letzten Forderung will er wie 
im engliſchen Strafprozeß die Prozeßführung in die Hand der 
Staatsanwaltſchaft und der Verteidigung gelegt und den Richter 
vom Requiſitionsrichter zum wirklichen Erkennungsrichter gehoben 
haben. Die Unterſuchungen und die Verſuche der nächſten Zeit 
werden lehren, ob dieſer Wunſch für deutſches Recht zur Durch⸗ 
führung zu bringen iſt. Noch auf ihrer letzten Tagung hat ſich die 
J. K. V. dagegen ausgeſprochen. 

Es iſt bedauerlich, daß Bartning nicht auch die Stellung 
des Staatsanwalts, der dritten Prozeßpartei, ebenſo zum Gegen⸗ 
ſtand ſeiner Unterſuchung gemacht hat, wie er es mit dem Richter 
und Verteidiger in geiſtvoller, tiefſchürfender Weiſe tat. 


Staatsanwalt Roſe, Hamburg. 
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Dr. Hans Luther: Von Deutſchlands eigener Kraft. Berlin 
1929. Selbſtverlag Dr. H. Luther, Berlin C 2, Kloſterſtr. 41. 
4. Auflage. 


Das Buch von Hans Luther: „Von Deutſchlands eigener 
Kraft“ iſt in hervorragender Weiſe geeignet, zur Aufklärung der 
weiteſten Volkskreife über die ſchwebenden wirtſchaftlichen Probleme 
Deutſchlands zu dienen. Ich wüßte aus der großen populärwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Literatur, die ſich dasſelbe Ziel ſteckt, keines zu nennen, 
das auch nur annähernd in demſelben Maße dieſe Aufgabe erfüllt 
hätte. Selbſt verwickelte nationalökonomiſche Fragen wie die der 
Währung, der Handels- und Zahlungsbilanz, die Transfer⸗ und Re⸗ 
parationsprobleme, vor allem auch die agrarpolitiſchen Streitfragen 
werden durch die Form der Darſtellung ſo anſchaulich gemacht, daß 
auch der nationalökonomiſch nicht vorgebildete Leſer die Zuſammen⸗ 
hänge leicht erfaſſen kann. Dem Verf. des Buches kam dabei zugute, 
daß er durch ſeine frühere Tätigkeit ſowohl als Oberbürgermeiſter 
wie in den hohen Reichsämtern, die er bekleidet hat, für viele der 
wirtſchaftspolitiſchen Vorgänge, die er ſchildert, in beſonderem 
Maße vorbereitet war. Auch Luthers bekanntes ſtaatspolitiſches 
Projekt der „Erneuerung des Reiches“, dem er auch ein Kapitel ſeines 
Buches widmet, erſcheint hier in beſonderem Licht, nämlich im Zu⸗ 
ſammenhang mit den geſamten wirtſchaftspolitiſchen Fragen, die er 
in erſter Linie behandelt. Die Beſtrebungen auf die Herſtellung 
einer einheitlichen Staatsgewalt für das Reich und Preußen, oder 
richtiger geſagt für das Reichsland, in das auch die mit Preußen 
durch ihre Lage oder ihr eigenes Anlehnungsbedürfnis eng verbunde⸗ 
nen deutſchen Länder einbezogen werden ſollen, bilden nur ein Glied 
in der Kette der Maßnahmen zur Rationaliſierungdund Okonomi⸗ 
ſierung unſeres geſamten wirtſchaftlichen, politiſchen und ſozialen 
Lebens, die Luther mit Recht für den Wiederaufbau Deutſchlands 
als unbedingt notwendig erklärt. 

Es ſoll hier nicht eine Pritik der Auffaſſung Luthers über 
die vielen Wirtſchaftsprobleme im einzelnen vorgenommen werden, 
im großen und ganzen kann der Referent mit allen grundlegenden 
Geſichtspunkten des Verf. vollkommen übereinſtimmen. Beſonders 
beherzigenswert ſcheint mir alles das zu ſein, was Luther über 
die Bedeutung des inneren Marktes und über die dringende Not⸗ 
wendigkeit der Förderung der Landwirtſchaft ausführt. Für ſpätere 
Neuauflagen des Buches, das in der Tat geeignet iſt, ein Volks⸗ 
buch im beſten Sinne des Wortes zu werden, ſei nur der Hinweis auf 
eine Lucke geſtattet, die m. E. noch ausgefüllt werden muß. Es iſt 
das Problem des Geburtenrückgangs und überhaupt das ganze 
deutſche Bevölkerungsproblem der Gegenwart, das Luther zwar 
einmal kurz ſtreift, aber nirgends ausführlicher behandelt. Gerade 
gegenüber der dilettantenhaften Art, in der dieſe wichtige Frage 
häufig in der Offentlichkeit erörtert wird und angeſichts der Kritik- 
loſen Behandlung dieſes Problems, das oft allein mit dem Hinweis 
auf die Notwendigkeit einer ſtarken Volksvermehrung erörtert wird, 
während es doch nicht auf die Hebung der Quantität, ſondern der 
Qualität der Bevölkerung ankommt, wäre eine etwas ausführliche 
Auseinanderſetzung mit dieſem wichtigen Gegenſtand zur Abrundung 
des Geſamtbildes der deutſchen Volkswirtſchaft in höchſtem Maße 
erwünſcht 

Prof Dr. K. Diehl, Freiburg i. Br. 


Hellmut Wolf: Einführung in die Zeitungskunde. Berlin 
1928. Verlag Otto Liebmann. 


Das vorliegende Werk gibt auf knappem Raum eine überſicht⸗ 
liche und leicht faßliche Darſtellung aller der Fragen, die wir jetzt 
unter dem Begriff Zeitungswiſſenſchaft zuſammenzufaſſen gewohnt 
ſind. Neben dem Geſchichtlichen und Begrifflichen kommt auch die 
Wiedergabe der rein tatſächlichen Verhältniſſe des deutſchen Zeitungs⸗ 
und Nachrichtenweſens in einem angeſichts der Kürze der Darſtellung 
erſtaunlichen Umfange zu ihrem Recht. Auch ein kurzer Abriß über 
das Recht der Preſſe fehlt nicht, obwohl dieſer dem Zweck des Ganzen 
entſprechend naturgemäß mehr an der Oberfläche haftet. Die Arbeit 
iſt kein umfaſſendes, alle Probleme der Zeitungskunde erſchöpfend 
behandelndes Werk und ſoll es nicht ſein, aber ſie erfüllt in vollem 
Maße das, was ihr Titel verſpricht, eine ausgezeichnete Einführung 
in die Zeitungskunde zu ſein, die allen denen, die ſich erſtmalig miı 
dieſen Problemen befaſſen oder die ſich einen Überblick darüber ver⸗ 
ſchaffen wollen, die Möglichkeit gibt, ſich über alle weſentlichen Fragen 
ſchnell und zuverläſſig zu unterrichten. 

Miniſterialdirigent Dr. Kurt Häntzſchel, Berlin. 


Schrifttum 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Geſchäftswert von Johs. Schreier. 
Hamburg. 169 S. 


Das vorliegende Buch iſt aus der Praxis für die Praxis ge⸗ 
ſchrieben und weiſt demgemäß eine Fülle von Einzelmaterial auf. 
Die Aufarbeitung des Materials, die angewandte Terminologie und 
Stiliſtik, die Berückſichtigung betriebswiſſenſchaftlicher Forſchung ſind 
jedoch jo unzulänglich und verworren, daß ſowohl Praktiker wie 
auch Forſcher keinen nennenswerten poſitiven Nutzen aus dieſem 
Teil der Schrift ziehen können. Brauchbar ſind die Ausführungen 
über die rechtliche Seite des Geſchäftswertes. Die in Frage kommen⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften werden beſprochen; eine Ausleſe handels⸗ 
und ſteuerrechtlicher Entſcheidungen gibt ein Bild von der Behand⸗ 
lung des Geſchäftswertes in der Rechtſprechung. 


Prof. Dr. E. Walb, Köln. 


Verlag J. Schreier, 


Meiſter des Rechts: Rudolf von Gneiſt. Von Reichs⸗ 
miniſter a. D. Dr. Eugen Schiffer. Berlin 1929. Carl 
Heymanns Verlag. 

Der in der Sammlung „Meiſter des Rechts“ ) erſchienene Gneiſt⸗ 
band kommt gerade noch rechtzeitig als willkommene Feſtgabe zu 
dem 50. Jubiläum des Inkrafttretens der Reichsjuſtizgeſetze, an 
deren Zuſtandekommen Gneiſt ſtark mitgearbeitet hat. Schiffer 
entwirft mit knappen, aber überaus klaren und ſicheren Strichen 
ein lebensvolles Bild des Menſchen, des Politikers, des Richters, 
des Forſchers und Hochſchullehrers und vor allem auch des Rechts⸗ 
ſchöpfers Gneiſt. Sein Elternhaus, ſein Ausbildungsgang, ſeine 
Laufbahn im Juſtizdienſt, aus der er infolge des freimütigen Be⸗ 
kenntniſſes feiner liberalen Weltanſchauung bereits als junger 
Hilfsarbeiter beim Obertribunal „hinausgegrault“ wurde, ſeine um⸗ 
faſſende Tätigkeit als Rechtslehrer an der Berliner Univerſität, 
ſein Wirken im preuß. Abgeordnetenhaus und im Reichtstag werden 
anſchaulich geſchildert. Als ſein Hauptwerk wird zutreffend her⸗ 
vorgehoben ſeine ſchöpferiſche Arbeit auf dem Gebiete des preuß. 
Verwaltungsrechts. Die Schaffung der Selbſtverwaltungsbeſchluß⸗ 
behörden und der Verwaltungsgerichte iſt das unvergängliche Ver⸗ 
dienſt Rudolf v. Gneiſts, das ſeinen Namen für immer mit 
der Geſchichte unſeres öffentlichen Rechts verbinden wird. Er hat 
der Idee zum Siege verholfen, daß die perſönliche Mitarbeit 
der Staatsbürger an der Geſtaltung der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten nicht auf die engere Selbſtverwaltung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände befchränkt werden dürfe, ſondern daß von dieſen 
Verbänden gewählte Vertrauensleute auch in der unmittelbaren 
ſtaatlichen Hoheitsverwaltung weitgehend mitarbeiten müßten, um 
damit Gegenſätze und Spaltungen zwiſchen Regierung und Volk aus⸗ 
zugleichen und zu vermeiden. Die Errichtung der Selbſtverwaltungs⸗ 
beſchlußbehörden (Kreisausſchüſſe, Bezirlesausſchüſſe und Provinzial⸗ 
rate) und die Überweiſung umfangreicher Zuſtändigkeiten an ihre 
Entſch. war der Weg, den Gneiſt vorſchlug, für den er den 
eiſernen Kanzler zu gewinnen vermochte, und der dann in der 
„Gneiſtſchen Verwaltungsreform“ der 70er und Söer Jahre ver⸗ 
wirklicht wurde. Noch bedeutſamer war aber die Forderung 
Gneiſts, daß im modernen Rechtsſtaat, wie Preußen es ſein wollte 
und ſein mußte, die endgültige Entſch. darüber, ob die Verwal⸗ 
tungsbehörden ſich bei ihren Handlungen gegenüber den Staats⸗ 
bürgern in den ihnen durch das Geſetz gezogenen rechtlichen Schran⸗ 
ken gehalten hätten oder nicht, nicht mehr wie bisher lediglich 
durch die höheren Verwaltungsinſtanzen ſelbſt getroffen werden dürfte, 
ſondern durch unabhängige, nur dem Geſetz unterworfene Gerichte 
erfolgen müßte. Auch hierfür gelang es ihm Bismarck zu ge⸗ 
winnen und die preuß. Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Preußen 
erſt zu einem Rechtsſtaat im eigentlichen Sinne machte, wurde 
geſchaffen. Ohne dieſe Gneiſtſchen Schöpfungen kann man ſich 
unſer heutiges öffentliches Leben kaum mehr denken. Die Erinne⸗ 
rung an den Mann, deſſen Geiſt ſie entſprungen find, feſtzuhalten, 
zu ehren und ſtets neu zu beleben, iſt Dankespflicht nicht nur der 
Juristen und Verwaltungsbeamten, ſondern des ganzen Volkes. 
Möge eine weite Verbreitung der Schiffer ſchen Schrift dazu 
beitragen, daß das deutſche Volk ſich dieſer Dankespflicht ſtets 
bewußt bleibt. 


Präs. d. PrOVG. Staatsmin. Prof. Dr. Drews, Berlin. 


1) S. dazu JW. 1929, 1769. 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 


Rechtſprechung 


2705 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. § 123 BGV. Argliſt oder poſitive Ver⸗ 
tragsverletzung ſind nicht anzunehmen, wenn 
die Hingabe eines verſprochenen Darlehns ver⸗ 
langt wird, obwohl die Abſicht des Darlehns⸗ 
nehmers feſtſteht, das Darlehn nicht bar zurüd- 
zuzahlen, ſondern mit einer älteren beſtrittenen 
Proviſionsforderung aufzurechnen. f) 

Der Kl. behauptet, er habe neben dem hier ſtreitigen 
Anſpruch auf Hingabe des verſprochenen Darlehns gegen den 
Bekl. noch einen Anſpruch auf Zahlung einer Proviſion. Der 
Bekl. beſtreitet das Beſtehen dieſes Proviſionsanſpruchs und 
trägt weiter vor, der Kl. verfolge mit dem eingeklagten Dar⸗ 
lehnsanſpruch nur den Zweck, einen Betrag in die Hand zu 
bekommen, den er zur Befriedigung ſeines beſtrittenen Pro⸗ 
viſionsanſpruchs verwenden könne; er habe überhaupt nicht 
die Abſicht, das verlangte Darlehn zurückzubezahlen, ſondern 
würde, wenn er das Geld bekäme, ſtatt der Rückzahlung mit 
ſeiner angeblichen Proviſionsforderung aufrechnen. Auf dieſe 
Weiſe wolle er den Bekl. zwingen, den Streit über die Pro⸗ 
viſionsforderung vor den Bochumer Gerichten, im Gerichts⸗ 
ſtand des Kl., auszutragen, ſtatt den Bekl. in deſſen eigenem 
Gerichtsſtand in Saarbrücken auf die Proviſion zu verklagen. 

Das BG. ſchenkt dieſer Darſtellung des Bekl. Glauben. 
Es ſagt, der Kl. möge zwar urſprünglich, als er den Bekl. 
um Gewährung des Darlehns angegangen habe, die Abſicht 
der Zurückzahlung gehabt haben; er habe aber dieſe Abſicht 
aufgegeben, nachdem er das Darlehnsverſprechen gehabt habe, 
und nun das Darlehn nur noch haben wollen, um ſich die 
Möglichkeit der Aufrechnung zu verſchaffen. Wer nicht die 
Abſicht habe, das als Darlehn Erhaltene zurückzuzahlen, ſon⸗ 
dern ſich damit für eine beſtrittene Forderung bezahlt zu 
machen, handle argliſtig und verſtoße gegen die Regeln der 
58 157, 242 BGB.; er beabſichtige eine poſitive Vertrags⸗ 
verletzung und gebe damit dem anderen Teil das Recht, die 


Zu 1. Die Entſch. geht wohl davon aus, daß der Kl. nicht 
ſchon bei der Bitte um Gewährung des Darlehns die dem anderen 
Teile verſchwiegene Abſicht gehabt hat, die Darlehnsſchuld durch 
Aufrechnung mit ſeiner ſtrittigen Proviſionsforderung zu tilgen, 
daß er alſo das Darlehen nicht zu dem Zwecke erſchleichen wollte, 
ſich wegen einer ſtrittigen Forderung ſchneller und an einem ihm 
flaahmeren Erfüllungsorte zu befriedigen, als es ihm bei Aus⸗ 
2 ſeiner ſtrittigen Forderung möglich geweſen wäre. Läge 
es 15 Erſchleichung des Darlehnsverſprechens vor, ſo müßte 
ſei es em Verſprechenden die Befreiung von ſeinem Verſprechen, 
Einsen Grund der Anfechtung aus $ 123 BGB., ſei es mittels der 

u aus § 826 BGB. zugeſtehen. 

Verse dieſer Vorausſetzung — daß keine Erſchleichung des 
BG. nicht vorliegt, was allerdings in den Ausführungen des 
Br Ks gan klar herausgearbeitet ift — erſcheint die vom RG. 
1 uffaſſung zutreffend, daß die von dem Kl. nachträglich 
„ g Selahte bloße Möglichkeit des Verſuches einer ſpäteren Auf⸗ 
. he Bekl. keinen Grund für die Weigerung der Hingabe 
des versprochenen Darlehns gibt. Denn die Aufrechnung iſt fo gut eine 
Erfüllung wie die Zahlung. Neben den in der Entſch. hervorgehobe⸗ 
nen Erwägungen kann noch der Hinweis auf die 88 145, 302 30. 
die vom R. vorgetragene Auffaſſung verſtärken, da dieſe Vor⸗ 
ſchriſten dem Darlehnsgeber eine Beitreibung der unſtrittigen Dar⸗ 
lehnsforderung vor der Entſch. über die ſtrittige Gegenforderung 


verſprochene Leiſtung zu verweigern. Der Bekl. habe dadurch 
das Recht erlangt, ſich vom Vertrage loszuſagen. Daran 
ändere es nichts, daß der Kl. im Rechtsſtreit auf wieder⸗ 
holten Vorhalt des Gegners ſchließlich die Erklärung abge⸗ 
geben habe, er werde mit der Proviſionsforderung nicht auf⸗ 
rechnen; das Gericht nehme trotzdem nach dem geſamten Ver⸗ 
halten des Kl. an, daß er nicht willens ſei, das Darlehn zu⸗ 
rückzugeben. 

Der Senat vermag dieſen Erwägungen nicht beizutreten. 
Wie die Rev. mit Recht ſagt, muß in dieſer Inſtanz der 
Rechtsbeſtand der Proviſionsforderung des Kl. unterftellt 
werden. Dann hat der Kl. zwei nebeneinander beſtehende An⸗ 
ſprüche gegen den Bekl. und es kann nicht anerkannt werden, 
daß er gegen Treu und Glauben verſtieße, wenn er zunächſt 
eine davon gerichtlich geltend macht, auch wenn ſein Vor⸗ 
gehen einen gewiſſen Einfluß auf den Gerichtsſtand für die 
Austragung des anderen Streites zur Folge hat. Es kann 
namentlich nicht anerkannt werden, daß ein Vorvertrag über 
Gewährung eines Darlehns ohne weiteres die ſtillſchweigende 
Zuſage des Empfängers enthielte, er werde den empfangenen 
Betrag unter allen Umſtänden bar zurückzahlen und von 
der etwa eintretenden Möglichkeit der Aufrechnung keinen 
Gebrauch machen. Die Möglichkeit, einen ſolchen Vorbehalt 
zu machen, hätte der Bekl. beim ſeinerzeitigen Vertrags⸗ 
ſchluß gehabt; aber nachdem er es damals unterlaſſen hat, 
kann er nicht nachträglich ſeine Zuſage in dieſer Weiſe ein⸗ 
ſchränken. Deshalb kann man nicht ſagen, daß der Kl. eine 
poſitive Vertragsverletzung beabſichtige, wenn er ſich an den 
Vertrag ſo hält, wie dieſer urſprünglich abgeſchloſſen worden 
iſt, und ebenſowenig, daß er wider Treu und Glauben im 
Verkehr handle. Das um ſo weniger, nachdem der Kl. den 
Einwänden des Bekl. nunmehr ſoweit Rechnung getragen 
hat, daß er die Erklärung abgegeben hat, er werde nicht mit 
ſeiner Proviſionsforderung aufrechnen. 

(U. v. 10. Juni 1929; 752/28 IV. — Hamm.) Ka. 

2. Auch ſolche wiſſentlich falſche Angaben 
des Verſicherungsnehmers über die Höhe des 
eingetretenen Schadens, die einem Beamten des 
Verſicherers zum Zweck gemeinſamer Ermitt⸗ 
lung des Schadens gemacht werden, verwirken 
bei entſprechender Klauſel der Verſicherungs⸗ 
bedingungen den Anſpruch des Verſicherten. f) 

Die Bekl. hat ſich auf die Vorſchrift im § 12 Abſ. 2 
ihrer AllgVerſBed. („Der Verſicherer iſt ferner von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung frei, wenn der Verſicherungsnehmer 
. . ſich bei Ermittlung des Schadens einer argliſtigen Täu⸗ 


in Ausſicht ſtellen. Für den hier gegebenen beſonderen Tatbeſtand 
einer dinglichen Sicherung der Darlehnsſchuld tritt noch der Gedanke 
aus $ 1156 BGB. hinzu, wonach der Darlehnsgeber durch eine recht⸗ 
zeitige Abtretung der Darlehnshypothek vor der gegneriſchen Er⸗ 
klärung der Aufrechnung in der Lage wäre, etwaige Aufrechnungs⸗ 
neigungen des Schuldners zu ſchanden zu machen (vorausgeſetzt, daß 
es ſich nicht etwa um eine bloße Sicherungshypothek handelt: § 1185 
Abſ. 2 BGB.). 
RA. Dr. Richard Graßhoff, Berlin. 


Zu 2. 1. Sowohl bei der Übernahme der Gefahr (beim Ver⸗ 
tragsabſchluß) als nach der angeblichen Verwirklichung der Ge⸗ 
fahr (nach dem Verſicherungsfalh iſt der Verſicherer in weite⸗ 
ſtem Umfang auf die Angaben und Aufklärungen feines Vertrags⸗ 
gegners angewieſen. Die rechtspolitiſche Gleichartigkeit der beiden 
Tatbeſtände iſt unverkennbar. Aber nur für den Vertragsabſchluß hat 
das VVG. der „Anzeigepflicht“ eine Sanktion gegeben (88 1622). 
Für den Verſicherungsfall hat es ſich — in Abkehr von dem ſchweiz. 
Art. 40 — mit der Statuierung der Pflicht zur Anzeige ($ 38) 
und Auskunft (834) begnügt. Das war ſicher nicht folgerichtig, 
alſo nicht juriſtiſch „elegant“. Es war aber auch unpraktiſch. Denn 
gerade in Anſehung der Anzeige⸗ und Aus kunftpflicht nach Ver⸗ 
ſicherungsfall iſt im wichtigſten und ſchwerſtbelaſteten Fall, in dem 
der „argliftigen Täuſchung“ (vgl. § 22 VVG.), die Vertrags⸗ 
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ſchung ſchuldig macht“) berufen. In dieſer Hinficht beſchäftigt 
ſich der Vorderrichter zunächſt mit einer Schadensaufſtellung 
der Kl. v. 14. Mai 1927, die rechneriſch einen Erſatzanſpruch 
in Höhe von 25 971 AM ergab. Er meint, dieſe Aufſtellung 
würde nur dann zur Schadensermittlung gehört haben, wenn 
die Kl. ſie der Bekl. zugeſandt hätte. Tatſächlich ſei dies aber 
unterblieben, die Aufſtellung ſei vielmehr nur dem Ober⸗ 
inſpektor U. vorgelegt worden, der nur Beamter, nicht Organ 
der Bekl. geweſen ſei und die Aufgabe gehabt habe, ſich an 
Ort und Stelle des Brandfalles von der Sachlage zu über⸗ 
zeugen und den Schaden zu ermitteln. Für die zu dieſem 
Zwecke erforderlichen Verhandlungen U. mit der Kl. hätten 
deren Aufzeichnungen lediglich eine Unterlage gebildet, wäh⸗ 
rend die für die Bekl. maßgebenden Aufſtellungen erſt bei 
dieſen Verhandlungen aufgeſtellt werden ſollten und auf⸗ 
geſtellt worden ſeien. Für den von der Bekl. erhobenen Vor⸗ 
wurf der argliſtigen Täuſchung bei der Schadensermittlung 
kämen alſo nach der gegebenen Sachlage nur die von U. 
gefertigten, von der Kl. und ihrem Ehemann ſchließlich an⸗ 
erkannten Aufſtellungen v. 21. Mai 1927 in Betracht, die mit 
einem Erſatzanſpruch von 8000 .AM abſchließen. 

Gegen dieſe Ausſchaltung der Schadensaufſtellung der 
Kl. v. 14. Mai 1927 wendet ſich die Rev. Sie führt aus, 
derartige Schadensformulare — wie ſie die Kl. ausgefüllt 
und unterſchrieben habe — würden bei Eintritt eines Ver⸗ 
ſicherungsfalles dem Verſicherungsnehmer regelmäßig über⸗ 
ſandt und bildeten die Grundlage für die Feſtſetzung der 
Schadenshöhe, worauf die Kl. ausdrücklich hingewieſen worden 
ſei. Der Verſicherer müſſe ſich darauf verlaſſen können, daß 
ſolche Aufſtellungen nicht wiſſentlich falſch angefertigt ſeien. 
Die Kl. habe aber — wie unter Beweis geftellt jei — zu⸗ 
gegeben, daß ihre Aufſtellung v. 14. Mai abſichtlich über⸗ 
ſetzt geweſen ſei, um auf dieſe Weiſe Mittel zur Abdeckung 
ihrer Schulden zu erlangen. 

Der Reviſionsangriff iſt gerechtfertigt. über die Aus⸗ 
legung gleichlautender Klauſeln in Feuerverſicherungsbedin⸗ 
gungen, die als „typiſche“ der freien Nachprüfung des Re⸗ 


anfechtung nach bürgerlichem Rechte verſagt a. M. Bruck, VVG. 
6. Aufl. S. 176). Der aufgedeckte Betrugsverſuch darf aber nicht ohne 
Zivilſtrafe bleiben; das müßte die Verſicherungsmoral aufs ſchwerſte 
gefährden (vgl. Roelli, Komm. S. 489). Die Geſetzeslage zwingt 
deshalb den Verſicherer, hier zur Verwirkungsabrede (8 6 
Abſ. 2 VVG.) feine Zuflucht zu nehmen. Eine ſolche lag denn auch 
im Streitfall vor. 

2. Die Strafe der Anſpruchsverwirkung war auf argliſtige 
Taäuſchung „bei Ermittelung des Schadens“ geſetzt. Die fal⸗ 
ſchen Schadensangaben ſind gegenüber jenem Beamten des Verſiche⸗ 
rers erfolgt, der, wie das NG. feſtſtellt, „die Aufgabe gehabt hat, 
. . . den Schaden zu ermitteln“. Aber — meint das BG. — das 
war nicht jene „Ermittelung des Schadens“, welche die Vertrags⸗ 
abrede meint. Denn eine ſolche Ermittelung kann der Verſicherer 
nur durch ein „Organ“, durch einen verfaſſungsmäßigen Vertreter, 
vornehmen, nicht aber durch einen Beamten. Das heißt nicht mehr 
und nicht weniger, als daß ein Beamter des Verſicherers nur beauf⸗ 
tragt und bevollmächtigt werden kann, als Hilfsorgan des 
Verſicherungsnehmers bei der Vorbereitung der für die 
ſelbſteigene „Schadensermittelung“ des Verſicherers beſtimm⸗ 
ten Daten mitzuwirken. Bei ſolcher Auffaſſung iſt es freilich rechtlich 
belanglos, daß der Verſicherungsnehmer den Beamten getäuſcht hat; 
gegenüber dem Verſicherer iſt er ſchuldfrei geblieben, weil er, den 
Vorſtellungen des nachforſchenden Beamten nachgebend, ſchließlich 
deſſen Schadensaufſtellung, die für den Verſicherer beſtimmt war, 
anerkannt und damit dem Verſicherer ſelbſt vorweg richtige Angaben 
geliefert hat. Freilich muß die „Organ“ ⸗Theorie dazu führen, den 
Verſicherungsnehmer auch dort gegen die Verwirkung zu ſchützen, 
wo der Beamte die ihm gelieferten unrichtigen Daten ohne weiteres 
weitergeleitet hat. Mag dies der Verſicherungsnehmer — wie nur 
ſelbſtverſtändlich — auch vorausgeſehen haben: er hat ſich doch nicht 
mit dem Verſicherer ſelbſt in eine „Schadensermittelung“ eingelaſſen. 
Das BG. ſcheut auch vor dieſer Folgerung nicht zurück; es will 
die unrichtige Aufſtellung nur dann als Beſtandteil der „Schadens⸗ 
ermittelung“ des Verſicherers betrachten, „wenn die Kl. fie der Bekl. 
zugeſendet hätte“. — Die Unhaltbarkeit dieſer Rechtsdeutung liegt 
zutage. Wäre fie richtig, jo ſtünde, wie das NG. andeutet, die frag⸗ 
liche Verwirkungsabrede nur auf dem Papiere; denn ſeine „ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertreter“ verwendet kein Verſicherer als Schaden⸗ 
liquidatoren. Aber auch geſetzliche Normen wären ohne allen Wert: 
wären unter „Verhandlungen zur Ermittelung und Feſtſtellung des 
Schadens“ (8 65) nur ſolche mit verfaſſungsmäßigen Vertretern des 
Verſicherers verſtanden, ſo könnte der Verſicherer dem Verſicherungs⸗ 
nehmer für die Verhandlungen mit einem Beamten („Regulierungs⸗ 
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viſionsrichters unterliegen, hat ſich der erk. Sen. bereits 
mehrfach ausgeſprochen (Urt. v. 23. März 1915, VII 317/14; 
v. 21. März 1916, VII 7/16; v. 8. Dez. 1916, VII 207/16; 
v. 31. Mai 1921 VII 326/20; v. 11. Okt. 1927, (VII) VI 
244/27). Zur Annahme einer argliſtigen Täuſchung i. S. 
derartiger Verwirkungsabreden genügt es danach, wenn der 
Verſicherte in der Abſicht, den Verſicherer zu täuſchen, 
wiſſentlich unwahre Angaben gemacht hat; ob er damit den 
Erfolg einer Schädigung des Verſicherers erreicht hat, iſt 
unerheblich; ſchon das die Ermittlung des Brandſchadens ge⸗ 
fährdende argliſtige Verhalten ſoll nach der mit der Ber- 
tragsvorſchrift verfolgten Abſicht die Verwirkung des ge⸗ 
ſamten Entſchädigungsanſpruchs nach ſich ziehen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung, an der um ſo mehr feſtzuhalten iſt, als ſie dem vom 
RG. häufig betonten Grundſatz entſpricht, daß bei Verſiche⸗ 
rungen das Vertragsverhältnis in beſonderem Maße auf der 
Wahrung von Treu und Glauben zwiſchen den Beteiligten 
aufgebaut iſt, muß bei der Beurteilung des vorliegenden 
Falles zu der Annahme führen, daß die Klauſel im 812 
Abſ. 2 der AllgVerjded. anwendbar ift, wenn die Kl. dem 
Oberinſpektor U. in Täuſchungsabſicht die in ihrer Auf⸗ 
ſtellung v. 14. Mai 1927 enthaltenen etwa wiſſentlich un⸗ 
wahren Angaben gemacht hat. Daß ſie — oder ihr in ihrem 
Einverſtändnis für ſie handelnder Ehemann — in dieſer Weiſe 
bei den mündlichen Verhandlungen v. 20. und 21. Mai 1927 
dem Zeugen U. gegenüber vorgegangen ſei, iſt für die Rev⸗ 
Inſt. zu unterſtellen, da der Berg. die Frage abſichtlich 
offen gelaſſen hat. Die Erwägung, aus der er geglaubt hat, 
tatſachlicher Feſtſtellungen in dieſer Richtung entraten zu 
können, kann nicht gebilligt werden. Ob die Kl. die täuſchenden 
Angaben einem mit der Schadensermittlung betrauten Be- 
amten oder einem verfaſſungsmäßigen Vertreter der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft gegenüber gemacht hat, kann keinen 
Unterſchied begründen. Da die letzteren Verhandlungen über 
die Einzelheiten der Schadensaufſtellungen in der Regel nicht 
zu führen pflegen, würde bei ſo enger Auslegung die in 
Rede ſtehende Verwirkungsklauſel ihre Bedeutung großenteils 


beamter“) trotz 8 65 das Vertretungsverbot aufzwingen; ſo wäre der 
Verſicherer nicht verpflichtet, dem Verſicherungsnehmer ſolche Koſten 
zu erſtatten, die ihm bei der von einem Beamten des Verſicherers 
vollzogenen „Ermittelung und Feſtſtellung des Schadens“ (8 66 
Abſ. J) entſtehen. 


3. Aber gerade der Umſtand, daß dieſe Rechtsdeutung ſo völlig 
unhaltbar iſt, gibt dem Rechtsfall hohes Intereſſe. Wieder einmal 
handelt es ſich um ein verzweifeltes juriſtiſches Kunſtſtückchen, das 
eine Billigkeitsentſcheidung decken ſollte. Der Verſicherungsnehmer 
hatte ſeinen Schaden, der 8000 RA betrug, auf 25971 AM be 
ziffert, offenſichtlich in Täuſchungsabſicht. Dafür ſollte ihm ſein 
Erſatzanſpruch zur Gänze aberkannt werden. Das erſchien dem BG. 
angeſichts der Umſtände des Falles zu hart. Da erſchien es noch 
erträglicher, den ganzen Anſpruch zu wahren. Eine Mittellöſung 
war ja dem Richter nicht geſtattet. Das NG. hat diesmal nach dem 
rigor juris entſchieden. Aber die deutſche Rſpr. will ſich mit dem 
„Entweder⸗Oder“ der Verwirkungsabrede nicht abfinden. Es iſt ſehr 
zu bedauern, daß die Verſicherer aus dieſer langjährigen Beobach⸗ 
tung bei der eben abgeſchloſſenen Neuredaktion der Feuerverſiche⸗ 
rungsbedingungen keinerlei Folgerungen gezogen haben. Gerade für 
den Verwirkungstatbeſtand des Streitfalles bot das neue ſchwe⸗ 
diſche VBG. eine wertvolle Vorlage. Sein 8 23 beſtimmt, daß an⸗ 
geſichts einer ſolchen Verwirkungsabrede „gleichwohl mit Bedacht 
auf die Umſtände, unter denen ſich der betruͤgeriſche Vorgang voll» 
zogen hat, die Verſicherungsleiſtung ganz oder zum Teile zugeſprochen 
werden kann“. Im Streitfall lag die „argliftige Täuſchung“ wohl 
zutage; die Spannung zwiſchen dem angegebenen und dem feſtgeſtell⸗ 
ten Sachwert iſt gar zu groß. Aber die Täuſchungsabſicht ſcheint 
gegenüber den Erhebungsakten des Beamten nicht eben hartnäckig 
feſtgehalten worden zu fein. Man darf vielleicht gar von einer Art 
tätiger Reue ſprechen. Man müßte freilich näheres über den Vorgang 
wiſſen, der ſchließlich dazu geführt hat, daß der Verſicherungsnehmer 
ſeine eigene Bewertung fallen ließ und die des Beamten anerkannte. 
Immerhin: es liegt nahe genug, daß der ſchwediſche Richter ſich hier 
mit einem Abzug an der Verſicherungsleiſtung begnügt 
hätte. Auch das BG. Hätte gewiß eine ſolche Billigkeitsentſcheidung 
weit lieber erlaſſen als ſein ſchein⸗juriſtiſches Erkenntnis. Warum 
wollen die deutſchen Verſicherer dem Richter nicht eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung ermöglichen? Eine Vertragsklauſel, die dem ſchwediſchen 
8 23 folgte, wäre ſicherlich keine Vereinbarung, durch welche von den 
Vorſchriften des $ 6 VVG. „zum Nachteile des Verſicherungsnehmers 
abgewichen wird“ (8 6 Abf. 3). 


Sektionschef Prof. Dr. Albert Ehrenzweig, Wien. 
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einbüßen. Die Mehrzahl der Fälle, die der erk. Sen. durch 
die vorher angeführten Urteile entſchieden hat, lag auch ſo, 
daß die wiſſentlich unrichtigen Angaben lediglich Verſiche⸗ 
rungsbeamten gegenüber gemacht worden waren, die von den 
Geſellſchaften mit der Schadensermittlung beauftragt waren. 
Daß die perſönlichen Verhandlungen ſolcher Beamter mit den 
von einem Brandunfall betroffenen Verſicherten zur „Er⸗ 
mittlung des Schadens“ i. S. des § 12 Abſ. 2 Allg VerſBed. 
und gleichlautender ſonſtiger Klauſeln gehören, kann nicht 
zweifelhaft ſein. Der im Urt. des Sen. v. 11. Okt. 1927 
enthaltene Satz: „Allerdings iſt eine Betätigung des Täu⸗ 
ſchungsvorſatzes durch Abgabe falſcher oder irreführender 
Erklärungen gegenüber dem Verſicherer zu erfordern“ iſt 
nicht in dem Sinne gemeint, daß ein derartiges Verhalten 
gegenüber einem Beamten der Verſicherungsgeſellſchaft nicht 
ausreichte. Die nachträgliche Richtigſtellung der überſetzten 
Schadensforderung durch den Beamten im Einverſtändnis mit 
dem Verſicherten iſt nicht geeignet, den Verwirkungseinwand 
des Verſicherers wieder zu beſeitigen (Urt. v. 8. Dez. 1916). 
(U. v. 7. Juni 1929; 67/29 VII. — Berlin.) [Nu.] 


3. 88 1591 ff., 1719 BG B.; 826 PerſStG. Legi⸗ 
timation eines im Ehebruch erzeugten Kindes, 
wenn die Mutter den Erzeuger heiratet. f) 

(Beſchl. v. 11. Febr. 1929; B 69/28 IV. — KG.) [Ka.] 


Abgedr. JW. 1929, 1879. 


Zu 3. A. Anm. von Wieruszows ki ebenda. 


B. Der Entſch. iſt beizutreten; aber fie ſtellt vor Zweifels⸗ 
fragen. Wie das RG. ausführt, haben früher das BayObe G., ferner 
das OLG. Darmſtadt und urſprünglich auch das KG. die Anſicht 
vertreten, daß das während der Ehe im Ehebruch empfangene, 
binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe durch des Mannes Tod 
geborene Kind durch nachfolgende Ehe zwiſchen Mutter und dem 
Erzeuger legitimiert werden und dies gemäß § 26 Abſ. 2 PerfSt®. 
im Geburtsregiſter eingetragen werden könne. Eintragungen dieſes 
Inhalts find daher vielfach vorgekommen; fo BayNotVO. 28, 404: 
Die Witwe des im Juni 1918 verſtorbenen A. hatte im März 1919 
ein Kind geboren; im Okt. 1919 heiratete fie den X., der zu 
Protokoll des VormGer. im Dez. 1919 anerkannte, daß er Vater 
des Kindes ſei, und bald darauf verſtarb. Im Jahre 1924 beſtellte 
das VormGer. die Mutter des Kindes als Vormund und ſtellte auf 
ihren Antrag feſt, daß das noch binnen 302 Tagen nach des A. Tod 
geborene und als ehelich geltende Kind nicht deſſen eheliches Kind 
ſei, ſondern ein uneheliches Kind der Witwe und von K. erzeugt 
ſei, und daß es durch die Verheiratung der Mutter mit X. die Rechte 
eines ehelichen Kindes und deſſen Namen erlangt habe. Dies wurde 
auf Anordnung des OLG. bei der Geburtsurkunde vermerkt. Wie 
oben erwähnt, war der zweite Ehemann X. im Dez. 1919 verſtorben. 
Kinder waren aus dieſer Ehe nicht entſproſſen, ſo daß neben ſeiner 
Witwe feine Geſchwiſter die Erben geworden wären. Die Witwe be⸗ 
antragte aber Erteilung des Erbſcheins dahin, daß ſie und das 
vorerwähnte im März 1919 geborene Kind die Alleinerben ſeien; 
ſie gründete dieſen Antrag auf die gedachte Feſtſtellung des VormGer. 
und den Vermerk im Standesregiſter, wonach das Kind durch die 
Eheſchließung des Erblaſſers mit der Mutter die Rechte eines ehe⸗ 
lichen Kindes des Erblaſſers erlangt habe. Iſt dieſer Antrag gerecht⸗ 
fertigt und welche Bedeutung hat jene Eintragung für das NachlaßG.? 
Mit Recht hält fie das NG. (Im Anſchluß an Joſef: Standes⸗ 
Amts. 28, 184 und Bay NotV. 28, 241; die hier behandelte Frage 
nach der Wirkung für das Nachlaßgericht iſt dort nicht berührt.) für 
Anzuläſſig; aber die Eintragung iſt doch nun vorhanden und ſolauge 
Ne nicht auf Anordnung des AG. beſeitigt iſt ($ 65), darf das Nach⸗ 
laß. ſie nicht bei Erteilung des Erbſcheins unberückſichtigt laſſen. 
teach 815 beweiſen die StR. (auch für die hier vorliegende Nach⸗ 
Rand eintragung die zur Eintragung beſtimmten Tatſachen, bis der 
nachweis der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feſtſtellungen, auf Grund 
1 die Eintragung ſtattgefunden hat, erbracht iſt, insbeſ. beweiſen 
in nor daß das Kind einen ehelichen Vater hat und wer dieſer 
1 (Rel.: JW. 1915, 1363; OLG. Kolmar: RIA. 7, 95). Im vor⸗ 
gebenden Fall kann dieſe Vorſchrift aber nicht zur Anwendung 
namen; denn Vermerke des oben bezeichneten Inhalts: 

„Durch Beſchluß des VormGer. iſt feſtgeſtellt, daß das Kind 

durch die Eheſchließung des k. mit der Witwe A. die Rechte 

eines ehelichen Kindes der Eheleute X. erlangt hat“ 
enthalten nur die Wiedergabe einer Rechtsanſicht des Vorm⸗ 
Ger. zu der es nach getroffenen Ermittelungen in Auslegung 
des Geſepes gelangt iſt. Das Nachlaß. hat daher die Richtigkeit 
dieſer Rechtsanſicht zu prüfen und wird ſie verneinen, da die auf 
Grund des § 28 FG. ergangene Anſicht des RG. die überzeugend 
richtige iſt; es wird daher den Antrag der Witwe auf Erteilung 
des Erbſcheins für ſich und das angeblich legitimierte Kind abweiſen. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


4. § 2333 Nr. 3 BG B. Eine vereinzelte 
grobe Beleidigung iſt im allgemeinen nicht als 
yſchweres Vergehen“ anzufehen.}) 5 


Nach der Annahme des BG. hat die Kl. die Voraus⸗ 
ſetzungen der Pflichtteilsentziehung nach 8 2333 Nr. 3 BGB. 
dadurch geſchaffen, daß ſie ſich durch eine Eingabe an die 
Staatsanwaltſchaft v. 21. Jan. 1924 einer Beleidigung und 
damit eines ſchweren vorſätzlichen Vergehens gegen den Erb⸗ 
laſſer ſchuldig gemacht habe. Die Begründung dieſer An⸗ 
nahme iſt nicht frei von Rechtsirrtum. 

Zunächſt iſt es zu beanſtanden, wenn das BG. meint, 
von Wahrnehmung berechtigter Intereſſen könne keine Rede 
ſein. Unſtreitig hatte der Erblaſſer die Kl. auf Herausgabe 
eines Hundes verklagt. Der beklagte Ehemann hatte eine ihr 
ungünſtige eidliche Zeugenausſage abgegeben, die ſie für 
wiſſentlich falſch anſah, und deshalb erſtattete die Kl. gegen 
ihn Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft. Wie die Akten der 
Staatsanwaltſchaft ergeben, beſtätigte der Onkel der Kl. 
namens Ludwig Pf. deren Angaben. In einer Verteidigungs⸗ 
ſchrift v. 13. Jan. 1924 bemängelte der beklagte Ehemann 
die ſittlichen Eigenſchaften der Kl., ſtellte dieſe als unglaub⸗ 
würdig hin, behauptete, daß die Erinnerung des Pf. infolge 
Genuſſes ſtark alkoholiſcher Getränke getrübt ſei und be⸗ 
zeichnete die ganze Verwandtſchaft der Kl. als eine Clique, die 
treu und feſt zuſammenhalte. Die Eingabe der Kl. v. 21. Jan. 
1924 iſt deren Gegenerklärung, zu der ſie von der Staats⸗ 


Zu 4. Die Ehe der Eltern der Kl. iſt geſchieden unter der 
Feſtſtellung, daß ihr Vater (der Erblaſſer) in unerlaubten Be⸗ 
ziehungen zu der bekl. Ehefrau geſtanden hat. Der Vater hat dann 
bis zu ſeinem Tode im Haushalte der bekl. Eheleute gelebt. In 
ſeinem Teſtamente hat er dieſe zu alleinigen Erben eingeſetzt und 
feiner Tochter unter Berufung auf § 2333 Nr. 3 den Pflichtteil 
entzogen. Hinzugefügt iſt die Klauſel: Wenn die Tochter das 
Teſtament mit Erfolg angefochten haben ſollte, ſei ſie auf den 
Pflichtteil eingeſetzt. Die Tochter begehrt mit der Klage grund⸗ 
ſätzlich die Feſtſtellung, daß das Teſtament nichtig ſei und hilfs⸗ 
weiſe von den Bekl. die Auszahlung ihres Pflichtteils. 

In der Entſch. wird die Frage behandelt, ob die Tochter ſich 
eines die Pflichtteilentziehung rechtfertigenden ſchweren vorſätzlichen 
Vergehens gegen ihren Vater ſchuldig gemacht habe. Das KG. hat 
dies bejaht. Der Vater hatte die Tochter auf die Herausgabe 
eines Hundes verklagt. In dem Rechtsſtreite gab der jetzt bell. 
Ehemann zugunſten des Vaters eine eidliche Zeugenaussage ab. Die 
Tochter ſah dieſe als wiſſentlich falſch an und erſtattete deshalb 
Anzeige bei der StA. In dem Ermittelungsverfahren ging der 
Angeſchuldigte mit groben Beleidigungen gegen die Tochter vor; 
dieſe antwortete darauf mit gleichen Schmähungen, und bei dieſer 
Gelegenheit behauptete ſie dann, der Angeſchuldigte ſei durch ihren 
bei Allen als Trinker bekannten Vater zu der unrichtigen Zeugen⸗ 
ausſage verführt worden. Dieſe Außerung enthält, für ſich be⸗ 
trachtet, in der Tat die Kundgebung liebloſer und grober Miß⸗ 
achtung des Vaters. Aber nach dem ganzen Zuſammenhange kann 
auch angenommen werden, daß es ſich nicht um eine Schmähung 
handelte, die abſichtlich gerade gegen den Vater gerichtet wurde. 
In erſter Linie ſollte die Glaubwürdigkeit des Angeſchuldigten 
herabgeſetzt werden. Die Heranziehung der Trunkſucht des Vaters 
war erſt das Echo auf die Behauptung des Angeſchuldigten, daß 
die Erinnerung des zugunſten der Tochter ausſagenden Zeugen durch 
allzu ſtarken Alkoholgenuß getrübt werde. Ob bei der Außerung 
der Tochter eine Intereſſenkolliſion mitwirkte, die nach der Lehre 
der Strafrechtler zu einer Art ſtrafausſchließendem Notſtand führt, 
mag zweifelhaft ſein. Aber ſoviel läßt ſich annehmen, daß aus dem 
die Verteidigung ihres Rechtes bezweckenden Gebrauche der Worte 
„notoriſcher Trinker“ nicht notwendig der vorſätzliche Wille, den 
Vater zu beleidigen, entnommen werden muß (Frank, StGB., 
8185 A. 1 b). 

Von hier aus iſt auf die entſcheidende Frage einzugehen, ob 
ſich die Tochter durch den an ſich beleidigenden Vorwurf eines 
ſchweren vorſätzlichen Vergehens gegen den Erblaſſer ſchuldi 
gemacht habe. „Schweres Vergehen“ iſt kein techniſcher Begriff 
des Strafrechts. Das BGB. ſpricht von „ſchwer“ außer in 8 2333 
Nr. 3 nur noch in 8 530 ſchwere Verfehlung als Grund zum 
Widerruf einer Schenkung und in $ 1568 ſchwere Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten als Eheſcheidungsgrund. In 
allen drei Fällen fordert das Geſetz ein Werturteil, bei dem der 
Richter das bisherige Verhalten beider Beteiligten zueinander ab⸗ 
wägen ſoll. Die relative Beurteilung, ob eine Verfehlung als 
ſchwer anzuſehen ſei, tritt deutlich hervor bei der Anwendung des 
8 1568: Die Fortſetzung der Ehe iſt einem Ehemanne trotz der 
an ſich ungeheuerlichen Beſchuldigungen der Ehefrau noch zuzu⸗ 
muten, wenn er ſelbſt durch eigene ſchwere Verfehlungen die jeiner 
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anwaltſchaft veranlaßt worden iſt. Auf den Vorwurf un⸗ 
ſittlichen Verhaltens erwiderte die Kl. mit dem Hinweis auf 
das unſaubere Verhältnis der beklagten Ehefrau mit dem 
Erblaſſer, das dem beklagten Ehemann ſeit langem bekaunt 
ſei. Dabei ſpricht ſie allerdings von ihrem Vater als einem 
gelernten Barbier und jetzigen Schnapsreiſenden, nennt ihn 
auch Familienkompagnon des beklagten Ehemanns. Unter 
Betonung der Nüchternheit ihres Onkels Pf. erwidert fie, 
der Bekl. und fein Buſenfreund B. müßten ihrerſeits zu 
ſtark dem Alkohol gefrönt haben, was ja bei einem Schnaps⸗ 
reiſenden, der am nächſten Tage wieder unentgeltlich Proben 
beziehen könne, nicht ins Gewicht falle, und fügt ſchließlich 
noch hinzu, der Bekl. ſei durch ihren als notoriſchen Trinker 
bekannten Vater verführt. Wenn ſie auf das dreieckige Ver⸗ 
hältnis zwiſchen den Bekl. und dem Barbier B. hinweiſt, 
ſo iſt das die Entgegnung darauf, daß der Bekl. ihre Ver⸗ 
wandtſchaft als eine ſeſt zuſammenhängende Clique bezeichnet 
hatte. Bei dieſer Sachlage iſt der Kl. unbedenklich zuzugeben, 
daß ſie an ſich in Wahrung berechtigter Intereſſen gehandelt 
hat, und es kann ſich nur fragen, ob ſich aus der Form ihrer 
Außerungen oder aus den Umſtänden, unter denen ſie ge⸗ 
ſchahen, auf eine Abſicht der Kl., ihren Vater zu beleidigen, 
zu ſchließen iſt (8 193 StGB.). Ob das BG. dieſen recht⸗ 
lichen Geſichtspunkt beachtet hat, erſcheint immerhin zweifel⸗ 
haft, da es ſich darauf beſchränkt, ohne nähere Darlegungen 
zu ſagen, daß das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der 
Form der Außerungen hervorgehe. 

Hiernach mangelt es bisher an einer rechtlich einwand⸗ 
freien Feſtſtellung einer Beleidigung. Bedenken ſind aber 
auch gegen die Ausführungen zu erheben, mit denen das BG. 
ſeine Auffaſſung begründet, daß die von ihm angenommene 
grobe Beleidigung als ſchweres vorſätzliches Vergehen gegen 
den Erblaſſer i. S. des § 2333 Nr. 3 BGB. anzuſehen ſei. 
Das BG. geht zwar zutreffend davon aus, daß die Frage, 
ob ein ſchweres Vergehen vorliegt, nach den Umſtänden des 
Falles, namentlich nach dem Grade des ſittlichen Verſchuldens 
des Kindes zu beantworten iſt. Seine weiteren Ausführungen 
laſſen aber ein Eingehen auf die beſonderen Umſtände dieſes 
Falles, insbeſ. auf die von der Kl. vorgebrachten Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe vermiſſen. Unbedenklich kann die eigene 
verwerfliche Lebensführung des Erblaſſers dem mißratenen 
Abkömmling zur Entlaftung dienen (Endemann, III: Erb⸗ 
recht, § 165 unter IIIa 3), wie auch bei dem Entziehungs⸗ 
grund des § 2333 Nr. 5 a. a. O. der eigene ehrloſe oder un⸗ 
ſittliche Lebenswandel des Erblaſſers von Bedeutung ſein 
kann (Planck, Komm. Anm. 3 e; Staudinger⸗Herz⸗ 
felder, Anm. III A5; RGRKomm. Anm. zu Nr. 5 a. a. O.). 


Ehefrau verſchuldet hat (NG.: HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 1219). Von 
der gleichen zutreffenden Erwägung wird das vorliegende Urteil 
getragen. Der Vater hat durch ſeinen Ehebruch und vor allem 
durch ſeine Überjiedelung in den Haushalt der am Ehebruch be⸗ 
teiligten Eheleute ſein einziges Kind jeder väterlichen Fürſorge 
beraubt. Die alſo verſtoßene Tochter war durch ſeine Schuld ihm 
völlig entfremdet. Daß ſie unter dem Leide und unter dem ver⸗ 
nichtenden Eindruck dieſer ihr Familienleben zerſtörenden Er⸗ 
eigniſſe nicht mehr die einem Vater ſonſt gebührende Ehrerbietung 
aufzubringen vermocht hat, muß einer milderen Beurteilung unter⸗ 
ſtellt werden. Gegen die Handlungsweiſe eines mißratenen Kindes 
darf ein Vater nicht ſchwere Anklage erheben, der ſelbſt das Miß⸗ 
raten ſchuldhaft verurſacht hat. Außerdem muß bei der Abwägung 
ein Geſichtspunkt noch beachtet werden: Die Relation, in der das 
Vergehen zu der damit verbundenen Rechtsfolge ſteht. Die vom 
Vater gewollte Entziehung des Pflichtteils bedeutet, daß ſeine 
Tochter, die ſich als Stenotypiſtin den Lebensunterhalt verdienen 
muß, ihres natürlichen Mitrechtes an dem Familiengute beraubt 
werden ſoll. Solche Verfehmung darf nicht willkürlich geſchehen. 
Der Vater muß ſie rechtfertigen durch eine Verfehlung, deren Ge⸗ 
wicht in adäquatem Verhältnis ſteht zu der außerordentlich ſchweren 
Ausſchließung der Tochter von jeder Erbberechtigung. Ob dazu die 
einmalige grobe Entgleiſung während der Aufregungen des Pro⸗ 
zeßkampfes ausreiche, kann bezweifelt werden. Die Beweislaſt liegt 
beim Erblaſſer. 

Tas Urteil regt noch zur Erwägung einer anderen wichtigen 
Rechtsfrage an. Nach dem Stand der Verhältniſſe liegt die An⸗ 
nahme nahe, wie das NG. in dem nicht abgedruckten Teile der 
Begründung ausſpricht, daß die Erbeinſetzung der bekl. Ehefrau von 
der Abſicht geleitet war, fie für feinen ſittenwidrigen Verkehr mit 
ihr zu belohnen. Alsdann wäre ihre Erbeinſetzung nach 8 138 
nichtig. Nach § 2085 ſpricht die Vermutung für die Selbſtändig⸗ 


Davon abgeſehen kann im allgemeinen eine vereinzelte grobe 
Beleidigung noch nicht als ſchweres Vergehen i. S. des 
§ 2333 Nr. 3 BGB. angeſehen werden (Recht 1916 Nr. Wa) 
Es genügt daher nicht, wenn das BG. jagt, das ſchlechte 
Verhältnis zum Vater entſchuldige die Kl. nicht. Vielmehr 
kommt es darauf an, wer an dem Zerwürfnis ſchuld iſt, 
insbeſondere ob nicht der Erblaſſer deshalb, weil er der Kl. 
ein ſchlechtes Vorbild gegeben oder die ihm neben der 
Mutter obliegende Erziehungspflicht vernachläſſigt hat, für 
eine etwaige ſittliche Verwahrloſung der Kl. und deren feind⸗ 
ſelige Geſinnung bis zu einem gewiſſen Grade ſeinerſeits 
verantwortlich zu machen iſt. Sind die von der Kl. gegen 
den Erblaſſer erhobenen Vorwürfe begründet, ſo wird eine 
milde Beurteilung ihres Verhaltens am Platze ſein, die ſehr 
wohl zur Verneinung eines ſchweren Vergehens führen kann. 
(U. v. 18. März 1929; 438/28 IV. — Berlin.) (Ka. 


5. Im ehrengerichtlichen Verfahren, das 
ſich auf Vereinsſatzungen gründet, kann Be- 
ſtrafung nur wegen Verfehlungen gegen die da= 
mals geltenden Satzungen erfolgen. — Die Feſt⸗ 
ſtellung der Ungültigkeit ehrengerichtlicher Be— 
ſchlüſſe kann ſich nur gegen den Verein richten, 
von dem fie ausgehen. f) 


Was zunächſt die Klage gegen die Bekl. zu 1 und 2 an- 
langt, ſo iſt das ehrengerichtliche Verfahren gegen den Kl. 
eingeleitet worden durch das Schreiben des Bekl. zu 1 an 
ihn v. 14. Mai 1926. Da damals die Satzung des Bekl. 
zu 2 v. 15. Sept. 1923 in der Faſſung des Nachtrags vom 
24. Febr. 1926 bereits in Geltung war — der Nachtrag iſt 
am 1. Mai 1926 in Kraft getreten —, fo hatte ſich das Ver⸗ 
fahren vor dem Ehrenrat und dem Ehrengerichtshof nach der 
neuen Satzung zu richten. Es bedarf nicht der Erörterung, 
ob die vom BG. gegen das eingeſchlagene Verfahren im 
einzelnen erhobenen Bedenken und die ſich gegen dieſe Aus⸗ 
führungen richtenden Reviſionsangriffe begründet ſind. Die 
Aufhebung der Beſchlüſſe des Ehrenrates und des Ehren⸗ 
gerichtshofes iſt jedenfalls im Ergebnis um deswillen zu 
billigen, weil nicht die richtigen fachlichen Strafvorſchriften 
angewendet ſind. 

Nach ſtändiger Rſpr. des NG. bildet die Verhängung 
von Strafen von ſeiten der Vereinsorgane gegen Vereins- 
mitglieder einen Akt der Selbſtverwaltung des Vereins. Die⸗ 
ſer unterwirft ſich das Mitglied durch ſeinen Eintritt in den 
Verein nur in den aus den Satzungen erſichtlichen Grenzen. 
Daraus folgt nicht nur, daß nur ſolche Straf oder Diſzi⸗ 
plinarmaßregeln verhängt werden dürfen, die in den Sat⸗ 


keit der einzelnen Verfügungen des Teſtamentes, ſo daß aus der 
Nichtigkeit der Erbeinſetzung noch nicht die der Entziehung folgen 
würbe. Aber im vorliegenden Falle ließe ſich vielleicht doch auf die 
inhaltliche Abhängigkeit der Verfügungen ſchließen: Um die ehe⸗ 
brecheriſche Ehefrau mit dem ganzen Nachlaß zu belohnen, hat 
der Erblaſſer ſeinem einzigen Kinde den Pflichtteil entzogen. Es 
könnte hiernach erwogen werden, ob der das ganze Teſtament be⸗ 
herrſchende unſittliche Wille nicht die Pflichtteilentziehung mit⸗ 
ergriffen hat und der Erblaſſer die beleidigenden Worte der Tochter 
nur deshalb als ſchwere Kränkung hinſtellt, um damit das 
Mittel zur Erreichung des gewollten unſittlichen Erfolges zu 
ſchaffen. Der Erblaſſer hat für alle Fälle die Beſtimmung hinzu⸗ 
gefügt: Sollte das Teſtament von meiner Tochter mit Erfolg an⸗ 
gefochten werden, jo ſoll fie nur ihren Pflichtteil erhalten. An 
dieſer, ſich immer mehr einbürgernden Klauſel nimmt die all⸗ 
gemeine Meinung keinen Anſtoß (vgl. auch R.: JW. 1916, 9 
Es ſollte aber doch einmal ſchärfer nachgeprüft werden, ob die 
damit beſtätigte volle libido testatoris vor den heutigen, ver⸗ 
ſtärkten familienrechtlichen Anforderungen und angeſichts der herr⸗ 
ſchenden wirtſchaftlichen Notlage zahlloſer Abkömmlinge ſolche un⸗ 
bedingte Anerkennung verdiene. Auch die Beſchränkung auf den 
Pflichtteil ſteht in offenbarer Abhängigkeit von der unſittlichen Erb⸗ 
einſetzung. 
Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 


Zu 5. Den in Preußen dem Oberpraſidenten einer Provinz 
beigegebenen Apothekerkammern ſtehen Diſziplinarbefugniſſe im 
eigentlichen Sinne nicht zu. Ihre Rechte beſchränken ſich nur auf 
Stellungnahme zu Verletzungen der Berufspflicht. Ein Einſchreiten 
wegen ſtandeswidrigen Verhaltens iſt nicht gegeben. Anders ver⸗ 
hält es ſich in einigen ſüddeutſchen Staaten. Die Ehrengerichts⸗ 
barkeit der Apothekerſchaft Preußens iſt daher eine Vereinsgerichts⸗ 
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zungen vorgeſehen ſind (JW. 1915, 14241; 1928, 22083 u. 
22091; 1929, 847), ſondern auch, daß ein Mitglied nur 
wegen ſolcher Handlungen beſtraft werden kann, die bereits 
zur Zeit ihrer Ausführung von den Satzungen mit Strafe 
bedroht waren. Aus der ſatzungsmäßigen Begrenzung der 
Selbſtverwaltung des Vereins ergibt ſich alſo, daß ein Mit⸗ 
glied nicht wegen einer Handlung beſtraft werden kann, die 
es bei der Ausführung als mit der geltenden Satzung im 
Einklang ſtehend anſehen durfte. Dieſe Erwägungen recht⸗ 
fertigen es, auf dem Gebiete des Vereinsrechtes denſelben 
Grundſatz anzuwenden, der in den Vorſchriften des 82 Abſ. 1 
StGB und jetzt des Art. 116 RVerf. Ausdruck gefunden hat, 
nämlich daß eine Handlung nur dann mit einer Strafe be⸗ 
legt werden kann, wenn die Strafbarkeit geſetzlich beſtimmt 
war, bevor die Handlung begangen wurde. 


Hiernach und da die den Gegenſtand des ehrengericht⸗ 
lichen Verfahrens bildenden Handlungen des Kl. vor der 
Anzeige des Bekl. zu 3 v. 28. April 1926 liegen, hätte die 
Beſtrafung des Kl. aus der damals geltenden Satzung des 
ekl. zu 2 v. 15. Sept. 1923 erfolgen müſſen (vgl. § 25 der 
Satzung des Bekl. zu 1 v. 6. Mai 1924). Das iſt aber nicht 
geſchehen. Nach § 45 Abſ. 1 der Satzungen v. 15. Sept. 1923 
unterlagen der Beurteilung des Ehrenrates „Handlungen 
der Vereinsmitglieder, die die Ehre des Standes, des Ver⸗ 
eins oder eines Vereinsmitgliedes verletzen können“ (Abſ. 2 
kommt nicht in Betracht, da es die ſchiedsgerichtliche Tätigkeit 
des Ehrenrates betrifft). Die Begründung des Beſchluſſes 
des Ehrenrates v. 29. Mai / 1. Juni 1926 enthält jedoch keine 
Feſtſtellung, daß der Kl. durch die ihm nachgewieſenen Hand⸗ 
lungen Ehrverletzungen i. S. dieſer Vorſchrift begangen habe, 
und die Strafe iſt, wie die Begründung ausdrücklich beſagt, 
der erſt am 1. Mai 1926 in Kraft getretenen abgeänderten 
Satzung entnommen (§ 47 Abſ. e daſelbſt). Die erforderliche 
Feſtſtellung einer Zuwiderhandlung gegen § 45 Abſ. 1 der 
alten Satzung fehlt auch in der Entſcheidung des Ehren⸗ 
gerichtshofs v. 15. Sept. 1926. Die Strafe wird vielmehr 
verhängt „wegen bewußter Zuwiderhandlung gegen die Sat⸗ 
zung ſowie gegen einen bindenden Gaubeſchluß, verbunden mit 
der bewußten Schädigung wirtſchaftlicher Intereſſen eines 
Teiles ſeiner Standes⸗ und Vereinsgenoſſen durch Preis⸗ 
unterbietungen ſowie durch Bekanntgabe einer für einen grö⸗ 
ßeren Kreis von Perſonen beſtimmten Anzeige, in welcher 
unzutreffende, irreführende Angaben enthalten ſind, die den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. 
geeignet erſcheinen“. Ein ſolches Verhalten iſt keineswegs not⸗ 
wendigerweiſe als ehrverletzend i. S. des § 45 Abſ. 1 der 
alten Satzung anzuſehen, und die Begründung der Ent⸗ 
ſcheidung bietet keinen Anhalt dafür, daß der Ehrengerichts⸗ 
hof es als ehrverletzend in dieſem Sinne angeſehen hätte. 
Auf die gegenteilige Auffaſſung des Ehrengerichtshofs iſt 
nicht nur aus der wiedergegebenen Faſſung, die ſich wenig⸗ 
ſtens teilweiſe an die neue Strafvorſchrift des 8 42 Nr. 2 
der geänderten Satzung anlehnt, ſondern auch aus den Aus⸗ 
führungen der Begründung zu ſchließen, wonach die Möglich- 
keit eines Schutzes der wirtſchaftlichen Intereſſen der Ver⸗ 
einsmitglieder und eines Einſchreitens der Vereinsorgane 
gegen unlauteres Geſchäftsgebaren eines Mitgliedes „durch 
die Schaffung der neuen Vereinsgerichtsbarkeit gegeben“ 
em ſoll. Die Begründung der Entſcheidung läßt jedenfals 


5 
barkeit, die ſich nur auf Mitglieder des Vereins, dem beizutreten 
Ente Apothebenbeſtzer gezwungen werden kann, erſtreckt. Die 
Der des RG. bewegt ſich daher zutreffend im Rahmen einer 
erichtsoatonomie. Grundſätzlich wird das Recht einer Vereins⸗ 
5 sbarkeit bejaht. So auch das KG.: JW. 1928, 2209 36/37, 
BER Zulaſſigkeit einer vereinsrechtlichen Strafgewalt bejaht 
Hinſi Pr: wo das KG. dartut, daß das Verfahren in formaler 
prüfun dachprüfbar iſt. Materiellrechtlich kann aber die Nach⸗ 
9 che aer ordentlichen Gerichte auch ausgedehnt werden auf die 
9 25 eit einer zu hohen, unbilligen oder ſittenwidrigen Strafe. 
„ er Entſch. des NG. liegt der Grundſatz „nulla poena sine 
lege gem. 8 2 SGB. im Zusammenhang mit Art. 116 NVerf. 
zugrunde. In der Literatur iſt die Auffaſſung vertreten, daß dieſer 
die ſtaatsbürgerliche Freiheit und Rechtsſicherheit garantierende 
Grundſaßz nu für das eigentliche Strafrecht, nicht aber für das 
Diſziplinarſtrafrecht Geltung hat (. Ebermayer zu 8 2). Das 
iſt durchaus verſtändlich, wenn man nicht überſieht, daß das Er⸗ 
fordernis, jede Strafe müſſe geſetzlich beſtimmt ſein, gerade den 
Ausſchluß gewohnheitsrechtlicher Übung bezweckt. Die Beſtimmung 


auch nicht mit einiger Sicherheit erkennen, daß der Ehren⸗ 
gerichtshof die feſtgeſtellten Handlungen des Kl. als nach 
der maßgebenden alten Satzung ſtrafwürdig angeſehen hätte. 

Nun hält der Ehrengerichtshof allerdings für bewieſen, 
daß der Kl. noch nach dem 15. Juni 1926 die gegen einen 
Gaubeſchluß verſtoßenden Unterbietungen ſich hat zuſchulden 
kommen laſſen. Durch die Satzung war der Ehrengerichts⸗ 
hof nicht gehindert, den Kl. auch wegen der nach dem 1. Mai 
1926, dem Inkrafttreten der geänderten Satzung, fort⸗ 
geſetzten Satzungsverletzungen und Zuwiderhandlungen gegen 
einen bindenden Gaubeſchluß zur Rechenſchaft zu ziehen und 
inſoweit die Strafbeſtimmungen dieſer geänderten Sat⸗ 
zung anzuwenden. Wenn es aber in der Begründung der 
Entſcheidung heißt, daß die durch dieſe Fortſetzung ſeines Ver⸗ 
haltens und auch ſonſt bewieſene oſtentative Nichtachtung der 
vereinsgerichtlichen Einrichtungen bei der Feſtſetzung des 
Strafmaßes nicht habe außer Betracht bleiben dürfen, ſo er⸗ 
hellt daraus, daß der Ehrengerichtshof als den hauptſächlichen 
Gegenſtand des ehrengerichtlichen Verfahrens diejenigen Hand⸗ 
lungen des Kl. angeſehen hat, die vor der Anzeige des Bekl. 
zu 3 lagen und deren Strafbarkeit ſich, wie dargelegt, nach 
den alten Satzungen richtete. In der Hauptſache beruht hier⸗ 
nach die Straffeſtſetzung auch des Ehrengerichtshofs erkennbar 
auf der irrtümlichen Anwendung der neuen erweiterten Straf⸗ 
vorſchriften, und das rechtfertigt ſeine Aufhebung. 

Durch die Aufhebung der Beſchlüſſe des Ehrenrates und 
des Ehrengerichtshofs iſt nicht die Strafloſigkeit des Kl. aus⸗ 
geſprochen. Die Bekl. zu 1 und 2 find nicht gehindert, dem 
ehrengerichtlichen Verfahren gegen den Kl. Fortgang zu 
geben. Aus dem Geſagten ergibt ſich bereits, daß die An⸗ 
wendung der am 1. Mai 1926 in Kraft getretenen Satzung 
unbedenklich iſt, ſoweit die Handlungen des Kl. nach dieſem 
Zeitpunkt liegen. Wegen der früheren Handlungen kann der 
Kl. nur beſtraft werden, wenn die zuſtändigen Vereinsorgane 
bei Anwendung pflichtmäßigen Ermeſſens glauben, ſie als 
ehrverletzend i. S. des § 45 Abſ. 1 der alten Satzung anſehen 
zu können. 

Die Vorausſetzungen einer Feſtſtellungsklage gegen den 
Bekl. zu 3 ſind nicht gegeben. Die Feſtſtellung der Ungültig⸗ 
keit der Beſchlüſſe des Ehrenrats und des Ehrengerichtshofs 
iſt gegenüber den beiden Vereinen zu treffen, von denen ſie 
ausgehen, d. h. gegenüber den Bekl. zu 1 und 2. Dieſe 
urteilsmäßige Feſtſtellung hat ohne weiteres Wirkſamkeit 
gegen alle (RGRKomm., Anm. 5 zu $ 32 BGB.). Ein recht⸗ 
liches Intereſſe des Kl. an der fraglichen Feſtſtellung dem 
Bekl. zu 3 gegenüber iſt hiernach nicht anzuerkennen. Der 
Umſtand, daß das Verfahren gegen den Kl. durch eine An⸗ 
zeige des Bekl. zu 3 veranlaßt worden iſt, kann an dieſer 
Beurteilung nichts ändern. 

(U. v. 1. Juli 1929; 662/28 IV. — Berlin.) Ka. 


6. Si DeviſO. und 81 Bek. v. 8. März 1917 
beeinträchtigen nicht die Gültigkeit von Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen, in denen von einem in⸗ 
ländiſchen Schuldner gegenüber einem inländi⸗ 
ſchen Gläubiger die Rückzahlung eines in Mark 
aufgenommenen Darlehns in Schweizer Wäh⸗ 
rung verſprochen wird. 

Die Bekl. hat i. J. 1917 bei der Bank von M. AktG. in 


des § 2 StGB. und die einſchlägigen Beſtimmungen der RVerf. 
Können aber als Niederſchlag eines oberen Rechtsſatzes um ſo mehr 
gewertet werden, als die geſchichtliche Entwicklung des Straf⸗ 
rechtes überall dieſen Grundſatz kennt. Man wird daher nicht 
fehlgehen, Rechtsgrundſätze, die zu allen Zeiten und in allen Kultur⸗ 
ſtaaten anerkannt worden ſind, im Vereinsrecht dann auch an⸗ 
uwenden, wenn, wie im vorliegenden Fall, es ſich um einen Ver⸗ 
ſtoß gegen eine beſtimmte Verbotsvorſchrift, alſo vorliegendenfalls 
um Verletzung einer durch Vereinsbeſchluß zum bindenden Beſchluß 
erkannten Vorſchrift handelt, die nach dem damaligen Stand der 
Vereinsgerichtsbarkeit nicht oder nicht in gehöriger Weiſe abge⸗ 
urteilt wurde. Bei allen Bedenken gegen eine Analogie kommt man 
doch dazu, ein Vereinsmitglied der grundſätzlich zuläſſigen Vereins⸗ 
gerichtsbarkeit nur dann zu unterſtellen, wenn bereits zur Zeit der 
Begehung der unter Anklage ſtehenden Handlung diejenigen Satzungen 
in Kraft getreten waren, welche die vereinsrechtliche Grundlage der 
in Frage kommenden Strafe darſtellen. 
RA. Dr. Adolf Hamburger, Berlin. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


M. eine Anleihe von 8 Millionen Mark aufgenommen, für 
die behufs Aufbringung des Anleihebetrages in der Schweiz 
und in Deutſchland auf den Namen der Bank lautende Schuld⸗ 
ſcheine über Teilbeträge von je 10000 % ausgefertigt wurden. 
In den Schuldſcheinen iſt beſtimmt, daß das Darlehen ohne 
weitere Kündigung am 1. Juli 1927 rückzahlbar iſt, die Zin⸗ 
ſen von 4½ 0% in Markwährung zu bezahlen find und die 
Rückzahlung des Kapitals in ſchweizeriſchen Franken zu ge⸗ 
ſchehen hat, wobei für je 100 % 123,50 Franken zu leiſten 
ſind. Der Kl. hat i. J. 1924 von einem Schweizer einen ſol⸗ 
chen Schuldſchein erworben und verlangt Zahlung des aus 
dem Schuldſchein ſich für 10 000 % ergebenden Franken⸗ 
betrages von 12350 Franken nebſt Zinſen ſeit dem Fällig⸗ 
keitstage. Sämtliche Inſtanzen verurteilten nach dem Klage⸗ 
antrag. 

Die von der Bekl. ausgeſtellten Schuldſcheine entſprechen 
in allen weſentlichen Beſtimmungen den Schuldſcheinen, die 
im gleichen Jahre die Gewerkſchaft des Steinkohlenbergwerks 
G. S. ausgegeben hat. Mit dieſen Schuldſcheinen der Gewerk— 
ſchaft G. S. hat ſich der erk. Sen. in den Urteilen IW. 1927, 
1829 10 und 1928, 1385 4 befaßt. 

Im letztgenannten Urteil hat der Senat ausgeſprochen, 
daß die Schuldſcheine ein eindeutiges Zahlungsverſprechen 
über die Rückzahlung der Darlehensſchuld in Schweizer 
Franken zu dem in den Schuldſcheinen angegebenen Um⸗ 
rechnungsverhältnis enthalten. Weiter wird ausgeführt, daß 
die Erfüllung der ſich hieraus ergebenden Verpflichtung nicht 
deswegen abgelehnt werden könne, weil die deutſche Währung 
über Erwarten verfallen ſei. Die Erhaltung der deutſchen 
Markwährung könne nicht als eine Geſchäftsgrundlage der 
Zahlungsvereinbarung angeſehen werden. 

An dieſer Auffaſſung wird feſtgehalten. Es kann der 
Bekl. nicht zugegeben werden, daß ſie neue rechtliche Geſichts⸗ 
punkte vorgebracht hat, die zu einer anderen Beurteilung 
führen müſſen. 

Mit Recht hat auch das BG. angenommen, daß der 
Gültigkeit des Zahlungsverſprechens weder die DeviſO. vom 
8. Febr. 1917 (RGBl. 105) noch die Bek. über die ſtaatliche 
Genehmigung zur Ausgabe von Teilſchuldverſchreibungen und 
Vorzugsaktien v. 8. März 1917 (RG Bl. 220) entgegenſteht. 
Es handelt ſich um ein in deutſcher Mark aufgenommenes 
Darlehen, das auch als Markdarlehen zu verzinſen war. 
Nur die Rückzahlung des Darlehensbetrages hat in aus⸗ 
ländiſcher Währung zu erfolgen. Der Abſchluß dieſes eigen⸗ 
artigen Darlehensvertrages mit ſeiner Verpflichtung zur 
Rückzahlung in ausländiſcher Währung wird durch keines der 
Verbote der DeviſO. getroffen. Er fällt nicht unter die in 
§ 1 Abſ. 1 DeviſO. genannten Deviſengeſchäfte (Kauf, Tauſch, 
darlehnsweiſer Erwerb ausländiſcher Zahlungsmittel). Er 
enthält auch keine Verfügung über einen Kredit, der auf aus⸗ 
ländiſche Währung lautet, i. S. der 88 1 Abſ. 2 und 2. Der 
Kredit wurde in deutſcher Mark bereitgeſtellt und be⸗ 
anſprucht. Endlich ſchlägt auch § 3 Abſ. 2 nicht ein, der ſich 
gegen Geſchäfte mit Ausländern richtet. Denn das Dar- 
lehensgeſchäft wurde zwiſchen Inländern abgeſchloſſen. Nur 
das Rückzahlungsgeſchäft, das auf Grund des Darlehens⸗ 
vertrages vorzunehmen iſt, unterliegt den in §8 1 Abſ. 2 an- 
geordneten Beſchränkungen. Danach bedarf auf der Schuldner⸗ 
ſeite die Verfügung über die zur Zahlung erforderlichen aus⸗ 
ländiſchen Geldmittel und auf der Gläubigerſeite die Ein⸗ 
ziehung der Forderung der Genehmigung der Reichsbank. 
Das Rückzahlungsgeſchäft zwiſchen Darlehensgläubiger und 
Darlehensſchuldner ift alſo durch die Devifd. nicht ſchlechthin 
verboten, ſondern nur von jener Genehmigung abhängig ge⸗ 
macht worden. Mit der Aufhebung der Devifd. ift dieſes Er⸗ 
fordernis weggefallen. Heute iſt der Zahlungsverkehr in aus⸗ 
ländiſchen Zahlungsmitteln frei. Die Auffaſſung der Rev., 
daß ſchon für den Abſchluß des Darlehensvertrages die Ge⸗ 
nehmigung der Reichsbank erforderlich geweſen ſei, weil für 
die Begründung einer Valutaforderung nichts anderes gelten 
könne wie für die Verfügung über eine bereits beſtehende 
Valutaforderung, iſt nicht als zutreffend anzuerkennen. Die 
Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 hat den Zweck, ausländiſche Zah⸗ 
lungsmittel den Deviſenſtellen zuzuführen. Eine rechtswirk⸗ 
ſame Verfügung über eine beſtehende Valutaforderung konnte, 
je nach ihrer Art, die ausländiſchen Zahlungsmittel dem Zu⸗ 
griff der Deviſenſtellen entziehen. Bei Begründung einer 


Valutaforderung blieb dieſer Zugriff immer noch offen. Denn 
die Einziehung der Forderung durfte ohne Einwilligung der 
Reichsbank nur durch eine Deviſenſtelle erfolgen. Eine über 
die Sonderregelung des § 1 Abſ. 2 oder einer der ſonſtigen 
Vorſchriften der DeviſO. hinausgehende entſprechende An⸗ 
wendung auf ein inländiſches Darlehensgeſchäft der vor⸗ 
liegenden Art iſt um ſo weniger gerechtfertigt, als bei dieſem 
die Fälligkeit der Valutaforderung ſo weit hinausgeſchoben 
worden iſt, daß mit einer Fortgeltung der Deviid. oder einer 
Fortdauer der ihr zugrunde liegenden Verhältniſſe bis zu 
jenem Zeitpunkte nicht zu rechnen war. 

Die in 81 der Bek. v. 8. März 1917 gegebene Vor⸗ 
ſchrift gilt für Teilſchuldverſchreibungen. Sind mit RG. 106, 
157ff. (161) als Teilſchuldverſchreibungen im Sinne dieſer 
Vorſchrift auch Darlehensſchuldſcheine, wie ſie die Bekl. aus⸗ 
gegeben hat, anzuſehen, ſo muß auch für ſie die in § 2 Abſ. 2 
beſtimmte Gültigkeit verbotswidrig ausgegebener Schuld⸗ 
verſchreibungen entſprechend gelten. Das in ihnen verbriefte 
Zahlungsverſprechen iſt alſo rechtswirkſam. 

(U. v. 4. Juli 1929; IV 768/28.) 


II. Verfahren. 


7. Der Anwalt haftet nicht für Verſehen 
ſeiner ſonſt zuverläſſigen Büroangeſtellten. f) 

Der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
iſt am 14. Juni 1928 bei dem BG. eingegangen. Es handelt 
ſich um die Frage, ob die Wiedereinfeßung in den vorigen 
Stand innerhalb der zweiwöchigen Friſt beantragt worden iſt. 
Das BG. hat das verneint, weil nach feiner Anſicht der An- 
walt des Bekl. bei der von ihm zu verlangenden Kontrolle 
der Empfangsbeſcheinigung des Gerichts über den Eingang 
der Berufungsbegründungsſchrift bereits am 18. oder 19. Mai 
1928 hätte bemerken müſſen, daß der Schriftſatz v. 14. Mai 
1928 erſt am 16. Mai 1928 verſpätet an das BG. gelangt 
ſei, und nicht erſt durch die Zuſtellung des die Berufung als 
unzuläſſig verwerfenden Beſchluſſes am 4. Juni 1928. Der 
Rechtsanwalt des Bekl. durfte ſich darauf verlaſſen, daß die 
damit betraute Büroleiterin, die bereits vier Jahre in ſeinen 
Dienſten ſtand und von ihm für zuverläſſig gehalten wurde, 
den rechtzeitigen Eingang der Berufungsbegründungsſchrift 
beim Gericht kontrollieren würde, wenn er den Schriftſatz 
auch erſt am letzten Tage an das Gericht geſchickt hatte. Die 
Angeſtellte hat dieſe Kontrolle auch vorgenommen, aber über⸗ 
ſehen, daß auf der Empfangsbeſcheinigung des Gerichts das 
Eingangsdatum 14. in 16. 5. geändert war. Dieſes Verſehen 
der ſonſt zuverläſſigen Büroleiterin ſtellt ſich für den An⸗ 
walt als Folge eines unabwendbaren Zufalls dar, für den er 
prozeßrechtlich nicht verantwortlich iſt. 

(U. v. 17. Juni 1929; 766/28 IV. — Berlin.) [Ra.] 

8. 88 465, 466 ZPO. — Nichterſcheinen im 
Schwurtermine vor einem ausländiſchen Ge⸗ 
richt als Eidesweigerung. Freie Auslegung 
von Prozeßhandlungen durch das Reviſions- 
gericht. 5) 

(U. v. 9. April 1929; 601/28 II. — Berlin.) 
Abgedr. ZW. 1929, 1883 12, 


Zu 7. Die Entſch. betrifft inſofern einen nicht ganz gewöhn⸗ 
lichen Fall, als es ſich um die Verſäumung der Friſt des 8 234 
Abſ. 1 ZPO. handelt, gegen die eine Wledereinſetzung, da fie 
keine Notfriſt iſt, nicht ſtattfindet (Stein⸗Jonas it, 8 234 
Anm. I). Hier kommt es alſo eigentlich nicht darauf an, ob ein 
unabwendbarer Zufall vorlag, ſondern ob von einem ge⸗ 
wiſſen Zeitpunkt ab die Unkenntnis der früheren Notfriſtver⸗ 
ſäumung ein Verſchulden der Partei oder ihres Vertreters 
darſtellte, ſo daß von da ab das „Hindernis“ behoben war und 
die Wiedereinſetzungsfriſt des 8 234 Abſ. 2 ZPO. zu laufen begann. 
Das Rc. hat gleichwohl ausdrücklich ausgeſprochen, daß das Ver⸗ 
ſehen der Büroleiterin für den Anwalt ſogar als „unabwendbarer 
Zufall“ zu erachten ſei, und inſofern hat die Entſch. auch für die 
eigentlichen Fälle der Wiedereinſetzung (in denen es ſich um die 
Frage des Wiedereinſetzungsgrundes handelt) Bedeutung. Das 
Ergebnis iſt durchaus erfreulich und der modernen Auffaſſung von 
den Pflichten des Anwalts hinſichtlich des äußeren Bürodienſtes 
entſprechend. RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 8. Ein ſchwieriges Problem, bei deſſen Löſung uns unſere 


[Ku.] 
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9. 832 KO. Auch an den Ehegatten gemachte 
Gelegenheitsgeſchenke ſind der Anfechtung ent- 
z o ge n. f) g 

(U. v. 9. April 1929; 278/28 VII. — Dresden.) 

Abgedr. JW. 1929, 1746 10. 


[Ku.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 


10. § 27b StGB. wird nach deſſen Wortlaut 
und Zweck nicht durch die allgemeine Verwerf⸗ 
lichkeit eines Vergehens ausgeſchloſſen. 

Das SchwG. lehnt die Umwandlung der gegen Frau ©. 
erkannten Gefängnisſtrafe in eine Geldſtrafe ab, „weil gerade 
bei der Straftat der Abtreibung der Strafzweck durch eine 
Geldſtrafe nicht erreichbar erſcheint“. Dieſe grundſätzliche Ver⸗ 
neinung bedeutete eine Geſetzesverletzung. Der Richter durfte 
nicht grundſätzlich die Geldſtrafe ausſchließen. Auch die all⸗ 
gemeine Verwerflichkeit eines Vergehens ſchließt die An⸗ 
wendbarkeit des 8 27b StGB. nach deſſen Wortlaut und 
Zweck nicht aus (20 46/29). 


(2. Sen. v. 18. April 1929; 2 D 196/29.) A.] 


11. 58 51, 59 StGB. actio libera in causa. 
Fahrläſſige Tötung eines ſinnlos Betrunkenen, 
der ſich trotz des Bewußtſeins, daß er im Zu⸗ 
ſtand der Trunkenheit zu Ausſchreitungen neigt, 
in dieſen Zuſtand verſetzt hat. 5) 

Der Beſchw§. war ſich bewußt, daß er, wenn er be⸗ 
trunken nach Hauſe komme, in einer für ſeine Umgebung ge⸗ 
fährlichen Weiſe mit einer „ſtets geladenen und entſicherten“ 
Selbſtladepiſtole zu hantieren und aus ihr ohne Grund in 
Haus und Hof ſcharfe Schüſſe abzugeben pflege. Seine Woh⸗ 
nung weiſt als Spuren ſolcher Ausſchreitungen eine ganze 


ZPO. völlig im Stich läßt. Man kann daher nur mit „allgemeinen 
Grundſätzen“ arbeiten. Das tut das RG. und zwar in einer Weiſe, 
daß man durchaus zuſtimmen muß. Die öſterr. Prozeßordnung kennt 
keinen Parteieid; daher kann der öſterr. Richter, wenn er um Ab⸗ 
nahme eines Parteieides von deutſchen Gerichten erſucht wird, natür⸗ 
lich nur nach ſeiner Prozeßordnung ſich richten. Die Fragen, ob 
der Eid geleiſtet oder verweigert iſt, oder wie das Ausbleiben des 
Schwurpflichtigen zu bewerten iſt, können folglich nicht nach deut⸗ 
ſchem Prozeßrecht, ſondern nur nach freier Würdigung der Sach⸗ 
lage beurteilt werden. Ebenſowenig iſt 8 466 ZPO. anwendbar, d. h. 
wenn der Schwurpflichtige den von dem öĩſterr. Gericht beſtimmten 
Termin verſäumt hat, jo iſt nicht gerade erforderlich, daß er nach⸗ 
träglich bei dem Gericht innerhalb der Notfriſt von einer Woche 
nach dem Termin erklärt, daß er zu ſeiner eidlichen Vernehmung 
bereit ſei. Ob er dazu bereit iſt, iſt vielmehr auch lediglich nach 
freiem Ermeſſen zu beurteilen. Zeigt der Schwurpflichtige dem Ge⸗ 
richt an, daß er den Termin wegen Krankheit nicht wahrnehmen 
kann, ſo wird man bei freier Würdigung hierin nicht finden können, 
daß er den Schwur verweigert, ſondern vielmehr, daß er zur nach⸗ 
kräglichen eidlichen Vernehmung bereit iſt. 

da Der weitere Rechtsſatz, den das RG. ausſpricht, iſt nicht neu: 
= B namlich das NevG. bei der Auslegung von Prozeßhandlungen 
iſt Prozeßerklarungen an die Auffaſſung des OLG. nicht gebunden 
diesen die Zitate bei Stein⸗Jonas, ZPO. 8 561 IM). Auch 

em Satz muß man unbedingt zuſtimmen. 
IR. Striemer (5), Königsberg i. Pr. 


Zu 9. A. Anm. von Cahn: JW. 1929, 1746. 


An D. Das RG. äußert ſich in der von Cahn mißbilligten Entſch. 
9 5 3 zu einer Streitfrage, die faſt ſeit Inkrafttreten der 
bisher fi es inſoweit mit ihr übereinſtimmenden AnfG. beſteht; 
pe egt, ſoweit erſichtlich, überhaupt nur eine veröffentlichte 
en. ung vor (KG.: OLGRſpr. 19, 208). Die Ausführungen 
Cahns über die vom Geſetzgeber angeſtellten Erwägungen entbehren 
jeden Anhaltspunktes. Denn die Motive zur KO. und zum Anf®. 
(ogl. Jager, Bem. 59 zu 83: KG. a. a. O.) enthalten überhaupt 
nichts Aber die Abweichung zwiſchen $ 32 Nr. 2 KO. bzw. 8 3 
Nr. 4 AnfO. gegenüber 8 31 Nr. 1 bzw. § 3 Nr. 3. Ausreichende 
1ächliche Gründe laſſen ſich aber nicht gegen den mit der herr⸗ 
chenden Meinung übereinſtimmenden Standpunkt des RG. anführen. 
Denn alles, was Cahn zur Begründung ſeiner Auffaſſung anführt, 


Reihe von Einſchüſſen auf; einmal hat er ſich ſogar ſelbſt 
ins Bein geſchoſſen. 

Die Schuld des Angekl. erblickt das SchwG. darin, daß 
er ſich immer wieder betrunken habe, ohne Vorſorge dafür zu 
treffen, daß ihm die ſcharfgeladene Schußwaffe unzugänglich 
ſei, wenn er im Zuſtande der Trunkenheit nach Hauſe komme. 
Wie weiter feſtgeſtellt iſt, hatte der Beſchw§y. bei Anwendung 
der ihm zuzumutenden Sorgfalt erkennen müſſen, daß er in 
dieſem Zuſtande einen Menſchen verletzen oder ſogar töten 
könne. Trotzdem hat er ſich am 16. Mai 1928 wiederum 
ſinnlos betrunken und alsdann ſeinen Sohn Johann durch 
einen Schuß aus der Piſtole tödlich verletzt. Hierbei befand 
er ſich zwar in einem ſeine freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Rauſchzuſtande (8 51 StGB.); er hat jedoch nach 
der Annahme des Schw. den Tod ſeines Sohnes dadurch 
ſchuldvoll herbeigeführt, daß er durch das geſchilderte Ver⸗ 
halten in zurechnungsfähigem Zuſtande die Urſache zu dieſem 
Erfolge geſetzt hat. Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit in 
dieſer Form — und zwar je nach den Umſtänden für Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit — iſt ſowohl in der Rechtslehre wie in der 
Rechtſprechung des RG. anerkannt (actio libera in causa) — 
RGeEntſch. II v. 13. Okt. 1882 (veröffentlicht in den RG⸗ 
Ann. 6, 270); RGSt. 22, 413; 60, 29 (30). Im vorl. Falle 
hat das Schw. ohne erkennbaren Rechtsirrtum fahrläſſige 
Tötung i. S. des $ 222 StGB. angenommen. 


(3. Sen. v. 18. April 1929; 3 D 194/29.) A. 


12. 8 53 StGB. Eine einheitliche Handlung 
kann zum Teil in Notwehr, zum Teil nicht in 
Notwehr begangen ſein, vorausgeſetzt, daß der 
erſte Angriff, demgegenüber der Täter ſich in 
Notwehr befand, zum Abſchluß gelangt war. Daß 
dieſer Abſchluß vorlag, kann nicht daraus ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß der Angegriffene zugleich 
Vergeltung üben wollte. f) 


Nach den Feſtſtellungen des SchwG. ſind der Angekl. 
Ludwig H. und ſein Sohn Gotthold jedenfalls bei dem Be⸗ 
ginne der Schlägerei mit dem anderen Sohne des Ludwig H., 
dem im weiteren Verlaufe von ſeinem Vater erſtochenen 
hat nur dann Bedeutung, wenn Geſchenke von beſonders hohem Wert 
gegeben werden. Das trifft aber gerade bei gebräuchlichen 
Gelegenheitsgeſchenken in der Regel nicht zu. Gebräuchlich ſind ſie 
eben, wenn ſie ein den Umſtänden entſprechendes Maß nicht über⸗ 
ſteigen; fo ſchon 1.31 8 8 D. 24, 1: Si vir uxori munus immo- 
dicum calendis Martiis aut di natali dedisset, donatio est. Es 
könnte wohl befremden, daß das NG. trotz des hohen Werts der 
Schenkung (27000 4) geneigt iſt, Gebräuchlichkeit anzunehmen; 
dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß der Schenker ein Vermögen 
von 4—5 Millionen Mark beſaß; bei ſolchen Mitteln muß natür⸗ 
lich ein anderer Maßſtab angelegt werden als bei kleinbürgerlichen 
Verhältniſſen. Der Eintritt von Geſchäftsverluſten kann keine 
Rolle ſpielen, wenn das noch vorhandene Vermögen die Schenkung 
nicht als übermäßig erſcheinen ließ. Die Auffaſſung des RG. iſt auch 
die im Schrifttum herrſchende (vgl. Jäger, Bem. 17 zu § 32 KO.; 
Mentzel, Bem. 4 zu 8 32 KO.; Bleyer, Bem.da zu § 32 KO.; 
Hartmann⸗Meikel, Bem. 32 zu § 3 AnfG. S. 203; Jäger, 
Bem. 59 zu 8 3 Anf®.). 

Eine beabſichtigte Vermögensverſchiebung zum Nachteil der 
Gläubiger ſcheint nach Lage der Sache nicht in Frage zu kommen. 

RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


Zu 11. Die Verurteilung wegen fahrläſſiger Tötung unter dem 
in Literatur und Rſpr. anerkannten Gejichtspunkt der fog. Actio 
libera in causa erſcheint nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Schwurgerichts im vorl. Fall einwandfrei. 

Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


Zu 12. Das obige Urt. kann in verſchiedener Hinſicht nicht be⸗ 
friedigen; insbeſ. bietet es eine abweichende tatſächliche Würdigung 
durch das Rev., die bedenklich erſcheint, da die mit allen Garantien 
der Zuverläſſigkeit und Gründlichkeit umgebene öffentliche ſchwur⸗ 
gerichtliche Verhandlung auf dieſem Gebiete der Tatſachenfeſtſtellung 
und ⸗wertung unſer Vertrauen mehr verdient als die von den Tat⸗ 
ſachen entferntere Aktenentſcheidung des Rev. 

Nach der Feſtſtellung des SchwG., deren Richtigkeit nachzu⸗ 
prüfen das RG. nicht berufen iſt, waren Gotthold H. und der Angekl. 
zunächſt die Angreifer. Dieſer Angriff war mit der vorübergehenden 
Entfernung des Gotthold H. möglicherweiſe beendigt. Mög⸗ 
licherweiſe iſt der Angekl. nunmehr nach beendigtem Angriff von 
H. unter Aſſiſtenz des Knechts rechtswidrig angegriffen worden, wobei 
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Hermann H., die Angreifer geweſen. Bei einem Wortſtreit 
der beiden Brüder Gotthold und Hermann rief der Angekl. 
Ludwig H. dem Gotthold zu: „Schlag ihm doch eine hin“, 
worauf Gotthold mit einer Heugabel den Hermann H. von 
oben her auf den Kopf ſchlug. Als er zum zweiten Male 
zum Schlage ausholte, alſo in ſeinem rechtswidrigen Angriff 
fortfuhr, faßte ihn Hermann. Nun packte auch Gotthold, dem 
die Gabel entfallen war, ſeinen Bruder; auch der Angekl. 
Ludwig H. ſprang hinzu und faßte den Hermann, wobei er 
ein geöffnetes Taſchenmeſſer in der Hand hielt. Bei dieſer 
Rauferei kam der Knecht Hermanns, H., dieſem zu Hilfe 
und ſtach mit einer Heugabel nach dem Angekl. So kamen 
die Kämpfenden bis in die Nähe des Scheuereingangs, wo 
Gotthold ſich losmachte; er ſprang davon und holte eine neue 
Gabel. Die anderen drei waren inzwiſchen immer miteinander 
kämpfend bis auf die Straße gelangt, wobei der Knecht, um 
feinem Herrn zu helfen, weiter auf den Angekl. ſtach und 
ſchlug. Bei dieſem Kampfe verſetzte der Angekl. feinem Sohne 
Hermann zwei kräftige Meſſerſtiche in die Bruſt, von denen 
einer das Herz traf und den Tod Hermanns herbeiführte. 

Das SchwG. hat den Angekl. Ludwig H. und den Gott⸗ 
hold H. wegen des zu Anfang der Schlägerei geführten 
Schlages mit der Heugabel aus 88 223 a, 47 StGB. ver⸗ 
urteilt, indem es den Angekl. Ludwig H. als Mittäter an⸗ 
geſehen hat, iſt aber wegen des tödlichen Stiches nicht zu 
einer Verurteilung wegen Totſchlags oder wegen Körper⸗ 
verletzung mit Todesfolge gelangt, weil es den Tötungs⸗ 
vorſatz nicht für voll erwieſen erachtet und nicht für wider⸗ 
legt anſieht, daß der Angekl. die Stiche in Notwehr ge⸗ 
führt habe. Zwar ſei er dabei über das zur Verteidigung er⸗ 
forderliche Maß hinausgegangen, das ſei aber in Beſtürzung 
geſchehen. 

Der gegen dieſes Urteil vom Staatsanwalt eingelegten 
Rev., die ſachliche Beſchwerde erhebt, kann der Erfolg nicht 
verſagt werden. Das Schw. verkennt nicht, daß ſich Her- 
mann H. bei dem Beginn der Schlägerei in Notwehr befunden 
hat; er ſah ſich einem gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
des Gotthold H. und alsbald auch des Angekl. gegenüber. Das 
Schw. glaubt aber in die, bei natürlicher Betrachtung zu⸗ 
nächſt vorliegende, einheitliche Handlung einen Einſchnitt 
machen zu können; es teilt die einheitliche Handlung und 
erachtet von dem Zeitpunkte an, an welchem ſich Gotthold H. 
vorübergehend entfernt hatte, eine Notwehrlage des Angekl. 
für möglich. Es führt aus, daß der Angekl. zugeſtochen haben 
könne, weil er ſich dem Eindringen Hermanns und des Knechts 
gegenüber nicht mehr anders habe helfen können. Dabei ſtellt 
als möglicherweiſe vorhandenes erklärendes Motiv die Ge⸗ 
legenheit, Vergeltung zu üben, angeführt wird, ſowie die begünſtigende, 
zum Angriff ermunternde Nähe des hilfsbereiten Knechts. 

Dieſe Feſtſtellungen geben zu Bedenken keinen Anlaß und 
werden durch die tatſächlichen Erwägungen des RG. nicht aus⸗ 
geräumt, daß, wenn der Angriff des Angekl. nicht beendet geweſen 
ſei, die Abwehrlage für den Angegriffenen ſich günſtiger geſtaltet, 
dieſer dennoch eine den Angreifer kampfunfähig machende Verteidi⸗ 
gung gewählt habe, eine Notwehr des Angekl. nicht in Frage komme. 
Unrichtig und dem erſten Teil des Urt. widerſprechend iſt aber die 
rechtliche Würdigung: „eine ſolche Beendigung des Angriffs des 
Angekl. iſt nicht feſtgeſtellt“. Im Gegenſatz dazu wird in dem vorher⸗ 
gehenden Abſatz der Entſch. die tatſächliche Feſtſtellung des Schw. 
in dieſer Weiſe gekennzeichnet: das Schw. teilt die Betätigung des 
Angekl. durch den Zeitpunkt der Entfernung des Gotthold H., ſtellt 
die Möglichkeit einer Beendigung des Angriffs feſt und damit die 
Möglichkeit eines nun folgenden rechtswidrigen Angriffs des Getöteten. 

Dieſen Feſtſtellungen gegenüber ſind die tatſächlichen Erwägungen 
des RG., es könne möglicherweiſe anders geweſen fein, nicht au⸗ 
gebracht und ſachlich auch nicht befriedigend. Auch die Erörterung über 
die der ſchwurgerichtlichen Feſtſtellung möglicherweiſe zugrunde liegenden 
Erwägungen find abwegig, da die tatſachlichen Feſtſtellungen des 
Schw. das Rev. binden, Ausführungen wie: „Das Schw. ſcheint 
daher eine Beendigung der Notwehrlage des Hermann H. daraus ent⸗ 
nehmen zu wollen, daß er habe Vergeltung üben wollen ...“ Das 
Eutſcheidende ift: in der tatſächlichen ſchwurgerichtlichen Feſtſtellung, 
die Angriffshandlung ſei möglicherweiſe beendet geweſen, damit die 
Entſtehung einer Notwehrlage für den bisherigen Angreifer nicht 
ausgeſchloſſen, find rechtliche Fehler nicht erkennbar; oder iſt es 
etwa verfehlt, zur Gliederung einer Betätigungsreihe in juriſtiſche 
„Handlungen“ die Situation der Motive zu verwerten? Die Feſt⸗ 
ftellung des Schw., daß der allein gebliebene Angekl. möglicher⸗ 
weiſe von ſeinem Angriff abgelaſſen habe, daß ſein Gegner, geſtützt 
durch den Knecht, nunmehr zum Angriff möglicherweiſe übergegangen 


es die nicht unerhebliche Tatſache feſt, daß der ſpäter Getötete, 
wenn auch an ſich ein kräftiger Mann, doch infolge ſeiner 
etwas ſteifen Hand nicht voll wehrfähig geweſen ſei. Es hält 
aber nicht für ausgeſchloſſen, daß Hermann, nachdem er den 
Schlag mit der Gabel erhalten hatte und ins Handgemenge 
gekommen war, ſelbſt die Gelegenheit ergriffen habe, um mit 
den beiden Angreifern abzurechnen, wobei es ihm günſtig er⸗ 
ſcheinen mochte, daß er ſeinen Knecht hilfsbereit in der Nähe 
wußte. Das SchwG. ſcheint daher eine Beendigung der Not⸗ 
wehrlage des Hermann H. daraus entnehmen zu wollen, daß 
er habe Vergeltung üben wollen, und daß er gegenüber ſeinen 
bisherigen Angreifern in eine günſtige Lage gekommen ſei, 
die er zu einem Gegenangriff ausgenutzt haben könne. 

Hier tritt ein Rechtsirrtum zutage. Es iſt zwar in der 
Rechtſprechung anerkannt, daß eine einheitliche Handlung zum 
Teil in Notwehr, zum Teil nicht in Notwehr begangen ſein 
kann (RGSt. 60, 404). Das gilt namentlich dann, wenn der 
Täter ſchon bei der Abwehr den Vorſatz hat, nach dem Ab⸗ 
ſchluß des gegeneriſchen Angriffs ſeinerſeits zum Angriff 
überzugehen, und er dieſe Abſicht nach Beendigung des An⸗ 
griffs verwirklicht. Immer aber muß der erſte Angriff, gegen 
den er in Notwehr war, zum Abſchluſſe gelangt ſein. Ein 
ſolcher Abſchluß iſt aber erſt gegeben, wenn der Angriff end⸗ 
gültig abgewehrt, nicht ſchon dann, wenn der Angegriffene bei 
dem Ringen in eine vorteilhaftere Lage gekommen iſt. Hält 
der Angreifer — der im vorliegenden Falle noch auf die als⸗ 
baldige Rückkehr ſeines Sohnes Gotthold rechnen konnte — 
an ſeinem Angriff feſt, gibt er ihn, obwohl die Kampflage 
für den Angegriffenen günſtiger geworden iſt, nicht auf, fo 
kann nur eine Verteidigung helfen, die den Angreifer kampf⸗ 
unfähig macht oder ihm die Neigung zu weiterem Angriff 
nimmt (Urt. des 3. Sen. v. 16. Juni 1892: Goltd Arch. 40, 
161). Eine ſolche Beendigung des Angriffs des Angekl. iſt 
nicht feſtgeſtellt. Das Urteil ergibt vielmehr, daß ſich Gott⸗ 
hold H. keineswegs endgültig zurückgezogen hatte, ſondern 
alsbald mit einer neuen Gabel bewaffnet wiedererſchien, um 
den Kampf gegen ſeinen Bruder fortzuſetzen. Bei dieſer Sach⸗ 
lage konnte aus dem Umſtande, daß der Angekl. vorübergehend 
allein im Ringen, und daher die Lage Hermanns eine gün⸗ 
ſtigere war, nichts für einen Abſchluß des Angriffs und einen 
nun von Hermann begonnenen Angriff gefolgert werden. Was 
aber die vom SchwG. erwogene Möglichkeit angeht, daß Her⸗ 
mann die Gelegenheit ergriffen haben könne, um mit ſeinen 
Widerſachern abzurechnen, alſo Vergeltung zu üben, ſo iſt 
darauf hinzuweiſen, daß es für die Frage der Notwehr allein 
darauf ankommt, ob der rechtswidrige Angriff noch fort 


ſei, begründet nicht einmal tatſächliche Bedenken. Dem Außen⸗ 
ſtehenden, nur mit rechtlicher Würdigung an die Beurteilung des 
Falles Herantretenden erſcheinen die auf Grund eingehender Kenntnis 
der Situation, nach einer umfaſſenden Erörterung in der ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verhandlung, getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Schwe. annehmbarer als die abweichenden tatſächlichen Erwägungen 
des RG. Auf die tatſächliche Feſtſtellung des Sachverhalts, namentlich 
ſeiner möglicherweiſe vorliegenden Geſtaltung, wird es nach wie 
vor ankommen. Das RG. kann nicht auf Grund der Alten in 
ſolchem Maße die Rolle des Tatrichters übernehmen. Es geht nicht 
an, daß das Rev. fi) in ſolcher Weiſe auf das Gebiet der tat⸗ 
ſächlichen Würdigung begibt, zu der das SchwG. nach der Struktur 
unſeres Strafprozeſſes beſſer geeignet und geſetzlich allein legitimiert 
iſt. Auf ſolche Art kann man wohl in faſt jedem Falle, mit der hier 
ziemlich fernliegenden Ausführung, möglicherweiſe ſeien für die An⸗ 
wendung des einen oder anderen Rechtsbegriffes falſche Erwägungen 
von Einfluß geweſen, in mündlicher Verhandlung und Beweis⸗ 
aufnahme wohlbegründete Feſtſtellungen des Tatrichters umſtoßen und 
durch die Aktenkenntnis der RevInſt. erſetzen. 

Auf Grund dieſer fehlgehenden tatſächlichen Erwägungen wird 
nunmehr unter Aufhebung des angefochtenen Urt. das Schw. an⸗ 
gehalten, die Irrlehre des RG. über den Exzeß bei Putativnotwehr 
wiederum zur Anwendung zu bringen. Bei Putativnotwehr könne 
$ 53 III nicht in Frage kommen. Alſo wenn A. den B. mit Erſchießen 
bedroht, B. in erregter Verteidigung das erforderliche Maß über⸗ 
ſchreitet, jo ſoll die vom Geſetzgeber ihm in 8 53 III zugeſicherte 
Strafloſigkeit davon abhängen, ob die Piſtole des A. geladen war 
oder nicht. A. konnte davon nichts wiſſen, mußte eine wirkliche 
Lebensgefahr annehmen, in dieſelbe Erregung geraten. Vor der ſitt⸗ 
lichen wie rechtlichen Beurteilung iſt das entſchuldigende Moment der 
Erregungszuſtand des A. Zufalligkeiten der äußeren Wirklichkeit, 
die ſeinem Bewußtſein fernliegen, können für ſie nicht von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein. Wer in Putativnotwehr handelt, begeht 
fo wenig eine ſtrafbare Handlung wie wer eine fremde Sache fort⸗ 
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dauert, und ob gegen ihn die zur Abwehr erforderliche Ver⸗ 
teidigung betätigt wird. Will der Angegriffene einen noch 
andauernden Angriff mit der hierzu erforderlichen Verteidi⸗ 
gung abwenden, ſo iſt es unerheblich, ob er dabei Vergeltung 
üben will (Urt. des 2. Sen. v. 4. Juni 1897: Golld Arch. 45, 
272 Iſt die Verteidigung objektiv erforderlich, um den noch 
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff abzuwehren, ſo kommt 
auf den Beweggrund, mag es auch der ſein, erlittene Unbill 
zu vergelten, nichts an (RG. 4, 805, Urt. des 2. Sen. v. 
20. Sept. 1910: JW. 1911, 235). Daher kann aus der 
etwa vorhandenen Abſicht der Vergeltung nicht geſchloſſen 
werden, daß der erſte Angriff beendet geweſen, und nun. 
ſeitens des bisher Angegriffenen ein Angriff begonnen ſei. 
War aber Hermann H. noch in der erforderlichen Abwehr des 
noch fortdauernden Angriffs ſeines Vaters, ſo konnte der 
Angekl. kein Notwehrrecht haben, da gegen Notwehr keine 
Notwehr möglich iſt. Ein Irrtum in dieſer Beziehung würde 
ein ſtrafrechtlicher ſein. 

Sollten die neu zu treffenden Feſtſtellungen ergeben, daß 
eine Notwehrlage auf ſeiten des Angekl. nicht beſtand, ſo wird 
zu prüfen ſein, ob er in vermeintlicher Notwehr gehandelt hat. 
353 Abſ. 3 StGB., der echte Notwehr vorausſetzt, könnte 
dann nicht in Frage kommen. In dieſem Falle würde der Vor⸗ 
ſatz zu verneinen ſein, wenn der Angekl., der bei vermeint⸗ 
licher Notwehr das erforderliche Maß überſchritten hätte, 
infolge eines tatſächlichen Irrtums, der darzulegen wäre, 
einen Angriff für vorliegend und die gewählte Verteidigung 
für notwendig gehalten hätte (RGSt. 21, 191; Urt. des erk. 
Sen. I 418/25: JW. 1926, 1171). Eine dahingehende Feſt⸗ 
ſtellung müßte dann zu der weiteren Prüfung führen, ob der 
Irrtum durch Fahrläſſigkeit verſchuldet war, da dann eine 
5 wegen fahrläſſiger Tötung in Betracht kommen 
önnte. 

Wenn aber die erneute Verhandlung weder zur Annahme 
echter noch zu der einer vermeintlichen Notwehr führt, ſo wird 
Anlaß ſein, zu prüfen, ob der Angekl. bei den kräftigen Meſſer⸗ 
ſtichen in die Bruſt ſeines Sohnes mit der Möglichkeit eines 
tödlichen Erfolgs gerechnet und dieſen Erfolg, falls er ein⸗ 
treten würde, in ſeinen Willen aufgenommen hatte. In 
dieſem Falle wäre ein mit bedingtem Vorſatz begangener Tot⸗ 
ſchlag anzunehmen, während dann, wenn der Tötungsvorſatz, 
auch in der Form des bedingten Vorſatzes, nicht feſtzuſtellen 
iſt, 8 226 StGB. Anwendung finden müßte. 

(1. Sen. v. 26. März 1929; 1 D 109/29.) A.] 


13. 8 61 St B. „Kenntnis“ fordert ein Für⸗ 
wahrannehmen, das ſich auf beſtimmte Tat⸗ 
ſachen ſtützt, und zwar in einem Maße, daß vom 
Standpunkt eines beſonnenen Mannes aus ihm 
der Entſchluß zugemutet werden kann, eine 
Strafverfolgung gegen den angeblichen Täter 
herbeizuführen. f) 

1. Entgegen der Annahme der Rev. iſt die Strafantrags⸗ 
friſt im Fall E. als gewahrt zu erachten. Zutreffend iſt 
zwar, daß über die Frage, ob der Antragsberechtigte — hier 
der Vater des durch unzüchtige Handlungen des Angekl. be⸗ 


nimmt, die er für eine eigene hält. Die in den Fällen von Putativ⸗ 
notwehr auftretenden Erregungszuſtände müſſen für die ſittliche wie 
die rechtliche Beurteilung die gleiche mildernde, entſchuldigende Be⸗ 
deutung haben. Der Geſetzgeber kann ſie nicht anders beurteilen wie 
leber vernünftig denkende, rechtlich und ſittlich empfindende Menſch. 

er deutſche Geſetzgeber hat es nicht getan: fehlerhaft wird ihm eine 


he Irrung zur Laſt gelegt. 
Prof. Dr. Coenders, Köln. 


Zu 13. 
Mipr. des Der Entſch., 
antrag ber 


wirklichen 


die ſich mit Recht auf die bisherige 
NG, beruft, iſt beizutreten. Zwar kann der Straf⸗ 
eits geſtellt werden, wenn der Antragsberechtigte den 
Veweisar Sachverhalt auch nur „im allgemeinen und ohne greifbare 
icht sich den für die näheren Umſtände oder nur zu einem Teile 
ri ni — vorzuſtellen vermag, aber doch in vollem Umfang und ohne 
Ausfehetbung in ſeinen Strafantrag aufnimmt“ (NGSt. 38, 435). 
Hinſichtlich der Berechnung des Zeitpunktes aber, in dem der Antrag 
ſpäteſtens geſteut werden muß, verlangt das RGB. mit Recht, daß 
der Antragsberechtigte auf Grund beſtimmter Tatſachen die Über⸗ 
zeugung von der Täterſchaft gewonnen haben muß. Würde ein 
bloßer Verdacht genügen, jo Könnte der Antragsberechtigte aus Furcht, 
fein Recht zu verlieren, dazu gedrängt werden, den Antrag unter Um- 
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leidigten fünfzehnjährigen Georg E. — von der Handlung eine 
i. S. des § 61 StGB. genügende Kenntnis gehabt hat, 
nicht lediglich des perſönliche Ermeſſen des Berechtigten, 
ſondern die richterliche Beurteilung der erwieſenen Tatfachen 
entſcheidet. Rechtsirrig iſt aber der in der Reviſionsbegründung 
vertretene Standpunkt, daß es für den Beginn des Laufs 
der Strafantragsfriſt gleichgültig ſei, ob der Strafantrags⸗ 
berechtigte an die Wahrheit des ihm Mitgeteilten glaubt 
oder nicht, ob er von der Wahrheit des ihm Mitgeteilten 
mehr oder weniger überzeugt iſt. Nach der Entſch.: RGSt. 
45, 128, welche den oben als zutreffend bezeichneten Satz aus 
einer Entſcheidung des Obertribunals übernommen hat, iſt 
eine Vermutung oder ein bloßer Verdacht nicht ge 
eignet, die Antragsfriſt in Lauf zu ſetzen; vielmehr muß 
ein ſolches Fürwahrannehmen gegeben und nachweisbar 
ſein, das ſich auf beſtimmte vom Berechtigten in Erfahrung 
gebrachte Tatſachen ſtützt, und zwar in einem Maß, daß ihm 
vom Standpunkt des beſonnenen Mannes aus der Entſchluß 
zugemutet werden kann, gegen einen anderen mit dem Vor⸗ 
wurf einer ſtrafbaren Handlung hervorzutreten und die Straf⸗ 
verfolgung herbeizuführen. Auch läßt das Geſetz die Friſt 
nicht mit dem Tag beginnen, an welchem der Antrags⸗ 
berechtigte die Kenntnis von der Tat und der Perſon des 
Täters ſich hätte verſchaffen können, ſondern mit dem Tag, 
an welchem er tatſächlich die Kenntnis erlangt hat (RGSt. 27, 
34; RGEntſch. v. 2. Dez. 1897 = Goltd Arch. 46, 38). Voraus⸗ 
ſetzung für den Beginn des Friſtenlaufs iſt alſo, daß der⸗ 
jenige, der als geſetzlicher Vertreter antragsberechtigt iſt, 
auf Grund beſtimmter von ihm in Erfahrung gebrachter Tat⸗ 
ſachen das Vorliegen einer gegen den Vertretenen gerichteten 
Antragsſtraftat für wahr annimmt; der Richter hat dann 
zu prüfen, ob dieſes Fürwahrannehmen als bloße Ver⸗ 
mutung oder als bloßer Verdacht zu werten oder ob hierin 
ein ſolches Maß von Kenntnis zu erblicken iſt, daß einem 
beſonnenen Mann zugemutet werden kann, die ſittliche Ver⸗ 
antwortung für die Herbeiführung einer Strafverfolgung 
gegen den Täter zu übernehmen. Johann E., der am 27. Jan. 
1928 Strafantrag geſtellt hat, hatte zwar bereits vor dem 
27. Okt. 1927 durch ſeine Schwiegermutter An⸗ 
deutungen erhalten, daß ſich der Angekl. an ſeinem Sohn. 
vergangen haben ſoll; er hat ferner durch den Zeugen Sch. 
von den ſittlichen Verfehlungen des Angekl. an dem noch 
nicht vierzehn Jahre alten T. Kenntnis erlangt und aus 
Klatſchereien im Dorf entnommen, daß ſich der Angekl. 
gegenüber ſeinem Sohn in ähnlicher Weiſe, wie gegenüber T., 
verhalten haben ſoll. Daraufhin hat er ſeinen Sohn ernſtlich 
über die Angelegenheit gefragt; dieſer iſt aber trotz mehrfacher 
Beſtrafung mit der Sprache nicht herausgerückt. 
Johann E. ſchenkte daher den Andeutungen ſeiner Schwieger⸗ 
mutter und den Klatſchereien im Dorf keinen rechten 
Glauben. Erſt auf Grund der von ſeinem Sohn dem Land⸗ 
jäger gegenüber gemachten Angaben erhielt er zuverläſſige 
Kenntnis (vgl. RGSt. 38, 434) davon, daß und in welcher 
Weiſe ſich der Angekl. an ſeinem Sohn vergangen hatte. Die 
Annahme des BG., daß erſt von dieſem Zeitpunkt an die 
Antragsfriſt zu laufen begonnen habe, iſt hiernach zu billigen. 


ſtänden leichtfertig zu ftellen und ſich der Koſtenpflicht i. S. des § 469 
StPO., vielleicht gar einer Verfolgung auf Grund von 8 164 StGB. 
auszuſetzen (vgl. RGSt. 45, 129). Dem ſtellt das RG. mit Recht 
den „beſonnenen Mann“ als Maßſtab gegenüber. — Eine Verpflich⸗ 
tung des Antragsberechtigten, ſich die nötige Klarheit zu verſchaffen, 
beſteht nicht, ſelbſt wenn dies leicht möglich wäre (RGSt. 27, 34); 
vorliegendenfalls hat übrigens der Antragsberechtigte durch Befragen 
1 1 Sohnes zweckmäßige, aber vergebliche Nachforſchungen an⸗ 
geſtellt. 

Dieſe Auslegung zugunſten des Antragsberechtigten iſt um ſo 
mehr geboten, wenn man die Antragsfriſt als tempus continuum 
auffaßt; dies iſt allerdings beſtritten und mit RSSt. 27, 366 abzu- 
lehnen. Aber der Entw. eines Einf G. zum ADStGB., der den Straf⸗ 
antrag als Materie des Prozeßrechts behandelt, verſagt bei Ver⸗ 
ſäumung der Antragsfriſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
(Art. 67 Ziff. 94, 8 157 f Abſ. 4). Die Begründung (S. 64) verneint 
ein Bedürfnis hierzu, da die Friſten „an ſich ſchon recht geräumig“ 
ſeien. Sie überſieht dabei doch wohl Ausnahmefälle wie Krankheit des 
Antragsberechtigten u. ä. Um ſo mehr iſt darauf Bedacht zu nehmen, 
daß nicht durch zu weite Auslegung des Begriffs „Kenntnis“ das 
Antragsrecht praktiſch eingeengt wird. 

Prof. Dr. Engelhard, Heidelberg. 


340 


2714 


Es konnte dem Angekl. nicht zugemutet werden, auf Grund 
von bloßen Andeutungen und Klatſchereien, die von dem an⸗ 
geblichen Verletzten auf ernſtliches Befragen nicht beſtätigt 
wurden, eine Strafverfolgung gegen den angeblichen Täter 
herbeizuführen. 


(J. Sen. v. 9. April 1929; 1 D 1195/28.) A.] 

14. 8120 StG B. Beihilfe zur Selbſtbefreiung 
eines Gefangenen. Der Verſuch der Tat er- 
fordert nicht, daß der Gefangene von dem Ein⸗ 
bringen der Gegenſtände, die ihm zu feiner 
Selbſtbefreiung dienen follen, Kenntnis be⸗ 
kommen hat. 

Die Angekl. hat, wenn ſie nicht ſelbſt die Stahlſäge in 
der Gamaſche verborgen hat, jedenfalls in Kenntnis von der 
verſteckten Säge die Gamaſche behufs Auslieferung an ihren 
Ehemann in das Gefängnis gebracht, damit er ein Mittel 
zur Selbſtbefreiung gewinne. 

Die Angekl. iſt wegen verſuchter Gefangenbefreiung 
(88 120, 43 StGB.) verurteilt worden. 

Der von der Rev. behauptete Widerſpruch iſt nicht an⸗ 
zuerkennen. In der Feſtſtellung, daß der Ehemann den 
Spo ctanzug gewünſcht hatte, liegt nicht notwendig auch die 
Feſtſtellung, daß er auch die Gamaſchen gewünſcht habe. 
Vielmehr hat die Angekl. ihrerſeits erklärt, daß ſie aus 
eigenem Antrieb und ohne Aufforderung ihres Mannes die 
Gamaſche deshalb in das Gefängnis beſorgt hat, weil der 
von ihrem Mann gewünſchte Sportanzug ohne die Gamaſchen 
ſchlecht ausgeſehen haben würde. 

Vollendet ift die nach 8 120 StGB. ſtrafbare Handlung, 
wenn jemand einem Gefangenen zur Selbſtbefreiung vorſätz⸗ 
lich behilflich iſt. Der Verſuch zu ſolcher Beihilfe iſt in Abi. 2 
des § 120 StGB. ausdrücklich mit Strafe bedroht, mag er 
auch ſonſt ſtraflos fein (vgl. NGSt. 11, 56). Die Merkmale 
des Verſuchs ſind gegeben, wenn die Angekl. den Willen, 
ihrem Ehemann zur Selbſtbefreiung behilflich zu ſein, durch 
Ausführungshandlungen betätigt hat. Auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung, daß fie ihrerſeits bereits alles getan hatte, was zur 
Vollendung der Tat auszuführen war, hat die Str. einen 
Verſuch und nicht nur eine vorbereitende Handlung ohne 
Rechtsirrtum bejaht. Daß der Gefangene von dem heimlichen 
Einbringen der Säge in das Gefängnis zum Zwecke ſeiner 
Selbſtbefreiung Kenntnis hatte, erfordert der geſetzliche Tat⸗ 
11. 09 der verſuchten Gefangenenbefreiung nicht (vgl. REEL. 


(2. Sen. v. 29. April 1929; 2 D 1250/28.) A.] 


15. § 153 StGB. Für die Auslegung einer 
eidlichen Ausſage iſt Art und Stand des ge⸗ 
richtlichen Verfahrens, in dem es zur Eides⸗ 
leiſtung gekommen iſt, bedeutungsvoll. f) 


Wie das angefochtene Urteil im einzelnen feſtſtellt, hat 
der Angekl. mit dem Zeugen M. in den erſten Tagen des 
Februar 1923 über den Verkauf eines „gut 13/, Jahre alten“ 


Zu 15. Das vorl. Urteil betrifft den in den beiden Urteilen des 
1. StrSen.: RcgSt. 59, 343, 344 berührten und in W. 1926, 
1176 (= NGEt. 60, 78) und 117718 (— RGSt. 59, 344) ſowie 
JW. 1927, 2008 20 beſprochenen Fragenkreis. Die Eidesauslegung 
hat nach dem dort vertretenen, mit der herrſchenden Auffaſſung 
übereinjtimmenden Standpunkt immer zunächſt nach dem ſtreng 
objektiv gefaßten Sinn der Eides norm zu erfolgen. 
Wie RGSt. 59, 344 zutreffend betont, beſteht hierbei nach gelten⸗ 
dem Recht ein ſcharfer Unterſchied zwiſchen dem elaſtiſch gehaltenen 
Zeugeneid und dem feſt geformelten Parteieid, z. B. dem 
richterlichen Eid. Ob bei letzterem, ſagt das RG., „die ſchwur⸗ 
pflichtige Partei ihre Eidespflicht verletzt, beſtimmt ſich allein nach 
dem Inhalt des feſtgeſetzten Eidesſatzes“. So hebt beiſpielsweiſe 
im Anſchluß an die Rſpr. des 1. StrSen. auch der 3. StrSen. in 
RSCt. 60, 78 hervor, daß dem Schwurpflichtigen beim richterlichen 
Eid im Gegenſatz zu dem unter Eid ausſagenden Zeugen „eine 
Aufklärungspflicht zum Zwecke der Klarſtellung des Sachverhalts 
und erſchöpfender Erledigung der Beweisfrage nicht obliegt“. 

Der hiernach für die Frage der Eidesverletzung maßgebende 
„objektive Sinn“ (Kern, Die Kußerungsdelikte, 1919, S. 6, 20) 
der feſtgeformten Eidesnorm beim Parteieid iſt — wie das vor- 
liegende Urteil richtig bemerkt — im Wege der Auslegung 
zu ermitteln. Das iſt unbeſtreitbar und folgt aus dem Charakter 
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Stiers verhandelt und den Verkauf bindend abgeſchloſſen. 
Alsbald darauf reute ihn der Verkauf, er ſuchte davon los⸗ 
zukommen und weigerte ſich, den Stier herauszugeben. Es 
kam zur Klage, der Angekl. beſtritt, daß ein Kaufvertrag zu⸗ 
ſtande gekommen ſei, worauf ihm der Kl. M. den Eid zuſchob, 
daß er am 1. Febr. 1923 ſeinen zweijährigen gelbſcheckigen 
Stier nicht um 402 000 % an M. verkauft habe, wobei zu⸗ 
gleich Einzelheiten der Verhandlung aufgenommen wurden, 
in denen ſich die Erzielung der Willenseinigkeit bekundete. 
Der Angekl. leiſtete den Eid. Nach den Feſtſtellungen des 
Urteils war der Eid inſofern falſch, als ein Kaufvertrag 
wirklich zuſtande gekommen iſt. Der Angekl. hat den Eid 
auch hinſichtlich dieſes Punktes wider beſſeres Wiſſen geleiſtet. 

Er machte aber geltend, ein Meineid liege deshalb nicht 
vor, weil der Handel nicht am 1. Febr., ſondern einige 
Tage ſpäter ſtattgefunden habe, und weil der Stier noch 
nicht zwei Jahre alt geweſen ſei. Was er beſchworen 
habe: daß er am 1. Febr. einen zweijährigen Stier nicht 
verkauft habe, ſei alſo tatſächlich wahr geweſen. Das Schw. 
kam gleichwohl zur Verurteilung. Es unterſtellte die Richtigkeit 
der Angaben des Angekl., daß der Handel nicht ſchon am 
1. Febr. ſtattgefunden habe, und daß der Stier noch nicht volle 
zwei Jahre alt geweſen ſei, meinte aber, „der Kernpunkt“ 
des geleiſteten Eides ſei nicht die Zeit des Vertrags und nicht 
das Alter des Stiers geweſen, ſondern die Frage, ob ein 
Kaufvertrag zuſtande gekommen ſei oder nicht. 

Für die hiermit aufgeworfene, für die Würdigung der 
Sache entſcheidende Frage kommt es darauf an, was den 
Gegenſtand der Eidesleiſtung gebildet hat. Hier tritt 
die alte Streitfrage auf, ob zwiſchen hauptſächlichen und 
nebenſächlichen, zwiſchen weſentlichen und unweſentlichen 
Punkten unterſchieden werden dürfe. Die Frage iſt erörtert 
in der Entſcheidung RGRſpr. 6, 619, und zwar ſowohl für 
den Meineid nach 8 153 wie für den nach § 154 StGB. 
Hier wurde die Zuläſſigkeit einer ſolchen Scheidung verneint, 
jedoch darauf hingewieſen, daß die Erheblichkeit oder Un⸗ 
erheblichkeit einer beſchworenen objektiv falſchen Angabe für 
die tatſächliche Beurteilung im einzelnen Fall nicht ohne 
Bedeutung ſei; ſie könne für die Auslegung der Ausſage und 
für die Frage, ob ſie als Teil der Ausſage überhaupt an⸗ 
zuſehen ſei, von Belang ſein. An dieſer Beurteilung iſt feſt⸗ 
zuhalten. Sie gilt aber nicht für den Fall, daß neben einer im 
übrigen wahren Eidesleiſtung in einem Nebenpunkt eine un⸗ 
richtige Angabe gemacht wird, ſondern auch für den um⸗ 
gekehrten Fall, daß eine unter den § 153 fallende Eides⸗ 
leiſtung in ihrem weſentlichen Teil falſch iſt, und in Frage 
kommt, ob nicht wegen der Aufnahme eines Nebenpunktes in 
den Eidesſatz die eidlich bekräftigte Angabe in ihrer ſo ge⸗ 
ſchaffenen Geſamtheit wahr iſt. 

u fragen iſt in ſolchen Fällen immer, was den Inhalt 
der vom Schwörenden unter Eid gemachten Angabe gebildet 
hat. So hat der erk. Sen. in der Entſcheidung RGSt. 59, 343 
für den Zeugeneid, der erk. und der 3. Sen. in den Ent⸗ 
ſcheidungen RGSt. 59, 344 und 60, 78 für den richterlichen 
Eid, der erk. Sen. in der Entſch. v. 7. Nov. 1924, 1 D 


des Eidesdelikts als Außerungsdelikt. Bei jeder objektiven Aus⸗ 
legung und Sinnermittelung fragt es ſich aber, welcher Kreis von 
Außerungsempfängern für dieſen Sinn beſtimmend ſein ſoll. Zu⸗ 
nächſt iſt dies der allgemeine Sprachgebrauch, der Wortſinn der 
deutjchen Sprache (vgl. 8 184 G., der auch in dieſer Beziehung 
rechtliche Bedeutung befist). RcSt. 60, 78 (79) will dagegen 
— freilich für einen Fall der Parteieinigung über Norm und Er⸗ 
heblichkeit des Eides nach 8 461 Abſ. 1 3pPO.! — dem allge⸗ 
meinen Sprachgebrauch vorgehen laſſen, wenn „einem in der Eides⸗ 
formel gebrauchten Ausdruck nach dem übereinſtimmenden Be⸗ 
wußtſein der Beteiligten eine beſtimmte Bedeutung zukommt, die 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauch nicht oder nicht genau ent⸗ 
ſpricht“. Der kleinere Kreis der nächſten Außerungsempfänger im 
Prozeß ſoll alſo im Zweifel der maßgebendere ſein. 

über dieſe Frage des „Empfängerhorizontes“ 
(Deck: Archgivpr. 112, 43) gibt das vorliegende Urteil wenig 
lichtvolle Ausführungen. Die alte Streitfrage nach den haupt⸗ 
ſächlichen und nebenſächlichen, weſentlichen und unweſentlichen 
Punkten des Eides hat als ſolche hier gar nichts zu bedeuten; 
die verhängnisvolle Neigung des RG. zu „Umkehrſchlüſſen“ trägt 
zur Klarung in dieſem Zuſammenhang nichts bei. Richtig iſt nur 
dies, daß für die Sinnerfaſſung im konkreten Zuſammen⸗ 
hang, d. h. in Rückſicht auf den Beteiligtenkreis als 


58. Jahrg. 1929 Heit 39 


Rechtſprechung 


2715 


818/24, für den Offenbarungseid nach § 883 Abſ. 2 ZPO. 
ausgeführt, daß für die Frage, ob eine Eidesverletzung vor⸗ 
liege, die unter Eid gemachte Angabe des Schwörenden — wie 
jede andere menſchliche Gedankenäußerung — 
der Auslegung zugänglich und bedürftig ſei. Einer 
der weſentlichſten Anhalte für die Auslegung der eidlich ge- 
machten Angabe iſt nun aber die Art und der Stand des 
gerichtlichen Verfahrens, in dem es zur Eidesleiſtung gekom⸗ 
men ift. Im beſonderen iſt in einem bürgerlichen Rechtsſtreit 
für die Frage, was den Gegenſtand und Inhalt eines Partei⸗ 
eides gebildet hat, von entſcheidender Bedeutung der Streit⸗ 
ſtand, alſo die Frage, was unter den Beteiligten unſtreitig 
war, und was als beſtritten des Beweiſes bedurfte. 

In der vorliegenden Sache iſt der jetzige Angekl. darauf 
verklagt worden, den am 1. Febr. 1923 verkauften ca. zwei⸗ 
lährigen gelbſcheckigen Stier herauszugeben. Daß Z. 
mit M. wegen des Verkaufs eines Stiers verhandelt hat, 
war außer Streit, ebenſo, um welchen Stier es ſich handelte, 
da, wie das angefochtene Urteil feſtſtellt, Z. überhaupt nur 
den einen Stier gehabt hat. Ob der in der Klage angegebene 
Tag des Handels ſtimmte, kam nicht zur Sprache. Das Alter 
des Tieres war in der Klage nur mit ungefähr zwei Jahren 
angegeben. Wie jetzt feſtgeſtellt iſt, war der Stier zur Zeit 
des Verkaufs gut 134 Jahre alt. Streitig war nur der 
einzige Punkt, ob es bei dem Handel zu einem bin⸗ 
denden Vertragsſchluß gekommen ſei. Nur über dieſe 
Tatſache hatte der Kl. M. Beweis zu erbringen. Nur ſie 
bildete alſo den Gegenſtand des dem Bekl. Z. zugeſchobenen 
Eides. Dabei war es indeſſen notwendig, den Gegen⸗ 
ſtand des Kaufhandels irgendwie mit Worten zu 
kennzeichnen. Das konnte in verſchiedener Weiſe geſchehen; 
etwa indem die Eideszuſchiebung und entſprechend der Beweis⸗ 
beſchluß dahin gefaßt wurden, daß der Bekl. den Eid hinſicht⸗ 
lich des „den Gegenſtand der Klage bildenden“ Stieres zu 
leiſten habe. Auch dann aber würde die Faſſung dem jetzigen 


Empfänger, die Weſentlichkeit oder Unweſentlichkeit bedeutſam ſein 
kann. Und wenn des Weiteren geſagt wird, daß (1) die unter Eid 
gemachte Angabe des Schwörenden wie jede andere menſchliche 
Gedankenäußerung der Auslegung zugänglich und bedürftig und 
daß (2) eine der weſentlichſten Anhalte für die Auslegung die 
Art und der Stand des gerichtlichen Verfahrens, in dem es zur 
Eidesleiſtung gekommen iſt, ſei, ſo ſagt dieſer Satz in ſeinem 
erſten Teil (1) eine Selbſtverſtändlichkeit, in ſeinem zweiten 
Teil (2) aber eine nur ſehr bedingte Wahrheit. Dieſer zweite 
Teil hat Bedeutung nur unter der Bedingung, daß zuvor als 
maßgebender Empfängerhorizont derjenige der nächſten Beteiligten 
beſtimmt worden iſt. Deutlicher tritt dies in den Worten des 
Urteils zutage, es ſei der Streitſtand entſcheidend, alſo die Frage, 
was unter den „Beteiligten“ unſtreitig war und was als beſtritten 
des Beweiſes bedurfte. Über die Frage aber, inwieweit nun ge⸗ 
rade dieſer „Beteiligtenſinn“ der für die Auslegung maß⸗ 
gebende iſt, ſchweigt ſich das Urteil aus. Darauf aber 
kommt es hier entſcheidend an. 

Wenn RS. 60, 78 in dieſer Beziehung andeutet, daß die 
Bedeutung nach dem übereinſtimmenden Bewußtſein der Be⸗ 
teiligten dem gewöhnlichen Sprachgebrauche vorgehe, 
ſo iſt dies nur in ſehr beſchränktem Sinn richtig. Es mag viel⸗ 
beicht in dem dort zur Erörterung ſtehenden Fall des 8 461 

O. bis zu einem gewiſſen Grade zutreffen, allgemein gilt 
= ſicher nicht. Wenn in der Anm. JW. 1926, 117625 a. E. 
i NGGt. 60, 78) die Bezugnahme auf den beſonderen Gedanken⸗ 
inhalt und auf den eng umſchriebenen Kreis der Prozeßparteien 
des rücklich gebilligt iſt, ſo iſt das auch dort nur als im Rahmen 
A allgemeinen Sprachgebrauchs geltend zu verſtehen. 
mußer allgemeine Sprachgebrauch ift überall das Vorgehende; dies 

B ſchon § 184 G5. ergeben. Dies überſieht das vorliegende 
1155 Legt man den allgemeinen Sprachgebrauch als maßgebend 
bee, fo hat nämlich der Angekl. nichts objektiv Falſches 
bar Aue; daran wird dadurch nichts geändert, daß die unmittel- 
unterſſeteiligten der Eidesleiſtung vielleicht einen andern Sinn 
5 egt haben. Ungenauigkeiten der Eideszuſchiebung oder Eides⸗ 
e 95 vermeiden, iſt Sache des Beweisführers oder Richters; 
1 ode Ungenauigkeiten erfolgt, jo können ſie im Meineids⸗ 
verfahren nicht einfach willbürlich weginterpretiert werden. Der 
Barteietd iſt nun einmal nach geltendem Recht ein ſtreng formales 
Beweismittel; es geht nicht an und it mit feinem Weſen un⸗ 
vereinbar, ihm dieſen Charakter durch Bezugnahme auf die Sinn⸗ 
gebung des Schwörenden oder anderer unmittelbar Beteiligter 
zu nehmen. Dadurch wird der Willkür Tür und Tor geöffnet. Es 
iſt eine ſehr bedenkliche Bahn, die das NÖ. mit dem vorliegenden 
Urteil betritt, eine Bahn, deren Ende nicht abzuſehen iſt und die 


Angekl. einen Anhalt zu dem Einwand geboten haben, daß 
er „tatſächlich die Wahrheit geſchworen habe“, denn in der 
Klage ſei von einem am 1. Febr. verkauften Stier die Rede 
und einen ſolchen Stier gebe es nicht, weil einige Tage ſpäter 
um einen Stier gehandelt worden ſei. Nur hinſichtlich des 
Alters des Tieres hätte jene Faſſung dem Angekl. die Mög⸗ 
lichkeit eines ſolchen Einwands genommen, weil wie geſagt, 
in der Klage das Alter nur mit ungefähr zwei Jahren an⸗ 
gegeben worden iſt, während es in der wirklich gewählten 
Eideszuſchiebung und im Beweisbeſchluß mit „zweijährig“ 
bezeichnet iſt. Aber obgleich in den beiden Richtungen eine, 
wie jetzt auf Grund der Schwurgerichtsverhandlung an⸗ 
zunehmen iſt, hinſichtlich ihrer Richtigkeit zweifelhafte, oder 
geradezu unrichtige Bezeichnung gewählt worden iſt, folgt 
daraus nicht zugunſten des Angekl., daß darum ſein Eid als 
wahrheitsgemäß zu gelten hätte. Denn die beiden näheren 
Angaben, über den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes und über 
das Alter des Tieres, hatten nach der vom SchwG. an⸗ 
genommenen Auslegung ausſchließlich dazu zu dienen, 
den Gegenſtand der Eidesleiſtung näher zu beſtimmen (zu 
individualiſieren), ohne daß jedoch dieſe Merkmale der 
Kennzeichnung ſelbſt den Gegenſtand einer des Beweiſes be⸗ 
dürftigen und daher von der Partei zu beſchwörenden Tat⸗ 
ſache gebildet hätten. 

Dieſe rechtliche Beurteilung würde freilich keineswegs 
auf alle Fälle von äußerlicher Ahnlichkeit zutreffen. Sie 
ſetzt vielmehr voraus, daß ſich der Kern der beſchworenen An⸗ 
gabe, ihr wirklicher Inhalt, nach der Sachlage, d. h. 
vor allem nach der Faſſung des Eidesſatzes und nach der Lage 
des Verfahrens, in dem der Eid geleiſtet wurde, von anderen 
mit dieſem Kern und wahren Inhalt nur äußerlich ver⸗ 
bundenen Angaben einwandfrei ſcheiden läßt. Gerade das 
iſt aber im vorliegenden Fall vom SchwG. in rechtlich be⸗ 
denkenfreier Weiſe geſchehen. Es iſt ſohin gegen die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. nichts zu erinnern, da das Urteil auch 


eine große Unficherheit in unſer Eidesrecht bringt. Der Angekl. iſt 
m. E. zu Unrecht wegen Meineids beſtraft worden. 

Das bedeutet nicht, daß eine ſtrafbare Handlung überhaupt 
nicht vorliege. Nach ſolcher Strafbarkeit beſteht ein unleugbares 
Bedürfnis. Sie ergibt ſich in Fällen dieſer Art aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des Prozeßbetrugs. In diefer Richtung iſt Folgen⸗ 
des zu erwägen: 

Mit Recht anerkennt die herrſchende Auffaſſung die Mög⸗ 
lichkeit eines Betrugs i. S. des 8 263 StGB. durch Täuſchung des 
Prozeßrichters (f. hierüber näher bei Frank, StGB., 17. Aufl., 
8263 VI 2; dagegen Grünhut: Rhein. Ztſchr. XIII, 127). 
Strittig und zweifelhaft iſt, ob und inwieweit ſchon in der un⸗ 
wahren Parteibehauptung als ſolcher die zum Betrug er⸗ 
forderliche Täuſchungshandlung erblickt werden kann: Im all⸗ 
gemeinen (ſ. bei Frank a. a. O.) ſieht die Theorie in ihr eine 
bloße Vorbereitungshandlung des Prozeßbetrugs, was Frank 
dahin ergänzt, daß bei erfolgter Irrtumserregung und ent⸗ 
ſprechender Vorausſicht auf ſeiten des Täters das Stadium des Ver⸗ 
ſuchs bereits erreicht ſei. Das RG. vermißt in ſolchen Fällen den 
erforderlichen Kauſalzuſammenhang, weil als kauſal für den Irr⸗ 
tum die pflichtwidrige Haltung des Richters anzuſehen wäre: 
REEL. 20, 391 u. a., gegen die Frank nicht ohne Grund auf 
den Widerſpruch mit der ſonſtigen Kauſalitätsauffaſſung des höch⸗ 
ſten Gerichtshofs hinweiſt. Richtigerweiſe wird man in der bloßen 
Parteibehauptung ganz allgemein keine Betrugshandlung erblicken 
dürfen, weil damit mittelbar eine dem heutigen Prozeß fremde 
Lügenſtrafe eingeführt würde; auch wo ſolche unwahre Partei⸗ 
behauptung irrtumserregend wirkt, iſt dieſe falſche Parteibehaup⸗ 
tung zwar kauſal für die richterliche Verfügung, bedeutet aber 
eine Verurſachungsform, die ungeeignet zur Erfüllung des § 263 
SGB. iſt (Verurſachung der Tatbeſtandsverwirklichung iſt nicht 
immer identiſch mit Täterſchaft!). Auch die bloße Beweis⸗ 
antretung wird man — gegen RGSt. 40, 9 — als kein ge- 
eignetes Betrugsmittel im Prozeß anſehen dürfen; denn hiergegen 
ſpricht derſelbe Grund, wie gegen die Heranziehung der bloßen 
unwahren Parteibehauptung. Der Prozeßbetrug liegt vielmehr erſt 
in der Benützung eines materiell unrichtigen Beweismittels 
ſeitens einer Partei; hier ſteht der Geſichtspunkt der Strafloſig⸗ 
keit einfacher Prozeßlüge der Heranziehung des § 263 StGB. 
nicht mehr im Wege, da eine ſolche Benützung über das bloße 
einfache Lügen im Prozeß weſentlich hinausgeht. 

Ein Fall dieſer Art liegt hier vor. Durch die unvorſichtige, 
im Datum und in der Bezeichnung des Streitgegenſtandes un⸗ 
richtige Zuſchiebung des Parteieids ſeitens des Gegners iſt der 
ſchwurpflichtigen Partei die Möglichkeit zur Benützung eines 
materiell unrichtigen Beweismittels gegeben. Durch die Annahme 
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ſonſt keinen Rechtsirrtum erkennen läßt. Insbeſ. iſt auch 
bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß der Angekl. ſich der Unwahrheit 
der von ihm beſchworenen Tatſache, es ſei nicht zu einem 
Kaufabſchluſſe gekommen, bewußt geweſen iſt. 


(Sen d 19 Febr 1929 1 0 09 A.] 


16. 88 154, 163 StGB. 

1. Die Annahme, daß fi der eidlich ver⸗ 
nommene Zeuge bei der Beantwortung einer 
beſtimmt gefaßten Frage ebenſo, wie die Partei 
bei der Leiſtung eines ihr zugeſchobenen Eides, 
an den Wortlaut der Frage halten dürfe und 
keine Aufklärungspflicht gegenüber dem unge- 
ſchickten Frageſteller habe, iſt rechtsirrig. Die 
Beantwortung einer Frage kann auch dann eine 
falſche Zeugenausſage enthalten, wenn ſie zwar 
dem Wortlaut, aber nicht dem für den Zeugen 
erkennbaren Sinn der Frage gerecht wird, und 
wenn der Zeuge hierbei eine den Gegenſtand der 
Vernehmung betreffende Tatſache verſchweigt. 

2. Zur Frage, inwieweit der Zeuge zur Her⸗ 
beiführung einer Berichtigung und Vervoll⸗ 
ſtändigung der ihm vorgeleſenen Niederſchrift 
ſeiner Ausſage verpflichtet iſt. f) 

1. Rechtsirrig iſt der zur Unterſtützung der Behauptung 
der objektiven Richtigkeit der Zeugenausſage vertretene Stand⸗ 
punkt der Rev., daß bei „formulierten Fragen“ an den Zeu⸗ 
gen, ebenſo wie bei zugeſchobenen Eiden, der Wortlaut der 
Frage maßgebend ſei, daß ſich der Zeuge bei der Beantwor⸗ 
tung einer Frage genau an den Wortlaut der Frage halten 
dürfe und keine Aufklärungspflicht gegenüber dem ungeſchickten 
Frageſteller habe, daß daher der Angekl. die Frage, ob er 
am 8. Jan. 1927 mit ſeinem Vater in der Wohnung einen 
Streit gehabt habe, ohne weiteren Zuſatz habe verneinen dür⸗ 
fen, wenn er zwar an dieſem Tage einen ſolchen Streit ge⸗ 
habt habe, aber nicht in der Wohnung, ſondern im Kontor. 
Die Beantwortung einer Frage kann auch dann eine falſche 
Zeugenausſage enthalten, wenn ſie zwar dem Wortlaut, aber 
nicht dem erkennbaren Sinn der Frage gerecht wird. Ins⸗ 
beſondere gilt der in der Rſpr. anerkannte Satz, daß eine 
Zeugenausſage auch dann falſch ſein kann, wenn der Zeuge 
eine den Gegenſtand ſeiner Vernehmung betreffende Tatſache 


(8 452 ZPO.) dieſes, wie fie weiß, irreführenden Eides in der 
Abſicht, ein ihr günſtiges, der materiellen Rechtslage wider⸗ 
ſprechendes eidbedingtes Urteil zu erreichen und dieſes durch die 
Eidesleiſtung ſelbſt in ein eutſprechendes Läuterungsurteil über⸗ 
zuführen, benützt die Partei das materiell unrichtige Beweis⸗ 
mittel in einer für den Richter irreführenden Weiſe. Damit begeht 
ſie eine Betrugshandlung, die in dem Läuterungsurteil die zur 
Vollendung des § 263 StGB. erforderliche Vermögensbeſchädigung 
verurſacht. 

Schwieriger liegt die Frage, wenn der Eid ohne voran⸗ 
gegangene Betrugsabſicht der Partei durch den Richter die fehler⸗ 
hafte Faſſung erfahren und nun geleiſtet und bewußtermaßen zur 
Erlangung eines materiell ungerechtfertigten Vorteils benützt wird. 
Hier ſteht der Annahme eines Betrugs zunächſt die formale Be⸗ 
weiskraft des Eides nach § 463 3PO. entgegen (vgl. Frank 
a. a. O. VI 2c). Der Betrugskonftruktion bietet aber auch hier 
die Verhinderung einer Berichtigung des Eides (88 319, 469 Satz 2 
3PO.; vgl. Stein⸗Jonas, $ 469 bei Note 15) geeignete An⸗ 
haltspunkte; da es ſich bei dem Erbieten zur Eidesleiſtung nicht 
um ein bloßes Unterlaſſen, ſondern um ein poſitives Tun handelt, 
dürfte der Annahme einer Pflicht zum Hinweis auf die Un⸗ 
richtigkeit ſeitens der ſchwurpflichtigen Partei kein entſcheidendes 
Bedenken entgegenſtehen. 

Auf die prozeß⸗ bzw. zivilrechtliche Wirkung des ſo durch 
Betrug erſtrittenen Urteils ſoll hier nicht näher eingegangen wer⸗ 
den. Es kommen hierfür die allgemeinen Geſichtspunkte über 
die Anfechtung eines argliſtig erworbenen Urteils bzw. die Gel⸗ 
tendmachung von Schadenserſatzanſprüchen in Betracht, die be⸗ 
Kanntlich vom RG. weitgehend — wenn auch unter Widerſpruch 
der Theorie — anerkannt werden (f. hierüber näher bei Stein⸗ 
Jonas, 3PO., vor 8 578 13 am Ende und $ 322 IX). 

Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


Zu 16. 1. Das RG. nimmt mit Recht an, daß ein Zeuge, der 
gefragt wird, ob er an einem beſtimmten Tage mit ſeinem Vater 
in ſeiner Wohnung einen Streit gehabt hat, ſich nicht ohne weiteres 
mit einer verneinenden Antwort begnügen darf, wenn er in der 
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verſchweigt, auch für Antworten auf beſtimmte Fragen. 
Gegenſtand der in einem Rechtsſtreit D. w. B. erfolgten Ver⸗ 
nehmung des Angekl. war eine Schlägerei zwiſchen dem An⸗ 
geklagten und der Frau B. Der Angekl. gab eine von den 
Angaben der Zeugin W. abweichende, für Frau B. un⸗ 
günſtige Schilderung von dieſer Schlägerei. Die Frage des 
Anwalts der Frau B. ging dahin, ob nicht am 8. Jan. 1927 
in der elterlichen Wohnung des Angekl. ein Auftritt zwiſchen 
ihm und ſeinem Vater ſtattgefunden habe, wobei er zu ſeinem 
Vater geäußert habe, er ſage nicht aus, er leiſte keinen Mein⸗ 
eid und ſetze ſich ſeinetwegen nicht in das Zuchthaus. Dieſe 
Frage bezweckte erſichtlich den Nachweis, daß dem Angekl. 
von ſeinem Vater eine falſche Zeugenausſage in dem an⸗ 
hängigen Rechtsſtreit zugemutet worden ſei, daß der Angekl. 
zwar dieſe Zumutung in der angegebenen Weiſe zurückgewieſen 
habe, bei ſeiner Zeugenausſage aber doch unter ihrem Ein⸗ 
fluß ſtehe und deshalb eine von den Bekundungen der Zeugin 
W. abweichende Darſtellung gebe. Hätte eine Auseinander⸗ 
ſetzung der behaupteten Art ftattgefunden, jo hätte der An⸗ 
geklagte die Frage auch dann nicht uneingeſchränkt verneinen 
dürfen, wenn die Auseinanderſetzung zwar nicht in der Woh⸗ 
nung, aber im Kontor ſtattgefunden hätte, ganz abgeſehen 
davon, ob der von der Rev. gemachte ſtrenge Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Wohnung und Kontor nach Lage der Sache überhaupt 
berechtigt iſt. Hatte aber, wie das SchwG. als unwiderlegt 
annimmt, eine Auseinanderſetzung ſtattgefunden, bei der — 
entgegen der Meinung des Frageſtellers — von der zu er⸗ 
wartenden zeugenſchaftlichen Vernehmung des Angekl. keine 
Rede war, ſo hätte der Angekl. doch nicht uneingeſchränkt 
jagen dürfen, er habe mit feinem Vater am 8. Jan. feinen 
Streit gehabt. Denn ſoweit es ſich nicht um ein bloßes Ver⸗ 
ſchweigen, ſondern um eine ausdrückliche Bekundung — ſei es 
auch nur in Form der Verneinung einer Frage — handelt, 
kommt es objektiv auf die Erheblichkeit der Bekundung für 
den Gegenſtand der Vernehmung nicht an. Eine ausdrück⸗ 
liche Bekundung muß immer wahr ſein. Die Prüfung der 
Erheblichkeit eines Punktes für die Entſcheidung iſt nicht 
Sache des Zeugen, ſondern des Richters. Nur für die Be⸗ 
urteilung des inneren Tatbeſtands der Eidesverletzung kann 
die Erheblichkeit ſowie ein Irrtum hierüber von Bedeutung 
werden (vgl. RGSt. 10, 338). 

2. Das Shw®. ift ferner mit Recht — im Anſchluß an 
die reichsgerichtliche Rſpr. — von dem Grundſatz ausgegangen, 


Tat an dem fraglichen Tage mit ſeinem Vater einen Streit gehabt 
hat, aber nicht in der Wohnung, ſondern im Kontor. 

Die Falſchheit einer unter Verſchweigung von Tatſachen er⸗ 
ſtatteten Ausſage hängt aber davon ab, ob die nicht angegebene 
Tatſache erkennbar zum kundgegebenen Intereſſenkreis des Fragers 
gehört oder nicht. Wenn ein Zeuge angeblich um 10 Uhr einen 
damals eingetretenen Unglücksfall mit angeſehen haben ſoll und 
gefragt wird: Standen Sie an dem fraglichen Tage um 10 Uhr 
vor dem Poſtgebäude in X., ſo verſchweigt der Zeuge mit ſeinem 
Nein nichts, wenn er an dem fraglichen Tage um 10 Uhr etwa 
zufällig vor dem Poſtgebäude in M. ſtand. Dagegen kommt aller⸗ 
dings bei verſchwiegenen Tatſachen, die nach dem erkennbaren In⸗ 
halt des Fragenkomplexes (d. i. nach dem Gegenſtande der Ver⸗ 
nehmung) zum kundgegebenen Intereſſenkreiſe des Fragers ge⸗ 
ie nichts darauf an, ob die Tatjache dem Zeugen auch erheblich 
erſchien. 

2. Fraglich iſt, ob die Redepflicht eines Zeugen ſich auf die 
Richtigkeit und außerdem auf die Vollſtändigkeit der Niederſchrift 
feiner Ausſage im Protokoll erſtreckt. Von einer unvollſtändigen 
Niederſchrift, die der Zeuge zu ergänzen verpflichtet wäre, 
iſt in den im vorliegenden Urteil angeführten RGSt. 30, 53 und 
45, 151 nicht die Rede. Dagegen nimmt das vorliegende Urteil an, 
der Zeuge habe ſeine Ausſage auf Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit zu prüfen und gegebenenfalls auf Berichtigung oder Ver⸗ 
vollſtändigung des Protokolls hinzuwirken. Eine Berichtigungs⸗ 
pflicht gegenüber unrichtigen Angaben des Zeugen aus Anlaß der 
Protokollverleſung nimmt an R.: Goltd Arch. 52, 391 (93); von 
einer Vervollſtändigungspflicht gegenüber der die Ausſage kürzen⸗ 
den Niederſchrift wird auch hier nichts gejagt. Sie muß im Gegenſatz 
zum vorliegenden Urteil entſchieden verneint werden. 

Bekanntlich enthält nämlich die Niederſchrift über Ver⸗ 
nehmungen (im Zivilprozeß wie im Strafprozeß) in der Regel eine 
vom Richter oder Protokollführer ſtark gekürzte und außerdem 
ſtiliſierte Wiedergabe der Ausſage des Laien, wobei namentlich 
alles das geſtrichen iſt, was dem Beurkundenden als überflüſſig, 
nicht zur Sache gehörig oder nebenſächlich erſcheint. Mit Rückſicht 
darauf, daß ſehr oft die Zeugen Tatſachen und Urteile mit bekun⸗ 
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daß ein Zeuge, der den Nacheid zu leiſten hat, verpflichtet iſt, 
die Geſamtheit ſeiner eben abgegebenen Ausſage ſich nochmal 
ins Gedächtnis zurückzurufen, ſie auf ihre Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit zu prüfen (RGSt. 30, 53 [55]) und ge⸗ 
gebenenfalls auf eine Berichtigung oder Vervollſtändigung 
hinzuwirken (RGSt. 45, 151). Das Schw. hat in dieſer 
Hinſicht als unwiderlegbar angenommen, daß der Angekl. 
nach der Niederſchrift feiner Ausſage mit Beziehung auf die 
unter 1 erwähnte Frage, die er zunächſt uneingeſchränkt ver⸗ 
neint hatte, die Erklärung abgegeben habe: „Es war eine 
private Sache, in der ich mich an jenem Abend mit meinem 
Vater geſtritten habe.“ War dieſe Erklärung, wie gleichfalls 
für unwiderlegbar erachtet wurde, richtig, dann hat der An⸗ 
geklagte durch fie feine ſchriftlich niedergelegte uneingeſchränkte 
Verneinung der Frage berichtigt und die Frage wahrheits⸗ 
gemäß beantwortet. Wenn nun aber, wie im vorliegenden 
Fall, die Protokollierung der Zeugenausſagen und deren Ge⸗ 
nehmigung durch den vernommenen Zeugen geſetzlich geboten 
iſt, daun bildet die Protokollierung, Verleſung und Genehmi⸗ 
gung einen weſentlichen Beſtandteil der erſt damit abge⸗ 
ſchloſſenen Vernehmung; es ſteht deshalb auch dieſer Teil 
unter Eideszwang. Die oben erwähnte Verpflichtung wirkt ſich 
in ſolchen Fällen in der Weiſe aus, daß der Zeuge dem In⸗ 
halt des ihm vorgeleſenen Protokolls vor der Genehmigung 
die erforderliche Aufmerkſamkeit zuwenden und gegebenen⸗ 
falls auf eine Berichtigung oder Vervollſtändigung des Pro⸗ 
tokolls hinwirken muß (RGE. v. 3. Juni 1905, III 6550/04 
— Goltd Arch. 52, 391; v. 21. Juni 1911, III 454/11 = Recht 
1911 Nr. 2777). Dies hat der Angekl. unterlaſſen und hier⸗ 
durch bewirkt, daß ſeine protokollierte Ausſage die objektiv 
unrichtige Angabe enthielt, er habe am 8. Jan. mit feinem 
Vater keinen Streit gehabt. 

3. Iſt hiernach das Vorliegen einer objektiven Eides⸗ 
verletzung ausreichend nachgewieſen, ſo beſtehen andererſeits 
erhebliche Bedenken hinſichtlich des inneren Tatbeſtandes. 

Vor allem liegt ein Widerſpruch vor zwiſchen der An⸗ 
nahme eines fahrläſſigen Falſcheids und den Strafzumeſſungs⸗ 
gründen. Hier wird ausgeführt: „Andererſeits mußte die 
Tat als äußerſt verwerflich bezeichnet werden, da ſie dem 
Pflichtgefühl jedes gerecht denkenden Menſchen widerſprach 
und der Angekl. ſie offenbar nur begangen hat, um ſeine 
Ausſage nicht unglaubwürdig zu machen und dadurch viel⸗ 
leicht ſeinem Vater in dem ſchwebenden Mietprozeß zum Sieg 
zu verhelfen.“ Dieſe Ausführungen deuten darauf hin, daß 
der Angekl. die Herbeiführung einer Berichtigung oder Ver⸗ 
vollſtändigung der Niederſchrift bewußt und gewollt zur Er⸗ 
reichung eines beſtimmten Zwecks unterlaſſen und ſich hier⸗ 
durch einer vorſätzlichen Verletzung der Eidespflicht ſchul⸗ 
dig gemacht habe; ſie laſſen ſich nicht vereinen mit der Unter⸗ 
ſtellung des SchwG., daß der Angekl. das Stattfinden einer 


den, die für den Rechtsfall ganz unerheblich ſind, iſt die Kürzung 
etwas ſo Bekanntes, daß man aus der Weglaſſung von Bekun⸗ 
dungen des Zeugen bei der Niederſchrift ſeiner Ausſage keine 
Rechtspflicht ableiten kann, hier eine Vervollſtändigung 
zu begehren. Der Zeuge darf davon ausgehen, daß der Richter 
am beſten weiß, auf welche ſeiner Sätze es ihm etwa ankommt, 
auf welche nicht. Der Eideszwang enthält alſo keinen Zwang zur 
Vervollſtändigung des Protokolls hinſichtlich aller etwa dem Zeu⸗ 
gen beachtlich erſcheinenden Ausgabebeſtandteile. Anderenfalls würde 
man den tatſächlichen Verhältniſſen nicht gerecht, und die Richter 
datten mit forte enden (aus der Gefahr der Eidesverletzung 
255 auch gerechtfertigten) Ergänzungsanträgen der Zeugen zu 
öanen, Die Protokolle würden breiter und unüberſichtlicher; un⸗ 
Folge Zeitvergeudung ſchon bei den Ergänzungswünſchen wäre die 
280 Dagegen iſt unbedenklich anzunehmen, daß ein Zeuge auch 
Per der ihm vorgeleſenen oder vorgelegten Niederſchrift eine 
Unrichtigesg un gs pflicht hat. Wenn er hier bemerkt, daß er etwas 
eff m ausgefagt oder etwas zu dem ihm bezeichneten Inter⸗ 
! Veri des Fragers Gehöriges verſchwiegen hat, ſo hat er ſich 
10 9 erichtigung zu bemühen. Man wird noch einen Schritt 
and ere dürfen: Auch wenn die Ausſage im Ganzen richtig 
und vo ſtändig war, entſteht nach Treu und Glauben eine Be⸗ 
richtigungspflicht, ſofern der Zeuge wahrnimmt oder fahrläſſig 
nicht wahrnimmt, daß der Urkundsbeamte ihn nicht richtig ver⸗ 
ſtanden hat, z. B. daß er einen Teil ſeiner Worte nicht gehört hat. 
Er genügt dieſer Pflicht durch klare Wiederholung ſeiner Angabe. 
Aber darüber hinaus beſteht auch objektiv weder eine Berich⸗ 
tigungspflicht noch eine Ergänzungspflicht. Hat alſo der Urkunds⸗ 


Auseinanderſetzung mit ſeinem Vater über eine private An⸗ 
gelegenheit in einer zuſätzlichen Bemerkung ausdrücklich zu⸗ 
gegeben habe, daß bei jener Auseinanderſetzung — entgegen 
der Annahme des Frageſtellers — von der zu erwartenden 
zeugenſchaftlichen Vernehmung des Angekl. keine Rede ge⸗ 
weſen ſei, daß daher der Angekl. geglaubt haben könne, ſeine 
zuſätzliche Bemerkung habe mit dem Gegenſtand der Ver⸗ 
nehmung nichts zu tun und gehöre deshalb nicht in die 
Niederſchrift hinein. 

Bei Zugrundelegung dieſer Unterſtellung hätte aber auch 
die Annahme einer Fahrläſſigkeit anders begründet wer⸗ 
den müſſen, als es geſchehen iſt. Das SchwG. führt zur 
Begründung der Fahrläſſigkeit aus, der Angekl., der ſpäte⸗ 
ſtens beim Verleſen der Niederſchrift deren Unrichtigkeit oder 
Unvollſtändigkeit erkannt habe, ſei ſeiner Rechtspflicht, vom 
vernehmenden Richter eine entſprechende Berichtigung oder 
Ergänzung zu verlangen, nicht nachgekommen; hierin liege 
fein fahrläſſiges Verſchulden; ſei er aber der irrigen Mei⸗ 
nung geweſen, er brauche die verleſene Niederſchrift nicht er⸗ 
gänzen zu laſſen, weil der Streit eine andere Sache betroffen 
habe, fo hätte er ſich bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit, und 
Sorgfalt darüber beim vernehmenden Richter erkundigen 
müſſen; da er dies nicht getan, auch einen ſolchen Verſuch der 
Aufklärung gar nicht behauptet habe, habe er auch inſoweit 
fahrläſſig gehandelt. Die Rev. meint zunächſt, daß der Satz, 
der Angekl. habe beim Verleſen der Niederſchrift deren Un⸗ 
richtigkeit oder Unvollſtändigkeit erkannt, im Widerſpruch 
ſtehe mit der anderweiten Feſtſtellung, der Angekl. könne ge⸗ 
glaubt haben, ſeine zuſätzliche Bemerkung habe mit dem 
Gegenſtand der Vernehmung nichts zu tun und gehöre des⸗ 
halb nicht in die Niederſchrift. Hierin braucht jedoch nicht not⸗ 
wendig ein Widerſpruch zu liegen. Die Meinung des SchwG. 
kann dahin gegangen ſein, daß der Angekl. zwar die tatſäch⸗ 
liche Unvollſtändigkeit der Wiedergabe ſeiner Ausſage, näm⸗ 
lich die Nichtaufnahme ſeiner zuſätzlichen Bemerkung in die 
Niederſchrift, erkannt, aber geglaubt habe, dieſe tatſächliche 
Unvollſtändigkeit ſei rechtlich bedeutungslos, und es ſei des⸗ 
halb die Herbeiführung einer Ergänzung nicht geboten. 
Immerhin erſcheint ſchon nach dieſer Richtung eine Klar⸗ 
ſtellung wünſchenswert. Zur Beurteilung der Frage, ob mit 
Recht Fahrlaäſſigkeit angenommen worden iſt, bedarf es aber 
vor allem noch einer Klarſtellung nach der Richtung, ob der 
Angekl. der Meinung war, der vernehmende Richter habe 
ſeine zuſätzliche Bemerkung gehört, oder ob er erkannt hat, 
daß dies nicht der Fall war. War er der erſteren Meinung, 
dann könnte es ihm nur unter ganz beſonderen Umſtänden, 
die der Erörterung bedürften, als Fahrläſſigkeit angerechnet 
werden, daß er den Richter nicht zur Berichtigung oder Er⸗ 
gänzung der Niederſchrift aufgefordert hat. Im allgemeinen 
darf ſich der Zeuge darauf verlaſſen, daß der Richter eine 


beamte die in der Niederſchrift fehlende Angabe gehört, aber 
wieder vergeſſen oder aus Verſehen nicht zu Protokoll gebracht 
oder für unerheblich gehalten und deshalb abſichtlich weggelaſſen, 
oder hat der Zeuge nicht angenommen und nicht annehmen müſſen, 
der Urkundsbeamte habe ihn unrichtig verſtanden, ſo wird es auch 
objektiv keine falſche Ausſage, wenn er nicht auf Vervollſtan⸗ 
digung feiner richtig abgegebenen Ausſagen dringt. Nicht das 
Zeugnis war dann falſch, ſondern die Niederſchrift darüber war 
lückenhaft. Dieſer Fall iſt hier anzunehmen, da nicht vom Regel⸗ 
widrigen ausgegangen werden darf, ein Anhaltspunkt für die An⸗ 
nahme oder die fahrläſſige Nichtannahme des Angehl., er ſei nicht 
richtig verſtanden worden, aber nicht bezeugt it. 

3. Müßte man aber annehmen, der Angekl. habe erkannt 
oder erkennen müſſen, der Urkundsbeamte habe ſeine Zuſatz⸗ 
bemerkung nicht verſtanden, fo läge objektiv eine falſche Ausſage 
vor. Sie wäre ihm auch zum Verſchulden anzurechnen, wenn er 
außerdem erkannte oder hätte erkennen ſollen, daß die überhörte 
Zuſatzbemerkung zu dem ihm bezeichneten Intereſſenkreis des 
Fragers gehörte. Nur wenn er ſowohl das Überhören als auch die 
erwähnte Zugehörigkeit erkannt hätte, läge vorſätzliches Ver⸗ 
ſchulden, alſo wiſſentliche Eidesverletzung vor. Nur eine Fahr⸗ 
läſſigkeit nimmt das RG. in dem Falle an, daß ihm wegen der 
Nichtaufnahme Zweifel entſtanden wären, ob er mißverſtanden 
oder nicht gehört worden iſt. Dem iſt mit dem Vorbehalt zuzu⸗ 
ſtimmen, daß ſich die Zweifel nicht bis zu einem dolus eventualis 
hinſichtlich des Überhörens und hinſichtlich der Zugehörigkeit der 
Angabe zu dem ihm bezeichneten Intereſſenkreis des Fragers ver⸗ 


dichtet haben dürfen. 
Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


2718 Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchrift 
— — —- . —r k —. ĩð v 7˖7.⏑7«ͤ¹ ib 


Außerung des Zeugen, die er gehört hat, bei der Herſtellung 
der Niederſchrift in der ihm geeignet erſcheinenden Weiſe 
verwertet und daß er, wenn er ſie nicht verwertet, dies des⸗ 
halb tut, weil er ſie für unerheblich hält. Hatte der Angekl. 
aber erkannt, daß der Richter die zuſätzliche Bemerkung nicht 
gehört hat, und war er lediglich von ſich aus der Meinung, 
eine Berichtigung oder Vervollſtändigung der Niederſchrift 
ſei wegen Unerheblichkeit des fraglichen Punktes nicht ge⸗ 
boten, ſo könnte in der Unterlaſſung einer Erkundigung beim 
Richter nur dann eine Fahrläſſigkeit gefunden werden, wenn 
ihm wegen der Nichtaufnahme ſeiner Außerung irgendwelche 
Zweifel aufgeſtiegen wären, die zu einer Erkundigung Ver⸗ 
anlaſſung geboten hätten. Wäre er etwa der Meinung ge⸗ 
weſen, die einſchlägige Stelle der Niederſchrift bringe ledig⸗ 
lich zum Ausdruck, daß ein Streit des vom Frageſteller 
behaupteten Inhalts nicht ſtattgefunden habe, enthalte 
alſo, richtig verſtanden, gar keine Unrichtigkeit, dann wäre es 
immerhin denkbar, daß ihm trotz gehöriger Sorgfalt die Not⸗ 
wendigkeit einer Berichtigung oder Ergänzung gar nicht zum 
Bewußtſein gekommen wäre. 

(1. Sen. v. 9. April 1929; 10 1264/28.) A.] 


17. 88 154, 163 StG B. Einfluß der Beden- 
tungsloſigkeit eines in einer Zeugenausſage 
bekundeten Umſtandes auf die Beurteilung der 
Schuldfrage. Der Glaube des Zeugen, eine Tat⸗ 
ſache als unwichtig weglaſſen a, 
Strafrechtsirrtum. Fahrläſſigkeit. f) 

Das SGB. fordert für den objektiven Tatbeſtand in 
den 88 153 ff. nur die Falſchheit des Eides, bzw. des Zeug⸗ 
niſſes und ſtellt rückſichtslos der Erheblichkeit des Beſchworenen 
keine Unterſcheidung auf. Deshalb könnte die Begründung des 
ſchwurgerichtlichen Urteils: „Iſt hiernach davon auszugehen, 
daß die Angekl. die ihnen von Frau W. gemachten Mit⸗ 
teilungen für unweſentlich gehalten und deshalb deren 
Angabe bei der Zeugenvernehmung unterlaſſen haben, ſo 
entfällt damit zunächſt ſchon der Tatbeſtand des wiſſent⸗ 
lichen Falſcheides“ — zu Bedenken Anlaß geben. Allein das 


Zu 17. Der Ausgangspunkt der Entſch., daß es nach geltendem 
Recht für den objektiven Tatbeſtand der Eidesdelikte auf die Er⸗ 
heblichkeit des Beſchworenen nicht ankomme, dürfte heute ziemlich 
unbeſtritten fein. (Anders de lege ferenda: Vgl. die Verh. d. Straf⸗ 
rechtsausſchuſſes und den neu aufgeſtellten 8 183 a Abſ. 3, Ausſchuß⸗ 
Druckſ. IV, Wahlperiode Nr. 203). Ebenſo unbedenklich iſt dem RG. 
darin zuzuſtimmen, daß aus der Unerheblichkeit des Beſchworenen 
unter Umſcanden auf einen Mangel am ſubjektiven Tatbeſtand ge⸗ 
ſchloſſen werden kann („Mangel eines Motivs zum Verbrechen“ dürfte 
allerdings eine Entgleiſung im Ausdruck ſein; es handelt ſich um 
Vorſatz oder Fahrlaſſigkeit). Wenn die Entſch. hinſichtlich des fahr⸗ 
läſſigen Falſcheides darauf hinweiſt, daß „das Gedächtnis erfahrungs⸗ 
gemäß in der Reproduktion von, unweſentlichen Punkten weniger 
treu“ iſt, ſo ſoll damit ausgedrückt werden, daß die Nichtreproduktion 
von Vorſtellungen eine objektive Tatſache iſt, die für ſich allein nicht 
ausreicht zur Konſtruktion der Fahrläſſigkeit. Worin der Schuld⸗ 
vorwurf beim fahrläſſigen Falſcheid liegt, iſt allerdings ſehr be⸗ 
ſtritten (j. etwa Mezger: JW. 1929, 778). Mit Unrecht wurde 
aber im Strafrechtsausſchuß (III. Wahlperiode, 53. Sitzung, S. 8 
d. Prot.) zur Bekämpfung der Beſtrafung des fahrläſſigen Falſch⸗ 
eides geſagt, ſie ſei „nichts anderes als die Beſtrafung unrichtiger 
Erinnerung oder eines mangelnden Erinnerungsvermögens“, d. h. 
eine Schuld laſſe ſich hier überhaupt nicht konſtruieren. Meines Er⸗ 
achtens geht der Schuldvorwurf beim unbewußt fahrläſſigen Ver⸗ 
ſchweigen dahin, daß dem Täter angeſichts feiner individuellen Fähig⸗ 
keiten und der konkreten Umſtände die Erinnerung an die betreffende 
Tatſache hätte kommen müſſen, wenn er von einem genügend ſtarken 
Willen zur Wahrheit beſeelt geweſen wäre, m. a. W., daß das Aus⸗ 
bleiben der Vorſtellung auf einer Gleichgültigkeit gegenüber der 
Wahrheit beruht (vgl. Exner, Weſen der Fahrläſſigkeit). Je un⸗ 
erheblicher nun ein unbewußt verſchwiegener Punkt war, deſto wahr⸗ 
ſcheinlicher iſt es im allgemeinen, daß das Ausbleiben der Vorſtel⸗ 
lung eben auf dieſer Unerheblichkeit beruht und nicht auf einer 
Gleichgültigkeit des Zeugen gegen die Wahrheit; natürlich iſt dies 
immer nur ein Indiz, dem andere gegenüberſtehen können. 

Vorliegendenfalls handelt es ſich jedoch um etwas anderes: Die 
Angekl. haben ſich an die fragliche Tatſache anſcheinend erinnert, 
aber geglaubt, jte dem Richter nicht mitteilen zu müſſen. Hier handelt 
es ſich um die Frage, worauf ſich die Pflicht des Zeugen zur Aus⸗ 
ſage erſtreckt. Sollten an einen Zeugen lediglich einzelne Fragen ge⸗ 
richtet werden, ſo ergäbe ſich aus dieſen der Umfang ſeiner Ausſage⸗ 
pflicht; er wäre nicht verpflichtet, etwas mitzuteilen, worauf die 


Urteil will damit nur ſagen, weil die Angekl. die Mitteilung 
der Frau W. über den angeblichen Geſchlechtsverkehr für 
völlig unweſentlich gehalten haben, haben ſie den Widerſpruch 
zwiſchen ihrer Ausſage und der Wahrheit gar nicht gemerkt. 

Nur wenn die Angekl. geglaubt hätten, eine ihnen gegen⸗ 
wärtige Tatſache weglaſſen zu dürfen, weil ſie unwichtig ſei, 
würden te in einem ſtrafrechtlichen Irrtum gehandelt und 
ſich ſtrafbar gemacht haben. Wie das RG, mehrfach aus⸗ 
geſprochen hat (z. B. RG. 10, 340), kann nach Umſtänden aus 
der Unerheblichkeit des beſchworenen Umſtandes auf den Man⸗ 
gel eines Motives zum Verbrechen geſchloſſen und aus dieſem 
Grunde für den wiſſentlichen Meineid der ſubjektive Tat⸗ 
beſtand für nicht erwieſen erachtet werden. Desgleichen wird, 
wenn ein fahrläſſiger Falſcheid eines Zeugen in Frage fteht, 
der Nachweis von der augenſcheinlichen Bedeutungsloſigkeit 
eines unrichtig bekundeten Umſtandes häufig zur Verneinung 
der Fahrläſſigkeit führen; denn das Gedächtnis iſt erfahrungs⸗ 
mäßig in der Reproduktion von unweſentlichen Punkten 
weniger treu, als bei ſolchen Umſtänden, deren Bedeutung 
fi von vornherein aufdrängt; auch iſt nicht jeder Zeuge 
befähigt, bei Abgabe ſeiner Ausſage auf unweſentliche Punkte 
dasjenige Maß angeſpannter Aufmerkſamkeit zu richten, wel⸗ 
ches von ihm in Beziehung auf weſentliche Umſtände ge⸗ 
fordert werden darf. 

Das Schw®. hat nun feſtgeſtellt, daß die Angekl. nach 
ihren perſönlichen Eigenſchaften — geringer Bildung — nicht 
fähig waren, zu erkennen, daß ſie die von ihnen unwiderlegt 
für ganz bedeutungslos gehaltene Tatſache der Erzählung der 
Frau W. wegen ihres Zuſammenhanges mit dem Beweisthema 
dem Richter mitteilen mußten. Es hat weiter angenommen, 
daß dieſe Erkenntnisfähigkeit um ſo weniger vorausgeſetzt 
werden kann, als die Angekl. nach dem Inhalt des Beweis⸗ 
beſchluſſes geglaubt haben können, ſie ſollen nur über die von 
ihnen unmittelbar geſehenen Vorgänge ausſagen. Offenſicht⸗ 
lich hat das Schw. bei den Angekl. nach ihrer Perſönlichkeit 
auch die Fähigkeit für ausgeſchloſſen gehalten, zu erkennen, 
daß ſich ihre Ausſagen auch über von ihnen nicht ſelbſt mit 
angeſehene Vorgänge erſtrecken mußten. Bei dieſer Sachlage 


Fragen ſich nicht beziehen, wäre es auch für das Gericht von noch 
ſo großem Intereſſe. Iſt aber die vorſchriftsmäßige Aufforderung gem. 
5 3961 IPO., 8 691 StPO. an ihn ergangen, jo muß er von ſich 
aus alles angeben, was zum „Gegenſtand feiner Vernehmung“ gehört 
(vgl. RGSt. 57, 152: ZW. 1925, 792). Was Gegenſtand der Ver⸗ 
nehmung it, muß ſeitens des Gerichts zunüchſt fixiert werden; nur 
ſoweit dieſe Fixierung (in der Ladung oder in der Verhandlung) er⸗ 
ſichtlich gemacht iſt, reicht die Ausſagepflicht des Zeugen. Wie der 
Gegenſtand der Vernehmung vorliegendenfalls formuliert war, iſt nicht 
erſichtlich, ſo daß dahingeſtellt bleiben muß, ob vielleicht ſchon aus 
objektiven Gründen Freiſprechung geboten war. SchwG. und NE, 
gehen davon aus, daß eine Pflicht zur Mitteilung beſtand, die Angekl. 
ſich dieſer Pflicht aber nicht bewußt waren. Mit Recht wird darin 
offenbar ein Tatirrtum erblickt: Die Mangelhaftigkeit der Ausſage, 
die den Eid zum Falſcheid macht, iſt ein Tatumſtand i. S. des 8 59, 
mag auch ſeine Feſtſtellung rechtliche Erwägungen vorausſetzen. 

Demgegenüber bezeichnet es die Entſch. als einen „ſtrafrecht⸗ 
lichen“ und daher unbeachtlichen Irrtum, „ven die AngeRl. geglaubt 
hätten, eine ihnen gegenwärtige Tatſache weglaſſen zu dürfen, weil 
ſie unwichtig ſei“. Abgeſehen von dem verfehlten Begriff des „ſtraf⸗ 
rechtlichen Irrtums“ — der Irrtum bezog ſich auf die Pflicht des 
Zeugen zu vollſtändiger Ausſage, alſo auf etwas Prozeſſuales (ogl. 
RESt. 61, 431) — kann hier dem RG. auch im Ergebnis nicht zu⸗ 
geſtimmt werden: Wenn die Angekl. angenommen hätten, eine ihnen 
erinnerliche Tatſache gehöre wegen ihrer Unwichtigkeit nicht zum 
Gegenſtand der Vernehmung, ſo wären ſie ſich ebenfalls der Mangel⸗ 
haftigkeit ihrer Ausſage nicht bewußt geweſen und läge ſomit wie 
oben ein Tatirrtum vor. Strafbar wegen Meineids wären ſie nur, 
wenn ſie ſich bewußt geweſen wären, eine zum Gegenſtand der Ver⸗ 
nehmung gehörige Tatſache zu verſchweigen, ſollten ſie auch geglaubt 
haben, ein ſolcher Falſcheid ſei wegen Unwichtigkeit des betreffenden 
Punktes nicht ſtrafbar. Dies wäre ein Irrtum lediglich über die 
Strafbarkeit der Handlung, der anerkanntermaßen unerheblich iſt. 

Die Verneinung auch einer Fahrläſſigkeit im vorliegenden Falle 
iſt nach dem oben Geſagten zu billigen: Daß den Angekl. der Gedanke 
gar nicht kam, auch die fragliche Tatſache ſei Gegenſtand der Ver⸗ 
nehmung, hat nach den Feſtſtellungen des Schw ß. feinen Grund 
lediglich in der intellektuellen Konſtitution der Angekl., anſcheinend 
auch in nicht genügend klarer Fixierung des Gegenſtandes der Ver⸗ 
nehmung — nicht alſo in einer Gleichgültigzeit gegen die Wahr⸗ 
heit (j. oben). 

Prof. Dr. Engelhard, Heidelberg. 
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hat das SchwG. ohne Rechtsirrtum, Wiſſentlichkeit und Fahr⸗ 
läſſigkeit verneint. 
(2. Sen. v. 15. April 1929; 2 D 201/29.) A. 


18. 8 157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. Die Straf⸗ 
ermäßigung iſt nicht davon abhängig, daß eine 
geſetzlich vorgeſchriebene Belehrung unter⸗ 
blieben iſt. Das Vorliegen des Strafermäßi⸗ 
gungsgrundes des 8 157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. neben 
dem Strafmilderungsgrund des 8158 kann eine 
weitere Herabſetzung der Strafe zur Folge 
haben. f) 

Rechtliche Bedenken beſtehen dagegen, daß das Gericht 
es abgelehnt hat, auch den 8 157 Abſ. 1 Nr. 2 SGB. an⸗ 
zuwenden. Die Angekl. iſt in dem Unterhalts⸗Rechtsſtreit 
ihres unehelichen Sohnes gegen den als deſſen Erzeuger an⸗ 
geſehenen Bäckergeſellen P. als Zeugin darüber vornommen 
worden, ob ſie in der Empfängniszeit auch mit anderen 
Männern als dem Bekl. den Beiſchlaf vollzogen hat. Sie 
war dabei nach 8 383 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. zur Verweigerung 
des Zeugniſſes berechtigt (RGSt. 61, 402). Über dieſes Recht 
iſt ſie vor ihrer erſten — uneidlichen — Vernehmung vom 
9. Mai 1927 nach dem über ſie aufgenommenen Protokoll 
gemäß $ 383 Abſ. 2 ZPO. belehrt worden. Bei ihrer zwei⸗ 
ten Vernehmung v. 24. Okt. 1927 iſt ihr „ihre Ausſage“ 
v. 9. Mai 1927 vorgeleſen worden, ſie hat ſie aufrecht⸗ 
erhalten, hat erklärt, ſie ſei bereit, ſie zu beſchwören, hat ſie 
danach noch ergänzt und nach Belehrung über die Bedeutung 
des Eides den Zeugeneid geleiſtet. In dem Protokoll vom 
24. Okt. 1927 iſt nicht ausdrücklich vermerkt, daß ſie an 
dieſem Tage nochmals über ihr Zeugnisverweigerungsrecht 
belehrt worden ſei. Daß eine ſolche abermalige Belehrung 
durch die ZPO. nicht vorgeſchrieben iſt, iſt richtig. Darauf 
kommt es aber nicht an. Die Strafermäßigung des $ 157 
Abſ. 1 Nr. 2 StGB. iſt nicht davon abhängig, daß eine ge⸗ 


Zu 18. Der Strafermäßigungsgrund des § 157 Ziff. 2 StGB. 
ſetzt voraus, daß der Ausſagende über ſein Recht der Zeugnisweige⸗ 
rung nicht rechtswirkſam belehrt worden war. 

Soweit das Weigerungsrecht durch das Familienband begründet 
iſt, hat im Strafprozeſſe Belehrung vor jeder Vernehmung zu er⸗ 
folgen (8 52 Abſ. 2 StpPO .). Die Einheitlichkeit der Vernehmung wird 
aber durch wiederholte Abhör im Laufe einer Hauptverhandlung jeden⸗ 
falls dann nicht ausgeſchloſſen, wenn der Zeuge nach ſeiner erſten 
Ausſage nicht entlaſſen (Oetker: JW. 1922, 1212) und die Zwiſchen⸗ 
zeit zwiſchen dieſer und der folgenden Ausſage nach Lage der Sache 
nicht geeignet war, dem Zeugen das Bewußtſein ſeines Weigerungs⸗ 
rechts zu nehmen. Unter dieſen Vorausſetzungen ſchadet es nicht, daß 
der ſpäter erſtatteten Ausſage die Belehrung nicht unmittelbar voran⸗ 
gegangen iſt. Die Frage der unſchädlichen, d. h. wiederholte Belehrung 
nicht erfordernden Zwiſchenzeit ſteht zum Ermeſſen des Gerichts, aber 
ein rechtsirriger Gebrauch dieſes Ermeſſens ohne Rückſicht darauf, ob 
die erteilte Belehrung noch als fortwirkend zu erachten war, kann 
einen Reviſionsgrund liefern. 

Daß bei einer Unterbrechung der Hauptverhandlung über die 
Grenze des 8229 StPO. hinaus mit dem Geſamtverfahren auch die 
Belehrung der Erneuerung bedarf, verſteht ſich. 

8383 Abſ. 2 ZPO. verlangt die Belehrung „vor der Ver⸗ 
nehmung“, nicht „vor jeder Vernehmung“. Einheitlichkeit der Ver⸗ 
nehmung im Sinne des Strafprozeſſes kommt nicht in Betracht. Viel⸗ 
mehr entſcheiden die Zuſammengehörigkeit der Vernehmungen und die 

rage, ob bei der folgenden Vernehmung noch mit dem Bewußtſein 
Zeugen von der früher erfolgten Belehrung zu rechnen war und 
ob es ſicher iſt, daß er dieſe auch auf die neue Vernehmung beziehen 
ie te. Auch hier darf die Ermeſſensübung nicht durch Rechtsirrtum 
eeinflußt fein, und in beiden Prozeſſen kann die Verkennung ſicherer 
von ungsregeln unrichtige Geſetzesanwendung ergeben. Die Lehre 
128 85 Unteilbarkeit der mündlichen Verhandlung (Seuffert zu 
1 PO. Bem. 3 u. a.; dagegen Wach, Vorträge S. 6ff.; 38 P. 11 
Heft 89 ff.) müßte für jede Vernehmung in einer weiteren Ver⸗ 
handlung der Inſtanz Wiederholung der Belehrung fordern, da der 
frühere Prozeßſtoff ausgelöſcht wäre. Die Textdifferenz in den 
85 52 Abs. 2 Sipd, 383 Abſ. 2 ZPO.: „vor jeder Vernehmung“, 
„vor der Vernehmung“, liefert ein Bedenken gegen jene Theorie. 
Denn danach könnte es kommen, daß im Zivilprozeß trotz raſcher 
Folge mündlicher Verhandlungen wiederholte Belehrungen nötig 
würden, während die Vernehmung in der einen, vielleicht länger 
ſich hinziehenden Hauptverhandlung des Strafprozeſſes infolge Nicht⸗ 
entlaſſung des Zeugen einheitlich bliebe und die Wiederholung der 
Belehrung ſich erübrigte. Ein innerer Grund für dieſe Verſchiedenheit 
wäre nicht abzuſehen. 

In dem zur Beſprechung ſtehenden Falle handelte es ſich um 


ſetzlich vorgeſchriebene Belehrung unterblieben iſt, ſon⸗ 
dern lediglich davon, daß der Zeuge über das ihm zuſtehende 
Recht nicht belehrt worden iſt, und zwar nicht belehrt vor 
derjenigen Ausſage, die aus Anlaß der Vereidigung und durch 
ſie erfolgte. Das war hier die v. 24. Okt. 1927. Wenn vor 
ihr an dieſem Tage die Angekl. nicht i. S. des $ 157 StGB. 
belehrt worden iſt, war der Fall von deſſen Nr. 2 gegeben. 
Dem ſtanden die vor der früheren Vernehmung erfolgte Be⸗ 
lehrung oder die Vermutung der Kenntnis der jetzigen An⸗ 
geklagten vom Weigerungsrechte nicht entgegen. Auf die 
RGSt. 60, 106; 62, 207 wird verwieſen. 

Das Schw. jagt nun freilich, „offenſichtlich“ ſei eine 
erneute Belehrung über ihr Zeugnisverweigerungsrecht auch 
noch vor ihrer Vernehmung v. 24. Okt. 1927 erfolgt, und es 
war an ſich zu einer ſelbſtändigen Feſtſtellung in dieſer Be⸗ 
ziehung berechtigt, da es durch die für den bürgerlichen 
Rechtsſtreit beſtehende Beweiskraft des Vernehmungsproto⸗ 
kolls v. 24. Okt. 1927 nicht gebunden war. Es beſteht aber 
das Bedenken, daß das Schw. zu jener Feſtſtellung, wenn 
eine ſolche überhaupt vorliegt, auf Grund rechtlichen Irrtums 
darüber gelangt iſt, was 8 157 StGB. unter einer Be⸗ 
lehrung verſteht. Zur Begründung iſt nämlich im Urteile 
nur angeführt, daß der Angekl. am 24. Okt. 1927 ihre Aus⸗ 
ſage v. 9. Mai 1927 nochmals vorgeleſen worden iſt, „alſo 
auch der in dieſem Protokolle befindliche Vermerk“ „nach 
Hinweis auf das Zeugnisverweigerungsrecht“, und daß die 
Angekl. am 24. Okt. 1927 ausdrücklich erklärt habe, ihre 
Ausſage beſchwören zu können und zu wollen. Mangels wei⸗ 
terer Ausführungen hierzu kann das Schw. hieraus zunächſt 
höchſtens entnommen haben, der Angekl. ſei am 24. Okt. 
1927 in Erinnerung gebracht worden, daß fie vor ihrer frü— 
heren Ausſage über ihr Zeugnisverweigerungsrecht belehrt 
worden war, und ſie ſei am 24. Okt. 1927 gefragt worden, 
ob fie ihre Ausſage beſchwören wolle. Das Schw. ſcheint 
dann irrtümlich einerſeits bei Kenntnis des Zeugen vom 


zwei Vernehmungen einer Zeugin in zwei zivilprozeſſualen mündlichen 
Verhandlungen. Die erſte fand am 9. Mai, die zweite am 14. Okt. 
1924 ſtatt. In weiteren vom RG. entſchiedenen Fällen (RGSt. 60, 106 
und 62, 207) waren die Daten 3. Aug. und 21. Sept. 1923, 4. Juli 
bzw. 10. Okt. und 5. Dez. 1924. Das NG. konſtatiert in dem ge⸗ 
gebenen Falle, daß bei der zweiten Vernehmung eine abermalige Be⸗ 
lehrung nach dem Rechte der ZPO. nicht erforderlich geweſen ſei. Das 
iſt in dem Sinne richtig, daß die ZPO. die wiederholte Belehrung 
bei mehrfacher Vernehmung des Zeugen in mehreren mündlichen 
Verhandlungen derſelben Inſtanz niemals formell verlangt. 
Materiell aber iſt unter dieſer Vorausſetzung auch nach der ZPO. 
wiederholte Belehrung geboten, wenn die erfolgte Belehrung wegen 
der Länge der Zwiſchenzeit ihre Wirkung verloren hat, und ebenſo, 
wenn der Zeuge ſich ſonſt des Bezuges jener Belehrung auf den 
weiteren Vernehmungsakt nicht bewußt fein würde. Einer Abwägung 
in dieſer Richtung, wobei auch die Individualität des Zeugen in Be⸗ 
tracht zu ziehen iſt, kann ſich der Zivilrichter nicht wegen des Mangels 
einer formellen Vorſchrift entſchlagen. Daß durch Rechtsirrtum be⸗ 
einflußte Ermeſſensübung einen Reviſionsgrund zu liefern vermag, 
wurde bereits dargelegt. 

In RSt. 60, 108 wird ausgeführt, ein einigermaßen ſicherer 
Nachweis in der Richtung, ob der Schwurpflichtige bei der zweiten 
Vernehmung ſein Zeugnisweigerungsrecht gekannt und ob dabei eine 
ihm vor ſeiner erſten Vernehmung erteilte Belehrung noch fortgewirkt 
habe, würde, da es ſich inſoweit um innere, im weſentlichen auch 
nach den perſönlichen Verhaltniſſen des Schwurpflichtigen zu wertende 
Vorgänge handle, in der Mehrzahl der Fälle nicht zu erbringen ſein. 
Das klingt wie ein Tadel der ZPO., die eben nicht verlangt, daß die 
Belehrung vor „jeder“, ſondern nur, daß ſie „vor der Vernehmung“ 
erfolge. Jedenfalls kann nicht vom Zivilrichter verlangt werden, daß 
er aus dieſer Rechtsanſchauung der Strafſenate eine für ihn verbind⸗ 
liche Norm entnehmen und den Ehegatten, den Verwandten uſw. in 
weiterem Maße über ſein Zeugnisweigerungsrecht belehre, als es die 
SPD. erheiſcht. Die Rechtslage iſt vielmehr die: der Strafrichter 
hat vor jeder Vernehmung zu belehren, die nicht mit der voran⸗ 
gegangenen, nach Belehrung erfolgten eine Einheit — in ſtraf⸗ 
prozeſſualem Sinne — bildet; der Jivil richter braucht nicht wieder⸗ 
holt zu belehren, wenn die frühere Belehrung nach zivilprozeſſualen 
Grundſätzen für die ſpätere Vernehmung noch wirkſam iſt. 

Das NG. legt nun in Übereinſtimmung mit früheren Entſchei⸗ 
dungen (RGSt. 40, 46 uſw.) den 8 157 Ziff. 2 StGB. dahin aus, daß 
nur die beſonders ad hoc erteilte Belehrung die Anwendung dieſes 
Strafermäßigungsgrundes ausſchließe. Doch muß auch das RG., Ein⸗ 
heit der Vernehmung im Strafprozeſſe vorausgeſetzt, die vor dem 
erſten Vernehmungsakte erfolgte Belehrung genügen laſſen (fo 
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Zeugnisverweigerungsrecht das Fehlen einer ausdrücklichen 
Belehrung vor der neuen eidlichen Ausſage nicht als zur 
Anwendung des 8 157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. ausreichend 
— und andererſeits die Belehrung über ein Eidesverweige⸗ 
rungsrecht als gleichbedeutend mit der Belehrung über das 
Recht zur Zeugnisverweigerung (vgl. hierzu RGSt. 62, 142 
und 207) — angeſehen zu haben. Ob tatſächlich die Angekl. 
vor ihrer Vernehmung v. 24. Okt. 1927 über dieſes Recht 
erneut belehrt worden iſt, bedarf alſo nochmaliger Prüfung. 

Denn auch die Anſicht des Schw. iſt unrichtig, daß 
„das Vorliegen des Strafermäßigungsgrundes des 8 157 
Abſ. 1 Nr. 2 StGB. neben dem Strafmilderungsgrunde des 
§ 158 eine weitere Herabſetzung der Strafe nicht zur Folge 
haben würde“, ſofern damit gemeint iſt, daß es ... nicht 
zur Folge haben könne. Beim Zuſammentreffen mehrerer 
Vorausſetzungen der 88 157, 158 StGB. erfolgt zwar nur 
eine einmalige Strafermäßigung nach 8 157 StGB.; die an 
ſich für den Meineid verwirkte Strafe wird nur einmal auf 
die Hälfte bis ein Viertel ermäßigt. Bei der Frage aber, 
ob dabei auf die Hälfte, oder bis ein Viertel herunterzugehen 
iſt, muß das Gericht ſämtliche für den Fall maßgebenden 
Umſtände und ſo auch das Vorliegen mehrerer Straf⸗ 
ermäßigungsgründe der 88 157, 158 StGB. würdigen 
(RGSt. 59, 229). Ob das Schw. bei ſolcher Würdigung 
unter Berückſichtigung auch des § 157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
die an ſich verwirkte Strafe in noch ſtärkerem Maße als ge⸗ 
ſchehen herabgeſetzt haben würde, läßt ſich von hier aus nicht 
beurteilen. 

Das Urteil iſt deshalb im Strafausſpruch aufzuheben 
und die Sache zu neuer Straffeſtſetzung zurückzuverweiſen. 
Die Feſtſtellung, daß die Angekl. des Meineides nach 8 154 
StGB. ſchuldig iſt, bleibt beſtehen (RGSt. 60, 106). 

(2. Sen. v. 18. Febr. 1929; 2D 35/29.) A.] 


ROSE. 12, 406). Längere Zwiſchenzeit zwiſchen den beiden Ver⸗ 
nehmungen aber würde modifizierend wirken. Inſofern iſt auch das 
RG. zur Ausſchaltung der von ihm perhorreſzierten Ermeſſens⸗ 
erwägung nicht in der Lage. 

Vom Boden der reichsgerichtlichen Anſchauung aus ergibt ſich 
ein handgreiflicher Widerſpruch zwiſchen dem Rechte der ZPO. und 
der ſtrafrechtlichen Würdigung. Eine zivilprozeſſual genügende, für 
weitere Vernehmung wirkſame Belehrung wird ſtrafrechtlich für un⸗ 
zureichend erklärt, ſo daß dem ſo belehrten Zeugen doch der Straf⸗ 
ermäßigungsgrund des § 157 Ziff. 2 zuſtatten kame. Und dabei iſt 
durchaus denkbar, daß der zweite nach Anſicht des RG. von der 
fruheren Belehrung im Hinblick auf 8 157 Ziff. 2 nicht mit erfaßte 
zivilprozeſſuale Vernehmungsakt von dem vorgängigen durch Kürzere 
Zwiſchenzeit getrennt wäre, als ſie zwiſchen zwei durch Einheit der 
Vernehmung verbundenen, nur einmalige Belehrung vor der erſten 
Ausſage erfordernden ſtrafprozeſſualen Vernehmungsakten beſtände. 
Beiſpiel: 3 Tage Zwiſchenzeit zwiſchen den zwei mündlichen Verhand⸗ 
lungen des Zivilprozeſſes, in denen der Zeuge vernommen wurde: 
itägige Dauer einer Hauptverhandlung unter Vernehmung des Zeugen 
am erſten und ohne daß Entlaſſung erfolgt war (weil die Verhandlung 
ſich noch auf weltere, durch das Weigerungsrecht nicht berührte Straf⸗ 
fälle bezog uſw.), wiederholt am 7. Tage. 

Das RG. ſtützt ſich auf die Erwägung, daß 8157 Ziff. 2 nicht 
nur eine geſetzlich vorgeſchriebene Belehrung im Auge habe (RGSt. 
40, 46, 60, 106 ff.; 62, 208) und ſonach auch das Unterbleiben der 
zivilprozeſſual nicht erforderlichen wiederholten Belehrung mit ein⸗ 
zubegreifen ſei. Allein iſt denn der Zeuge bei der weiteren Ver⸗ 
nehmung unbelehrt geblieben, wenn eine auch für dieſe — nach der 
maßgebenden Verfahrensordnung — wirkſame Belehrung bereits 
vorlag? Da 8 157 Ziff. 2 gleichmäßig auf zivil⸗ und ſtrafprozeſſuale 
Vernehmungen ſich bezieht, ſo kann zur Auslegung in der hier frag⸗ 
lichen Richtung nicht einſeitig die Norm des Strafprozeſſes — 8 52 
Abſ. 2 StPO.: „vor jeder Vernehmung“ — herangezogen werden, 
vielmehr muß für das eine, das andere Verfahren das suum cuique 
gelten. Mangel einer Belehrung und Nichtwiederholung einer — gemäß 
der ZPO. — in Kraft gebliebenen Belehrung ſind doch verſchiedene 
Dinge. Wird zur Ausſchließung des Strafermäßigungsgrundes Be⸗ 
lehrung immer dann vorausgeſetzt, wenn rückſichtlich einer beſtimmten 
Perſon ein Weigerungsrecht beſteht, mag auch die Belehrung geſetz⸗ 
lich nicht vorgeſchrieben ſein, wie in den Fällen der 88 53 StPO., 
383 Ziff. 4, 5 3 NO., ſo möchte daraus eine Amtspflicht (nicht 
Prozeßpflicht) des Richters abgeleitet werden, die entſprechende geſetzlich 
nicht gebotene Belehrung dennoch zu erteilen, um es nicht für den 
Fall falſcher Ausſage zu einer materiell unverdienten Strafermäßigung 
kommen zu laſſen, aber es kann nicht einer erfolgten, nach dem Geſetz 
in Kraft gebliebenen Belehrung die Wirkung abgeſprochen werden, 
weil ſie nicht wiederholt worden ſei. Die Praxis der Strafſenate des 
RG. hat nicht die Kraft, das Recht der ZPO. zu ändern. Es ent⸗ 


19. 8 157 Nr. 1 StGB. Für den Tatbeſtand 
kommt es nur darauf an, ob eine Möglichkeit der 
Verurteilung beſtand. „Offentlichkeit“ i. S. des 
§ 183 St GB. f) 

In ſachlich⸗ rechtlicher Beziehung ift die Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes eines Verbrechens des Meineids rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Einen Rechtsirrtum enthält das Urteil aber 
inſoweit, als 8 157 Nr. 1 StGB. in Frage iſt. 

Feſtgelegt iſt, daß ſich die Angekl. auf der Wormſer 
Rheinbrücke von franzöſiſchen Soldaten hat um den Hals 
faſſen und abküſſen laſſen. Wenn nur das vorläge, hätte das 
Schwcß. allerdings mit Recht verneint, daß die Angabe der 
Wahrheit für die Angekl. die Gefahr einer Strafverfolgung 
wegen eines Vergehens nach § 183 StGB. bringen konnte. 
Denn es kommt nicht darauf an, ob der Schwörende nur 
fürchtet, durch die wahrheitsgemäße Angabe einer gewiſſen 
Tatſache könnte er unbegründeterweiſe in den Verdacht einer 
ſtrafbaren Handlung kommen, ſondern darauf, ob ſein wirk⸗ 
liches Tun derart geweſen iſt, daß es ihn in die Gefahr einer 
Strafverfolgung brachte. 

An einer früheren Stelle des Urteils iſt nun aber geſagt, 
„ber Verdacht ſei ſehr ſtark“, daß es bei jenen Vorfällen, wie 
ſie die Zeugen W. und M. wiederholt beobachtet haben, zum 
Geſchlechtsverkehr oder zu anderen „in das Geſchlechtliche 
fallenden Handlungen“ gekommen ſei. Die genannten beiden 
Zeugen haben zwar in dieſer Richtung keine Wahrnehmungen 
machen können. Aber der Zeuge L. hat — wenn auch das 
Schw. feine Ausſage allein nicht als eine Grundlage für die 
Findung einer Überzeugung gelten laſſen konnte — doch an⸗ 
gegeben, die Angekl. ſei von den Franzoſen „abgedrückt“ 
worden. Unklar iſt hier eine in dieſem Zuſammenhang ge⸗ 
machte Bemerkung des Urteils: es ſei unwahrſcheinlich, daß 
es zu einem „Abdrücken“ der Angekl. gekommen ſei, während 


ſteht vielmehr durch dieſe Auslegung ein Widerſpruch zur ABO, 
und daran zeigt ſich ihre Unhaltbarkeit. Der Zivilrichter würde die 
ihm nicht zur Pflicht gemachte Wiederholung nach wirkſamer Be⸗ 
lehrung nur auf die Gefahr hin unterlaſſen, daß der Strafrichter die 
von dem Zeugen verwirkte volle Meineidsſtrafe auf die Hälfte bis 
ein Viertel keduzierte (8 157 Abſ. 1). 

Nach alledem kann dieſe Praxis des RG. nicht gebilligt werden. 

Daß ſolche Unſtimmigkeiten zwiſchen der Verfahrensweiſe des 
Zivilprozeſſes und der Auffaſſung des Strafrichters entſtehen, hat 
ſeinen letzten Grund im Fehlen einer allgemeinen, alle Arten des 
Rechtsganges umfaſſenden Verfahrenslehre. 

Dem weiteren Inhalt der Entſcheidung (Verhältnis der Be⸗ 
lehrungen über Zeugnis⸗ und Eidesweigerungsrecht, Konkurrenz von 
Strafermäßigungsgründen) iſt zuzuſtimmen. 

Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 19. Eine ſehr ſorgfältig begründete Entſch., der man nur 
zuſtimmen Kann, ſoweit fie den Begriff „Gefahr der ſtrafrechtlichen 
Verfolgung“ erläutert. Die Entſch. wird zur Klärung von Zweifeln 
weſentlich beitragen. — In einem Punkte kann ich aber dem RG. 
nach wie vor nicht zuſtimmen. Hätte die Gefahr der ſtrafrechtlichen 
Verfolgung objektiv nicht beſtanden, hätte aber der Zeuge eine ſolche 
Gefahr angenommen, dann wäre die Strafe ebenfalls gem. 8 157 
zu ermäßigen geweſen. Ich kann mich zur Begründung meiner An⸗ 
ſicht auf die Anm zur RGEntſch. v. 12. Okt. 1926: JW. 1927, 896 
beziehen. Im Schrifttum überwiegt nach wie vor die von mir ver⸗ 
tretene Anſicht. Zu ihren Gegnern haben ſich neuerdings noch 
Schmidt: Lißt ſches Lehrb., 25. Aufl., S. 838, Anm. 18, und 
Freiesleben: Olshauſen, Komm., Note 11 a zu § 157, hinzu⸗ 
geſellt. Ebermaher iſt im Lpz Komm., 4. Aufl., bei ſeiner von 
mir bekämpften Meinung geblieben. Ich habe damals auf die Behand⸗ 
lung der irrtümlichen Annahme eines Notſtandes hingewieſen, die, 
falls der Irrtum begreiflich war, in gleicher Weiſe entſchuldigend 
wirkt wie der wirklich vorhandene Notſtand. Ich kann noch hinzu⸗ 
fügen, daß die irrtümliche Annahme eines Umſtandes, der, falls er 
vorläge, zur Anwendung der 88 216, 217 führen würde, nach faſt 
einmütiger Anſicht bewirkt, daß auf den Täter dieſe Tatbeſtände an⸗ 
gewendet werden. Das ſind zwar keine ſtrafvermindernde Umſtände, 
aber ſie haben die gleiche Funktion für die Schuld und für die Be⸗ 
ſtrafung wie der $ 157 Ziff. 1. Das gleiche gilt für die irrtümliche 
Annahme aus Not entwenden, unterſchlagen oder betrügen zu 
müſſen (gleiche Anſicht Lobe: LpzKomm., Note 3 zu § 248 a, und 
Ebermayer a. a. O. Note 4 letzter Abſatz zu § 264 a. Zuſtimmend 
auch Gutjahr: Komm. von Olshauſen, Note Ha zu 8 248 a 
und Note 3 zu § 264 a). Es wäre zu wünſchen, daß dieſe Hinweiſe 
die Gegner veranlaſſen würde, ihre widerſpruchsvolle und den Angekl. 
nachteilige Anſicht über die Auslegung des § 157 Ziff. 1 zu ändern. 

Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 
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vorher geſagt iſt, der Verdacht ſei ſehr ſtark, daß es zu 
Geſchlechtsverkehr oder ſonſtigen ins Geſchlechtliche fallenden 
Handlungen gekommen ſei. 

Nach den dem Urteil zu entnehmenden Feſtſtellungen beſtand 
jedenfalls auch nach Annahme des SchwG. in dem Zeitpunkt, 
als die Angekl. ihre falſchen eidlichen Angaben machte, ein 
ernſtlicher Verdacht, daß ſich die Angekl. auf ein Benehmen 
eingelaſſen habe, das den äußern Tatbeſtand einer un⸗ 
züchtigen Handlung bildete. Die Rheinbrücke iſt, ſoviel den 
Darlegungen des angefochtenen Urteils entnommen werden 
muß, allgemein zugänglich, alſo eine öffentliche Örtlichkeit. 
Nun hat allerdings das SchwG. angenommen, daß ſich die 
über ein Faſſen um den Hals und ein Abküſſen hinaus⸗ 
gehenden Vorkommniſſe, ſofern es zu ſolchen gekommen iſt, 
„in dem hintern Teil einer Niſche eines Brückenpfeilers der 
Rheinbrücke abgeſpielt hätten, vor dem vorn franzöſiſche 
Soldaten ſtanden“, und bei einer ſolchen Sachlage könnte der 
Tatbeſtand der Offentlichkeit der Handlungen zu verneinen 
ſein. Indeſſen läßt ſich zunächſt aus dem Urteil keine An⸗ 
ſchauung von der Art der Ortlichkeit — dem „hintern Teil“ 
einer Niſche — gewinnen. Es ſcheint ſich dabei nicht um einen 
dem allgemeinen Zugang ſonſt entzogenen Teil der Brücke 
zu handeln. Einer Ortlichkeit aber, die ſonſt der Allgemeinheit 
zugänglich iſt, kann zwar durch beſondere Vorkehrungen die 
Eigenſchaft der Offentlichkeit i. S. des 8 183 StGB. genom⸗ 
men werden, fo etwa dadurch, daß, wie hier eine Anzahl von 
Perſonen ſich derart aufſtellt, daß unbeteiligten Dritten die 
Wahrnehmung der Vorgänge unmöglich gemacht wird. Aber 
die Beurteilung der Frage, ob die ſich ſo vollziehenden Hand⸗ 
lungen auf dieſe Weiſe der Wahrnehmung unbeteiligter Dritter 
entzogen werden, iſt ſo unſicher, daß meiſt ſchon an ſich die 
Gefahr einer Strafverfolgung wegen der — als geſchehen an⸗ 
zunehmenden — ſtrafbaren Handlung nicht ausgeſchloſſen 
werden kann. Dasſelbe muß hinſichtlich des andern in dem 
angefochtenen Urteil verwerteten Umſtandes gelten, daß es 
zur Zeit der Vorkommniſſe auf der Brücke (oder wenigſtens 
an der fraglichen Stelle) dunkel geweſen ſei. Denn wenn eine 
Handlung an einer allgemein zugänglichen Ortlichkeit begangen 
wird, bloß in der Dunkelheit, ſo beſteht doch jeden Augenblick 
die Möglichkeit, daß eine vorübergehende Perſon oder ein 
des Weges kommendes Gefährt die fragliche Örtlichkeit be⸗ 
leuchtet und damit den Hergang ſichtbar macht. Sachlagen der 
fraglichen Art, bei denen eine Handlung unter dem Schutze 
der Dunkelheit vorgenommen wird oder durch dazwiſchen⸗ 
tretende Perſonen Unbeteiligte als Zuſchauer ausgeſchaltet 
werden, mögen im einzelnen Falle wohl auf Grund einer ge⸗ 
nauen tatſächlichen und rechtlichen Würdigung der Einzel⸗ 
heiten ſo beurteilt werden, daß das Gericht dazu kommt, den 
Tatbeſtand einer öffentlich begangenen unzüchtigen Handlung 
zu verneinen. Es läßt ſich aber in ſolchen Fällen jedenfalls 
nicht in der Regel und nicht ohne weiteres ſagen, es liege keine 
Gefahr einer Strafverfolgung vor. Nicht darauf aber kommt 
es für den 8 157 Nr. 1 StGB. an, ob — im Zeitpunkt der 
Eidesleiſtung — mit Sicherheit oder auch nur mit 
Wahrſcheinlichkeit eine Verurteilung wegen der frag⸗ 
lichen Handlung zu erwarten war, ſondern nur darauf, ob 
eine Möglichkeit der Verurteilung beſtand. Eine „Gefahr 
der Verfolgung“ in dieſem Sinne war nun nach der im an⸗ 
gefochtenen Urteil gegebenen Sachdarſtellung hier tatſächlich 
nicht ausgeſchloſſen. 

Bei Sachlagen von dieſer Art kann die Anwendung des 
8 157 Nr. 1 auch nicht mit der weiteren vom SchwG. an⸗ 
geſtellten Erwägung ausgeſchloſſen werden, nach der Über⸗ 
deugung des Schw. habe die Angekl. „unter den obwaltenden 
Lichtverhältniſſen nicht das für § 183 StGB. erforderliche 
ſubjektive Bewußtſein gehabt, daß ſie eine unzüchtige Hand⸗ 
lung öffentlich vornehme und dadurch ein Argernis errege“. 
Es iſt richtig, daß 8 183 StchB. ein Bewußtſein des Täters 
von der Offentlichkeit ſeiner Handlung vorausſetzt, aber ein 
ſolcher Vorgang im Innern des Täters iſt allgemein ſehr 
unſicher in ſeiner Beurteilung und iſt es namentlich dann, 
wenn der Täter die Handlung, deren er verdächtig erachtet 
wird, überhaupt beſtreitet und nicht einmal der äußere Her⸗ 
gang der Handlung von Zeugen bekundet werden kann. Es 
muß unter ſolchen Umſtänden als ausgeſchloſſen erachtet 
werden eine zum Nachteil des Angekl. gereichende Feſtſtellung 
mit der hierfür erforderlichen Beſtimmtheit zu treffen. Zum 
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mindeſten muß aber eine ſolche Feſtſtellung dann als un⸗ 
zureichend begründet erachtet werden, wenn nicht beſondere, 
ſichere, tatſächliche Unterlagen gerade für den vom Gericht 
angenommenen innern Tatbeſtand angeführt werden können. 


(1. Sen. v. 5. April 1929; 1D 235/29.) A.] 


** 20. SS 158, 157 Abſ. 1 Nr. 1, 139, 257 StGB. 


1. „Einleitung einer Unterſuchung“ i. S. des 
8158 StGB. 

2. Für die Strafvergünſtigung nach 8 157 
Abſ. 1 Nr. 1 genügt es, daß ſich bei Angabe der 
Wahrheit genügender Verdacht für eine Straf⸗ 
tat des Zeugen ergeben haben würde, um die 
Einleitung der Strafverfolgung zu begründen. 
Eine aus 8 139 StGB. herzuleitende Anwendung 
des 8157 Ab ſ. 1 Nr. 1 kann gegeben jein, wenn 
die durch die Tat hervorgerufene Gefährdung 
ungeachtet der Vollendung der Tat als Ver⸗ 
brechen fortdauert. 

3. Begünſtigung durch dem Beſchuldigten 
günſtige wahrheitswidrige Ausſagen in der Vor⸗ 
unterſuchung. f) 

Die Rev. greift den Schuldſpruch nicht an, nach dem der 
Angekl. in der Vorunterſuchung gegen Z. und U. wegen 
Brandſtiftung als Zeuge wiſſentlich der Wahrheit zuwider 
beſchworen hat, er habe in der Brandnacht bei ſeiner Rück⸗ 
kehr zur Mühle keine Rauchſchwaden aus den Mühlenfenſtern 
hervorquellen ſehen und er habe das Gegenteil zu Sch. „nur 
ſo geſagt, um ihn loszuwerden“. Die Rev. iſt vielmehr — 
zuläſſigerweiſe — darauf beſchränkt, daß zu Unrecht die An⸗ 
wendung der §8 157 Abſ. 1 Nr. 1 und 158 StGB. ab⸗ 
gelehnt worden ſei. 

1. Bei der Sachlage, die ſich nach den Ausführungen 
unter 1 a, für das Schw. ergab, ift deſſen Annahme recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden, daß bereits eine Unterſuchung gegen 
den Angekl. wegen Meineids eingeleitet war, als er — auf 
Zuführung — bei der Vernehmung durch den Kriminal- 
aſſiſtenten K. zugeſtand, einen Meineid geleiſtet zu haben. 
Nach der Rechtſprechung des RG. iſt unter Einleitung einer 
Unterſuchung bei $158 StGB. nicht etwa nur eine Eröffnung 
der Unterſuchung i. S. des § 151 StPO., ſondern jedes 
amtliche Einſchreiten eines ſachlich zuſtändigen Beamten zu 
verſtehen, das dahin zielt, wegen einer als begangen unter⸗ 
ſtellten ſtrafbaren Handlung eine geſetzliche Ahndung herbei⸗ 
zuführen, insbeſ. auch ſchon die Erhebung von Beweiſen zur 
Gewinnung einer Unterlage für die Herbeiführung einer geſetz⸗ 
lichen Ahndung; gleichgültig iſt, ob ſolche Handlungen vom 
Richter oder Staatsanwalt oder aber von höheren oder unter⸗ 
geordneten Polizeibeamten und ob ſie von letzteren auf 
Veranlaſſung des Richters oder Staatsanwalts oder gemäß 
8163 StPO. vorgenommen werden. NGSt. 6, 82; 21, 8; 
42, 65. Unerheblich iſt auch, ob die Erörterungen zu be⸗ 
ſonderen Akten oder zu Akten niedergeſchrieben werden, die 
andere Straftaten und andere Täter betreffen. 


Zu 20. Den Ausführungen des Urt. zu 8 158 StGB. iſt 
beizutreten. Dagegen erſcheint die im Zuſammenhang mit § 157 
Ziff. 1 StGB. gegebene Auslegung des § 139 St GB. zu eng 
und den fachlichen Intereſſen nicht entſprechend. Es handelt ſich 
dabei um die Frage, wie lange die Anzeigepflicht nach § 139 be⸗ 
ſteht, wenn die Tätigkeit des Täters der hier genannten Ver⸗ 
brechen bereits begonnen hat, m. a. W. um die Auslegung der 
Worte des Geſetzes: „Vorhaben eines uſw.“. 

1. Zunächſt beſteht kein Zweifel darüber, daß 8 139 StGB. 
keine Anzeigepflicht für begangene und in jeder Beziehung ab⸗ 
geſchloſſene Verbrechen aufſtellt Gerland, Deutſches Reichs⸗Straf⸗ 
recht 1922, S. 288). Wie ſchon der Wortlaut des Paragraphen erkennen 
läßt, muß im Augenblick der Anzeigepflicht noch „die Verhütung des 
Verbrechens möglich“ ſein, ſo daß ſich als Zweck der Beſtimmung die 
Verbrechens verhütung (Frank II), nicht die Verbrechens beſtra⸗ 
fung bezeichnen läßt. Daraus folgt, daß es nicht richtig iſt, wie 
einzelne Schriftſteller annehmen, die Anzeigepflicht aus § 139 
StGB. müſſe ſchon dann auf alle Fälle zurücktreten, wenn ein 
irgendwie ſtrafbarer Teil des Handelns gegeben iſt, alſo eine 
Verſuchs⸗ oder ſtrafbare Vorbereitungshandlung. Siehe in dieſem 
Sinne etwa Binding, Lehrb. S. 673; John, HoltzH. III S. 198; 
Schütze, Lehrb. S. 102, 287; Wachenfeld S. 577; Heß, 
Die Anzeigepflicht im Strafrecht 1893 S. 15 ff. So iſt es insbeſ. 
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Da die Vernehmung der Zeugen nach der Überzeugung 
des SchwG. darauf abzielte, den Angekl. des Meineids zu 
überführen, kann der nach ihr und nach ſeiner Zuführung 
vom Angekl. erklärte Widerruf der eidlichen Ausſage die Ver⸗ 
günftigung des $ 158 StGB. nicht zur Folge haben. 

Hierneben wäre es ohne Bedeutung, wenn die weiteren 
Gründe, mit denen das Schw. die Anwendbarkeit des 
§ 158 StOB. abgelehnt hat, rechtlich bedenklich wären. Eines 
Eingehens auf ſie bedarf es darum nicht. 

2. Der Verteidiger hat geltend gemacht, daß die An- 
gabe der Wahrheit gegen den Angekl. eine Verfolgung aus 
§ 139 StGB. nach ſich ziehen konnte, weil er beim Bemerken. 
der Rauchſchwaden keinen Feuerlärm geſchlagen und auch keine 
Anzeige erſtattet habe, obwohl die Umſtände dafür geſprochen 
hätten, daß Z. oder U. das Gebäude vorſätzlich in Brand 
geſetzt habe. 

Das Schw. hält den 8 157 Abſ. 1 Nr. 1 i. Verb. m. 
§ 159 StGB. ſchon deshalb nicht für anwendbar, weil eine 
vorſätzliche Brandſtiftung nicht feſtgeſtellt ſei. Nun ſetzt zwar 
eine Verurteilung aus $ 139 voraus, daß das nicht angezeigte 
Verbrechen begangen iſt oder doch ein ſtrafbarer Verſuch vor⸗ 
liegt. Bei 8 157 Abſ. 1 Nr. 1 ſteht aber nicht in Frage, ob der 
Schwörende eine Verurteilung, ſondern ob er eine Straf⸗ 
verfolgung zu erwarten hatte, und das iſt nicht aus der Sach⸗ 
und Beweislage zur Zeit der Meineidsverhandlung, ſondern 
aus der zur Zeit der Eidesleiſtung zu prüfen. Auch wenn bei 
der Meineidsverhandlung feſtſteht, daß die Angabe der Wahr⸗ 
heit eine Strafverfolgung des Zeugen wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens nicht nach ſich ziehen konnte, iſt die Straf⸗ 
vergünſtigung des § 157 zu gewähren, falls im Zeitpunkte der 
eidlichen Vernehmung objektiv — nicht nur nach der Ver⸗ 
ſtellung des Schwörenden—, bei Angabe der Wahrheit ſich 
genügender Verdacht für eine Straftat des Zeugen ergeben 
haben würde, um die Einleitung der Strafverfolgung zu be⸗ 
gründen. Das SchwG. hätte alſo prüfen ſollen, ob die Be⸗ 
zeugung der Wahrheit einen derartigen Verdacht dafür er⸗ 
geben hätte, daß eine Brandſtiftung begangen und ſomit dieſe 
eine Vorausſetzung für eine Strafverfolgung aus 8 139 
StGB. erfüllt ſei, vgl. RGSSt. 61, 310. Inſoweit iſt alſo 
die Begründung für die Ablehnung der Strafermäßigung 
rechtlich zu beanſtanden. 

Mit Recht hat aber das SchwG. dem Angekl. eine aus 
8139 StGB. herzuleitende Anwendung des § 157 Abſ. 1 
Nr. 1 verſagt, weil bei Angabe der Wahrheit nicht der Ver⸗ 
dacht entſtehen konnte, daß der Angekl. vom Vorhaben der 
Brandſtiftung zu einer Zeit, in der die Verhütung 
des Verbrechens noch möglich war, glaubhafte Kennt⸗ 
nis erhalten und die Anzeigeerſtattung unterlaſſen habe. Von 
einem Vorhaben einer Brandſtiftung und von einer Zeit, in 
der die Verhütung dieſes Verbrechens noch möglich und eine 
Anzeigeerſtattung deshalb noch rechtzeitig iſt, kann nicht mehr 
die Rede ſein, wenn das Verbrechen bereits vollendet iſt. 

Anders kann es beim Vorhaben eines Verbrechens liegen, 
das unerachtet ſeiner Vollendung als Verbrechen fortdauert, 
wie es in dem vom Schw. und von der Rev. angezogenen 
Urteil RGSt. 14, 214 für das Verbrechen gegen 8 315 StGB. 
und ähnliche Gefährdungsdelikte ausgeſprochen iſt. Bei ihnen 
tritt mit der Vollendung des geſetzlichen Tatbeſtands noch keine 
Verletzung des Rechtsgutes ein, das geſchützt werden ſoll; 
ſolange die durch die Tat hervorgerufene Gefährdung fort⸗ 


zu eng, wenn John ſagt: „Iſt ſchon ſo viel geſchehen, daß ge⸗ 
ſtraft werden müßte, wenn das Geſchehene zur Anzeige gebracht 
würde, ſo exiſtiert die Denunziationspflicht nicht.“ Schütze und 
Heß neigen zu weitergehenden Ausnahmen. 

2. Demgegenuber hat RGSt. 14, 214 wenigſtens fo viel 
anerkannt: dadurch, daß bereits zum Zwecke der Realiſierung des 
verbrecheriſchen Vorhabens eine ſtrafbare Handlung begangen wor⸗ 
den iſt, kommt die auferlegte Pflicht nicht in Wegfall, inſofern 
eine weitere verbrecheriſche Tätigkeit nicht ausgeſchloſſen erſcheint 
oder auch nur der zum Tatbeſtande des Verbrechens gehörige Er⸗ 
folg der bereits beendeten verbrecheriſchen Tätigkeit noch nicht 
eingetreten iſt (1. Sen. v. 7. Juni 1886). Deshalb wird hier in 
Beziehung auf 8 315 StchB. die Anzeigepflicht bejaht, ſolange 
der durch die Handlung herbeigeführte Zuſtand der Gefahr beſtehen 
bleibt. Dieſer Zuſtand ſoll erſt dann beſeitigt ſein, wenn die Gefahr 
in ihre Verwirklichung umſchlägt oder wegfällt. 

Die im vorl. Fall vom 2. Senat getroffene Entſch. erſcheint 


dauert, iſt bei ihnen die Abwendung der vom Geſetzgeber 
gemißbilligten Folge noch möglich, und darum iſt es auch ge⸗ 
rechtfertigt, das Gebot des § 139 StGB. ſolange fortwirken zu 
laſſen. Jenes Urteil läßt erkennen, daß es die von ihm auf⸗ 
geſtellten Grundſätze nicht für alle Verbrechen des 27. Ab⸗ 
ſchnittes des StGB., vielmehr nur für ſolche gemeingefähr⸗ 
lichen Verbrechen gelten laſſen will, die, wie Gefährdungs⸗ 
delikte, als fortdauernde Verbrechen anzuſehen ſind. Es ſtellt 
ausdrücklich auf gemeingefährliche Verbrechen ab, bei denen 
der durch die Handlung herbeigeführte Zuſtand der Gefahr be- 
ſtehen bleibt, und hebt zur Begründung dafür, daß ſolche fort⸗ 
dauernde Verbrechen ſich über ihre geſetzliche Vollendungszeit 
hinaus erſtrecken, beſonders hervor, daß bei ihnen „die Kau⸗ 
ſalität der Handlung nach dem Willen des Täters ohne ſein 
ferneres Zutun ununterbrochen gegen das Rechtsobjekt, gegen 
welches ſie gerichtet worden war, in der Weiſe fortwirkt, daß 
in jedem Augenblick das nämliche Verbrechen zur Vollendung 
gebracht wird“. So kann es ſich bei Gefährdungsdelikten ver⸗ 
halten, nicht aber bei Verletzungsdelikten wie der Brand- 
ſtiftung. Bei ihr iſt mit der Inbrandſetzung das Verbrechen 
vollendet und bereits die Verletzung des Rechtsguts ein⸗ 
getreten, die hier zum geſetzlichen Tatbeſtande gehört. Ein 
Fortdauern des Verbrechens der Brandſtiftung derart, daß 
es ohne ferneres Zutun des Täters in jedem Augenblicke des 
Weiterbrennens von neuem zur Vollendung gebracht werde, 
kann nicht in Frage kommen. 

Wenn alſo, wie der Angekl. wahrheitsgemäß zu be⸗ 
zeugen gehabt hätte, zu der Zeit als er den Brand bemerkte 
oder unmittelbar darauf das Gebäude derart vom Brand er- 
griffen war, daß es ſelbſtändig weiterbrennen mußte, ſo wäre 
die Brandſtiftung, falls ſolche vorlag, vollendet geweſen, und 
es konnte dann deshalb gegen den Angekl. zur Zeit ſeiner 
Vernehmung bei Angabe der Wahrheit der Verdacht aus 8139 
StGB. nicht begründet werden. Die Vorausſetzungen des 
$ 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. waren ſomit in dieſer Richtung 
nicht gegeben. 

3. Es läßt ſich aber der Verdacht nicht von der Hand 
weiſen, daß das Schw. infolge eines Rechtsirrtums zu 
prüfen unterlaſſen hat, ob die Angabe der Wahrheit eine 
Strafverfolgung des Angekl. wegen Begünſtigung nach ſich 
zeihen konnte Das Schw. ſelbſt hält die Annahme für nahe⸗ 
liegend, der Angekl. habe es mit U. nicht verderben — alfo 
doch wohl ihn vor Beſtrafung ſchützen oder ihm die Brand⸗ 
entſchädigung ſichern — wollen, damit er ſelbſt nach Wieder⸗ 
aufbau der gegen Feuersgefahr verſicherten Mühle wieder 
als Müller des U. Anſtellung finde, meint aber, im Zweifel 
müſſe zugunſten des Angekl. von ſeiner Behauptung aus⸗ 
gegangen werden, daß er gefürchtet habe, ſich dadurch ſtrafbar 
gemacht zu haben, daß er nicht ſofort Feuerlärm geſchlagen 
habe. Zwar ſind dieſe Erwägungen nur zu der Frage an⸗ 
geſtellt, warum der Angekl. eine unwahre eidliche Aus⸗ 
ſage erſtattet hat, und eine etwa durch dieſe ſelbſt erſt be⸗ 
gangene Begünſtigung würde die Strafermäßigung des $ 157 
Abſ. 1 Nr. 1 StGB. nicht zur Folge haben können, teil die 
ſtrafbare Handlung, wegen deren bei wahrer Ausſage eine 
Strafverfolgung gedroht haben würde, der falſchen Ausſage 
— gleichviel, ob ſie vor⸗ oder nachbeeidigt iſt — als ſelb⸗ 
ſtändige Handlung vorausgehen muß. RGSt. 62, 211. Allein 
das Schw. hatte nach der Sachlage Veranlaſſung, jenem Be⸗ 
günſtigungsverdacht weiter nachzugehen, und durfte ſich nicht 
als eine wenig folgerichtige Weiterführung dieſes Gedankens. Der 
Senat glaubt, daß die Grundſätze des früheren Urt. nicht für 
alle Verbrechen des 27. Abſchnitts des Steh B., vielmehr nur für 
ſolche gemeingefährliche Verbrechen gelten, die, wie Gefährdungs⸗ 
delikte, als fortdauernde Verbrechen anzuſehen ſind. Die Brand⸗ 
ſtiftung ſei demgegenüber ein Verletzungsdelikt, bei ihr ſei mit der 
Inbrandſetzung das Verbrechen vollendet und bereits die Verletzung 
des Rechtsguts eingetreten, die zum geſetzlichen Tatbeſtande gehört 
(Angekl. hatte beim Nachhauſekommen aus den Mühlenfenſtern 
hervorquellend Rauchſchwaden bemerkt). Damit iſt das Weſen der 
Brandſtiftung verkannt: nicht die qualifizierte „Sachbeſchädigung“, 
ſondern eben gerade die Gefährdung ift ihr weſentlichſtes 
Element (vgl. Ger. 93, 155). 

3. Der 8 139 StGB. läßt, wie bereits betont, ſeiner ganzen 
Faſſung nach deutlich erkennen, daß es ihm in erſter Linie nicht 
auf Intereſſen der Strafverfolgung, ſondern auf „die Verhütung 
des Verbrechens“, d. h. ſeines Erfolges ankommt. Folgerichtig 
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damit begnügen, die Angaben des Angekl. als wahr und ihm 
günſtiger zu unterſtellen, zumal einerſeits nicht maßgebend 
war, welche Strafverfolgung der Angekl. bei der Eidesleiſtung 
befürchtete, ſondern welche ihm objektiv drohte, und anderer⸗ 
ſeits die Verteidigung des Angekl. gerade nicht zu ſeinen 
Gunſten zu verwerten war, weil ihm eine Strafverfolgung aus 
8139 StGB. nicht drohte. — Die Sachlage mußte, wie ge⸗ 
ſagt, zu einer weiteren Prüfung aus dem Geſichtspunkt der 
Begünſtigung führen: Nach den Urteilsfeſtſtellungen iſt der 
Angekl. eidlich erſt 6 Monate nach dem Brande, kurz vor der 
Außerverfolgungsſetzung von U. und Z. vernommen worden; 
lange zuvor war dem Unterſuchungsrichter bekannt, daß der 
Angekl. unmittelbar nach dem Brande zu Dritten geäußert 
hatte, er habe beim Nachhauſekommen beim Scheine der 
elektriſchen Hofbeleuchtung die Rauchſchwaden aus der Mühle 
ſchlagen ſehen. Das Schw. meint, weil dieſe Tatſache von 
beſonderer Bedeutung für den Verdacht geweſen ſei, daß 
Brandſtiftung vorliege, habe der Unterſuchungsrichter die eid⸗ 
liche Vernehmung des jetzigen Angekl. beſchloſſen. Jener 
Grund hätte aber nicht zur Anordnung dieſer außerordent⸗ 
lichen Maßnahme ausgereicht. In § 66 Abi. 2 StPO. iſt die 
Anordnung der eidlichen Zeugenvernehmung während der 
Vorunterſuchung davon abhängig gemacht, daß die Beeidigung 
als Mittel zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen 
Ausſage erforderlich erſcheint. Wenn alſo der Unter⸗ 
ſuchungsrichter nach den Urteilsfeſtſtellungen nicht erſt bei der 
Vernehmung des Angekl. feine Vereidigung, ſondern von vorn⸗ 
herein ſeine eidliche Vernehmung beſchloſſen hat, ſo lag die 
Annahme für das Schw. nahe, daß der Angekl. zuvor im 
Strafverfahren jene zu Dritten gemachten Außerungen be⸗ 
ſtritten hatte und nunmehr durch die eidliche Vernehmung 
Klarheit geſchaffen werden ſollte. Das Schw. hätte hiernach 
prüfen ſollen, ob der eidlichen Vernehmung ſolche oder ähn— 
liche, annehmbar wahrheitswidrige Ausſagen des Angekl. 
vorausgegangen waren, ob der Angekl. mit ihnen etwa den 
Zweck verfolgt hatte, U. oder Z. vor Beſtraſung wegen Brand⸗ 
ftiftung zu ſchützen oder U. die Brandentſchädigung zu ſichern, 
und ſonach objektiv für den Angekl. die Gefahr einer Straf⸗ 
verfolgung wegen Begünſtigung entſtand, wenn er bei der 
eidlichen Vernehmung nunmehr die Wahrheit ſagte. Zwar 
kann eine Begünſtigung nur nach Begehung eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens verübt werden. Ob aber 8 157 Abſ. 1 
Nr. 1 StGB. anwendbar war, hing, wie ſchon ausgeführt, 
nicht davon ab, ob U. oder Z. der Brandſtiftung und er 
ſelbſt infolgedeſſen der Begünſtigung zu überführen waren, 
ſondern davon, ob ſich zur Zeit der Eidesleiſtung bei Angabe 
der Wahrheit genügender Verdacht für eine Begünſtigung er⸗ 
geben hätte, um die Einleitung der Strafverfolgung zu be⸗ 
gründen. 

Das Urteil muß alſo im Strafausſpruch aufgehoben und 
die Sache zu neuer Straffeſtſetzung zurückverwieſen werden. 
Der Schuldſpruch aus $ 154 StGB. bleibt beſtehen. 

(2. Sen. v. 8. April 1929; 2 D 675/28.) A.] 


21. § 163 StGB. Die Partei hat die Rechts⸗ 
pflicht, ſich vor der Eidesleiſtung Gewißheit 
über das zu beſchaffen, was fie beſchwören folL.f) 
Für die Frage der Fahrläſſigkeit iſt die Tatſache, daß es 
ſich um einen Partei- und nicht um einen Zeugeneid handelte, 


muß daher die Anzeigepflicht ſolange als noch fortdauernd an⸗ 
heben werden, als eine Erfolgsabwendung noch als möglich er⸗ 
heit. So insbeſ. Gerland a. a. O., ähnlich auch Frank, 
esd U; Olshauſen, 5 139 N. 2 mit weiteren Zitaten. „Er- 
„Muß aber hierbei auch auf weitere weſentliche Schadens⸗ 
Brandung bezogen werden, zumal bei Delikten, wie dem der 
Sranditiftung, bei denen das Drohen ſolcher Schadensvergröße⸗ 
rde Ge yrdung weiterer Objekte) als beſonderer Grund die Höhe 
* Strafdrohung beſtimmt. 


Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


4 Zu 21. In der Anmerkung JW. 1929, 77853 Haben wir uns 
in Beziehung auf den Zeugeneid grundſätzlich für das Er⸗ 
fordernis „pflichtgaemäßer Verwertung gegebener Anhaltspunkte“ 
Sr 3 „beſten Wiſſens“ vor Erſtattung der Ausſage aus⸗ 
geſprochen. 

Für den formulierten Parteieid (vgl. hierzu die im 
Druck befindliche Anmerkung zu dem Urt. des RG. 1 D 50/29), 
den die Angekl. in ſeinen Einzelheiten zuvor genau zu prüfen 


weſentlich. Da der Eid der Angekl. als Partei auferlegt war, 
ſtand es ihr frei, ihn zu ſchwören oder zu verweigern. Ge⸗ 
rade deshalb hatte ſie aber die Rechtspflicht, ſich vor der 
Eidesleiſtung darüber klar zu werden, ob ſie den Eid ſo, 
wie er ihr auferlegt war, leiſten kann oder nicht 
(vgl. RGSt. 62, 126 [129 ]). Dieſe Pflicht gebot ihr vor 
allem, ſich vor der Eidesleiſtung Gewißheit über das zu ver⸗ 
ſchaffen, was ſie beſchwören ſolle. Denn nur dann, wenn ſie 
das wußte, konnte ſie ſich pflichtgemäß entſcheiden, ob ſie 
es auch beſchwören könne. Dieſes Wiſſen zu erlangen, war 
ihr recht wohl möglich, da ſie ſelbſt, und nicht etwa ihr Bevoll⸗ 
mächtigter und damaliger Bräutigam, die Ladung zu dem 
auf den 14. Juli 1926 angeſetzten Eidestermin ſchon am 
25. Juni 1926 erhielt. Sie kann ſich alſo nicht damit ent⸗ 
ſchuldigen, daß ſie den Eidesſatz nicht rechtzeitig erfahren 
habe. Die Eidesnorm ſelbſt war kurz und ihr Inhalt durchaus 
verſtändlich. Hätte die Angekl. ihn aber nicht völlig ver⸗ 
ſtanden, ſo hätte ſie noch im Eidestermin vor dem Schwur 
die Pflicht und die Gelegenheit — etwa durch Befragen des 
Richters — gehabt, ſich das noch fehlende Verſtändnis zu ver⸗ 
ſchaffen. Die gleiche Gelegenheit ſtand ihr dann auch zur 
Verfügung bei der ihr rechtlich weiter gebotenen Prüfung, 
ob ſie den Eid in der ihr auferlegten Form leiſten könne. 
Sie hat dieſe Gelegenheit nicht benützt, obwohl ſie die Mög⸗ 
lichkeit, etwas Unrichtiges zu beſchwören, wenn auch nicht 
gebilligt, jo doch erkannt hatte. Unter dieſen Umſtänden iſt die 
Annahme des Schw., die Angekl. habe ſich ihrer Prüfungs⸗ 
und Erkundigungspflicht leichtfertig entſchlagen, rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Da weiter feſtgeſtellt iſt, daß ſie nach ihrer 
Perſönlichkeit bei Anwendung der ihr gebotenen Sorgfalt 
all das und beſonders auch die Unrichtigkeit des von ihr Be⸗ 


ſchworenen hätte erkennen können, iſt das Merkmal „aus 
Fahrläſſigkeit“ nicht verkannt. 
(1. Sen. v. 12. April 1929; 1 D 268/29.) A.] 


22. 8 176 Ziff. 3 StGB. Zur Grenzziehung 
zwiſchen Verſuch und Vollendung beim Tat- 
beſtand des Sittlichkeitsverbrechens. Befriedi- 
gung der Wolluſt als mögliches Merkmal der 
Vollendung des Delikts. f) 


Das Urteil läßt vermiſſen, worin es die Vollendung 
des Sittlichkeitsverbrechens erblickt hat, ob in dem Anſich⸗ 
ziehen des Kindes oder in der Aufforderung, ihm ſeinen 
Geſchlechtsteil zu „lutſchen“. Erſteren Falles würde ein un⸗ 
züchtiges Verhalten ſeitens des Angekl. vorliegen können, 
letzteren Falles eine Verleitung des Kindes zur Verübung 
einer unzüchtigen Handlung. In dieſem Falle wäre die An⸗ 
nahme des vollendeten Verbrechens überhaupt nicht un⸗ 
bedenklich angeſichts der Feſtſtellung, daß die Aufforderung 
des Angekl. an das Kind, es ſolle ihm ſeinen Geſchlechtsteil 
„lutſchen“, nicht zu dem gewünſchten Erfolge geführt hat, da 
das Kind ſich geſträubt hat. Das RG. hat allerdings in RG. 
58, 278 vollendetes Sittlichkeitsverbrechen in unzüchtigen Be⸗ 
taſtungen von Kindern über den Kleidern angenommen, 
allein nur auf Grund der tatrichterlichen Überzeugung, daß 
der Angekl. ſchon hierdurch ſeine Wolluſt zu befriedigen 
ſuchte. RGSt. 47, 74 andererſeits hat die Annahme eines 
verſuchten Verbrechens nach § 176 Nr. 3 StGB. gebilligt, 
weil die an ſich ſchon begangenen unzüchtigen Handlungen als 


Gelegenheit hatte, muß dieſe Verpflichtung, wenn ſie ſchon für den 
Zeugeneid gilt, erſt recht Geltung haben. 

Beſchworen wird (vgl. die zuletzt erwähnte Anmerkung) 
grundſätzlich der objektive Sinn der Eidesnorm. Die er⸗ 
wähnte Prüfungspflicht bezieht ſich daher nicht nur auf die 
Übereinſtimmung des (richtig erkannten) Sinns der Norm mit der 
Wirklichkeit, ſondern auch auf die richtige Erkenntnis dieſes 
objektiven Sinns ſelbſt. Denn die Eidesleiſtung bekundet in dem 
hier zugrunde liegenden Regelfall die objektive übereinſtimmung 
der objektiv verſtandenen Eidesnorm mit der objektiven 
Wirklichkeit. Der Ausgangspunkt des vorl. Urt. verdient daher 
Zuſtimmung. 

Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


Zu 22. Es handelt ſich in dem vorl. Urteil um die Abgrenzung 
zwiſchen Verſuch und Vollendung beim Tatbeſtand des 8 176 Ziff. 3. 
Feſtgeſtellt iſt, daß der Angekl. das Kind an ſich gezogen und auf⸗ 
gefordert hat, an ſeinem Geſchlechtsteil zu „lutſchen“. Das Anſichziehen 
würde nur der erſten Alternative unterfallen können, der Vornahme 


34 1* 


2724 


ſolche überhaupt noch nicht der Befriedigung der wollüſtigen 
Abſicht des Angekl. dienen ſollten. Es bedarf alſo hier noch 
genauerer tatrichterlicher Feſtſtellung, ob vollendetes oder nur 
verſuchtes Verbrechen vorliegt. 

(2. Sen. v. 18. April 1929; 2 D 280/29.) A.] 


23. 88 181 a, 180 StGB. Der Tatbeſtand der 
ausbeuteriſchen Zuhälterei erfordert perſön⸗ 
liche Beziehungen, durch die eine beſondere Ab⸗ 
hängigkeit der Dirne begründet wird. Ideal⸗ 
konkurrenz von Kuppelei und ausbeuteriſcher 
Zuhälterei. ) 

Die kuppleriſche Tätigkeit des Angekl. beſteht hier nach 
der Auffaſſung des BG. in der Gewährung der Wohnung 
an die beiden Mädchen. 

Aus der Kenntnis des Angekl. von dem unſittlichen Ge⸗ 
werbe der Zeuginnen und der unangemeſſen hohen Miete, 
die er ſich geben ließ, folgert das Gericht ohne Rechtsirrtum, 
daß der Angekl. den unſittlichen Erwerb der Zeuginnen aus⸗ 
gebeutet habe. Die Str. führt zutreffend aus, daß dieſes 
Tatbeſtandsmerkmal erfüllt iſt, wenn der Täter, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, unter mißbräuchlicher Ausnutzung des un⸗ 
ſittlichen Gewerbes und der Schwierigkeiten in der Beſchaf⸗ 
fung einer Wohnung für ein Straßenmädchen beſtrebt iſt, aus 
ihrer Tätigkeit einen Gewinn zu ziehen, ohne in dieſer Höhe 
einen rechtlich begründeten Anſpruch darauf zu haben. Des⸗ 
halb hat das BG. mit Recht unter Anwendung des 8 180 
Abſ. 3 StGB. den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Kuppelei als 
erfüllt angeſehen. 

Weiter iſt der Angekl. in Tateinheit wegen Zuhälterei 
aus § 1812 StGB. verurteilt worden. Das LG. hat dieſe 
darin gefunden, daß der Angekl. ſeinen Lebensunterhalt aus 
den Vergütungen beſtritten hat, welche die beiden bei ihm 


unzüchtiger Handlungen, doch bietet dieſe Feſtſtellung allein, wie auch 
das RG. anzunehmen ſcheint, keinen hinreichenden Anhaltspunkt für 
das Gegebenſein einer unzüchtigen Handlung. Die Verurteilung müßte 
ſich daher, wenn nähere Feſtſtellungen nicht möglich ſind, auf die an 
das Kind gerichtete Aufforderung ſtützen. Es fragt ſich nun, ob in 
dieſer Aufforderung allein lediglich ein Verſuch oder bereits die Voll⸗ 
endung des Verbrechens des 8 176 Ziff. 3 zu ſehen iſt. Da Vollendung 
offenbar ſtets dann gegeben iſt, wenn die Verleitung zur Verübung 
oder Duldung unzüchtiger Handlungen gelungen iſt und der Täter 
dadurch entweder unmittelbar oder mittelbar eine Befriedigung ſeiner 
Wolluſt erreicht oder eine ſolche bei dem Kinde hervorgerufen hat (vgl. 
dazu JW. 1929, 1018), jo iſt Verſuch fo lange anzunehmen, als die 
Manipulationen das erſtrebte Ziel lediglich vorzubereiten beſtimmt 
ſind, ſolange alſo die Einwirkungen auf den Willen des Kindes noch 
nicht bewirkt haben, daß dieſes die unzlichtigen Handlungen entweder 
mit dem Verleitenden, mit einem Dritten oder mit ſich ſelbſt vornahm 
oder ſich dieſe Handlungen von dem Verleitenden oder einem Dritten 
gefallen ließ (vgl. RG. 31, 252; 52, 184; LpzKomm. Anm. 12 zu 
§ 176). Im vorl. Fall wäre, wie das RG. hervorhebt, feſtzuſtellen, 
ob der Täter bereits durch das Anſichziehen des Kindes und die 
dadurch hervorgerufene Berührung mit dem bindlichen Körper ſeine 
Wolluſt zu befriedigen ſuchte, evtl. auch durch die an das Kind 
gerichtete Aufforderung einem bei ihm vorliegenden pfychoſexuellen 
Sadismus nachgab, oder ob es ſich dabei lediglich um Akte handelte, 
die erſt auf die erſtrebte Befriedigung hinführen ſollten. Letzterenfalls 
wäre — und das liegt wohl hier am nächſten — lediglich Verſuch 
gegeben, den das RG. auch annimmt bei der erfolgloſen Aufforderung 
an ein Kind, den Geſchlechtsteil des Täters anzuſehen (RG. II 1178/28 
v. 11. Febr. 1924), ihm die Geſchlechtsteile zu zeigen (RG. II 243/24 
v. 17. März 1924), den Geſchlechtsteil des Täters in die Hoſe zu 
ſtecken (RG. V 998/13 v. 24. Febr. 1914) und den Geſchlechtsteil des 
Täters anzufaſſen (RG. V 1063/11 v. 16. Jan. 1912; vgl. auch RG. 
II 616/21 v. 15. Nov. 1921). Ob allerdings die Anſicht des RG. 
(vgl. beſ. RG. 47, 74) zu billigen iſt, wonach objektiv unzüchtige 
Handlungen (nicht bloße Aufforderungen) dann noch als Verſuch 
anzuſehen ſind, wenn ſie noch nicht ſelbſt der Befriedigung der 
wollüſtigen Abſicht des Täters dienen, ſondern nur Mittel zu wei⸗ 
terer unzüchtiger Betätigung ſein ſollten, kann ſehr fraglich ſein, da 
es, wie das RG. auch ſonſt angenommen hat, nicht lediglich auf die 
Befriedigung der Wolluſt des Täters ankommt (JW. 1929, 1018), 
ſondern auch auf die ſexuelle Erregung des Kindes und das Kind in 
erſter Linie in ſeinem Schamgefühl geſchützt werden ſoll. 
Prof. Dr. G. Bohne, Köln. 


Zu 23. Das Urt. hat nach zwei Richtungen grundlegende Bedeu⸗ 
tung: 
Es erſetzt die bisher ſo beliebte ſtarr⸗begriffliche Interpretation 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


wohnenden Mädchen in einer jedenfalls hinſichtlich der Miete 
unangemeſſenen Höhe zahlten. Das reicht aber allein nicht 
aus, um die Merkmale der ausbeuteriſchen Zuhälterei als 
gegeben anzuſehen. §8 181 a StGB. enthält zwei Miſchtat⸗ 
beſtände, die ausbeuteriſche Zuhälterei und die kuppleriſche 
Zuhälterei. Nur der erſte Fall kommt hier in Betracht. Er 
liegt vor, wenn ein Mann von einer Frauensperſon, die ge⸗ 
werbsmäßig Unzucht treibt, unter Ausbeutung ihres unſitt⸗ 
lichen Erwerbes ganz oder teilweiſe den Lebensunterhalt be⸗ 
zieht. Das Merkmal der Ausbeutung hat erſt die Reichstags⸗ 
kommiſſion in das Geſetz hineingebracht, um Arzt und An⸗ 
walt, welche von Proſtituierten ein Honorar beziehen, vor 
ſtrafrechtlicher Verfolgung zu ſchützen (RGSt. 34, 76). Dieſe 
Erwägung beweiſt, daß man bei Schaffung des Paragraphen 
an die Möglichkeit der Erfüllung ſeines Tatbeſtandes ebenſo⸗ 
gut durch Gewinn des Lebensunterhalts vermöge unmittel⸗ 
baren Bezuges aus der Unzucht wie an ſolche Fälle gedacht 
hat, in denen der Gewinn durch ein ſich dazwiſchen ſchiebendes 
Rechtsgeſchäft vermittelt wird. Daraus folgt aber noch nicht, 
daß nun jeder Fall der mittelbaren Ausnutzung einer Dirne 
unter $ 181 StGB. fällt. Dagegen ſpricht der Zweck dieſer 
beſonderen Strafbeſtimmung. Man wollte mit ihm die ge⸗ 
meingefährliche Tätigkeit der Zuhälter beſſer treffen, als es 
nach dem bis dahin geltenden Rechte möglich war. Der Zu⸗ 
hälter, d. h. ein Mann, der zu einer der gewerbsmäßigen 
Unzucht ergebenen Perſon in einem auf eine gewiſſe Dauer 
berechneten Verhältnis ſteht und entweder ſeine perſönliche 
Beziehung zu der Dirne ausnutzt, um an dem Ertrag ihres 
unſittlichen Gewerbes beteiligt zu ſein oder doch gewohnheits⸗ 
mäßig auf Grund ſeiner perſönlichen Beziehungen den Un⸗ 
zuchtsbetrieb der Dirne fördert, ſollte auch, ſoweit ſeine 
Tätigkeit nicht unter den Kuppeleitatbeſtand fiel, mit Strafe 
bedroht werben, oder doch wegen ſeiner Gemeingefährlichkeit 


der Strafgeſetze durch eine mehr ſoziologiſch fundierte Aus⸗ 
legung (). Durch dieſe ſoziologiſche Wertung des Beſtimmungs⸗ 
inhaltes eines Strafgeſetzes weiſt es den Weg, die Anwendung des 
Abſ. 1 des § 181 a StGB. auf der ſoziologiſchen Wertung des De 
likts entſprechende Tatbeſtände zu beſchränken und damit Lebens⸗ 
vorgänge auszuſcheiden, die nach Sinn und Zweck der Beſtimmung 
nicht darunter gehören (II). 

I. Anders als in der reichsgerichtlichen Zivil rechtſprechung der 
letzten Jahre prävaliert in der Strafrechts judikatur bei der 
Geſetzesauslegung immer noch die ſtarre Anlehnung an den Begriff. 
Nur allmählich findet auf Grund eines tieferen Eindringens in die 
Funktionen der Strafrechtsanwendung der Grundſatz der „externen“ 
und „materiellen“ Auffaſſung Beachtung, daß auch im Strafrecht 
die Rechtsanwendung ohne eine Berückſichtigung der vielgeſtaltigen, 
wechſelnden Lebensvorgänge nicht auskommen kann. 

Die Macht der wirtſchaftlichen Tatſachen hat denn auch 
die neuere Rſpr. dazu veranlaßt, bei der Ableitung von Rechtsſätzen 
auf dem Gebiet des Vermögensſtrafrechts nicht ausſchließlich 
logiſch, ſondern in hohem Maße empiriſch zu verfahren und ſo die 
formalen Rechtsbegriffe von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
aus zu bewerten. Von dieſer Auffaſſung ſind beſonders die zum Be⸗ 
griff der Untreue des § 266 StGB. ergangenen neueren Entſch. des 
RG. getragen (vgl. RÖ.: JW. 1929, 328; R6.: DNZ. 1929, 26). 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine ſolche Rechtsanwendung immer 
in einem beſtimmten Auslegungsrahmen vorgenommen werden muß, 
wobei von der Prüfung der Frage auszugehen iſt, ob dem betr. Tat⸗ 
beſtand beſtimmte wirtſchaftliche oder ſoziologiſche Vorſtellungen 
immanent ſind. Laſſen ſich dieſe feſtſtellen, ſo muß auf Grund der 
ſchon von Binding geforderten grundſätzlichen Erfaſſung des 
Deliktstypus die Modifikation des formalen Begriffs eintreten. 

Das vorliegende Urt. iſt ein klaſſiſches Dokument für eine 
ſolche, der Idee des Rechts Rechnung tragende Auslegungsmethode. 
Die vom Geſetzgeber der Praxis überlaſſene Definition des Zuhäl⸗ 
ters wird unter Berückſichtigung ſoziologiſcher Tatſachen gefunden. 
Entſprechend der oben berührten modernen Auslegung vermögens⸗ 
ſtrafrechtlicher Tatbeſtände nimmt das vorliegende Urt. die Inter⸗ 
pretation eines ſexualſtrafrechtlichen Tatbeſtandes vom Standpunkt 
der empiriſchen Soziologie vor. Damit iſt der Anfang zu einer ver⸗ 
nünftigen Handhabung des Rechtsgüterſchutzes auch auf dem Gebiete 
des Sexualſtrafrechts gemacht und die noch neuerdings von Emge 
vertretene (ArchZivPr. NF. Bd. 9, 1. Heft, S. 51) ſtarr⸗begriffliche 
Auffaſſung, daß jede Interpretation „bloß“ Feſtſtellung des normativ 
Beſtimmten am imperativiſch Beſtimmten auf Grund beſtimmter Be⸗ 
griffe ſei, eindeutig abgelehnt. 

II. Die in dem vorliegenden Urt. vorgenommene Beſchränkung 
der ausbeuteriſchen Zuhälterei auf ſtreng perſönliche, eine beſondere 
Abhängigkeit der Dirne von dem Täter begründende Beziehungen 
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mit ſtrengerer Strafe belegt werden, als fie der 8 180 StGB. 
zuließ. Die eigenartigen perſönlichen Beziehungen zu der 
Dirne unterſcheiden die Tätigkeit des Zuhälters von einer 
ſonſtigen kuppleriſchen Tätigkeit. Das kommt in § 181 a 
dadurch zum Ausdruck, daß im Abſ. 1 hinter den beiden in 
dieſem Abſatz behandelten beſonderen Tatbeſtänden in der 
Klammer der gemeinverſtändliche Ausdruck „Zuhälter“ geſetzt 
worden iſt, der ſich nicht nur auf die an zweiter Stelle ge⸗ 
regelte kuppleriſche Zuhälterei, ſondern auch auf die aus⸗ 
beuteriſche Zuhälterei bezieht. Mag darin auch kein be⸗ 
ſonderes Tatbeſtandsmerkmal des Vergehens nach § 181 4 
StGB. enthalten fein (RGSt. 34, 72), fo wird damit doch 
erkennbar betont, daß die nach der allgemeinen Auffaſſung 
zum Begriffe der Zuhälterei gehörenden perſönlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen ihm und der Dirne auch dem geſetzlichen 
Tatbeſtand zugrunde liegen. 

Demnach kann alſo nicht jede Ausbeutung des unſittlichen 
Erwerbes einer gewerbsmäßig Unzucht treibenden Frauens⸗ 
perſon durch einen Mann, wenn ſie dieſem Gewinn bringt, 
und er den Gewinn für ſeinen Lebensunterhalt verwendet, 
als ein Bezahlen des Unterhalts i. S. von $ 181 a StGB., 
erſter Tatbeſtand, angeſehen werden. Als Zuhälter kann ein 
ſolcher Mann nur dann beſtraft werden, wenn ein perſön⸗ 
liches Verhältnis in dem oben hervorgehobenen Sinne zwi⸗ 
ſchen ihm und der Dirne beſteht (RGSt. 35, 56). Sonſt würde 
jeder Mann, der an gewerbsmäßig Unzucht treibende Weibs⸗ 
perſonen Zimmer zu einem übermäßigen Preiſe vermietet, 
auch wenn er ſich im übrigen gar nicht um die Dirne küm⸗ 
mert und lediglich das Verhältnis von Vermieter und Mie⸗ 
ter zwiſchen ihnen beſteht, nicht nur nach 8 180 Abſ. 1 und 3 
StGB., ſondern nach der viel ſtrengeren Strafvorſchrift des 
8 181 a StGB. beurteilt werden müſſen, während eine Frau, 
die unter den gleichen Umſtänden einer Dirne ein Zimmer 
vermietet, nur den milderen Kuppeleibeſtimmungen unter⸗ 
worfen wäre. Eine ſolche unterſchiedliche Behandlung der⸗ 
ſelben kuppleriſchen Tätigkeit, je nach dem ein Mann oder 
eine Frau als Täter in Betracht kommt, kann nicht vom Ge⸗ 
ſetzgeber beabſichtigt ſein (vgl. auch RGSt. 35, 56/59). Der 
8 181 a Abſ. 1 StGB. will eben nur die beſondere Aus⸗ 
nutzung des perſönlichen Verhältniſſes zu der Dirne 


rechtfertigt ſich nach der eben getroffenen Feſtſtellung einerſeits vor 
allem durch den Nachweis, daß die Vorausſetzung der ſoziologiſchen 
Tatbeſtandsgeſtaltung — der ſoziologiſche Gehalt des § 181 à Abf. 1 
— wirklich gegeben iſt (a) und andererſeits durch die Erkenntnis, 
daß nach dieſen ſoziologiſchen Vorſtellungen die Beſchränkung auf 
den gekennzeichneten Zuhältereitatbeſtand notwendig iſt (b). 

a) Der Sinngehalt des 8 181 a Abſ. 1 ergibt ſich durch die 
Betrachtung des durch die Vorſchrift geſchützten Rechtsguts. Das De⸗ 
likt trägt zweifellos polizeilichen und nicht vermögensrechtlichen 
Charakter (vgl. Olshauſen, 8181 Anm. 1). Das geſetzliche 
Verbot bezweckt den Schutz der menſchlichen Geſellſchaft vor den 
aus dem Zuhältertum entſtehenden, eine Gemeingefahr bedeutenden 
Beeinträchtigungen. In dem Stenogr. Bericht (Bd. V S. 3760) 
heißt es: „Die Zuhälterei iſt eigentlich nicht ein in einer einzigen 
Handlung beſtehendes Verbrechen, ſondern ein gegen die öffent⸗ 
liche Ordnung verſtoßender Zustand.“ Die Annahme eines Ver⸗ 
mögensdelikts würde zu dem unannehmbaren Ergebnis führen, daß 
der Geſetzgeber den unſittlichen Erwerb mit ſtrafrechtlichen Rechts⸗ 
garantien — vielleicht ſogar gegen den Willen der Dirne — aus⸗ 
zuſtatten beabſichtigte. 

b) Wenn das Delikt ſich ſomit gegen das die geſellſchaftliche 
Ordnung gefährdende und ſchädigende Verhältnis des Zuhälters zur 
Dirne richtet, ſo ergibt ſich ſchon daraus, daß nur ein ſolches Ver⸗ 
hältnis gemeint ſein kann, das bei den unendlich mannigfaltigen 
Erſcheinungsformen des „Zuhälter“tums wirklich ein moraliſch ver⸗ 
werfliches „Zu der Dirne⸗Halten“ darſtellt, bei dem der ſoziale 
Minderwert der Dirne und ihre ſich hieraus und aus anderen Fak⸗ 
toren ergebende Schwäche dahin ausgebeutet wird, daß ſie ſich dem 

illen eines anderen gewiſſermaßen unterjocht. Dieſe ſoziologiſche 
Bewertung des Tatbeſtandes der Zuhälterei hat mich denn ſchon 
früher veranlaßt (Arch. f. Kriminologie, Bd. 83 S. 96; Monatsſchr. 
f. Kriminalpſych.,, Bd. 16 Heft 11) gegen die zu weitgehende Er⸗ 
ſtreckung des Begriffs der Zuhälterei anzukämpfen, weil eben Dinge, 
die vom ſoziologiſchen Standpunkt grundverſchieden zu bewerten ſind, 
nicht durch ein und dieſelbe Strafbeſtimmung getroffen ſein können. 
Nach der bisherigen Auslegung der Geſetzesbeſtimmung konnte Zu⸗ 
hälterei ſowohl ein für die öffentliche Sicherheit höchſt bedenklicher 
Tatbeſtand ſein, ſie konnte aber auch einen ſozial ziemlich gleich⸗ 
gültigen Vorgang darſtellen. Der in die Großſtadt verſchlagene 
harmloſe junge Menſch, der mit einer Dirne zunächſt ſeine Barſchaft 


durch Beteiligung an den Einkünften aus dem unſittlichen 
Gewerbe als ausbeuteriſche Zuhälterei des Mannes ſtrenger 
beſtrafen. 

Ob nun ein derartiges perſönliches Verhältnis zwiſchen 
dem Angekl. und den Zeuginnen K. und Sch. beſtanden hat, 
dafür liefern die tatſächlichen Feſtſtellungen des Stra Urt. 
keine genügende Unterlage. Es fehlt jede nähere Darlegung, 
ob ſich auf Grund des Zuſammenlebens des Angekl. mit den 
Zeuginnen K. und Sch. in dem Kellerraum über die zwiſchen 
ihnen beſtehenden rechtlichen Beziehungen hinaus ein näheres 
perſönliches Verhältnis entwickelt hat, das zu einer beſon⸗ 
deren Abhängigkeit der Dirnen von dem Angekl. geführt hat. 
Dies bedarf der Aufklärung, und deshalb war das Urteil 
— wegen der Tateinheit im ganzen — aufzuheben, und die 
Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

Daß an ſich zwiſchen Kuppelei nach $ 180 Abſ. 1 und 
ausbeuteriſcher Zuhälterei Tateinheit beſtehen kann, iſt herr⸗ 
ſchende Meinung (RGSt. 39, 29). Daran hat ſich auch nichts 
geändert, wenn jetzt durch $ 180 Abſ. 3 für den beſonderen 
Fall des Vorſchubleiſtens der Unzucht durch Gewährung von 
Wohnung die Beſtrafung der Kuppelei von dem weiteren Er⸗ 
fordernis der Ausbeutung abhängig gemacht wird, das auch 
in 8 181 a Abf. 1, erſte Alternative, enthalten iſt. 

Die Tatbeſtände der 88 180 Abſ. 1 und 3 und 181 a 
erſter Miſchtatbeſtand ſchneiden ſich zwar, fallen aber nicht 
ganz zuſammen; 8180 Abſ. 1 und 3 bezieht ſich auf Ge⸗ 
währung und Verſchaffen von Gelegenheit beſonders durch 
Vermietung, 8 181 a auf Beziehen des Lebensunterhaltes, 
8 180 richtet ſich gegen jedermann, § 181 a nur gegen Män⸗ 
ner, 8 180 erfordert nicht perſönliche Beziehungen zu dem 
Verkuppelten, anders § 181 a. 5 180 iſt alſo teils weiter, 
teils enger als 8 181 a. 

Der in E. 39, 29 hervorgehobene Unterſchied bleibt be⸗ 
ſtehen, wenn auch die Kuppelei in der beſonderen Form des 
§ 180 Abſ. 3 ſich der ausbeuteriſchen Zuhälterei ſehr nähern 
kann. Immerhin iſt doch das Beziehen von Unterhalt unter 
Ausnutzung des perſönlichen Verhältniſſes (vgl. oben) etwas 
anderes als das bloße Ausbeuten durch Gewährung von 
Wohnung. 

(2. Sen. v. 14. März 1929; 2 D 8/29.) A.] 


verzehrt und ſich dann von ihr beſtimmen läßt, kürzer oder länger 
von dem mitzuleben, was ſie durch den Verkehr mit andern Männern 
erwirbt, wurde von der bisherigen Rſpr. mit jener dunklen Exiſtenz 
identifiziert, die in der Vorſtellung des Volkes unter dem Begriff 
des Zuhälters exiſtiert. Den Intentionen des Geſetzgebers und 
einer auf die ankiſoziale Geſinnung des Täters Gewicht legenden 
Rſpr. muß es deshalb entſprechen, wenn aus dem Tatbeſtand der 
ausbeuteriſchen Zuhälterei unter dem bezeichneten ſoziologiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkt alle diejenigen Lebensvorgänge ausſcheiden, bei denen ſich 
die Dirne nicht in Abhängigkeit von dem Täter fühlt. Dieſer 
Tatbeſtand muß vielmehr auf die Fälle der Zuhälterei beſchränkt 
bleiben, in denen eben die beſondere und eigenartige Ausnutzung des 
perſönlichen Verhältniſſes zu der Dirne zu einer die Freiheit 
der Dirne mindernden Abhängigkeit geführt hat. 

Keinesfalls ſteht der fo gebotenen Einſchränkung des Tate 
beſtandes der ausbeuteriſchen Zuhälterei der Umſtand entgegen, daß 
bei dem angeſchloſſenen Tatbeſtand der kuppleriſchen Zuhälterei 
jedenfalls ein enges Verhaltnis des Täters zu der Dirne nicht er⸗ 
fordert wird. Bei dieſem Tatbeſtand iſt die in beſtimmten Unter⸗ 
ſtützungshandlungen liegende Gefährdung des Publikums das kri⸗ 
minalpolitiſch entſcheidende Moment. Im übrigen hat aber ſchon die 
Begründung zur Regierungsvorlage richtig betont, daß dem erſten 
Tatbeſtand die richtunggebende Bedeutung zukommt. In ihm iſt „das 
Weſen des Zuhältertums gekennzeichnet“. Der Fall des zweiten Tat⸗ 
beſtandes wurde weſentlich deshalb in die Beſtimmung hineingenom⸗ 
men, „um der Vorſchrift die praktiſche Wirkſamkeit zu ſichern“. Dem 
eingeklammerten Wort „Zuhälter“ kommt zwar nicht die Bedeu⸗ 
tung eines der ausdrücklichen Feſtſtellung bedürftigen Tatbeſtands⸗ 
merkmals zu (vgl. RG. 34, 72; 35, 56 (601), wohl aber iſt es 
als Auslegungsbehelf bei der Subſumierung des einzelnen Lebens⸗ 
vorganges beſonders zu beachten. Das hatte das RG. zwar im 
weſentlichen ſchon in NG. 35, 56 (58, 60) anerkannt, ohne damit 
allerdings damals erkennbare praktifche Konſequenzen zu verbinden 
oder auch nur zu ihnen anzuleiten. Der Wert der vorliegenden Entſch. 
liegt denn auch nicht nur darin, daß ſie einen alten Gedanken weiter⸗ 
führt und verdeutlicht, ſondern vor allem darin, daß ſie zu be⸗ 
deutungsvollen praktiſchen Folgerungen auffordert, indem fie an 
Hand eines Einzelfalls die Möglichkeit und Notwendigkeit ſolcher 
Folgerungen vor Augen führt. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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”* 24, 88 185, 186, 193 StG B. Reviſionsrichter⸗ 
liche Nachprüfung auf Auslegung einer als Be⸗ 
leidigung angeſehenen Außerung. Aufhebung 
des Vorderurteils wegen Verſtoßes gegen die 
Denkgeſetze. Der Vorſatz der Beleidigung kann 
daraus hergeleitet werden, daß der Täter, trotz⸗ 
dem er eine beſtimmte beleidigende Deutung ſei⸗ 
ner Außerung vorausſah, fie kundgegeben hat. 
Der 8 186 StG B. bürdet dem Täter keine Be⸗ 
weislaſt auf. f) 

Gegen die Begründung des angefochtenen Urteils be⸗ 
ſtehen nach mehreren Richtungen rechtliche Bedenken. 

Die erſte Frage iſt die, wie nach dem geſamten Inhalt 
des Zeitungsaufſatzes die dem Nebenkläger vorgeworfene 
„Rechtsverletzung“ aufzufaſſen ſei. Die StR. hat, wie das 
SchöffGG., den Aufſatz dahin verſtanden, daß dem Nebenkläger, 
dem Magiſtratsrat Dr. B., in ſeiner Eigenſchaft als Vor⸗ 
ſitzenden des MEN., der Vorwurf der Rechtsbeugung 
gemacht worden ſei, alſo einer bewußt dem Geſetz zuwider⸗ 
laufenden, gegen den Hausbeſitz gerichteten Rſpr., während 
der Angekl. geltend machte, er habe mit ſeinem Aufſatz nur 
lagen wollen, Dr. B. jet, ihm ſelbſt unbewußt, aber tatſäch⸗ 
lich gegen den Haus- und Grundbeſitz eingenommen, und 
hierdurch ſei in einer Reihe von Fällen ſeine Entſcheidung 
beeinflußt worden. 

Die Strat. kommt zu ihrer Annahme, es ſei dem Neben⸗ 
kläger der Vorwurf einer ſolchen bewußten und gewollten 
Rechtsbeugung gemacht worden, auf dem Wege, daß ſie von 
den allgemeinen Ausführungen des Aufſatzes ausgeht, eine 
Rſpr. nach Billigkeitsgründen — wie fie von den MEX all 
gemein geübt werden ſolle und dem Rechtsempfinden ent⸗ 
ſprechen könne — könne doch auch wegen einer beſonderen 
perſönlichen Einſtellung des einzelnen Richters zum Nach⸗ 
teile der ihm im allgemeinen oder im beſonderen wenig be⸗ 
freundeten Partei ausſchlagen. Hierin, fahre der Aufſatz fort, 
liege zwar bei unſerem in hervorragendem Maße als obiek⸗ 
tiv und gerecht anerkannten Richterſtand im allgemeinen 
kaum eine Gefahr. Aber eine eigenartige Einſtellung zu die⸗ 
ſer Frage weiſe der als „Hausbeſitzerfreund“ hinreichend be⸗ 
kannte Nebenkläger auf. Eine Fülle ſeiner Entſcheidungen, die 
— nach billigem Ermeſſen! — zu Unrecht ungünſtig für den 
Hausbeſitzer ergangen ſeien, ſtellten geradezu eine Rechts⸗ 
verletzung dar. Der Aufſatz enthalte hiernach, führt nun das 
angefochtene Urteil aus, „nach ſeiner geſamten Faſſung und 
ſeinem Inhalt“ den Vorwurf der Rechtsbeugung. Indem der 
Angekl. jener Rſpr. nach Billigkeit die „eigenartige Ein⸗ 
ſtellung“ des Nebenklägers zu dieſer Frage gegenüberſtelle 
und deſſen Entſcheidungen „geradezu als Rechtsverletzung“ 
bezeichnet würden, könne dieſe Stellungnahme des Angekl. 
nur dahin verſtanden werden, daß er damit habe ſagen wol⸗ 
len, der Nebenkläger beuge im Gegenſatz zu dem geſamten 
übrigen Richterſtande das Recht. Die hiermit von der Str. 
vorgenommene Auslegung ſteht, ſoweit ſie hier „die Faſſung 
und den Inhalt“ des Aufſatzes zugrunde legt, nicht mit den 

Zu 24. Das (auch in RG. 63, 112 abgedruckte) Urt. gibt An⸗ 
laß zur Prüfung dreier Fragen: 

1. War das RG. prozeſſual zur Aufhebung des Urt. be⸗ 
tugt? Das NG. begründet die Aufhebung damit, die von der Straf⸗ 
kammer vorgenommene Auslegung des Zeitſchriftenaufſatzes ſtehe 
mit den Denkgeſetzen nicht in Einklang. Es kann zweifelhaft 
ſein, ob hier wirklich ein Verſtoß gegen die Denkgeſetze vorliegt. 
Die Frage kann jedenfalls ohne Kenntnis des ganzen Aufſatzes und 
der vollſtändigen Gründe des Strafkammerurteils kaum beantwortet 
werden. Es kommt hierauf aber gar nicht an. Denn es handelt ſich 
hier um die Auslegung des objektiven Sinnes einer 
Gedankenäußerung, und dieſe Auslegung iſt auch dann re⸗ 
viſibel, wenn ein Verſtoß gegen Denkgeſetze nicht vorliegt (val. 
meine „Reviſton“ S. 75 ff. und über den Reviſionsgrund des Ver⸗ 
ſtoßes gegen Denkgeſetze meinen Aufſatz „Zur Reform der Rev. im 
Strafverfahren” DNZ. 1929 S. 175 ff.). Auch in der Entſch. IW. 
1928, 1225 28, in der es ſich um die Auslegung eines angeblich 
gottesläſterlichen Gedichtes handelte, hat das NE, nicht wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die Denkgeſetze, ſondern wegen Verletzung einer all⸗ 
gemeinen gültigen Auslegungsregel aufgehoben. Der Reviſionsgrund 
des Verſtoßes gegen Denkgejege iſt hauptſächlich auf dem Gebiete 
der Beweiswürdigung, die hier nicht Gegenſtand der Erörterung 
iſt, bedeutſam und umſtritten. 

2. War die Aufhebung des Urt. materiell gerechtfertigt ? 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Denkgeſetzen im Einklang. Es iſt irrig, daß der vom Angekl. 
aufgeſtellte Gegenſatz nur dahin verſtanden werden könnte, 
dem Nebenkläger ſei damit der Vorwurf der Rechtsbeugung, 
alſo einer bewußten und gewollten Entſcheidung wider das 
Recht, gemacht. Denn der oben wiedergegebene Gegenſatz 
kann zum mindeſten auch in dem vom Angekl. behaupteten 
Sinne verſtanden werden. Eine richterliche Entſcheidung, bei 
der Billigkeitserwägungen mitſprechen, kann durchaus das 
Richtige treffen. Sie kann von dem einen Teil als Härte oder 
gar als Ungerechtigkeit empfunden werden und doch ſich inner⸗ 
halb der vom Geſetz gezogenen Grenzen des Rechtes halten. 
Sie kann aber auch dieſe Grenzen überſchreiten und damit 
in der Tat eine Rechtsverletzung enthalten. Dann liegt die 
Sache an ſich nicht anders, als wenn ſonſt ein Gericht eine 
Sache in einem gewiſſen Sinne entſchieden hat, während etwa 
das BG. auf Grund rechtlicher Erwägungen gegenteilig ent⸗ 
ſcheidet. Die eine der beiden Entſcheidungen wird hier in der 
Regel eine „Verletzung des Rechtes“ darſtellen. Aber darin 
liegt noch keineswegs, daß der Richter, der in dieſer Weiſe 
unrichtig entſchieden hätte, es wider beſſeres Wiſſen getan, 
alſo das Recht „gebeugt“ hätte. Zu einer Auffaſſung in 
dieſem letzten Sinne zwingt im vorliegenden Fall nicht ein⸗ 
mal die Aufſtellung jenes Gegenſatzes, in dem der Neben⸗ 
kläger zu dem als „objektiv und gerecht anerkannten“ Richter⸗ 
ſtande ſtehen ſolle. Denn iſt auch aus dieſem Gegenſatze zu 
entnehmen, daß der Nebenkläger als ein Richter bezeichnet 
werde, dem jene guten Eigenſchaften fehlten, der alſo nicht 
objektiv und gerecht ſei, ſo iſt doch, wie ſich aus dem Vor⸗ 
ſtehenden ergibt, auch damit nicht geſagt, daß der Neben⸗ 
kläger in ſeiner richterlichen Tätigkeit bewußt entgegen dem 
Geſetz ſich auf die Seite der einen Partei, der Mieter, ge⸗ 
ſtellt hätte. Zum mindeſten iſt eine ſolche Auffaſſung nicht ſo 
zweifelfrei, daß die Annahme der Stra. gerechtfertigt wäre, 
die Aufſtellung jenes Gegenſatzes könne nur i. S. eines Vor 
wurfs der Rechtsbeugung aufgefaßt werden. Für den vor⸗ 
liegenden Fall iſt beſonders noch darauf hinzuweiſen, daß die 
gegen die Entſch. der Md. gegebene Rechtsbeſchwerde nach 
§ 41 MietShG. nur darauf geſtützt werden kann, daß die 
Entſch. auf „einer Verletzung des Geſetzes“ beruhe; vgl. dazu 
auch die Ausführungen von Hertel, der auf S. 335 ſeines 
Erläuterungsbuches, Bd. I, zu Abi. 2 von „Rechtsverletzung“ 
ſpricht, mit dem Beifügen, ſie könne ſowohl das Verfahren 
wie das ſachliche Recht betreffen. 

Die Stra. hebt nun als weitere Stütze ihrer Anſicht 
eine ſpätere Stelle des Aufſatzes hervor. Dort wird nämlich 
im Anſchluß an eine Entſch., die die Sachunverſtändigkeit des 
Nebenklägers zeige, bemerkt, man wolle nicht annehmen, daß 
dieſe eigenartige Entſcheidung darauf zurückzuführen ſei, daß 
der fragliche Vermieter vor längerer Zeit abgelehnt habe, den 
Nebenkläger als Mieter in feine Wohnung aufzunehmen, und 
weiterhin anſchließend gefragt, ob hier ein Mangel an Kön⸗ 
nen oder eine einſeitige Einſtellung gegen den Hausbeſitz vor⸗ 
liege. Auch aus dieſen Bemerkungen läßt ſich nicht ableiten, 
daß der Angekl. den Vorwurf einer vorſätzlichen Verletzung 


Richtig iſt, daß die zuerſt erwähnten Wendungen des beanſtandeten 
Aufſatzes nicht unbedingt dahin gedeutet werden müſſen, daß dem 
Nebenkläger Rechtsbeugung, alſo eine bewußte Rechtsverletzung 
vorgeworfen werde. Bedenklicher aber ſind die weiterhin vom RG. 
angeführten, ein perſönliches Erlebnis des Nebenklägers berühren⸗ 
den Wendungen; ſie ſollen anſcheinend (ein abſchließendes Urt. läßt 
ſich ohne Kenntnis des ganzen Aufſatzes auch hier nicht abgeben) 
doch wohl den Eindruck erwecken, daß der Nebenkläger infolge 
dieſes Erlebniſſes zu einer bewußten Beuachteiligung des Haus⸗ 
beſitzes neige. Es kommt aber vor allem noch ein anderer vom RG. 
zutreffend betonter Geſichtspunlit hinzu: Der Verfaſſer eines Aufſatzes 
von der Art des beanſtandeten muß mit den Gepflogenheiten des 
betr. Leſerkreiſes rechnen. Wie dieſer Leſerkreis nach ſeiner Bil⸗ 
dung, ſeinen Intereſſen, ſeiner augenblicklichen Stimmung und Ver⸗ 
ſtimmung eine Außerung auffaßt, das iſt für die rechtliche Beurtei⸗ 
lung in höherem Grade maßgebend als die Auslegung, zu der der 
Richter bei ruhiger Abwägung nachträglich von ſich aus gelangen 
würde. Und da liegt die Vermutung nahe, daß der Durchſchnittsleſer 
in dem Aufſatz den Vorwurf bewußter Rechtsverletzung erblicken 
konnte und auch erblickt hat, und daß der Angekl. ſich deſſen be⸗ 
wußt geweſen iſt. . 

3. Aber auch wenn man dieſes Ergebnis nicht für zwingend 
hält, ſo bleibt trotzdem noch zu erörtern, ob das RG. wirklich zu 
einer Aufhebung des Urt. genötigt war. Das RG. weiſt zutreffend 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 


der Richterpflicht habe erheben wollen. Denn die einſeitige 
Einſtellung müßte auch dann, wenn ſie auf ein perſönliches 
Erlebnis des Nebenklägers „zurückzuführen“ wäre, nicht not⸗ 
wendig der Ausfluß eines Willens ſein, zuungunſten jenes 
Hausbeſitzers entgegen dem Recht zu entſcheiden, ſon⸗ 
dern könnte auch eine unbewußte ſein, freilich wohl den Vor⸗ 
wurf gegen den Richter begründend, daß er ſolchen außer⸗ 
ſachlichen Regungen nicht widerſtanden habe. 

Für die erörterte Frage darf nicht unbeachtet bleiben, 
daß an einer anderen Stelle des Aufſatzes, bei der Be⸗ 
ſprechung einer angeblich verfehlten Entſch. des MEU., ge⸗ 
jagt iſt, das Verhalten des Nebenklägers verſtoße gegen den 
Sinn und den Inhalt der LockV O., was der Nebenkläger auf 
Grund einer gewiſſen Entſch. des LG. E. hätte wiſſen 
müſſen. Mit dieſer Bemerkung wird offenbar nur geſagt, 
daß der Nebenkläger mit pflichtwidriger Fahrläſſigkeit 
gehandelt habe. Das würde aber wiederum gegen die An⸗ 
nahme ſprechen, daß der Aufſatz im übrigen den Vorwurf der 
— vorſätzlichen — Rechtsbeugung erhoben habe. 

In dieſer Beziehung läßt das Urteil alſo eine ſchlüſſige 
Begründung vermiſſen. 

Auch die gegen den Schluß des angefochtenen Urteils 
gemachte Bemerkung, aus den angeführten Stellen des Auf- 
ſatzes gehe die Abſicht des Angekl. klar hervor, den Nebenkläger 
zu beleidigen, trägt das Urteil nicht. Dieſer Bemerkung kann 
für ſich keine Bedeutung zukommen, da nach dem Dargelegten 
die Grundlage des Urteils, die Auslegung des Aufſatzes, nicht 
beſtehen bleiben kann. Im übrigen wird hier bei der neuen 
Verhandlung zu beachten fein, daß gegenüber der im 8 193 
StGB. vorgeſehenen Strafloſigkeit eines Tuns, das an ſich 
den Tatbeſtand der Beleidigung begründen würde, ein bloßer 
allgemeiner Hinweis auf Form oder Umſtände, aus denen 
die Abſicht der Beleidigung folge, nicht genügen kann. Eine 
nähere Darlegung darüber, worin in dem beſtimmten Falle 
das Gericht die die Ausnahme begründenden Umſtände ſieht, 
iſt hier nicht entbehrlich, weil ſonſt nicht nachgeprüft werden 
kann, ob in dem Urteil Inhalt und Form der Außerung in 
der rechtlich gebotenen Weiſe auseinandergehalten ſind. 

Hiernach iſt die Aufhebung des angefochtenen Urteils 
geboten. Bei der neuen Verhandlung wird allerdings ein 
anderer Geſichtspunkt im Auge zu behalten ſein, wenn ſich 
nicht vielleicht ein beſtimmter Vorſatz des Angekl. mit einer 
einwandfreiern Begründung als es bisher geſchehen iſt, be⸗ 
weiſen läßt. Wenn nämlich auch der Aufſatz, wie ſich aus den 
vorſtehenden Ausführungen ergibt, manchen Zweifeln Raum 
gibt, ſo iſt ſeine Faſſung doch derart, daß er als ein Vor⸗ 
wurf der Rechtsbeugung aufgefaßt werden konnte. War 
ſich dann der Angekl. deſſen bewußt, daß ſeine Ausführungen 
von der Allgemeinheit oder dem engeren Leſerkreis, an den 
er ſich wandte, in dieſem den Nebenkläger ſchwer angreifen⸗ 
den Sinne verſtanden werden könnten und, wenigſtens von 
einem Teil der Leſer, in dieſem Sinne verſtanden werden 
würden, ſo hätte er, wenigſtens mit bedingtem Vorſatz han⸗ 
delnd, ſich der Beleidigung ſchuldig gemacht. Dabei muß be⸗ 
achtet werden, daß Kundgebungen der Tagespreſſe von dem 
größten Teil der Leſer nur flüchtig geleſen werden. Mit die⸗ 
ſer Tatſache muß der Verfaſſer ſolcher Kundgebungen rech⸗ 
nen. Dazu kommt, daß in der Preſſe des politiſchen und des 
wirtſchaftlichen Kampfes eine allgemeine Neigung zur Schärfe 
beſteht, ſo daß tadelnde Kundgebungen von den einſeitig ein⸗ 


darauf hin, daß eine Beleidigung ja auch dann vorliegen könne, 
wenn man nicht gerade den Vorwurf der Rechtsbeugung in dem Auf⸗ 
ſatz erblicke; beleidigend ſei möglicherweiſe ſchon die Darlegung, der 
ebenkläger ſei „für ſein Amt unfähig“ uſw. Auch wenn an ſich 
‚198 eingreife, konne die Strafbarkeit ſich aus der Form ergeben. 
Konnte das NG. dieſe von ihm erkannten Fragen nicht ſelbſt beant⸗ 
worten? Es wäre dann mit anderer Begründung zur Aufrechterhal⸗ 
tung des Urt. gekommen. Indeſſen wären gegen ein ſolches Ver⸗ 
fahren doch wohl Bedenken zu erheben. Weniger deshalb weil die 
Entſch. von außerhalb des Aufſatzes liegenden Nebenumſtänden ab⸗ 
hängig wäre, die das NG. nicht feſtſtellen könnte, als deshalb, weil 
das RG. mit der Möglichkeit rechnen mußte, daß die veränderte 
Rechtsauffaſſung die Vorinſtanz zu einer Anderung des Strafmaßes 
führen könnte. Denn das Strafmaß iſt vielleicht gerade dadurch be⸗ 
einflußt worden, daß die Vorinſtanz in dem Aufſatz den Vorwurf 
der Rechtsbeugung erblickte. 
4. Durchaus zu Recht betont das NÖ. ſchließlich noch, daß 
es eine eigentliche Beweislaſt des Angekl. nach § 186 StGB. nicht 


Rechtſprechung 


2727 


geſtellten Leſern der Schrift leicht ſchärfer und einſeitiger auf⸗ 
gefaßt werden als ſie gemeint ſein mögen, und als ſich ihr 
Inhalt und Sinn dem ruhig und ſorgſam die Kundgebung in 
ihrer Geſamtheit würdigenden unbeteiligten Beurteiler er⸗ 
gäbe. Wer ſolchen Außerungen eine Form gibt, die eine mehr⸗ 
fache Deutung zuläßt, und ſich dabei bewußt iſt, daß ſeine 
Leſer die Ausführungen in einem ſtrafrechtlich zu wertenden 
Sinne verſtehen würden, der überſchreitet damit die Grenze 
der zuläſſigen Außerung und wird in der Regel das jagen 
wollen, wovon er weiß, daß der Leſer die Kundgebung 
in dieſem Sinn verſtehen werde (vgl. hierzu RGSt. 26, 
150, 155). 

Weiter wird folgender Umſtand im Auge zu behalten 
ſein. Im vorſtehenden iſt, da das angefochtene Urteil die 
Kundgebung des Angekl. nur aus dem Geſichtspunkt er⸗ 
örtert hat, daß der Angekl. dem Dr. B. Rechtsbeugung vor⸗ 
geworfen habe, nur dieſer Punkt nachgeprüft worden. Es iſt 
aber ſehr wohl möglich, daß der Tatbeſtand einer Beleidigung 
auch dann vorliegt, wenn jener Vorwurf nicht in dem Auf⸗ 
ſatz gefunden werden ſollte. Er kann auch in einer Dar⸗ 
legung des Inhalts liegen, daß Dr. B. gegen die Mieter 
voreingenommen ſei, daß er der Sachkunde entbehre und für 
ſein Amt unfähig ſei. Die Strafbarkeit einer ſolchen Kund⸗ 
gebung aber könnte ſich, auch wenn an ſich die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 193 StGB. vorlägen, auf Grund der An⸗ 
nahme ergeben, daß die Form beſonders ſcharf, gehäſſig 
und rückſichtslos ſei. 

Schließlich iſt darauf aufmerkſam zu machen, daß das 
angefochtene Urteil eine nicht unbedenkliche Wendung enthält, 
indem es von einem „Wahrheitsbeweiſe“ ſpricht, der dem 
Angekl. nicht geglückt ſei. Die Annahme einer dem Angekl. 
auferlegten Beweislaſt ſtünde mit 8 186 StGB. nicht im 
Einklang. 

(1. Sen. v. 9. April 1929; 1D 241/29.) A.] 


25. 8 185 StGB. Bei einem Angriff auf die 
Geſchlechtsehre braucht der Vorſatz des Täters 
nicht dadurch ausgeſchloſſen zu ſein, daß er im 
Verlauf feines tätlichen Angriffs ſchließlich an- 
nehmen konnte, daß die Angegriffene mit ſei⸗ 
nem Vorgehen einverſtanden fei.f) 

Unbeachtlich iſt die Rev. allerdings inſoweit eine Ver⸗ 
kennung der 8$ 176 Nr. 1 und 177, 43 StGB. behauptet 
wird, da der Nebenkläger ſich gemäß SS 401 und 395 Abſ. 1 
Satz 1 SPD. für die ſelbſtändige Anbringung von Rechts⸗ 
mitteln nur auf diejenigen rechtlichen Geſichtspunkte einer 
Tat berufen darf, wegen deren ihm vom Geſetz die Anſchluß⸗ 
berechtigung verliehen iſt. Der Beſchwerdeführer rügt jedoch 
weiterhin, daß die Strft. nicht geprüft habe, ob der Angekl. 
ſich durch ſeine Tat einer Beleidigung der Margarete Sch. 
ſchuldig gemacht habe. Dieſe Rüge iſt zuläſſig und erſcheint 
begründet. 

Wie ſich aus der Urteilsbegründung ergibt, hat die 
Strat. bei der Beurteilung des Sachverhalts lediglich die letz⸗ 
ten Einzelheiten des ſich auf einen Zeitraum von 11, Stun⸗ 
den erſtreckenden Vorfalls berüdfichtigt und den Angekl. nur 
deshalb freigeſprochen, weil ihm nicht zu widerlegen ſei, 
daß er ſchließlich glauben konnte, die Zeugin habe ihren 
anfänglichen Widerſtand aufgegeben. Bei dieſer Sachlage 
hätte notwendigerweiſe noch geprüft werden müſſen, in wel⸗ 


gebe (vgl. hierzu insbeſ. Alsberg, Anm. zu RG.: SW. 1926, 
21847 und in der Feſtſchrift für Heinitz S. 425). Der Ausdruck 
„Wahrheitsbeweis“ ift freilich allgemein üblich und — wenn richtig 
verſtanden — unſchädlich. Aber die Gefahr beſteht immer, daß falſche 
Ausdrücke auch zu ſachlichen Mißverſtändniſſen führen. 

LG R. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 25. Ich ſtimme der Entſch. zu. Es iſt allerdings nicht recht 
einzuſehen, warum bei einem länger dauernden Verhalten nur ein 
Zeitpunkt maßgebend ſein ſoll. Und bei dem geſchlechtlichen Angriff 
geht der Wille des Angreifers wohl regelmäßig dahin, daß der an⸗ 
fängliche Widerſtand aufhöre; das hebt aber den Angriff auf den 
widerſtrebenden Willen nicht auf. Somit liegt hier immer eine Belei⸗ 
digung vor, wenn man nun einmal überhaupt hier von Beleidigung 
ſpricht, was bekanntlich nicht allgemein anerkannt wird. Allerdings 
muß angenommen werden, daß der Täter die poſitive Nichteinwilli⸗ 
gung erkannt hat (JW. 1926, 2187). 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 
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cher Weiſe ſich der Beginn des Vorfalles abgefpielt hat, ob 
insbeſ. der Angekl., als er ſich zur Ausführung feines Vor⸗ 
habens anſchickte, das Bewußtſein hatte, zum mindeſten da⸗ 
mit gerechnet hat, daß die Zeugin, die — erwieſenermaßen — 
zunächſt fortlaufen wollte und ſich ernſtlich — wenn auch un⸗ 
geſchickt — zur Wehr ſetzte, mit ſeinem Tun keineswegs ein- 
verſtanden war. Dieſe Prüfung wäre um fo notwendiger 
geweſen, als die Str. feſtgeſtellt hat, daß die Zeugin bis 
zum Schluſſe des Vorganges ſich gewehrt hat und — jeden⸗ 
falls objektiv geſehen — gewaltſam zur Duldung des 
Beiſchlafes genötigt worden iſt. Der Angriff des Angekl. war 
von Anfang an, und zwar auch ſchon vor der erſten Wider⸗ 
ſtandshandlung der Nebenklägerin gegen deren Geſchlechtsehre 
gerichtet. Er erfüllte ſonach an ſich ſchon bei ſeinem Beginn 
den Tatbeſtand einer tätlichen Beleidigung, hinſichtlich deren 
das Bewußtſein des Täters von der Rechtswidrigkeit nur 
dann ausgeſchloſſen war, wenn dieſer von einem ernſtlichen 
Einverſtändniſſe der Margarete Sch. mit ſeiner Handlungs⸗ 
weiſe überzeugt war. Das Fehlen jeglicher Erörterung nach 
dieſer Richtung nötigte zur Aufhebung der Entſcheidung. 
(3. Sen. v. 4. März 1929; 3 D 61/29.) A.] 


26. § 193 StGB. Zur Wahrnehmung berech- 
tigter Intereſſen handelt ein Täter ſchon, wenn 
dieſe Intereſſen einen feiner mehreren Bemweg- 
gründe abgeben. f) 


Die Angekl. hat zu B. am 30. März 1927 bei einer Be⸗ 
hörde eine Anzeige gemacht, durch welche fie den Oberfeuer⸗ 
wehrmann B. nicht wider beſſeres Wiſſen der Begehung ſtraf⸗ 
barer Handlungen und der Verletzung ſeiner Amtspflicht be⸗ 
ſchuldigte. Im Urteil heißt es nun: „Die Angekl. kann ſich 


Zu 26. Den als überſchrift verwendeten Grundſatz hat das RG. 
ſchon mehrfach in feinen Entſch. entwickelt (vgl. RGSSt. 20, 100: 29, 
54; JW. 1917, 233% 4; 1926, 117310; 1927, 902 16; 28, 1928, 
839). Es kann wundernehmen, daß die Untergerichte immer wieder 
gegen den Grundſatz verſtoßen; denn die Richtigkeit des Satzes 
einzuſehen, hält nicht ſchwer. Wenn es zur Herbeiführung einer 
gejeplihen Wirkung darauf ankommt, daß jemand eine beſtimmte 
Abſicht hat, einen beſtimmten Zweck verfolgt, ſo kann, wenn dieſer 
tatbeſtandsmäßige Zweck feſtgeſtellt iſt, die Sachlage ſich nicht des⸗ 
halb plötzlich ändern, weil etwa neben dieſem tatbeſtandsmäßigen 
Zwecke noch ein anderer oder eine Mehrheit von anderen Zwecken 
in die Erſcheinung tritt. Ein bejahter Zweck verliert nicht des⸗ 
halb ſeine Exiſtenz, weil ſich ihm andere Zwecke zur Seite ſtellen. 
Es iſt ein alter pſychologiſcher Erfahrungsſatz, daß ſich der Menſch 
bei ſeinen Handlungen meiſt nicht nur von einer Abſicht leiten 
läßt, daß er vielmehr regelmäßig gleichzeitig einer Mehrzahl von 
Zwecken nachgeht. Ins Auge zu faſſen iſt auch, daß, wenn das 


Geſetz die Verfolgung eines beſtimmten Zwecks oder einer be⸗ 


ſtimmten Abſicht zum Tatbeſtandsmerkmal erhebt, damit nie ge- 
meint iſt, daß für den Täter der tatbeſtandsmäßige Zweck der 
alleinige Grund feiner Handlung fein müſſe. 

Wenn bei der Beleidigung insbeſ. oft überſehen wird, daß die 
Annahme der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ſich mit einer 
Beleidigungsabſicht verträgt, daß alſo der Strafſchutz nicht hin⸗ 
fällig wird, wenn feſtſteht, der Täter habe neben der Wahrung 
ſeiner Rechte gleichzeitig auch den Zweck verfolgt, den Be⸗ 
leidigten an feiner Ehre zu Rränken, fo mag der Grund hierfür 
mit in der Auslegung liegen, die der Schlußteil des 8 193 StGB. 
ſeitens der herrſchenden Meinung erfährt. Hier werden bekannt⸗ 
lich die Worte, die Außerungen uſw. ſeien nur inſofern ſtrafbar, 
„als das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der Form der 
Außerung oder aus den Umſtänden, unter welchen ſie geſchah, her⸗ 
vorgeht“, durch die Forderung erſetzt, es müſſe die „Abſicht der 
Beleidigung“ vorliegen. Wenn nach dem in der obigen Entſch. er⸗ 
örterten Grundſatz die den Strafſchutz bedingende Abſicht der Inter⸗ 
eſſenwahrnehmung bei Hinzutritt einer anderen Abſicht nicht ent⸗ 
fällt, ſo könnte eingewendet werden, daß die im Schlußteile von 
8 193 eine Rolle ſpielende Beleidigungsabſicht ſich in gleicher 
Weiſe mit der im erſten Teile auftauchenden Abſicht der Inter⸗ 
eſſenwahrnehmung vertrage, daß alſo jener Zweck der Intereſſen⸗ 
wahrnehmung die vom Schlußteil des § 193 vorgeſehene Beſtrafung 
nicht hindere. Es zeigt ſich hier wieder, wie gefährlich es iſt, 
wenn man in das Geſetz über ſeinen Wortlaut hinaus ein Tat- 
beſtandsmerkmal hineininkerpretiert. Tatſächlich kennt 8193 StGB. 
eine Beleidigungs abſicht überhaupt nicht; es iſt auch eine ſolche 
dem Außernden nicht ſtillſchweigend zu unterſtellen (ogl. des nähe⸗ 
ren hierüber in meinem Aufſatz „Das Recht der freien Mei⸗ 
nungsäußerung“: JW. 1927, 2672 ff.). Im übrigen iſt aber auch, 
ſoweit die herrſchende Meinung irreführend von einer Beleidi⸗ 
gungsabſicht ſpricht, zu bedenken, daß dieſe Abſicht ſtets nur 
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auch nicht darauf berufen, daß ſie die Anzeige zur Aus⸗ 
führung oder Verteidigung von Rechten oder zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen erſtattet habe, denn ſie hat 
ſelbſt erklärt, ſie habe ſich an dem Zeugen B. für die von 
ihm erhobene Klage rächen und ihm eins auswiſchen wollen“. 
Nicht ganz in Einklang damit gibt das Urteil als Grund der 
Anzeige an, „um dem Prozeßgericht die Schlechtigkeit des 
B. zu beweiſen, vor allem aber, um ſich für die Erhebung 
der Klage zu rächen und dem B. eines auszuwiſchen“. 


Zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen handelt ein 
Täter aber ſchon, wenn dieſe Intereſſen einen ſeiner mehreren 
Beweggründe abgeben. Ob er ſich daneben noch von Beweg⸗ 
gründen, die andere Intereſſen verfolgen, leiten läßt, iſt für 
die Anwendung des 8 193 StGB. ohne Bedeutung. Das 
Intereſſe des Staats an der Verwirklichung ſeiner Rechts⸗ 
ordnung und demgemäß an der Verfolgung ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen berührt jeden Einzelnen. Die Wahrnehmung dieſes 
Intereſſes iſt daher für jedermann eine berechtigte. Bildet 
ſie einen Beweggrund ſeines Handelns, ſo kommt es vom 
Standpunkt des § 193 StGB. nicht darauf an, ob den Täter 
noch andere, nicht berechtigte Intereſſen getrieben haben 
(RGSt. 61, 400). 

Für ein berechtigtes Intereſſe der Angekl. bei der Er⸗ 
ſtattung der Anzeige ſpricht die oben wiedergegebene Feſt⸗ 
ſtellung der Str., daß die Angekl. die Anzeige v. 30. März 
1927 gemacht hat, „um dem Prozeßgericht die Schlechtigkeit 
des B. zu beweiſen“. Dieſe Anzeige iſt erfolgt im Zuſammen⸗ 
hange mit dem Schadenserſatzprozeſſe, welchen B. gegen die 
Angekl. führte, weil ſie ihm ſeinen Anzug durch Bewerfen mit 
einem Glas Moſtrich beſchädigt hatte. Es iſt zwar objektiv 
ſchwer denkbar, wie die Angekl. mit dieſer Anzeige ihren In⸗ 


aus der Form oder aus den Umſtänden, unter denen die Außerung 
erfolgte, entnommen werden müßte. 

Im vorliegenden Falle iſt von der Strͤ. feſtgeſtellt worden, 
daß die Angekl. die Anzeige gegen den Zeugen B. eingereicht hat, 
weil fie ſich an B. habe rächen und ihm eins auswiſchen wollen. 
Auf der anderen Seite findet fi aber auch die Feſtſlellung, die 
Angekl. ſei darauf ausgegangen, dem Prozeßgericht die Schlechtig⸗ 
keit B.s zu beweiſen. Die letzte Feſtſtellung rechtfertigt die An⸗ 
wendung des 8 193 StGB.; denn wenn die Angekl. einen Beweis 
in ihrem Prozeß führen wollte, ſo verfolgte ſie inſoweit zweifellos 
berechtigte Intereſſen. 

Die obige Entſch. verweiſt zur Stütze auf RES. 61, 400. 
Hier wendet ſich das NG, gegen eine unklare Stelle des Lpzfomm., 
Note 10 a zu 8193. M. E. kann aber auch dieſe Klarſtellung leicht 
irrig aufgefaßt werden. Das RG. ſagt, für die Zubilligung des 8 193 
ſei bei Erſtattung einer Anzeige nicht der ernſtliche Wille des Täters, 
eine Strafverfolgung herbeizuführen, entſcheidend, ſondern die Abſicht, 
das öffentliche Intereſſe an der Verfolgung der Straftat zu wahren. 
Zu dieſem Satze gelangt das NG. gelegentlich einer näheren Aus⸗ 
führung darüber, daß der Staat und demgemäß auch jeder Staats⸗ 
bürger ein Intereſſe an der Verfolgung ſtrafbarer Handlungen habe. 
Wer durch Erſtattung einer Anzeige die Einleitung einer Straf⸗ 
verfolgung herbeiführen will, denkt indeſſen regelmäßig nicht daran, 
daß das Intereſſe des Staates die Verfolgung ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen gebiete, ſondern er wird nur ſeine eigenen Belange im 
Auge haben, die ihm die Aufklärung eines beſtimmten Vorganges 
als wünſchenswert erſcheinen laſſen. Demgemäß iſt es auch gleich⸗ 
gültig, ob der Anzeigeerſtatter an die Einleitung eines Kriminal⸗ 
verfahrens denkt, woran der Staat mitintereſſiert iſt, oder aber ob 
er durch die Anzeige nur ein Diſziplinarverfahren in Fluß 
bringen will. 

Auch dem weiteren Satz in RGSSt. 61, 400: „Denn ernſtlich 
auf Herbeiführung der Strafverfolgung kann auch der bedacht ſein, 
den nur der verwerfliche Trieb nach Rache und nach Schadens⸗ 
zufügung leitet“, vermag ich nicht zuzuſtimmen. Wer ſich „nur“ 
von der Rachſucht leiten läßt, bei dem kommen andere Beweg⸗ 
gründe für ſein Tun nicht in Betracht; er kann infolgedeſſen auch 
nicht gleichzeitig die Herbeiführung der Strafverfolgung beabſich⸗ 
tigen. Läßt ſich der Beleidiger lediglich von der Abſicht zu 
beleidigen beſtimmen, fo verſagt der Schutz des $ 193 StGB., wie 
das RG. an anderer Stelle (vgl. z. B. RGSSt. 34, 216) wiederholt zu⸗ 
treffend ausgeführt hat. 3 

Nicht ganz klar ift, warum das NÖ. in der obigen Entſch. 
zu einer Rückverweiſung der Sache gekommen iſt. Als der eine 
Grund wird angeführt, daß es nicht geklärt ſei, ob die Angekl. 
„ſubjektiv berechtigte Intereſſen verfolgt“ bzw. ob fie „die Vor⸗ 
ſtellung gehabt hat, durch die Anzeigeerſtattung ihre Ausſichten im 
Prozeß zu verbeſſern“. Wenn indeſſen der Tatrichter — alſo für 
das Rev. bindend — den einen Grund der Anzeige dahin feſt⸗ 
geſtellt hat, die Angekl. habe dem Prozeßgericht die Schlechtigkeit 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 
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tereſſen hätte dienen können, aber ſubjektiv konnte ſie ſehr 
wohl die Vorſtellung haben, ihre Ausſichten im Prozeſſe zu 
verbeſſern, wenn ſie den B. als einen vertrauensunwürdigen 
Menſchen hinſtellte. 

Ob ſie eine ſolche Vorſtellung gehabt, ob ſie alſo ſub⸗ 
jektiv berechtigte Intereſſen verfolgt hat, iſt nicht geklärt. 
Ebenſo iſt es zweifelhaft, ob die Angekl. die Anzeige zwecks 
Einleitung eines Strafverfahrens oder eines Diſziplinar⸗ 
verfahrens erſtattet hat. Aus dieſen Gründen war die Sache 
an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

(2. Sen. v. 14. Febr. 1929; 2D 1462/28.) A.] 


27. 8218 StGB. Die Gefährdung des deut⸗ 
ſchen Volkstums kann im Einzelfall nicht die 
Erhöhung der Strafe wegen einer begangenen 
Abtreibung rechtfertigen, da dieſer Umſtand be⸗ 
reits bei Aufſtellung des geſetzlichen Straf⸗ 
rahmens Berückſichtigung gefunden hat. 

Nicht gerechtfertigt war es, als beſonders verwerflich die 
Tatſache zur Begründung einer ſchwereren Strafe heranzu⸗ 
ziehen, daß die Abtreibungshandlungen, da ſie an deutſchen 
Frauen vorgenommen worden ſeien, eine Gefährdung des 
deutſchen Volkstums bedeuteten. Gerade dieſer Umſtand hat 
bereits als innerer Beweggrund bei der Aufſtellung des ge⸗ 
ſetzlichen Strafrahmens Berückſichtigung gefunden und trifft 
ſomit unterſchiedslos auf alle Abtreibungshandlungen in glei⸗ 
cher Weiſe zu; er kann daher in Einzelfällen kein beſonderes 
Merkmal bilden, das eine Erhöhung der Strafe zu recht⸗ 
fertigen geeignet iſt (RGSt. 59, 423 [426]). Es kann auch 
nicht in Abrede geſtellt werden, daß die Höhe der erkannten 
Strafe durch dieſen Rechtsirrtum beeinflußt worden iſt. 

(3. Sen. v. 25. April 1929; 3 D 91/29.) A.] 


28. § 239 StGB. Einſperrung liegt dann vor, 
wenn ſich die Aufhebung der freien Bewegung 
nicht nur als eine ſcheinbare, ſondern als eine 
ſolche darſtellt, die für den Eingeſperrten wirk⸗ 
lich vorhanden war und nicht ohne weiteres be- 
ſeitigt werden konnte. ) 

Durch die vom LG. getroffenen Feſtſtellungen ſind die 
Tatbeſtandsmerkmale der Freiheitsberaubung nach § 239 
StGB. rechtlich bedenkenfrei nachgewieſen. Danach hat der 
Vollziehungsbeamte des Finanzamts L. mit Hilfe von drei 
weiteren Beamten am 23. Juni 1928 in dem Grundſtück, in 
dem ſich die Gewerbsräume des Angekl. befinden, einen Kraft⸗ 
wagen gepfändet. Der Angekl., der die Pfändung zunächſt 
nicht hatte dulden wollen, hat nun, als die Beamten auf 
dem Wege, auf dem ſie gekommen waren, nämlich durch die 
Einfahrt, das Grundſtück verlaſſen wollten, ihnen zugerufen, 
es verlaſſe niemand das Haus, bis fein Vater zurückgekehrt 
ſei, und hat die Haustür verſchloſſen. Erſt nach etwa zwei 
Minuten hat er ſie wieder geöffnet, und zwar auf die Dro⸗ 
hung der Beamten hin, ſie würden die Tür mit Gewalt 
öffnen, wenn er ſie nicht aufſchließe. Der Annahme des LG., 
daß er damit die Beamten vorſätzlich und widerrechtlich ein⸗ 
geſperrt habe, ſucht die Rev. mit der Ausführung entgegen⸗ 
zutreten, daß die Beamten durch das am gleichen Hofe 
liegende Haus Niederhöferſtraße 1a, deſſen Tür offen ge⸗ 
weſen ſei, und durch ein weiteres am Schuppen befindliches, 
unverſchloſſenes Tor das Grundſtück hätten verlaſſen können. 


B.s beweiſen wollen, ſo dürfte der Vorſtellungsinhalt auf ſeiten 
der Angekl. genügend feſtſtehen. Kam es der Angekl. auf eine 
Beweisführung im Prozeß an, ſo mußte ſie von der Vorſtellung 
ausgehen, daß die Anzeigeerſtattung hierfür dienlich ſei. Niemand 
kann mit einer beſtimmten Handlung einen Zweck verfolgen, ohne 
gleichzeitig eine Vorſtellung vom Inhalt und von der Tragweite 
er Handlung zu haben; gerade weil dieſe Handlung in der Vor⸗ 
ſtellung auf einen beitimmten Erfolg hinweiſt, wird fie als Mittel 
zur Herbeiführung des bezweckten Erfolges vorgenommen. 

weiterer Punkt, der noch eine Klärung vor dem Tat⸗ 
Achter erheiſche, wird die Unklarheit, ob die Angekl. „ein öffent⸗ 
liches Strafverfahren oder ein Diſziplinarverfahren“ im Auge hatte, 
angeführt. Wie bereits erwähnt, iſt es aber rechtlich gleichgültig, an 
welches der beiden Verfahren die Angekl. gedacht hat oder ob fie etwa 
die Einleitung beider Verfahren beabsichtigte. Vom Rechte geftattet 
war beides; infolgedeſſen verfolgte die Angehl. auf alle Fälle durch 
ihre Anzeige „berechtigte“ Intereſſen. 

DSH. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Das LG. hat als möglich unterſtellt, daß dieſe beiden Aus⸗ 
gänge vorhanden und unverſchloſſen geweſen ſeien, hat das 
aber für unerheblich erachtet, weil die Beamten glaubhaft 
bekundet hätten, daß ihnen dieſe Ausgänge nicht bekannt ge⸗ 
weſen ſeien. Wenn die Rev. dazu noch vorbringt, daß die 
Beamten ſich nach ſolchen Ausgängen nur umzuſehen ge⸗ 
braucht hätten, um ſie zu erkennen, ſo findet das in den Feſt⸗ 
ſtellungen des LG. keine Stütze. Der äußere Tatbeſtand des 
Vergehens nach 8 239 StGB. iſt nach der Rſpr. des RG. 
(RGSt. 8, 211; 27, 361) allerdings dann nicht gegeben, wenn 
die Verhinderung des Weggehens nur in dem Dafürhalten 
des Betroffenen beſteht. Andererſeits braucht die Einſperrung 
keine abſolute zu ſein, und ſie liegt ſchon dann vor, wenn ſich 
die Aufhebung der freien Bewegung nicht nur als eine ſchein⸗ 
bare, ſondern als eine ſolche darſtellt, die für den Ein⸗ 
geſperrten wirklich vorhanden war und nicht ohne weiteres 
beſeitigt werden konnte. Ob dies der Fall war, iſt eine Frage 
weſentlich tatſächlicher Art. Im vorliegenden Falle hat der 
Angekl. das Tor, das den regelmäßigen Zugang zum Grund⸗ 
ſtücke bildete, und durch das die Beamten dieſes betreten 
hatten, verſchloſſen und die Beamten damit am Verlaſſen 
des Grundſtücks gehindert. Daß ein Weggehen durch ein ande⸗ 
res am gleichen Hofe liegendes Haus hindurch oder durch 
eine ſeitlich liegende Tür möglich war, war den Beamten, 
wie feſtgeſtellt, nicht bekannt. Dieſe mußten alſo davon aus⸗ 
gehen, daß ſie nur auf dem Wege, auf dem ſie gekommen 
waren, das Grundſtück verlaſſen könnten, und ſie haben das 
dadurch zum Ausdruck gebracht, daß ſie mit einer gewaltſamen 
Offnung der Tür drohten, was nicht nötig geweſen wäre, 
wenn ſie die anderen Ausgänge gekannt hätten, oder wenn 
dieſe ohne weiteres erkennbar geweſen wären. Die Feſt⸗ 
ſtellungen ergeben daher zugleich, daß dieſe Ausgänge nicht 
ohne weiteres als ſolche erkennbar waren. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden kann es nicht als rechtsirrtümlich angeſehen werden, 
daß das LG. eine Einſperrung als gegeben erachtet hat. 
Nach der inneren Tatſeite iſt, abgeſehen von dem Bewußtſein 
der Rechtswidrigkeit, das hier nicht zweifelhaft ſein kann, 
erforderlich, daß der Täter auf die Unkenntnis der ſonſtigen 
Austrittsmöglichkeiten rechnet. Auch das ergeben die Feſt⸗ 
ſtellungen. Wenn der Angekl. angenommen hätte, daß den 
Beamten die weiteren Ausgänge bekannt ſeien, ſo hätte es 
keinen Sinn gehabt, nur die eine Tür zu verſchließen und den 
Beamten zuzurufen, daß niemand das Haus verlaſſe, bis ſein 
Vater zurückgekehrt ſei. Gerade dieſe Worte zeigen, daß der 
Angekl. auf die Unkenntnis der Beamten über die ſonſtigen 
Ausgänge vertraut hat. Da er die Beamten durch ſein Vor⸗ 
gehen etwa zwei Minuten im Grundſtücke feſtgehalten hat, 
ſo unterliegt die Verurteilung wegen Freiheitsberaubung 
keinen Rechtsbedenken. 
(1. Sen. v. 12. April 1929; 1D 281/29.) A.] 


29. § 246 StGB. Eigennützige eigentümer⸗ 
ähnliche Verfügung als Zueignung. ) 

Die Verurteilung des Angekl. wegen Unterſchlagung nad) 
§ 246 Abſ. 1 Halbſatz 1 StGB. iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Zwar ſind die Wertpapiere der Stadt R. dem 
Bankgeſchäft in Firma R. L., als deſſen alleiniger Inhaber 
damals der Vater des Angekl. im Handelsregiſter eingetragen 
war, zur Verwahrung übergeben und auf Anweiſung des 
Angekl., dem Prokura für das Geſchäft erteilt war, für 


Zu 28. Die Entſch. entſpricht der ſtändigen Judikatur des RE., 
der durchaus herrſchenden Lehre und rationeller Erwägung. Die 
Grenze freilich zwiſchen einem nur eingebildeten und einem wirk⸗ 
lichen, wenn auch bei genauerer (aber auf ſeiten des Eingeſperrten 
nicht vorhandener) Ortskenntnis behebbaren Hindernis iſt begriff⸗ 
lich ſchwer zu ziehen. Daß aber jemand als eingeſperrt gelten muß, 
dem der Weg, auf dem er gekommen iſt, tatſächlich verſperrt wird, 
und der nicht weiß noch wiſſen kann, daß es noch andere Wege in 
die Freiheit gibt, iſt unbeſtreitbar. Man wird auch hier vielleicht 
mit der heute ſo beliebten Formel operieren können: ob es dem 
Eingeſperrten zuzumuten war, ſich der noch vorhandenen Mög⸗ 
lichkeiten des Entkommens zu vergewiſſern (oder ob er an die Un⸗ 
möglichkeit zu glauben Grund hatte). 

Prof. Dr. Graf zu Dohna, Bonn. 


Zu 29. Die vorliegende Entſch. bedentet einen weiteren Schritt 
in der Entwicklung der Judikatur, welche in zunehmendem Maße 
für die Zuordnung von Vermögensgütern zu beſtimmten Subjekten 
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Rechnung und im Namen der Firma unbefugt lombardiert 
worden, ſo daß vom Standpunkte der vom erk. Sen. im Urt. 
RGSt. 62, 15 (17) vertretenen Rechtsauffaſſung ohne wei⸗ 
teres nicht angenommen werden könnte, der Angekl. habe 
die Papiere in Gewahrſam gehabt und ſie ſich zugeeignet. 
Allein hier iſt nach den weiteren Feſtſtellungen der Stra. 
von anderen tatſächlichen Verhältniſſen auszugehen, als ſie 
für jenes Urteil in Frage kamen: der Vater des Angekl. hat 
damals, wenn er auch ſeine Geſchäftsräume noch regelmäßig 
aufſuchte, wegen ſeines hohen Alters und ſeiner Kränklichkeit 
einen maßgebenden Einfluß auf die Leiſtung des Geſchäfts 
kaum mehr auszuüben vermocht und ausgeübt. Das machte 
es notwendig, daß der Angekl., obwohl deſſen Krankheit noch 
nicht behoben war, ſeine Tätigkeit im Geſchäft wieder auf⸗ 
nahm. Als Sohn des Inhabers würde er, wenn es ſich nur 
um Erfüllung von Angeſtelltenpflichten gehandelt hätte, ſich 
von dieſer nach Überzeugung des BG. mit Rückſicht auf feinen 
Zuſtand damals noch befreit haben. Er war aber Angeſtellter 
und Prokuriſt nur nach außen hin, „praktiſch“ war er „der 
wahre Leiter des Geſchäftsbetriebs“, der von ihm nicht länger 
fern bleiben konnte. Er wurde von den Angeſtellten „als 
Alleininhaber angeſehen und trat auch als ſolcher den An⸗ 
geſtellten gegenüber auf“. Auch der Vater hat ihn zwar der 
Form nach als Prokuriſten bezeichnet, in Wahrheit aber wie 
einen Mitinhaber angeſehen und behandelt, hat ihm über die 
Prokura hinaus unbeſchränkte Generalvollmacht erteilt, hat 
ihm monatlich den für die damalige Zeit der höchſten In⸗ 
flation ungeheuren, nur aus einer Art Beteiligung am Ge⸗ 
ſchäft zu erklärenden Betrag von 500 § auszahlen laſſen und 
ihm die ſelbſtändige Führung des Geſchäfts eingeräumt. 

Bei dieſer beſonderen, aus dem angefochtenen Urteil 
hervorgehenden Sachlage iſt die Annahme des BG. rechtlich 
nicht zu beanſtanden, daß der Inhalt des Banktreſors und ſo 
auch die ihm — wie der Angekl. wußte — einverleibten Wert⸗ 
papiere der Stadt R. — gleichgültig ob ſie dem Angekl. an⸗ 
vertraut waren oder nicht und ob unter ihm noch ein be⸗ 
ſonderer, von ſeinen Weiſungen abhängiger Treſorverwalter 
tätig war —, der tatſächlichen Verfügungsgewalt des Angekl. 
unterlagen, in ſeinem Gewahrſam ſich befanden und daß der 
Angekl. dieſe fremden Sachen zum Nutzen eines Geſchäfts 
verwertete, deſſen Inhaber zwar rechtlich der Vater allein, 
wirtſchaftlich betrachtet aber auch der Angekl. war, daß er 
alſo durch die eigentümergleiche Verfügung, die nach den 
Feſtſtellungen über die bedrohliche Vermögenslage des Ge⸗ 
ſchäfts ſchon in der Lombardierung der Wertpapiere zu finden 
war, dieſe auch für ſich wirtſchaftlich ausnutzte, ſie ſich 
zueignete. 

(2. Sen. v. 22. April 1929; 2 D 1029/28.) A.] 
nicht die Normen des objektiven Rechts, ſondern die wirtſchaftliche 
Intereſſenlage entſcheidend ſein läßt. Die jüngſte Rſpr. des RG. 
hat als Objekt der Untreue ſolche Güter anerkannt, welche juriſtiſch 
dem Täter gehören, aber wirtſchaftlich im Machtbereich des Auftrag⸗ 
gebers ſtehen (RG. 61, 174 u. 341). Sie hat bei der Vollſtreckungs⸗ 
vereitelung einen dem Täter nicht gehörenden Gegenſtand, der auf 
Grund eines den Herausgabeanſpruch des Eigentümers ſichernden 
vollſtreckbaren Titels vom Gerichtsvollzieher weggenommen werden 
ſollte, als Beſtandteil des Schuldnervermögens zwar nicht im zivi⸗ 
liſtiſchen, wohl aber im wirtſchaftlichen und vollſtreckungsrechtlichen 
Sinn anerkannt (61, 407). Jetzt handelt es ſich um die Frage nach 
der rechtlichen Zuordnung desjenigen Vermögens, deſſen Zuwachs 
auf einer Zueignung i. S. des § 246 oder auf einem Anſichbringen 
i. ©. des $ 259 beruht. Zueignen und Anſichbringen ſind tatſächliche 
Vorgänge, weil an einen Rechtserwerb in dieſem kriminellen Zu⸗ 
ſammenhang nicht gedacht werden kann. Der Unterſchlagende muß ſich 
die fremde Sache zueignen. Man hann dieſes Erfordernis nicht da⸗ 
durch umgehen, daß man ſagt, er eignet ſie ſich für einen anderen 
an (jo offenbar RG. 5, 3ff., insbeſ. 7; dagegen Binding, 
Lehrb. I, 270 Anm. 3 und im Ergebnis RG. 62, 15) oder daß 
man der Zuführung an den Dritten eine momentane Aneignung für 
ſich ſelbſt vorausgehen läßt. Aber es iſt die Frage, ob die durch 
tatſächlichen Erwerb bereicherte Vermögensmajje dem Täter rechtlich 
zuſtehen muß oder ob es genügt, daß ſie tatſächlich ſeinem 
wirtſchaftlichen Machtbereich unterſteht. Das Urt. begnügt 
ſich mit dem letzteren und nimmt in bemerkenswerter Würdigung 
der tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorderrichters einen derartigen 
wirtſchaftlichen Zuſammenhang im vorliegenden Fall an. Dieſe 
Entſch. it im gegebenen Fall ſicherlich gerecht und vom Standpunkt 
des künftigen Rechtes, AmtlEntw. 27, § 333, richtig. Dogmatiſch iſt 
fie nach $ 246 StGB. kaum zu rechtfertigen. Denn in Wahrheit iſt 
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30. 88 257, 157 A bſ. 1 Nr. 1 StGB.; 8 357 StPO. 
Strafvergünſtigung gemäß 8 157 Nr. 1 in Hin⸗ 
blick auf eine dem Täter drohende Strafverfol⸗ 
gung wegen Begünſtigung. In der bloßen Ver⸗ 
einbarung von Zeugen, zugunſten des Beſchul⸗ 
digten die Unwahrheit zu ſagen, um ihn der Be⸗ 
ſtrafung zu entziehen, kann eine Begünſtigung 
liegen. Die Befürchtung, durch den Begünſtig⸗ 
ten im Falle einer ungünſtigen Ausſage be⸗ 
ſchuldigt zu werden, ſteht der Annahme einer 
Begünſtigung nicht entgegen. Die Möglichkeit 
der Anwendung des 8 357 StPO. ift damit ge⸗ 
geben, daß in dem einheitlichen Tun des An⸗ 
geklagten, der Reviſion eingelegt hat, zugleich 
eine Beihilfe zu einer einem anderen Ange⸗ 
klagten zur Laſt gelegten Tat zu finden iſt. f) 

Die Rev. rügt mit Recht, daß das Schw. die nach der 
Sachlage gebotene Prüfung unterlaſſen habe, ob nicht die 
Angabe der Wahrheit gegen die Angekl. ſelbſt eine Ver⸗ 
folgung wegen eines Vergehens der Begünſtigung nach ſich 
ziehen konnte und deshalb der Strafermäßigungs⸗ 
grund des 8 157 Abſ. 1 Nr. 11 St GB. vorliegt. 

Nach den Feſtſtellungen waren die beiden Angekl. Joſef 
und Anna O. urſprünglich willens, daß die Mißhandlung 
Wis verfolgt werde. Allmählich hat aber Joſef O., der 
früher einmal von D., dem einen der beiden Täter, geſtohlenes 
Getreide in Kenntnis des ſtrafbaren Erwerbs angenommen 
hatte, wegen dieſer hehleriſchen Beziehungen Bedenken be⸗ 
kommen und ſich veranlaßt geſehen, „die Sache“, d. h. die 
ihm bekannte Tatſache, daß D. und H. die Mißhandlung W.s 
verübt haben, zu verheimlichen. Demgemäß mußte auch die 
Ehefrau ihre Ausſagen einrichten. Dieſe Feſtſtellungen legen 
die Annahme nahe, daß die Eheleute O. ſchon vor ihrer eid⸗ 
lichen Vernehmung vereinbart haben, die Beſchuldigten durch 
Ableugnung ihres Wiſſens von der Täterſchaft zu begün⸗ 
ſtigen, und daß ſie ſich dementſprechend auch ſchon bei ihrer 
Vernehmung durch Polizeibeamte verhalten haben. 

Nach der Rſpr. des RG. kann eine perſönliche Begün⸗ 
ſtigung i. S. des 8 257 StGB. darin gefunden werden, daß 
ein Zeuge bei einer eidlichen oder uneidlichen Vernehmung 
im Ermittlungsverfahren oder in der Vorunterſuchung eine 
abſichtlich unwahre Ausſage macht, um den Beſchuldigten der 
Beſtrafung zu entziehen, mag dieſe Ausſage auch nur in der 
Ableugnung eines den Beſchuldigten belaſtenden Wiſſens des 
Zeugen beſtehen (RGRſpr. 6, 214; RGE. v. 22. Sept. 1887 
—Goltd Arch. 35, 304; RGSt. 28, 111). Dies gilt auch dann, 


wenn die ausdrückliche Ableugnung des Wiſſens — im 
Gegenſatz zur bloßen Ausſageverweigerung — gegenüber 


hier um der gleichen wirtſchaftlichen Intereſſenlage willen ein im 
Geſetz nicht geregelter Fall nach dem für andere Fälle geltenden 
Rechtsſatz entſchieden. Eine ſolche ſtrafausdehnende Analogie iſt nach 
82 Abf. 1 unzuläſſig, wie es das RG. ſelbſt anerkennt, indem es bei 
dem alleinigen Geſellſchafter und Geſchäftsführer einer Gmbh. eine 
Vollſtreckungsvereitelung ablehnt, wenn der Anſpruch, deſſen Voll⸗ 
ſtreckung er zu hintertreiben ſucht, ſich nicht gegen ihn perſönlich, 
ſondern gegen die Geſellſchaft richtet (NG. 60, 234). So liegt der 
Wert der vorliegenden Entſch. darin, daß ſie uns erneut die Dring⸗ 
lichkeit der endlichen Durchführung der Geſetzesänderung vor Augen 
führt: die formale Enge des alten StGB. droht die Geſetzesgebunden⸗ 
heit der Rechtsanwendung in Frage zu ſtellen, wenn dem Richter die 
Aufweitung der Tatbeſtände noch länger vorenthalten bleibt, welche 
der Geſetzgeber in den Entwürfen ſeit Jahren in weithin ſichtbarer 
Form in Ausſicht geſtellt hat. 
Prof. Dr. Max Grünhut, Bonn. 


Zu 30. Die angeklagten Eheleute O. hatten als Zeugen unter 
Eid ihr Wiſſen von der Tatſache, daß D. und H. die Mißhandlung 
des W. verübt hatten, geleugnet. In dieſem Verhalten lag neben 
dem Meineid in idealer Konkurrenz eine Begünstigung des D. und 
des H., inſofern als dieſen beiden durch die falſche Ausſage Beiſtand 
geleiſtet wurde, um ſie der Beſtrafung zu entziehen. Die Rev. be⸗ 
hauptete, daß die Angekl. wegen des Meineids milder hatten beſtraft 
werden müſſen, weil ſie ſich durch Angabe der Wahrheit eine Straf⸗ 
verfolgung wegen einer anderen, nämlich einer vor der eidlichen Ver⸗ 
nehmung liegenden DBegünftigung hätten zuziehen können. Das NO. 
ſieht mit Recht eine ſolche Begünſtigung auch in einer falſchen un⸗ 
eidlichen Ausſage gegenüber dem zuſtändigen Polizeibeamten, vor 
dem die Angekl. ihr Wiſſen von der Tat des D. und H. geleugnet 
hatten; denn es liegt darin bereits eine Beiſtandsleiſtung, um den 
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dem zuſtändigen Polizeibeamten erfolgt (vgl. die auf die ſach⸗ 
liche Begünſtigung bezügliche Entſcheidung in RGSt. 54, 41). 
Aber auch ſchon in der bloßen Vereinbarung von Zeugen, zu⸗ 
gunſten des Beſchuldigten die Unwahrheit zu ſagen, um ihn 
der Beſtrafung zu entziehen, kann eine Begünſtigung liegen 
(vgl. die Entſch. des erk. Sen. v. 13. Febr. 1890 in RGSt. 
20, 233, derzufolge ſchon das erfolgloſe Unternehmen der 
Verleitung eines Dritten zu unwahren Ausſagen im Er⸗ 
mittlungsverfahren als Begünſtigung zu beurteilen ſein kann). 
N Die Annahme einer ſtrafbaren Begünſtigung wird auch 
nicht etwa dadurch ausgeſchloſſen, daß den Beweggrund für 
die Begünſtigung Des und 9.3 die Befürchtung der Angekl. 
bildete, D. könnte im Falle einer ihm und ſeinem Freunde 
ungünſtigen Ausſage der Angekl. eine Strafverfolgung des 
Joſef O. wegen Hehlerei herbeiführen (vgl. RGSt. 32, 24). 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der für den Fall der per- 
ſönlichen Begünſtigung des einen Mittäters durch einen ande⸗ 
ren Mittäter ausgeſprochene Grundſatz der Strafloſigkeit der 
mittelbaren Selbſtbegünſtigung (vgl. RGSt. 21, 375; 60, 101) 
auch in dem weſentlich anderen Fall Platz greift, wenn der 
Begünſtiger zwar nicht Teilnehmer an der Vortat des Be⸗ 
günſtigten iſt, aber ſelbſt eine von dieſer Vortat unabhängige 
Straftat begangen hat und bei Vornahme der Begünſtigungs⸗ 
handlung den Doppelzweck verfolgt, den anderen Vortäter hin⸗ 
ſichtlich der für ihn (den Begünſtiger) fremden Vortat und 
zugleich ſich ſelbſt hinſichtlich der eigenen Vortat zu be⸗ 
günſtigen. (Unentſchieden gelaſſen in RGE. v. 25. Juni 1925, 
III 63/25; bejaht bei Olshauſen, 11. Aufl., Anm. 282 
Abſ. 3 zu § 257 StGB.) Denn die hier in Frage ſtehende 
Begünſtigungshandlung bezog ſich ihrem Inhalt nach aus⸗ 
ſchließlich auf die dem Joſef O. fremde Vortat; der Umſtand, 
daß die Furcht vor einer Anzeigeerſtattung Dis gegen ihn 
wegen Hehlerei den Beweggrund für die Begünſtigung D.s 
bildete und daß er dieſe in der Hoffnung beging, D. werde 
auch weiterhin über die Hehlerei ſchweigen, läßt das begün⸗ 
ſtigende Verhalten des Angekl. Joſef O. noch nicht als mittel⸗ 
bare Selbſtbegünſtigung erſcheinen. Aus dem gleichen Grund 
iſt die Frage zu verneinen, ob etwa das begünſtigende Ver⸗ 
halten der Angekl. Anna O. als ſtraflos mittelbare Be⸗ 
günſtigung eines Angehörigen angeſehen werden könne. 
Der Verteidiger hat beantragt, die Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils im Strafausſpruch gemäß 8357 StPO. 
auch auf den in Strafverbüßung befindlichen Joſef O. aus⸗ 
zudehnen, der ſeinerſeits keine Rev. eingelegt hat. Dieſem 
Antrag muß ſtattgegeben werden. Vorausſetzung hierfür iſt 
nach der Rſpr. des RG., daß die verbundenen Meineids⸗ 


D. und H. der Beſtrafung zu entziehen. Inſoweit erſcheint mir die 
vorliegende Entſch. des RG. zutreffend. Dagegen halte ich fie für 
verfehlt, wenn ſie erklärt, daß auch ſchon in der bloßen Verein⸗ 
barung von Zeugen, zugunſten des Beſchuldigten die Unwahrheit 
zu ſagen, um ihn der Beſtrafung zu entziehen, eine Begünſtigung 
liegen könne. Hier handelt es ſich um eine Verabredung, man wolle 
Beiſtand leiſten, nicht um eine Beiſtandsleiſtung ſelbſt, alſo nicht ein⸗ 
mal um einen, übrigens ſtrafloſen, Verſuch der Begünſtigung, ſon⸗ 
dern nur um eine Vorbereitungshandlung. Es iſt mir nicht verſtänd⸗ 
lich, wie das RG. hier zur Annahme einer vollendeten Begünſtigung 
kommen kann. Mit der Bezugnahme auf die Entſch. in RGSSt. 20, 
233 läßt ſich die Anſicht des erk. Sen. nicht rechtfertigen. Dort 
handelte es ſich um den Fall, daß der Angekl. eine Zeugin vergeblich 
zu beſtimmen ſich bemühte, zugunſten ſeines Freundes falſch auszu⸗ 
ſagen und ihr Kind zu falſcher Ausſage zu veranlaſſen. Es war in 
dieſem Falle nicht bei einer bloßen Vorbereitungshandlung geblieben, 
ſondern es waren Handlungen vorgenommen worden, in denen minde⸗ 
ſtens der Verſuch einer Beiſtandsleiſtung lag. Ob man freilich in 
dem vergeblichen Bemühen des Angekl. in jenem Falle mit dem RG. 
eine vollendete Begünſtigung zu erblicken hat, iſt recht zweifelhaft, 
ſteht aber hier nicht zur Erörterung. 
Weshalb übrigens das NG. den offenſichtlich höchſt gewagten 
Satz ausſpricht, daß ſchon in der bloßen Vereinbarung von Zeugen, 
zugunſten des Beſchuldigten die Unwahrheit zu ſagen, eine Begünſti⸗ 
gung liegen könne, vermag ich nicht einzuſehen. Es bedurfte dieſer 
Außerung im vorliegenden Falle gar nicht, da das RG. annahm, daß 
die Angekl. ja eine falſche Ausſage nicht bloß vereinbart, ſondern 
bei ihrer Vernehmung durch Polizeibeamte bereits abgegeben hatten, 
worin ohne Zweifel eine vollendete Begünſtigung zu erblicken war. 

Zuzuſtimmen iſt der Auffaſſung des RG., daß das Verhalten 
des O. nicht als ſtrafloſe mittelbare Selbſtbegünſtigung anzusehen 
und daß die Aufhebung des Urt. im Strafausſpruch auf Grund des 
8 357 SPD. auch auf den O. auszudehnen fer. 

Geh. IN. Prof. Dr. Heimberger, Frankfurt a. M. 


ſachen gegen die beiden Angekl. als zuſammenhängende Straf⸗ 
ſachen i. S. der 88 2, 3, 13 StPO. erachtet werden können 
(REEL. 6, 257). Mittaterſchaft im techniſchen Sinn kann aller⸗ 
dings beim Meineid ſelbſt dann nicht angenommen werden, 
wenn zwei oder mehrere Perſonen vereinbarungsgemäß zum 
gleichen Zweck gleiche unwahre Angaben machen. Wohl aber 
wird in einem ſolchen Fall die vorausgegangene Verein⸗ 
barung im Zweifel eine ſehr weſentliche gegenſeitige Forde⸗ 
rung der Eidesverletzungen, alſo je eine Beihilfe des einen 
zur Eidesverletzung des anderen enthalten (vgl. 60, 101 
103]). Die Vereinbarung und die hierauf beruhenden fal⸗ 
ſchen eidlichen Zeugenausſagen ſtellen ſich ferner zugleich als 
eine fortgeſetzte in Mittäterſchaft verübte Begünſtigung D.3 
und 9.3 dar, und dieſe Begünſtigung ſteht wieder, wie das 
Schw. mit Recht angenommen hat, in Tateinheit mit den 
von den Angekl. geleiſteten Meineiden. Durch das Mittel⸗ 
glied der Begünſtigung wird aber auch Tateinheit zwiſchen 
den Meineiden und der gegenſeitigen Beihilfe hierzu her⸗ 
geſtellt (vgl. RGSt. 56, 329 [330]; 60, 241 [243]). Dadurch, 
daß in den den Angekl. zur Laſt liegenden einheitlichen Taten 
zugleich je eine Beihilfe des einen zur Tat des anderen An⸗ 
geklagten enthalten iſt, ſind die Vorausſetzungen für die An⸗ 
nahme eines Zuſammenhangs i. S. der §8 2, 3, 13 SPD. 
und damit die Möglichkeit der Anwendung des 8357 StPO. 
gegeben. Dieſe Löſung entſpricht auch dem geſunden Rechts⸗ 
empfinden. 

(1. Sen. v. 26. April 1929; 1 184/29.) A.] 


31. § 266 StG B. Begehung der Untreue durch 
Unterlaſſung. Die Verfügung über ein Ver⸗ 
mögensſtück muß nicht unmittelbar dieſes ſelbſt 
ſchädigen, es genügt, wenn durch die Verfügung 
mittelbar ein Nachteil für das ſonſtige Ber- 
mögen entſteht. Es genügt, wenn das Ver⸗ 
mögensſtück wirtſchaftlich zum Vermögen des 
Auftraggebers gehört. Die Verfügung kann in 
einer rein tatſächlichen Einwirkung auf die 
Sache beſtehen. Der Nachteil, der dem Auftrag⸗ 
geber erwächſt, braucht ihn nicht unmittelbar 
zu berühren. f) 

Soweit die Reviſion gegen die tatrichterliche Würdigung 
des Falles durch die Strͤ. und die tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
lungen des angefochtenen Urteils ankämpft, kann ſie nicht 
beachtet werden. Nach dieſen Feſtſtellungen aber hat der An⸗ 
geklagte im September 1926 den Auftrag des Gaſtwirts H. 
angenommen, deſſen Vermögensverhältniſſe in Ordnung zu 


Zu 31. Das Urteil iſt von ſehr weitreichender Bedeutung, indem 
es eine — übrigens nur von der Rſpr. geſchaffene — Lücke des 
Untreuetatbeſtandes nach 8266 Ziff. 2 größtenteils ausfüllt. Die Be⸗ 
gründung bringt aber — abgeſehen von Bedenken gegen die Enk⸗ 
ſcheidung des Einzelfalles — die Gefahr mit ſich, daß ſchwierige 
handelsrechtliche Beziehungen willkürlichem ſtrafrichterlichem Ermeſſen 
unterſtellt werden. Das Urteil ſtellt den vorläufigen Endpunkt einer 
längeren Entwicklung dar, da die einſchlägigen Urteile bisher noch 
nicht die genügende Beachtung fanden, auch in dieſer Zeitſchrift nur 
teilweiſe beſprochen wurden, muß ich der Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes wegen weiter ausholen. 

J. Bei der Einführung des R StGB. fügte man in den int 
übrigen aus dem PrStGB. übernommenen 8 266 die Ziff. 2 ein, 
gerade um diejenigen Fälle zu treffen, in welchen ein Beauftragter 
Geld auf fremde Rechnung, aber in ſein Eigentum erwarb und nun 
dieſes ihm eigentümlich zuſtehende, aber für den Auftraggeber be⸗ 
ſtimmte Geld „unterſchlug“. Dieſe Fälle hatte nämlich das preuß. 
Obertribunal in einer vielangefochtenen Praxis unter dem Titel der 
Unterſchlagung beſtraft, wobei es die widerſpruchsvolle Faſſung des 
Unterſchlagungstatbeſtandes im PrStcGB. benutzte (vgl. Hellmuth 
Mayer, Die Untreue, Schweitzer 1926, S. 51 ff., 287 ff.). Und 
gerade dieſe Fälle, alſo wenn elwa der Verkaufskommiſſionär den 
Erlös gewiſſermaßen unterſchlägt, wollte man mit der neuen Untreue⸗ 
beſtimmung treffen. Nun hat die herrſchende Lehre in Übereinſtimmung 
mit der urſprünglichen Rſpr. des RG. aber den Grundſatz aufgeſtellt, 
daß die Verfügung über eine Forderung ſchlechthin eine Verfügung 
i. S. des Zivilrechts ſein müſſe. Daraus folgte dann ganz natur⸗ 
gemäß, daß, wenn der Beauftragte das auf die Forderung eingehobene 
Geld oder die ſonſt empfangene Sache für ſich behält, er keine Un⸗ 
treue begeht, denn da die Forderung ja nur gegen ihn ſelbſt beſteht, 
ſo kann er deren Erfüllung natürlich auch nur auf tatſächlichem, 
niemals auf rechtsgeſchäftlichem Weg unmöglich machen. 

Daß die herrſchende Meinung mit Unrecht dem Wort „verfügen“ 
den techniſch zivilrechtlichen Sinn gibt, den es 1869 noch nicht hatte, 
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bringen, Ausſtände einzuziehen und davon die dringendſten 
Gläubiger zu befriedigen. Bei der Regelung der Angelegen⸗ 
heit nahm der Angekl. für H. einen Pachtbetrag von 3000 % 
ein und zahlte hiervon an eine Anzahl von Gläubigern des 
H. insgeſamt rund 2300.46, während er nach ſeiner, wie die 
Stra. annimmt, nicht widerlegten, Angabe den Reſt von un⸗ 
gefähr 700 % in ſeinem Büro in einem verſchloſſenen Pult, 
getrennt in einem Umſchlag, aufbewahrte. Nachdem ſchließ⸗ 
lich die Angelegenheit durch eine vom Angekl. vermittelte 
Veräußerung des Grundſtücks zur Erledigung gekommen war, 
verrechnete der Angekl. jenen Reſt von ungefähr 700 % auf 
ſeine Auslagen und Vergütungsanſprüche gegen H. Die Str. 
hat, ebenſo wie das Schöffengericht, ein Vergehen der Un⸗ 
treue nach § 266 Nr. 2 StGB. darin gefunden, daß der An⸗ 
geklagte nicht auch jene 700.46 gemäß der erhaltenen Wei⸗ 
ſung zur Bezahlung von Schulden des H. verwandte. Das 
Urteil ſtellt in dieſer Beziehung feſt, daß zu den Gläubigern 
des H. auch die Bank für Handel und Gewerbe gehörte, daß 
dieſe, was dem Angekl. bekannt war, ſchon ſeit September 
1925 auf Zahlung drängte, daß ſie den Kredit gekündigt 
hatte, mit Zwangsvollſtreckung drohte und ſchließlich am 
8. Dez. 1926 wegen einer ausgeklagten Forderung von rund 
3000 % das Zwangsverſteigerungsverfahren in das Grund⸗ 
ſtück beantragte. Aus einem Schreiben der Bank v. 26. Okt. 
1926 habe der Angekl. erſehen müſſen, daß die Bank jetzt 
Ernſt machen würde. Die Bank ſei ein drängender Gläu⸗ 
biger geweſen. Andererſeits habe der Angekl. damit rechnen 
müſſen und damit gerechnet, ſie würde, wenn er aus dem 


daß eine weitere Auslegung des Wortes entſprechend der zweifelfrei 
feſtſtehenden geſetzgeberiſchen Abſicht nötig iſt, werde ich am Schluſſe 
darlegen. 

A Nun hat aber das RG. ben erſten Grundſatz klar und 
deutlich aufgegeben, und zwar ſchon in RGSt. 61, 78 ff. (val. auch 
JW. 1927, 243020; dazu auch Grünhut, der nach der herrſchen⸗ 
den Meinung über die Tragweite der Ziff. 2 anhängt), wo klar aus⸗ 
geſprochen iſt, daß auch derjenige über eine Forderung verfügt, der 
durch irgendwelche Manipulationen ihren wirtſchaft⸗ 
lichen Wert vermindert. Damit wäre an ſich der Weg zu einer 
richtigen Auffaſſung der Fälle frei, in welchen zivilrechtlich nur noch 
eine Forderung des Aufkraggebers gegen den Beauftragten beſteht. 
Es wäre nunmehr kein Hindernis vorhanden, es als eine Verfügung 
über die Forderung zu betrachten, wenn der Beauftragte das Geld, das 
er eingenommen hat, gewiſſermaßen unterſchlägt, ſo daß die wider 
ihn beſtehende Forderung uneinbringlich wird. Nach dieſer Richtung 
tt aber bisher das NG. nicht gegangen. Die neuere Rſpr. des RG. 
ſchlägt vielmehr zwei verſchiedene Wege ein. 

In RES. 62, 58 ff. konſtruiert der 3. Sen. den Begriff eines 
Individualanſpruchs. Ein ſolcher liege vor, wenn der Auftraggeber 
das allerdings obligatoriſche Recht auf Herausgabe einer aus dem 
Auftrag erlangten individuellen Sache habe. „Der Anſpruch auf eine 
Individualleiſtung, z. B. der Übereignung eines beſtimmten im Auf⸗ 
trage des Geſchäftsherrn mit deſſen Gelde und für ihn gekauften 
Pferdes, kann rechtlich und tatſächlich durch eine Verfügung des 
Bevollmächtigten geändert und vernichtet werden, und zu ſolcher Ver⸗ 
fügung beſteht für letzteren eben vermöge des Auftragsverhältniſſes 
die rechtliche wie tatſächliche Möglichkeit“. Dieſen Individualforde⸗ 
rungen ſtehen aber gegenüber rein rechneriſch zu berechnende Geld⸗ 
forderungen, über die das angeführte Urteil ſich folgendermaßen äußert: 

„Auf bloß rechneriſch zu berechnende Geldforderungen des Auf⸗ 
traggebers an den Bevollmächtigten findet das Geſagte keine An⸗ 
wendung, weil es inſofern an einem konkreten Gegenſtande der Treu⸗ 
pflicht fehlt, und weil die bloße Nichtbezahlung einer Schuld natürlich 
keine Verfügung über das Forderungsverhältnis enthält, das vielmehr 
dadurch erhalten bleibt.“ Alſo um dieſe Anſicht kurz zu präzisieren: 
Der Bevollmächtigte kann aus dem Auftrag individuelle Sachen 
obligatoriſch verpflichtet fein herauszugeben. Verbraucht er ſolch indi⸗ 
viduellen Sachen, ſo begeht er Untreue, wenn er aber nur eine 
rechneriſch beſtimmte Geldforderung zu leiſten hat, ſo kann er keine 
Untreue begehen. Bemerkenswert iſt hierbei, daß der 3. Sen. die rein 
rechneriſch beſtimmten Geldforderungen ſcheinbar von anderen Geld⸗ 
forderungen unterſcheiden will, daß es alſo nach Anſicht des 3. Sen. 
auch Geldforderungen geben kann, welche nicht rein rechneriſch, ſon⸗ 
dern individuell beſtimmt ſind. Wann eine Geldforderung individuell 
beſtimmt iſt, wird allerdings nicht geſagt. 

Weſentlich anders iſt nun die Begründung des 1. Sen. in unſerer 
Entſch., wenn auch das praktiſche Ergebnis in den meiſten Fällen 
auf dasſelbe hinauskommen dürfte. Unſer Urteil unterſcheidet unter 
den Vermögensſtücken, welche ſich zivilrechtlich im Eigentum des 
Benollmüchtigten befinden (inſofern zivilrechtlich alſo nicht Vermögens⸗ 
ſtücke des Auftraggebers ſein können), zwei Kategorien, nämlich ſolche, 
welche wirtſchaftlich ſchon zum Vermögen des Auftraggebers und 
ſolche, welche nur zum Vermögen des Bevollmächtigten gehören. Nach 
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ihm verfügbaren Betrag eine Teilzahlung leiſten würde, ein 
weiteres Zahlungsziel gewähren. Dieſer Vorteil ſei dem H. 
dadurch entgangen, daß der Angekl. an die Bank nichts ge⸗ 
zahlt habe. Die Eröffnung des Zwangsverſteigerungsverfahrens 
habe für H. einen Vermögensnachteil i. S. des 8266 Nr. 2 
bedeutet. Der Angekl. habe bei der Zurückbehaltung der 
700 % offenbar nur ſeine eigenen Vergütungsanſprüche 
ſichern wollen, dieſe Anſprüche aber hätten nach der Sachlage 
keinesfalls zu den dringendſten Verpflichtungen des H. ge⸗ 
hört. Sohin habe der Angekl. über Vermögensſtücke ſeines 
Auftraggebers abſichtlich zu deſſen Nachteil verfügt, indem 
er entgegen ſeiner Verpflichtung, von H. Schaden abzuwenden, 
die 700 % zurückbehielt, in der Erkenntnis, damit deſſen 
Vermögen zu gefährden, und mit dem Ziele, ſeine eigenen 
Anſprüche zu ſichern. 

Die Rev. des Angekl. rügt vor allem, die Stra. habe 
zu Unrecht das Tatbeſtandsmerkmal eines Verfügens über 
Vermögensſtücke des Auftraggebers angenommen. Die recht⸗ 
liche Beurteilung, die die Tat bei der Strͤ. gefunden hat, 
muß aber gebilligt werden. 

Dem ſteht es vor allem nicht entgegen, wenn ſich der 
Angekl. hinſichtlich der 700 % rein untätig verhalten hal, in⸗ 
dem er den Betrag, wie er ſich nach Befriedigung einer An⸗ 
zahl von Gläubigern des H. als Reſt ergab, einfach in ſeinem 
verſperrten Pult, geſondert von anderen Geldern, bis auf wei⸗ 
teres liegen ließ. Daß die Untreue auch durch eine gegen eine 
Rechtspflicht verſtoßende Unterlaſſung begangen werden 
kann, iſt vom RG. wiederholt, für 8 266 Nr. 1 wie Nr. 2 


welchen Kriterien hier vorgegangen werden ſoll, iſt nicht gejagt, int 
gegebenen Einzelfall dürfte dieſe Feſtſtellung wohl dadurch getragen 
werden ſollen, daß der Angekl. angeblich das Geld in beſonderem 
Umſchlag aufbewahrt. Wenn alſo nach den im Urteil un⸗ 
erörterten Kriterien feſtgeſtellt ift, daß ein Gegen⸗ 
ſtand bereits wirtſchaftlich (nicht aber zivilrechtlich) 
zum Vermögen des Auftraggebers gehört, dann kann 
an dieſem Gegenſtand Untreue begangen werden. 
Dieſer Grundſatz iſt vollkommen neu. Mit Unrecht be⸗ 
ruft ſich der 1. Sen. auf die an einſchlägiger Stelle aufgeführten 
Urteile. RGSt. 56, 122 geht von der Möglichkeit einer fiduziariſchen 
Forderungsübertragung aus, wobei das Forderungsrecht zivilrechtlich 
geſpalten iſt; RGSSt. 62, 58 ff. haben wir ja oben erörtert; die un⸗ 
gedruckte Entſch. 1 D 677/26 kann ich natürlich nicht nachprüfen. 

Wie ſchon bemerkt, wird im großen und ganzen die Anſicht des 
1. Sen. praktiſch zu denſelben Ergebniſſen führen, wie die des 3. Sen. 
Individuell beſtimmte Sachen wird man in erſter Linie als zum 
Vermögen des Auftraggebers gehörig bezeichnen, aber immerhin iſt 
der Begriff der wirtſchaftlichen Zugehörigkeit zum Vermögen doch 
noch viel weicher und unbeſtimmter, ſo daß er praktiſch mehr Mög⸗ 
lichkeiten läßt als der Begriff einer individuell geſchuldeten Sache. 

III. Zur Kritik müſſen wir uns zunächſt das Geſamtergebnis 
vergegenwärtigen. Grundſätzlich verfügt zwar auch derjenige über eine 
Forderung, welcher fie nur in ihrem wirtſchaftlichen Wert mindert. 
Dennoch iſt aber auch jetzt nicht als Verfügung über eine Forderung 
anerkannt, wenn der Bevollmächtigte die gegen ihn ſelbſt beſtehende 
Herausgabeforderung aus dem Auftrag uneinbringlich macht. Viel⸗ 
mehr hilft ſich die Rechtſprechung dadurch, daß ſie 
ihn in einem folden Fall über ein Vermögensſtück, 
nämlich die geſchuldete Sache, verfügen läßt. 

Es ergeben ſich demnach zwei Hauptfälle, wenn ein Bevoll⸗ 
mächtigter für den Auftraggeber Werte einzuheben hat. 

1. Wenn der Bevollmächtigte bereits bei der Einziehung der 
Forderung dolos iſt, die Forderung alſo bereits mit der Abſicht ein⸗ 
zieht, ſie ſeinem Auftraggeber nicht zu leiſten, ſo iſt dies nach feſt⸗ 
ſtehender Rſpr. eine Verfügung über die Forderung (vgl. Hell⸗ 
muth Mayer, Die Untreue S. 282, insbeſ. bei Anm. 73 u. 74). 
Dazu muß natürlich die Forderung als ſolche des Auftraggebers be⸗ 
trachtet werden können. Das iſt ſtets bei direkter Stellvertretung der 
Fall, alſo wenn die Forderung auf den Namen des Auftraggebers 
lautet. Bei indirekter Stellvertretung, wenn die Forderung nicht auf 
den Namen des Auftraggebers lautet, hat die Rſpr. bisher die Un⸗ 
treue in ſolchem Fall verneint (ogl. a. a. O. S. 285), und zwar ſogar 
beim Kommiſſionär trotz 8 392 Abf. 2 HGB. Ob nun analog der 
beſprochenen Entſch. das NG. Forderungen, die auf den Namen des 
Bevollmächtigten lauten, auch dann alſo ſolche des Auftraggebers be⸗ 
trachten will, wenn ſie „wirtſchaftlich“ zu ſeinem Vermögen gehören, 
ſteht noch nicht feſt. Vorläufig iſt alſo noch ſtraflos der Fall, daß 
der indirekte Stellvertreter die Forderung bereits dolos einhebt. 

2. Hat aber der Beauftragte die Sache bereits erhalten, ſo 
kommt nun nach Anſicht des RG. Untreue an der Forderung nicht 
mehr in Betracht, ſondern nur noch Untreue an einem Vermögensſtück. 
Iſt die Sache von vornherein in das zivilrechtliche Eigentum des 
Auftraggebers gefallen, ſo iſt natürlich § 266 Ziff. 2 ohne weiteres 
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ausgeſprochen worden (NOS. 11, 412: Urt. v. 10. Juli 
1888: Goltd Arch. 39, 400; Urt. v. 21. Nov. 1913, 5 
595/13 und v. 16. März 1914, 3 D 1360/13). Dabei kann 
dahingeſtellt bleiben, ob der Angekl. durch die Faſſung eines 
Entſchluſſes, den Betrag ſeinerzeit zur Deckung der ihm aus 
der Geſchäftsführung bereits erwachſenen oder weiterhin ent⸗ 
ſtehenden Anſprüche zu verwenden, über ein bloßes Unter⸗ 
laſſen hinausgegangen iſt. Denn ſchon die Tatſache, daß er 
den Auftrag hatte, die dringendſten Schulden zu bezahlen und 
trotz des Drängens der Bank den verfügbaren Betrag nicht 
zur Zahlung an die Bank verwandte, begründete, wie im 
folgenden darzulegen ift, nach der von der Streak. feſtgeſtellten 
Sachlage den Tatbeſtand der ſtrafbaren Untreue. 

In der neueren Rſpr. des RG. iſt anerkannt, daß das 
„Vermögensſtück des Auftraggebers“ nicht rechtlich im Eigen⸗ 
tum des Auftraggebers zu ſtehen braucht, ſondern daß es ge⸗ 
nügt, wenn es wirtſchaftlich zu deſſen Vermögen 
gehört (RGSt. 56, 122, Urt. v. 17. Juli 1926, 1D 677/26; 
REST. 62, 60), eine Vorausſetzung, die im vorliegenden 
Falle von der Strͤ. zutreffend bejaht worden iſt. Ein „Ver⸗ 
fügen“ aber kann nicht nur in Handlungen liegen, die Ver⸗ 
änderungen rechtlicher Art bewirken, ſondern auch in rein 
tatſächlichen Einwirkungen auf die Sache (vgl. RGSt 61, 80, 
62, 60). Sie iſt allgemein dann gegeben, wenn der Bevoll⸗ 
mächtigte mit der ihm wirtſchaftlich fremden Sache, wie wenn 
er der Herr über ſie wäre, in einer dem Auftrag zuwider⸗ 
laufenden Weiſe verfährt. 


anzuwenden. Da nach der früheren Anſicht des RG. ein Vermögens⸗ 
ſtück des Auftraggebers nur dann anzunehmen war, wenn dieſer 
Eigentum hatte, ſo hat nun die ſtrafrechtliche Praxis Eigentum des 
Auftraggebers insbeſ. an Fungibilien und allgemein an ſolchen 
Sachen, die der Bevollmächtigte als verdeckter Vertreter erworben 
hatte, in einem Maß angenommen, das zivilrechtlich in keiner Weiſe 
zu rechtfertigen war. Insbeſ. ſind über das Eigentum an Geld 
Urteile ergangen, die als ſehr unerfreulich bezeichnet werden müſſen. 
Der Kernpunkt aller dieſer Urteile war praktiſch immer der gleiche, 
nämlich daß es darauf ankam, ob der Bevollmächtigte für ſich oder 
für ſeinen Auftraggeber Eigentum erwerben wollte. Das iſt aber 
in dieſem Sinne nicht nur ſachenrechtlich falſch, ſondern auch kri⸗ 
minaliſtiſch ſchwer erträglich. Denn da meiſtens keiner der Be⸗ 
teiligten ſich über ſo etwas Gedanken macht, auch eine objektive 
Verkehrsſitte in dieſem Sinne gar nicht beſteht und nicht beſtehen 
Kann, jo war dies eine Anweiſung an die Untergerichte, Tatbeſtände 
zu fingieren. Und meiſtens half auch das nichts, da ja dieſer Wille 
nur durch Geſtandnis hätte feſtgeſtellt werden können. Da nun der 
indirekte Stellvertreter und auch der direkte Inkaſſobevollmächtigte 
jedenfalls keine Untreue begehen, wenn ſie von Dritten in ihr eigenes 
Eigentum erwerben, ſofern ſie nur zahlungsfähig und zahlungswillig 
ſind, ſo war der dolus im entſcheidenden Augenblick kaum nach⸗ 
weisbar. Dieſe Schwierigkeiten ſind durch die neue Praxis nur teil⸗ 
weiſe überwunden. Die Begründung des 3. Sen. hilft bei Geld nur 
da, wo der Bevollmächtigte verpflichtet iſt, dieſelben Geldſtücke ab⸗ 
zuliefern oder doch wenigſtens die Summen ſtets greifbar auf⸗ 
zubewahren; die Begründung des 1. Sen. hilft doch wohl bei Geld 
auch nur in denſelben Fällen. So bleibt eine Lücke beſtehen. Aber 
die Schwierigkeiten ſind doch weit geringer geworden, es werden die 
unerfreulichen fiktiven Annahmen ziviliſtiſchen Eigentums entbehrlich 
und der dolus iſt jetzt ſtets nachweisbar, da es ja auf den Zuſtand 
der Sache bzw. des Schuldverhältniſſes und nicht mehr auf die Ab⸗ 
ſicht des Bevollmächtigten ankommt. 

IV. Zur Kritik iſt folgendes zu ſagen. 

Wir haben ſchon hervorgehoben, daß jedenfalls die neue Ein⸗ 
ſtellung die unerfreuliche Eigentumsfiktion ausſchaltet. Wir haben 
ferner vorauszuſchicken, daß nach unſerer Anſicht die Untreue weder 
geſchichtlich jemals nur Mißbrauch der rechtlichen Verfügungs⸗ 
gewalt war, noch es heute iſt, daß ſie es auch zweckmäßiger weiter 
gar nicht ſein darf, wenn nicht die Untreuebeſtimmungen ihren 
Kriminalpolitiſchen Sinn verlieren ſollen. Vielmehr hat das NG. 
völlig recht, wenn es die Untreue weſentlich als Treubruch ſchlecht⸗ 
hin auffaßt. Dennoch entſtehen gegen die Anſicht ſowohl des 1. wie 
des 3. Sen. die ſchwerſten Bedenken. 

1. Das Geſetz nennt als Gegenſtände der Untreue Forderungen 
oder andere Vermögensſtücke. Wenn in einem Geſetz von der Forde⸗ 
rung einer Perſon die Rede iſt, dann muß dieſe Perſon Gläubiger 
der Forderung ſein, wenn auch nur Gläubiger von Amts wegen, z. B. 
Konkursverwalter. Wohin ſollte es führen, wenn die Praxis ſagen 
dürfte, daß das hier nicht ſo gemeint ſei, wie es daſteht, daß hier 
nur von „wirtſchaftlicher“ Zugehörigkeit die Rede ſei. Mit dem Mode⸗ 
wort „Wirtſchaft“, das heute als Zauberſchlüſſel gebraucht wird, um 
die Schatzkammer aller gewünſchten Ergebniſſe zu öffnen, kann man 
natürlich jeden klaren Geſetzeswortlaut in ſein Gegenteil verkehren. 
Daß hier nach dem Zuſammenhang des Wortlauts für Vermögens⸗ 
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Vorausgeſetzt iſt weiter, daß die ſich ſo vollziehende Ver⸗ 
fügung zum Nachteil des Auftraggebers geſchehe. 
Nimmt man nur dieſes Begriffsmerkmal für ſich, ſo gibt das 
Geſetz keinen Anhalt für die Annahme, daß der Nachteil das 
Vermögensſtück des Auftraggebers oder die Rechte des Auf⸗ 
traggebers an ihm unmittelbar berühren müßte. In der 
Regel handelt es ſich allerdings bei einer Verfügung des 
Bevollmächtigten um einen Sachverhalt der eben gekenn⸗ 
zeichneten Art. So in dem häufigſten Falle der Verwendung 
des Vermögensſtücks zum eigenen Nutzen des Bevollmäch⸗ 
tigten, ſo auch bei einem Verderbenlaſſen der Sache, oder 
einem Verjährenlaſſen der zur Einziehung übergebenen For⸗ 
derung, oder bei der Unterlaffung einer zinstragenden und 
ſicheren Anlegung eines Geldbetrags (wie in der Entſcheidung 
in Goltd Arch. 36, 400 bei einem Falle nach 8 266 Nr. 1 
StGB.). Indeſſen, wenn auch in den häufigſten Fällen die 
Folge der Verfügung das Vermögensſtück ſelbſt betreffen 
wird, kann doch ein Handeln zum Nachteil des Auftraggebers 
auch darin liegen, daß die mit dem Vermögensſtück vorge⸗ 
nommene Verfügung nur mittelbar wirkt und dem Vermögen 
des Auftraggebers im allgemeinen zum Nachteil gereicht. Da⸗ 
bei genügt eine durch die Handlung des Bevollmächtigten be⸗ 
wirkte Vermögensgefährdung (Goltd Arch. 36, 400; RGSt. 
38, 266). Es beſteht alſo kein rechtliches Bedenken, ein ſol⸗ 
ches Handeln oder Verfügen zum Nachteil des Auftraggebers 
auch dann anzunehmen, wenn, wie im vorliegenden Falle, 
ein Geldbetrag vom Bevollmächtigten dazu verwendet werden 
ſtücke das gleiche gelten muß wie für Forderungen, dürfte keiner 
langen Darlegungen bedürfen. In den kritiſchen Fällen handelt es 
ſich immer darum, daß man rechtlich ganz genau weiß, inwiefern die 
fraglichen Werte zum Vermögensverhältnis des Auftraggebers ge⸗ 
hören, indem ſie nämlich geſchuldet ſind. Nach welchen wirtſchaftlichen 
Kriterien ſoll denn unterſchieden werden, ob eine geſchuldete Sache 
ſchon zum Vermögen des Auftraggebers „wirtſchaftlich“ gehört oder 
nicht. Das Recht regelt und normiert die Wirtſchaft, und beruht auf 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten, inſofern es das tut. Dieſe Normen 
ſind für den Richter maßgebend und er kann nicht ſeine ſubjektive 
wirtſchaftliche Auffaſſung über die objektive des Geſetzgebers ſtellen. 

Ganz ähnliches gilt für die Begründung des 3. Sen. Es läßt 
ſich eben einfach nicht feſtſtellen, wann eine Forderung Individual⸗ 
forderung ſein ſoll. Denn da die Entſch. ſich ja auf Geld bezieht und 
jede Geldſchuld grundſätzlich eine Wertſchuld und keine Stückſchuld 
iſt, ſo geraten wir auch hier ins Uferloſe. Immerhin iſt die For⸗ 
mulierung ungefährlicher. Einen Anhalt im Geſetz hat fie aber ebenſo⸗ 
wenig wie die des 1. Sen. 

2. Beide Begründungen laſſen aber eine Lücke und ſchaffen 
eine rational nicht zu begründende und darum undurchführbare Grenze. 
Wenn der Bevollmächtigte etwa berechtigt ſein ſollte, durch Scheck 
auf ſein Bankkonto zu zahlen, ſo kann man doch gewiß nicht ſagen, 
daß das Geld irgendwie wirtſchaftlich ſchon zum Vermögen des Auf⸗ 
traggebers gehört, denn ſonſt wäre eben jede Leiſtung ſchon zum 
Vermögen des Auftraggebers gehörig. Eine Lücke beſteht alſo jeden⸗ 
falls noch. Wie groß ſie iſt, läßt ſich ſchwer ſagen, da die Grenze 
Raum zu beſtimmen iſt, fie ift allzu irrationell. Denn wie wir ſehen, 
käme es auf die Zufälligkeiten des vereinbarten Zahlungsmodus an. 
Wie unpraktifd, die Unterſcheidung iſt, ſehen wir gerade aus dem vor⸗ 
liegenden Urteil. Hätte der Angekl. in unſerem Fall nicht ſo viel 
relativen Anſtand beſeſſen, das Geld geſondert aufzubewahren, fo hätte 
ihm gar nichts paſſieren können, denn er war nach Lage des Falles 
wohl einwandfrei berechtigt, das Geld in ſeine Geſchäftskaſſe zu tun, 
ſolange er nur ſolvent war. Damit hängt denn das ſchwerſte prak⸗ 
tiſche Bedenken zuſammen, daß die Grenze rechtlich unſicher iſt, daß 
hier eine Willkür des ſtrafrichterlichen Ermeſſens Platz greifen kann, 
die im Handelsleben nicht erträglich iſt. 

3. Dieſe Willkür ſtrafrichterlichen Ermeſſens wird aber dadurch 
erſt ſo gefährlich, daß die Auffaſſung beſonders unſeres vorliegenden 
Urteils nicht nur eine Lücke läßt, ſondern in dem an ſich erreichbaren 
Rahmen auch Beſtrafungen ermöglicht, die hochbedenklich ſind. Es 
iſt nämlich in der Rſpr. über § 266 Ziff. 2 mit Recht der Grundſatz 
anerkannt, daß die Verfügung über fremde Vermögensſtücke nicht 
notwendig zu einer Verneinung fremden Eigentums im Sinne der 
Unterſchlagung führen müſſe (ſolche Verfügungen wären ja ohnedies 
meiſt durch die Unterſchlagungsſtrafe erfaßt, da die Vollmacht oder 
Ermächtigung zur indirekten Stellvertretung keineswegs die Unter⸗ 
ſchlagung ausſchließt, verfehlt darum auch auf dieſe Weiſe der Ver⸗ 
ſuch, Unterſchlagung und Untreue gegeneinander abzugrenzen wie z. B. 
Grünhut a. a. O.: ZW. 1927, 2430 20). Vielmehr hat die Rſpr 
anerkannt, daß auch die zeitweilige Beſitzentziehung uſw. als Ver⸗ 
fügung betrachtet werden kann. Das iſt erträglich, wenn wirklich über 
zivilrechtliche fremde Sachen verfügt wird. Es wird aber unerträglich, 
wenn der unerfaßbare Begriff der wirtſchaftlich fremden Sache herein⸗ 
getragen wird. Und hier kommen wir zu den Bedenken, die im be⸗ 


ſollte, eine Verbindlichkeit des Auftraggebers zu befriedigen, 
und, weil dieſe Verwendung dem Auftrage zuwider unter⸗ 
blieb, der Gläubiger jener Verbindlichkeit mit Klage oder 
Vollſtreckung gegen den Auftraggeber vorgeht. 

Das „Verfügen zum Nachteil des Auftraggebers“ iſt in 
der älteren Rſpr. des RG. allerdings enger gefaßt worden. 
So in der Entſch. des 3. Str Sen. in RG. 11, 412 und in 
der ihr folgenden des erk. Sen. in Goltd Arch. 50, 114, die 
einen mit dem hier vorliegenden ſehr nahe verwandten Sach⸗ 
verhalt zum Gegenſtand hatte. Aber an dieſer engeren Auf⸗ 
faſſung kann nach dem oben Ausgeführten nicht feſtgehalten 
werden. Dabei nötigt die entgegenſtehende Entſch. des 3. Str⸗ 
Sen. a. a. O. nicht dazu, die VerStrSen. anzurufen, da der 
genannte Senat, wenn auch mit einer anderen Begründung, 
in RCSt. 62, 58 ſeine frühere engere Auffaſſung zum Ver⸗ 
gehen der Untreue aufgegeben hat. 

(1. Sen. v. 5. April 1929; 10 158/29.) A.] 


32. 8 268 St B. Die Erſtrebung des Ver⸗ 
mögensvorteils kann darin gefunden werden, 
daß es dem Täter darum zu tun war, die Ver⸗ 
hängung einer Geldſtrafe überhaupt oder doch 
in der dem Umfange ſeiner Verfehlung entſpre⸗ 
chenden Höhe abzuwenden. f) 

Das BO. geht davon aus, daß der Angekl. die öffent⸗ 
liche Urkunde „vielleicht“, d. h. möglicherweiſe verfälſcht hat, 


ſonderen Fall von grundſätzlicher Bedeutung find. Der Angel. hatte 
Geld zurückgehalten und damit ſeinen Auftraggeber geſchädigt. Er 
hat nicht einmal ein Zurückhaltungsrecht ausgeübt, das ihm nicht 
zugekommen wäre, ſondern er hat einfach eine Schuld nicht gezahlt, 
weil er glaubte, ſie ſpäter aufrechnen zu können. Es mag im Einzel⸗ 
fall eine beſondere Unbilfigkeit des Angekl. vorgelegen haben, er⸗ 
ſichtlich iſt fie nicht. Grundſätzlich muß man ſich jedenfalls fragen, 
wann denn dann überhaupt ein Bevollmächtigter noch ſicher vor 
Strafe iſt, wenn er mit ſeinem Auftraggeber in Meinungsverſchieden⸗ 
heiten gerät. Einfach liegt auch die zivilrechtliche Frage gerade hier 
nicht. Nun pflegt aber der Rechtsverkehr in allen dieſen handels⸗ 
rechtlichen Beziehungen vielfach die äußerſten rechtlichen Möglichkeiten 
auszunützen, und das entſpricht auch durchaus dem Bedürfnis unſeres 
heutigen ſchneidigen Kreditverkehrs, der individuelle und gemütliche 
Rückſichten weithin ausſchließt. Im beſonderen Fall iſt mir allerdings 
unklar, warum nicht die Möglichkeit des zivilrechtlichen Irrtums er⸗ 
örtert wurde, im allgemeinen würde freilich der dolus eventualis in 
ſolchen Fällen meiſt vorhanden ſein. 

Würde man dagegen den vorliegenden Tatbeſtand nach richtiger 
Anſicht daraufhin prüfen, ob über eine Forderung verfügt ift, 
fo würde Freisprechung erfolgen müſſen. Denn eine Verfügung über 
eine Forderung kann, abgeſehen von den Fällen der Zeſſion, Ver 
pfändung uſw., nur in einer Erfüllungsvereitlung, nicht in einer 
bloßen Verſpätung der Erfüllung geſehen werden. 

V. So hat alſo die nunmehr eingeſchlagene Praxis die aller- 
ſchwerſten Bedenken. Dieſe würden ſchwinden, wenn man das Geſetz 
ſo auslegen wollte, wie der hiſtoriſche Geſetzgeber es ausgelegt haben 
wollte. Ich habe ſchon dargelegt, daß man in Ziff. 2 gerade die Fälle 
beſtraft wiſſen wollte, welche das Obertribunal als Unterſchlagung be⸗ 
ſtraft hatte und die man nach endgültiger Feſtigung des Unter⸗ 
ſchlagungsbegriffes dort nicht mehr unterbringen konnte. Alle dieſe 
Falle ſtimmten darin überein, daß ein „Bevollmächtigter“ als 
direkter oder indirekter Stellvertreter eine Forderung für den Auf⸗ 
traggeber einzuheben hatte und das Eingehobene ſich aneignete. Gerade 
dieſen Tatbeſtand wollte der Geſetzgeber mit ſeinem Ausdruck „Ver⸗ 
fügung über eine Forderung“ treffen, wobei man nicht unterſchied, 
ob der Bevollmächtigte die Forderung ſchon böswillig einzog, oder 
erſt ſpäter dolos wurde. Die allgemeine Umgangsſprache bietet gegen 
eine ſolche Auslegung des Begriffs Verfügung kein Bedenken. Im 
Jahre 1869 hatte der Ausdruck Verfügung aber noch keinen tech⸗ 
niſchen Sinn. Es beſteht alſo gar kein Grund zur Annahme, daß der 
Geſetzgeber ſeine zweifelfrei feſtſtehende Abſicht nicht erreicht hätte. 
Als Verfügung über eine Forderung hätte dann aber außer den Ver⸗ 
Tügungen im Sinne des Zivilrechtes nur eine ſolche rein tatſächlicher 
Beeinträchtigung des Forderungsrechtes zu gelten, welche als Analogon 
der Unterſchlagung angeſehen werden könnte. Denn Fälle, welche das 
Obertribunal als Unterſchlagung beſtraft hatte, ſollten gefaßt werden, 
und ſo iſt denn auch wiederholt davon in den Materialien die Rede, 
daß in Ziff. 2 die „Unterſchlagung von Forderungen“ beſtraft werden 
ſollte, wobei unter Forderung auch der Leiſtungsgegenſtand ſelbſt zu 
verſtehen war (vgl. Hellmuth Mayer, Die Untreue S. 287 ff.). 
Eine ſolche Auslegung ift nicht Materialienkult, ſondern fie hilft dem 
praktiſchen geſetzgeberiſchen Zweck, nicht etwa bloßen 
theoretiſchen Vorſtellungen der Materialienverfaſſer zu ihrem Recht 
gegenüber formaliſtiſcher Wortauslegung. Nur ſo bleiben wir mit 
dem Wortlaut des Geſetzgebers in Übereinſtimmung, vermeiden den 
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um die von ihm begangene Übertretung nach § 148 Nr. da 
RGewdo. „als geringfügiger erſcheinen zu laſſen, als ſie in 
Wirklichkeit war“. Das iſt nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
wohl dahin zu verſtehen, daß er bei der Verfälſchung und 
durch ſie zu erreichen beabſichtigte, daß bei einer künftigen 
gewerbepolizeilichen Nachprüfung der vorgeſchriebenen Buch⸗ 
führung aus der Urkunde ſich Höchfteng noch eine am 5. Aug. 
1925 abgeſchloſſene Übertretung ergebe, deren Strafverfolgung 
verjährt war, während er in Wahrheit keinesfalls vor dem 
5. Aug. 1926 mit einer fortlaufenden Buchführung begonnen 
und ſomit in erheblicherem Umfange ſich ſtrafbar gemacht 
hat. Das würde die Feſtſtellung rechtfertigen, daß er die Ur⸗ 
kunde in rechtswidriger Abſicht und mit dem Willen ver⸗ 
fälſcht hat, von ihr der Gewerbepolizei gegenüber zum Zwecke 
der Täuſchung Gebrauch zu machen. Wenn es ihm weiter dabei 
darum zu tun war, die Verhängung einer Geldſtrafe über⸗ 
haupt oder doch in der dem Umfange ſeiner Verfehlung ent⸗ 
ſprechenden Höhe und die für ihn damit verbundene Ver⸗ 
mögenseinbuße abzuwenden, ſo würden keine rechtlichen Be⸗ 
denken gegen die Annahme beſtehen, daß er auch in der Abſicht 
gehandelt hat, ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen 
ROSE. 33, 333; Goltd Arch. 49, 131. Dann würde aber die 
Tatſache allein, daß der Angekl. von der verfälſchten Urkunde 
nicht der Gewerbepolizei gegenüber zum Zwecke der Täuſchung 
Gebrauch gemacht hat — worauf das BG. die Freiſprechung 
geſtützt hat — dieſe nicht zu tragen vermögen. Es würde 


fragwürdigen Begriff einer wirtſchaftlichen Vermögenszugehörigkeit, 
ſchließen einerſeits eine ſehr irrationelle Lücke und geraten auch nicht 
in die Gefahr einer übermäßigen Ausdehnung des Tatbeſtandes. 

Es iſt zu hoffen, daß das RG., nachdem es ſich im Ergebnis 
der richtigen Auffaſſung ſehr ſtark genähert hat, ſchließlich ganz ſich 
zu der Auslegung der Vorſchrift verſteht, die der Geſetzgebungs⸗ 
geſchichte und auch der vom RG. ſonſt für die Untreue angenommenen 
Treubruchstheorie entſpricht. 

VI. Hervorzuheben iſt noch ein anderer Punkt. Das NE. ſpricht 
ferner auch aus, daß der Nachteil nicht das Vermögensſtück betreffen 
müſſe, über das verfügt ſei, ſondern daß es genüge, daß durch eine 
Verfügung über ein Vermögensſtück überhaupt irgendwie das Ver⸗ 
mögen des Auftraggebers geſchädigt fein müſſe. Dieſe Auffaffung iſt 
richtig und entſpricht dem klaren Wortlaut des Geſetzes, iſt auch in 
anderen Entſch. praktiſch ſchon ausgeſprochen. Doch iſt dieſer Gedanke 
von geringerer Tragweite. 


RA. u. Priv Doz. Dr. Hellmuth Mayer , Würzburg. 


Zu 32. In der vorliegenden Entſch. behandelt das RG. eine 
ähnliche Frage wie das OLG. Jena (ZW. 1929, 1499 9). Dort hatte 
das OLG. die Frage verneint, ob die durch Täuſchung der Gnaden⸗ 
inſtanz bewirkte Löſchung und Rückerſtattung einer Geldſtrafe ein dem 
Staate zugefügter Vermögensſchaden ſei, und deshalb der gegen die Ver⸗ 
urteilung wegen Betruges gerichteten Rev. ſtattgegeben. Hier wird 
das Vorliegen einer ſchweren, weil in der Abſicht, ſich einen Ver⸗ 
mögensbortetl zu verſchaffen, begangenen Urkundenfälſchung bejaht, 
weil der Angekl. durch die Fälſchung die Verhängung einer Geld⸗ 
ſtrafe abwenden wollte. Pſychologiſch iſt beides Selbſtbegünſtigung. 
Wirtſchaftlich fallen der Schaden des Staates und der Vorteil des 
täuſchenden Angekl. zuſammen. Aber es fragt ſich, ob nicht juriſtiſch 
die verſchiedene Behandlung beider Fälle gerechtfertigt iſt: die Ab⸗ 
lehnung des Betruges und die Bejahung der gewinnſüchtigen Ur⸗ 
Kundenfälſchung. In der Tat lehrt die Gegenüberſtellung beider Urt., 
daß hier eine Differenzierung geboten iſt. Daß dem Staat eine an 
ſich verwirkte Geldstrafe entgeht, iſt juriſtiſch nicht als ein Ver⸗ 
mögensſchaden des Fiskus zu bewerten. Denn es widerſtreitet 
unſerer Strafauffaſſung, den Strafvollſtreckungsbetrieb des Staates 
gegen den Verurteilten wie andere fiskaliſche Intereſſen um ſeines 
wirtſchaftlichen Erfolges willen durch Beſtrafung wegen eines Ver⸗ 
mögensdeliktes zu ſchützen. Etwas ganz anderes iſt es, ob der Pri⸗ 
vate nicht nur von Strafe frei ſein, ſondern zugleich der läſtigen 
Zahlungsverpflichtung ledig fein will: er kann ſehr wohl mit der 
Selbſtbegunſtigung zugleich finanzielle Vorteile erſtreben 
(RG.: GoltdArch. 49, 131). Ob das geltende Recht gut daran tut, 
um dieſer Bereicherungsabſicht willen die Urkundenfälſchung zum 
Verbrechen zu qualifizieren und damit ihren Verſuch zu pönaliſieren. 
ſteht hier nicht zur Debatte. Gegen die Anwendung des 8 268 be⸗ 
ſtehen mit NG. 33, 333 (während Rſpr. 8, 112 ſich auf Konven⸗ 
tionalſtrafen bezieht) auch für denjenigen keine Bedenken, der im 
entſprechenden Fall eine Verurteilung wegen Betruges ablehnt. Die 
durch Fälſchung und Täuſchung bewirkte Abwendung der an ſich ver⸗ 
wirkten Geldſtrafe wird von der Strafrechtsordnung nicht in ihrer 
Wirkung auf die Finanzkraft des Staates getroffen, aber ſie kann 
für den Täter ein Vormögensvorteil ſein, der im gegebenen Fall 


qualifizierend wirkt. 
Prof. Dr. Max Grünhut, Bonn. 
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vielmehr bereits der Verſuch einer ſchweren Urkundenfälſchung 
— Verbrechen gegen §8 267, 268 Abſ. 1 Nr. 2, 43 StGB. 
— vorliegen (RGSt. 56, 204 [206]) und nur noch zu prüfen 
19 50 ob etwa deſſen Strafloſigkeit nach $ 46 StGB. in Frage 
ommt. 

„Der Rev. der Staatsanwaltſchaft war deshalb der Erfolg 
nicht zu verſagen, das Urteil vielmehr unter Zurückverweiſung 
der Sache aufzuheben. 

(2. Sen. v. 18. Febr. 1929; 2 D 1465/28.) A.] 


33. Die Strafbeſtimmung des 8 289 StGB. 
richtet ſich nur gegen den Eigentümer und den⸗ 
jenigen, der zugunſten des Eigentümers 
handelt. f) 


Der Angekl. hatte einen ihm zum Verkauf übergebenen 
Opelwagen bei der Zeugin V. in deren Kraftwagenſchuppen 
untergeſtellt und mit ihr hierfür eine monatliche Miete von 
10 AH vereinbart. Als die Miete für vier Monate auf⸗ 
gelaufen war, ohne bezahlt worden zu ſein, ließ Frau V. den 
Wagen zur Sicherung ihrer Mietanſprüche derart anſchließen, 
daß er nach ihrer Anſicht nicht mehr entfernt werden konnte. 
Der Angekl. nahm von dieſer Sicherung Kenntnis, ohne ihr 
zu widerſprechen. Später, als er eine Gelegenheit hatte, den 
Wagen zu verkaufen, hat er ihn heimlich weggeſchafft. 

Das SchöffGG. hat den Angekl. deshalb aus § 289 StGB. 
beſtraft, und die Str. hat feine Berufung verworfen. Sie 
nimmt an, daß durch das Anketten des Kraftwagens die tat⸗ 
ſächliche Gewalt und damit der Beſitz des Kraftwagens auf 
Frau V. übergegangen ſei, und er dieſer durch Billigung ihrer 
Maßnahme ein vertragliches Zurückbehaltungsrecht eingeräumt 
habe. Entgegen dieſem vertraglichen Rechte habe er dann 
der Zurückbehaltungsberechtigten den Kraftwagen in rechts⸗ 
widriger Abſicht und zugunſten des Eigentümers des Kraft⸗ 
wagens weggenommen, um ihn in Gemäßheit des erteilten 
Auftrags zu verkaufen. Bei dem feſtgeſtellten Tatbeſtand 
kann 8 289 StGB. jedoch nicht zur Anwendung gelangen. 
Die Begründung eines vertragsmäßigen Zurückbehaltungs⸗ 
rechts im Verhältnis zwiſchen Vermieter und Mieter iſt in den 
RGSt. 35, 150 und 37, 118 ff. v. 3. StrSen. mit eingehen⸗ 
der Begründung in Beziehung auf die nach § 559 Satz 2 
BGB. dem Vermieterpfandrecht nicht unterliegenden Sachen, 
welche der Pfändung nicht unterworfen ſind, bejaht und be⸗ 
ſonders anerkannt worden, daß auch ein derartiges vertrags⸗ 
mäßiges Zurückbehaltungsrecht den Schutz des § 289 StGB. 
genießt. Daran iſt feſtzuhalten. 

Es erhebt ſich hier dann die weitere Frage, ob jemand 
an einer nicht in ſeinem Eigentum ſtehenden Sache ein Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht durch Vertrag beſtellen kann. Die ſachlich⸗ 
rechtliche Unterlage beſteht hier lediglich in der Übertragung 
des Beſitzes, zu der der Angekl. als unmittelbarer Beſitzer 
(Beauftragter) dem Dr. D. als mittelbarem Beſitzer gegenüber 
in der Lage war. Darüber hinaus begründet die Ein⸗ 
räumung des Zurückbehaltungsrechts nur obligatoriſche Be⸗ 
ziehungen. Zur Schaffung ſolcher bedarf es aber nicht des 
Eigentums. Es kann auch eine fremde Sache verkauft, ver⸗ 
mietet uſw. werden. Hinſichtlich der obligatoriſchen Be⸗ 
ziehungen beſtehen gegen die Gültigkeit ſolcher Geſchäfte keine 
Bedenken; aber die Abmachungen wirken nur unter den Par⸗ 


Zu 33. Die ſehr ſcharfſinnig begründete Entſch. geht mit Recht 
davon aus, daß vertragsmäßig ein Zurückbehaltungsrecht auch an 
Sachen begründet werden kann, welche dem geſetzlichen Vermieter⸗ 
pfandrecht nicht unterliegen. Die Frage iſt zwar ſtreitig, aber die 
gegenteilige Auffaſſung iſt im BGB. nicht erkennbar zum Aus⸗ 
druck gekommen (vgl. Olshauſen, StGB., 8289 N. 2 b). 

Es iſt auch die Annahme nicht zu beanſtanden, daß man eben⸗ 
lo wie ein Pfandrecht auch ein Zurückbehaltungsrecht an einer 
fremden Sache begründen kann. Letzteres wirkt nur obligatoriſch, 
nicht dinglich. Hieraus glaubt das vorliegende Urteil in Abweichung 
vom Wortlaut des § 289 StB. den Schluß ziehen zu können, 
daß ver Beſteller des Zurückbehaltungsrechtes die Sache dem Zu⸗ 
rückbehaltungsberechtigten zugunſten des Eigentümers entziehen 
dürfe. Allein darin 98 ein Rechtsbruch zugunſten des Eigen⸗ 
tümers. Richtig ift, daß der Rechtsbruch des Beſtellers ſtraflos 
bleibt, wenn der Beſteller des Pfandrechts oder des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes an einer ihm nicht gehörigen Sache dieſe Sache 
zu eigenen Gunſten wegnimmt. 

Dies iſt aber eine Lücke des Geſetzes, das ſolche Fälle nicht 
bedacht hat. Dieſe Strafloſigkeit widerſpricht nämlich dem Schutz⸗ 
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teien. Dieſes Zurückbehaltungsrecht hat gegenüber dem ding⸗ 
lich Berechtigten keine Wirkung. 

Deshalb darf der Eigentümer demjenigen, welchem das 
Zurückbehaltungsrecht von dem Nichtberechtigten eingeräumt 
war, den Beſitz entziehen, ohne ſich nach S 289 StGB. ſchul⸗ 
dig zu machen, weil ihm gegenüber kein Zurückbehaltungsrecht 
beſteht. Daraus folgt, daß auch der dritte Nichtberechtigte, 
der zugunſten des Eigentümers die Sache jenem weg⸗ 
nimmt, nicht nach $ 289 StGB. beſtraft werden kann. Der 
Gedanke des § 289 StGB. iſt nur der, daß ein Rechtsbruch 
zugunſten des Eigentümers weder von dieſem noch von einem 
anderen verübt werden darf. Der § 289 StGB. will dem 
Zurückbehaltungsberechtigten nur Schutz gegen den gewähren, 
deſſen Eigentum durch das Beſtehen des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts beſchränkt iſt. Das ergibt der Wortlaut. Hätte das 
Zurückbehaltungsrecht ſchlechthin geſchützt werden ſollen, dann 
müßte die Strafbeſtimmung auf jeden ausgedehnt ſein, der 
durch Wegnahme der Sache das Zurückbehaltungsrecht an 
ihr beeinträchtigt. Sie richtet ſich jedoch nur gegen den 
Eigentümer und denjenigen, der zugunſten des Eigentümers 
handelt. Sie richtet ſich auch nicht etwa ſchlechthin gegen den 
Beſteller. Auch derjenige, der eine fremde Sache ver⸗ 
pfändet hat, verſtößt nach der Faſſung des 8 289 nicht gegen 
deſſen Strafdrohung, wenn er die von ihm ſelbſt verpfändete 
Sache in ſeinem eigenen Intereſſe wegnimmt. 

Soweit die Wegnahme unter den vorgeſchilderten Vor⸗ 
ausſetzungen kein Rechtsbruch iſt, entfällt der ſtrafbare Tat⸗ 
beſtand. 

Von dieſem Standpunkt aus hat auch der Angekl., als er 
trotz des von ihm beſtellten Zurückbehaltungsrechts den Kraft⸗ 
wagen der Frau V. wegnahm, um ihn für den Eigentümer 
zu verkaufen, ſich nicht nach $ 289 StGB. ſtrafbar gemacht. 
Das angefochtene Urteil unterlag daher ſchon aus dieſem 
Grunde der Aufhebung. Es bedarf deshalb keines Eingehens 
auf die ſonſtigen Reviſionsangriffe, namentlich, ob nicht etwa 
auch das Merkmal der „rechtswidrigen Abſicht“ bei der Weg⸗ 
nahme ungenügend begründet iſt, weil der Angekl. behauptet, 
1 dem Mietzinsanſpruch ein Aufrechnungsrecht zu 
haben. 

Nach der im vorſtehenden vertretenen Auffaſſung über 
die Tragweite des § 289 StGB. konnte ohne weiteres von 
hier aus nach § 354 StPO. auf Freiſprechung erkannt wer⸗ 
den, da eine weitere tatſächliche Erörterung nicht erforderlich 
iſt. Der feſtgeſtellte Sachverhalt ergibt auch keinen genügenden 
Anhalt dafür, daß der Angekl. durch ſein Verhalten ſich unter 
einem anderen rechtlichen Geſichtspunkte ſtrafbar gemacht hat. 


(2. Sen. v. 11. Febr. / 18. März 1929; 2 D 1433/28.) 
A 


34. Tateinheitliches Zuſammentreffen der 
Verbrechen nach $8$ 306 und 308 StGB. 

Das Schw. ſtellt feſt, daß die Angekl. zunächſt die 
Scheune und dann das Wohnhaus in Brand geſetzt haben, 
und es nimmt an, daß die Scheune nach ihrer Beſchaffenheit 
und Lage geeignet war, das Feuer dem Wohnhauſe mitzu⸗ 
teilen. Daß dies den Angekl. bewußt geweſen ſei, iſt zwar 
nicht ausdrücklich geſagt, aber dem Zuſammenhange der 
Gründe als die tatſächliche Annahme des SchwG. zu ent⸗ 


bedürfnis der gutgläubigen Pfandgläubiger und Zurückbehaltungs⸗ 
berechtigten. Es beſteht kein genügender Grund, dieſe Strafloſig⸗ 
keit auch auf Fälle zu erſtrecken, in denen die verpfändete oder 
einem Zurückbehaltungsrecht unterworfene fremde Sache zu⸗ 
gunſten des Eigentümers weggenommen wird. Man bedenke nur, 
daß der Eigentümer bösgläubig ſein kann und daß auf dieſem 
Umwege der Eigentümer ſehr üble Schiebungen veranlaſſen könnte. 
Er brauchte ſeine Sachen bloß durch einen Dritten verpfänden oder 
mit einem Zurückbehaltungsrecht verſehen zu laſſen, um ſie dann 
jederzeit dem Beſitzer ſtraflos entziehen zu können! — Eine Ein⸗ 
ſchränkung gegenüber dem Wortlaut des § 289 StGB. läßt ſich 
nur dann rechtfertigen, wenn der Eigentümer ſeine rechtswidrig 
ſeitens eines Dritten mit einem Zurückbehaltungsrecht belaſtete 
Sache ſelbſt dem Berechtigten wegnimmt. Dann braucht er ein 
ſolches Zurückbehaltungsrecht nicht gegen ſich gelten zu laſſen. 
Wenn dagegen das Zurückbehaltungsrecht nicht rechtswidrig be⸗ 
gründet iſt, muß der Eigentümer es gelten laſſen, und der Beſteller 
an fremder Sache muß es erſt recht beachten. 
Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 
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nehmen. Es liegt daher hinſichtlich der Scheune ein Ver⸗ 
brechen nach § 308 StGB. vor, während die Inbrandſetzung 
des Wohnhauſes den Tatbeſtand des § 306 StGB. erfüllt. 
Der Tatbeſtand des § 308 StGB. iſt auch bei dem Ehemann 
S. gegeben, der Eigentümer der Scheune war, weil nach Lage 
und Beſchaffenheit der Scheune dieſe geeignet war, das Feuer 
dem Wohnhauſe mitzuteilen. Daß zur Zeit des Brandes der 
Wind ſo ſtand, daß ein Hinüberſchlagen der Flammen von 
der Scheune auf das Wohnhaus nicht zu erwarten war, ändert 
nichts daran, daß ſich dieſe Möglichkeit aus Beſchaffenheit 
und Lage der Scheune ergab. 

Daß die Verbrechen nach 88 306 und 308 StGB. in 
Tateinheit zuſammentreffen, wenn durch dieſelbe Handlung 
mehrere Gegenſtände vorſätzlich in Brand geſetzt werden, von 
denen die einen zu den im § 306, die anderen zu den im 
§ 308 StGB. bezeichneten gehören, hat das RG. in Über⸗ 
einſtimmung mit der herrſchenden Meinung ausgeſprochen 
(Urt. des FerSen. v. 6. Sept. 1926, II 694/26). Der erk. 
Sen. tritt dieſer Auffaſſung bei. Im vorliegenden Falle be⸗ 
ſtehen dagegen um ſo weniger Bedenken, als die Scheune zu⸗ 
erſt in Brand geſetzt wurde, ſo daß das Feuer auf das noch 
nicht angezündete Wohnhaus übergreifen konnte, und auch nach 
deſſen Inbrandſetzung, falls das Feuer hier erloſch, eine 
Ausbreitung von der Scheune auf das Wohnhaus möglich war. 

(1. Sen. v. 10. Mai 1929; 1 D 433/29.) A.] 


35. Auch der Mieter kann ſich bei überlaſ— 
ſung von Mieträumen eines Mietwuchers nach 
§ 49a Miet Sch G. ſchuldig machen. Ein Ausnutzen 
der Notlage gehört nicht zum Tatbeſtand. Be⸗ 
rechtigung der Forderung eines Wartegeldes 
in Hinblick auf die von dem anderen Teil ver⸗ 
ſchuldete Verzögerung des Wohnungstauſches. 
Die Vereinbarung einer Abſtandsſumme be⸗ 
gründet nicht ohne weiteres ihre Erſtattungs⸗ 
fähigkeit. f) 

Dem Verteidiger kann darin nicht zugeſtimmt werden, 
wenn er meint, das BG. verkenne offenſichtlich den Zweck 
der Vorſchrift in 8 49 a Miet Sch., die vor allem wucheriſche 
Ausbeutung des Mieters von ſeiten des Vermieters treffen 
ſolle. Denn dabei verkennt der Verteidiger ſelbſt, daß die 


Zu 35. 1. Der Satz, daß $ 49a nicht nur auf das Verhält⸗ 
nis des Vermieters zum Mieter, ſondern auch auf das Verhältnis 
des Mieters zu ſeinem Untermieter Anwendung zu finden habe, iſt 
nicht neu und kaum beſtritten. Er wird z. B. auch vom 1. StrSen.: 
RIESE 62, 333 aufgeſtellt 

2. Unter Berückſichtigung der in der vorliegenden Entſch. en! 
haltenen Grundfäge und der ſchon in früheren Entſch. aufgeſtellten 
Rechtsgedanken läßt ſich folgende „Theorie des Forderns von Ab⸗ 
ſtandsſummen“ gewinnen, die — allerdings vielleicht noch zum Teil 
unbewußt und nicht ohne Widerſprüche — heute die Rſpr. des RG. 
beherrſcht. 

I. Das Fordern einer Abſtandsſumme iſt nur dann berechtigt, 
wenn dem Bezahler für das, was er zahlt, ein entſprechender Gegen- 
wert geboten wird (Aquivalenzprinzip). Vgl. hierzu insbeſ. auch meine 
Anm. zu der oben erwähnten Entſch. 1 D 744/28 a. a. O. 

Die vorliegende Entſch. formuliert dies dahin, die Abſtands⸗ 
ſumme müſſe „unter Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe be⸗ 
rechtigt fein”, 

II. Nicht notwendig und nicht genügend iſt, wie ich 
es bezeichnen möchte, eine förmliche bilanzmäßige Ausgleichung auf 
ſeiten des Empfängers in der Weiſe, daß das Plus, das er an Ab⸗ 
ſtandsſomme erhält, durch ein gleichwertiges Minus an Gegenleiſtungen 
oder Opfern aufgewogen werden muß. 

a) Nicht notwendig: 

Auch in den zahlreichen Fällen, wie 3. B. in dem Fall, der 
der vorliegenden Entſch. zugrunde liegt, in denen jemand einen 
Wohnungstauſch vornimmt, nicht um einem anderen einen Dienſt zu 
erweiſen, ſondern lediglich in eigenem Intereſſe, z. B. weil er etwa 
näher an ſeiner Arbeitsſtätte wohnen will, oder keine ſo große Woh⸗ 
nung mehr wie die innegehabte bezahlen möchte oder kann, oder aus 
ſonſtigen „Umſtänden, die ihn und nicht ſeinen Tauſchpartner be⸗ 
rühren“, iſt auch dann die Forderung einer Abſtandsſumme berechtigt, 
wenn, objektiv betrachtet, der Zahlende einen beſonderen Vorteil er⸗ 
hält, der durch den Mietpreis allein nicht abgegolten erſcheint, alſo 
wenn er in den Beſitz einer für ſeine Zwecke beſonders günſtig ge⸗ 
legenen preiswerten Wohnung gelangt (preiswert im Vergleich mit 
den Mieten, die für andere gleichwertige Wohnungen in gleichwertiger 
Lage gezahlt werden uſw.). Es genügt alſo auch — wenn ſich die 
Bilanz des Empfängers nicht ausgleicht —, wenn dem Pluspoſten in 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Überlaſſung von Mieträumen durch den Mieter an einen 
Dritten ſich entweder als Untervermietung oder als Ab⸗ 
tretung der eigenen Mietrechte darſtellt, alſo eine „miet⸗ 
weiſe oder auf Grund eines ſonſtigen Rechtsverhältniſſes 
erfolgende Überlaſſung von Räumen“ i. S. des 8 49a iſt, 
daß alſo der Mieter, der in dieſer Weiſe die von ihm er⸗ 
mieteten Räume ganz oder teilweiſe abtritt und dafür eine 
unangemeſſene Vergütung fordert, annimmt oder ſich ver⸗ 
ſprechen läßt, ganz in der gleichen Weiſe dem Zwecke des Ge⸗ 
ſetzes zuwiderhandelt, wie der Hauseigentümer oder ſonſtige 
Vermieter. Auch darin hat der Verteidiger unrecht, wenn er 
die Feſtſtellung verlangt, daß ſich gerade der Vertragsgegner 
von dem die unangemeſſene Vergütung gefordert wird, in 
einer beſonderen Notlage befunden haben müſſe. Ein Aus⸗ 
nugen einer ſolchen Notlage gehört nicht zum Tatbeſtande 
des § 49a MitShG. Wenn in dieſer Vorſchrift das Ver⸗ 
gehen als „Wucher mit Räumen“ bezeichnet wird, jo foll 
damit, wie ſich aus der Entſtehungsgeſchichte und aus der 
Begründung zum Geſetze ergibt, nur zum Ausdruck kommen, 
daß die durch den Krieg und die Schwierigkeiten der Nach⸗ 
kriegszeit hervorgerufene allgemeine Notlage des Wohnungs⸗ 
markts von einzelnen nicht eigenſüchtig zum allgemeinen 
Nachteile ausgenützt werden darf. Dieſe allgemeine Schwierig⸗ 
keit, infolge des noch fortbeſtehenden Mangels an Woh⸗ 
nungen eine ſolche zu finden, meint das angefochtene Urteil, 
wenn es jagt, die Forderung eines Wartegeldes von 40077 
im Falle V. beweiſe, daß der Angekl. bewußt die Notlage 
ausnutzen wollte, in der ſich V. durch den Mangel an Woh⸗ 
nungen befand. Warum ſich V. deshalb, weil er in Berlin 
nicht wohnungsberechtigt war, was doch ſeine Bemühungen, 
dort eine Wohnung zu erhalten, nur zu erſchweren geeignet 
ſein konnte, nicht in einer ſolchen Notlage befunden habe, 
hat der Verteidiger auch nicht dargelegt. 

In anderer Beziehung beſtehen Bedenken gegen die Dar⸗ 
legungen des BG. 

Im Falle V. hat der Angekl. nach den Urteilsfeſt⸗ 
ſtellungen von V. gefordert und auch zugebilligt erhalten, 
ſich alſo verſprechen laſſen, zunächſt 3000 %, dann 3500 RX, 
ſchließlich 3900 %%. Das BG. billigt ihm zu 500 7%, weil 
die Wohnlage in der Frobenſtraße ſchlechter ſei als am 
Königswege, 2000 RK, weil er in dieſer Höhe dem Inhaber 


ſeiner Bilanz — ohne entſprechenden Minuspoſten — ein entſprechen⸗ 
der Pluspoſten in der Bilanz des Zahlers gegenüberſteht. Mit anderen 
Worten: Auch bei der Forderung von Abſtandsſummen kommt es 
— wie bei der Forderung von Mieten — auf die Anlegung von 
objektiven Maßſtäben an, ſo daß man auch hier — wie dies der 
1. Sen. allerdings nur in bezug auf Mieten ausgedrückt hat — von 
einer Weiterenlwicklung nach der Richtung der Anerkennung objek⸗ 
tiver Maßſtabe“ ſprechen kann (vgl. RES. 62, 238). 
Solche Fälle hat offenbar der 2. Sen. im Auge, wenn er in 
der Entſch. 1117/27: RGSt. 61, 327 auf S. 331 folgendes ausführt: 
„Zu ſolchen geeigneten Fällen können auch die gehören, 
in denen einzelne Mieter Abänderungen ihrer Miet⸗ 
verträge, insbeſondere Abtretungen ihrer Miet⸗ 
rechte an dritte Perſonen, beabſichtigen und wegen 
Genehmigung an den Hausbeſitzer herantreten. Allerdings wird in 
ſolchen Fällen ganz beſonders zu beachten ſein, daß die Höhe der 
dem einzelnen Mieter abverlangten Sondervergütung in einem an⸗ 
gemeſſenen Verhältnis zu der durch Überlaſſung der Wohnung 
an ihn gewährten Leiſtung ſteht“ ). 
Auch die vorliegende Entſch. fteht damit nicht in Widerſpruch. Sie 
betont allerdings, daß jemand, der nur im eigenen Intereſſe tauſcht, 
im allgemeinen keine Abſtandsſumme fordern könne, aber ſie läßt 
ausdrücklich offen, daß „beſondere Umſtände“ vorliegen konnen — und 
dazu dürften eben die erwähnten gehören —, die auch in ſolchen 
Fällen das Fordern einer Abſtandsſumme rechtfertigen können. 
überholt find alſo heute die Darlegungen hinſichtlich der 
Abfindungsſummen, die ſich in der Entſch. des 1. Sen. I 57/26: 
REEL. 61, 130 (146) = ZW. 1927, 1155 finden, was von beſonderer 
Bedeutung lt, weil gerade dieſe Ausführungen ſowohl die „Grundſätze“ 
des preußiſchen als auch des bayertſchen Miniſteriums für die Be⸗ 
urteilung der Angemeſſenheit des Mietzinſes gem. § 52 Abſ. 3 Miet Sch. 
— die z. B. bei Thiele, Raumwucherrecht S. 124 ff. abgedruckt 
ſind — ſich zu eigen gemacht haben. 
b) Nicht genügend: r 
Nicht genügend find Paſſtvpoſten (Minuſſe“ kann man wohl 
nicht jagen?) in der Bilanz des Empfängers dann — und damit 


1) Im Original nicht gefperrt. 


8. Jahrg. 1929 Heft 39] 


der Wohnung an der Frobenſtraße, Z., ſelbſt eine Abſtands⸗ 
ſumme gezahlt habe, 300 K Vermittlerproviſion, 200 RH 
Umzugskoſten. Es berechnet demgemäß die Zuvielforderung 
auf 900 AN. 

Die weitere Forderung des Angekl. auf 400 % Warte⸗ 
geld hält es dagegen für unbegründet, weil er wegen der 
durch V. verſchuldeten Verzögerung nicht zu doppelter Miet⸗ 
zahlung gezwungen geweſen ſei. Dieſe Begründung reicht nicht 
aus. Der Angekl. leitet in der Reviſionsſchrift die Berechti⸗ 
gung zu dieſer Forderung daraus her, daß er infolge der 
durch V. verſchuldeten Verzögerung in dem Zuſtandekommen 
des vereinbarten und nur noch nicht genehmigten Ringtauſchs 
habe mit der Fortdauer der Verpflichtung zur Zahlung des 
höheren Mietzinſes für ſeine bisherige Wohnung am Königs⸗ 
wege rechnen müſſen. Wenn er tatſächlich nur infolge eines 
Verſchuldens des Vertragsgegners einen ſolchen höheren Auf⸗ 
wand hätte befürchten müſſen, ſo würde die nachträgliche Er⸗ 
höhung ſeiner Forderung um einen angemeſſenen Betrag nicht 
zu mißbilligen ſein. Daß nachher der ganze Ringtauſch ge⸗ 
ſcheitert iſt, ſteht dem nicht entgegen, weil nur der Zeitpunkt 
des Forderns maßgebend iſt und damals der Angekl. die 
Verhältniſſe ſo, wie ſie waren, berückſichtigen durfte. Ob 
freilich das Verſchulden des V. ſo war, daß es den Angekl. 
berechtigte, gerade von ihm die Erſtattung ſeines durch die 
Verzögerung herbeigeführten Schadens zu verlangen, und 
ob dieſer Schaden mit 400 AH richtig oder etwa viel zu hoch 
berechnet war, kann nach den im angefochtenen Urteil ge⸗ 
gebenen Unterlagen — es fehlt ſogar die Angabe, wie hoch 
der Mietzins der Wohnung am Königsweg ſich belief — nicht 
beurteilt werden. 


kehrt das RG. und auch der 2. Sen. in der vorliegenden Entſch. 
wieder zu der Rſpr. zu der ſeligen⸗unſeligen PreistrVO. zurück —, 
wenn jemand unwirtſchaftliche Aufwendungen macht, um eine Be⸗ 
dingung für das Ergebnis zu ſetzen, für das dann letzten Endes die 
Abfindungsſumme gezahlt werden ſoll. 

Die vorliegende Eutſch. formuliert dies folgendermaßen: Es 
wäre rechtsirrig, anzunehmen, daß allein ſchon die Tatſache, daß 
jemand ſelbſt eine Abfindungsſumme gezahlt hat, ihn auch ſchon bes 
rechtigen würde, von ſeinem Nachmann die gleiche Summe zu fordern. 
„Zahlt jemand im Falle eines Ringtauſches eine Abſtandsſumme, die 
von ſeinem Vertragsgegner ohne Grund verlangt, unter Berückſich⸗ 
tigung der Geſamtverhältniſſe unangemeſſen iſt, ſo darf er ſie auch 
ſeinerſeits nicht von demjenigen fordern, dem er ſeine Wohnung 
überläßt.“ 

Den gleichen Gedanken hat der gleiche Senat, wenn auch nicht 
ſo deutlich, in der ſchon oben erwähnten Entſch. II 17/27 zum Aus⸗ 
druck gebracht. Zum Verſtändnis der einſchlägigen Stelle muß ins 
Gedächtnis zurückgerufen werden, daß die PreistrVO. in ihrer letzten 
Faſſung von 1923 auch beim Mietwucher (84) die Verwirklichung 
des Tatbeſtands auf eine Forderung von „übermäßigen Gewinn“ 
abgeſtellt hatte, während der — im übrigen äußerſt dilettantenhaft 
redigierte — 8 49 a MietShG. (vgl. Rc St. 62, 228, insbeſ. S. 235 ff.) 
den Tatbeſtand durch das Fordern einer Vergütung verwirklicht 
fein läßt, die unter Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe un⸗ 
angemeſſen iſt. In der erwähnten Entſch. (NGSt. 61, 333) heißt es 
hierzu wörtlich: 

„Da aber Sachlagen möglich ſind, in denen eine Ver⸗ 
gütung als unangemeſſen i. S. des 8492 MietSchG. 
erſcheinen kann, obwohl ſie keinen übermäßigen 
Ver dienſt i. S. des 84 Preis tro. enthält, ja vielleicht 
nicht einmal den Aufwand des Vermieters deckt (vgl. das Urt. 
v. 11. März 1927 a. a. O.), fo wird eine Anzahl von ungünſtigen 
Umſtänden, die im Einzelfall einen Verdienſt des Hausbeſitzers un⸗ 
möglich gemacht oder geſchmälert haben, unter dem neuen Gefeg 
nicht mehr berückſichtigt werden dürfen“ 1). 

Damit kehrt alſo der 2. Sen. — in ähnlicher Weiſe wie im übrigen 
auch der 1. Sen. — zu der Rſpr. zu der PreistrVO. zurück, die 
bekanntlich ebenfalls Unkoſten, die in völlig unwirtſchaftlicher Weiſe 
aufgewendet waren, in der Kalkulation auf das wirtſchaftlich und 
ſachlich gerechtfertigte Maß zurückführte (vgl. z. B. RGSSt. 51, 102, 
insbeſ auf S. 105; Alsberg, Preislreibereirecht, 7. Aufl., S. 35, 
und Thiele, Raumwucherrecht S. 49). Der 1. Sen. geht offenbar 
nicht jo weit. Er geſtattet (1823/27: RGSt. 62, 228 [239]) unwirt⸗ 
ſchaftliche Aufwendungen, wenn „ſich der Eigentümer der Unwirtſchaft⸗ 
lichkeit im Augenblick der Aufwendung nicht bewußt war, 
insbeſ. ſolche, die auf verfehlter Spekulalion beruhen“, jedoch auch 
nur dann, wenn er ſich auch noch im Zeitpunkt der Forderung 
in gutem Glauben hinſichtlich ihrer Wirtſchaftlichkeit befand. 

In einer ſpäteren Entſch. (J 1291/28: RGSt. 63,166) — es 
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In der Reviſionsbegründungsſchrift wiederholt der An⸗ 
geklagte ſeine Behauptung, er habe an Proviſion an Ver⸗ 
mittler 300 und 200 RH gezahlt. Ob das richtig iſt, kann aus 
dem angefochtenen Urteil nicht entnommen werden. Deshalb 
bleibt es auch ungewiß, ob das BG. die 300 % Proviſion 
ihm zubilligt, weil es ſeine Ausgabe nur in dieſer Höhe feſt⸗ 
geſtellt hat, oder ob es zwar von einer höheren Ausgabe 
ausgeht, dieſe aber für unangemeſſen und deshalb als nicht 
erſtattungsfähig hält. 

Das BO. billigt ohne weitere Begründung, daß der An⸗ 
geklagte die Abſtandsſumme, die er an den einen der Tauſch⸗ 
beteiligten zugeſtanden hat, von dem anderen, dem er ſeine 
Wohnung überlaſſen wollte, erſtattet verlangt hat. Dabei 
ſcheint es von der Anſchauung auszugehen, daß allein die 
Tatſache der Vereinbarung einer ſolchen Abſtandsſumme deren 
Erſtattungsfähigkeit begründe. Das würde rechtsirrig ſein. 
Es können ſolche Abſtandsſummen, die ein Mieter von dem 
anderen bei einem Wohnungstauſche fordert, unter Berück⸗ 
ſichtigung der geſamten Verhältniſſe berechtigt ſein, ſo nament⸗ 
lich dann, wenn der Mieter der einen Wohnung dieſe in der 
Hauptſache aufgibt, um damit dem anderen die Erlangung 
einer ihm paſſenden Wohnung zu ermöglichen oder wenn er 
ſeinerſeits zur Erlangung einer Wohnung beſondere Auf⸗ 
wendungen machen muß. Aber das Geſetz verbietet dem eine 
Wohnung an einen anderen überlaſſenden Mieter ebenſo wie 
dem Hauseigentümer durch die Überlaſſung der Wohnung ſich 
ungerechtfertigt, alſo unangemeſſen, zu bereichern. Selbſt 
wenn in einer Stadt die Zahlungen von „Abſtandsſummen“ 
auch dann üblich geworden ſein ſollten, wenn ſie eine glatte 
Bereicherung des bisherigen Wohnungsinhabers darſtellen 


handelte ſich dort um eine außergewöhnlich hohe Miete, die boy 
Dirnen gefordert wurde — hat dies der Senat folgendermaßen 
formuliert: 

„Hinſichtlich der Bedeutung, die einerſeits dem objektiven 
Nutzungswert der vermieteten Räume, andererſeits der Geſtehungs⸗ 
koſtenberechnung für die Frage der Unangemeſſenheit der Miete 
i. S. des § 494 MietSh6. zukommt, wird auf die Entſch. des 
erk. Sen. v. 10. Juli 1928 (7823/27) und die dort in Bezug 
genommenen Entſch. verwieſen (vgl. RGSSt. 62, 228 [235— 239, 
241/42). Hieraus ergibt ſich, daß nach dem jetzt geltenden Raum⸗ 
wucherrecht in erſter Linie der objektive Nutzungswert maßgebend 
iſt, und daß bei der Aufſtellung einer Geſtehungskoſtenberechnung 
die unwirtſchaftlichen und vermeidbaren Geſtehungskoſten ſelbſt daun 
auszuſcheiden ſind, wenn der Vermieter im Augenblick ihrer Auf⸗ 
wendung ſich ihrer Unwirtſchaftlichkeit und Vermeidbarkeit nicht 
bewußt war (RGSt. 62, 238). Die das gewöhnliche Maß über⸗ 
ſteigenden Erwerbskoſten eines Hauſes, die ihren Grund in der 
Verwendung der Räume zu unſittlichen Zwecken, insbeſ. zum Be⸗ 
trieb eines Bordells hatten, können keinesfalls in Anſatz gebracht 
werden.“ 

Alles das, was ſchon gegen die einſchlägige Rſpr. zur Preistr VO. 
eingewandt worden iſt, gilt natürlich in erhöhtem Maße hier. In 
die Rſpr. wird ein unklares und unſicheres Moment hineingetragen, 
um ſo mehr, als die Fälle, in denen es ſich um wirtſchaftliche oder 
unwirtſchaftliche Aufwendungen handelt, häufig ineinander übergehen 
und es ſich vielfach gar nicht wird ſagen laſſen, bis zu welchem Grad 
eine Abfindungsſumme wirtſchaftlich oder nicht wirtſchaftlich erſcheint. 
In zahlreichen Fällen wird auch einem Kenner des Wohnungsmarkts, 
der alle vorhandenen Möglichkeiten beherrſcht, unter Umſtänden eine 
Aufwendung ganz oder teilweiſe unwirtſchaftlich erſcheinen, die für 
den Wohnungfuchenden, dem die betreffenden Verhältniſſe nur un⸗ 
genügend bekannk ſind, durchaus wirtſchaftlich erſcheinen. Die ganze 
Theorie von den nicht erſtattungsunfähigen Unkoſten (weil nicht in 
der Sache begründet) wird nur dann erträglich, wenn man — wie 
dies der 1. Sen. tut, dem allerdings der 2. Sen. nur zögernd folgt — 
den größten Nachdruck darauf legt, daß derartige Aufwendungen trotz⸗ 
dem erſtattungsfähig find, wenn auf Grund der objektiven Maßſtäbe 
der Geſamtpreis, der gefordert wird, ſachlich berechtigt und tragbar 
erſcheint. Dieſen Geſichtspunkt läßt die vorliegende Entſch. an den 
entſcheidenden Stellen nicht genügend ſtark erkennen. 

III. Zuſammenfaſſend läßt ſich alſo ſagen: 

Das Fordern von Abfindungsſummen iſt ſtets berechtigt, wenn 
die objektive Nutzung der Räume ſie mit Rückſicht auf die geſamten 
Verhältniſſe als angemeſſen erſcheinen läßt. (Dem dürfte der 1. Sen. 
wohl ohne weiteres, der 2. — wenn auch mit Zögern — bei⸗ 
ſtimmen. Der 3. Sen. legt in einer Entſch. v. 23. Okt. 1928, III 63/28 
— Mieter. 1929, 25 und Einigungsamt u. Mietſchöffengericht 1929, 
788 — anſcheinend immer noch mehr Wert auf die Geftehungskoften, 
als auf die objektive Nutzung!) Abgeſehen davon — alſo in den⸗ 
jenigen Fällen, in denen auf Grund des objektiven Nutzungswerks 
allein die Entſch. zugunſten des Empfängers noch nicht ausfallen 


343 


2738 


und ihr keine gerechtfertigten Aufwendungen gegenüberſtehen, 
ſo ſtellt ſich trotz einer ſolchen übung das Fordern der Ab⸗ 
ſtandsſumme — zum mindeften inſoweit der äußere Tat⸗ 
beſtand in Frage ſteht — als eine Zuwiderhandlung gegen 
§ 49a MietSchch. dar. Zahlt jemand im Falle eines Ring⸗ 
tauſchs eine Abſtandsſumme, die von ſeinem Vertragsgegner 
ohne Grund verlangt wird, unter Berückſichtigung der ge⸗ 
ſamten Verhältniſſe unangemeſſen ift, fo darf er ſie auch 
ſeinerſeits nicht von demjenigen fordern, dem er ſeine Woh⸗ 
nung überläßt. Das BG. hätte deshalb die Berechtigung 
der Forderung des Z., die es mit 2000 RN angeſetzt hat, ſo⸗ 
ſoller dem Grunde, als auch dem Betrage nach nachprüfen 
ollen. 


Bedenken beſtehen aber auch gegen die Berückſichtigung 
des Umſtands, daß die eine Wohnung ſich in einer ſchlechteren 
Wohngegend als die andere befindet. Zunächſt pflegt ſich ein 
ſolcher Unterſchied ſchon in der Höhe des Mietzinſes geltend 
zu machen und die Verſchlechterung der Wohnungslage wird 
durch die Verminderung der Mietzinszahlung ausgeglichen. 
Wenn beſondere Umſtände vorliegen, die dieſen Ausgleich 
verhindern, fo kann vielleicht bei einem Wohnungstauſch die 
Verſchlechterung der Wohnlage eine Entſchädigung recht⸗ 
fertigen. Solche beſonderen Umſtände ſind aber hier weder 
vom Angekl. dargetan oder auch nur behauptet, noch ſonſt er⸗ 
ſichtlich vorhanden. Wenn der Angekl., wie feſtgeſtellt worden 
iſt, den Wunſch hatte, ſeine bisherige Wohnung aufzugeben, 
weil ihm ſeine wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Zahlung des 
hohen Mietzinſes nicht ermöglichten, er ſich alſo eine billi⸗ 
gere Wohnung verſchaffen mußte, ſo konnte er den Ausgleich 
nur in der Ermietung einer kleineren oder einer weniger gut 
ausgeſtatteten oder einer ungünſtiger gelegenen Wohnung 
finden. Hierzu würde es auch gehören, wenn die neue Woh⸗ 
nung für ſein Geſchäft als Gütermakler weniger geeignet ſein 
ſollte. Das BG. führt ſelbſt an, daß der Angekl. nur durch 
Umſtände, die ihn und nicht ſeinen Tauſchpartner berührten 
und daher dieſem auch nicht angerechnet werden durften, zur 
Aufgabe ſeiner bisherigen Wohnung veranlaßt worden iſt. 
Bei dieſer Sachlage hätte die Zubilligung einer Entſchädigung 
für die Verſchlechterung der Wohnungslage einer eingehenden 
Begründung bedurft. 

(2. Sen. v. 14. März 1929; 2 D 1365/28.) A.] 


würde — hat die Rſpr. noch insbeſ. folgende Geſichtspunkte, die zu 
berückſichtigen ſind, hervorgehoben. 

In der vorliegenden Entſcheidung: 

a) Aufgabe von Räumen, um einem anderen ſolche zu ver⸗ 
ſchaffen, wenn die Aufgabe für den Aufgebenden ein „Opfer“ iſt, 
alſo nicht etwa bloß deshalb erfolgt, um für die eigenen Zwecke 
vorteilhaftere Räume zu erhalten. 

b) Eigene, wirtſchaftlich notwendige Aufwendungen, um die 
Räume zu erhalten oder für die eigenen Zwecke entſprechend brauchbar 
zu geſtalten. 

Der 1. Sen. führt in den Entſch. I 823/27 und I 744/28: 
RGSt. 62, 333 noch weiter an: 

a) in der Perſon des Zahlers liegender höherer Nutzungswert 
(den man vielleicht im Gegenſatz zu dem objektiven Nutzungswert als 
ſubjektiven Nutzungswert des Zahlers bezeichnen könnte); 

b) beſondere Unannehmlichkeiten, die mit der Räumung für 
den Empfänger verbunden ſind (3. B. beſonders ſtarke Abnutzung oder 
Verunreinigung der Räume, die vom künftigen Mieter zu erwarten 
iſt, größere Diebſtahlsgefahr, weil in Zukunft zahlreiche fremde Per⸗ 
ſonen das Haus betreten werden, Störung der eigenen Verdienſt⸗ 
möglichkeit, ſoweit dieſe nicht bereits im Erſatz des objektiven Nutzungs⸗ 
wertes ein Aquivalent finden, ſtärkere Bindung durch langfriſtige 
Verträge). 

Von einer ebenfalls unter Umſtänden berechtigten Riſikoprämie, 
wenn etwa der neue Mieter nicht jo zahlungsfähig und hreditwürdig 
iſt, wie der alte, handelt die ebenfalls ſchon erwähnte Entſch. II 17/27: 
REES. 61, 327. 

Die Berückſichtigung der Vermögensverhältniſſe der Vertrags⸗ 
teile — insbeſ. beſondere Wohlhabenheit auf ſeiten des Zahlers — 
will der 1. Sen. in der Entſch. 823/27: RS. 62, 239 nur inſoweit 
geftatten, „als nicht im Falle ihrer Berücksichtigung ein wobnungs⸗ 
wirtſchaftlich nicht zu billigender Wettbewerb der Mieter, eine Be⸗ 
vorzugung kapitalkräftiger Perſonen und ein objektiv nicht gerecht⸗ 
fertigtes Hinauftreiben der Grundſtückswerte zu befürchten iſt“. In 
der ſchon erwähnten Entſch., welche die Vermietung an Dirnen be⸗ 
traf H 1291/28), lehnt der 1. Sen. die Berüchſichtigung ihrer Leiſtungs⸗ 
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36. § 244 Abſ. 3 StPO. Die Gründe, aus 
denen ein Beweisantrag abgelehnt iſt, müſſen 
in dem Gerichtsbeſchluß angegeben werden. Ihre 
Angabe darf nicht dem Urteil vorbehalten wer⸗ 
den. Fragepflicht des Gerichts. f) 

Die Begründung des Ablehnungsbeſchluſſes entſprach 
keineswegs dem Geſetze. Sie läßt ſchon nicht erkennen, ob die 
Strat. die unter Beweis geſtellten Tatſachen für rechtlich oder 
tatſächlich unerheblich erachtete. Die Gründe, aus denen das 
Gericht die Tatſachen für unerheblich anſah, müſſen aber an⸗ 
gegeben werden, weil nur fo der Antragſteller ſich darauf ein⸗ 
richten und ſich entſcheiden kann, ob er angeſichts der Ab⸗ 
lehnung noch weitere Anträge zu ſtellen habe, und weil ferner 
ſonſt auch das RevG. nicht die Richtigkeit der Gründe nach⸗ 
prüfen kann, auf die ſich die Ablehnung der Anträge ſtützt. 
Die Gründe, die der Beſchluß ſelbſt vermiſſen läßt, können 
auch nicht in den Urteilsgründen wirkſam nachgeholt werden. 
Dabei iſt Anlaß, noch darauf hinzuweiſen, daß gegenüber 
einer etwa angenommenen Unklarheit der geſtellten Anträge 
oder einer Unbeſtimmtheit der Frage, welche Beweisanträge 
bei einer zuſammenfaſſenden Verweiſung des Antragſtellers 
auf frühere Anträge nun noch geſtellt ſein ſollten, es die 
Aufgabe des Richters iſt, darüber durch Befragung des An⸗ 
geklagten Klarheit zu ſchaffen. 

(1. Sen. v. 5. April 1929; 1D 110/29.) A.] 

37. §8 244, 325 StPO. Unzuläſſigkeit der Ab⸗ 
lehnung eines Beweisantrages mit der Begrün⸗ 
dung, daß unterſtellt wird, der Zeuge werde 
das bekunden, was in dem Beweisantrag behaup⸗ 
tet iſt. In der Zuſtimmung zur Verleſung eines 
in der erſten Inſtanz aufgenommenen Verneh⸗ 
mungsprotokolls liegt kein Verzicht auf die un- 
mittelbare Vernehmung des Zeugen, wenn ein 
dahin gerichteter Beweisantrag vorher ab- 
gelehnt war. f) 


Der Verteidiger hat in der Berufungsverhandlung Ver⸗ 
tagung zum Zwecke der Vernehmung des R. als Zeugen dar⸗ 
über beantragt, daß der Angekl. die ihm zur Laſt gelegten 
Außerungen nicht getan habe. Dieſen Antrag, der nicht nur 
hilfsweiſe geſtellt war, hat das Gericht mit der Begründung 


fähigkeit infolge der Quellen, aus denen dieſes Einkommen ſtammt 
und im Hinblick auf die Gefahr der Ausbeutung ab. 
RA. Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Zu 36. Die Entſch. iſt zutreffend. Der beanſtandete Beſchluß 
lautete dahin, der Antrag auf Vertagung zur Erhebung weiterer Be⸗ 
weiſe werde „wegen Unerheblichkeit dieſer Beweiſe abgelehnt“. Das 
iſt nur ein Bruchſtück der erforderlichen Begründung. Es fehlt die 
Ausführung, weshalb die Beweismittel unerheblich waren. Die 
Nachholung in den Urteilsgründen nützt wenig: Der Antragſteller hat 
nun in der Inſtanz keine Möglichkeit mehr, ſich der veränderten 
Lage anzupaſſen. Und das Gericht ſelbſt befindet ſich in der Zwangs⸗ 
lage, den einmal vorliegenden Beſchluß begründen zu müſſen; es 
wäre vielleicht zu einem anderen Ergebniſſe gekommen, wenn es 
durch den Begründungszwang genötigt worden wäre, die Frage vor 
Verkündung des Beſchluſſes gründlich zu durchdenken. — Es ift 
bedauerlich, daß das RG. dieſe und ähnliche Grundſätze ſo oft aus⸗ 
ſprechen muß. h 
} LGR. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 37. Die Entſch. enthält nicht, wie man auf den erſten 
Blick anzunehmen geneigt ſein könnte, einen Beitrag zu dem 
Problem der „Wahrunterſtellung im Strafprozeß“, dem in letzter 
Zeit Alsberg: JW. 1929, 977 und Graf zu Dohna: IM. 
1929, 1445 ſehr intereſſante Betrachtungen gewidmet haben. Keiner 
der drei möglichen Bedeutungen der „Wahrunterſtellung“ liegt vor, 
die Alsberg zutreffend dahin unterfcheidet: 1. Das Gericht 
iſt von der Wahrheit der behaupteten Tatſache überzeugt und des⸗ 
halb bereit, ſie als wahr zu behandeln. 2. Das Gericht ſieht die 
behauptete Tatſache, einerlei, ob ſie ihm als wahr erſcheint oder 
nicht, als unwiderlegbar an. 3. Das Gericht läßt es dahingeſtellt, 
ob die Tatſache wahr iſt oder nicht, ob ſie widerlegt werden kann 
oder nicht, es will fie aber bei feiner Entſch. als wahr be⸗ 
handeln. Nach Keiner dieſer drei Richtungen hat im vorl. Fall 
das Gericht in ſeinem ablehnenden Beſchluß Stellung genommen. 
Es hat ſich vielmehr nur damit begnügt, zu erklären, es wolle 
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abgelehnt, es werde unterſtellt, daß der Zeuge R. das be⸗ 
kunden würde, was in dem Beweisantrag behauptet ſei. Die 
Ablehnung mit dieſer Begründung verſtößt gegen das Geſetz. 
Eine Beweiserhebung iſt für die Regel dann nicht geboten, 
wenn das Gericht die vom Angekl. unter Beweis geſtellten 
Tatſachen als wahr unterſtellt, weil der Angekl., wenn ſich das 
Gericht an die Wahrunterſtellung hält, das erreicht, was er 
durch die Beweisaufnahme zu erreichen bezweckt. Wenn aber 
lediglich unterſtellt wird, daß der benannte Zeuge das bekunden 
würde, wofür er angerufen iſt, das Gericht ſich alſo die 
Würdigung der unterſtellten Zeugenausſagen vorbehält, dann 
verſtößt es gegen den Grundſatz der Unmittelbarkeit. Das 
Gericht ſoll die Ausſagen eines Zeugen, von beſonderen 
im Geſetze vorgeſehenen Ausnahmefällen abgeſehen, nur auf 
Grund des perſönlichen Eindrucks würdigen (RGSt. 49, 45). 
Da es ſich um einen unbedingten Antrag gehandelt hat, ſo 
war es auch nicht zuläſſig, die Begründung des Beſchluſſes 
durch weitere Gründe im Urteil zu ergänzen. Aber auch dieſe 
nachgeſchobenen Gründe ſind nicht frei von rechtlichen Be⸗ 
denken. Auch ein vergeßlicher Zeuge iſt nicht ſchlechthin ein 
völlig untaugliches Beweismittel. 

Der Verfahrensmangel wurde auch nicht dadurch geheilt, 
daß der Verteidiger nach Ablehnung ſeines Antrags der Ver⸗ 
leſung der Ausſagen R.s aus dem Sitzungsprotokoll des 
Schöffcd. zugeſtimmt hat (vgl. § 325 StpO.). Denn dieſe 
Zuſtimmung war keine freie, ſondern wurde offenbar nur not⸗ 
gedrungen mit Rückſicht auf die vorausgegangene Ablehnung 
erteilt, weil die Verleſung der Ausſagen die Lage des Angekl. 
immer noch günſtiger geſtaltete, als der völlige Ausfall des 
Zeugniſſes. 

Die Zuſtimmung des Verteidigers konnte zudem die Zu⸗ 
ſtimmung des Angekl. nicht erſetzen (RGSt. 18, 138 [141]; 
44, 284). 

Das Urteil war daher auf die Verfahrensrüge aufzuheben 
und die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

(2. Sen. v. 11. April 1929; 2 D 1395/28.) A.] 


38. § 265 A bſ. 1 StPO. Der in erſter Inſtanz 
erfolgte Hinweis auf die Veränderung des 
rechtlichen Geſichtspunkts genügt nicht unter 
allen Umſtänden auch für die Verhandlung vor 
dem Berufungsgericht. 7) 


Zweck des § 265 Abſ. 1 SPD. iſt, Überraſchungen des 
Angekl. durch die von ihm nicht vorausgeſehene Anwendung 


unterſtellen, daß der Zeuge bekunde, was in ſein Wiſſen geſtellt 
wurde, hat ſich aber in keiner Weiſe darauf feſtgelegt, daß es 
auch die Wahrheit des von dem Zeugen Bekundeten unter⸗ 
ſtellen wolle. Es hat ſich vielmehr die Entſchließung darüber voll⸗ 
ſtändig freigehalten. Da aber für dieſe Entſchließung, d. h. für die 
Würdigung der Ausſage des Zeugen vom Geſichtspunkt ihrer 
Glaubwürdigkeit, der perſönliche Eindruck des Zeugen von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung und nach dem Prinzip der Unmittelbarkeit 
der Beweisaufnahme daher unerläßlich iſt, hat die vorl. Entſch. 
mit Recht die Begründung für die Ablehnung der Vernehmung des 
Zeugen ſelbſt für unzureichend erklärt. Daß es dieſe Vernehmung 
auch durch die Verleſung der erſtinſtanzlichen Ausſage nicht für er⸗ 
ſetzt erachtet, iſt ein erfreulicher Beweis dafür, wie hoch das Gericht 
die Bedeutung der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme für die 
Gewinnung der richterlichen Überzeugung einſchätzt. 
IR. Dr. Mamroth, Breslau. 


Zu 38. Das Urt. verdient Beachtung. Es hält zwar für den 
Regelfall an dem Grundſatze feſt, daß der in erſter Inſtanz vor⸗ 
genommene Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punkts auch für die zweite Inſtanz genüge (vgl. hierüber JW. 1926, 
2196 9), macht aber bedeutſame Ausnahmen. Der Grundſatz ſelbſt ift 
dann richtig, wenn das Urt. erſter Inſtanz der rechtlichen Beurtei⸗ 
jung, auf die der Hinweis zielte, gefolgt iſt. Bedenken entſtehen je⸗ 
doch im dem entgegengeſetzten Falle. Hier durfte der Angekl. an⸗ 
nehmen, daß der Hinweis durch das erſte Urt. auch für die Zukunft 
gegenſtandslos geworden ſei; daher iſt eine Wiederholung in zweiter 
Inſtanz in einem derartigen Falle m. El ſtets erforderlich. Das 
RO. beginnt ſich dieſer Meinung, wie die obige Entſch. zeigt, wenig⸗ 
ſtens etwas zu nähern. Unter Zugrundelegung des Standpunkts des 
RG. find die in der Entſch. aufgeſtellten Richtlinien billigenswert: 
Wenn ſich beachtliche Zweifel darüber ergeben, ob dem Angekl. die 
frühere Belehrung noch geläufig iſt, ſoll Wiederholung nötig ſein. 
Wäre es aber nicht zweckmäßiger, dieſe oft zweifelhafte Frage da⸗ 
durch zu umgehen, daß man ſtets Wiederholung verlangt? 
Sodann iſt zu beachten, daß das RG. dem BG. die Verpflich⸗ 
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einer Strafbeſtimmung bei ſeiner Verurteilung vorzubeugen 
und ihm eine rechtzeitige Verteidigung gegenüber allen für 
ſeine Tat in Betracht kommenden rechtlichen Geſichtspunkten 
zu ermöglichen. In der Rſpr. des RG. wird anerkannt, daß 
der im erſten Rechtszuge erfolgte Hinweis von dem BG. im 
allgemeinen nicht wiederholt zu werden braucht. Es laſſen 
ſich jedoch Fälle denken, in denen eine ſolche Wiederholung 
erforderlich iſt. 

In welcher Form der Hinweis zu geſchehen hat, unter⸗ 
liegt dem Ermeſſen des Gerichts unter Berückſichtigung der 
Erforderniſſe des Einzelfalles. Das BG. hat, wenn es die 
nochmalige Belehrung als überflüſſig unterlaſſen will, zu⸗ 
nächſt nachzuprüfen, ob die früher erteilte Belehrung den 
geſetzlichen Erforderniſſen und der Lage des einzelnen Falles 
entſprochen hat. Es hat aber weiterhin auch zu prüfen, ob 
von dem Angekl. wegen ſeiner beſonderen perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe erwartet werden kann, daß ihm die früher nur münd⸗ 
lich erteilte Belehrung, ſofern der erſte Richter nicht unter 
dem betreffenden rechtlichen Geſichtspunkt verurteilt hat, noch 
geläufig iſt. Ergeben ſich in dieſer Beziehung beachtliche Zwei⸗ 
fel, ſo wird eine neue Belehrung erforderlich. Solche Zwei⸗ 
fel konnten hier dadurch begründet werden, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer nach der Annahme des LG. an angeborenem 
Schwachſinn leidet, daß ihm von dem Schöffengericht lediglich 
die Möglichkeit ſeiner Beſtrafung nach $ 163 StGB. ohne 
nähere Erläuterung des Inhalts dieſer Beſtimmung vor⸗ 
gehalten worden iſt und daß die Perſon ſeines Verteidigers 
in beiden Rechtszügen gewechſelt hat. Die Sachlage legt die 
Vermutung nahe, daß das LG. von der Annahme aus⸗ 
gegangen iſt, der im erſten Rechtszuge gemäß § 265 Abſ. 1 
StPO. erfolgte Hinweis genüge unter allen Umſtänden 
auch für die Verhandlung vor dem BG. Dieſe Annahme iſt 
rechtsirrig. 

(8. Sen. v. 28. Febr. 1929; 3D 22/29.) A.] 


39. 8 267 St PO. Erforderniſſe des Urteils in 
Hinblick auf die Wiedergabe des Inhalts eines 
inkriminierten Plakats. ) 


Nach § 267 Abſ. 1 StPO. müſſen allerdings die Urteils⸗ 
gründe die für erwieſen erachteten Tatſachen angeben, in denen 
die geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren Handlung gefunden 
ſind; daraus folgt aber keineswegs, daß das LG. die ſämt⸗ 
lichen Plakate, in deren Anheftung es die Verbreitung un⸗ 
züchtiger und ehrenkränkender Schriften geſehen hat, in den 


tung auferlegt zu prüfen, ob die in erſter Inſtanz erteilte Beleh⸗ 
rung „den geſetzlichen Erforderniſſen und der Lage des einzelnen 
Falles“ entſprochen hat. Hierbei iſt ſchon das in der Entſch. mehrfach 
gebrauchte Wort „Belehrung“ bedeutſam; denn in der Entſch. 3 D 
250/26 v. 20. Mai 1926 (HöchſtgeRſpr. 3. Jahrg. S. 269) hat der 
gleiche Sen. zu Unrecht erklärt, 8 265 verlange keine „Belehrung“, 
ſondern nur einen an eine beſondere Form nicht gebundenen Hin⸗ 
weis. Ich glaube nicht, daß das Geſetz ſich den „Hinweis“ des 
§ 265 weniger ſorgfältig gedacht hat als etwa die „Belehrung“ der 
88 26 II Gch. oder 268 III StPO. Die Nachprüfung der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des erſtinſtanzlichen Hinweiſes durch das BG. wird aller⸗ 
dings regelmäßig wohl kaum praktiſchen Wert haben. Denn das 
Sitzungsprotokoll wird ſich gewöhnlich auf eine kurze Erwähnung des 
Hinweiſes beſchränken. Der Angekl. wird den Inhalt dieſes Hin⸗ 
weiſes kaum jemals bemängeln; denn wenn er einen Verteidiger hat, 
wird dieſer ihn ohnehin aufklären — anderenfalls wird der Angekl. 
die Tragweite des Vorganges nur ſelten erfaſſen. 
LGRat Prof. Dr. Mannheim, Berlin⸗Friedenau. 


Zu 39. Die Entſcheidung ſtellt feſt, daß das LGUrt. einen Teil 
des Inhalts einiger Plakate wörtlich wiedergegeben und bedenken⸗ 
frei feſtgeſtellt habe, daß in dieſen Stellen der Tatbeſtand der un⸗ 
züchtigen und beleidigenden Außerungen enthalten ſei. Es entſpricht 
dies genau der Vorſchrift von § 267 Abſ. 1 StPO. 

Es iſt ferner zutreffend ausgeführt, daß es der wört⸗ 
lichen Anführung des betreffenden Inhalts dieſer und anderer 
Plakate nicht bedarf, es vielmehr genügt, wenn der beanſtandete 
Inhalt irgendwie ſo feſtgeſtellt iſt, daß eine Nachprüfung der 
rechtlichen Anwendung der Strafbeſtimmungen möglich iſt. So wenig 
in bezug genommene Bilder in dem Urt. einzufügen ſind (RG. v. 
10. März 1914: Recht Bd. 19 Nr. 278), ebenſowenig iſt es nötig, 
die Plakate ſelbſt zum Teil des Urt. zu machen oder ihren Inhalt 
durchweg wörtlich anzuführen. 

Dagegen iſt es von der Entſch. zu Unrecht für genügend er⸗ 
achtet, wenn das LGurt. bezüglich anderer Plakate ausführt, daß 
ihr Inhalt jenen inhaltlich angeführten Stellen „ähnlich“ ſei. 
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Urteilsgründen einzeln aufführen und ihrem vollen Inhalte 
nach wiedergeben mußte, und zwar auch dann nicht, wenn die 
in Frage kommenden Plakate, was das Rev. nicht nach⸗ 
prüfen kann, noch ſämtlich vorhanden und zum Gegenſtande 
der Hauptverhandlung gemacht worden ſein ſollten. Dem Er⸗ 
fordernis der angezogenen Verfahrensvorſchrift iſt vielmehr 
auch dann Genüge geſchehen, wenn das LG. den Inhalt der 
Plakate, ſoweit er nach ſeiner Auffaſſung den Tatbeſtand der 
83 184 Ziff. 1, 186, 73 StGB. erfüllt, ohne ihn wörtlich 
wiederzugeben, auf andere Weiſe dergeſtalt gekennzeichnet und 
umſchrieben hat, daß ſich die rechtsirrtumsfreie Anwendung 
der angeführten Geſetzesvorſchriften auf ihn ergibt. Mithin iſt 
es nicht zu beanſtanden, daß das LG. zum Nachweis des 
geſetzlichen Tatbeſtandes nur eine beſchränkte Anzahl Sätze, 
die ihrerſeits denſelben unbedenklich erfüllen, aus den Plakaten 
wörtlich angeführt und ſich im übrigen mit der Feſtſtellung 
begnügt hat, daß auch in zahlreichen anderen Plakaten Sätze 
des gleichen oder ähnlichen Inhaltes enthalten geweſen ſeien. 
Denn damit ſpricht es unzweideutig aus, daß auch dieſe 
anderen Plakate wörtliche oder bildliche Hinweiſe auf den 
angeblichen außerehelichen Geſchlechtsverkehr zwiſchen gewiſſen 
in den Plakaten genannten Perſonen enthielten, ſomit un⸗ 
züchtig waren und die Ehre der betroffenen Perſonen verletzten. 
(2. Sen. v. 22. April 1929; 2D 327/29.) A.] 


40. § 267 StPO.; 89176 Ziff. 3, 51 StG B. Feſt⸗ 
ſtellungserforderniſſe im Falle der Verurtei— 
lung wegen eines Verbrechens nach 8176 Ziff. 3 
StGB. Auch wenn keine ſinnloſe Trunkenheit 
vorlag, kann doch eine krankhafte Störung der 
Geiſtestätigkeit beſtanden haben, durch die die 
freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. 

Die Stra. hat den Angekl. wegen Verbrechens nach 
§ 176 Nr. 3 St6B., begangen an feiner 11jährigen Tochter, 
beſtraft. Das Urt. läßt jedoch nicht klar erkennen, welche 
unzüchtigen Handlungen der Angekl. mit ſeiner Tochter vor⸗ 
genommen haben ſoll. 

Die Ehefrau des Angekl. hat im Ermittlungsverfahren 
bekundet, ihr Mann habe ſeit längerer Zeit ſeine Tochter, 
wenn dieſe bei ihm im Bett lag, geſchlechtlich gebraucht. Der 
Zeuge R. hat bekundet, daß die H. M. bei ihrer polizeilichen 
Vernehmung ausgeſagt hat, der Angekl. habe ihr mit den 
Fingern im Geſchlechtsteil gebohrt, ſie dann mit dem Geſicht 
zur Wand gedreht, ihre Beine geſpreizt und ſeinen Ge⸗ 
ſchlechtsteil in den ihren hineingeſteckt. Bei ihrer gerichtlichen 
Vernehmung haben die Ehefrau des Angekl. ebenſo wie die 
Tochter nur von einem Faſſen zwiſchen die Beine geſprochen. 
Im Anſchluß daran wird geſagt, das BG. trage keine Be⸗ 
denken, den Angaben der beiden Zeuginnen im Ermittlungs⸗ 
verfahren, ſoweit die Vornahme unzüchtiger Handlungen in 
Frage ſteht, Glauben zu ſchenken. Das kann im Zuſammen⸗ 
hang mit der Angabe am Schluſſe heißen: Das BG. ſieht 
zwar einen wirklichen Geſchlechtsverkehr (Vereinigung der 
Geſchlechtsteile) zwiſchen Vater und Tochter nicht als er⸗ 
wieſen an, wohl aber ſonſtige unzüchtige Handlungen. Das 
können ſowohl Hineinbohren des Fingers, wie auch bloßes 
Faſſen zwiſchen die Beine des Kindes ſein. Was vorliegen 
ſoll, wird nicht klar zum Ausdruck gebracht, ebenſowenig, 
ob der Angekl. mehrfach ſolche Handlungen vorgenommen 
haben ſoll. 

Hiernach fehlt eine zweifelsfreie Grundlage für die Prü⸗ 
fung des RevG. ob und in welchem Umfange der Angekl. 
ſich unzüchtiger Handlungen gegenüber ſeiner Tochter ſchuldig 
gemacht hat. 

Schon dieſer Mangel des Urt. führt zur Aufhebung. 

Bedenken beſtehen auch gegen die Begründung, mit wel⸗ 
cher der Einwand der Unzurechnungsfähigkeit zurückgewieſen 
wird. Es wird im Urt. nur geſagt, „mag er bei Vornahme 


Hier iſt die Möglichkeit der Nachprüfung, ob die Grenze zwiſchen 
Ahnlichkeit und Gleichheit nicht unrichtig gezogen iſt, ausgeſchloſſen. 
Es muͤſſen die Tatſachen jo dargeſtellt fein, daß die „Subſumtion 
des konkreten Sachverhalts unter das Strafgeſetz weder Schwierig⸗ 
keiten bietet, noch Zweifel übrig läßt“; Löwe, 8 266 (jest 267) 
Anm. 4a und weitere daſelbſt zitierte Entſch. Unter dem, was ein 
„ähnlicher“ Inhalt, kann ſich eben jeder etwas anderes denken. 
IR. Dr. Johannes Werthauer, Berlin. 


der Handlungen auch angetrunken geweſen ſein, ſo kann doch 
von ſinnloſer Trunkenheit keine Rede fein”. 

Damit wird höchſtens ein Zuſtand der Bewußtloſigkeit 
verneint, aber nicht entſchieden, ob nicht infolge der Trunken⸗ 
heit beim Angekl. ein Zuſtand krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit beſtand, durch den ſeine freie Willensbeſtim⸗ 
mung ausgeſchloſſen war. Es wird in dieſer Beziehung auf 
RGSt. 63, 46 verwieſen. 

Hiernach wäre im vorliegenden Falle auch zu prüfen 
geweſen, in welchem Maße etwa bei dem Angekl. unter dem 
Einfluß einer krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit „die⸗ 
jenigen Hemmungen fortgefallen“ waren, die einen „nüch⸗ 
ternen Menſchen“, namentlich alſo den Angekl. in nüchternem 
Zuſtande, davon abgehalten haben würden, ſich an ſeiner 
eigenen Tochter zu vergreifen. 

(2. Sen. v. 22. April 1929; 2 D 394/29.) A.] 

41. 58 274, 226 StPO. Die Feſtſtellung des 
die Reviſion begründenden Vorganges auf 
Grund einer Erklärung des Vorſitzenden. Die 
Befragung eines Zeugen über einen für die 
Schuldfrage bedeutungsvollen Punkt iſt auch 
dann Teil der Beweisaufnahme, wenn der Punkt 
auch ohne Befragung des Zeugen hätte geklärt 
werden können. f) 

Die von der Staatsanwaltſchaft erhobene Prozeßrüge 
mußte zur Aufhebung des angegriffenen Urteils führen. Die 
Rev. macht geltend, daß die nach der Beratung des Gerichts 
wiedereröffnete Beweisaufnahme, entgegen der Vorſchrift des 
$ 226 StPO., in Abweſenheit des Vertreters der Staats⸗ 
anwaltſchaft und des Protokollführers ſtattgefunden habe. 

Das Protokoll beurkundet: „Es wurde nochmals in die 
Beweisaufnahme eingetreten und der Zeuge St. über die 
Pflicht zur Beleuchtung der Fuhrwerke im September gehört. 
Die Beweisaufnahme wurde ſodann wieder geſchloſſen.“ 

Aus dieſer Feſtſtellung iſt eine Beſtätigung der Reviſions⸗ 
behauptung nicht zu entnehmen. Indes hat ſich der Vor⸗ 
ſitzende des Gerichts dahin geäußert: Es ſei ihm entgangen, 
daß ſich der Vertreter der Staatsanwaltſchaft und der Pro⸗ 
tokollführer während der Beratung aus dem Sitzungsſaal 
entfernt hatten. Der Oberlandjäger St. ſei aber, da die ört⸗ 
lichen Beleuchtungsvorſchriften nicht zur Stelle waren, ledig⸗ 
lich gefragt worden, ob für Ackerfuhrwerke eine Ausnahme 
von der Beleuchtungspflicht beſtünde, weil ein Schöffe dies 
behauptete. Er ſei alſo nicht als Zeuge über eine wahr⸗ 
genommene Tatſache vernommen worden, vielmehr ſei lediglich 
eine Rechtsauskunft von ihm erfordert. Die an ihn ge⸗ 
richtete Frage ſei daher kein Teil der Beweisaufnahme und 
die Anweſenheit des Protokollführers ebenſowenig erforderlich, 
wie wenn das Gericht im Sitzungsſaal die Herbeiholung eines 
Kommentars angeordnet hätte. 

Hiernach iſt zunächſt anzunehmen, daß der protokol⸗ 
lariſchen Feſtſtellung in dem fraglichen Punkte durch die 
Erklärung des Vorſitzenden die Beweiskraft entzogen worden 
iſt und daß die Befragung des Oberlandjägers St. hinſichtlich 
der Beleuchtungspflicht der Fuhrwerke in Abweſenheit des 
Vertreters der Staatsanwaltſchaft und des Protokollführers 
ftattgefunden hat (vgl. RGSt. 57, 396). Durch die Be⸗ 
fragung des Zeugen ſollte aber im Rahmen der Beweisauf⸗ 
nahme eine Grundlage beſchafft werden, der die Strͤ. für die 
Beurteilung der Schuldfrage beſondere Bedeutung beimaß. 
Sie bildete daher einen weſentlichen Teil der Hauptverhand⸗ 
lung (vgl. RGSt. 58, 180). Hieran vermag die Tatſache 
nichts zu ändern, daß die für erforderlich erachtete Auskunft 
auch in anderer Weiſe, als durch die Vernehmung des Zeugen, 
hätte erlangt werden können. Da ſich die formelle Beweis⸗ 
kraft des Protokolls nicht auch auf den protokollierten Inhalt 
von Zeugenausſagen erſtreckt, kann ferner die Möglichkeit 


Zu 41. 1. Da das Protokoll nichts von einer Entfernung des 
SM. und Protokollführers erwähnt, iſt ihre Anweſenheit als durch 
den am Kopfe des Protokolls befindlichen Vermerk feſtgeſtellt anzu⸗ 
ſehen. Es fragt ſich nunmehr, ob dem Protokoll durch die ein⸗ 
ſeitige Erklärung des Vorſitzenden die Beweiskraft entzogen wer⸗ 
den kann. Das NG. bejaht dieſe Frage in Übereinſtimmung mit 
der eingehenden Entſch. RGSt. 57, 395. Beling (JW. 1927, 
126 25) äußert hiergegen Bedenken, ſoweit die Außerung des Vor⸗ 
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nicht als ausgeſchloſſen gelten, daß die Ausſage des Zeugen 
St. nach Wiedereröffnung der Beweisaufnahme noch einen 
anderen Gegenſtand, als die fragliche Rechtsauskunft betraf. 
Wegen Verletzung des § 226 StPO. unterlag daher das 
angegriffene Urteil gemäß 8 338 Nr. 5 StPO. der Auf- 
hebung, ohne daß es darauf ankommt, ob es auf dem ge⸗ 
rügten Verſtoß beruht. 
Die Strafverfolgung der in Betracht kommenden Über⸗ 
tretung iſt durch Verjährung ausgeſchloſſen. 
(2. Sen. v. 25. Febr. 1929; 2 D 826/28.) A.] 


42. 88 325, 251 A bſ. 2, 223 StPO. 

1. Ein Recht auf Verlegung des Termins 
zur Berufungsverhandlung zum Zwecke der Er⸗ 
möglichung der Vorladung eines in erſter In⸗ 
ſtanz vernommenen Zeugen iſt dem Angekl. im 
§ 325 StPO. nicht eingeräumt. Der Vorſitzende 
entſcheidet hierüber nach ſeinem pflichtge⸗ 
mäßen Ermeſſen unter Berückſichtigung der Vor⸗ 
ſchriften des 83233 StPO. 

2. Nach 8 325 i. Verb. m. § 251 Abſ. 2 StPO. 
iſt in den im § 223 StPO. bezeichneten Fällen die 
Verleſung des Protokolls über eine frühere, 
nach der Eröffnung des Hauptverfahrens er⸗ 
folgte, richterliche Vernehmung gegen den Wi⸗ 
derſpruch der Prozeßparteien ſtatthaft. Zu die⸗ 
ſen verlesbaren Vernehmungen gehört auch die 
Vernehmung in einer früheren Hauptverhand⸗ 
lung, ſofern kein Bedenken gegen die Richtig⸗ 
keit der Niederſchrift beſteht. f) 

In der Hauptverhandlung vor dem SchöffG. iſt unter 
anderen auch die Ehefrau des Angekl., Thereſe M., un⸗ 
beeidigt vernommen worden. Ihre Ausſage iſt im Protokoll 
über die Hauptverhandlung v. 17. Aug. 1928 niedergelegt. 
Nach Anberaumung des Termins für die Berufungsverhand⸗ 
lung v. 9. Okt. 1928 beantragte der Verteidiger des Angekl. 
die Verlegung des Termins, weil die Ehefrau des Angell. 


ſitzenden nicht nur zweifelhafte Punkte des Protokolls er⸗ 
läutere, ſondern geradezu gegen den feſtſtehenden Protokoll⸗ 
inhalt angehe. M. E. iſt dieſen Bedenken nicht zu folgen; denn der 
Vorſitzende köunte ja auch von vornherein dem Protokoll die Be⸗ 
weiskraft dadurch vorenthalten, daß er die Unterſchrift ablehnt. 
Daher muß er auch die Möglichkeit haben, nachträglich dieſe Wir⸗ 
kung zu erzielen. 

2. Die Abweſenheit des StA., Verteidigers oder Protoholl⸗ 
führers wird im allgemeinen dann nicht als Reviſionsgrund be⸗ 
zeichnet, wenn ſie nur während eines unweſentlichen Teiles der 
Hauptverhandlung andauert (ſo Loewe⸗Roſenberg, 12 zu 8338 
und RGSt. 58, 180). Im obigen Urteil ſtellt das RG. zunächſt zwar 
feſt, es habe ſich um einen weſentlichen Teil gehandelt, betont dann 
aber, es komme nicht darauf an, ob das Urteil auf dem Verſtoß 
beruhe (ebenſo z. B. RGSSt. 57, 264). Das erſcheint zunächſt viel⸗ 
leicht als nicht folgerichtig. Man lönnte nämlich geneigt ſein 
zu ſagen: Entweder ſoll es auf das „Beruhen“ nicht ankommen; 
dann iſt es gleichgültig, ob die Abweſenheit einen weſentlichen Teil 
der Hauptverhandlung trifft. Oder man verlangt Abweſenheit wäh⸗ 
rend eines weſentlichen Teiles; dann beruht das Urteil auf dem 
Verſtoß. Dieſe Argumentation könnte ſich — wie es ſcheinen mag — 
auch darauf berufen, daß man den Fall des § 338 Nr. 8 gerade 
deshalb unter die relativen Reviſtonsgründe rechnet, weil er vor⸗ 
ausſetzt, daß die Verteidigung in einem weſentlichen Punkte be⸗ 
ſchränkt worden ſei. Alſo auch hier findet ſich die gedankliche 
Verbindung der beiden Begriffe „weſentlicher Punkt“ und „be⸗ 
ruhen“. Aber der Sinn des Geſetzes iſt doch wohl ein anderer. 
Die Begriffe „für die Entſch. weſentlicher Punkt“ (8 338 Nr. 8) 
und „weſentlicher Teil der Hauptverhandlung“ decken ſich nicht 
völlig. Ich möchte z. B. annehmen, daß jeder Akt der Beweis⸗ 
aufnahme einen weſentlichen Teil der Hauptverhandlung bildet — 
auch dann, wenn das Gericht in den Urteilsgründen ausdrücklich 
erklärt, daß es ihn für die Urteilsfindung nicht verwerten könne. 
In einem ſolchen Falle wäre z. B. die Rüge der geſetzwidrigen 
Nichtbeeidigung eines Zeugen nach herrſchender Meinung nach 8 338 
Nr. 8 erfolglos. Dagegen wäre ein Reviſionsgrund nach 8 338 
Nr. 5 hier gegeben, wenn bei notwendiger Verteidigung der Ver⸗ 
teidiger der Vernehmung dieſes Zeugen nicht begewohnt hätte. 

3. Nicht unzweifelhaft iſt die rechtliche Würdigung der nach⸗ 
träglichen „Vernehmung“ des Oberlandjägers: Zeugenausſage? 
Sachverſtändigengutachten? Oder keins von beiden? In der Lite⸗ 
ratur heißt es gewöhnlich, die „Erforſchung der Rechtsſätze“ geſchehe 
nicht durch ein „Beweisverfahren“ (fo Beling, Dtſch. Reichsſtraf⸗ 
prozeßrecht, 1928, S. 278); der Richter ſei dabei „weder an die 
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nach dem vorgelegten ärztlichen Zeugnis wegen eines Unter⸗ 
leibleidens bettlägerig ſei und nicht vor Gericht erſcheinen 
könne, auf ihre Ausſage vor dem BG. aber außerordentlich 
viel Gewicht gelegt werden müſſe. Der Vorſitzende verlegte 
hierauf den Termin auf den 25. Okt. 1928. Am 17. Okt. 
1928 ſtellte der Verteidiger unter Vorlegung eines neuen 
ärztlichen Zeugniſſes abermals einen Antrag auf Termins⸗ 
verlegung. Dieſer Antrag wurde abgelehnt, da nach dem 
ärztlichen Zeugnis mit dem Erſcheinen der Zeugin Thereſe 
M. in abſehbarer Zeit nicht gerechnet werden könne. In der 
Berufungsverhandlung wurden die Protokolle über die Aus⸗ 
ſagen der in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz vernom⸗ 
menen Zeugen, die nicht wieder geladen worden waren, 
darunter auch das Protokoll über die Ausſage der Thereſe 
M., ohne Widerſpruch von Seite der Prozeßbeteiligten ver⸗ 
leſen. Beim Schlußvortrag beantragte der Verteidiger Frei⸗ 
ſprechung des Angekl. eventuell Ausſetzung der Haupt⸗ 
verhandlung und Vernehmung der wegen Krankheit nicht 
erſchienenen Ehefrau des Angekl. ohne Angabe eines be⸗ 
ſtimmten Beweisſatzes. Dieſer Antrag wurde im angefochtenen 
Urteil mit der Begründung abgelehnt, daß die in erſter 
Inſtanz zu Protokoll genommene Ausſage der Thereſe M. ver⸗ 
leſen worden ſei und die erneute Vernehmung nicht ge⸗ 
eignet ſein könne, das Ergebnis der Beweisaufnahme irgend⸗ 
wie zu erſchüttern oder zu beeinfluſſen. Die hierwegen von 
der Rev. erhobene Rüge einer unzuläſſigen Beſchränkung der 
Verteidigung iſt unbegründet. Die Beurteilung der Zuläſſig⸗ 
keit der Ablehnung des Beweisantrags hängt von der Vor⸗ 
frage ab, ob das Protokoll über die in der Hauptverhandlung 
erſter Inſtanz abgegebene Ausſage der Thereſe M. ohne aus⸗ 
drückliche Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft und des Angekl. 
verleſen werden durfte. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Eine 
ſolche Verleſung iſt auch ohne Zuſtimmung der Prozeß⸗ 
parteien zuläſſig, wenn der Zeuge zur Berufungsverhandlung 
weder vorgeladen wurde noch der Angekl. ſeine Vorladung 
rechtzeitig beantragt hatte, oder wenn einer der Fälle der 
88 251, 253 StPO. vorliegt. Thereſe M. war nicht vor⸗ 


Beweismittel noch an die Beweismethoden des Prozeſſes gebunden“ 
(Graf Dohna, Das Strafprozeßrecht, 3. Aufl., 1929, S. 94/95). 
Auch das RG. hat ſich in gleichem Sinne geäußert, wenn es ſich 
um die Erforſchung ausländiſchen Rechts handelte (vgl. RGSt. 39, 
212; 42, 54). Gegen dieſe Meinung hat Ditzen, Dreierlei Beweis 
im Strafrechtsverfahren, S. 45/46, mit Recht Einwendungen er⸗ 
hoben, die auf folgendes hinauslaufen: es handele ſich bei der Er⸗ 
mittelung von Rechtsſätzen (und zwar gleichermaßen in⸗ wie aus⸗ 
ländiſcher) zwar nicht um Strengbeweis, für den die 88 244ff. 
gelten, wohl aber um Freibeweis. Jedenfalls alſo würde es 
ſich dann, wenn eine Auskunftsperſon über das, was Rechtens iſt, 
vernommen wird, um einen Akt der Beweisaufnahme handeln. 
Inſofern iſt dem obigen Urteil beizuſtimmen, in dem es ebenfalls 
heißt: „Durch die Befragung des Zeugen ſollte im Rahmen der 
Beweisaufnahme eine Grundlage beſchafft werden ... Akte des 
Freibeweiſes aber können ſelbſtverſtändlich auch zu den weſent⸗ 
lichen Teilen der Hauptverhandlung gehören, für die $ 338 
Nr. 5 gilt. 

Schließlich mag — obgleich es für die obige Entſch. nicht mehr 
von Erheblichkeit iſt — noch kurz unterſucht werden, ob der Ober⸗ 
landjäger Zeuge oder Sachverſtändiger war. Seine Erklärung be⸗ 
traf die Frage, ob dem Zeugen in den „örtlichen Beleuchtungsvor⸗ 
ſchriften“ ein Satz des Inhalts bekannt ſei, daß für Ackerfuhrwerke 
eine Ausnahme von der Beleuchtungspflicht gemacht werde. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann das Vorhandenſein einer ſolchen Rechtsvorſchrift 
auch den Gegenſtand eines Rechtsgutachtens bilden. Die an einen 
Sachverſtändigen gerichtete Frage hätte aber — bei vielleicht 
gleichem Wortlaute — einen ganz andern Sinn: das Gericht gibt 
dadurch, daß es die Frage einem Sachverſtändigen vorlegt, zu 
erkennen, daß es bei dem Verſuche, die Frage zu beantworten, 
auf rechtliche Schwierigkeiten geſtoßen iſt, oder doch mit ſolchen 
rechnet. Hier aber wurde die Frage einem Oberlandjäger vorgelegt, 
nicht damit er dem Gericht zweifelhafte Rechtsfragen beantworte, 
ſondern weil der Text der betreffenden Vorſchrift nicht zur Stelle 
war. Die Befragung kann alſo nicht mit der Herbeiholung eines 
Komm., ſondern höchſtens mit der Beſchaffung einer Textausgabe 
verglichen werden. Wird an Stelle der Einſichtnahme in den Ge⸗ 
ſetzestext der Weg der Vernehmung einer Perſon über den Geſetzes⸗ 
wortlaut gewählt, ſo iſt dieſe Perſon Zeuge. 

LER. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 42. S. dazu „Der ſtrafprozeſſuale Beweiserhebungsanſpruch 
in der Berufungsinſtanz“ oben S. 2681. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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geladen. Ihre Vorladung war auch nicht in der Weiſe be⸗ 
antragt worden, daß ſie zu dem anberaumten Termin aus⸗ 
führbar geweſen wäre. Ein ſolcher Antrag konnte im Hinblick 
auf die Krankheit der Zeugin gar nicht geſtellt werden. Ein 
Recht auf Verlegung der Berufungsverhandlung zum Zwecke 
der Ermöglichung der Vorladung eines in erſter Inſtanz 
vernommenen Zeugen iſt dem Angekl. nicht eingeräumt. Der 
Vorſitzende entſcheidet hierüber nach ſeinem pflichtgemäßen 
Ermeſſen unter Berückſichtigung der Vorſchriften des 8 323 
StpᷣO. Nach § 325 i. Verb. m. 8251 Abſ. 2 StPO. iſt 
ferner in den im § 223 StPO. bezeichneten Fällen, alſo 
insbeſ. dann, wenn dem Erſcheinen eines Zeugen für eine 
längere oder ungewiſſe Zeit Krankheit entgegenſteht, die Ver⸗ 
leſung des Protokolls über eine frühere, nach der Eröffnung 
des Hauptverfahrens erfolgte, richterliche Vernehmung auch 
gegen den Widerſpruch der Prozeßparteien ſtatthaft. Dieſe 
Vorausſetzungen waren hier gegeben. Dem Erſcheinen der 
Thereſe M. ſtand nach dem zweiten ärztlichen Zeugnis für 
eine ungewiſſe Zeit Krankheit entgegen. Zu den nach der 
Eröffnung des Hauptverfahrens erfolgten richterlichen Ver⸗ 
nehmungen gehört auch die Vernehmung in einer früheren 
Hauptverhandlung, ſofern kein Bedenken gegen die Richtigkeit 
der Niederſchrift beſteht (Löwe⸗-Roſenberg, Note 7a zu 
$ 251 SPD.) Solche Bedenken find hinſichtlich der Nieder⸗ 
ſchrift v. 17. Aug. 1928 nicht geltend gemacht worden und 
nicht erſichtlich. War aber die Verleſung zuläſſig, ſo be⸗ 
ſtand kein Recht des Angekl. auf wiederholte Vernehmung der 
Zeugin über den gleichen Beweisgegenſtand; es gelten hier 
im weſentlichen dieſelben Grundſätze, wie ſie die Rſpr. hin⸗ 
ſichtlich des Antrags auf nochmalige Abhörung kommiſſariſch 
vernommener Zeugen durch das Prozeßgericht aufgeſtellt hat 
(RGSt. 58, 378). Das Gericht muß auch ohne beſonderen 
Antrag prüfen, ob die Verleſung einen vollen Erſatz für die 
nochmalige Vernehmung zu bieten vermag; es entſcheidet dieſe 
Frage aber gemäß den 88 261, 244 Abſ. 3 StPO. nach 
ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen. Im vorl. Fall hat 
das BG. jene Vorausſetzung offenbar für gegeben erachtet, 
wenn auch die Begründung der Ablehnung den Anſchein einer 
unzuläſſigen Vorwegnahme der Beweiswürdigung erwecken 
könnte. In Wirklichkeit will das BG. — wie ſich aus dem 
Zuſammenhang, insbef. aus den ſonſtigen Bemerkungen über 
die Ausſage der Thereſe M. ergibt — nur zum Ausdruck 
bringen, daß die verleſene Ausſage ihrem Inhalt nach nicht 
geeignet fei, das übrige Beweisergebnis zu erſchüttern, daß 
eine Unvollſtändigkeit der früheren Vernehmung weder be⸗ 
hauptet noch erkennbar, ein neuer Beweisſatz nicht in das 
Wiſſen der Zeugin geſtellt worden ſei, daß alſo eine nochmalige 
Vernehmung ebenſowenig wie die frühere Ausſage das Beweis⸗ 
ergebnis zu erſchüttern vermöchte und deshalb völlig über- 
flüſſig wäre. 
(1. Sen. v. 26. März 1929; 10 1166/28.) A.] 

Zu 43. A. Anm. RA. Hugo Stern, irrtümlich JW. 1929, 
1889 zu 18. 

B. Im Gegenſatz zu Stern (JW. 1929, 1889 zu Nr. 18) 
halte ich die Entſch. im Ergebnis für richtig. Eine jede Hauptver⸗ 
handlung ſetzt voraus, daß der Angekl. verhandlungsfähig iſt. Die 
Verhandlungsfähigkeit des Angekl. (das iſt: ſeine Fähigkeit, zum 
Termin zu erſcheinen und in ihm ſeine Intereſſen mit der nötigen 
und vom Geſetze vorausgeſetzten Intenſität wahrzunehmen) iſt Pro⸗ 
zeß⸗ oder enger und richtiger Sachurteilsvorausſetzung (vgl. Löwe⸗ 
Roſenberg, Bem. 13d vor 5 151 StPO.; Feiſenberger, 
Anm. 1 zu 8 260 SEPD.; Graf zu Dohna, Strafprozeßrecht, 
2. Aufl. S. 49). Der Mangel der Verhandlungsfähigkeit iſt — ent⸗ 
ſprechend der für die Prozeß⸗ und Sachurteilsvorausſetzungen 
durchaus herrſchenden Anſicht — in jeder Lage des Verfahrens von 
Amts wegen zu berückſichtigen. Wird die Verhandlungsfähigkeit, die 
für die Regel unterſtellt werden darf, angezweifelt, dann hat das 
Gericht von Amts wegen Ermittlungen anzuſtellen. Ein Sachurteil 
iſt nur und erſt zuläſſig, wenn auf Grund der etwa gepflogenen Er⸗ 
mittelungen die Verhandlungsfähigkeit poſitiv feſtgeſtellt iſt (vgl. 
Feiſenberger, Anm. 4 vor 8 151 SPD.) Die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Inſtanzgerichts über die Verhandlungsfähigkeit 
des Angekl. (wie über die Prozeß und Sachurteilsvorausſetzungen 
überhaupt) binden das Reviſionsgericht nicht. Dieſes kann auch 
ſelbſt Ermittelungen anſtellen. 

Im vorliegenden Falle hat der Verteidiger des Angekl. in 
ſchlüſſiger Weiſe deſſen Verhandlungsfähigkeit angezweifelt. Das 
BG. hat das Vorbringen des Verteidigers offenbar nicht für un⸗ 
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43. 8329 StPO. Die Entſchuldbarkeit der 
Verſäumnis iſt in der Reviſionsinſtanz nur in 
rechtlicher Beziehung nachzuprüfen. Entſchei⸗ 
dend iſt nicht, ob der nichterſchienene Angekl. 
ſein Ausbleiben genügend entſchuldigt hat, ſon⸗ 
dern ob es genügend entſchuldigt i ſt. f) 

(2. Sen. v. 3. Jan. 1929; 2 D 1007/28.) 


Abgedr. ZW. 1929, 1804 18. 


LA. 


44. § 329 StPO. 
gung “ f) 

Durch das ſchöffengerichtliche Urt. war der Angekl. wegen 
fortgeſetzten Betruges in Tateinheit mit fortgeſetzter ſchwerer 
Urkundenfälſchung zu einer Gefängnisſtrafe von ſechs Mo⸗ 
naten verurteilt worden; er hatte gegen dieſes Urt. Berufung 
eingelegt. 

Im Termin zur Hauptverhandlung v. 5. Febr. 1929 
iſt er, wie er dem Gerichte telegraphiſch mitteilte, wegen plötz⸗ 
licher Erkrankung ausgeblieben, worauf das Gericht die Sache 
vertagt hat. In dem neuen Termine zur Hauptverhandlung 
v. 19. Febr. 1929 iſt er abermals nicht erſchienen, beantragte 
aber ſchriftlich Vertagung unter Vorlegung eines ärztlichen 
Zeugniſſes, welches beſagt: „Herrn Paul G. beſcheinige ich 
hiermit, daß er wegen ſchwerer Entzündung am Glied und 
wegen Nierenſchmerzen zur Zeit nicht ohne ſchwere Schädi⸗ 
gung ſeiner Geſundheit in der Lage iſt, eine längere Reiſe 
anzutreten. (Termin in Königsberg.)“ 

Die Stra. hat darauf die Berufung des Angekl. auf 
Grund des 8 329 StPO. verworfen, weil der Angekl. ohne 
genügende Entſchuldigung ausgeblieben und auch nicht in 
zuläſſiger Weiſe vertreten war. Das am Terminstage ein- 
gegangene ärztliche Atteſt könne als genügende Entſchuldigung 
nicht angeſehen werden, da es kein amtsärztliches ſei. 

Die Rev. des Angekl. rügt Verletzung des 8 329 SPD. 

Die Frage, ob das Ausbleiben eines geladenen Angekl. 
in der Hauptverhandlung der BerInſt. nicht genügend ent⸗ 
ſchuldigt iſt, fo daß Urt. gem. § 329 StPO. zu ergehen hat, 
unterliegt zwar nach der tatſächlichen Seite nicht der Nach⸗ 
prüfung des Revch. (Urt. des 2. Sen. v. 23. Dez. 1926, 
2D 1015/26, und RGSt. 61, 175 v. 21. Jan. 1927), wohl 
aber hat letzteres nachzuprüfen, ob nicht der Begriff der 
„genügenden Entſchuldigung“ verkannt ſei. 

Das iſt hier zu bejahen. 

Eine genügende Entſchuldigung wird immer in der 
glaubhaften Angabe ſolcher Gründe für das Fernbleiben des 
Angekl. zu erblicken ſein, bei deren Vorliegen ihm nicht zu⸗ 
gemutet werden konnte, an Gerichtsſtelle zu erſcheinen (RGSt. 
62, 420). Das wird insbe. dann zutreffen, wenn der Angekl. 
glaubhaft macht, daß er bei Erſcheinen zur Hauptverhandlung 
befürchten mußte, ſeine Geſundheit zu gefährden. 


„Genügende Entfhulbi- 


glaubwürdig gehalten. Es hätte daher die Frage, ob der Angekl. tat⸗ 
ſächlich verhandlungsunfähig war, von Amts wegen prüfen müſſen. 
Es war etwas anderes und mehr behauptet als nur ein Entſchuldi⸗ 
gungsgrund i. S. des § 329 SHRO., nämlich das Fehlen einer 
Zuläſſigkeitsvorausſetzung für die Hauptverhandlung überhaupt. 
Die richtige Anſicht liegt der Entf. des RG.: JW. 1928, 
2145% zugrunde (vgl. daſelbſt die zutreffende Anm. von Mam⸗ 
roth). Die Hauptverhandlung gegen einen verhandlungsfähigen An⸗ 
geklagten ift übrigens ſogar dann unzuläſſig, wenn dieſer in zu⸗ 
läſſiger Weiſe vertreten iſt. Es müßte denn ſein, daß er auf ſein 
Recht, in der Hauptverhandlung ſeine Intereſſen wahrzunehmen, ver⸗ 
zichtet hat (vgl. Löwe-Roſenberg, Anm. 13 d vor 8 151 StqßO. ). 
GerAſſ. Werner Schoenemann, Mannheim. 


Zu 44. Das Urteil ſtimmt in ſeinen weſentlichen Teilen wört⸗ 
lich mit der JW. 1929, 188918 abgedruckten Entſch. desſelben Sen. 
v. 31. Jan. 1929 (2 D 1322/28) überein. 


Entſprechend dem rechtlichen Aufbau der Reviſion darf das 
RevG. im Falle des 8 329 StPO, feine Nachprüfung nur darauf 
erſtrecken, ob das BG. den ſtrafprozeſſualen Begriff der „ge⸗ 
nügenden Entſchuldigung“ verkannt hat. Dagegen ift der RevR. an 
die Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils gebunden, die ſich auf 
die tatſächlichen Gründe des Ausbleibens des Angekl. beziehen 
ASt 50 277; 61, 175; 62, 420; FW. 1927, 2050; 1928, 417; 
1929, 1889; Lowe⸗Roſenberg, 18. Aufl., Anm. 1b zu 8329: 
vgl. auch Alsberg, OLchEntſch. StrProz. II, 254). Eine Nach⸗ 
prüfung der Entſchuldbarkeit der Verſäumnis in tatſächlicher Hinſicht 
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Wenn hier ein Arzt dem Angekl. ſchwere Entzündung 
am Glied und Nierenſchmerzen beſcheinigt und ausdrücklich 
hinzufügt, daß er die Reiſe — der Angekl. hielt ſich damals 
in Tilſit auf — ohne ſchwere Schädigung feiner Geſundheit 
nicht antreten könne, ſo darf dieſer Grund des Fernbleibens 
nicht mit der vom Gericht angeſtellten Erwägung beſeitigt 
werden, daß das Zeugnis kein amtsärztliches ſei. Solange 
das Gericht nicht ausdrücklich feſtſtellt, daß das privatärztliche 
Zeugnis unglaubwürdig iſt und der Angekl. die behauptete 
Rückſicht auf ſeine Geſundheit nur vorgeſchützt habe, ent⸗ 
ſchuldigt ihn dieſe Rückſicht. 

Ebenſowenig darf eine Entſchuldigung allein ſchon des⸗ 
halb unberückſichtigt bleiben, weil ſie erſt bei Beginn der 
Hauptverhandlung oder kurz vorher angebracht worden iſt 
(Urt. v. 19. Juni 1928, 1 D 460/28). 


Da das BG. ſomit aus Rechtsirrtum die Vorausſetzungen 
für ein Urt. aus § 329 StPO. als gegeben angenommen 
hat, war dieſes Urt. aufzuheben. 


(2. Sen. v. 13. Mai 1929; 2 D 439/29.) A.] 


iſt nur im Verfahren der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nach 88 329 Abſ. 2, 44, 45 SPD. möglich. 

Für die Frage der Anwendbarkeit der Säumnisvorſchrift des 
8 329 Abſ. 1 StPO. iſt nicht entſcheidend, ob der Angekl. ſich mit 
genügenden Gründen entſchuldigt hat, d. h. ob er Tatſachen an⸗ 
gegeben und glaubhaft gemacht hat, die — ihre Richtigkeit unter⸗ 
ſtellt — eine hinreichende Entſchuldigung darſtellen, ſondern es 
kommt lediglich darauf an, ob das Ausbleiben des Ungekl. genügend 
entſchuldigt iſt, d. h. ob objektiv Tatſachen vorliegen, die die 
Pflicht zur Anweſenheit in der Hauptverhandlung als ein dem An⸗ 
gekl. nicht zumutbares Übel erſcheinen laſſen. Dieſe Rechtsgrund⸗ 
ſätze dürfen aber nicht dazu führen, daß hierdurch dem BG. die 
Verpflichtung auferlegt wird, in jedem Falle eines Ausbleibens des 
Angekl. die — von Amts wegen zu berückſichtigende (RGSt. 62, 
420; JW. 1928, 417; Löwe⸗Roſenberg a. a. O.) — Frage 
der Entſchuldbarkeit der Verſäumnis nach der Richtung hin zu prü⸗ 
fen, ob bzw. in welcher Beziehung ein das Nichterſcheinen recht⸗ 
fertigender Grund etwa vorliegen könnte. Wollte man aus den 
von der Rſpr. zu 8 329 StPO. entwickelten Grundſätzen dieſe Folge⸗ 
rung ziehen, ſo würde dies einer Verſchleppung des Verfahrens Tür 
und Tor öffnen. Vielmehr iſt zu verlangen, daß der Angekl. bei 
Vermeidung des Rechtsverluſts aus 8 329 StPO.: 

1. objektiv außerſtande iſt, den Termin wahrzunehmen, und 

2. dem Gericht ſein Ausbleiben mitteilt und die Gründe ſeines 
Nichterſcheinens hinreichend glaubhaft macht (vgl. Stern: JW. 1929, 
1889, Anm. zu Nr. 18). 

Ob dieſe Vorausſetzungen im Einzelfalle gegeben ſind, hat das 
Gericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſcheiden (RGSt. 59, 
277; HöchſtaRſpr. 1927, 356; KG.: Alsberg a. a. O.). 

Hiernach erſcheint das vorliegende Urteil zutreffend. 

Die aus der abgedr. Entſch. erkennbare Stellungnahme der 
Strͤ. iſt inſofern befremdlich, als das Ausbleiben des Angekl. in 
dem früheren Termin — v. 5. Febr. 1929 — lediglich auf Grund 
ſeiner telegraphiſchen Mitteilung von einer Erkrankung für aus⸗ 
reichend entſchuldigt erachtet wurde, während das Gericht das zur 
Begründung des Nichterſcheinens im Termin v. 19. Febr. 1929 
überreichte privatärztliche Atteſt als keine hinreichende Entſchuldi⸗ 
gung angeſehen hat. 

Die — ungeachtet der Strafbeſtimmung des § 278 StGB. — 
allzu großzügige Ausſtellung ärztlicher Krankheitszeugniſſe, auf Grund 
deren Angekl. nicht gerade ſelten Hauptverhandlungstermine vereiteln, 
bedeutet zwar wegen der Häufigkeit derartiger Fälle eine erhebliche 
Gefährdung für den ordnungsmäßigen Gang des Strafverfahrens. 
Trotzdem müſſen ſich die Gerichte, unter Berückſichtigung der ſtänd. 
Rſpr. der oberen Inſtanzen, mit dieſer Glaubhaftmachung der Un⸗ 
möglichkeit des Erſcheinens begnügen, ſofern nicht im Einzelfall, z. B. 
wegen einer ſchon ſeit längerer Zeit beſtehenden Krankheit oder wegen 
eines früheren Hinweiſes des Gerichts auf die Notwendigkeit eines 
amtsärztlichen Zeugniſſes, die Beibringung eines ſolchen Atteſtes als 
Mindeſtmaß der Glaubhaftmachung zu erfordern iſt. In jedem Falle 
kann aber das Gericht bei Einreichung eines privatärztlichen Atteftes 
am Terminstage ſelbſt oder kurz vorher durch Beauftragung eines 
en die Richtigkeit der Entſchuldigung ſofort nachprüfen 
aſſen. 

Die Tatſache, daß die Entſchuldigung erſt bei Beginn der 
Hauptverhandlung angebracht worden iſt, reicht, wie das Urteil mit 
Recht hervorhebt, nicht aus, um fie ſchon deswegen unberückſichtigt 
zu laſſen; kommt es doch häufig vor, daß Krankheiten oder ſon⸗ 
ſtige das Fernbleiben begründende Umſtände erſt unmittelbar vor 
dem Verhandlungsbeginn eintreten oder als Hinderungsgründe für 
das Erſcheinen erſt in dieſem Zeitpunkt erkannt werden. 

AGR. Dr. Unger, Berlin. 
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45. 8335 Abſ. 3 StPO. „Beteiligter“ iſt nicht 
der ſtrafrechtlich, ſondern der verfahrensrecht⸗ 
lich Beteiligte. 


G. hat zwar gegen das ſchöffengerichtliche Urt. v. 16. Nov. 
1928 am 20. desſelben Monats form⸗ und friſtgerecht an 
Stelle der Berufung das Rechtsmittel der Rev. eingelegt und 
ſie am 7. Dez. 1928 friſtgerecht zu Protokoll des Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle des AG. begründet. Als Rev. 
kommt indes dieſes Rechtsmittel nicht mehr in Betracht, ſo 
daß auch über die andernfalls zu prüfende Vorfrage, ob die 
Reviſionsbegründung die Beſchränkungen des § 340 SPA. 
beachtet hat (vgl. § 349 Abſ. 1 Satz 1 StPO.), nicht zu 
entſcheiden iſt. Denn da der Mitangekl. P. gegen das auch 
gegen ihn ergangene ſchöffengerichtliche Urt. Berufung ein⸗ 
gelegt und das LG. deren Zuläſſigkeit in dem erlaſſenen BU. 
v. 31. Jan. 1929 mit Recht nicht beanſtandet hat, ſo war und 
iſt die von G. eingelegte Rev. nach § 335 Abſ. 3 Satz 1 
StPO. als Berufung zu behandeln. Zum Teil iſt das auch 
bereits geſchehen; denn das LG. hat in Anwendung des 8335 
Abſ. 3 Satz 1 StPO. die von G. eingelegte Rev. ſchon inſo⸗ 
weit nur als Berufung gelten laſſen und über ſie durch Urt. 
v. 31. Jan. 1929 im Berufungsverfahren entſchieden, wie 
„beide Angekl. an den ihnen zur Laſt gelegten Straftaten ge⸗ 
meinſam beteiligt“ waren, nämlich bezüglich der von 
beiden Angekl. wiſſentlich falſch abgegebenen eidesſtattlichen 
Verſicherungen und des dadurch zugleich von G. unter Bei⸗ 
hilfe von P. begangenen Betrugs zum Nachteil von B., d. h. 
der mittels der eidesſtattlichen Verſicherungen erſchlichenen 
EinſtwVerf. über das angeblich von G. gekaufte Holz. Die 
übrigen Betrugs handlungen zum Nachteil von B., deren G. 
vom SchöffGG. für überführt erachtet worden war, hat dagegen 
das LG. von dem Berufungsverfahren ausgeſchieden, da ſie 
nur von G. allein begangen und deshalb „nur der Nach⸗ 
prüfung durch das Rev.“ unterworfen ſeien. 

Das LG. hat alſo den § 335 Abſ. 3 SPD. dahin aus⸗ 
gelegt, daß als „Beteiligter“ i. S. dieſer Vorſchrift nur zu 
gelten habe, wer an der abgeurteilten ſtrafbaren Handlung 
ſtrafrechtlich beteiligt iſt. 

Dieſe Stellungnahme des LG. iſt für das Rev. in keiner 
Weiſe bindend, da es ſelbſtändig und allein darüber zu be⸗ 
finden hat, ob ein gemäß § 335 Abſ. 1 StPO. als Rev. ein⸗ 
gelegtes Rechtsmittel noch als Rev. zu gelten hat. 

Das iſt im vorliegenden Falle für die vom LG. ausge⸗ 
ſchiedenen ſtrafbaren Handlungen Gs ebenſo zu verneinen, 
wie es bezüglich ſeiner ſchöffengerichtlichen Verurteilung im 
übrigen vom LG. geſchehen iſt. 

Unter den anderen „Beteiligten“ find in 8335 Abſ. 3 
StPO. nicht die ſtrafrechtlich, als Teilnehmer (88 47ff. 
StGB.) der ſtrafbaren Handlung desjenigen, der das Rechts⸗ 
mittel der Rev. ſtatt der Berufung eingelegt hat, in Betracht 
kommenden Beteiligten zu verſtehen, ſondern alle BeſchwF., 
die an dem angefochtenen Urt. verfahrens rechtlich „be⸗ 
teiligt“ find (vgl. 88 33, 38 StPO.) und in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft nach 8 335 Abſ. 1 StßO. die Wahl haben, es mit der 
Berufung oder mit der Rev. anzufechten. Daß in 8 335 
Abſ. 3 StPO. nicht eine ſtrafrechtliche Beteiligung ge⸗ 
meint ſein kann, ergibt ſich ohne weiteres ſchon daraus, daß 
auch die Staatsanwaltſchaft, obwohl fie als ſtraf rechtlich 
beteiligt überhaupt nicht in Betracht kommen kann, zweifel⸗ 
los zu den Beteiligten gehört, deren Berufung gegen ein 
ſchöffengerichtliches Urt. nach § 335 Abſ. 3 StPO. verhin⸗ 
dert, daß die dagegen von einem anderen Beteiligten (einem 
Angekl. oder dem Nebenkl.) etwa eingelegte Rev. als ſolche 
„behandelt“ werden darf. 

Den Beteiligten iſt zudem die Wahl der Rev. nicht neben 
der Berufung, ſondern nur ſtatt der Berufung nachgelaſſen. 
Sie können nur das eine oder andere Rechtsmittel einlegen, 
und bei Vermeidung der Unzuläſſigkeit der Rechtsmittelein⸗ 
legung müſſen ſie unzweideutig erklären, welches der beiden 
Rechtsmittel fie ergreifen wollen (RSSt. 60, 355 ff.). Das 
Urt. teils mit Berufung, teils mit Rev. anzufechten iſt ihnen 
auch dann nicht geſtattet, wenn es mehrere ſelbſtändige Straf⸗ 
taten umfaßt, deren Trennung im Rechtsmittelverfahren be⸗ 
grifflich möglich wäre und z. B. bei der Beſchränkung des 
Rechtsmittels auf einen Teil von ihnen als zuläſſig aner⸗ 
kannt iſt. Auf ſolche Weiſe jedoch das eine Urt. vor verſchie⸗ 
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dene Rechtsmittelgerichte zu bringen und bie Einheitlichkeit 
des Rechtszuges und des Verfahrens zu zerreißen, iſt dem 
Beſchw§. nicht in die Hand gegeben. § 335 Abf. 3 SPD. 
will dieſe Unzuträglichkeit aber unverkennbar auch dann aus⸗ 
ſchließen, wenn das Urt. von mehreren „Beteiligten“ ange⸗ 
fochten wird und dieſe in der Wahl ihrer Rechtsmittel nicht 
übereinſtimmen. Auch dann ſoll es dabei bleiben, daß nur 
ein und dasſelbe Rechtsmittelgericht über die mehreren Rechts⸗ 
mittel zu entſcheiden hat, und zwar ſoll zur Erreichung dieſes 
Zweckes das Rechtsmittel der Rev. nur „als Berufung behan⸗ 
delt“ werden und damit hinter dieſem ordentlichen Rechts⸗ 
mittel (§ 312 StPO.) zurücktreten, an deſſen Stelle die Rev. 
in 8355 StPO. nur ausnahmsweiſe zugelaſſen iſt und als 
ſolche nur dann durchgeführt wird, wenn für die Sachentſchei⸗ 
dung eine von irgendwelcher anderen Seite eingelegte Be⸗ 
rufung und die dadurch begründete Zuſtändigkeit des BG. 
überhaupt nicht oder nicht mehr in Betracht kommt. Wenn 
oder ſolange dieſe Vorausſetzung nicht vorliegt, iſt das Rechts⸗ 
mittel der Rev. als Berufung, alſo fo zu „behandeln“, 
als hätte auch dieſer BeſchwF. gegen das Urt. nicht Rev., ſon⸗ 
dern Berufung eingelegt. Soweit von ihm das Urt. mit der 
Rev. angefochten iſt, hat es nunmehr als mit dem Rechts⸗ 
mittel der Berufung angefochten zu gelten. Dieſes Rechts⸗ 
mittel tritt an die Stelle der eingelegten Rev. und erſtreckt 
ſich deshalb, gleich ihr, im Rahmen der erfolgten Rechts⸗ 
mitteleinlegung auf das ganze Urt. (vgl. 88 343 Abſ. 1, 
344 Abſ. 1, 352 Abſ. 1, 316 Abſ. 1, 318, 327 StPO.). Für 
die Möglichkeit einer Spaltung des als Rev. eingelegten 
Rechtsmittels, derart, daß es, wie das vom LG. geſchehen iſt, 
teils als Rev., teils als Berufung zu behandeln wäre, bietet 
der § 335 StPO. nach feinem Wortlaut, nach feinem Sinn 
und ſeinem Zweck keine Stütze. 

Iſt aber hiernach die Rev. des Angekl. G., auch ſoweit 
das LG. die Entſch. über ſie im Berufungsverfahren abgelehnt 
und ausgeſchieden hat, als Berufung zu behandeln, ſo ſteht 
die Entſch. über dieſen Teil des Rechtsmittels nicht dem RG., 
ſondern dem LG. als BG. zu. 

(2. Sen. v. 6. Juni 1929; 2 D 500/29.) A.] 


46. 8 337 StPO. Unzuläſſigkeit einer ledig⸗ 
lich die Richtigkeit der Begründung, nicht auch 
die Richtigkeit des Urteilsſatzes bekämpfenden 
Reviſion. f) 

Durch das Urt. des Schöffch. A. v. 8. Okt. 1928 iſt 
der Angekl. wegen eines fortgeſetzten Vergehens der 
Steuerzeichenfälſchung nach 8 66 TabStG. zu drei Monaten 
Gefängnis verurteilt, und es iſt auf Einziehung der ge⸗ 
fälſchten Steuerzeichen erkannt worden. In den Gründen iſt 
feſtgeſtellt, daß er die Fälſchung an 7 Freiſteuerzeichen über 
je 10 Stück Zigaretten und an 1 Goldſteuerzeichen über 
10 Zigarren begangen habe. Die vom Angekl. gegen das Urt. 
eingelegte Berufung iſt durch das jetzt angefochtene Urt. des 
LG. A. verworfen worden. In den Gründen iſt ausgeführt, 
daß eine Verurteilung nur wegen der Fälſchung des Gold⸗ 
ſteuerzeichens über 10 Zigarren eintreten könne, daß aber 


Zu 46. Das NG, ſtellt hier ( NGEt. 63, 184) den Satz, daß 
ein nur auf Umſtellung der Gründe gerichtetes Rechtsmittel unzuläſſig 
iſt, in voller Schärfe heraus; irgendwelche Einſchränkungen oder 
Vorbehalte werden nicht gemacht. Dieſer Rechtsauffaſſung iſt voll⸗ 
kommen zuzuſtimmen. Erwünſcht wäre allerdings an Stelle der 
bloßen Stützung auf die Materialien der StPO. eine tiefere 
Begründung geweſen. Im Schrifttum begegnet bisweilen (vgl. 
z. B. v. Kries, Lehrbuch 636; Binding, Grundriß 251: 
Graf Dohna, 3. Aufl., 186) die Auffaſſung, daß mit 
einem Rechtsmittel die bloße Umſtellung der Gründe dann ver⸗ 
langt werden könne, wenn inſoweit ein ſelbſtändiges rechtliches 
Intereſſe beſtehe (ſo daß z. B. der nur wegen eines Strafaufhebungs⸗ 
grundes Freigeſprochene verlangen könne, daß er unter Verneinung 
der Schuldfrage freigeſprochen werde); und die Anhänger dieſer Mei- 
nung vermöchten wohl geltend zu machen, daß die Materialien der 
StPO. nur den Normalfall (Nichtvorliegen eines rechtlichen Inter⸗ 
eſſes an der Anderung der Gründe) im Auge gehabt hätten, ſomit 
nicht als vorbehaltlos abſchließend gelten könnten. Hierauf ein⸗ 
zugehen wäre im vorliegenden Falle deshalb veranlaßt geweſen, 
weil der in nebenklägeriſcher Eigenſchaft aufgetretenen Zollfahn⸗ 
dungsſtelle ſichtlich daran lag, eine höchſtrichterliche Entſch. über die 
in den Gründen des Vorderurteils beantwortete Rechtsfrage herbei⸗ 
zuführen, und inſoweit ein rechtliches Intereſſe gegeben war. M. E. 
iſt es freilich nicht ſchwer, die Lücke in der Begründung zu ergänzen. 


Rechtſprechung 
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die Verurteilung auf die an den Freiſteuerzeichen vorgenom⸗ 
menen Anderungen nicht erſtreckt werden könne, weil darin 
nach der in der Entſch. des 2. StrSen. des R., II 760/27 
v. 19. März 1928 zum Ausdruck gelangten Rechtsauffaſſung 
keine Fälſchung von Steuerzeichen zu erblicken ſei. Gleichwohl 
iſt die Berufung ohne jede Einſchränkung verworfen, und 
auch die Einziehung aufrechterhalten worden, weil infolge 
Annahme eines Fortſetzungszuſammenhanges eine beſondere 
Freiſprechung nicht in Frage komme. 

Gegen dieſes Urt. richten ſich die Rev. des Staatsanwalts 
und der Nebenklägerin, die zuungunſten des Angekl. eingelegt 
ſind. Aus den Begründungen der Rechtsmittel ergibt ſich klar, 
daß die im Urteilsſatz ausgeſprochene Entſch. des LG. nicht 
angefochten werden ſoll, weil fie die vom Schöffch. ausge⸗ 
ſprochene Verurteilung wegen eines fortgeſetzten Ver⸗ 
gehens der Steuerzeichenfälſchung durch Verwerfung der Be⸗ 
rufung aufrechterhalten hat. Sie gehen aber davon aus, daß 
wegen der in den Gründen enthaltenen Einſchränkung der 
Verurteilung ſachlich nicht ein fortgeſetztes, ſondern nur ein 
einfaches Vergehen nach 8 66 TabStG. angenommen ſei, 
und erſtreben, daß auch die an den Freiſteuerzeichen vor⸗ 
genommenen Anderungen als Fälſchungen anerkannt werden. 
Damit wollen ſie der Begründung des LG. gegenüber eine 
Nachprüfung der in dem Urt. des 2. Str Sen. v. 19. März 
1928 — und in der damit übereinſtimmenden Entſch. des 
3. StrSen., III 457/27 v. 20. Febr. 1928 — ausgeſprochenen 
Rechtsauffaſſung herbeiführen. 

Hiernach wenden ſich die Rechtsmittel ausſchließlich gegen 
die Gründe des LG., deſſen im Urteilsſatz getroffene Entſch. 
bei Beſtand bleiben ſoll. Ein Rechtsmittel aber, das lediglich 
die Begründung eines Urt. angreift und allein durch dieſen 
Angriff eine Rechtsfrage zu erneuter Entſch. bringen will, 
it unzuläſſig Wenn § 337 StPO. vorſchreibt, daß die Rev. 
nur darauf geſtützt werden kann, daß das Urt. auf einer Ver⸗ 
letzung des Geſetzes beruhe, ſo verſteht jene Vorſchrift unter 
dem Urt. nur die im Urteilsſatz ausgeſprochene Entſch. Das 
kommt in der Begründung zum Entw. der StPO. (Amtl. 
Begr. S. 203; Hahn, Materialien, S. 251) deutlich mit 
den Worten zum Ausdruck: „Nicht eine aus den Entſchei⸗ 
dungsgründen ſich ergebende, ſondern nur eine durch die 
Entſch. ſelbſt begangene Verletzung kann den Erfolg der Rev. 
begründen; die unrichtige Anwendung einer Rechtsnorm iſt 
zur Begründung der Rev. nicht geeignet, wenn auch bei 
deren richtiger Anwendung das Gericht zu derſelben Entſch. 
gelangt ſein würde.“ Dem entſpricht auch die Vorſchrift im 
5 344 Abſ. 1 StPO. Dort wird von dem Beſchwß. die Er⸗ 
klärung gefordert, inwieweit er das Urt. anfechte und deſſen 
Aufhebung beantrage. Auch hier iſt unter dem Urt. nur die 
Entſch. in der Urteilsformel verſtanden. Die Begründung 
des Entw. (vgl. Löwe⸗Roſenberg, StPO. 8 344 
Anm. 3) ſagt dazu: „Die Reviſionsankräge beziehen ſich 
lediglich auf die Urteilsformel und müſſen erkennen laſſen, ob 
dieſe in ihrem ganzen Umfange oder nur zum Teil als un⸗ 
richtig angegriffen wird.“ 

Im vorliegenden Falle laſſen die Reviſionsbegründungen 


Es mag beſtechend klingen, daß es von Gerechtigkeits wegen doch 
nicht angehe, über berechtigte Intereſſen hinwegzuſchreiten. Aber 
wer behauptet, daß ein ſtrafprozeßrechtliches Rechtsmittel jede Be⸗ 
ſchwer in ſich aufzunehmen vermöge, überſieht damit die beſondere 
Zweckbeſtimmung, die dem Strafprozeß und jedem einzelnen Straf⸗ 
prozeß geſetzt iſt. Eine Fortführung des Verfahrens, bei der es 
ſich nicht darum handelt, das im Tenor des Vorderurteils aus⸗ 
gedrückte Prozeßergebnis zu erſchüttern, bedeutet einen Mißbrauch 
der Prozeßeinrichtung. Der Strafprozeß iſt eben nicht „Mädchen 
für Alles“. Eben deshalb ragen ja auch die in den Urteilsgründen 
enthaltenen Feſtſtellungen in ihrer Funktion nicht über den be⸗ 
treffenden Prozeß hinaus; ſie werden nicht mit rechtskräftig; 
Entſch. in einem künftigen Verfahren können ſich mit ihnen in 
Widerſpruch ſetzen. Es trifft deshalb nicht zu, wenn behauptet 
wird, daß die Beſeitigung eines Entſcheidungsgrundes im Rechts⸗ 
mittelwege u. U. erforderlich ſei, weil ſonſt die ſpätere Rechtslage des 
Rechtsmittelwerbers beeinträchtigt ſei. 

Beachtenswert iſt noch, daß das RG. in obiger Entſch. den 
in Rede ſtehenden Grundſatz zwar auf klägeriſche Rechtsmittel 
zur Anwendung gebracht hat, ihn ſelbſt aber zutreffend allgemein 
aufgeſtellt Hat, jo daß damit auch der Paſſivpartei Rechtsmittel ver⸗ 
ſagt ſind, die nicht auf Erſetzung des Urteilstenors durch einen 
andersinhaltlichen abzielen. 

Geh. Rat Prof. Dr. v. Beling, München. 
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keinen Zweifel, daß nicht die Urteilsformel, ſondern nur die 
Gründe angegriffen werden ſollen; es wird alſo nicht ein Er⸗ 
folg erſtrebt, den der Urteilsſatz nicht ſchon ergibt, vielmehr 
die Aufrechterhaltung der Urteilsformel mit geänderter Be⸗ 
gründung. Für dieſen Zweck iſt das Rechtsmittel nicht ge⸗ 
geben. In ſtändiger Rſpr. iſt eine auf die Gründe beſchränkte 
Rev. für unzuläſſig erachtet worden. 


Fehl geht die Ausführung in der Reviſionsbegründung 
des Staatsanwalts, die aus dem Widerſpruch zwiſchen Ur⸗ 
teilsſatz und Gründen den unbedingten Reviſionsgrund des 
8338 Nr. 7 StPO. herleiten will. Ganz abgeſehen davon, 
daß das Urt. Gründe hat, und die Vorſchrift auf Mängel vor⸗ 
handener Gründe nicht auszudehnen it (RGSt. 43, 298), 
ſetzt jene Vorſchrift einen wirkſamen Reviſionsangriff gegen 
die im Urteilsſatze getroffene Entſch. voraus. 


An dem Ergebnis vermag der Umſtand nichts zu ändern, 
daß nach § 301 StPO. jedes von der Staatsanwaltſchaft 
eingelegte Rechtsmittel die Wirkung hat, daß die angefochtene 
Entſch. auch zugunſten des Beſchuldigten abgeändert oder auf⸗ 
gehoben werden kann. Denn dieſe Wirkung kann nur ein zu⸗ 
läſſiges Rechtsmittel haben. Die Vorſchrift iſt für die Frage, 
inwieweit der obere Richter durch das Rechtsmittel des 
Staatsanwalts mit der Sache befaßt wird, ohne Bedeutung 
(vgl. Löwe⸗Roſenberg, StPO., § 301 Anm. 3). Dieſe 
Frage, und damit auch die Frage, ob überhaupt ein zuläſſiger 


Zu 47. I. Es handelt ſich hier einmal um die prozeſſuale 
Frage, ob und wann eine ſchriftliche Erklärung vorliegt, (ſ. dazu. 
im allgemeinen Löwe⸗Roſenberg, Komm ga zu Buch 1 der 
StPO.). Unterzeichnung iſt, wie jetzt auch das RG. annimmt, nicht 
unbedingt dazu erforderlich. Jedenfalls aber iſt erforderlich, wie 
Beling, D. Reichsſtrafprozeßr. 1928 S. 186 f. richtig formuliert, 
daß „derartige Prozeßſchriftſtücke ihren Urheber derart als Ur⸗ 
heber hervortreten laſſen, daß verkehrsüblicherweiſe keine Zweifel 
daran entſtehen, ob das Schriftſtück eine fertige echte Erklärung 
iſt“, wo der Eindruck möglicher Unfertigkeit entſteht, liegt 
ſchriftliche Erklärung nicht vor. Dies iſt hier der Fall. Der Entſch. 
iſt alſo beizutreten 

II. Materiellrechtlich 
Fragen. 

A. Das NG. verwertet hier den Begriff der „Geſamt⸗ 
urkunde“. Zu dieſem in erſter Linie von der Judikatur des RG. 
ausgebildeten Begriff vgl. neueſtens die Monographie von Jo⸗ 
hannes Jäger, Die Geſamturkunde, Strafr. Abhandl. H. 257 
(1929), beſonders S. 10 ff. die Stellung des NG. hierzu (bei⸗ 
zufügen wäre noch die RGeEntſch. Recht 1926, 295 f. Nr. 975 betr. 
Kartothek als Geſamturkunde) und S. 39 die etwas weitſchweifige 
Definition der Geſamturkunde, wonach außer den allgemeinen 
Urkundserforderniſſen vorliegen muß, daß ſie „ihrer Natur nach 
beſtimmt und geeignet iſt, eine Mehrzahl von Eintragungen oder 
eine Reihe von Schriftſtücken zu einem Ganzen zu vereinigen, bei 
der ſich aber die Gedankenerklärung von etwaigen Einzelbekun⸗ 
dungen als ſelbſtändig und für ſich beſtehend abhebt, ein beſonderes 
von den Einzelbekundungen ſelbſtändiges Rechtsgebilde verkörpert, 
als ſolches ſelbſtändige Bedeutung und formelle Beweiskraft für 
das Rechtsleben hat, weiter nach ihrer äußeren Geftaltung ... 
auf Geſetz, Geſchäftsgebrauch oder Vereinbarung der Beteiligten 
beruht, ihrer Art und ihrem Inhalt nach dadurch eine gewiſſe 
Gewähr für die Geſchloſſenheit und Vollſtändigkeit der Samm⸗ 
lung aller auf einen beſtimmten Bereich von Rechtsangelegenheiten 
bezüglichen Beurkundungen und Schriftſtücke bietet, nach dem 
Willen der Beteiligten gerade bezweckt, gewiſſe Geſchäftsbeziehun⸗ 
gen erſchöpfend anzugeben, und endlich eine, auch die Einzel⸗ 
beurkundungen und Schriftſtücke organiſch verbindende, gemein⸗ 
ſame reale Grundlage hat“. Das Weſentliche iſt, daß eine Mehrzahl 
von verkörperten Erklärungen (Schriftſtücken, Eintragungen o ä.) 
vorliegt, die äußerlich durch fortlaufende Paginierung, Nume⸗ 
rierung, chronologiſche Anordnung o. ä. innerhalb desſelben Buchs 
oder Bands o. ä. als Einheit ſich darſtellen (ſ. die Entſch. 
„Geſchloſſenheit und Ineinandergreifen der Eintragungen“, vgl. auch 
RGEntſch. 45, 53; 48, 407; 51, 38; 60, 19) und in ihrer 
Zufammenfaffung entſprechend innerlich eine Gedanken⸗ 
äußerung verkörpern, die gegenüber dem bloßen Nebeneinander 
der Inhalte der Einzelerklärungen etwas Eigenes, Selb⸗ 
ſtändiges ausſagen und beweiſen ſoll und ausſagt und beweiſt 
(ſ. bei. RGEntſch. 49, 35 f.; 50, 248, 250; 52, 231 f.; in der 
Sache auch unſere Entſch.). Dies iſt hier wohl der Fall, das „Depot⸗ 
buch“ ſoll über den Depotbeſtand einer beſtimmten Zeit aus⸗ 
ſagen und ihn beweiſen und ſagt über ihn aus und beweiſt ihn. 
Die eben gegebene Definition iſt m. E. genügend, insbeſondere iſt 
es wohl überflüſſig, mit N&Entih. 48, 407; 51, 38; 60, 20f. 


handelt es ſich um zwei 
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Reviſionsangriff vorliegt, beurteilt ſich vielmehr nach den 
ſonſtigen Beſtimmungen. 

Die Rev. ſind daher als unzuläſſig zu verwerfen. Die 
Entſch. entſpricht dem Antrage des Oberreichsanwalts. 


(1. StrSen. v. 7. Juni 1929; 1 D 275/29.) A.] 


47. 1. § 341 Abſ. 1 St PO. Wann iſt eine Revi⸗ 
fion durch Überſendung eines Schriftſtücks 
„ſchriftlich eingelegt“ worden? 

2. SS 267, 268 StGB. Geſamturkundenqualität 
eines Depotbuches. Urkundenverfälſchung durch 
Anderung der Handelsbucheinträge durch einen 
Angeſtellten des Kaufmannes ). 


1. Der Angekl. S. hat im 2. Rechtszuge die RA. Th. 
zu ſeinen Verteidigern bevollmächtigt. Nach der Berufungs⸗ 
verhandlung iſt innerhalb der Friſt des § 341 Abſ. 1 StPO. 
beim BG. ein Schreiben folgenden Wortlauts eingegangen: 
„In der Strafſache gegen Renter und Genoſſen — 24 452/27 
— legen wir namens des Angekl. S. gegen das Urteil der 
großen Strafkammer des LG. F. vom 23. Nov. 1928 Reviſion 
ein. Wir rügen Verletzung des materiellen Rechts unter Vor⸗ 
behalt von Verfahrensrügen und beantragen, unter Aufhebung 
des angefochtenen Urteils die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuver⸗ 


und im Anſchluß daran Jäger a. a. O. 39 noch beſonders zu 
fordern, daß die äußere Geſtaltung der Geſamturkunde ihrer 
Art und ihrem Inhalt nach eine Gewähr für die Geſchloſ⸗ 
ſenheit und Vollſtändigkeit der Sammlung aller auf 
einen beſtimmten Bereich von Rechtsangelegenheiten bezüglichen Be⸗ 
urkundungen biete und mit deren Verbindung gerade bezweckt werde, 
gewiſſe Geſchäftsbeziehungen erſchöpfend anzugeben. Das liegt 
doch wohl ſchon in dem (f. o.) geforderten Moment der äußeren 
Einheit und dem, daß (ſ. o.) die Erklärungen in ihrer Zuſammen⸗ 
faſſung etwas Eigenes, Selbſtändiges ausſagen und beweiſen ſollen 
und ausſagen und beweiſen, nämlich hier eben das: das Zuſammen⸗ 
gefaßte ſtelle das Bild eines beſtimmten Geſchäftsverkehrs oder 
einer beſtimmten Geſchäftsabwicklung o. ä. dar. 

B. Die zweite materiellrechtliche Frage, zu der die 
Entſch. Stellung nimmt, iſt die, ob und wann „Verfälſchung“ 
einer Urkunde durch nachträgliche Abänderung der⸗ 
felben ſeitens des Ausſtellers ſelbſt (oder eines Dritten mit 
Zuſtimmung des Ausſtellers) begangen werden kann. Hier durch 
Einſchiebung eines Eintrags ins Depotbuch ſeitens des Depotbuch⸗ 
halters (oder eines Dritten mit ſeiner Zuſtimmung). Daß der Betr. 
ein Angeſtellter geweſen iſt, ſpielt nur im Rahmen dieſer all⸗ 
gemeinen Frage (die hier vom RG. nicht, jedenfalls nicht ausdrück⸗ 
drücklich formuliert iſt) eine Rolle. Die Frage iſt ſehr beſtritten 
und, wie die Entſch. andeutet, beſonders erörtert für den Fall 
nachträglicher Anderung von Handelsbucheinträgen durch den die 
Bücher führenden Kaufmann ſelbſt, ein Fall, der übrigens noch 
beſonderen Erwägungen unterliegt, denen hier nicht nachgegangen 
werden kann. . 

1. Meiſt wird grundſätzlich bejaht, daß „Verfälſchung“ einer 
Urkunde durch nachträgliche Abänderung ſeitens des Ausſtellers 
ſelbſt möglich iſt, jo beſonders (ſ. auch die u. zu zit.) John: 3 tW. 
4, 50 f.; Weismann: dal. 11, 43; Zeiler: ZEIM. 34, 847, 
852; Mommſen: GS. 36, 45; Frank, Kom. I, V, 1a zu 8 267; 
Wachenfeld, Lehrb. 496; Gerland: D. Reichsſtrafr. 329 bei 
A. 6; Kaufmann: JW. 47, 445 f.; und das R., ſ. beſ. RGSt. 
35, 147; 40, 254; 51, 120; Goltd Arch. 53, 286; JW. 1907, 410%; 
vgl. auch die unten zu zit. Entſch. Dagegen verneint Beling, 
Grundz. des Strafr., 8./9. Aufl. (1925), S. 82, daß bei Verände⸗ 
rung des Inhalts durch den Ausſteller ſelbſt „Urkundenfälſchung“ 
im eigentlichen Sinn vorliegen könne, die Urkunde ſei nicht „falſch“, 
ſondern „echt“. Das iſt zutreffend, aber mit der „Echtheit“, d. h. 
dem Herrühren der Erklärung von dem als Ausſteller Erſcheinen⸗ 
den iſt noch nicht die „Unverfälſchtheit“ gegeben, ſ. gegen Beling 
auch Frank a. a. O. V, 1 a, vgl. J zu § 267. 

2. Wird die ſtrikte Verneinung abgelehnt, ſo wird meiſt die 
Anſicht vertreten, daß unter gewiſſen begrenzenden Vor⸗ 
ausſetzungen in ſolchen Fällen der nachträglichen Abänderung 
durch den Ausſteller ſelbſt Urkundenverfälſchung gegeben fei. Dieſe 
begrenzenden Vorausſetzungen werden meiſt auf der objektiven, 
z. T. auch auf der ſubjektiven Seite geſucht, in verſchiedener Weiſe, 
wobei freilich die verſchiedenen Anſichten oft nicht ſcharf geſchieden, 
z. T. auch miteinander kombiniert werden. 

a) Subjektive Begrenzung. 

Dieſelbe verneint Urkundenverfälſchung in unſeren Fällen, 
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weiſen. Wir erbitten Zuſtellung des Urteils an uns.“ Darunter 
befindet ſich der durch eine Namensunterſchrift nicht ausge⸗ 
füllte Stempelabdruck: „Rechtsanwälte Th. durch ... Rechts⸗ 
anwalt“, alſo nicht einmal eine geſtempelte Unterſchrift. 
Namen und Anſchrift dieſer Rechtsanwälte ſind auf dem Bogen 
auch links oben aufgedruckt. 

Den Vorſchriften über Anbringung der Reviſionsanträge 
und deren Begründung iſt damit nicht genügt, weil die Schrift 
nicht von einem RA. unterzeichnet iſt. § 345 Abſ. 2 StPO. 
Doch wäre das ohne Belang, da nach Zuſtellung des! Urteils 
die Reviſionsbegründung, der auch der Reviſionsantrag zu 
entnehmen iſt, an ſich form⸗ und friſtgerecht eingereicht 
worden iſt. 

Es fragt ſich aber, ob mit der Überſendung jenes Schrift⸗ 
ſtücks die Reviſion „ſchriftlich eingelegt“ worden iſt. § 341 
Abſ. 1 SPD. Hierzu iſt nicht in allen Fällen erforderlich, 
daß das Schriftſtück unterzeichnet iſt. Es müſſen nur aus ihm 
die Perſon des erklärenden und ſein Wille, Reviſion einzu⸗ 


wenn bei der Abänderung eine „rechtswidrige Abſicht“ nicht vorlag, 
oder ſie nicht zum Zweck rechtswidriger Täuſchung über den ur⸗ 
ſprünglichen Inhalt der Urkunde erfolgte (oder ähnlich). So 
namentlich Weismann, Vergl. Darſt. Beſ. Tl. 7 369 A. 2: derf.: 
SW. 11, 43 A. 112; Hälſchner, Lehrb. 2, 592 u. A. 255 
Binding, Lehrb. d. Strafr. Beſ. Tl. II 229, 240; ſ. auch RG. 
35, 147 („zur Täuſchung im Rechtsverkehr“) in dieſer Richtung. 
Aber damit iſt doch im Grunde nur das Selbſtverſtändliche geſagt, 
daß 8 267 StGB. nicht erfüllt ift, wenn die dort geforderten ſub⸗ 
jektiven Momente (Vorſatz betr. Verfälſchung, Täuſchungszweck, 
rechtswidrige Abſicht) nicht vorliegen; die Frage, unſere Frage, 
nach dem objektiven Vorliegen einer „Verfälſchung“ damit aber 
nicht gelöſt. Weismann führt denn auch zu deren Löſung noch 
anderes an (f. u. Z. 3), will aber (3 St W. a. a. O.) „Verfälſchung“ 
bei Fehlen der Abſicht, einen falſchen Schein herzuſtellen, ver⸗ 
neinen. 


b) Objektive Begrenzung. 


aa) Es wird darauf abgeſtellt, ob der Ausſtel ler zur Ab⸗ 
änderung berechtigt war oder nicht, wenn nicht, liegt 
Urkundenverfälſchung vor. So Olshauſen, Komm. 29 zu 267, 
LpzKomm. 24, 25 zu 267 (ſ. auch u. bb und a und 6 daſ.); 
Merkel: Holtzend. Handb. III, 792 f.; Allfeld, Lehrb. 520 f. 
A. 18 (f. auch u. bb); und die Judikatur des RG. 37 323 5, 260 
u. 431 (ſ. auch bb); 23, 238 (f. auch bb u. ce); 34, 50 (ſ. auch 
bb, 6); 36, 168 (betr. Abſicht, ſ. auch bb, a, 6); 40, 253 (ſ. auch 
bb u. daſ. 8, cc); 48, 57, 409 (f. beide auch bb); 51, 120; 52, 
79, 90 (f. auch bb, a u. 6); 56, 236 (f. auch ce); 58, 46, 480 (ſ. 
auch bb, 6); 60, 188 (. auch cc); Rſpr. 8, 474 (f. auch bb, 8); 
Goltd Arch. 50, 386; 53, 286 (ſ. auch ce); 55, 230. S. dagegen 
ſpeziell John, 3StW. 4, 50 f., der Urkundenfälſchung auch be⸗ 
jahen will, wemi der Betr. zur Anderung befugt war (was ſpeziell 
RG. 52, 79 ablehnt). 


bb) Näher wird die zu aa dargelegte Anſicht beſtimmt durch 
Außerungen, die verlangen, daß die betr. Urkunde nicht mehr 
in der tatſächlichen und rechtlichen Verfügungs⸗ 
gewalt des ändernden Ausſtellers geweſen ſein darf. 
So Schwartz, Komm. 7 zu 267; LpzKomm. 25 zu 267 (ſ. auch 
4% 5); Allfeld, Lehrb. 520 f. A. 18; Wachenfeld, Lehrb. 
496; Kaufmann: JW. 1918, 445 (. auch 6); RG. 5, 261 u. 431; 
23, 238 f. (ſ. auch oc); 40, 253, 254 (ſ. auch 6 u. oo); 48, 408; 
50, 169 (ſ. auch 8); 52, 79, 81, 90 (f. auch 8); RGRſpr. 8, 505 
(.. auch 6); RG.: JW. 1918, 514 2 (f. auch 6); RG.: Goltd Arch. 
55, 230; dagegen, daß das Verfügungsrecht über die Urkunde 
maßgebend fein ſoll: Weismann: 3StW. 11, 73; derſ. Vergl. 
Darſt. Beſ. Tl. 7, 369 A. 2; Frank, Komm. V, 1a zu 267; 
Binding, Lehrb. d. Strafr. Beſ. Tl. II, 229 u. A. 2, 3. 


Aber wann ſoll nun dieſe Verfügungsgewalt vorliegen, wann 
nicht? 


a) Im allgemeinen wird abgelehnt, daß Beſitz (Ge⸗ 
wahrſam) und Eigentumsrecht des Aucsſtellers hier ent⸗ 
ſcheidend ſeien, wie allerdings NG. 2, 41 (bezogen auf „rechts⸗ 
widrige Abſicht“) meint, ſ. auch (in der Richtung der Betonung 
des Gelangtſeins in Gewahrſam eines anderen und der Fremdheit 
der Urkunde) R.: Goltd Arch. 50, 386; vgl. weiter Mommſen: 
GS. 36, 457. (f. u. cc); Lpz Komm. 25 zu 267 (wo das Eigentum 
eine gewiſſe Rolle ſpielt); ſ. aber dagegen RF. 10, 15; 35, 147; 
36, 168; 48, 58; 50, 421; 52, 91 (ſämtliche: Eigentum ſei nicht 
enticheidend); RG. 40, 254 (Gewahrſam ſei nicht entſcheidend): 
dagegen weiter Frank a. a. O. V, 1a zu 8 267; Weis mann: 
ZW. a. a. O. (beide: Eigentum ſei nicht enticheidend); Ols⸗ 
hauſen, Komm. 29 zu 8 267 (Verfügungsberechtigung folge keines⸗ 


legen, klar und deutlich hervorgehen. Dieſe Vorausſetzung 
konnte in dem vom Beſchwerdeführer erwähnten Falle des 
Beſchluſſes des erk. Sen. 2D 333/26 v. 26. April 1926 
(HöchſtRRſpr. 2, 270) als erfüllt angeſehen werden, weil dort 
aus dem Umſchlag, in dem das Schriftſtück eingegangen war, 
und aus dem Inhalt der Eingabe ſich zweifelsfrei ergab, daß 
die Erklärung eine ſolche des Angekl. ſelbſt war. Anders liegt 
es im vorliegenden Falle. Hier iſt aus dem Schriftſtück nur 
zu entnehmen, daß auf der Kanzlei der RA. Th. von einem 
zur Abgabe von Erklärungen des Angekl. nicht ermächtigten 
Schreiber ein Entwurf angefertigt worden iſt, der erſt von 
einem der RA. geprüft und unterzeichnet werden und damit 
erſt zu deſſen Erklärung werden ſollte. RGRſpr. 9, 144. 
Beſchluß des 1. Senats 1 D 106/18 v. 25. Febr. 1918 (Lz. 
1918 Sp. 780), Löwe-Roſenberg, Vorbem. 8 zu Buch 1 
StPO., vgl. auch den Beſchluß RGSt. 57, 280, in dem 
für die ähnlich liegenden Verhältniſſe bei Einlegung der Re⸗ 
viſion durch die Staatsanwaltſchaft in gleichem Sinne ent⸗ 


wegs mit rechtlicher Notwendigkeit aus dem Eigentum und Beſitz an 
der Urkunde). 


6) Dagegen wird ſehr häufig darauf abgeſtellt, es dürfe Rein 
Anſpruch eines Dritten auf Unperfehrtheit des Ge⸗ 
dankeninhalts o. A. vorliegen. So ſpeziell vom Rh. 2, 423 
5, 431; 10, 14 f.; 34, 52; 35, 146; 37, 84 (f. auch ce); 40, 254 
(ſ. auch cc); 50, 169, 422 (ſ. auch ce); 51, 340 f. (f. auch ce); 
52, 79f., 81, 90; 58, 47; Rſpr. 8, 474, 505; R.: JW. 1918, 
5142; |. auch RG.: DIL. 1909, 323 f. (bei Abänderung 
mit Zuſtimmung des Ausſtellers ſelbſt); vgl. noch Momme 
ſen: GS. 36, 45 (ſ. auch u. ce); Kaufmann: JW. 
a. a. O. 445; LpzKomm. 25 zu 267; zum Teil iſt hier und in 
Entſch. des RG. auch davon die Rede, es dürfe nicht das 
Intereſſe eines Dritten an der Unverſehrtheit des Ge⸗ 
dankeninhalts verletzt werden, fo RG. 36, 168; 48, 57f.; NG.: 
JW. 1907, 410 % (f. auch u. Ziff. 3); LpzKomm. a. a. O. oder in 
dieſen Entſch. und Rſpr. 3, 21 f., ſ. auch Lpz Komm. a. a. O., es 
dürfe nicht entgegenſtehen Notwendigkeit der Zuſtimmung 
Dritter in dieſer Richtung Intereſſierter, ſ. auch RGRſpr. 3, 21 
(Recht eines Dritten, daß nicht ohne ſeine Einwilligung verändert 
werde). Über die Frage, wann ein ſolcher Anſpruch eines Dritten 
auf Unverſehrtheit des Gedankeninhalts beſteht, vgl. z. V. RO. 
35, 146; 40, 254 f. (f. auch cc); 50, 169 (betr. Handelsbücher, in 
unſerer Entſch. zitiert, bejaht nach Vorlegung gegenüber der Steuer⸗ 
behörde); 50, 422 (letztere Entſch. bejahend betr. Handelsbücher 
ſchon bei bloßem Reviſionsbegehren des Generalkommandos); 51, 
340 f.; 52, 90 f. (gegeben bei Handelsbüchern durch Bezugnahme auf 
ſie im Rechtsſtreit). 

ce) Ebenfalls eine nähere Determination der zu aa dar⸗ 
gelegten Auffaſſung gibt eine Reihe von Außerungen, nach denen 
ſpeziell das erfolgte Hinausgegangenſein der urkundlichen 
Erklärung deren nachträgliche Abänderung durch den Ausſteller zu 
einer unberechtigten, damit zu einer Verfälſchung machen ſoll, im 
einzelnen verſchieden formuliert (endgültige Fertigſtellung, Vorliegen 
von Zugänglichkeit für andere, Offenſtehen der Wahrnehmung an⸗ 
derer, Übergeführtſein in den Rechtsverkehr o. A.). Dieſe Anſicht 
wird ſpeziell vertreten für ſolche oder ähnliche Fälle, wie den vor⸗ 
liegenden, in denen der abändernde Ausſteller ſpeziell ein An⸗ 
geſtellter oder Beamter iſt. So (freilich neben anderen Er⸗ 
wägungen, ſ. u. Ziff. 3) die vorliegende Entſch. (in den Worten 
„die ... fertiggeſtellten Depotbucheinträge, die als ſolche 
der Direktion ... ſchon zugänglich geweſen waren“, „rechts⸗ 
widrige Verfälſchung“), jo RG.: Goltd Arch. 53, 286 (endgültige 
Fertigſtellung, Zugänglichkeit für den Geſchäftsinhaber); RG.: Recht 
1923 N. 577 (ebenſo), 1926 N. 1217 (ebenfo); Rh.: JW. 1910, 
483 (ebenfo); R.: L8. 1916, 554 Nr. 16 (bei Abänderung ab⸗ 
geſchloſſener Einträge nach Prüfung durch andere); 1923, 65 f. (be⸗ 
reits zu den Kaſſenbelegen gelegt, zweite Ausfertigung Kunden aus⸗ 
gehändigt); RG.: JW. 1911, 85112 (Fertigſtellung, Zugänglichkeit 
für den Geſchäftsinhaber): NG.: DIZ. 1910, 483 (aus der Hand 
geben, Vorweiſen beſ. Vorlegen oder Zugänglichmachen gegenüber 
anderen Beamten); NG. 49, 39 (nach Vorlegung gegenüber dem 
Vorgeſetzten); anders die Begründung in einem ſolchen Fall wie 
dem vorliegenden; RG.: Goltd Arch. 50, 386 (: oben bb, qa); 
RGRſpr. 3, 21 f. (f. oben bb, 8); nicht recht deutlich RG. 23, 238 f. 
(ſ. oben b, aa u. bb). Generell für Fälle aller Art ſprechen ſich 
in dieſer Richtung aus RG. 56, 236; 60, 188 (ſobald die Ur⸗ 
kunde in den Rechtsverkehr übergeführt worden iſt, endigt die Ab⸗ 
änderungsbefugnis des Ausſtellers). Zuweilen findet ſich der eben 
geſchilderte Geſichtspunkt auch kombiniert mit anderen bereits er⸗ 
wähnten, ſo in einem ähnlichen Fall wie hier RG. 40, 254 f. (bei 
Beamten: Begründung eines Anſpruchs auf Unverſehrtheit — bb, 
B — durch Eröffnung der abgeſchloſſenen Urkunde gegenüber einen 
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ſchieden und auch ausgeführt ift, warum für eine gegenteilige 
Auffaſſung die anerkannte Zuläſſigkeit der telegraphiſchen 
Rechtsmitteleinlegung nicht zu verwerten iſt. Eine Urkunde, 
der ohne Zuhilfenahme anderer Beweismittel zu entnehmen 
wäre, daß einer der RA. Th. ſeinem Willen Ausdruck ge⸗ 
geben hätte, Reviſion für den Angekl. S. einzulegen — RGEt. 
38, 282 (283) —, liegt alſo nicht vor. Es iſt aber auch 
nicht einmal nachträglich von den RA. Th. klargeſtellt worden, 
daß der nichtunterzeichnete Schriftſatz eine von einem von 
ihnen innerhalb der geſetzlichen Friſt abgegebenen Erklärung 
wiedergebe und die Abfertigung friſtgemäß angeordnet fei. 
Die Eingabe v. 21. Febr. 1929 läßt jede nähere Darlegung 
vermiſſen, wie der Sachhergang geweſen iſt. 

Da auch ſonſt der Angekl. S. der Vorſchrift des § 341 
Abſ. 1 SPD. nicht nachgekommen ift, war feine Reviſion als 
unzuläſſig zu verwerfen. 


2. Das Depotbuch war nicht nur zum Beweiſe der aus 
den einzelnen Eintragungen erſichtlichen Rechtsvorgänge ge⸗ 
eignet und beſtimmt, die Sammlung der Einzeleinträge im 
Depotbuch ſollte vielmehr darüber hinaus eine Gewähr für 
die Vollſtändigkeit der Aufzählung der in die Zeit ſeiner 
Führung fallenden Wertpapierverwahrungsgeſchäfte bieten; es 
ſollte und konnte durch das Depotbuch als Ganzes bewieſen 
werden, daß nur die darin bezeichneten Perſonen ein Depot 
bei der Sparkaſſe hatten oder gehabt hatten, daß andere 
Wertpapiere — und eine größere Menge oder andere Stücke 
einer Wertpapiergattung — als die im Depotbuch aufge⸗ 
führten, für jeden einzelnen und für alle Hinterleger von der 
Sparkaſſe nicht in Verwahrung genommen und herausgegeben 
worden ſind. Nach denſelben Geſichtspunkten wie bei den 
Handelsbüchern: Geſchloſſenheit und Ineinandergreifen der 
Eintragungen ſtellt ſich deshalb auch das Depotbuch als eine 
zum Beweiſe von Rechten und Rechtsverhältniſſen erhebliche 
Geſamturkunde dar (RGSt. 43, 52 [53 f.]; 49, 33 [35]; 48, 
406 [407]; RGuUrt. 1D 216/24 v. 27. Juni 1924). 


Beteiligten, bei Beamten durch Freigeben dem Zugriff anderer Be⸗ 
amten), für andere Fälle — nicht mit Beſtimmtheit — RG. 51, 
340 f. (Anſpruch auf Unverſehrtheit — bb, 8 — „vielleicht auch 
ſchon“, wenn die betr. Urkunde dem Überwachungsbeamten zugänglich 
geworden iſt), weiter für andere Fälle RG. 37, 85 f., vgl. 84 u. 
(erſt mit Sichentäußern eines Schuldſcheins Recht des andern auf 
inhaltliche Unverſehrtheit — bb, 6); 50, 421 f. (mit Überführung 
in den Rechtsverkehr, insbeſ. bei Begründung eines fremden An⸗ 
ſpruchs auf Unverſehrtheit — bb, 6); 51, 81 (Ermöglichung der 
Einſichtnahme, dadurch Entſtehung eines Rechts auf unabgeänderten 
Fortbeſtand, Kombination mit bb, 6); Olshauſen, Komm. 29 
zu 267 (bei Verſtoß gegen das Recht eines anderen, beſ. wenn 
Urkunde in den Rechtsverkehr eingeführt iſt, Kombination mit 
bb, 6); Mommſen: GS. 36, 45 (Erlöſchen des Rechts der Ab⸗ 
änderung, wenn Urkunde aus den Händen gegeben und fremde 
Rechte am Inhalt erwachſen find — bb, 6 —, Urkunden, die ihrer 
Natur nach nicht beſtimmt ſeien, aus des Ausſtellers Beſitz und 
Eigentum herauszugehen, können vom Ausſteller überhaupt nicht 
ſtrafbar verfälſcht werden — bb, o in beſonderer Form). 


Gegen die ganze Auffaſſung 2b iſt einzuwenden, daß das 
Problem falſch geſtellt iſt. Es handelt ſich überhaupt gar nicht 
um die Frage, ob eine „unberechtigte Abänderung“ vor⸗ 
liegt oder nicht, ſondern um die, ob eine „Verfälſchung“ der 
Urkunde gegeben iſt oder nicht. Die Begriffe „Verfälſchung“ und 
„unberechtigte Abänderung“ ſind nicht identiſch, ſondern heterogen. 
Für die „Verfälſchung“ iſt das Weſentliche (wie für die Falſch⸗ 
anfertigung), daß — bei Verfälſchung durch Abänderung des ur⸗ 
ſprünglichen Inhalts der Urkunde — ein falſcher Schein einer 
urkundlichen Erklärung erzeugt wird (ſo z. B. auch Weismann: 
St W. 11, 43; Gerland, D. Reichsſtrafr. 329; Frank, 
Komm. I zu 8 267, V, 1 a zu 8 267; RG. 49, 37 und auch die vor⸗ 
liegende Entſch.: „iſt ihr der Schein gegeben worden“ uſw., von 
dem Hervorrufen eines falſchen Scheins bei „Verfälſchen“ reden 
3. B. auch RG. 20, 9; 46, 413; 51, 37; 52, 80; Wachenfeld 
d. a. O. 496; Lpz Komm. 24 zu 8267; Kaufmann a. a. O. 
444f., z. T. dieſe freilich in nicht einwandfreier Faſſung), in der 
„unberechtigten Abänderung“ iſt dies dagegen in keiner Weiſe ent⸗ 
halten. Die letztere weiſt in den Gedankenkreis des 8 274 Ziff. 1 
StGB. (Eingriff in fremde Rechte), nicht in den des 8 267 Parallele 
zu Falſchanfertigung, Gefährdung des Rechtsverkehrs durch falſchen 
Schein einer urkundlichen Erklärung). Gegen die Formulierung ce 
ſpeziell iſt auch einzuwenden, daß für Verfälſchung einer Ur⸗ 
kunde das Vorliegen einer ſolchen natürlich Vorausſetzung iſt 
und daß vor dem dort Geforderten noch keine Urkunde, weil keine 
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Daraus, daß die Einträge in einem Geſchäftsbuch nicht 
immer ohne weiteres erkennen laſſen, von welchem beſtimmten 
Schreiber ſie herrühren, iſt nichts gegen die Urkundeneigen⸗ 
ſchaft eines ſolchen Buches herzuleiten; für ſie genügt, daß 
die Bücher erkennbare Gedankenäußerungen des Geſchäfts⸗ 
herrn, hier der Sparkaſſe, enthalten, die durch eine von ihm 
dafür beſtellte Perſon niedergeſchrieben ſind. 


Das Depotbuch als Geſamturkunde iſt durch H.'s Eintrag 
verfälſcht, durch deſſen Einſchiebung iſt ihr der Schein ge⸗ 
geben worden, als habe ſie ſchon 1920 bei der endgültigen 
Herſtellung einen anderen Inhalt gehabt als den urſprüng⸗ 
lichen; es iſt ihr durch den Zuſatz die Bedeutung eines 
Beweismittels für eine rechtlich erhebliche Tatſache verliehen 
worden, die zu beweiſen ſie vorher weder beſtimmt noch ge⸗ 
eignet war. — Unzutreffend iſt die Annahme der Rebiſionen, 
eine Veränderung des Inhalts des Depotbuchs würde nur 
dann eine Verfälſchung darſtellen, wenn ſie vorgenommen 
worden wäre, nachdem das Buch als Beweismittel benannt 
war. Gedacht iſt dabei wohl an die Frage, wann bei einer 
Anderung der Handelsbucheinträge durch den Kaufmann 
ſelbſt — eine Verfälſchung angenommen werden kann 
(RGSt. 5, 430; 50, 165 [169]). Hier handelt es ſich aber 
darum, daß ein Angeſtellter, der Depotbuchhalter oder 
vielmehr nur mit deſſen Zuſtimmung ein Dritter, die in ihrer 
Geſamtheit früher fertiggeſtellten Depotbucheinträge aus dem 
Jahre 1920, die als ſolche der Direktion der Sparkaſſe ſchon 
zugänglich geweſen waren, ohne deren Einwilligung nachträg⸗ 
lich 1925 abgeändert hat. Daß darin eine rechtswidrige Ver⸗ 
fälſchung lag, gleichgültig ob die Direktion in das Depotbuch 
in ſeiner urſprünglichen Faſſung ſchon Einſicht genommen 
hatte oder nicht, kann nicht zweifelhaft ſein (Goltd Arch. 53, 
286 und das obenerwähnte Urteil 1D 216/24). 


(2. Sen. v. 17. Juni 1929; 2 D. 497/29.) A. 


perfekte Erklärung bzw. keine Beſtimmtheit für den Beweis oder 
den Rechtsverkehr vorliegt (ſ. auch Frank a. a. O. V, 1a zu 
§ 267 betr. Handelsbücher, vor Einführung in den Rechtsverkehr 
ſeien dieſelben überhaupt noch nicht Urkunden; Gerland a. a. O. 
329: die Erklärung müſſe bereits abgegeben ſein, wozu u. U. Be⸗ 
gebung der Urkunde gehöre), daß damit aber über die Frage der 
Verfälſchung noch nichts geſagt iſt. 

3. Mit Recht hat hiernach Frank a. a. O. I, 1 u. V, 1a zu 
8267, an ſich ohne die Begrenzungen 3. 2 (freilich rich⸗ 
tigerweiſe, ſ. o., eine vorhandene Urkunde verlangend, wozu 
nach ihm Entäußerung der Erklärung und Beſtimmtheit für den 
Rechtsverkehr gehört, was, ſ. o. betr. 2, b, ce, z. T. in Richtung 
derſelben geht) angenommen, daß eine nachträgliche Veränderung 
des gedanklichen Inhalts einer ſchon vorliegenden urkundlichen Er⸗ 
klärung durch den Ausſteller dann eine „Verfälſchung“ dar⸗ 
ſtellt, wenn dadurch der falſche Schein erweckt wird, als habe 
die Urkunde von Haus aus den gedanklichen Inhalt gehabt, 
der ihr in Wahrheit erſt nachträglich verliehen wird (ähnlich 
auch Weismann: 3StW. 11, 43: durch nachträgliche Anderung 
ſeitens des Ausſtellers der Schein erweckt, als ſei ihr jetziger ihr 
urſprünglicher Inhalt; ſ. aber auch denſ. o. 2, a; Mommſen 
a. a. O. 45, ſ. aber denſ. o. 2, b, cc und 2 b, bb, a u. 6; Ger⸗ 
land a. a. O. 329; RG. 49, 37; RG.: JW. 1907, 4104", ſ. aber 
auch o. 2b, bb, 8, und die vorliegende Entſch. in den Worten: „iſt 
ihr der Schein gegeben worden, als habe ſie ſchon 1920 bei der 
endgültigen Herſtellung einen anderen Inhalt gehabt als den ur⸗ 
ſprünglichen“, aber in Kombination mit dem o. 2b, co beſprochenen 
Gedanken — ſ. daſelbſt — der Zugänglichmachung als Voraus⸗ 
ſetzung „rechtswidriger Verfälſchung“; ſ. auch in ſubjektiver, 
auf den Zweck der Anderung abſtellender, Wendung RG. 48, 57 u.; 
RG.: DIZ. 1909, 233; Bindig a. a. O. II, 240). Hinzugefügt 
werden muß nur — das iſt der berechtigte Kern der unter Ziff. 2 b, 
ſpeziell bb, B geſchilderten Anſchauung und ſpielt auch bei der Auf⸗ 
faſſung Ziff. 2 a eine Rolle —: wenn es nach den gegebenen Um⸗ 
ſtänden darauf ankommt, daß die Urkunde gerade von 
Haus aus dieſen Gedankeninhalt gehabt hat, ſ. auch RE. 48, 
57 u. Da letzteres hier der Fall iſt, ſo iſt „Verfälſchung“ einer Ur⸗ 
kunde anzunehmen, im Reſultat alſo die vorliegende Entſch. zu 
billigen, freilich mit z. T. etwas modifizierter Begründung. Vor⸗ 
ausſetzung für die Bejahung des Delikts i. S. des § 267 Steh B. iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß auch die ſonſtigen objektiven und, wie im 
Hinblick auf o. 2a beſonders zu betonen, ſubjektiven Momente des 
§ 267 vorliegen: Vorſatz, Gebrauchmachen zum Zwecke einer 
Täuſchung, rechtswidrige Abſicht. 

Prof. Dr. Hegler, Tübingen. 
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**48. 88 340, 358 StPO. Im Falle der Ein⸗ 
legung einer Sprungreviſion kann der Be⸗ 
ſchwerdeführer auch dann nicht ſpäter das 
Rechtsmittel der Berufung geltend machen, 
wenn der Gegner innerhalb der Rechtsmittel⸗ 
friſt Berufung einlegt. f) 

Gegen das angefochtene Urteil hat der Angekl. durch ſeine 
Verteidiger am 8. Nov. 1927 Reviſion, die Staatsanwaltſchaft 
am 11. Nov. 1927 Berufung eingelegt. Durch Schriftſatz 
v. 14. Nov. 1927, eingegangen an demſelben Tage, erklärten 


Zu 48. Die Entſch. erweckt Bedenken: 

I. Die Rſpr. des RG. zu der durch die Em mingerſche Reform 
neu in die StPO. eingeführten revisio per saltum (rev. p. 8.) iſt 
gekennzeichnet durch einen unerfreulichen Formalismus, als deſſen 
Ergebnis heute feſtzuſtellen iſt, daß der praktifche Gebrauch dieſer 
ſehr begrüßenswerten Einrichtung immer mehr zurückgeht. Die nicht 
durch einen Verteidiger beratene Partei wird von der Möglichkeit der 
Sprungreviſion kaum Gebrauch machen, da die Beſtimmung den 
wenigſten Laien bekannt iſt. Für den Anwalt bedeutet es aber eine 
außerordentliche Verantwortung, ſeiner Partei zur Überfpringung 
einer Inſtanz zu raten, bevor er die ſchriftliche Urteilsbegründung 
kennt. Dieſe wird ihm praktiſch fo gut wie nie innerhalb der Rechts⸗ 
mittelfriſt zugänglich ſein. Er muß daher während der Friſt das ihm 
nach der Sachlage geboten erſcheinende Rechtsmittel einlegen. Erkennt 
er ſpäter, daß das andere Rechtsmittel das zweckmäßigere wäre, jo 
iſt er nach der Rſpr. des RG., die von den Untergerichten befolgt 
wird, weder in der Lage, von der Berufung zur Rev. überzugehen 
noch umgekehrt, und zwar weder während des Laufs der Rechtsmittel⸗ 
friſt noch nach deren Ablauf (NGSt. 60, 355 = ZW. 1927, 916; 
ROSH. 60, 354 JW. 1926, 2448; OLG. Königsberg: JW. 1926, 
2782; LG. München: JW. 1927, 1604; OLG. Dresden: JW. 1928, 
3012; OLG. Hamm: HRgſpr. 1928 Nr. 693; DLG. Breslau: 
OHRRſpr. 1928 Nr. 2160; OLG. Dresden: JW. 1928, 430; Bay⸗ 
DO6LG.: JW. 1928, 1312; KO.: HRRſpr. 1928 Nr. 298; die drei 
letzten Entſch. verneinen auch die Zuläſſigkeit der Anderung wäh⸗ 
rend des Laufs der Rechtsmittelfriſt). 

II. Es lag bei Einführung der rev. p. S. für den Praktiker nahe, 
nach einem Weg zu ſuchen, wie er die formalen Schwierigkeiten einer 
erſt nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt zu treffenden Entſch. über die 
endgültige Wahl des Rechtsmittels beſeitigen könnte. In einer Reihe 
von Fällen fand man einen Ausweg darin, daß man gleichzeitig 
Berufung und Reviſion einlegte und nach Einſicht in die 
Urteilsgründe endgültig erklärte, das Rechtsmittel ſolle als Berufung 
oder Rev. behandelt werden. Trotz Widerſpruchs einiger OLG. billigte 
das RG. in einer erfreulich großzügigen Entſch. (R.: JW. 1926, 
2198) zunächſt dieſes Verfahren „trotz Bedenken wegen mangelnder 
Beſtimmtheit der Rechtsmitteleinlegung“. Aber ſchon kurz darauf, in 
den Beſchlüſſen des 3. Sen. v. 20. Mai und 4. Nov. 1926 (REEL. 
60, 354 und 355), verließ es dieſen Standpunkt und gelangte zu der 
Überzeugung, daß „die durch den Vorbehalt künftiger Wahl bedingte 
Einlegung beider, begrifflich einander ausſchließender, Rechtsmittel für 
rechtlich wirkungslos zu erachten“ ſei. Dieſe Stellungnahme ſei ge⸗ 
boten durch „die öffentlich⸗rechtliche Natur des Prozeſſes und die in 
öffentlich⸗rechtlichem Intereſſe zu fordernde Sicherſtellung eines ge⸗ 
ordneten Verfahrens“. 

Demgegenüber iſt zunächſt nicht einzuſehen, inwiefern dieſe vom 
RG. gemißbilligte Übung „den geordneten Gang des Verfahrens“ 
hindern ſoll. Das Geſetz weiſt zwar nicht ausdrücklich den von der 
Praxis gewählten Weg, es mißbilligt ihn aber auch nicht ausdrück- 
lich. Sicher iſt, daß die endgültige Entſch., welches Rechtsmittel durch⸗ 
geführt werde, nicht beliebig lange hinausgezögert werden darf. Die 
natürliche Grenze der Ausübung dieſer Wahl iſt der Ablauf der 
Rechtsmittelbegründungsfriſt. Denn ein berechtigtes Intereſſe des 
Rechtsmittelwerbers, ſich beide Möglichkeiten offenzuhalten, iſt nur 
ſolange anzuerkennen, als ihm die Urteilsbegründung nicht vorliegt. 
Bis zu dieſem Zeitpunkt kann aber die endgültige Wahl des Rechts⸗ 
mittels unbedenklich hinausgezögert werden, ohne daß die ſtraffe 
Durchführung des Verfahrens beeinträchtigt wird. Ein Bedenken gegen 
die Zulaſſung der gleichzeitigen Einlegung beider Rechtsmittel kann 
auch nicht aus der prinzipiellen Erwägung hergeleitet werden, be⸗ 
dingte Prozeßhandlungen ſeien unzuläſſig. Mann⸗ 
heim hat in ſeiner Anmerkung zu dem Beſchluß des RG. v. 4. Nov. 
1926: JW. 1927, 916 bereits zutreffend ausgeführt, daß einmal die 
Regel von der Unzuläſſigkeit bedingter Prozeßhandlungen nicht aus⸗ 
nahmslos gelte, und weiter darauf hingewieſen, daß bei den bisher 
entſchiedenen Fällen einer bedingten Rechtsmitteleinlegung die Rechts⸗ 
kraft des Urt. von der Bedingung abhing, während hier zweifellos 
feſtſteht, daß das Urt. nicht in Rechtskraft erwächſt und nur die 
Art des Rechtsmittels bedingt bleibt. 

Andererſeits muß man ſich darüber klar ſein, daß die derzeitige 
Praxis des RG. dazu führen muß, daß der Gebrauch der rey. P. S. 
auf die ganz wenigen Fälle beſchränkt werden wird, in denen ein 
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die Verteidiger, ſtatt Reviſion Berufung einzulegen. Die 
Staatsanwaltſchaft hat ihr Rechtsmittel ſpäter zurückgenommen. 

Wie der Senat (RGSt. 60, 355 [357]) ausgeführt hat, 
liegt in der Einlegung der Sprungreviſion ein Verzicht 
auf die Berufung. Die Erklärung v. 14. Nov. 1927 bedeutet 
alſo, da der Verzicht auf ein Rechtsmittel nicht zurück⸗ 
genommen werden kann, keinesfalls die wirkſame Geltend⸗ 
machung des Rechtsmittels der Berufung. Andrerſeits iſt ſie 
aber auch nicht als gültige Zurücknahme der Reviſion auf⸗ 
zufaſſen. Nach der Sachlage war eine ſolche offenſichtlich nur 


Zweifel für den Rechtsmittelwerber ausgeſchloſſen iſt, welches Rechts⸗ 
mittel er zu wählen hat — mit anderen Worten: ob die Rev. das 
allein zweckenſprechende Rechtsmittel iſt. Die Inſtitution der rev. P. S. 
iſt aber eingeführt aus Gründen der Prozeßökonomie, um einen über⸗ 
flüſſigen Aufwand, unnötige Zeit⸗ und Arbeitsvergeudung in den 
Fällen zu vermeiden, in denen die zweite Tatinſtanz überflüſſig iſt. 
Ob ſie es iſt, kann, wie die außerordentlich zahlreichen Entſch. zu 
§ 335 SPD. bezeugen, offenbar in den meiſten Fällen mit Sicherheit 
erſt erkannt werden, wenn die Urteilsbegründung vorliegt. Macht man 
es aus rein theoretiſchen Erwägungen heraus dem Rechtsmittelwerber 
unmöglich, die Sprungreviſion fo zu gebrauchen, daß das Riſiko einer 
falſchen Rechtsmittelwahl für ihn ausgeſchloſſen ift, fo wird eben der 
Praktiker ſich dieſes riskanten Rechtsbehelfs nicht mehr bedienen: der 
Erfolg, der mit der Einführung der Inſtitution beabſichtigt war, iſt 
vereitelt. Mir ſcheint, daß alle dieſe Erwägungen dazu führen müffen, 
die gleichzeitige Einlegung beider Rechtsmittel für zuläſſig zu erklären, 
wenn die endgültige Entſch. innerhalb der Begründungsfriſt erfolgt. 
Es wäre außerordentlich erwünſcht, wenn das RG. bei nächſter Ge⸗ 
legenheit ſeine Rſpr. nochmals einer Nachprüfung unterziehen und vor 
allem darauf abſtellen würde, ob bei aller gebotenen Strenge in 
prozeſſualen Fragen die Bezugnahme auf theoretiſche Prinzipien es 
rechtfertigt, eine zum Zwecke der Prozeßökonomie, d. h. ſtreng zweck⸗ 
mäßiger Geſtaltung des Prozeſſes geſchaffene Inſtitution ihrer prak- 
tiſchen Brauchbarkeit zu entkleiden und auf dieſem Wege die Parteien 
zu zwingen, doch wieder unnötige Inſtanzen durchzufechten (wie hier 
Feiſenberger: 8 335 Anm. 3 und OLG. Kiel mit der ſchönen 
Begründung: „Im Strafprozeß iſt vor allem ausſchlaggebend, daß 
der Beſchwerdeführer das richtige Recht findet“). 

III. Im vorliegenden Falle war nur eines der beiden zuläſſigen 
Rechtsmittel eingelegt, und zwar die Rev. Während des Laufs 
der Rechts mittelfriſt hatte jedoch der Rechtsmittelwerber er⸗ 
klärt, er wolle nunmehr Berufung ſtatt der Rev. einlegen. Auch dieſes 
Verfahren hält das RG. für unzuläſſig. 

Zunächſt iſt die Vorfrage zu prüfen, ob die Zurücknahme eines 
Rechtsmittels der Neueinlegung des oder der zuläſſigen Rechtsmittel 
während der Rechtsmittelfriſt entgegenſteht. Denn zwanglos kann die 
Erklärung, nunmehr ſtatt Berufung Rev. einzulegen, als Zurück⸗ 
nahme der Berufung und Neueinlegung der Rev. gedeutet werden. 
Bereits in meiner Anmerkung zu der Entſch. des OLG. Dresden: 
JW. 1928, 430 hatte ich darauf hingewieſen, daß die Zurücknahme 
eines Rechtsmittels und der Verzicht auf dasſelbe in der Praxis un⸗ 
zuläſſigerweiſe identifiziert werde. Im Zivilprozeß iſt es anerkannten 
Rechtens, daß die Zurücknahme eines Rechtsmittels deſſen Neu⸗ 
einlegung während des Laufs der Rechtsmittelfriſt nicht unzuläſſig 
macht, es ſei denn, die Zurücknahme laſſe den Willen erkennen, auf 
das Rechtsmittel als ſolches zu verzichten (vgl. Stein⸗Jonas, 
$ 515 Nr. 22 ff.; Baumbach, Anm. 4B). Im Strafprozeß war die 
Frage bisher noch nicht entſchieden worden, da es ſich ſtets um Fälle 
des Verzichts gehandelt hatte. Erſt die Rſpr. zu 8 335 hat eine Neihe 
von Entſch. gebracht, die den Übergang von dem einen zum anderen 
Rechtsmittel auch während des Laufs der Rechtsmittelfriſt für un⸗ 
zuläſſig erklären (vgl. die unter I a. E. zit. Entſch.). M. E. zu 
Unrecht: zu dieſer Auffaſſung zwingt weder die Beſtimmung des 8 302 
StPO., da fie nur die Wirkſamkeit einer während der Rechtsmittel⸗ 
friſt erklärten Zurücknahme feſtſtellt, nicht aber die Unzuläſſigkeit 
der Neueinlegung des zuläſſigen Rechtsmittel während des Friſtlaufs 
— noch die Beſtimmung des $ 450 GIPO., in der die Anrechnung 
der Unterſuchungshaft auf die zu vollſtreckende Strafe von dem 
Augenblick des Verzichts auf ein Rechtsmittel oder der Zurücknahme 
desſelben an angeordnet wird. Denn es bleibt hier gerade offen, ob 
an die Zurücknahme innerhalb oder nicht vielmehr an den viel häufige⸗ 
ren Fall der Zurücknahme nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt gedacht, 
ſomit zu leſen iſt: „.. ſeit er auf Einlegung eines Rechtsmittels 
verzichtet oder nach Ablauf der Friſt zur Einlegung das 
eingelegte Rechtsmittel zurückgenommen hat...” (vgl. auch hierzu 
meine Ausführungen in der Anm. JW. 1928, 431). 

IV. Die vorliegende Entſch. folgert jedoch im beſonderen die 
Unzuläſſigkeit des Übergangs von der Reviſion zur Be⸗ 
rufung aus der Erwägung, die Einlegung der Sprungreviſion be⸗ 
deute einen Verzicht auf die Berufung. Die Notwendigkeit dieſer 
Argumentation, die von der höchſtrichterlichen Rſpr. bereits mehrſach 
vertreten wurde, iſt nicht einzuſehen. Zunächſt iſt darauf hinzuweiſen, 
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unter der Bedingung beabſichtigt, daß die Berufungseinlegung 
gültig ſei. Ein Rechtsmittel kann aber nicht bedingt zurück⸗ 
genommen werden. 


Die Sprungreviſion iſt alſo noch anhängig. Sie iſt jedoch 
unzuläſſig, weil ſie auf Verletzung einer anderen Verfahrens⸗ 
norm als der des § 358 StWD. nicht geſtützt werden kaun; 
8 340 StPO. Im vorl. Fall iſt aber lediglich gerügt, daß die 
Beeidigung eines Zeugen verſäumt worden ſei. 


(8. Sen. v. 10. Jan. 1929; 3 D 1056/28.) A.] 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


I. Materielles Recht. 


1. 8 68 Abſ. 1 StB. Das Schreiben des Straf⸗ 
kammervorſitzenden, das eine Anfrage an den Anwalt des 
Privatklägers, ob die Sache außergerichtlich erledigt ſei, 
enthält und dann fortfährt: „Da die Sache dahier zum 
Abſchluſſe gebracht werden muß, werde ich Termin zur 
Hauptverhandlung anberaumen, wenn nicht bis 1. Nov. 
die außergerichtliche Erledigung angezeigt wird“, läßt er⸗ 
kennen, daß die Fortſetzung des Verfahrens und der Straf- 
verfolgung beabſichtigt werde, es ſei denn, daß ſie ſich 
infolge eines Vergleichsabſchluſſes erübrige. Eine ſolche 
Verfügung entſpricht den Erforderniſſen des 8 68 Abf. 1 
StG B. (vgl. RGSt. 56, 381; Rd.: Goltd Arch. 27, 452). Ein 
endgültiger Einſtellungsbeſchluß erfüllt aber dieſes Er⸗ 
fordernis nicht. 


Dieſer Beſchl. negiert die weitere Strafverfolgung und beſtimmt, 
daß ſie nicht fortzuſetzen ſei, hat alſo eine Richtung, die der in 
8 68 Abſ. StGB. geforderten entgegengeſetzt iſt, indem ſachlich ent⸗ 


daß der gleichzeitig entſtandene 8 566 a StPO. ausdrücklich die Ein⸗ 
legung der Sprungreviſion als Verzicht auf die Berufung bezeichnet, 
während dieſe Beſtimmung in 8 335 StPO. fehlt. Eine verſchiedene 
Behandlung der rev. p. 8s. im Zivil⸗ und Strafprozeß ſcheint aber 
ſchon durch die Verſchiedenheit der Rechtsmittelfriſten zur Genüge 
gerechtfertigt, ſo daß aus der Weglaſſung eines entſprechenden Paſſus 
im 8 335 SEO. mit Recht gefolgert werden kann, daß der Geſetz⸗ 
geber im Strafprozeß die Wahl eines Rechtsmittels nicht unbedingt 
als Verzicht auf das andere betrachtet wiſſen will. Die gegenteilige 
Auffaſſung beruht auf einer Konſtruktion, die durch den Wortlaut des 
Geſetzes nicht geboten iſt. Alle diejenigen Konſtruktionen find aber 
nicht zwingend, die dem Handelnden eine Willensrichtung unterſchieben, 
die er tatſächlich, jedenfalls nachweislich, nicht gehabt hat. Wer eines 
von mehreren zuläſſigen Rechtsmitteln einlegt, wird in den ſeltenſten 
Fällen ſich eines Verzichts auf das oder die anderen möglichen be⸗ 
wußt ſein, es ſei denn, er erklärte dies ausdrücklich („Ich verzichte 
auf die Berufung und lege Rev. ein“). Im übrigen würde die An⸗ 
erkennung der Verzichtstheorie die notwendige Folge haben, daß auch 
die Wahl der Berufung einen „Verzicht“ auf die Rev., jedenfalls in 
dieſer Inſtanz, bedeute. Man fragt unwillkürlich: welchen Wert und 
Sinn hat eine derartige Konſtruktion? Die Rechtsmittelfriſten in der 
SPD. find fo kurz, daß weder ein berechtigtes privates noch öffent⸗ 
liches Intereſſe anerkannt werden kann, die Zuläſſigkeit des Über⸗ 
gangs von dem einen zum anderen Rechtsmittel zu verneinen, ſolange 
die Rechtsmittelfriſt noch läuft. Durch eine derart formaliſtiſche Aus⸗ 
legung der im ausſchließlichen Intereſſe der Prozeßparteien gegebenen 
Rechtsbehelfe wird deren Wert für die Parteien ganz außerordentlich 
herabgemindert und ganz unnötigerweiſe eine Verſchlechterung des 
Rechtsſchutzes herbeigeführt. Nach Auffaſſung des Ref. iſt daher ſowohl 
die gleichzeitige Einlegung beider Rechtsmittel für zuläffig zu erachten 
wie auch der Übergang von dem einen zum anderen während des 
Laufs der Rechtsmittelfriſt. Solange jedoch die Rſpr. ihre bisherige 
Stellungnahme beibehält, kann dem Rechtsmittelwerber nur der 
dringende Rat gegeben werden, ſich der Sprungreviſion nicht bzw. nur 
in denjenigen ſeltenen Fällen zu bedienen, in denen er mit voller Be⸗ 
ſtimmtheit weiß oder annehmen darf, daß unrichtige tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen in den Entſcheidungsgründen des erſtinſtanzlichen Urt. 
keinesfalls getroffen worden ſind und daß lediglich reine Rechtsfragen 
zu entſcheiden bleiben. Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß 
auf dieſe Weiſe zahlloſe überflüſſige Berufungen eingelegt werden 
müſſen und die Abſicht des Geſetzgebers, überflüſſige Inſtanzen zu 
vermeiden, im weſentlichen vereitelt iſt. 
RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


ſchieden wird, daß die Täter nicht mehr zur Verantwortung ge⸗ 
zogen werden ſollen (gl. A. Lpz Komm. zum StGB., Anm. 3 Abſ. 2 
zu 868; Olshauſen, StchB., 11. Aufl., Anm. 9a zu 8 68; 
Binding, Handb. des Strafrechts Bd. 1 S. 852). Soweit Bay⸗ 
Obs GG. 10, 125, wonach ein Beſchl. über Nichteröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens als richterliche Unterbrechungshandlung gelten ſoll, nach 
Inhalt ihrer Begründung entgegenſteht, kann die frühere Rechts⸗ 
anſicht nicht aufrechterhalten werden. Der Fall der vorläufigen 
Einſtellung des Verfahrens nach § 205 StPD., der anders zu be 
urteilen iſt (RGSt. 56, 381), it mit der endgültigen Einſtellung 
nicht zu vergleichen. 


(BayObsG., StrSen., Beſchl. v. 5. März 1929, BeſchwReg. IA 
Nr. 35/29.) 


2. 8 230 StGB. Nach anerkannter Rſpr. (BaydbsSt 
6, 73; RGSSt. 54, 349; 56, 348; 57, 285) gilt ein Handeln oder 
Unterlaſſen für den eingetretenen Erfolg als Urſache 
i. S. des Strafrechts, wenn es zu dem eingetretenen Er⸗ 
folg im Verhältnis einer Bedingung ſteht, die nicht weg- 
11650 werden kann, ohne daß damit auch der Erfolg ent⸗ 
fiele. f 


Bei der Würdigung, ob das Verhalten eines Menſchen zu dem 
eingetretenen Erfolg in dieſem Verhältniſſe ſtehe, kann für die Bil⸗ 
dung der richterlichen Überzeugung nicht eine abſolut feſtſtehende 
Gewißheit gefordert werden, ſondern entſprechend der Unvollkommen⸗ 
heit der menſchlichen Erkenntnisquellen muß hierfür ein fo hoher 
Grad von Wahrſcheinlichkeit genügen, als er bei möglichſt erſchöpfen⸗ 
der und gewiſſenhafter Prüfung des dem Gericht vorliegenden Prozeß⸗ 
ſtoffes erreichbar iſt, ein ſo hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit gilt 
als Wahrheit (vgl. RGSt. 61, 206; 58, 131; 51,127; Bay obs. 
R. R. II 584/28). 


Die Strͤ. ſtellt nun eine Reihe gröbſter Verfehlungen des 
Angekl. feſt, die an ſich geeignet find, einen Unfall herbeizuführen. 
Sie verkennt auch nicht, daß die Erfahrung des täglichen Lebens 
dafür ſpricht, daß der eingetretene Unfall, wie dies auch die Sach⸗ 
verſtändigen annehmen, dadurch verurſacht ſei. Sie erachtet aber dieſe 
Schlußfolgerung nicht für „zwingend“, da eine andere Möglichkeit 


Zu 2. Die Entſch. geht aus von der vom RG. theoretiſch ſtreng 
feſtgehaltenen Bedingungstheorie, wie ſie neuerdings beſonders in den 
angeführten Entſch. wieder zum Ausdruck gebracht worden iſt. Es iſt 
nun ſehr intereſſant, zu beobachten, daß auch die Bedingungstheorie 
nicht ohne die für die Theorie des adäquaten Kauſalzuſammenhangs 
weſentlichen Begriffe der generellen Wahrſcheinlichteit und der Er⸗ 
fahrung des täglichen Lebens auskommt, wenn es ſich nicht um die 
normalen Fälle der direkten Bezogenheit eines menſchlichen Verhaltens 
auf einen Erfolg handelt, ſondern, wie z. B. hier, um Fälle des 
möglicherweiſe durch unverſchuldete äußere Ereigniſſe unterbrochenen 
Kauſalverlaufs. Im vorl. Falle handelt es ſich um die Frage, ob das 
Platzen des Luftſchlauchs am Hinterrad infolge Eindringens eines 
Nagels den Kaufalverlauf zwischen den groben Verfehlungen des 
Angekl. und dem Unfall als ſog. Zwiſchenurſache unterbrochen hat, 
d. h. ob das Verhalten des Angekl. aus der Reihe der zum Unfall 
führenden Vorkommniſſe hinweggedacht werden kann, ohne daß der 
Erfolg (Unfall) ausgeblieben wäre, oder mit anderen Worten: mußte 
der Unfall auch eintreten, wenn ſich der Angekl. der ihm nach⸗ 
gewieſenen groben Verfehlungen nicht ſchuldig gemacht hätte? Über 
die Bedeutung ſolcher Zwiſchenurſachen für den Kauſalverlauf hat ſich 
das RG. mehrfach ausgeſprochen. Auch hierbei geht es von der 
Aquivalenz aller Bedingungen aus und ſtellt den Satz auf, wenn eine 
Bedingung nicht weggedacht werden könnte, ohne daß der Erfolg ent⸗ 
fiele, dann höre eine ſolche Bedingung nicht auf Urſache zu ſein, auch 
wenn außer ihr noch andere Urſachen mehr oder weniger zur Herbei⸗ 
führung des Erfolges beigetragen haben (vgl. 1 D 527/16 v. 25. Jan. 
1917). Jedenfalls könne eine Zwiſchenurſache dann den Kauſal⸗ 
zuſammenhang nicht unterbrechen, wenn ſie „im Rahmen der täglichen 
Erfahrung“ liege (RCSt. 58, 131), mag es ſich nun um eine ſog. 
überwiegende Bedingung oder um eine ſog. Haupturſache handeln 
(RGSt. 1, 373; 6, 250; 56, 348). Aber ſchon durch dieſe Unterſchei⸗ 
dung, daß die dem Täter nicht zurechenbare mitwirkende Bedingung 
im Rahmen der täglichen Erfahrung liegen müſſe, wird in die Gleich⸗ 
wertigkeit der Bedingungen ein Wertfaktor eingeführt, eine Bezogen⸗ 
heit der Bedingung auf die Zukunft, die mit der im übrigen natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Kauſalitätsbetrachtung des RG. nichts zu tun hat. 
Denn von einer Gleichwertigkeit aller Bedingungen kann naturgemäß 
nur geſprochen werden vom Standpunkt einer Betrachtung ex post, 
d. h. einer naturaliſtiſchen Kauſalbetrachtung, während jede Bewertung 
eines künftigen Ereigniſſes, jedes Rechnen mit künftiger Konſtellation 
Weſenszüge einer teleologiſchen Betrachtung enthält. Vom Standpunkt 
naturwiſſenſchaftlicher Kauſalbetrachtung aus kann ein Unterſchied 
zwiſchen Urſachen, die im Rahmen täglicher Erfahrung liegen, und 
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denkbar ſei. Dieſe findet das BG. darin, daß unmittelbar vor dem 
Unfall der Luftſchlauch des Hinterrades des Kraftfahrzeuges infolge 
Eindringens eines Nagels geplatzt ſei und daß der hierdurch plötzlich 
auf das Vorderrad einſetzende Druck das Ausſpringen des Reifens 
vom Hinterrad und ſo die Unmöglichkeit der Weiterbewegung des 
Fahrzeugs und deſſen Sturz herbeigeführt haben könne. 


Die Urteilsgründe ergeben, daß auch die Strͤ. dieſe Möglich⸗ 
keit nicht als naheliegend in Betracht gezogen hat. Nach der Er⸗ 
fahrung des täglichen Lebens, wie ſie über Urſachen und Verlauf 
von Verkehrsunfällen gemacht werden, kann unbedenklich geſagt 
werden, daß die Möglichkeit eines derartigen Kauſalverlaufes bei 
den vom BG. feſtgeſtellten Einzelumſtänden außerhalb der Grenzen 
der Erfahrungsmäßigkeit liegt. Wenn das Gericht ihretwegen trotzdem 
zur Verneinung der Kauſalität der Pflichtwidrigkeiten des Angekl. 
gekommen iſt, ſo legt dies die Vermutung nahe, daß es ſich bei der 
Würdigung der Verurſachungsfrage von der Meinung leiten ließ, der 
Richter dürfe ſeine Überzeugung von der Verurſachung nur darauf 
gründen, daß dieſe mit einer unmittelbar zwingenden und jede andere 
Möglichkeit abſolut ausſchließenden Sicherheit, ſozuſagen mathematiſch 
bewieſen ſei, während doch, wie oben dargelegt, ein nach menſchlichem 
Ermeſſen der Gewißheit gleichkommender Grad höchſter Wahrſchein⸗ 
lichkeit genugen muß. 


(BayObsG. StrSen., Urt. v. 26. Febr. 1929. RevReg. 1 Nr. 42/29.) 
* 


3. 88 267, 268 StGB. Die Erſetzung der Perſonen⸗ 
bezeichnung, unter der der Täter verurteilt wurde, durch 
eine andere, wenn auch richtige, ſtellt nicht die Berichti⸗ 
gung eines Verſehens, ſondern eine ſachliche Anderung 
des Urteils dar, die nicht zuläſſig iſt. 

Nach ſtändiger Rſpr. des RG., der ſich das BayObLG. an⸗ 
geſchloſſen hat (vgl. die bei Loewe-Roſenberg, 11. Aufl., Anm. 6 
zu $ 268 und Anm. 2 III. Buch S. 670 angef. Entſch., insbeſ. 
NG. 28, 247 ff.; 56, 233; RG.: Baygpfl3Z. 1913, 279 und Goltd⸗ 
Arch. 69, 443; BayOb s.: Jurgdſch. 1926 Nr. 1457), können in 
einem Strafurteil nachträglich nur „offenbare Mängel des Ausdrucks 
für das erkennbar Gewollte“, offenſichtliche Schreib⸗ oder Faſſungs⸗ 
fehler, die aus dem Urteil ſelbſt hervorgehen, und ſich ohne Zuhilfe⸗ 
nahme von außerhalb desſelben liegenden Tatſachen feſtſtellen laſſen, 
jederzeit berichtigt werden, während ſachliche Anderungen im Wege 
der Berichtigung nicht vorgenommen werden dürfen. 


Die Str. hat hiernach den Berichtigungsantrag der StA. mit 
Recht abgelehnt. Nach den Erhebungen ſcheint zwar feſtzuſtehen, daß 
der Verurteilte in Wirklichkeit Joſef V. heißt und ſich unter 
Tauſchung des Gerichts die Perſonalien feines Bruders Michael an⸗ 
gemaßt hat. Dieſe Unrichtigkeit ergibt ſich aber in keiner Weiſe aus 
dem Urteil ſelbſt, ſie konnte vielmehr nur durch eingehende Er⸗ 
hebungen, zu denen die Faſſung des Urteils keinerlei Anlaß geboten 
hatte, feſtgeſtellt werden. 


ſolchen, deren Eintritt nach der Erfahrung des täglichen Lebens un⸗ 
erwartet iſt, nicht gemacht werden. 


Dieſelbe Verſchmelzung zwiſchen rein Raufaler und Wertbetrach⸗ 
tung zeigt ſich aber auch bei der Bewertung der Verfehlungen des 
Angekl. für den eingetretenen Erfolg, d. h. bei der Frage, ob dieſe 
Verfehlungen mit Sicherheit oder mehr oder weniger großer Wahr⸗ 
fcheinlichkeit den Unfall herbeiführen mußten. Auch darin liegt eine 
Betrachtung des Verhaltens des Angekl. ex ante, d. h. eine Be⸗ 
ziehung ſeines Verhaltens auf die Zukunft ſo, daß der Erfolg mit 
dem Verhalten des Angekl. nicht nur dann in Raufale Beziehung ge⸗ 
ſetzt wird, wenn das Verhalten mit Naturnotwendigkeit den Erfolg 
bedingt, ſondern ſchon dann, wenn nach generellem Wahrſcheinlich⸗ 
Reitsurteil, nach der Erfahrung des täglichen Lebens der Eintritt des 
Erfolgs aus dem Verhalten in der Zukunft erwartet werden Rounte. 
Dieſe Einſtellung ergibt ſich deutlich aus den Wendungen der Entſch., 
die das OLG. billigt: die Erfahrung des täglichen Lebens ſpreche 
dafür, daß der eingetretene Unfall durch die Verfehlungen des Angehl. 
herbeigeführt worden ſei; nach der Erfahrung des täglichen Lebens, 
wie ſie über Urſachen und Verlauf von Verkehrsunfällen gemacht 
werden, könne unbedenklich geſagt werden, daß die Möglichkeit eines 
derartigen Kauſalverlaufs bei den vom BG. feſtgeſtellten Einzel⸗ 
umſtänden außerhalb der Grenzen der Erfahrungsmäßigkeit liege; es 
müſſe ein nach menſchlichem Ermeſſen der Gewißheit gleichkommender 
Grad höchſter Wahrſcheinlichkeit genügen. Dieſe Wendungen decken 
ſich nahezu vollkommen mit dem, was v. Krieg, der Begründer der 
Theorie vom adäquaten Kauſalzuſammenhang, als objektive Möglich⸗ 
keit bezeichnet hat. Daß auch das RG. an einer ſolchen Wahrſchein⸗ 
lichkeitsbetrachtung beim Kauſalverlauf nicht vorübergehen Kann, er⸗ 
gibt ſich aus den Entſch. R&St. 15, 153; 51, 127; 58, 131; 61, 206 
und 1475/26 v. 21. Jan. 1927. In allen dieſen Entſch. rektifiziert 
das RG. die von ihm akzeptierte Formel über den Kauſalverlauf, 
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Ein Antrag nach $ 458 SPD. iſt nicht geſtellt, er wollte nach 
ausdrücklicher Erklärung der StA. auch nicht geſtellt werden. Ob ein 
ſolcher Antrag begründet wäre, ſteht deshalb nicht zur Entſcheidung. 

(BayOb s., StrSen., Beſchl. v. 8. Mai 1929, Beſchwgkeg. I 
Nr. 118/29.) 


II. Verfahren. 


4. Für die Anwendung des § 57 Nr. 3 StPO. find 
die Begriffe „Tat“ und „Teilnehmer“ weitgehendſt auszu⸗ 
legen; deshalb iſt insbeſ. auch bei fahrkäſſigen Hand- 
lungen Teilnahme i. S. dieſer Vorſchrift möglich; allein 
es kann für den 8 57 Nr. 3 StPO. derjenige niemals als 
Teilnehmer der dem Angekl. zur Laſt fallenden Tat in 
Betracht kommen, gegen den die Tat ſich richtet, und auch 
derjenige nicht, der nur bei Gelegenheit der Tat des 
Angekl., wenn auch im Zuſammenhang mit ihr, einer 
anderen ſtrafbaren Handlung ſich ſchuldig macht (RGSt. 50, 
163; Löwe⸗Roſenberg Anm. 12a; Feiſenberger Anm. 15; 
Schwartz, Anm. 20b zu $ 57 StPO.). 


(Baydbech., StrSen., Urt. v. 7. Mai 1929, Revgreg. I Nr. 222/29.) 
* 


5. 1. Die Unterlaſſung der Rückerinnerung an den 
geleiſteten Eid enthält keine Verletzung des 8 67 StPO., 
wenn der Zeuge bei dem nochmaligen Vorrufen in der 
Hauptverhandlung noch nicht entlaſſen, feine Vernehmung 
alſo noch nicht abgeſchloſſen war (Löwe-Roſenberg, 8 67 
StPO. Anm. 1). 


2. Ausweichen i. S. des 8 22 KraftfVerk O. erfordert 
ein vorbedachtes, den normalen Verkehrsbedürfniſſen be⸗ 
mußt Rechnung tragendes Fahren. Ein im letzten Augen- 
blick vorgenommenes Reißen des Wagens nach rechts, um 
einen ſonſt unvermeidlichen Zuſammenſtoß zu verhüten, iſt 
eine zwangsläufige Bewegung, aber kein Ausweichen i. S. 
des Geſetzes. 


3. Die Ablehnung der Anwendung des 8 276 StGB. 
mit der Begründung, die Handlungsweiſe des Angeklagten 
hätte den Ver luſt eines Menſchenlebens zur Folge gehabt, 
weshalb der Strafzweck nicht durch eine Geldſtrafe erreicht 
werden könne, beruht auf Rechts irrtum. f) 


Denn es geht nicht an, ein geſetzliches Tatbeſtandsmerkmal der 
ſtrafbaren Handlung auch als Strafzumeſſungsgrund zu verwerten und 
damit den Ausſchluß der Anwendbarkeit des § 276 StGB. zu be⸗ 
gründen (Löwe⸗Roſenberg 8 267 StPO. Anm. 7 und hier angef. 


wonach Urſache jede Bedingung ſei, die nicht weggedacht werden könne, 
ohne daß damit auch der Erfolg entfiele, dahin, „daß die Feſtſtellung 
einer an Sicherheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit“ genüge. Von einer 
ſolchen Wahrſcheinlichkeit laßt ſich aber begrifflich nur ſprechen bei 
einer Bewertung der Urſache für den künftigen Verlauf, d. h. bei 
einer Wertbetrachtung, die ſtets nur mit Wahrſcheinlichkeitsurteilen 
arbeiten kann, nicht aber vom Standpunkt naturwiſſenſchaftlicher 
Kauſalität, die die Gleichwertigkeit aller Bedingungen vorausſetzt und 
mit Gewißheitsurteilen arbeitet, da ſie ſich auf den Standpunkt 
ex post ſtellt. Prof. Dr. G. Bohne, Köln. 


Zu 5. Die beiden erſten Sätze (1, 2) begegnen keinem Be⸗ 
denken. Auch dem dritten (3), der mit RGSSt. 57, 379 überein» 
ſtimmt, wird man grundſätzlich beitreten müſſen. 8 27 b StGB. findet 
auf alle Vergehen, alſo auch auf das Vergehen der fahrläffigen 
Tötung § 222 StGB. u. ähnl., Anwendung. Und doch iſt es min⸗ 
deſtens mißverſtändlich, wenn die genannte RGEntſch. der Stra. zum 
Vorwurf macht, daß ſie bei der Strafzumeſſung zum Nachteil des 
Angekl. „erwogen“ hat, die Handlung habe den Tod eines Menſchen 
zur Folge gehabt; das vorl. Urt. des Bay Obe G. ſpricht vorſichtiger 
von der „Begründung ... weshalb ... nicht erreicht werden könne“. 
Die „Erwägung“ nämlich, daß gewiſſe Vergehen im Hinblick auf 
ihre ſchweren, den Kreis der Verletzten und die Allgemeinheit beſonders 
nahe berührenden Folgen ſich in der Regel nicht zur Anwendung 
des 8 27 b StGB. bringen laſſen, muß auch im Rahmen dieſer Be⸗ 
ſtimmung als zuläſſig angeſehen werden. Zu erſchöpfender Begründung 
für die Ablehnung einer bloßen Geldſtrafe gehört freilich dazu die 
ausdrückliche Feſtſtellung, daß der vorliegende Fall zu einer Ab⸗ 
weichung von dieſer Regel keinen Anlaß gebe. 


Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


58. Sahrg. 1929 Heft 39] 


Entſch., insbeſ. R&St. 57, 379). Die Entſcheidung darüber, ob der 
Strafzweck durch eine Geldſtrafe erreicht werden kann, gehört nicht 
zur Schuld, ſondern zur Strafzumeſſungsfrage. 


(BayOHLG., StrSen., Urt. v. 9. April 1929, RerReg 1 Nr. 157/29.) 
* 


6. 5155 Abſ. 2 StPO. Wollte man dem Rev. an- 
finnen, die Beweiswürdigung des Vorderrichters darauf⸗ 
hin zu prüfen, ob ſie ausreichend und ſchlüſſig ſei 
und die richterliche Überzeugung von dem Vorliegen eines 
beſtimmten Sachverhalts genügend ſtütze oder ob bei rich⸗ 
tiger Sachwürdigung noch Anlaß zu weiteren Beweiser⸗ 
hebungen geweſen wäre, fo würde man dem Rev R. eine 
Aufgabe zuweiſen, die auf dem Gebiet der Beweiswürdi⸗ 
gung und der Feſtſtellung des Sachverhalts liegt, ein 
Ergebnis, das mit der dem Rev. durch die StPO. zuge⸗ 
wieſenen Stellung unvereinbar wäre und daher abzu⸗ 
lehnen iſt. 

8 155 Abſ. 2 SPD. macht es allerdings dem Tatrichter zur 
Pflicht, ſelbſtändig den Sachverhalt zu unterſuchen und den Tatbeſtand 
feſtzuſtellen. Damit iſt ihm auch die Aufgabe zugewieſen, von Amts 
wegen, ohne an Anträge der Prozeßbeteiligten gebunden zu ſein, die 
zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Beweiſe zu erheben. 
Um eine Verletzung der Vorſchrift kann es ſich aber nur dann han⸗ 
deln, wenn die Gründe des Urteils erſehen laſſen oder die Annahme 
zulaſſen, daß ſich das Gericht jener Pflicht nicht bewußt geweſen iſt 
oder ſie nach Umfang und Tragweite verkannt hat (vgl. RG. 6, 
135/36; 13, 158; 47, 417/23 ff.). Wenn der Richter auf Grund der 
Beweisaufnahme zur Überzeugung von dem Vorliegen eines beſtimmten 
Sachverhalts gekommen iſt, fo kann für ihn aus § 155 Abſ. 2 StPO. 
Rein Anlaß zu weiteren Beweiserhebungen entſpringen; es kann, 
wenn er ſolche Erhebungen unterläßt, nicht davon geſprochen werden, 
daß er hierdurch gegen jene Beſtimmung verſtoße. 


(Baydob sl., StrSen., Urt. v. 9. April 1929, Revgeg. I Nr. 203/29.) 
* 


7. § 244 StPO. Ein Beweisantrag kann dann abge- 
lehnt werden, wenn das Gericht die Überzeugung erlangt, 
daß der Antragſteller mit dem Beweisantrag nur beab⸗ 
ſichtigt, ſeine Verurteilung hinauszuſchieben, in dieſem 
Sinne alſo die Sache zu verſchleppen. Der die Ablehnung 
ausſprechende Beſchluß muß aber ſo eingehend begründet 
fein, daß das Rev. nachprüfen kann, ob die Annahme 
einer Verſchleppung auf rechtlich nicht anfechtbarer Grund- 
lage beruht. f) 


Der bemängelte Beſchluß enthält nun zwar eine eingehende 
Begründung der von der StrK. angenommenen Verſchleppungs⸗ 
abſicht, die Begründung legt aber den Verdacht nahe, daß dieſe 
Abſicht nur angenommen wurde, weil der Beweisantrag verſpätet, 
erſt nach Durchführung der „umfangreichen“ Beweisaufnahme 
geſtellt worden iſt. Die verſpätete Stellung eines Beweisantrages 
kann aber für ſich allein keine Rechtfertigung für die Annahme 
einer Prozeßverſchleppung bilden, weil dies auf eine Umgehung 
des Geſetzes hinausliefe, das in § 246 Abſ. 1 StPO. ausdrücklich 
vorſchreibt, daß ein Beweisantrag nicht deshalb abgelehnt werden 
darf, weil das Beweismittel oder die zu beweiſende Tatſache zu 
ſpät vorgebracht worden ſei. 


Sonſtige Anhaltspunkte, die für Verſchleppung ſprechen wür⸗ 
den, ſind dem Ablehnungsbeſchluſſe nicht zu entnehmen. Die darin 
hervorgehobene Tatſache, daß ſich der Angekl. ſchon von Anfang an 
auf ſinnloſe Betrunkenheit berufen hatte, legt eher die Annahme 


Zu 7. Obgleich in der StPO. die Verſchleppungsabſicht als 
Grund für die Ablehnung eines Beweisantrages nicht ausdrücklich 
aufgeführt iſt, beſteht doch in Judikatur und Praxis Überein⸗ 
ſtimmung darüber, daß Beweisanträge über an ſich erhebliche Tat⸗ 
ſachen abgelehnt werden dürfen, wenn die Prüfung dem Gericht 
die Überzeugung gewährt, daß der Antragſteller mit dem Beweis⸗ 
antrage überhaupt nicht den Zweck verfolgt, die behaupteten 
Tatſachen zu beweiſen und dadurch der gegen ihn erhobenen Be⸗ 
ſchuldigung entgegenzutreten, ſondern auschließlich beabſichtigt, 
ſeine Verurteilung hinauszuſchieben und in dieſem Sinne die 
Sache zu verſchleppen. Weiter aber beſteht Übereinſtimmung dar⸗ 
über, daß das Gericht in ſolchem Falle ſeine überzeugung von der 
Verſchleppungsabſicht des Angekl. durch Angabe der Tatſachen, 
aus denen die Verſchleppungsabſicht gefolgert wird, begründen 
muß. Der Nachprüfung des Rev. unterliegt es ſodann, ob dieſe 
feſtgeſtellten Tatſachen eine rechtlich unanfechtbare Grundlage für 
die überzeugung von der Verſchleppungsabſicht des Angekl. bilden. 
Die tatſächlichen Gründe müſſen mit dem Beſchluſſe verkündet 


Rechtſprechung 


2751 


nahe, daß durch die Vernehmung der weiteren Zeugen das bis⸗ 
herige, zur Feſtſtellung ſinnloſer Trunkenheit nicht ausreichende 
Ergebnis der Beweisaufnahme in dieſem Punkte vervollſtändigt 
werden ſollte, ſie ſpricht alſo nicht für, ſondern gegen Ver⸗ 
ſchleppung. Es geht auch nicht an, mit der Str. aus dem 
„gleihgültigen Verhalten“ des Angekl. in der Hauptverhandlung 
die Nichternſtlichkeit des Beweisantrages zu folgern, denn dieſe 
Schlußfolgerung entbehrt jeder Zuverläſſigkeit. 

Die Begründung der Ablehnung mit einer Verſchleppungs⸗ 
abſicht des Angekl. geht ſchließlich aber auch ſchon deswegen 
fehl, weil der Beweisantrag nicht von dieſem, ſondern von dem 
Verteidiger geſtellt worden war, dem in ſtändiger Rſpr. ein ſelb⸗ 
ſtändiges Antragsrecht zugeſtanden wird. Die Verſchleppungs⸗ 
abfiht muß daher in der Regel aus feiner Perſon und nicht aus 
der des Angekl. beurteilt werden (vgl. Loewe⸗Roſenberg 
Anm. 12 b a. E. zu 8244; RG.: JW. 1923, 6895). Der Ab⸗ 
lehnungsbeſchluß geht aber lediglich von der Perſon des An⸗ 
gekl. aus. 

Die Begründung der Ablehnung des Beweisantrages iſt ſonach 
nicht ſtichhaltig, ſie ergibt nicht die Abſicht der Prozeßverſchlep⸗ 
pung. Das angefochtene Urteil war daher gem. 8 338 Ziff. 8 
SPD. wegen Beſchränkung der Verteidigung in einem weſentlichen 
Punkte aufzuheben. 


Zu einem anderen Ergebnis würde man nur dann gelangen, 
wenn die Ablehnung des Beweisantrages etwa aus einem anderen 
Grunde ſich rechtfertigen ließe. Das würde der Fall ſein, wenn 
das, wofür die Zeugen benannt worden ſind, überhaupt nicht 
der Gegenſtand einer Zeugenausſage, ſondern ein dem Gericht zu⸗ 
ſtehendes Urteil über den Geiſteszuſtand des Angekl. zur Zeit 
der Tat darſtellen würde. Die Ablehnung des Beweisantrages 
hätte ſich dann aus dieſem Grunde gerechtfertigt. Ein bloßes 
Urteil in dem angegebenen Sinne ſtünde aber nur dann in Frage, 
wenn in der unter Beweis geſtellten Behauptung ſinnloſer Trun⸗ 
kRenheit des Angekl. a die Geltendmachung läge, daß durch 
den Zuſtand des Angekl. ſeine Zurechnungsfähigkeit gem. 851 
StGB. ausgeſchloſſen worden ſei (ebenſo RGG.: Recht 1922 Nr. 359 
u. Loewe⸗Roſenberg Anm. 4 zu 8 52; vgl. auch Rh.: JW. 
1922, 30119). Die Übung der Gerichte erblickt aber in ſolchen An⸗ 
trägen mit Recht auch die Behauptung, daß die Zeugen über den 
Zuſtand des Betrunkenen beſtimmte konkrete Wahrnehmungen 
gemacht haben, die ſie zu der, wenn auch laienhaften, Meinung 
führten, der Betrunkene ſei ſeiner Sinne nicht mehr mächtig ge⸗ 
weſen. Ein auf den Nachweis ſinnloſer Trunkenheit des Angehl. 
gerichteter Beweisantrag wird alſo regelmäßig nicht lediglich die 
Herbeiführung eines Urteils über das Vorliegen der Rechts⸗ 
vorausſetzungen des § 51 StGB., ſondern auch die Gewinnung 
der tatſächlichen Unterlagen für dieſes Urteil bezwecken und die 
ſtillſchweigende Behauptung enthalten, daß die Zeugen Wahr⸗ 
nehmungen über Handlungen und Unterlaſſungen des Augekl. 
bekunden können, die für das Urteil über den Geiſteszuſtand des 
Angekl. zur Zeit der Tat von Bedeutung ſind. Inſoweit handelt 
es ſich alſo weder um einen Sachverſtändigenbeweis noch um 
einen unzuläſſigen Beweisermittlungsantrag. Wenn allerdings der 
Verteidiger oder der Angekl. auf ausdrückliches Befragen des 
Gerichtes außerſtande geweſen wären, beſtimmte konkrete Tat⸗ 
ſachen unter Beweis zu ſtellen, dann würde es ſich um einen 
reinen Beweisermittlungsantrag gehandelt haben, der als ſolcher 
hätte abgelehnt werden können (vgl. RS.: JW. 1922, 301). 
Eine ſolche Frage iſt aber ausweislich des Sitzungsprotokolls vom 
Gericht nicht geſtellt worden. 

(Bayo be., StrSen., Urt. v. 25. Jan. 1929, RevReg. I Nr. 892/28.) 


Mitgeteilt von IR. Goldſchmit II, Münden. 


* 


werden, um ſowohl ihre Nachprüfung durch das Revch. zu er⸗ 
möglichen als auch ferner dem Angekl. vor der Urteilsverkündung 
Gelegenheit zu ihrer Widerlegung zu geben (RGSt. 12, 336; 
13, 152; 20, 206; Loewe⸗Roſenberg zu 8 244 N. 12 b; Fei⸗ 
ſenberger zu 8 244 N. 9h ERD.). Rechtsirrig iſt es, die Ver⸗ 
ſchleppungsabſicht allein auf die Tatſache verſpäteten Vorbringens 
der Beweiſe zu ſtützen, weil das Geſetz im 8246 GERD. das 
verſpätete Vorbringen als Ablehnungsgrund ausſchließt. Die Ver⸗ 
ſchleppungsabſicht muß in der Perſon deſſen vorliegen, der den 
Beweisantrag zu ſtellen berechtigt iſt und tatſächlich geſtellt hat. 
Da der Verteidiger bei Stellung ſeiner Anträge vom Willen des 
Angekl. unabhängig iſt, jo iſt ein Fehler im Willen des letzteren 
hinsichtlich der Anträge des Verteidigers unſchädlich (ogl. REEL. 
38, 106; ferner 4 D 1385/21, 368/23). 


Dem Urteil iſt daher nach jeder Richtung hin beizupflichten. 
IR. Dr. Löwenſtein, Berlin. 
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8. 88 300, 313, 352 StPO. Behandlung einer unzu⸗ 
läſſigen Berufung als unbegründet. }) 

Das in zweiter Inſtanz durchgeführte Verfahren widerſpricht der 
Vorſchrift des § 313 SPD. Bei Übertretungen iſt die Berufung aus⸗ 
geſchloſſen, wenn wegen der Tat ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt 
iſt. Das war hier der Fall. Nach ſtändiger Rſpr. des Bayob s. (vgl. 
BaydbecSSt. 24, 17; 26, 95) gilt die Beſtimmung des 8313 StPO. 
auch für Forſtrügeſachen. Der Hinweis der StrK. auf Art. 172 Abi. 2 
N geht fehl. Dieſe landesrechtliche Regel iſt durch Reichsrecht 
geändert. 

Es beſteht kein Zweifel, daß bei der Anfechtung des Forſtrüge⸗ 
urteils kein Irrtum i. S. des § 300 StPO. unterlaufen iſt. Dem 
Rechtsmittel wurde vom Verteidiger die feinem wahren Willen ent⸗ 
ſprechende Bezeichnung „Berufung“ gegeben. Eine Umdeutung in 
„Reviſion“ iſt um ſo weniger möglich, weil jene Benennung auch für 
die weitere, allerdings falſche Sachbehandlung maßgebend war. 

Das LG. hätte demgemäß in Anwendung des 8 322 mit 8 313 
SPD. die Berufung als unzuläſſig verwerfen ſollen. Es war jedoch 
nur ein verfahrensrechtlicher Fehler, daß die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung bejaht und von der Str. fachlich entſchieden wurde. Der Ver⸗ 
ſtoß gegen das Prozeßgeſetz wird geheilt, wenn er nicht gerügt wird 
(8 352 StPD.). Weil keine Beſchwerde hierwegen beim Nev®. vor⸗ 
gebracht wurde, muß nun darüber hinweggegangen und der Fall ſo 
beurteilt werden, als ſei ordnungsgemäß verfahren worden. 

Von Amts wegen hat das Rev. den dargelegten Mangel der 
Prozeßvorausſetzung nicht zu berückſichtigen, denn er war nur wirk⸗ 
ſam und beſtand nur für den Abſchnitt des Berufungsverfahreus (val. 
Dörr: Goltd Arch. 72, 91 ff.). 

Ein abſolutes Prozeßhindernis liegt nicht vor. Es wäre wohl 
dann gegeben, wenn das Forſtrügeurteil die Rechtskraft erlangt und 
damit die Anhängigkeit des Prozeſſes das Ende gefunden hätte. Dieſe 
Annahme trifft hier nicht zu. Die Berufung war rechtzeitig eingelegt. 
Hierdurch wurde nach 8 316 Abf. 1 StpoO. die Rechtskraft des erſten 
Urteils gehemmt. Die Frage der Zuläſſigkeit aber bleibt prozeßrechtlich 
offen, das Verfahren kommt nicht zum Abſchluſſe, bis über die Be⸗ 
rufung endgültig entſchieden wird. Es wäre ausgeſchloſſen, die Voll⸗ 
ſtreckung des Strafurteils einzuleiten (8449 StPD.), ehe die an⸗ 
N Rechtsmittelinſtanz die Lage geprüft hat und das Ergebnis 
feſtſteht. 

(Bay Obs G., StrSen,, Urt. v. 19. Dez. 1928, RevReg. I St 723/28.) 
Mitgeteilt von IR. F. Goldſchmit II, München. 
* 


Zu 8. 1. Die Entſch. befaßt ſich mit der intereſſanten Frage, 
was zu geſchehen hat, wenn das BG. über eine Berufung ſachlich ver⸗ 
handelt hat, ohne zu bemerken, daß die Berufung gegen das erſt⸗ 
inſtanzliche Urteil gem. $ 313 StPO. nicht gegeben und demnach das 
Rechtsmittel als unzuläſſig zu verwerfen war, und nunmehr Rev. 
eingelegt iſt. Es ergibt ſich hier eine ähnliche Konſtellation wie in 
den im Zivilprozeß viel erörterten Fällen, in denen der Vorderrichter 
eine unkorrekte Entſch. erlaſſen hatte (vgl. Stein⸗Jonas vor 
8 511 III). Hier handelte es ſich allerdings meiſt um Fälle, in denen 
der Vorderrichter in der Wahl der Entſcheidungsart (Urteil oder 
Beſchluß) fehlgegriffen hatte. Immerhin kann die von der Praxis an⸗ 
erkannte Regel: daß dasjenige Rechtsmittel jedenfalls zuzulaſſen ſei, 
das der äußeren Form der ergangenen Entſch. entſpreche (alſo z. B. 
die Berufung, wenn ein Urteil ſtatt eines Beſchluſſes ergangen war), 
auch für den vorliegenden ſtrafprozeſſualen Fall einen Anhaltspunkt 
geben. Denn jedenfalls dürfte aus dieſer Rſpr., deren analoger An- 
wendung im Strafprozeß keine ernſthaften Bedenken entgegenftehen, 
zunächſt hervorgehen, daß die Rev. unter allen Umſtänden zuläſſig 
iſt, ſelbſt wenn die Berufung unzuläſſig war, aber nicht als un⸗ 
zuläſſig verworfen, ſondern ſachlich beſchieden wurde. 

Es fragt ſich nun weiter, ob die Rev Juſt. den Mangel des 
Berufungsverfahrens von Amts wegen zu beachten hat. Auch hier iſt 
der Entſch. beizutreten, weun fie feſtſtellt, daß kein abfolutes 
Prozeßhindernis vorliegt. Durch die rechtzeitige Einlegung der 
Berufung wurde jedenfalls die Rechtskraft des erſten Urteils gehemmt, 
ſelbſt wenn das eingelegte Rechtsmittel zuläſſig war. Anders könnte 
nur dann entſchieden werden, wenn es ſich um ein mit der Ver⸗ 
kündung rechtskräftiges, alſo ein nicht anfechtbares Urteil gehandelt 
hätte. Hier war aber die Anfechtungsmöglichkeit durch das Rechts⸗ 
mittel der Rev. gegeben. Der Eintritt der Rechtskraft wurde daher 
durch die Einlegung ſelbſt eines falſchen Rechtsmittels zunächſt ge⸗ 
hemmt. Auch im übrigen machte die unrichtige Behandlung des Rechts⸗ 
mittels durch die Ber Inſt. das Reviſionsverfahren als ſolches nicht 
fehlerhaft. Denn die Inſtanz war nach Erlaß eines Berufungs ſach⸗ 
urteils richtig angerufen. 

Verbleibt ſomit nur ein Mangel des Berufungsver⸗ 
fahrens, fo war dieſer nur zu berückfichtigen wie jeder andere 
Prozeßverſtoß, d. h. nur dann, wenn die Rev. ſeitens einer der Par⸗ 
teien auf dieſen Verſtoß geſtützt und im übrigen die Form der 88 344 
und 352 SEBD. gewahrt wurde. Da dies vorliegend nicht geſchehen 
war, durfte das Rev. den Mangel nicht berückſichtigen, es mußte 
vielmehr die im übrigen gebotene Sachentſcheidung treffen. 

2. In der obigen Erörterung iſt unterſtellt, daß tatſächlich die 


9. Ss 318, 328 StPO. Beſchränkung eines Rechts- 
mittels nur, wenn Entſcheidung in einer beſtimmten, jelb- 
ſtändiger Anfechtung zugänglichen Richtung angefochten 
wird. f) 

Die Angekl. H. und F. waren durch Urteil des zur 
Entſch. nicht zuſtändigen AG. in G. (Einzelrichter) je wegen eines 
Vergehens des gewerbsmäßigen Wilderns verurteilt worden und 
hatten gegen dieſes Urteil Berufung zur Str. des LG. N. ein⸗ 
gelegt, weil ihnen „die Strafe zu hoch“ ſei. Die Strͤ. hat das 
Urteil das AGG. G. lediglich „im Strafausſpruch aufgehoben“ und 
die Sache „zur zuſtändigen Entſch. in dieſem Punkt an das 
SHöfb. beim AG. N. verwieſen“. Gegen dieſes Urteil haben die 
Angekl. Reviſton beim BayObLG. eingelegt. Dieſes hob das Urteil 
des AG. G. und das der Strͤ. nebſt den ihnen zugrunde liegen⸗ 
den Feſtſtellungen im vollen Umfange auf und verwies die Sache 
an das SchöffGG. N. zur Verhandlung und Entſch. In den Gründen 
iſt ausgeführt: 

Die Reviſionsrüge, daß von der Strͤ. zu Unrecht eine Be⸗ 
ſchränkung der Berufungen auf das Strafausmaß angenommen wor⸗ 
den ſei, hat ſich als berechtigt erwieſen. 

Die Str. hat ihre Auffaſſung nicht näher begründet. Offen⸗ 
ſichtlich war ihr hierfür allein der Wortlaut maßgebend, daß die 
beiden Angekl. bei der Berufungseinlegung zu Protokoll des Ge⸗ 
richtsſchreibers die Erklärung abgegeben haben, die erkannte Strafe 
ſei ihnen zu hoch; ſie bäten um eine mildere Strafe. Damit ſind 
jedoch anerkannte Rechtsgrundſätze verkannt. Bei der Würdigung 
der Bedeutung einer Berufungseinlegung müſſen, wie das Rev. 
ſchon wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. BayObLG. v. 26. April 
1926, RepReg. II Nr. 146/26; 7. Nov. 1927, RevReg. II Nr. 397/27: 
15. Nov. 1927, Revgieg. I Nr. 582/27), die allgemeinen Regeln 
über Auslegung von Willenserklärungen angewendet werden. 

Die Str. hätte den Geſamtinhalt deſſen, was die Angell. 
zum Zwecke der Anfechtung des erſtrichterlichen Urteils vorgebracht 
haben, zum Gegenſtand der Beurteilung machen müſſen und nicht 
über die beſonderen Umſtände des Falles hinweggehen dürfen. Es 
war zu beachten, daß den Angekl. in der Anklageſchrift und im 
Eröffnungsbeſchluß nur ein einzelnes, am 24. Nov. 1927 ver⸗ 
übtes Vergehen der unbefugten Jagdausübung nach den 88 292, 
293 StGB. zur Laſt gelegt war, und daß ſie dann vom AG. nach 
erfolgtem Hinweis auf die allenfallſige Veränderung des recht⸗ 
lichen Geſichtspunktes eines Vergehens des gewerbsmäßigen Wil⸗ 
derns nach § 294 StGB. ſchuldig geſprochen wurden. Der Angell. 


eingelegte Berufung als unzuläſſig zu verwerfen geweſen wäre, bei⸗ 
ſpielsweiſe wegen nicht friſtzeitiger oder nicht formgerechter Einlegung. 
Im vorl. Falle hatte der Verteidiger die Berufung eingelegt, obwohl 
in erſter Inſtanz ausſchließlich auf Geldstrafe erkannt worden war. 
Durch 8 313 StPO. war in dieſem Falle die Berufung ausgeſchloſſen 
und nur die Rev. das zuläſſige Rechtsmittel. M. E. verneint die 
Eutſch. in einem ſolchen Falle zu Unrecht die Anwendbarheit des 
5 300 StPO. Die Entſch. wäre wohl ſicher im entgegengeſetzten Sinne 
ausgefallen, wenn der Angeßl. ſelbſt, nicht fein Verteidiger, das 
Rechtsmittel eingelegt hätte. Allein auch der Verteidiger wollte ja 
nur das zuläſſige Rechtsmittel einlegen. Wenn er über die Zuläffig- 
keit der Berufung irrte — ſei es aus tatſächlichen Gründen, ſei es 
aus Rechtsunkenntnis —, ſo befand er ſich eben doch in einem „Irr⸗ 
tum“ i. S. des § 300 StPO. Es liegt kein Anlaß vor, anzunehmen, 
daß ein Rechtsirrtum nicht als „Irrtum“ i. S. dieſer Beſtimmung 
berückſichtigt werden ſollte. Auch in einem ſolchen Falle greift die 
ratio legis durch: daß dem Angel. durch die Wahl eines falſchen 
Rechtsmittels die an ſich gegebene Anfechtungsmöglichkeit nicht ent⸗ 
zogen werden ſolle. M. E. hätte daher bei richtiger Behandlung das 
BO. die Berufung als Rev. anſehen und dieſelbe an das zuſtändige 
Rev cd. weitergeben müſſen. Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels war in dieſem Falle natürlich die Beachtung der Form 
der 88 344, 352 EBD. Bei dieſer Sachlage hätte die Entſch. des 
Rev. auch nicht anders ausfallen können, wenn in der Rev. von 
einer der Parteien auf den vermeintlichen Mangel verwieſen worden 
wäre. Denn wenn das Rechtsmittel nicht unzuläſſig war, ſtellte die 
Durchführung der Inſtanz durch das BG. nur ein unſchädliches 
Superfluum dar. Das Rev. hatte in jedem Falle, da es ſelbſt zur 
Entſch. beruſen war, eine Sachentſcheidung zu treffen. 
RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


Zu 9. A. Die Entſch. entſpricht der herrſchenden Rſpr. und 
einer vernünftigen Geſetzesanwendung. Bedauerlich iſt, daß es nicht 
zu einer Entſch. der offenbar noch nicht oberſtrichterlich entſchiede⸗ 
nen Frage gekommen iſt, ob überhaupt eine teilweiſe Aufhebung 
eines von einem unzuſtändigen Gerichte erlaſſenen Urteils, alſo 
3. B. unter Beſchränkung auf das Strafaus maß, zuläſſig iſt, alſo 
die Aufhebung im vollen Umfange hier nicht auch dann hätte er⸗ 
folgen müſſen, wenn eine einwandfreie Beſchränkung der Be 
rufung auf das Strafmaß vorgelegen wäre. 

$ 323 EBD. ſieht in Abi. 1 die Aufhebung des Urteils in⸗ 
ſoweit vor, als die Berufung für begründet befunden wird, alſo 
eine beſchränkte Aufhebung des Urteils. Im Abſ. 3 heißt es jedoch, 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 


H. bezog ſich bei der Berufungseinlegung auf eine Erklärung, die 
er an dem gleichen Tage vor dem Richter abgegeben hatte. In. 
dieſer hatte er ſich lediglich zu dem Vorfalle v. 24. Nov. 1927 
geäußert und ein hierauf bezügliches Geftändnis abgelegt. Der 
Ungekl. F. fügte bei der Berufungseinlegung feiner Beanſtandung 
des Strafausmaßes und ſeiner Bitte um eine mildere Strafe die 
Erklärung an, er gebe zu, zum Zwecke des Wilderns „ſeinerzeit“ 
— er meinte offenbar: am 24. Nov. 1927 — in den Wald ge⸗ 
gangen zu ſein und auch einen Stutzen bei ſich gehabt zu haben.’ 
Zu den Rechtsmittelerklärungen des Angekl. gehörten auch dieſe von 
ihnen gemachten Zuſätze; auch ſie hätten bei der Auslegung der 
Rechtsmittelerklärungen mitverwertet und gewürdigt werden müfjen. 
Hieraus ergaben ſich mindeſtens Bedenken und Zweifel über den 
Sinn der Erklärung, daß die erkannte Strafe zu hoch ſei. 

Dann hätte aber auch die Stra. zu einer anderen Auffaſſung 
über die Bedeutung der Berufungseinlegung kommen müſſen. 
Eine Beſchränkung des Rechtsmittels gem. $ 318 StPO. darf nur 
dann angenommen werden, wenn als Willensmeinung des Beſchwỹ. 
zweifelsfrei zum Ausdruck gebracht iſt, daß das Urteil nur in einer 
beſtimmten, ſelbſtändiger Anfechtung zugänglichen Richtung ange⸗ 
fochten, im übrigen aber ſein Inhalt als endgültig maßgebend an⸗ 
erkannt und daher inſofern auf Rechtsmitteleinlegung verzichtet 
werden ſoll (8 302 Abſ. 1 StPD.; vgl. RGSt. 58, 352; Jurgdſch. 
1927 Nr. 668; BayOb sch. v. 15. Nov. 1927). Nach § 318 SED. 
kann die Berufung auf beſtimmte Beſchwerdepunkte beſchränkt wer⸗ 
den; iſt dies nicht geſchehen, ſo gilt der ganze Inhalt des Urteils 
als angefochten. Danach gilt die bloße Möglichkeit, eine Erklärung 
des BeſchwF. als Beſchränkung aufzufaſſen, noch nicht als Beſchrän⸗ 
kung, es muß vielmehr verlangt werden, daß die Erklärung be⸗ 
ſtimmt und ſicher eine Beſchränkung ausſpricht. Nun laſſen hier ge⸗ 
rade die Zuſätze, die die Angekl. zu ihrer Rechtsmittelerklärung 
machten, erkennen, daß ſich die BeſchwF. nicht bei ihrer Verurteilung 
wegen gewerbsmäßigen Wilderns beruhigen wollten, daß ſie viel⸗ 
mehr den Willen kundgeben wollten, zwar die Verurteilung wegen 
unbefugter Jagdausübung hinzunehmen, nicht aber auch die Be⸗ 
rechtigung der für die Höhe der Strafe ſehr weſentlichen Verurteilung 
wegen gewerbsmäßigen Wilderns anzuerkennen 

Somit war das Urteil des AG. auch im Schuldausſpruche von 
den Angekl. angefochten und nicht rechtskräftig geworden. Das 
BG. hätte deshalb gem. § 328 Abſ. 3 StPO. dieſes Urteil in feinem 
ganzen Umfange aufheben und die Sache an das zuſtändige Gericht 
berweifen ſollen. Da weitere tatſächliche Erörterungen zur Er⸗ 


daß das BG. im Falle der Unzuſtändigkeit des Erſtrichters die 
Sache „unter Aufhebung des Urteils“ an das zuſtändige Ge⸗ 
richt zu verweiſen „hat“. Es geht alſo aus dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes, insbeſ. aus einem Vergleiche der Faſſungen des Abſ. 3 mit 
der des Abſ. 1 hervor, daß das Urteil im Falle der Unzuſtändigkeit 
des Erſtrichters, wenn es nur überhaupt mit Berufung angefochten 
iſt, ſchlechtweg von Amts wegen aufzuheben iſt. Inſoweit ſind eben 
durch dieſe Ausnahmebeſtimmung die Grundſätze der Rechtskraft 
durchbrochen und kein Raum für eine teilweiſe Aufrechterhaltung 
eines Urteils, das unter Verletzung der geſetzlichen Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchriften gefällt wurde. 

Übrigens gilt nach Loewe⸗Roſenberg, $ 327 Anm. 2, 
der Grundſatz der Trennbarkeit zwiſchen Schuld und Straffrage nicht 
unbedingt und kann insbeſ. in concreto zwiſchen der Straffrage 
und der Schuldfrage ein ſolcher Zuſammenhang beſtehen, daß die 
nur auf die erſtere gerichtete Beſchwerde die letztere notwendig 
mitergreift und die Trennbarkeit ausgeſchloſſen iſt. Das ift hier der 
Fall, denn die Höhe der Strafe hängt eben von der rechtlichen Quali⸗ 
fizierung der Tat notwendig ab (Gewerbsmäßigkeit, § 294 St6B.). 

RA. Leonhard Graf, Neuburg a. D. 


B. 1. Das AG. (Einzelrichter) in G. war ſachlich unzuſtändig, 
weil aus 8 294 StGB. auf eine Strafe von mehr als ſechs Mo⸗ 
naten erkannt werden konnte und daher das SchöffG. zuſtändig war. 
Das LG. hatte hiermit ſich nicht befaßt, ſondern aus anderem 
Grunde auf die Berufung teilweiſe aufgehoben. Das LG. hätte 
nach der jetzigen (8 340 StPD.), aber auch nach der früheren (8 380) 
Faſſung auf die Frage eingehen können, da es ſich um eine Prozeß⸗ 
voraussetzung, nämlich die ſachliche Zuſtändigkeit, handelte. BO. 
und Rev. mußten darauf eingehen, weil das AGG. (Einzel⸗ 
richter) ſachlich nicht zuſtändig war (8 6 StPO.). Anders wäre 
es bei der örtlichen Unzuſtändigkeit — gleichfalls einer Prozeß⸗ 
vorausſetzung —, deren Mangel aber durch § 16 StPO. geheilt war. 

Fraglich iſt dann nur, ob die Einſchränkung der 
Berufung auf das Strafmaß hieran etwas ändert und ob 
die Einengung, „weil die Strafe zu hoch ſei“, als Einſchränkung 
i. S. von $ 327 SPD. anzuſehen iſt. 

Die erite Frage entſcheidet das Urteil nicht, obwohl im be⸗ 
jahenden Fall es der tatſächlichen Auslegung der konkreten Um⸗ 
ſtande nicht bedurft hätte. Die Frage dürfte zu bejahen ſein, weil: 
a) jede Berufung eine Prüfung der Prozeßvorausſetzungen erheiſcht. 

Es entſpricht weder der Würde des Gerichts, zu einer Verurteilung 
genötigt zu ſein, wenn es eine ſolche Prozeßvorausſetzung leug⸗ 
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laſſung der Entſch., wie fie vom BG. zu treffen geweſen wäre, nicht 
erforderlich ſind, erſchien es zur Vermeidung unnötiger Förmlich⸗ 
keiten angezeigt, die Sache nicht erſt zur anderweitigen Verhand⸗ 
lung und Entſch. an die Stra. zurückzuverweiſen, ſondern an Stelle 
der Str. ſofort die Entſch. zu treffen, die dieſe nach 8 328 Abſ. 3 
StPO. erlaſſen müßte. 

Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage kann es dahingeſtellt bleiben, 
ob die teilweiſe Aufhebung des amtsgerichtlichen Urteils und die 
Verweiſung der Sache an das zuſtändige Gericht zur anderweitigen 
Entſch. in der Straffrage allein der Vorſchrift des § 328 Abſ. 3 
SPD. entſprochen hat. 

(BayOb eG., Urt. v. 21. Febr. 1928, NevReg. Nr. 75/28.) 
* 

10. 8 338 StPO.; 826 JGG. Der Einzelrichter iſt 
nicht befugt, eine zum Jugendſchöffengericht gehörige 
Sache durch Verbindung an ſich zu bringen. 5) 

Das AG. hat mit Beſchl. v. 25. Mai 1928 die Strafſache gegen 
den jugendlichen Angekl. R. mit der beim Einzelrichter anhängigen 
Strafſache gegen den Angekl. M. gem. § 26 Abſ. II SGG. und den 
88 2 ff. StßßO. verbunden. Der Einzelrichter hat zufolge dieſer Ver⸗ 
bindung dann auch über den Angekl. R. abgeurteilt. § 26 Abſ. II 
JGG. ſchließt die Verbindung einer Jugendſache mit dem Verfahren 
gegen einen Erwachſenen nicht unbedingt aus, da es ſich dabei nur 
um eine Sollvorſchrift handelt. Durch den Wortlaut des Geſetzes iſt 
aber zum Ausdruck gebracht, daß der Geſetzgeber die Verbindung nicht 
haben will. Der Geſetzgeber geht eben von der Erwägung aus, daß 
der Jugendliche — von Erlaſſung eines Strafbefehls in einem ge⸗ 
gebenen Fall abgeſehen — in einem Verfahren abgeurteilt werden 
ſoll, das mit den Kautelen umgeben iſt, wie ſie 8 17 Abſ. 1 JGG. 
vorſieht und deren eine der Geſetzgeber in der für jeden Straffall, 
auch für Übertretungsſachen, erforderlichen höheren Zahl zur Ab⸗ 
urteilung eines Jugendlichen berufenen Richter erblickt. Schon hier⸗ 
aus mag geſchloſſen werden dürfen, daß die Verbindung einer 
Jugendſache mit einer bei dem Einzelrichter anhängigen Strafſache 
gegen einen Erwachſenen dem Willen des Geſetzgebers nicht ent⸗ 
ſpricht. Dazu kommt, daß nach einem die StPO. beherrſchenden 
Grundgedanken die Verbindung nur bei dem Gerichte eintreten kann, 
welchem die gleiche oder die höhere Zuſtändigkeit zukommt, und daß 
daher kein Gericht eine Sache durch Verbindung an ſich ziehen kann, 
die an ſich der Entſch. eines Gerichts mit höherer Zuſtändigkeit unter⸗ 
ſteht. Das Shöff®. iſt im Verhältnis zum Amtsrichter — Einzel⸗ 


net, noch dem Angekl. zu unterſtellen, er wolle auch ohne 
dieſe — wenn auch milder — verurteilt werden. Die Ein⸗ 
haltung des Rechtsganges iſt unverzichtbare öffentliche Anforderung; 
b) die Beſtimmung des $ 328 Abſ. 3 zwingenden Rechtes iſt. Die 
Vorſchrift des 8 327 kommt nur inſoweit in Betracht, als es 
ſich um ein anderes abgeurteiltes Delikt handelt, bezüglich deſſen 
Berufung überhaupt nicht eingelegt iſt. 
Das Revllrt. kommt im vorliegenden Falle zu demſelben Er⸗ 
gebnis, indem es die eingelegte Berufung aus anderweiten Ein⸗ 
gaben ergänzt, ein Vorgehen, das angeſichts des $ 317 StPO. un⸗ 


bedenklich iſt. 
IR. Dr. Johannes Werthauer, Berlin. 


Zu 10. Der Entf. iſt im Ergebnis wie auch in der Be⸗ 
gründung beizuſtimmen. 

Die Beſtimmung des § 26 Abſ. 2 JGG. iſt eine Sollvorſchrift: 
Das Geſetz will die Verbindung einer Jugendſache mit dem Verfahren 
gegen einen Erwachſenen nicht, hat aber offenbar bewußt davon ab⸗ 
geſehen, hier ein abſolutes Verbot zu ſchaffen, da es in einzelnen 
Fällen unter Umſtänden außerordentlich hinderlich ſein könnte, wenn 
eine Jugendſache und eine Strafſache gegen einen Erwachſenen, die 
in ſo engem Zuſammenhang ſtehen, daß nur ihre gemeinſame Ver⸗ 
handlung zweckmäßig erſcheint, wegen des zwingenden Charakters 
der dieſe Verbindung nicht geſtattenden Rechtsnorm nicht verbunden 
werden könnten. Zuläſſig iſt die Verbindung daher. Wenn fie er⸗ 
folgt, kann ſie von dem übergeordneten Gericht nicht etwa deshalb 
aufgehoben werden, weil fie dieſem nicht zweckmäßig erſcheint (Lö we⸗ 
Roſenberg $2 Anm. 3b). Wohl aber müſſen die Voraus⸗ 
ſetzungen des $2 StPO. gewahrt fein. Hiernach iſt die Verbindung 
nur zuläſſig, wenn dem Gericht, bei dem die verbundene Sache an⸗ 
hängig gemacht werden ſoll, die höhere Zuständigkeit beiwohnt. Nun 
Kann es nicht zweifelhaft ſein, daß dem Jug Schöff G. gegenüber 
dem Einzelrichter die höhere Zuſtändigkeit zukommt. Hierbei kommt 
es, wie die Entſch. richtig feſtſtellt, nicht darauf an, ob das Gericht, 
vor das die verbundene Sache gebracht werden ſoll, an ſich auch für 
dieſe zuſtändig wäre, ſondern darauf, ob ihm im allgemeinen, d. h. 
unter Berückſichtigung der geſamten ihm übertragenen Zuſtändigkeit, 
eine höhere Zuſtändigkeit innewohnt, als dem an ſich berufenen 
Gericht. Für das Verhältnis von Schöffcß. und AG. iſt dieſe Frage 
bereits entſchieden, und zwar gleichfalls durch Baydbscg.: Bay Z. 
1920, 180. Die Verbindung einer an ſich vor das Jug SchöffG. ge 
hörigen Sache mit einer Einzelrichterſache bei dieſem iſt daher un⸗ 
zuläſſig. RA. Dr. H. Stern, Frankfurt a. M. 
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richter — ein ſolches Gericht mit höherer Zuſtändigkeit. Der Einzel- 
richter iſt daher nicht befugt, eine zum JugSchöffGG. gehörige Sache 
durch Verbindung an ſich zu bringen. Daran ändert im vorliegen⸗ 
den Falle, wo es ſich um die Verbindung von Übertretungsſachen han⸗ 
delt, nichts, daß der Einzelrichter im Verfahren gegen Erwachſene 
für Übertretungen zuſtändig iſt; denn entſcheidend iſt, daß dem Jug⸗ 
Schöff G. im allgemeinen die höhere Zuständigkeit beiwohnt. Soweit 
in der Entſch. BayObLG. v. 21. April 1927 etwa eine abweichende 
Anſchauung vertreten ſein ſollte, kann ſich der erkennende Senat 
ſich ihr nicht anſchließen. Er erachtet zwar für richtig, was Kieſow 
unter 3 f zu 8 26 IG. bemerkt, daß nach erfolgter Verbindung 
der Jugendliche vor dem Gericht und im dem Verfahren Recht zu 
nehmen hat, das für den Erwachſenen gilt, verſteht dies aber dahin, 
daß eine zuläſſige Verbindung hierfür Vorausſetzung iſt. 

Somit iſt im vorliegenden Falle durch die Aburteilung des 
Angekl. R. im Verfahren vor dem Einzelrichter das Verfahrensrecht 
verletzt und ein Reviſionsgrund nach 8 338 Nr. 4 StPO. gegeben. 

(BayO5LE., StrSen., Urt. v. 13. Sept. 1928, RevReg. II Nr. 549/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Max Stein, Schweinfurt 
* 

II. 5 359 Abſ. 2 StPO. Die Wiederaufnahme des 
Verfahrens bei ſchuldhafter Verletzung der Eidespflicht 
eines Zeugen darf nicht als unzuläſſig abgelehnt werden, 
wenn das Gericht den Antrag für ſachlich unbegründet hält. 

Die von der Strͤ. in dem angefochtenen Beſchl. vorweg⸗ 
genommene Prüfung der Frage, ob der Antrag auch begründet ſei, 
wird nun Gegenſtand des weiteren nach 88 368 Abſ. 2, 369 ff. StPO. 
durchzuführenden Verfahrens ſein. Die beſchlußmäßige Entſch. (vgl. 
RGSt. 35, 351) hierüber wird davon abhängen, ob nach Lage der 
Sache wenigſtens die Möglichkeit beſteht, daß die falſche Ausſage des 
Zeugen auf die Verurteilung des L. Einfluß gehabt hat (8 370 
SED. und Löwe⸗Roſenberg Note 3a Hierzu); dabei darf nicht 
außer acht gelaſſen werden, daß, wenn durch das ſchwurgerichtliche 
Urt. auch nur ein Teil der Zeugenausſage als unwahr feſtgeſtellt ift, 
dadurch doch auch die Prüfung der Frage, inwieweit die geſamte 
Zeugenausſage für glaubwürdig zu erachten und einen dem Angehl. 
ungünſtigen Schuldausſpruch zu tragen geeignet ſei, eine ganz neue 
Grundlage erhält. Zu der Frage, ob die Zeugenausſage nur bei der 
Verurteilung des L. wegen Bedrohung und nicht auch bei ſeiner 
Schuldigſprechung wegen Körperverletzung und Sachbeſchädigung von 
Einfluß geweſen ſei, wird aus den Gründen des StrͤUrt. auch die 
Stelle zu berückſichtigen ſein, wonach „das BG. auf Grund der eigenen 
Angaben des Angekl. im Zuſammenhalte mit der Ausſage des Zeugen 
im weſentlichen den gleichen Sachverhalt feſtgeſtellt hat, wie der 
Erſtrichter“. 

(BayOb eG., StrSen., Beſchl. v. 10. Apıfl 1929, BeſchwReg. I 
Nr. 101/29.) 
* 


12. 88 385 Abf. 4, 397 StPO. Auch der Rechtsanwalt, 
der Privat» oder Nebenkläger ift, kann Akteneinſicht nur 
durch ſeinen Anwalt vornehmen laſſen. }) 


Der Nebenkl. ſteht, was die Akteneinſicht betrifft, dem Privatkl. 
gleich. Die Vorſchrift des § 385 Abſ. 4 StcßO. läßt für den Fall, 
daß ein Anwalt als Privatkl. auftritt, keine Ausnahme zu. Nach 
dem Wortlaute der Vorſchrift, der Privatkl. könne das Recht der 
Akteneinſicht „nur durch ſeinen Anwalt“ ausüben, muß ange⸗ 
nommen werden, daß die Befugnis ausſchließlich einem anwalt⸗ 
ſchaftlichen Vertreter eingeräumt werden ſoll. 

Der BeſchwF. macht geltend, es könne doch nur beabſichtigt 
ſein, die Akteneinſicht durch einen Privatkl. aus dem Laienſtande, 
der nicht wie der Anwalt das Vertrauen eines Organs der Rechts⸗ 
pflege genießt, zu verhüten; es ſei auch ein weſentlicher Unterſchied 
zwiſchen der Stellung eines Angeſchuldigten und der eines Privatkl., 
ſo daß, was für den Anwalt in jener Eigenſchaft gelte, hier nicht 


Zu 12. Im ZivpProz. hat der ſich ſelbſt vertretende An⸗ 
walt auch im Parteiprozeß, für den die beſondere Vorſchr. des 
§ 78 Abſ. 3 ZPO. nicht in Frage kommt, die Sonderſtellung des 
Anwalts. Was für den ZivProz. richtig iſt, kann aber nicht ohne 
weiteres für den StrProz. gelten. Hier beſteht ein innerer Grund, 
dem Anwalt als Träger der Prozeßrolle eines Beſchuldigten, 
Privatkl., Privatbekl. oder Nebenkl. eine Sonderſtellung einzu⸗ 
räumen, nicht. Daß der Anwalt als Angekl. nicht auch gleich⸗ 
zeitig die prozeſſuale Stellung des Anwalts genießen kann, iſt 
ſelbſtverſtändlich und muß geradezu als grundſätzliche Forderung 
gelten. Aber auch in der Stellung als Privatkl. kann er dieſen 
Vorzug ſchon deshalb nicht gut verlangen, weil ſich im Falle der 
Erhebung einer Widerklage eigenartige Schwierigkeiten ergeben 
würden. Jedenfalls entſpricht der Beſchluß dem heutigen Stand 
der Geſetzgebung; dabei bleibt dahingeſtellt, ob bei einer Neurege⸗ 
lung nicht im Gebiete der Privatklage und der Nebenklage den 
Parteien allgemein das Recht der Akteneinſicht gegeben werden 
könnte. 

RA. Dr. Anton Graf von Peſtalozza, München. 
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maßgebend ſein könne. Solche Erwägungen hätten allerdings An⸗ 
laß zu einer anderen Regelung geben können, ſie haben aber, 
mögen ſie auch richtig ſein, im Geſetze keine Berückſichtigung 
gefunden. 

Es iſt ſtänd. Rſpr., daß der Anwalt als Angeſchuldigter nicht 
ſelbſt die Akten einſehen darf (RG. Rſpr. 4, 351; OLG. München 
Rſpr. 5, 248). Die Mot. zu § 425 StPO. a. F. (nun 8 385 Abſ. 4) 
ſtellen den Anwalt als Privatkl. inſofern auf dieſelbe Stufe, indem 
fie bemerken: „daß der Privatkl. das Recht der Akteneinſicht nur 
durch ſeinen Anwalt auszuüben befugt ſein ſoll, iſt eine Folge 
des Grundſatzes, daß auch der Beſchuldigte dieſes Recht nur durch 
ſeinen Verteidiger ſoll ausüben können“. 

Die Auffaſſung des LG., die auch von Loewe⸗Roſenberg, 
S:PD., 17. Aufl., Anm. 5 zu § 385 mit Anm. 10 zu $ 147, und 
Feiſenberger, SPD, Anm. 5 zu 8§ 385 mit Anm. 7 zu 
$ 147 vertreten wird, findet überdies ihre Beſtätigung im Entw. 
eines Gef. über den Rechtsgang in Strafſachen (8 372 Abf. 2). Dort 
iſt beſtimmt, daß der Eigenkl. das Recht der Akteneinfiht „nur 
durch einen Vertreter“ ausüben kann und in der Begr. dieſer 
Vorſchrift wird gejagt, daß fie dem § 425 Abſ. 4 StPO. (nun 
§ 385 Abſ. 4) entſpricht. Als „Vertreter“ kann nur eine andere 
Perſon in Betracht kommen wie der Privatkl. ſelbſt, auch wenn 
er dem Anwaltsſtand angehört. 

(BayObsG., StrSen., Beſchl. v. 11. Mai 1929, BeſchwReg. TA 
Nr. 34/29.) 
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1. $ 1 UnlWG. Sittenwidrigkeit der planmäßigen 
Unterbietung eines Bücherladenpreiſes. f) 

Die in dem Rechtsſtreit noch zur Entſch. ſtehende Frage, wel⸗ 
cher Partei die Koſten zur Laſt fallen, beurteilt ſich, wie der Vorder⸗ 
richter zutreffenb ausführt, danach, welche Partei im Rechtsſtreit ob⸗ 
geſiegt hätte, wenn er nicht nach Klageerhebung in der Hauptſache 
erledigt worden wäre. Es iſt alſo zu prüfen, ob die von dem Kl. 
erhobene Unterlaſſungsklage begründet war. 

Die von dem Kl. nach dem Tatbeſtand des angefochtenen Urteils 
geſtellten Klaganträge zu 1 und 2 ſetzten voraus, daß die Bekl. unter 
Verletzung der Vorſchriften der buchhändleriſchen Verkehrs⸗ und 
Verkaufsordnung Bücher unter dem feſtgeſetzten Ladenpreis verkauft 
hatten, daß Wiederholungsgefahr hierfür beſtand und daß ein ſolches 
Vorgehen der Bekl. rechtswidrig war. Die erſte Vorausſetzung iſt 
von den Bekl. nicht beſtritten worden. Sie haben ſelbſt zugegeben, 
daß ſie ſich an die Geſchäftsgepflogenheiten des Frankfurter Buch⸗ 
handels nicht hielten und ſich mit einem beſcheidenen Nutzen be⸗ 
gnügten. Daraus ergibt ſich zugleich die nach ſtänd. Rſpr. in der 
Rechtsberühmung liegende Wiederholungsgefahr. Die Einwendungen 
der Bekl. gingen vielmehr nur dahin, daß ihr Handeln rechtlich 
nicht zu beanſtanden ſei. 

Demgegenüber beruft ſich der Kl. darauf, daß Bücher den von 
der Rſpr. für Markenartikel ausgebildeten Schutz gegen Preis⸗ 
ſchleuderei genöſſen, daß deshalb ein Unterbieten des Ladenpreiſes 
als unlauterer Wettbewerb i. S. 8 1 UnlWG. anzusehen ſei. Darin 
tritt ihm das Gericht im vorliegenden Rechtsſtreit bei. 

Wenn nach der Rſpr. unter Markenartikeln Waren verſtanden 
werden „die der Herſteller regelmäßig in gleicher Art, Güte und Be⸗ 
zeichnung (Ausſtattung) in den Verkehr bringt, und für die er den 
Kleinverkaufspreis feſtſetzt“, dann ergibt ſich aus den Vorſchriften der 
„Buchhändleriſchen Verkehrsordnung“ v. 24. April 1910 mit Ab⸗ 
änderungen v. 18. Mai 1919 und 29. April 1923 und der „Ver⸗ 
Kaufsordnung“ v. 20. April 1913 mit Abänderungen v. 10. Mai 
1914, 6. Mai 1917 und 14. Mai 1922, die vom Börfenverein der 


Zu 1. Es liegen nunmehr zur Frage des Ladenpreisſchutzes 
drei Entſch. aus neuerer Zeit vor, die des OLG. Karlsruhe: Kart⸗ 
Roſch. 1928, 676, eine des NG.: JW. 1929, 249 und die obige 
des OLG. Frankfurt. Die Frage, ob der Unterlaſſungsanſpruch auf 
Handelsbrauch oder auf buchhändleriſches Gewohnheitsrecht geſtützt 
werden kann, ſcheidet aus. In allen drei Fallen war der Klagantrag 
unter anderem mit darauf baſiert. Karlsruhe lehnt inſoweit ab, 
NG. und Frankfurt laſſen die Frage offen. Wenn Reichel in feiner 
Kontroverſe (JW. 1929, 1218) in Zweifel zieht, ob es ſich bei den 
buchhändleriſchen Ordnungen überhaupt um Gewohnheitsrecht handelt 
oder ob ſie nicht vielmehr autonomes Satzungsrecht ſeien, ſo kann 
eine Prüfung dieſer Frage hier ausſcheiden. Feſtgehalten zu werden 
verdient aber, daß gerade der Ladenpreis als ſolcher nicht Satzungs⸗ 
recht entſtammt. Er galt ſchon vor der Schaffung der Ordnungen, 
hat ſich hiſtoriſch nachweisbar aus dem früheren Tauſchverkehr im 
engen Zuſammenhang mit den dem Buchhandel eigentümlichen Kon⸗ 
ditionslieferungen entwickelt und gab mit ſeinem ſchon vorhan⸗ 
denen Syſtem die Grundlage für die Ordnungen. 

Unzweifelhaft iſt nach dem RGuUrt., daß die buchhändleriſchen 
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Deutſchen Buchhändler, der Buchhändler und Verleger zuſammen⸗ 
ſchließenden Organiſation, aufgeſtellt worden find, daß auch „ver⸗ 
lagsneue Bücher als Markenartikel anzufehen find, minde⸗ 
ſtens in entſprechender Anwendung der von der Rſpr. ausgebildeten 
Grundſätze den Markenartikeln gleich behandelt werden müſſen. 
Unter „verlagsneuen Büchern“ find dabei alle diejenigen Bücher 
zu verſtehen, für die ein nach den buchhändleriſchen Ordnungen ge⸗ 
ſchützter Ladenpreis beſteht. Denn ſie erfüllen die an die Marken⸗ 
artikel geknüpfte Bedingung, „daß ſie ihren Preis gewiſſermaßen 
als Kennzeichen und weſentliche Eigenſchaften tragen“ (Roſenthal, 
Unl WG., Note 92 zu 8 1); die Käufer wiſſen, daß fie innerhalb 
des geſamten organiſierten Buchhandels ſolche Bücher überall in 
gleicher Ausſtattung zum gleichen Preiſe erhalten. 

Die Gleichſetzung mit Markenartikeln muß aber auf „verlags⸗ 
neue“ Bücher i. S. der vorſtehenden Begriffsbeſtim⸗ 
mung beſchränkt bleiben. Denn ſobald der Ladenpreis eines Buches 
aufgehoben ift, oder infolge der in 8 Ab der buchhändleriſchen Ver⸗ 
kehrsordnung näher bezeichneten Maßnahmen des Kl. als auf⸗ 
gehoben gilt, fällt das Kennzeichen des Markenartikels, der gleiche 
Preis, weg, da von jetzt an jeder Einzelbuchhändler den Verkaufs⸗ 
preis des Buches beliebig feſtſetzen kann. Hierunter begreift das 
erk. Ger. auch die Fälle, in denen nach der Bekanntmachung des 
Vorſtandes des Börſenvereins der Deutſchen Buchhändler in Nr. 254 
des Börſenblattes v. 29. Okt. 1927 der Ladenpreis als nicht mehr 
geſchützt gelten ſoll. Das Gericht entnimmt dieſer Bekanntmachung 
im Gegenſatz zu der Auffaſſung, die das OLG Karlsruhe in feinem 
Urt. v. 6. Juli 1928 in Sachen Börſenverein gegen Ragoczy (2 2 
BR 72/27) ausgeſprochen hat, daß der Börſenverein nicht einen be⸗ 
ſtehenden geſchützten und einen beſtehenden, aber nicht geſchützten 
Ladenpreis unterſcheiden wollte, ſondern daß der Börſenverein er⸗ 
klären wollte, in den in der Bekanntmachung angegebenen Fällen 
beſtehe ein Ladenpreis i. S. der buchhändleriſchen Ordnungen 
nicht mehr. 

Es muß nun zugegeben werden, daß es nach der dehnbaren 
Auslegung des 8 4b Ziff. 3 der buchhändleriſchen Verkehrsordnung 
in einzelnen Fällen zweifelhaft ſein kann, ob der Ladenpreis für 
ein Buch noch beſteht, demnach dies Buch den Schutz des Marken⸗ 
artikels genießt oder nicht. Das darf aber nicht dazu führen, den 
Schutz der Unzahl von Büchern, für die unzweifelhaft ein Ladenpreis 
beſteht, gegen Preisſchleuderei zu beeinträchtigen. Es wird viel⸗ 
mehr bei der Prüfung der Frage der Preisſchleuderei beſonderes 
Gewicht darauf zu legen ſein, ob der Schleuderer von dem Beſtehen 
des Ladenpreiſes ſichere Kenntnis hat und nicht an eine Aufhebung 
des Ladenpreiſes nach der vorſtehend genannten Beſtimmung glauben 
Konnte. An einer derartigen Kenntnis beſteht aber hier kein Zwei⸗ 
fel. Denn es iſt unſtreitig, daß die Bekl. zu 2 ſich wiederholt 
völlig neue und gerade eben erſt erſchienene Bücher mit beſtimmten 
Ladenpreiſen durch Mittelsperſonen von den Verlegern verſchafft 
und weit unter dem Ladenpreis verkauft hat. In einem derartigen 
Fall find gegen die Preisſchleuderei mit verlagsneuen Büchern die⸗ 
ſelben Grundſätze wie bei Markenartikeln anzuwenden. 

Um Markenartikel gegen Preisſchleuderei zu ſchützen, ver⸗ 
langt die Rſpr., daß dieſe Markenartikel innerhalb des Kreiſes 
der Wiederverkäufer nur auf Grund allſeitiger Bindung an den 
vom Herſteller feſtgeſetzten Kleinverkaufspreis abgegeben werden, ſo 
daß der Verbraucher die Ware nur von einem Verkäufer erwerben 
kann, der auf Grund dieſes Reversſyſtems den Kleinverkaufspreis 
einhalten muß. Denn bei ſolch lückenloſem Reversſyſtem iſt eine 
Abgabe der Waren unter dem feſtgeſetzten Preis nur durch eigenen 
Vertragsbruch des Schleuderers möglich oder durch Ausnutzung 
eines fremden Vertragsbruchs, nämlich eines an das Reversſyſtem 
gebundenen Wiederverkäufers, der entgegen feiner Verpflichtung 
ohne Bindung an den Markenpreis Ware abgegeben hat (vgl. hierzu 
RG. 120, 47 ff. JW. 1928, 1218). 

Im vorliegenden Rechtsſtreit wird nun der für Markenartikel 
gewährte Schutz gegen Preisſchleuderei nicht für ein einzelnes ver⸗ 
lagsneues Buch in Anſpruch genommen, ſondern für alle von deut⸗ 
ſchen Verlegern unter Beſtimmung eines Ladenpreiſes in den Handel 


Ordnungen für die Angehörigen der buchhändleriſchen Organiſa⸗ 
tionen bindend ſind, ebenſo auch für diejenigen Buchhändler, die, 
ohne Mitglied zu ſein, vertragliche Bindungen gegenüber der Or⸗ 
ganiſation eingehen. Rechtsgrundlage für die Urteile bildet ledig⸗ 
ſich das Reversſyſtem zwiſchen Herſtellern und Verbreitern, das nach 
konſtanter Rſpr. des oberſten Gerichtshofes lückenlos fein muß 
und nicht zu einer künſtlichen unangemeſſenen Preishöhe führen darf. 

Karlsruhe hält den gegen dieſe Rſpr. erhobenen Widerſpruch 
für berechtigt, für Bücher vor allem deshalb, weil ſie nicht Luxus⸗ 
gegenſtände, ſondern Gegenſtände des notwendigen Lebensbedarfs 
ſind. An dieſer allgemeinen Feſtſtellung ſeien Zweifel erlaubt. Die 
Erſcheinungsform des Buches iſt tauſendfältig; ſie reicht vom 
Luxusband bis zum Groſchenheft. Aber ſelbſt beim Buch in ſeiner 
gewöhnlichen oder in der billigſten Erſcheinungsform läßt ſich die 
Eigenſchaft als Gegenſtand des notwendigen Lebensbedarfs keines⸗ 
wegs generell feſtſtellen. Es kommt immer auf das einzelne Buch 
an, wobei nicht verkannt werden ſoll, daß gewiſſe Gruppen ſicher 
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gebrachten Bücher überhaupt. Das Gericht kann deshalb bei der 
Prüfung der Frage, ob für dieſe Bücher ein lückenloſes Re⸗ 
versſyſtem vorliegt, nicht die Entſch. des NÖ. v. 26. Okt. 1928 
in Sachen Berolina gegen Bibliographiſches Inſtitut heranziehen, 
weil es ſich darin nur um ein einziges verlagsneues Buch der Kl. 
handelte, deſſen Verſchleudern der Bekl. vom Verleger unterſagt 
werden ſollte. Es hat vielmehr die Frage auf Grund des von den 
Parteien im vorliegenden Rechtsſtreit vorgetragenen Streitſtoffes 
ſelbſt geprüft und bejaht. 

Nach allgemeinen Prozeßgrundſätzen iſt der Kl. für ſeine 
Behauptung der Lückenloſigkeit des Reversſyſtems, im Buchhandel 
Ladenpreisſyſtem genannt, beweispflichtig. Das Gericht ſieht aber 
durch die Vorſchriften der buchhändleriſchen Verkehrs⸗ und Verkaufs⸗ 
ordnung ſowie durch die Verpflichtungserklärung aller im Adreß⸗ 
buch des Deutſchen Buchhandels genannten Buchhändler und die 
Lieferungsbedingungen des Deutſchen Verlegervereins in Verbindung 
mit der durch die Beweisaufnahme erwieſenen Feſtſtellung, daß der 
Börſenverein der Deutſchen Buchhändler auf die ſtrenge Innehaltung 
des Ladenpreisſyſtems hält, auch von etwa 20 000 deutſchen Buch⸗ 
händlern mindeſtens 13000 durch die genannten Vorſchriften an 
das Ladenpreisſyſtem gebunden ſind, den Beweis auf erſte Sicht 
als erbracht an, daß das Ladenpreisſyſtem lückenlos durchgeführt 
wird, und erachtet die Bekl. als beweisführungspflichtig für das 
Gegenteil. Es bekennt ſich damit zu einer anderen Auffaſſung als 
das OLG. Karlsruhe in dem ſchon angeführten Urteil, in dem der 
Beweis der Lückenloſigkeit als nicht erbringbar bezeichnet wird, 
weil es ſich, wie oben ausgeführt, auf den Standpunkt ſtellt, daß 
die Ausnahmen des 8 4b Ziff. 3 der Verkehrsordnung keine Aus⸗ 
nahme des Ladenpreisſyſtems bei verlagsneuen Büchern, ſondern 
eine Einſchränkung des Preiſes der verlagsneuen Bücher darſtellen. 
Da die Durchbrechung des Ladenpreisſyſtems durch 8 4b Ziff. 3 
der Verkehrsordnung für das OLG. Karlsruhe die entſcheidende 
Tatſache für die Ablehnung der Lückenloſigkeit des Syſtems bildet, 
beſteht nach Richtigſtellung der Bedeutung dieſer Beſtimmung auch 
kein Anlaß mehr, den Beweis der Lückenloſigkeit des Ladenpreis⸗ 
ſyſtems für unmöglich zu halten. 

Zum Gegenbeweis, daß das Ladenpreisſyſtem im deutſchen Buch⸗ 
handel nicht lückenlos durchgeführt wird, haben die Bekl. nun eine 
Reihe von Zeugen benannt und eine große Anzahl von Urkunden 
überreicht. Hinſichtlich der Würdigung des Zeugenbeweiſes wird 
auf die zutreffenden Ausführungen des Vorderrichters Bezug ge⸗ 
nommen, wonach ein Beweis gegen die Lückenloſigkeit des Laden⸗ 
preisſyſtems durch ihn nicht erbracht iſt. 

Aber auch der von den Bell. angetretene Urkundenbeweis hat 
ihre Behauptung nicht beſtätigt. 

Die Bekl. hätten durch die Urkunden nachweiſen müſſen, daß 
verlagsneue Bücher in nennenswerter Anzahl an Verbraucher unter 
dem Ladenpreis al zegeben werden oder daß ihre Abgabe an Wieder⸗ 
verkäufer ohne Bindung an den Ladenpreis erfolgt. 

Die zum Nachbeweis hierfür überreichten Urkunden laſſen ſich 
in verſchiedene Gruppen teilen: a) Bei der weitaus größten Gruppe 
haben die Bekl. dargetan, daß Bücher in Anzeigen zu einem Preis 
von „ſtatt . RM nur ... RA“ angeboten werden. Sie haben 
behauptet, daß in dieſen Fällen der an erſter Stelle genannte 
Ladenpreis durch den an zweiter Stelle genannten tatſächlichen Preis 
unterboten werde. Sie haben aber in keinem dieſer Fälle den Nach⸗ 
weis verſucht, daß zur Zeit des Erſcheinens der Anzeige der an 
erſter Stelle angegebene Preis tatſächlich als Ladenpreis des an⸗ 
gezeigten Buches beſtand. Das Gericht entnimmt nun aus dem un⸗ 
beſtrittenen Vortrag des Kl., daß es im Buchhandel üblich iſt, ſolche 
Bücher, deren Ladenpreis nicht mehr beſteht, unter Beifügung des 
früheren Ladenpreiſes in der Form „ſtatt . AM nur ... , 
zu einem herabgeſetzten Preis anzubieten. Es handelt ſich dabei 
um ſog. „Reſtbuchhandel“ oder „modernes Antiquariat“. Das Ge⸗ 
richt verkennt nicht, daß in dieſer Anpreiſung die im 917 der 
buchhändleriſchen Verkaufsordnung vorgeſchriebene Kennzeichnung der 
Gegenſtände des Reſtbuchhandels nicht eingehalten iſt, und daß hier⸗ 
durch leicht bei dem Abnehmer der Eindruck erweckt werden kann, 


in ihrer Geſamtheit lebensnotwendig ſind, z. B. Schulbücher. Aber 
gerade bei dieſen trifft die Auffaſſung des OSG. Karlsruhe, zu 
der es zu neigen ſcheint, nicht zu, daß das Syſtem zu einer künſt⸗ 
lichen Preishöhe führt; denn bei ihnen iſt der Zwiſchengewinn des 
Händlers ſo niedrig, daß auch bei Preisfreiheit keine niedrigere 
Preisbildung eintreten dürfte. Das OLG. Frankfurt ſtellt denn 
auch mit aller Deutlichkeit feſt, daß der Nachweis einer übermäßigen 
unangemeſſenen Preishöhe nicht erbracht ſei; einzelne Ausnahme⸗ 
fälle reichten zur Erſchütterung des Syſtems nicht aus, um ſo mehr, 
als in ſolchen Fällen ein Schutz überhaupt nicht beſteht. (Hierbei ver⸗ 
dient feſtgehalten zu werden, daß die von den Verkl. in Karlsruhe 
und Frankfurt vorgebrachten Fälle einer übermäßigen Brutto⸗ 
gewinnſpanne des Händlers Ausnahmeerſcheinungen waren; es han⸗ 
delte ſich um Werke, die aus Not- oder Zwangsverkäufen ſtammten.) 

Karlsruhe kam aber vor allen Dingen deshalb zu einer Ab⸗ 
lehnung des Klagantrags, weil nach feiner Auffaſſung das Revers⸗ 
ſyſtem nicht lückenlos ſei; wenigſtens könne das für den generell 
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er kaufe bei dem Anpreiſenden ein verlagsneues Buch unter dem 
ſonſt überall verlangten Ladenpreis, während er tatſächlich ein Buch 
kauft, das keinen feſten Preis hat und an anderer Stelle noch bil⸗ 
liger ſein kann. Es kann aber hier dahingeſtellt bleiben, ob ein 
ſolcher zur Irreführung des Abnehmers geeigneter Brauch, auch 
wenn er im Buchhandel allgemein üblich iſt, im Streitfall die Billi⸗ 
gung des Gerichts finden würde, da er ſich nur auf Gegenſtände des 
Reſtbuchhandels bezieht, nicht aber auf verlagsneue Bücher, deren 
Schutz allein den Gegenſtand des vorliegenden Rechtsſtreites bildet. 
Denn ſelbſt ein zur Regel gewordener Verſtoß gegen die Beſtim⸗ 
mungen der buchhändleriſchen Verkaufsordnung über den Reſtbuch⸗ 
handel berechtigte die Bekl. noch nicht zu einem Verſtoß gegen das 
Ladenpreisſyſtem bei verlagsneuen Büchern. 


Für den vorliegenden Fall iſt es allein entſcheidend, daß 
der vorerwähnte Brauch im Buchhandel allgemein beſteht. Das Ge⸗ 
richt zieht daraus die Folgerung, daß es ſich bei allen den in den 
Anlagen unter der Bezeichnung „satt... „ nur ... RM“ an⸗ 
gebotenen Büchern um modernes Antiquariat handelt. Dieſe ganze 
Gruppe kann alſo einen Beweis für eine Durchbrechung des Laden⸗ 
preisſyſtems bei verlagsneuen Büchern nicht erbringen. 

b) Aus den Anlagen zum Schriftſatz v. 24. Febr. 1927 iſt die 
weitere Gruppe von Urkunden auszuſcheiden, in denen Angebote 
des Großantiquariats an den Buchhandel enthalten ſind. Bei dieſen 
ergibt ſich ſchon aus der Tatſache des Angebotes durch einen Groß⸗ 
antiquar, daß es ſich nach § 4b Ziff. 2 der buchhändleriſchen Ver⸗ 
kehrsordnung nicht mehr um verlagsneue Bücher, ſondern nur um 
Gegenſtände des Reſtbuchhandels handeln kann. 

c) Das gleiche gilt von Kundenpreisliſten, die ausdrücklich die 
Bezeichnung „Modernes Antiquariat“ tragen, oder ſich deutlich 
als Angebote des Reſtbuchhandels darſtellen. 

d) Ein weiteres Angebot von verlagsneuen „Büchern aus 
einem Zwangsverkauf“ widerlegt gemäß der herrſchenden Rſpr. 
bei Markenartikeln die Lückenloſigkeit des Ladenpreisſyſtems nicht. 

e) Auch die unter Ladenpreis erfolgenden „Angebote an 
Angeſtellte“ des Buchhandels, die nach buchhändleriſchem Hau⸗ 
delsbrauch einen Vorzugspreis für ihren perſönlichen Bedarf ver⸗ 
langen können, ſtehen durchaus im Einklang mit dem für den Ver⸗ 
kauf an ſonſtige Abnehmer geltenden Ladenpreisſyſtem. Die Bekl. 
haben nicht nachgewieſen, daß dieſe Angebote an die Angeſtellten 
des Buchhandels zu einer Durchbrechung des Ladenpreisſyſtems aus⸗ 
genutzt worden ſeien. 

) Da die Angebote für Wiederverkäufer mit be 
ſonders ſtarken Rabattſägen zu dem unten noch zu beſprechenden 
Beweisthema der Unſittlichkeit des geſamten Ladenpreisſyſtems 
gehören, bleibt als einziges Beweismittel der mit der Klagbeant⸗ 
wortung überreichten Anlagen ein Angebot eines verlagsneuen 
Werkes unter Ladenpreis durch die Firma D. übrig. Ferner hat 
das Gericht folgende Übertretungen des Ladenpreisſyſtems für feſt⸗ 
geſtellt erachtet: Anlage 11: Angebot der Firma D. unter dem 
Ladenpreis, Anlage 22: Werbeſchrift der Vertriebszentrale der KPD., 
Anlage 30: die vom Börſenblatt abgelehnte Anzeige der Firma R., 
Anlage 40: Angebot der oben ſchon erwähnten Firma und Teilhaber 
eines verlagsneuen Werkes unter Ladenpreis, und Anlagen 50, 
51, 55: über gleiche Angebote der ſchon erwähnten Firma D. 

Unter Würdigung der von den Belel. aufgewandten Be⸗ 
mühungen, die Durchbrechung des Ladenpreisſyſtems durch den or⸗ 
ganiſierten Buchhandel nachzuweiſen, hat das Gericht aber dies Er⸗ 
gebnis von knapp einem Dutzend Übertretungsfällen nicht als aus⸗ 
reichend anſehen können, um bei dem großen Umſatz, der ſich ſtän⸗ 
dig im Buchhandel unter Beobachtung des Ladenpreisſyſtems ab⸗ 
wickelt, den von den Bekl. verſuchten Gegenbeweis zu erbringen. 
Da das Gericht nun aus den oben angegebenen Gründen die Bekl. 
als gegenbeweisführungspflichtig dafür anſieht, daß das Laden⸗ 
preisſyſtem im deutſchen Buchhandel nicht lückenlos durchgeführt 
werde, mußte es mangels eines ſolchen Gegenbeweiſes für den vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit davon ausgehen, daß das Ladenpreisſyſtem 
lückenlos durchgeführt wird, und daß demnach verlagsneuen Büchern 


geſtellten Klagantrag nicht bejaht werden, müſſe vielmehr immer 
auf den ſpeziellen Fall, auf das einzelne unter Preis verkaufte Werk 
unterſucht werden. Einem ſolchen generellen Antrag könnte nur 
ſtattgegeben werden, wenn nachgewieſen würde, daß überhaupt kein 
Buch, für das ein Ladenpreis beſteht, unter Verletzung der den Ver⸗ 
legern gegenüber beſtehenden Vertragspflicht erworben werden kann. 


Das iſt eine unhaltbare Feſtſtellung, denn es verlangt einen 
unmöglichen Beweis, wie Karlsruhe ſelbſt zugibt. Frankfurt wider⸗ 
legt denn auch dieſe Auffaſſung auf Grund eines Sachverhaltes, der 
dem in Karlsruhe völlig gleich iſt. (Angebot unter Preis auf Grund 
eines Katalogs durch einen der Organiſation gegenüber nicht ge⸗ 
bundenen Händler.) Wäre die Auffaſſung von Karlsruhe richtig, 
ſo könnte in ſolchen Schleuderfällen immer nur das Angebot und 
der Verkauf des einzelnen Buches herausgegriffen werden: nur dar⸗ 
auf ließe ſich die Vollſtreckung richten. Im übrigen könnte der be⸗ 
wußt die vertragliche Gebundenheit der redlichen Wettbewerber aus⸗ 
nutzende Händler ruhig weiter unterbieten. Es kommt entſcheidend 


der Schutz gegen Preisſchleuderei entſprechend den Grundſätzen für 
Markenartikel zu gewähren iſt. 

Die weitere nach herrſchender Rſpr. ſchlüſſige Einwendung der 
Bekl. geht dahin, daß das Ladenpreisſyſtem ſelbſt den Verkaufs⸗ 
preis der verlagsneuen Bücher zum Schaden der Abnehmer un⸗ 
angemeſſen hoch halte und deshalb ſelbſt gegen die guten Sitten 
verſtoße. Wäre das richtig, dann könnte auch eine Unterbietung des 
Ladenpreisſyſtems nicht als unlauterer Wettbewerb i. S. des 8 1 
UnlWG. angeſehen werden. Aber auch hierfür haben die Bekl. keinen 
Beweis erbracht. 

Das Gericht ſtützt ſich zunächſt auf die Entſch. des KartcGer. 
v. 9. Mai 1925, nach der für die damalige Zeit nicht feſtgeſtellt wer⸗ 
den konnte, daß der im Ladenpreis enthaltene Gewinn des Sorti⸗ 
menters ungewöhnlich hoch ſei und daß die Durchführung des auch 
vom KartGer. anerkannten Ladenpreiszwanges dazu beſtimmt ſei, 
in volkswirtſchaftlich nicht gerechtfertigter Weiſe die Bücherpreiſe 
goch zu halten. Gegen die zuletzt getroffene Feſtſtellung iſt von 
den Bekl. im einzelnen kein Beweis angetreten worden, ſo daß 
ſie von dem Gericht auch für die heutige Zeit als richtig anerkannt 
werden konnte. Die von den Bekl. überreichte Schrift von 
Dr. Edmund Winterhoff, „Die Kriſis im deutſchen Buch⸗ 
handel“, und andere darauf abzielende Zeitungsausſchnitte zeigen 
zwar, daß über die Zweckmäßigkeit des Ladenpreisſyſtems für den 
Geſamtbuchhandel Streit beſteht. Da aber die genannte Schrift 
eine Entgegnung von Paul Nitſchmann gefunden hat, in der 
die Winterhoffſchen Behauptungen mit beachtenswerten Gegen⸗ 
gründen widerlegt werden, kann es nicht Aufgabe des Gerichts 
ſein, in dieſen Streit über die Zweckmäßigkeit einer unſtreitg be⸗ 
ſtehenden Einrichtung einzugreifen, ſolange nicht Gründe des Ge⸗ 
meinwohles dies erfordern. Eine unangemeſſene Verteuerung der 
Bücher für den Abnehmer durch das Ladenpreisſyſtem iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt und kommt daher hierfür nicht in Frage. Dagegen haben 
die Bekl. den Nachweis zu erbringen verjucht, daß der Sortimenter 
aus der Durchführung des Ladenpreisſyſtems einen ungewöhnlich 
hohen Gewinn ziehe. Sie haben zu dieſem Zwecke eine Reihe von 
Anlagen überreicht, aus denen hervorgeht, daß verlagsneue Bücher 
bein Sortimentern mit Rabatten bis zu 80% angeboten werden. 
Das Gericht entnimmt aber, wie oben ſchon ausgeführt, aus der 
Bekanntmachung des Vorſtandes des Hörſenvereins in Nr. 254 
des Börſenblattes, daß Bücher, die vom Verleger mit einem höheren 
Rabatt als 50% angeboten werden, nicht mehr als verlagsnen — 
d. h. an einen Ladenpreis gebunden — gelten. Danach bleibt nur 
zu unterſuchen, ob bei einer Rabattgewährung bis zu 500% den 
Sortimentern ein ungewöhnlich hoher Gewinn zukommt. In Über⸗ 
einſtimmung mit dem ſchon erwähnten Urteil des OG. Karlsruhe 
halt das Gericht die Verhältniſſe im Einzelbuchhandel für ſo ver⸗ 
ſchieden, daß ein einheitlicher Rabattſatz als „angemeſſener“ nicht 
feſtgeſtellt werden kann. Im Gegenſatz zu dem vorgenannten Urteil 
vermag es aber nicht das Ladenpreisſyſtem im ganzen ſchon des⸗ 
wegen als gegen die guten Sitten verſtoßend anzuſehen, weil im 
Einzelfall aus einer Rabattgewährung bis zu 50% ein un⸗ 
angemeſſener hoher Gewinn eines Sortimenters folgen kann. Es 
hätte vielmehr einen ſolchen Verſtoß nur annehmen können, wenn 
ihm der Beweis erbracht worden wäre, daß das Ladenpreisſyſtem in 
einer Reihe von Fällen zu dieſem unangemeſſenen Gewinn geführt 
hat. Einen ſolchen Beweis haben die Bekl. aber nicht erbracht. 
Danach mußte auch der Einwendung der Bekl., das Ladenpreisſyſtem 
als ſolches verſtoße gegen die guten Sitten und deshalb liege in 
ſeiner Verletzung keine gegen die guten Sitten verſtoßende Hand⸗ 
lung, der Erfolg verſagt bleiben. 

(ch. Frankfurt a. M., 4. ZivSen., Beſchl. v. 6, Mat 1929, 4 W 
181/28.) g . 
* 
Hamburg, 


. 2. 5 12 BGB.; §S 1 unlWG. Eine Verletzung des Na⸗ 
mensrechts einer Firma iſt dann vorhanden, wenn ein 
anderer ein zum Beſtandteil dieſer Firma gehöriges Wort⸗ 


darauf an, wann ein Vuch Markenartikel iſt und wann es dieſe 
Eigenſchaft verliert, mit anderen Worten: maßgeblich iſt der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen verlagsneuen geſchützten Werken und ſolchen, die 
nicht mehr verlagsneu und nicht mehr geſchützt ſind. 

Reichel vertritt die Auffaſſung, Sittenwidrigkeit liege bei 
der Schleuderei dann nicht vor, wenn ſich der Schleuderer in einer 
Not⸗ oder Zwangslage befinde, etwa wenn ihm die Organiſation 
unberechtigterweiſe die Aufnahme oder Anerkennung verweigere. 
(Die Fälle abſoluter Lieferungsſperre ſcheiden hier aus, da dieſe ja 
nur mit Genehmigung des Kart&er. verhängt werden darf und im 
Falle dieſer Genehmigung rechtmäßig it.) Das dürfte kaum vor⸗ 
kommen: denn welcher Organiſation ſollte es einfallen, einen Ge⸗ 
werbetreibenden aus unberechtigten Gründen von ſich fernzuhalten ? 
Im Regelfalle, fo auch hier, handelt es ſich immer um Elemente, die 
abſichtlich jede Bindung meiden, um im Trüben fiſchen zu können. 


RA. Dr. Heß, Leipzig. 
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zeichen für ſeine Erzeugniſſe verwendet. Unlauterer Wett⸗ 
bewerb iſt trotz Nichtidentität der Bezeichnungen dann 
gegeben, wenn die gerügte Bezeichnung auf die gleichen 
Erzeugungsquellen hinweiſt wie das Wortzeichen des 
Berechtigten. f) 

Für die Kl. iſt ſeit dem 14. März 1896 das Wortzeichen 
Benedictine für Likör eingetragen. Der Bekl. zu 6 ſtellt Likör⸗ 
eſſenzen und Magentropfen her. Die Flaſche, die die Liköreſſenzen 
enthält, hat ein Etikett, auf dem die Worte ſtehen „Likör nach Art 
der Benedictiner“ oder „Edellikör à la Benediktiner“ und „Nach 
altem Originalrezept aus dem deſtillierten Abzug koſtbarer fran⸗ 
zöſiſcher Kräuter und anderer ſeltener Pflanzenteile unter Verwen⸗ 
dung von echtem Weindeſtillat wie franzöſiſcher Benediktiner her⸗ 
geſtellt“. Auf dem Papier, in welches die Liköreſſenzflaſchen einge⸗ 
wickelt ſind, ſtehen die Worte „à la Benediktiner“ oder „H. Art 
d. Benediktiner“, beim Verkauf der Liköreſſenz gibt der Bekl. zu 6 
zugleich Etiketten ab, auf denen ſteht „Abteilikör, Hochedler Cabinett⸗ 
likör nach Art des Benediktiner, hergeſtellt aus nur auserleſenen 
echten franzöſiſchen Kräutern und koſtbaren Pflanzenteilen“ oder 
„Abteilikör nach Art des Benediktiner. Nach uraltem Rezept aus 
dem deſtillierten Abzug koſtbarer franzöſiſcher Kräuter und anderer 
ſeltener Pflanzenteile gewonnen“. Die Magentropfen enthalten auf 
Etikett und Verpackung die Worte „Benedictiner Eſſenz“. Im 
Proſpekt iſt vermerkt „... mit unübertrefflicher Sachkenntnis nach 
alten Rezepten und erprobtem Verfahren der in der Heilkunde er⸗ 
fahrenen Benediktinermönche .. . hergeſtellt ...“ Die Bekl. zu 1, 
2, 4, 5 haben die Liköreſſenz, der Bekl. zu 3 Magentropfen verkauft. 

Die Kl. macht geltend, das Vorgehen der Bell. verletze ihr 
Zeichenrecht und enthalte einen unlauteren Wettbewerb. Sie fordert 
daher Unterlaſſung des Vertriebes von Liköreſſenz und Magen⸗ 
tropfen unter Verwendung der angegebenen Bezeichnungen. 

LG. und OLG. haben nach Klageantrag verurteilt. 

Die erhobenen Anſprüche ſind von der Kl. auf ihr Namens⸗ 
recht, auf einen von den Bekl. begangenen unlauteren Wettbewerb 
und auf eine Verletzung des Warenzeichens der Kl. geſtützt. Das 
Urt. des KG. v. 15. März 1902, durch das die Klage, die ein 
Verbot der erwähnten Etikette wünſchte, abgewieſen worden iſt, hat 
den Sachverhalt nur unter dem Geſichtspunkt einer Warenzeichen⸗ 
verletzung geprüft. 

Mit Unrecht machen die Bekl. geltend, durch dieſes Urteil ſei 
die Benutzung von Etiketten der bezeichneten Art ein für allemal 
geſtattet worden, und zwar auch dann, wenn die benutzten Etiketten, 
wie das die von der Bekl. zu 6 den Lilöreſſenzflaſchen beigepackten 
Etiketten tun, in Einzelheiten von der vom KG. behandelten Eti⸗ 
kette abweichen. Dieſes Urteil hat Rechtskraft nur inſofern, als es 
eine Inanſpruchnahme aus warenzeichenrechtlichen Grundſätzen wegen 
Verwendung der bis zum Erlaß des Urteils benutzten Etiketten 
der im Urteil behandelten Art ausſchließt. Dagegen iſt die Kl. 
nicht behindert, die Etiketten zu beanſtanden, wenn dieſe ſpäter 
verwendet ſind, zumal wenn das unter Berufung auf veränderte 
Rechtsgrundſätze geſchieht. 

Die Kl. iſt nicht nur Eigentümerin des Wortzeichens Benedic⸗ 
tine, ſondern ſie hat dies Wort auch in ihre Firma aufgenommen, 
und das Wort Benedictine iſt der charakteriſtiſche Teil dieſer Firma, 
der auch dem flüchtigen Hörer oder Leſer am leichteſten im Ge⸗ 
dächtnis haften bleibt. Gegen eine unbefugte Benutzung auch dieſes 
Teiles ihres Raufmänniſchen Namens iſt die Kl. durch den $ 12 
BGB. geſchützt. Dieſen Namen der Kl. benutzt die Bekl. zu 6 zur 
Charakteriſierung einer von ihr hergeſtellten Liköreſſenz und von 


Magentropfen dadurch, daß ſie ihre Fabrikate als nach Art des 


Benediktiner à la Benediktiner und als Benediktinereſſenz bezeich⸗ 
net. Die übrigen Bekl. benutzen den Namen dadurch, daß ſie die 
von der Bekl. zu 6 hergeſtellten Eſſenzen und Magentropfen ver⸗ 
treiben. Die Intereſſen der Kl. werden durch dies Verhalten der 
Bekl. inſofern verletzt, als die Möglichkeit beſteht, daß das kaufende 
Publikum annimmt, die Bekl. zu 6 ſtehe in irgendeinem geſchäft⸗ 
lichen Zuſammenhang mit der klagenden Firma. Eine Befugnis 
der Benutzung des Namens der Kl. haben die Bekl. nicht dargetan. 
Aus der Tatſache, daß in einer Verordnung über den Verkehr mit 
Arzneimitteln von einer Benediktinereſſenz die Rede iſt, folgt kein 
Benutzungsrecht für die Bekl. Ebenſowenig kann die Bekl. ſich 
darauf berufen, daß die Bezeichnung Benediktine oder Benediktiner 
Beſchaffenheitsangabe geworden ſei, und daß das Namensrecht der 


Zu 2. Dem Urteil iſt in allen Teilen zuzuſtimmen. 

Es bringt die herrſchenden Grundſätze des Wettbewerbsrechts in 
zutreffender Weiſe auf den vorliegenden Fall zur Anwendung. Pro⸗ 
zeſſual bemerkenswert iſt: Mit Recht wird darauf hingewieſen, daß, 
wenn im Hinblick auf einen beſtimmten Sachverhalt wegen Verletzung 
eines Warenzeichens geklagt wird und dieſe Klage rechtskräftig ab⸗ 
gewieſen worden ift, dadurch kein abſoluter Freibrief dagegen erteilt 
iſt, daß der gleiche Sachverhalt nicht noch einmal wegen einer ſpäter 
begangenen Rechtsverletzung der gerichtlichen Entſcheidung unterbreitet 
wird. Die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache verſagt in 
einem ſolchen Falle. Dazu kommt in der vorliegenden Sache noch, 
daß die neue Klage auch auf andere rechtliche Geſichtspunkte als 


Kl. der Tatſache weichen müſſe, daß es ausgeſchloſſen ſei, Likör⸗ 
eſſenzen und Magentropfen der von der Bekl. zu 6 hergeſtellten Art 
anders wie mit dem Worte Benediktiner zu bezeichnen. Das iſt 
nicht der Fall, jedenfalls kann aus der Tatſache, daß in der ge⸗ 
nannten Verordnung von Benediktinereſſenz die Rede iſt, nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß das Wort Benedictine Beſchaffenheitsangabe 
geworden iſt. Das Namensrecht der Kl. wird auch durch die Be⸗ 
nutzung des Wortes Benediktiner beeinträchtigt, da auch dieſes Wort 
als ein Hinweis auf die klagende Firma verſtanden werden muß. 
Benediktine und Benediktiner find gleiche Namen i. S. des 8 12 
BGB. Daß die Bekl. die Worte Benediktiner und Benedictine nicht 
zeichenmäßig gebraucht, macht die Benutzung nicht zu einer be⸗ 
fugten i. S. des 8 12 BGB. Außerdem verletzt das Vorgehen der 
Bell. den 8 14 WbzGG. und § 16 UnlWG. 

In zweiter Linie ſind die erhobenen Anſprüche, wie das LG. 
zutreffend ausführt, auf Grund des 8 1 UnlWG. begründet. Die 
Fabrikate der Kl. ſind trotz des hohen Preiſes ſehr bekannt und er⸗ 
freuen ſich eines guten Rufes, den die Kl. durch eine umfangreiche 
und feit Jahren geübte Reklame zu erhalten und zu verſtärken be⸗ 
müht ift. In die dadurch unter Aufwand von Mühe und Koſten ge⸗ 
ſchaffene geſchäftliche Stellung der Kl. greifen die Bekl. durch Be⸗ 
nutzung der Worte Benediktiner und Benedictine ein. Sie tun das 
ganz offenſichtlich deshalb, weil ſie von dem guten geſchäftlichen Rufe 
der Kl. Nutzen ziehen wollen und ſich durch die Benutzung eine 
Steigerung ihres Abſatzes verſprechen. Daß es ihre Abſicht iſt, den 
Eindruck einer Beziehung zu der klagenden Firma hervorzurufen, 
ergibt der Umſtand, daß auf der Verpackung und auf den Etiketten 
angegeben wird, die Zuſammenſetzung der Fabrikate der Bekl. zu 6 
ſei auf die Rezepte der Benediktinermönche zurückzuführen. 

Im einzelnen iſt das aus den im Tatbeſtande angegebenen Text⸗ 
worten erſichtlich und ebenſo der Umſtand, daß in verſchiedener Form 
das Bild von Mönchen und Heiligen auf Verpackung und Etiketten 
verwendet wird. Derartige Verſuche, das Ergebnis fremder Arbeit 
für eigene Zwecke nutzbar zu machen, werden von der Rſpr. mit 
Recht als ein Verſtoß gegen die guten Sitten bezeichnet (vgl. 
Roſenthal, UnlWG. § 1 Note 79ff. und die dort angeführten 
Entſch.). Das muß im vorliegenden Falle um ſo mehr gelten, als 
die Eſſenz der Bekl. zu 6 weſentlich billiger iſt als der Likör der 
Kl. und ſchon deshalb geeignet iſt, den Abſatz der Kl. zu beeinträch⸗ 
tigen, und das gilt nicht nur für die Eſſenz, ſondern auch für die 
Magentropfen, denn auch hier werden der Ruf der Kl. und die 
jahrhundertealten Erfahrungen der Benediktinermönche in der 
Herſtellung von Kräuterextrakten zur Empfehlung der Ware von 
den Bekl. benutzt. 

Bei dieſer Würdigung der Sachlage iſt es unerheblich, ob die 
Angaben der Bekl. zu 6 über die Herſtellungsart ihrer Fabrikate 
richtig ſind oder nicht. Auch wenn ſie es ſind, iſt die Benutzung 
der Worte Benediktiner und Benedictine unzuläſſig. Ebenſo iſt es 
gleichgültig, daß die Ausſtattung, in der die Fabrikate der Bekl. 
zu 6 vertrieben verden, mit der bekannten Ausſtattung der Kl. 
nicht verwechſelbar iſt. Auch ein Verſchulden der Bekl. gehört nicht 
zum Tatbeſtand des 8 1 UnlWG. Es iſt deshalb unerheblich, ob 
allen Bekl. die Firma und das Zeichen der Kl. bekannt geweſen 
iſt oder nicht. 


(OLG. Hamburg, 7. Ziv Sen., Urt. v. 22. Juni 1928, Bf VII 27/28.) 


b) Strafſachen. 
I. Materielles Recht. 


Berlin. 1. Strafgeſetzbuch 


3. 8 68 StGB. Überſendet der Amtsrichter im Er⸗ 
mittlungsverfahren auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
die Akten der Polizeiverwaltung zur Anſtellung von Er⸗ 
mittlungen, fo wird dadurch die Verjährung der Straf- 
verfolgung nicht unterbrochen. f) 

In der übertretungsſache hatte der Amtsanwalt, der noch 
mit der Aufklärung des Sachverhalts beſchäftigt war, als Ver⸗ 
jährung der Strafverfolgung drohte, die Akten dem AB. zugehen 
laſſen mit dem Antrag, „die Akten dem Polpräſ. in B. zur Auf⸗ 
nahme einer Gegenerklärung mit der Anzeigenden zu überſenden“. 


Verletzung eines Warenzeichens geſtützt war. Die „Veränderung von 
Rechtsgrundſätzen“ allein dürſte die exceptio rei judicatae wohl 
nicht eliminieren. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Zu 3. Die Entſch. iſt ganz außerordentlich zu begrüßen. Sie 
bricht mit einem Verfahren, das leider in weiteſtem Umfang von 
den Strafverſolgungsbehörden zahlreicher Länder geübt wurde und 
das dazu diente, die Verjährung der Strafverfolgung nach Be⸗ 
lieben hinauszuſchieben, praktiſch alſo: ſie zu vereiteln. Die Ge⸗ 
richte billigten dieſe Methode der Geſetzesumgehung — denn um 
eine ſolche handelt es ſich in Wahrheit — ſo oft ſie mit der 
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Der AR. hatte dann verfügt: „Urſchriftlich mit Akten Herrn Pol⸗ 
Präs. gemäß nebenſtehendem Antrag und der Bitte, die Akten 
direkt Herrn Amtsanwalt zugehen zu laſſen.“ 

Die Frage, ob dieſe Verfügung die Verjährung unterbrochen 
hat, hat der Sen. mit folgender Begründung verneink: 

Die Entſch., die bisher in ähnlichen Fällen vom KG. erlaſſen 
worden ſind, find nicht einheitlich. So hat der StrSen. des KG. 
am 22. Okt. 1915 in der Sache 8 358/15 ausgeſprochen, daß, 
wenn das AG. auf den Antrag des Amtsanwalts die Akten der 
Polizei mit dem Erſuchen um Feſtſtellung der Perſonalien des 
Angekl. überſendet, dieſe Amtshandlung die Verjährung der Straf⸗ 
verfolgung nicht unterbricht, weil in dieſem Fall der Richter 
lediglich Bote zwiſchen Amtsanwalt und Polizei ſei. Dagegen hat 
der 1. Strsen. des KG. in feinem Urt. v. 27. Okt. 1913, 1 8 
857/13, v. 7. Mai 1914, 18 275/14, und v. 19. Sept. 1919, 18 
128/19, den Standpunkt vertreten, daß Erſuchen, die das AG. auf 
den Antrag des Amtsanwalts an die Polizei weitergibt, die Ver⸗ 
jährung unterbrächen, da der Richter ſich in ſolchen Fällen das 
Erſuchen des Amtsanwalts zu eigen mache und als eigenes Er⸗ 
ſuchen weitergebe. Dieſe letzteren Entſch. fußen auf dem Urteil 
des RG. v. 18. Juni 1908 (RGSt. 41, 356), auf das ſie auch 
zan. Teil verweiſen. Die bezeichnete Entſch. des RG. führt aus, 
aß der AR., der ein Erſuchen des Amtsanwalts weitergibt, 
nicht nur Botendienſte leiſte, ſondern dem Erſuchen des Amts⸗ 
anwalts beitrete und daß daher eine ſolche richterliche Handlung, 
die ſich gegen den Täter richte, geeignet ſei, die Verjährung zu 
unterbrechen, da es nicht darauf ankomme, ob die vom Richter 
vorgenommene Handlung notwendig ſei. 

Der erk. Sen. vermag ſich der in dieſem Urteil des RG. 
und in der ihm folgenden Entſch. des K. vertretenen Auffaſſung 
nicht anzuschließen. Denn die Erkenntniſſe laſſen außer acht, daß 
die Beantwortung der Frage, ob eine richterliche Handlung die Ver⸗ 
jährung zu unterbrechen geeignet iſt, nicht nur davon abhängt, ob 
überhaupt eine gegen den Täter gerichtete richterliche Handlung 
vorliegt, daß vielmehr die herrſchende Rſpr. weiter verlangt, daß 
die richterliche Handlung im Rahmen der Prozeßordnung vorge⸗ 
nommen worden iſt (Leipz. Komm. z. StGB. 868 Anm. 3: 
Olshauſen, 11. Aufl., $ 68 Anm. 16, 17), eine Vorausſetzung, 
die in den von den Entſch. behandelten Fällen nicht gegeben war. 

Im Ermittlungsverfahren — nur in einem ſolchen ſind An⸗ 
träge der StA. an das AG. denkbar, wie fie hier in Frage 
kommen — richtet ſich die Tätigkeit des AR. nach 88 162, 163 
Abſ. 2 Satz 2, 165, 166 StPO. Alle dieſe Beſtimmungen weiſen 
dem AR. nur die Aufgabe zu, Unterſuchungshandlungen vorzu⸗ 


Frage ihrer Zuläſſigkeit befaßt wurden. Das — abſeits aller 
reinen Rechtsfindung — überaus Peinliche dieſer Praxis ſahen 
ſie nicht oder wollten ſie nicht ſehen. Und was ihre geſetzliche 
Rechtfertigung betraf, ſo begnügte man ſich mit einer allzu 
glatten, in Wahrheit nichtsſagenden Wendung, die von allen Entſch. 
wörtlich übernommen wurde. Der Richter, ſagte man, dem die 
Akten von der StA. übergeben ſeien mit dem Antrag, ſie der 
Polizei zwecks Vornahme irgendeiner Ermittlungshandlung weiter⸗ 
zuleiten, und der dieſem Antrag entſpreche, „trete ihm bei und 
mache ihn ſich zu eigen“. Hiermit ſei der vom Geſetz erforderte 
Tatbeſtand einer gegen den Täter gerichteten richterlichen Handlung 
erfüllt (vgl. RGSSt. 41, 356). 

Wenn von mehreren möglichen Auslegungen des Geſetzes die 
eine zu Konſequenzen führt, die mit den Erforderniſſen einer ge⸗ 


ordneten Rechtspflege nicht vereinbar ſind und die das Billigkeits⸗ 


gefühl gröblich verletzen, ſo wird man dieſe Interpretation fallen 
laſſen, ſelbſt wenn vom rein rechtlichen Standpunkt aus weder 
der einen noch der anderen der Vorzug zu geben ift. Bei einer Be⸗ 
hörde, die zwar zur Wahrung und Durchſetzung des ſtaatlichen 
Strafanſpruchs beſtellt iſt, der aber vom Geſetz, eben weil ſie 
den Staat und damit die Allgemeinheit repräſentiert, über⸗ 
parteiliche Funktionen in großer Anzahl übertragen ſind, der es 
zur höchſten Pflicht gemacht iſt, die materielle Wahrheit zu er⸗ 
forſchen und hierbei „nicht bloß die zur Belaſtung, ſondern auch 
die zur Entlaſtung dienenden Umſtände zu ermitteln“ (8 160 II 
SPD), wirkt die geſchilderte übung im höchſten Maße unan⸗ 
gebracht. Sie verträgt ſich „schlechterdings nicht mit einer recht⸗ 
ſchaffenen Auffaſſung der amtlichen Aufgaben“ (Olshauſen, 
StGB., 868 Nr. 15). Der Erfolg dieſer Übung iſt nichts an⸗ 
deres als eine willkürliche Abänderung des Geſetzes. Denn „das 
Geſetz will, daß der nicht durchführbare Strafanſpruch durch Ver⸗ 
jährung getilgt werde“ (M. E. Mayer, Lehrbuch des Straf⸗ 
rechts, S. 527), während die Praxis den Eintritt der Verjährung 
nach ihrem Belieben, alſo ad infinitum hinauszögern kann, mit⸗ 
hin den vom Geſetz gewollten Erfolg vereitelt. Der Sinn der Unter⸗ 
brechung liegt aber nicht darin, „die Verjährung zu hintertreiben, 
ſondern darin, die Beſtrafung zu ermöglichen. Die Unterbrechung 
iſt kein Zweck, ſondern ein Mittel. Die Praxis aber ... unter⸗ 
bricht, um zu unterbrechen“ (M. E. Mayer a. a. O.). Nun kann 
es wiederum nicht richtig ſein, daß eine richterliche Handlung, wenn 
fie auch den Zweck hat, zu unterbrechen, darum ohne weiteres 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


nehmen, ſei es, daß er dazu durch Anträge der Stel. (8 162) 
oder durch eine Anregung der Polizeiverwaltung (8 163 Abſ. 2 
Satz 2) veranlaßt wird, ſei es, daß er aus eigener Entſchließung 
von Amts wegen handelt in Fällen, in denen Eile geboten erſcheint, 
nämlich, weil Gefahr im Verzuge obwaltet (8 165), oder endlich, 
daß eine unverzügliche Erhebung von Beweiſen, die der Be⸗ 
ſchuldigte bei ſeiner Vernehmung durch den AR. beantragt hat, 
erforderlich erſcheint, weil der Verluſt der Beweiſe zu beſorgen iſt 
oder die Beweiserhebung die Freilaſſung des Beſchuldigten be⸗ 
gründen kann (8 166). Daß das Geſetz unter „Vornahme“ von 
Unterſuchungshandlungen nur die Entwicklung einer eigenen un⸗ 
mittelbar auf Aufklärung der Sache abzielenden Tätigkeit ver⸗ 
ſteht, wie es auch dem Sprachgebrauch entſpricht, ergibt ſich 
deutlich daraus, daß nur in 8 166 Abſ. 2 StpO., nämlich nur 
für den Fall, daß eine Beweiserhebung in einem anderen Amts⸗ 
bezirk zu erfolgen hat, dem AR. die Befugnis erteilt iſt, eine 
andere Stelle um Aufnahme eines Beweiſes anzugehn. Dieſe andere 
Stelle kann aber auch nur ein AR. fein. Die hierin liegende Be⸗ 
ſchränkung hat der Geſetzgeber mit Vorbedacht feſtgelegt; ſie ent⸗ 
ſpricht der Regelung, die das Verhältnis zwiſchen den Straf⸗ 
verfolgungsbehörden und der Polizei gefunden hat: denn während 
durch 88 161 Abſ. 2, 189 StPO. den Polizeibehörden die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt iſt, den Erſuchen und Aufträgen der StA. und 
des Unterſuchungsrichters zu genügen, fehlt es an einer Vorſchrift, 
die eine gleiche Verpflichtung gegenüber dem im Ermittlungs⸗ 
verfahren tätig werdenden AR. feſtlegt. Der Zweck der Vorſchrift 
des 8 162 Stpo., dem Steal. die Möglichkeit zu geben, in be⸗ 
ſonders wichtigen Fällen gerade den Richter anzugehen und von 
der ihm jederzeit möglichen Heranziehung der Polizei abzuſehen, 
wäre auch verfehlt, wenn es dem Richter freiſtände, ſich ſeiner⸗ 
ſeits wieder an die Polizei zu wenden. Der von der Stel. ange⸗ 
gangene AR. iſt alſo nicht für befugt zu erachten, die Polizei⸗ 
behörde um Vornahme der Ermittlungshandlungen zu erſuchen, die 
er dem von der GEPBD. verfolgten Zwecke nach ſelbſt vorzu⸗ 
nehmen hat. 

Das entſpricht auch der grundſätzlichen Stellung des AR. int 
Ermittlungsverfahren. Deſſen Träger iſt nach dem ganzen Auf⸗ 
bau des Strafverfahrens nicht der Richter, ſondern allein die StA. 
Nur als deren Helfer tritt der AR. im Ermittlungsverfahren in 
die Erſcheinung. Das wird noch beſonders durch die Vorſchrift des 
8 167 StPO. hervorgehoben, nach der in den Ausnahmefällen, in 
denen der AR. kraft eigener Entſchließung Beweiſe erhoben hat, 
die weitere Verfügung der StA. gebührt. 

Auf der anderen Seite ergibt ſich aus Sinn und Zweck des 


ungeſetzlich wird. Sie ift es dann nicht, wenn fie nach der augen- 
blicklichen Sachlage zweckmäßig und vernünftig iſt, beſſer negativ 
ausgedrückt: wenn ſie nicht, abgeſehen von der Abſicht 
der Unterbrechung, ſinnlos und überflüſſig iſt. Damit ent⸗ 
fallen alle richterlichen Unterbrechungshandlungen, die von der 
StA. veranlaßt werden nur zu dem Zweck, die Unterbrechung 
herbeizuführen, und ohne daß die Handlung im übrigen notwendig 
iſt, da ſie von der StA. beſſer und ſchneller ſelbſt vorgenommen 
werden kann. 

Das KG. hat in der vorliegenden Entſch. weniger dieſe Er⸗ 
wägungen prinzipieller Art angeſtellt, als vielmehr die reine pro⸗ 
zeſſuale Zuläſſigkeit des hier geübten Verfahrens eprüft, wobei 
es in klarer und überzeugender Weiſe die Entſch. 2 der Struktur 
des Strafprozeſſes ſelbſt aufbaut. Es unterſcheidet mit Recht für 
das Ermittlungsverfahren, um das es ſich im vorliegenden Falle 
handelt, zwiſchen ſolchen richterlichen Handlungen, die dem AR. 
in dieſem Stadium des Verfahrens ausdrücklich vom Geſetz 
übertragen ſind, und ſolchen, die ihm willkürlich von 
der St A. überwieſen werden. Die Stel. iſt ohne Zweifel 
die Trägerin des ſog. Vorverfahrens. Dem AR. ſind nur ganz 
beſtimmte, beſchränkte Funktionen während der Dauer desſelben 
zugewieſen, im weſentlichen ein Tätigwerden in Eil- und Notfällen 
(88 163 II mit 165, 166 StPO.) ſowie — auf Antrag der EIN. — 
die Vornahme von Unterſuchungshandlungen (8 162 StPD.). Der 
Verkehr mit der Polizei iſt ausſchließlich Sache der StA, wie 
die Entſch. mit Hinweis auf die 88 162 II, 189 SERO. richtig 
feſtſtellt. Insbeſ. iſt es nicht angängig, die bloße Weitergabe von 
Anweiſungen der StA. an die Polizei, die in Wahrheit den Richter 
zum Voten herabwürdigt, als Unterſuchungshandlung zu be⸗ 
zeichnen. Denn gemeint iſt hier vom Geſetz ein eigenes Tätig⸗ 
werden des Richters, z. B. in Fällen, in denen der Verluſt des 
betreffenden Beweismittels zu befürchten ſteht. Gibt der Richter 
daher auf Antrag der StA. deren Anweiſungen an die Polizei 
weiter, ſo übt er hiermit eine Funktion aus, die nicht nur nicht 
in den ihm zugewieſenen Aufgabenkreis fällt, ſondern die aus⸗ 
drücklich der StA. übertragen iſt. Iſt die Tätigkeit des Richters 
ſomit in Fällen dieſer Art eine ungeſetzliche und unzuläſſige, jo 
Kann auch die beabſichtigte Wirkung der Unterbrechung nicht ein⸗ 
treten. 

Die Entſch. läßt, eben weil fie nur auf das Ermittlungs- 
verfahren abſtellt, einen Wunſch offen: Sie unterläßt es, eine 
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8 162 StPRD., daß die StA. ſich im Ermittlungsverfahren an den 
AR. nur behufs Herbeiführung einer vom Richter ſelbſt vor⸗ 
zunehmenden Unterſuchungshandlung wenden kann, daß alſo ein 
Antrag des StA. an das Gericht, die Polizei um eine Ermittlungs⸗ 
handlung zu erſuchen, aus dem Rahmen der vom Geſetz zur För⸗ 
derung des Ermittlungsverfahreus vorgeſehenen Anträge herausfällt. 

Somit kann in einer Verfügung, durch die der AR. dem An⸗ 
trage der StA. gemäß die Akten zur Vornahme von Ermitt⸗ 
lungshandlungen an die Polizeiverwaltung weitergibt, ſelbſt unter 
dem Geſichtspunkt, daß der AR. dem Erſuchen beitritt und es zu 
feinem eigenen macht, eine i. S. der SPD. zuläſſige richterliche 
Handlung nicht erblicht werden, und damit iſt ihr die Wirkung, 
die Verjährung zu unterbrechen, abzuerkennen. 

(KG., 4. StrSen., Urt. v. 10. Mai 1928, 4 8 69/28.) 
Mitgeteilt von KR. Arndts, Berlin. 
* 


4. 88 284, 2844 StGB. Der Begriff des öffentlichen 
Glücksſpiels erfordert, daß eine vorher nicht beſtimmt be⸗ 
grenzte Anzahl von Perſonen nach dem Willen des Ver⸗ 
anſtalters die Möglichkeit der Teilnahme am Spiel hat. 
Daß das Spiel an einem öffentlichen Verſammlungsorte 
veranftaltet wird, genügt nicht. Romme als Glücksſpiel. 

Die Annahme der Strͤ., daß das Rommeſpiel, ſofern dabei 
Einſätze von nicht unerheblichem Vermögenswerte gemacht werden, ein 
Glücksſpiel i. S. der 88 284, 284 a StGB. darſtellt, iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden; denn das Urt. ſtellt unter eingehender Darlegung der 
angewandten Spielregeln tatſächlich und damit für das Rev. bindend 
feſt, daß der Ausgang des Spiels in der Hauptſache vom Zufall ab⸗ 
hängt, ohne daß ſeine Erörterungen eine Unklarheit oder einen Wider⸗ 
ſpruch erkennen laſſen. Rechtlich nicht unbedenklich iſt dagegen die 
Begründung des Urt. für ſeine Auffaſſung, daß es ſich nicht bloß 
um ein Unterhaltungsſpiel, bei dem um geringe Vermögenswerte ge⸗ 
fpielt wurde, handelte. Die Str. hat dies deswegen verneint, weil 
bei der Vermögenslage der Angekl. der von ihnen möglicherweiſe zu 
erzielende Gewinn wirtſchaftlich für ſie nicht gleichgültig ſei. Sie hat 
demnach die individuellen wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Spieler 
ihrer Beurteilung zugrunde gelegt. Das entſpricht aber nicht der 
Rſpr. des KG., die auch das RG. vertritt. Danach iſt nicht die 
Perſönlichkeit, Vermögenslage oder Anſchauung des Spielers maß⸗ 
gebend, ſondern die allgemeine geſellſchaftliche Anſchauung (LpzKomm. 
Anm. III, 2 zu 8 284 StGB. und Urt. des KG. v. 10. Febr. 1910, 
18 1136/09). Ob nun aber das Urt. auf dieſem Mangel beruht, 
Kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls muß es deshalb aufgehoben 
werden, weil die Gründe nicht ſicher erſehen laſſen, daß die Str. 
von einer richtigen Auffaſſung des Begriffs der Öffentlichkeit aus⸗ 
gegangen iſt. Die Feſtſtellungen ergeben nur, daß die AngeRl., die 
miteinander lange bekannt waren und mit Ausnahme des Angel. 
M. ſchon öfter das Kaffee X. zum Spielen aufgeſucht hatten, das 
Rommeſpiel zuſammen dort geſpielt haben. Iſt nun auch den Feſt⸗ 
ſtellungen ohne weiteres zu entnehmen, daß das Zimmer im Kaffee 
K., wo das Spiel ſtattfand, jedem Beſucher des Kaffees zugänglich 
war, ſo genügt doch die hieraus zu folgernde Tatſache, daß nach dem 
Willen der Veranſtalter das Spiel an einem öffentlichen Verſamm⸗ 
lungsorte veranſtaltet wurde, für ſich allein noch nicht, um auch das 
Glücksſpiel ſelbſt als ein öffentliches erſcheinen zu laſſen. Hierzu iſt 
vielmehr erforderlich, daß eine vorher nicht beſtimmt begrenzte Anzahl 


allgemeine, für das geſamte Strafverfahren gültige Norm auf⸗ 
zuſtellen, unter welcher Vorausſetzung richterliche Handlungen all⸗ 
gemein nicht geeignet ſind, die Verjährung zu unterbrechen. Dieſe 
Norm kann nach den obigen Ausführungen ſo formuliert werden, 
daß diejenigen richterlichen Handlungen nicht geeignet ſind, die Ver⸗ 
jährung zu unterbrechen, deren einziger erkennbarer Zweck eben 
die Unterbrechung iſt, und die im übrigen nach der Sach⸗ und 
Prozeßlage weder geboten, noch angemeſſen erſcheinen. 


RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


Zu 4. Die der Entſch. zugrunde gelegten Sätze entſprechen 
der Rſpr. des RG. und der im Schrifttum herrſchenden Meinung. 
Das gilt zunächſt für die Anſicht, daß es ſich bei einem Glücks⸗ 
fpiel i. S. 88 284 ff. um Umſätze von nicht unerheblichen Wert 
handeln muß und daß es dabei nicht auf die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe der einzelnen Mitſpieler, ſondern auf die allgemeine ge 
ſellſchaftliche Anſchauung ankommt (ſo RGSt. 6, 70; a. A. beſ. Frank, 
II zu 284). Auch der Begriff der Offentlichkeit iſt vom 
Rev. zutreffend ausgelegt. Wie eine Außerung nicht ſchon deshalb 
öffentlich iſt, weil ſie in einer öffentlichen Gaſtſtätte getan wird, 
ſondern nur, wenn fie für einen nicht geſchloſſenen Perſonenkreis 
vernehmbar ift, jo iſt ein in einem jedermann zugänglichen Raum 
vorgenommenes Glücksſpiel erſt dann öffentlich, wenn es einem 
nicht geſchloſſenen Perſonenkreis zugänglich iſt, wenn alſo der 
Wille des urſprünglich geſchloſſenen Perſonenkreiſes, auch andere 

erſonen mitſpielen zu laſſen, in irgendeiner Form erkennbar ge⸗ 
äußert worden iſt. Ob es ſich dabei um Fremde oder um Be⸗ 
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von Perſonen die Möglichkeit der Teilnahme am Spiel hatte. Eine 
ſolche Möglichkeit würde z. B. dann nicht vorhanden geweſen ſein, 
wenn der Wille der UngeRl. von vornherein darauf gerichtet geweſen 
wäre, ſonſt niemand an dem Spiele teilnehmen zu laſſen. Andererſeits 
würde es allerdings genügen, wenn nach dem Willen der Beteiligten 
die Möglichkeit beſtand, daß ſich der Kreis der Spieler durch zufällig 
in das Kaffee kommende Bekannte erweiterte (vgl. LpzKomm., 
4. Aufl., Anm. V, II zu § 284 StGB.; N6.: Recht 1925, 1537; 
OLG. Kaſſel: ZW. 1922, 10527; Hamburg: StR. 1922, 306; 
Dresden: JW. 1922, 31711 und 1924, 1787 10; Roſtock: ZSt W. 45, 
229). Da das Urt. in dieſer Richtung jede Feſtſtellung vermiſſen läßt, 
hat die Str. möglicherweiſe den Rechtsbegriff der Offentlichkeit ver⸗ 
kannt. 1 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 8. Juni 1929, 2 8 264/29.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 
* 


5. 5193 StGB. Der Schutz des 8 193 ſteht auch dem 
die behauptete Tatſache aus Fahrläſſigkeit für wahr hal» 
tenden Beleidiger zu; er verlangt von dem Täter keine 
vorherige Abwägung der ſich gegenüberſtehenden Rechts⸗ 
güter. f) 

Die Anſicht der Str., fahrläſſig erhobene Beſchuldigungen 
könnten niemals den Schutz des 8 193 genießen, iſt als rechts⸗ 
irrig abzulehnen. Auf RGSt. 59, 415 fg. konnte fie ſich hierfür 
nicht berufen. Dort iſt klar ausgeſprochen, daß dem Angekl., der 
an die Wahrheit ſeiner Vorwürfe glaubte, ohne weiteres der 
Schutz des § 193 zukommt. Davon, daß dieſer Glaube nicht auf 
Fahrläſſigkeit beruhen dürfe, iſt nirgends die Rede. Im Gegen⸗ 
teil ergibt die Anführung von RGSt. 58, 39, daß an der bisherigen 
Rſpr. feſtgehalten werde, wonach ſelbſt für wider beſſeres Wiſſen 
erhobene Beſchuldigungen die Anwendung des $ 193 nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen iſt. Dagegen trifft zu, daß der 4. StrSen. des KG. 
(Urt. v. 30. Jan. 1928, 4 V 7/27) in einem Falle, wo es ſich um 
Wahrung von Belangen der Landesverteidigung und Abwehr innerer 
Unruhen handelte, ausgeſprochen hat, es ſei für 8 193 von Bedeu⸗ 
tung, ob der Täter die von ihm behauptete ehrenrührige Tatſache 
fahrläſſigerweiſe für wahr gehalten habe. Wollte das LG. dieſer 
Entf. folgen und fie auf die Regelfälle der Wahrnehmung privater 
Intereſſen ausdehnen, ſo hätte es ſich aber auch die grundſätzliche 
Einſchränkung des 4. StrSen. zu eigen machen müſſen, es ſei 
jeweils auf die Lage des Einzelfalls abzuſtellen, ob dem Beleidiger 
die Möglichkeit gegeben war, ſich ohne weiteres über die mangelnde 
Berechtigung ſeiner Angriffe zu vergewiſſern. Ob eine ſolche Mög⸗ 
lichkeit hier für den Angekl. gegeben war und ob der Angekl. von 
einer ſolchen Möglichkeit aus Fahrläſſigkeit keinen Gebrauch ge⸗ 
macht hat, erörtert das Urt. nicht. Auch in dem Urt. des KG. v. 
30. Jan. 1928 findet alſo die Entſch. der Str. keine ausreichende 
Stütze. Der dort niedergelegten Anſicht des 4. StrSen. des KG. 
kann jedoch für die hier allein in Frage kommenden Fälle der 
Wahrnehmung privater Intereſſen nicht beigetreten werden. Sie ſteht 
in Widerſpruch zu der allgemein als herrſchend anerkannten Rſpr. 
des RG., wie fie z. B. beſonders klar in der Entſch. v. 30. Dez. 
1914 (Goltd Arch. 62, 339) ausgedrückt und auch vom KG. über⸗ 
wiegend vertreten iſt. Bei der Auslegung des Begriffs der zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen gemachten Außerungen iſt von der 
Tatſache auszugehen, daß der Geſetzgeber ohne Einſchränkung jede 


Kannte handelt, iſt belanglos, ebenſo, ob weitere Perſonen wirklich 
mitgewirkt haben. Auch inſoweit iſt in der Entſch. kein Rechts⸗ 


irrtum zu erkennen. 
Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. Br. 


Zu 5. Eine intereſſante Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem 
2. u. 4. Str Sen. des KG. Die oben vom 2. Sen. bekämpfte Entſch. 
des 4. Sen. iſt in JW. 1928, 825? abgedruckt. Sie bezeichnet es 
als anerkannten Rechtens, daß der Schutz des 8 193 nur demjeni⸗ 
gen gewährt werden könne, der zuvor eine pflichtgemäße Intereſſen⸗ 
abwägung vorgenommen und gewiſſenhaft geprüft habe; 8 286 Entw. 25 
u. 8318 Entw. 27 ſpiegelten inſofern nur die geltende Rechtsauffaſſung 
wider (fo auch Klee: Goltd Arch. 73, 237). Hiergegen wendet ſich 
der 2. Sen.; er will auch bei Fahrläſſigkeit des Beleidigers $ 193 
anwenden. De lege lata iſt die Frage zweifelhaft. Aus dem Wort⸗ 
laut des 8 193 läßt ſich eine Erkundigungspflicht nicht ableiten. 
Die Rſpr. iſt nicht einheitlich (ogl. etwa die Angaben bei Mattil, 
Die Wahrnehmung ber. Int. durch die Preſſe 1929, 54). Die 
Anſicht des 4. Sen. des KG. teilen in neueſter Zeit z. B. OLG. 
Hamburg: JW. 1928, 16096 (mit zuſt. Anm. von Liepmann), 
aber auch der 2. StrSen. des RG. in der Entſch. v. 21. März 1929: 
RESt. 63, 92. 

M. E. iſt dem 4. Sen. beizutreten. Es beſteht kein Bedürfnis 
danach, leichtfertig aufgeſtellte Behauptungen ſtraflos zu laſſen. Im 
Gegenteil; die Aufſtellung einer Nachprüfungspflicht — die ſich 
natürlich im Rahmen billiger Anforderungen zu halten hat — 
kann durchaus heilſam wirken. 

LER. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 
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Art der Wahrnehmung der bzl. Intereſſen für geeignet erklärt hat, 
beleidigenden Außerungen Straffreiheit zu ſichern. Ferner muß be⸗ 
rückſichtigt werden, daß § 193 als Teil des von der Beleidigung 
handelnden 14. Abſchn. des 2. Teils des StGB. mangels vor⸗ 
geſehener Ausnahmen auf alle zuvor unter Strafe geſtellten Fälle 
der Beleidigung, alſo grundſätzlich ſogar auf die Verleumdung des 
$ 187 Anwendung finden muß. Bei den berechtigten Intereſſen 
ſelbſt handelt es ſich um einen ſtrafrechtlichen Begriff, der dazu 
nötigt, im Einzelfalle auf Grund billiger, verſtändiger Beurteilung 
der Sachlage zu beſtimmen, ob es eine den Täter ſelbſt nahe an⸗ 
gehende Angelegenheit iſt, die ihm die ſubjektive Befugnis zur 
Wahrnehmung von Intereſſen verleiht, die wieder nicht dem Recht 
und den guten Sitten zuwiderlaufen dürfen. Wenn nun auch der 
Schutz des $ 193 nach der Faſſung des Geſ. nicht auf „berechtigte 
Intereſſenwahrnehmung“ eingeſchränkt iſt, vielmehr grundſätzlich jed⸗ 
wede Wahrnehmung berechtigter Intereſſen geſchützt ſein ſoll, ſo hat 
ſich doch aus der engen äußeren und inneren Verknüpfung, in die 
durch das Geſ. die Begriffe der berechtigten Intereſſen und der 
Wahrnehmung geſetzt ſind, die Notwendigkeit ergeben, ſolche dem 
Recht und der Sitte gröblich zuwiderlaufende Fälle der Intereſſen⸗ 
wahrnehmung, welche rückwirkend auch den ſo geltend ge⸗ 
machten, ſonſt berechtigten Intereſſen in der Volksmeinung dann den 
Charakter ſittlicher Berechtigung entziehen müſſen, von dem Schutze 
des § 193 auszuſchließen. Dies hat das RG. in Fällen, wo die 
Wahrnehmungshandlung gegen anderweitige Strafandrohungen ver⸗ 
ſtieß, wiederholt ausgeſprochen (vgl. z. B. RES. 34, 222; 39, 
182). Das KG. hat z. B. in einem Falle, wo der Täter um eines 
kleinlichen, ganz ofjenjichtlich nebenſächlichen eigenen Intereſſes willen 
die Geſchlechtsehre eines unbeſcholtenen jungen Mädchens durch nicht 
erweislich wahre Behauptungen angegriffen hatte, die Art der Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen für derart ſittenwidrig erklärt, daß ſie als 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen i. S. des § 193 nicht mehr 
gelten könne. Über eine derartige aus dem Gef. ſelbſt entnommene 
Grenzziehung iſt die Rſpr. bei der Anwendung und Auslegung des 
Begriffs der Wahrnehmung bisher nicht hinausgegangen. Fahr⸗ 
läſſige, d. h. bei pflichtmäßiger Aufmerkjamkeit vermeidbare Krän⸗ 
kung der Ehre anderer nimmt 9 193 StB. keineswegs aus. 
Darauf aber kommt es hinaus, wenn der Täter zur Prüfung der 
Wahrheit des ausgeſprochenen Vorwurfs verpflichtet wird. Eben⸗ 
ſowenig kann aus dem Gef. die Verpflichtung des Täters her⸗ 
geleitet werden, in jedem einzelnen Falle vor der Wahrnehmung 
ſeiner berechtigten Intereſſen durch beleidigende Außerungen eine 
Abwägung dahin vorzunehmen, welches der beiden ſich gegenüber⸗ 
tretenden Intereſſen höher zu bewerten ſei. In der augenblicklichen 
Erregung, der notwendig ſtark fubjchtiv gefärbten Anſchauungs⸗ 
weiſe ſelbſt eines zu folder Abſchätzung überhaupt befähigten Täters 
lägen auch ſo viele Fehlerquellen, daß eine derartige Abwägung 
ohne wirklichen Wert fein würde, ganz abzusehen davon, daß die 
ſchließliche Würdigung des Geſchehenen durch den lange nachher in 
Ruhe die Sachlage beurteilenden, die Zuſammenhänge ganz anders 
überſehenden Tatrichter immer Gefahr laufen würde, dem Angehl. 
nicht ausreichend gerecht zu werden. Daß es ſich in den Fällen des 
§ 193 um eine Kolliſion ſich gegenübertretender Rechte, wie u. a. 
beim Notſtande, handelt, iſt klar erſichtlich. Aber die Regelung dieſer 
beiden Fälle der Intereſſenkolliſion iſt im Gef. grundſätlich ver⸗ 
1 (vgl. v. Lilienthal in der Vergl. Darſt. Beſ. Teil IV, 
407). 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 31. Okt. 1928, 2 8 555/28.) 


Mitgeteilt von KHR. Körner, Charlottenburg. 


* 


Zu 6. Die Entſch, iſt im Ergebnis zutreffend. Nach der 
Ausführung des OLG. und der Str. befand ſich der Angekl. ob⸗ 
jektiv in einer Notwehrlage, „in der ihm das Geſetz ſogar ein vor⸗ 
ſätzliches Zuschlagen mittels der Zügel auf den Angreifer ge⸗ 
ſtattet hätte (553 StGB.)“. In einer ſolchen objektiv gegebenen 
Notwehrlage ſind aber zur Abwehr des Angriffs erforderliche 
Verteidigungshandlungen nicht rechtswidrig, auch wenn der Ver⸗ 
teidiger ſie nicht zum Zwecke der Abwehr vornahm. Die entgegen⸗ 
geſetzte, faſt allgemein, auch vom NG., vertretene Auslegung iſt 
abwegig. Die Geſetzgebung erlaubt in der Notwehrlage die Ver⸗ 
teidigung des Rechts, die Zurückweiſung des Unrechts, weil fie 
dem Rechte gegenüber dem Unrecht Schutz und Förderung gewähren 
will. Die Abwehr des Unrechts iſt eine geſetzlich gebilligte, ja, 
gewollte Handlung; auf den Willen des Handelnden, die Zwecke, 
die er etwa ſonſt mit ſeinem Vorgehen verfolgte, kann es nicht 
ankommen, er hat im Dienſte der Rechtsordnung das Unrecht zurück⸗ 
gewieſen und kann für dieſen dem Rechte geleiſteten Dieuſt un⸗ 
möglich beſtraft werden, auch wenn er ſich dieſer das Recht 
wahrenden Funktion nicht bewußt geweſen iſt. Zutreffend Beling, 
Lehre vom Verbrechen S. 141; nach ihm „iſt die Notwehrhandlung, 
eine Handlung alſo, die ſich objektiv als erforderliche Verteidigung 
zur Abwendung eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs dar⸗ 
ſtellt, auch dann rechtmäßig, wenn kein Verteidigungszweck verfolgt 
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6. 553 StGB.; 88 227, 859 BGB. Einfluß einer Not- 
wehrlage auf fahrläſſige Handlungsweiſe. f) 

Der Angekl. hat bei dem feſtgeſtellten Hergange nicht vor⸗ 
ſätzlich mit den Pferdezügeln auf den Privatkläger eingeſchlagen, 
ſondern ohne ſeinen Willen dieſen nur beim Einſchlagen 
mittels derſelben auf die von ihm gelenkten Pferde mit auf die 
Hand getroffen. Lediglich die Frage iſt mithin Gegenſtand der 
jetzigen Nachprüfung, ob in der feſtgeſtellten unabſicht⸗ 
lichen Handverletzung des bei den Köpfen der Tiere befind⸗ 
lichen Privatklägers vom Tatrichter zum mindeſten der Tatbeſtand 
fahrläſſiger Körperverletzung hätte gefunden werden muſſen. 
Mit Recht hat das LG. der Frage Bedeutung beigelegt, ob für 
den Angekl. im Augenblicke der dem Privatkläger zugefügten 
Handverletzung eine Notwehrlage beſtand. Zwar konnte dieſer Um⸗ 
ſtand nicht in dem Sinne in Betracht kommen, ob die Not⸗ 
abwehr den Beweggrund gebildet, der Angell. alſo zur Ab⸗ 
wehr gehandelt hätte; denn ein Beweggrund, der ausſchließlich 
dem vorſätzlichen Täter innewohnen kann, ſcheidet für fahr⸗ 
läſſiges Verhalten begrifflich aus. Aber die Frage, ob jene Ver⸗ 
letzungshandlung des Angekl. bei einer Notwehrlage geſchehen ſei, 
forderte aus dem Geſichtspunkte Beachtung, weil unter dem Ein⸗ 
fluß einer ſolchen Lage das für die Fahrläſſigkeitsſchuld weſentliche 
Pflichtmoment im Handelnden ausgeſchaltet werden kann, das ihm 
gebietet, ſein Verhalten ſo umſichtig einzurichten, daß er für eine 
Schädigung ſeiner Mitmenſchen nicht urſächlich werde (RGSt. 19, 53). 

Die durch das LG. erfolgte Bejahung einer Notwehrlage auf 
Seite des Angekl. im Augenblicke der fraglichen Verletzungshand⸗ 
lung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Nachdem der Privatkläger, 
dem mit ſeinem Gutsnachbar E., dem Dienſtherrn des Angekl., 
ein gemeinſames Benutzungsrecht an dem nach den beiderſeitigen 
Feldern führenden Wirtſchaftswege zuſtand, der Ausübung dieſes 
Rechtes durch E. und deſſen Leute gefliſſentlich dadurch ein Hinder⸗ 
nis entgegengeſtellt hatte, daß er den Weg durch Querſtellung eines 
Jauchewagens, deſſen ſofortiges Beiſeitefahren auch noch durch Ent⸗ 
fernung eines Rades unmöglich gemacht worden war, „verbaute“, 
handelte der Angekl. in Notwehr nach 8227 BGB., wenn er auf 
Weiſung E.s mit deſſen Wirtſchaftsgeſpann ſeitwärts auf das Klee⸗ 
ſtoppelfeld des Privatklägers fuhr, um, zumal wegen unſicheren 
Wetters die Aberntung eines Haferfeldes durch E. als dringlich 
bezeichnet wurde, den Hemmungserfolg des bereiteten Hinderniſſes 
abzuwenden. Dieſer Notwehreingriff in den Beſitz des Privat⸗ 
klägers war eine vom Geſetz erlaubte, keine verbotene Eigen⸗ 
macht. Demnach verfuhr der Privatkläger ſeinerſeits, indem er das 
Weiterfahren des E.ſchen Geſpannes auf feinem Felde durch Griff 
in die Kopfzaumung der Pferde abzuwehren ſuchte, nicht mit dem 
in § 859 Abſ. 1 BGB. dem Beſitzer gegebenen Rechte, vielmehr 
kennzeichnet ſich dieſes weitere Gebaren nur als neuer Akt ſeines 
von Anfang unternommenen rechtswidrigen Angriffs, der dies⸗ 
mal außer gegen E. auch unmittelbar gegen deſſen Beauftragten ge⸗ 
richtet war. 

Die Annahme des OG., daß der Angekl. ſich im Notwehr⸗ 
zuſtande befunden habe, beruht ſonach anf einwandfreier Grundlage. 

Dann aber tritt auch aus der zugleich mit dieſer Annahme 
entſtandenen Auffaſſung der Vorinſtanz kein Rechtsirrtum zutage, 
daß für den Angekl. in einer augenblicklichen Lage, in der ihm das 
Geſetz ſogar ein vor ſätzliches Zuſchlagen mittels der Zügel auf 
den Angreifer geſtattet hätte (853 StGB.), das Pflichtgebot vor⸗ 
ſichtiger Bewahrung des letzteren vor einer Verletzung der ge⸗ 
ſchehenen Art nicht beſtanden habe und ſonach eine Unterlaſſung 
dieſer Vorſicht ihm nicht zur Schuld gereichen könne, 

(OLG. Dresden, Urt. v. 11. Juni 1929, 208 104/29.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 


wird“. — Die gegneriſche Lehre führt zu ganz unhaltbaren Er⸗ 
gebniſſen: will ſie etwa ernſthaft einen Menſchen zum Verbrecher 
ſtempeln, der durch ſeine Handlung einen Mord verhütete, der 
damit der Rechtsordnung einen außerordentlichen Dienſt erwies, 
wenn ſubjektiv der Verkeidigungswille nicht vorgelegen hat! will 
ſie den Frieden und das Recht ſchützende, regelmäßig hervorragend 
rechtmäßige Handlungen als rechtswidrig, ja, ſogar ſtrafbar be⸗ 
urteilen? 

Hiernach iſt der obige Fall zweifelsfrei i. S. des obigen 
Urteils zu entſcheiden. Seine Begründung wird gegenüber den 
üblichen, insbeſ. auch vom NG. vertretenen Argumenten Bedenken 
erregen. Die Notwehrlage, „in der das Geſetz ſogar ein vorſätz⸗ 
liches Zuſchlagen geſtattet hatte“, kann nach der Gegenmeinung 
eben nicht zur Rechtfertigung herangezogen werden, da der An⸗ 
gegriffene nicht zur Verteidigung gehandelt hat. 

Prof. Dr. Coenders, Köln. 
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7. 8180 StGB. Die Vorſchrift in 8 180 Abſ. 3 be⸗ 
zieht ſich auf Abf. 1, nicht aber auf Abſ. 2. Zum Begriff 
des bordellartigen Betriebes. }) 

Das LG. hat als erwieſen angeſehen, daß die Angekl. in dem 
von ihr ermieteten Grundſtück, in dem ſie bis zum 1. Okt. 1927 ein 
Bordell betrieben hat, durch Vermietung an mehrere über 18 Jahre 
alte Lohndirnen, die bei ihr gegen einen täglichen Penſionspreis von 
15 AM Wohnung und Beköſtigung erhielten, einen bordellartigen Be⸗ 
trieb unterhalten hat. Es hat deshalb — ohne erkennbaren Rechts⸗ 
irrtum — den Tatbeſtand des 8 180 Abſ. 1 u. 2 StGB. i. d. Faſſ. 
des RGeſ. z. Bek. der Geſchlechtskrankh. v. 18. Febr. 1927 als er⸗ 
füllt angeſehen. Trotzdem hat es auf Grund von § 180 Abſ. 3 StGB. 
auf Freiſprechung erkannt. 

Dem OG. iſt zwar darin beizupflichten, daß 8 180 Abſ. 2 StGB. 
nur eine authentiſche Interpretation zum erſten Abſatz enthält, durch 
die die bisherige Streitfrage, ob die Unterhaltung eines Bordells oder 
eines bordellartigen Betriebes als Kuppelei i. S. von §8 180 Abſ. 1 
StGB. anzuſehen ſei, aus der Welt geſchafft werden ſollte. Ein ſelb⸗ 
ſtändiger Strafrahmen iſt für die Kuppelei i. S. von 8 180 Abſ. 2 
SGB. nicht aufgeſtellt. Sie iſt vielmehr lediglich nach 8180 Abſ. 1 
StGB. ſtrafbar. Hieraus ergibt ſich allerdings, daß die Nichtanwend⸗ 
barkeit des Abſ. 3 auf die Fälle des Abſ. 2 von 8 180 StGB. nicht 
daraus gefolgert werden kann, daß im Abf. 3 nur auf Abſ. 1 Bezug 
genommen worden iſt. 

Daß Abſ. 3 des 8 180 StGB. auf die Fälle des Abſ. 2 nicht 
anwendbar iſt, ergibt ſich aber — was das LG. verkannt hat — 
daraus, daß die Unterhaltung eines Bordells oder bordellartigen Be⸗ 
triebes vorausſetzt, daß der Täter den bei ihm wohnenden Lohn⸗ 
dirnen zu ihrem Unzuchttreiben in irgendeiner — über das bloße 
Wohnungsgewähren hinausgehenden — Weiſe förderlich iſt 
(vgl. RGStk. 62, 341 ff.; IW. 1929, 1023 26). 

Daß die Angekl. in dieſem Sinne einen bordellartigen Betrieb 
unterhalten hat, ergeben die Feſtſtellungen bedenkenfrei. Das LG. hat 
übrigens ſelbſt anerkannt, daß die AngeRl., der die gewerbsmäßige 
Unzucht der bei ihr wohnhaften Lohndirnen bekannt war, dieſer Un⸗ 
zucht nicht nur durch Vermietung von Zimmern, ſondern auch da⸗ 
durch, daß ſie die Mädchen verpflegte und insbeſ. dadurch, daß ſie 
die Beſucher auf ihre Frage nach den Mädchen in das obere Stock⸗ 
werk, in dem deren Zimmer ſich befanden, wies, durch Gewährung 
von Gelegenheit Vorſchub geleiſtet hat. Es kann hierbei dahingeſtellt 
bleiben, ob in der den Lohndirnen gewährten Verpflegung eine För⸗ 
derung der von ihnen betriebenen Unzucht erblickt werden kann. 
Denn in dem Verweiſen der Beſucher nach dem oberen Stockwerk, 
das in enger Beziehung zu dem Unzuchttreiben der Mädchen ſteht, iſt 
eine ſolche Förderung im vorl. Falle allerdings zu erblicken. Der 
Betrieb im fraglichen Grundſtück war in der Weiſe geregelt, daß, 
wenn ein Beſucher das Haus betreten wollte, er an der ſtets ver⸗ 
ſchloſſenen Haustür läuten mußte. Darauf wurde ihm von der Angekl. 


Zu 7. Der Entſch. iſt inſofern zuzuſtimmen, als ſie feſtſtellt, 
daß ſich 8180 Abſ. 3 StGB. in feiner neuen Faſſung durch 8 16 
Abſ. 1 Geſchlͤrch. auf Abſ. 1, nicht aber auf 8 180 Abſ. 2 bezieht 
(vgl. dazu beſonders JW. 1929, 1023 ff. und LpzKomm., 4. Aufl., 
Anm. 16 Abſ. 3 zu 8180). Nicht beizutreten iſt der Entſch. aber hin⸗ 
ſichtlich ihrer Interpretation des Begriffs „bordellartiger Betrieb“. 
Dieſer Begriff iſt zu den neueren Entſch. des RG. bereits ausführlich 
beſprochen worden in JW. 1929, 1019—1024, jo daß hier kurze 
Hinweiſe genügen. Das OLG. Dresden ſchließt ſich, wie in der Entſch. 
ausdrücklich hervorgehoben wird, der Rſpr. des 3. StrSen. des RG. 
an, wonach für das Vorliegen eines bordellartigen Betriebs lediglich 
weſentlich ſei, „daß der Haus⸗ oder Wohnungsinhaber in nach außen 
erkennbarer Weiſe den mehreren ſich bei ihm zum Zwecke des ge⸗ 
werbsmäßigen Unzuchttreibens an Ort und Stelle bereithaltenden Per⸗ 
ſonen nicht nur vorübergehend und gelegentlich, ſondern für eine ge⸗ 
wiſſe Zeitdauer regelmäßig in irgendeiner Form zur Förderung des 
Unzuchttreibens behilflich und entweder ſelbſt an den aus dem Unzucht⸗ 
treiben erzielten Erträgniſſen irgendwie beteiligt iſt oder auch ohne 
eine ſolche Beteiligung gewohnheitsmäßig handelt“ (RGSt. 62, 339 f.). 
Im Anſchluß an dieſe Begriffsbeſtimmung ſieht das OSG. die Förde⸗ 
rung der Unzucht darin, daß die Angekl. den bei ihr wohnenden 
Dirnen Verpflegung verabfolgte und insbeſ. die nach den Mädchen 
fragenden Beſucher nach den im oberen Stockwerk befindlichen Zim⸗ 
mern der Mädchen wies. Auf dieſen letzteren Punkt wird ausſchließlich 
Gewicht gelegt, weil darin ſicher eine Förderung der Unzucht zu er⸗ 
blicken ſei, inſofern es ſich bei dieſer Dienſtleiſtung nicht um Leiſtungen 
handle, „die der Vermieter auch ſonſt den Untermietern zu gewähren 
pflegt, und die an ſich zum Unzuchttreiben in keiner Beziehung 
ſtehen“ Schon dieſe Begründung iſt bedenklich; denn jeder Vermieter 
wird Beſucher, die den Untermieter zu ſprechen wünſchen, nach dem 
Zimmer des letzteren weiſen, ohne ſich um die Motive des Beſuchs 
zu kümmern, und daß dieſe Leiſtungen im Einzelfall mit dem Un⸗ 
zuchttreiben in Beziehung ſtehen, macht ſie nicht zu ſolchen, die den 
Begriff des bordellartigen Betriebs charakterifieren Können, da auch 
andere vom Vermieter zu gewährende Leiſtungen dieſe Beziehung auf⸗ 
weiſen, ohne daß aus ihnen für den Vermieter nach der Neufaſſung 
des § 180 ein Vorwurf abgeleitet werden Könnte (vgl. IW. 1929, 


oder ihrem Manne geöffnet. Wenn der Beſucher erklärte, er möchte 
ein Mädchen beſuchen, wieſen fie ihn nach dem oberen Stock. Durch 
das Läuten der Hausglocke aufmerkſam gemacht, hatten die Mädchen 
bereits ihre Zimmertüren geöffnet und boten ſich oben im erſten Stock 
dem betreffenden Manne an. Schon dieſe ganze Art der Einrichtung 
läßt erkennen, daß es ſich bei dem Offnen der Haustür durch die 
Angehl. und bei dem Verweiſen der Beſucher nach dem oberen Stock 
nicht um Leiſtungen handelt, die der Vermieter auch ſonſt den Unter⸗ 
mietern zu gewähren pflegt und die an ſich zum Unzuchttreiben in 
keiner Beziehung ſtehen. Es kommt hinzu, daß die Angekl. den bei 
ihr wohnenden Lohndirnen täglich ein Bad und die Benutzung clek- 
triſcher Kraft zum Friſieren gewährte, ihnen auch Wein lieferte, 
wenn ein Veſucher der Mädchen zu trinken wünſchte. 

Durch alles dies iſt die Angekl. in einer über das bloße Woh⸗ 
nungsgewähren hinausgehenden Weiſe der von ihren Untermieterinnen 
betriebenen Unzucht förderlich geweſen. Die Annahme des LG., daß 
die Angekl. einen bordellartigen Vetrieb unterhalten hat, iſt deshalb 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Da es ſich hierbei um eine Förderung 
der Unzucht handelt, die nicht lediglich durch Gewährung von Woh⸗ 
nung erfolgt iſt, iſt für die Anwendung von 8 180 Abſ. 3 StGB. 
kein Raum. Denn dieſe Beſtimmung greift nur dann Platz, wenn 
die Unzuchtsförderung lediglich durch Gewährung von Wohnung 
erfolgt. 

(SLG. Dresden, Urt. v. 23. April 1929, 2 OSt 44/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


8 § 185 StGB. Die ironiſche Außerung iſt ſtrafbar, 
wenn fie die Kundgebung der Mißachtung einer beſtimmten 
Perſon enthält. Die Strafbarkeit hängt nicht davon ab, 
daß ſie von dem Betroffenen als eine Beleidigung emp⸗ 
funden wird. 

Das CG. ſtellt feſt, daß der Angekl., nachdem er das Verhalten 
des Privatkl. gegenüber P. in abfälliger Weiſe geſchildert, dieſem 
Bericht noch die Bemerkung hinzugefügt habe: „Herr M. E., aka⸗ 
demiſch gebildeter Ingenieur und Architekt, hatte geſiegt“. Das 
LG. nimmt an, daß die Hervorhebung des akademiſchen Bildungs⸗ 
grades des Privatkl. in dieſem Zuſammenhange nichts anderes als 
Ironie ſei, inſofern der Angekl. damit zum Ausdruck bringe, daß 
das Verhalten des Privatkl. in dieſer Sache dem eines akademiſch 
gebildeten Mannes gerade nicht entſprochen habe, der Angekl. alſo 
ſich über den Privatkl. luſtig mache und ihn zur Zielſcheibe feines 
Spottes und Hohnes mache. In dieſer ironiſchen Hervorhebung des 
akademiſchen Bildungsgrades des Privatkl. findet das LG. eine gegen 
dieſen gerichtete Beleidigung und zwar um deswillen, weil der Angekl. 
nicht der feſten Überzeugung habe ſein können und auch nicht geweſen 
ſei, daß die ironiſchen Schlußworte feines Berichts vom Privatll. 
gleichſalls nur als eine ſpöttiſche Bemerkung, mit der er ſich ab⸗ 
finden werde, aufgefaßt werden würden. 


1020 f.). Wenn die Gewährung einer Wohnung an Dirnen nicht mehr 
ſchlechthin ſtrafbar iſt, jo kann fie dadurch nicht ſtrafbar werden, daß 
der Vermieter den bei ihm wohnenden Mädchen Leiſtungen gewährt, 
die jeder andere Vermieter auch zu gewähren pflegt, ſelbſt wenn dieſe 
Leiſtungen im gegebenen Fall, eben weil die Untermieterinnen Dirnen 
ſind, ihrem Gewerbe indirekt förderlich ſind. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt betrachtet iſt es aber vor allem unerfindlich, wie das OLG. 
das Vorliegen eines bordellartigen Betriebs aus dem Umſtand ent⸗ 
nehmen kann, daß die Angelkl. den bei ihr wohnenden Dirnen täglich 
ein Bad und die Benutzung elektriſcher Kraft zum Friſieren gewährte 
und ihnen auf ihr Verlangen Wein lieferte. Das alles ſind Leiſtungen, 
die zum Teil zu einer ſelbſtverſtändlichen hygieniſchen Lebensweiſe ge⸗ 
hören und im übrigen jedem Mieter gegen Bezahlung vom Ver⸗ 
mieter gewährt werden, wenn dieſer dazu in der Lage iſt. Die Be⸗ 
gründung zeigt eine auffallende Ahnlichkeit mit der vom RG. in der 
Entſch. 3 D 755/28 v. 17. Jan. 1929 (JW. 1929, 1023) gegebenen 
Begründung, wonach die Erneuerung der Bettwäſche „nach dem un⸗ 
züchtigen Gebrauch“ gegen eine beſondere Vergütung als poſitive 
Förderung der Unzuchk angefehen wird (vgl. dazu JW. 1929, 1020). 
Dazu kommt aber auch das prinzipielle Bedenken, ob der Begriff 
des Bordells und des bordellartigen Betriebs richtig erfaßt wird, 
wenn man ihr Weſen in einer poſitiven Förderung der Unzucht ſieht, 
ohne daß die in Betracht kommenden Mädchen ſich in einem wirt⸗ 
ſchaftlichen Abhängigkeitsverhältnis vom Vermieter befinden. Den 
richtigen Standpunkt hierzu nimmt der 1. Str Sen. des NO. ein, der 
die Notwendigkeit einer wirtſchaftlichen Abhängigkeit betont (vgl. 
dazu ausführlich IW. 1929, 1019 f.; Lpz Komm., 4. Aufl., Anm. 15 
Abſ. 2 zu § 180; Schaefer -Lehmann, Komm. 3. Gefhlft:®. 
S. 197/98 und Geyer⸗Moſer, Komm. z. Geſchlͤrcß. S. 58). 
Irgendwelche beſondere Veranſtaltungen, den Betrieb eines Bordells 
zu maskieren (Bade- oder Maſſageſalon, Animierkneipe ufm.), find 
der Angekl. nicht nachgewieſen worden. Unter dieſem Geſichtspunkt 
hätte im vorl. Falle das Gegebenſein eines bordellartigen Betriebs 
verneint werden müſſen, und es war in eine Prüfung einzutreten, 
ob der § 180 Abſ. 3 StchB. Anwendung finden könne. 


Prof. Dr. G. Bohne, Köln. 
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Diefe Begründung beruht offenſichtlich auf einer rechtsirrtüm⸗ 
lichen Erwägung, indem ſie die beleidigende Natur einer ironiſchen Be⸗ 
merkung von der perſönlichen Auffaſſung des davon Betrofſenen ab⸗ 
hängig macht. Die Ironie als ſolche iſt eine Art der mündlichen oder 
ſchriftlichen Ausdrucksweiſe, bei der ſpottend das Gegenteil von dem 
geſagt oder geſchrieben wird, was in Wirklichkeit gemeint iſt. Sie iſt 
an ſich keineswegs beleidigender Natur, kann es aber unter Um⸗ 
ſtänden werden, dann nämlich, aber auch nur dann, wenn ſie in ſich 
ſelbſt, ihrem Inhalt nach, die Kundgebung der Mißachtung einer be⸗ 
ſtimmten Perſon enthält. Daß dies bei der von dem Angekl. ge⸗ 
brauchten ironiſchen Redewendung der Fall geweſen iſt, hat das LG. 
in keiner Weiſe dargetan, obwohl es hierzu um fo mehr Veranlaſſung 
hatte, als es anſcheinend davon ausgegangen iſt, daß das von dem 
Angekl. in ſeinem Bericht abfällig beurteilte Verhalten des 
Privatkl. den Tatſachen entſprochen hat. Keinesfalls 
kann eine Ironie, wenn fie nicht an ſich beleidigender Natur iſt, 
dadurch zu einer Beleidigung werden, daß ſie von dem, gegen den ſie 
ſich richtet, als eine ſolche empfunden wird. 

Weiter gibt auch die Feſtſtellung des inneren Tatbeſtandes 
der Beleidigung zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Das LG. 
führt in dieſer Beziehung aus, daß der Angekl. zunächſt Bedenken ge⸗ 
habt habe, ob er den Bericht in der vorliegenden Form veröffentlichen 
dürfe und daß er ſich deshalb erſt an eine Perſon gewandt habe, auf 
deren Urteil etwas zu geben ſei; dieſe Perſon habe den Bericht als 
völlig unbedenklich erklärt. Aus dieſer Tatſache, die es als wahr unter⸗ 
ſtellt, folgert das LG. unter Verwendung des Wortes „daher“, daß 
der Angekl., als er den Bericht veröffentlichte, die darin enthaltene 
Ironie ſehr wohl gekannt habe. Dieſe Folgerung kann zunächſt den 
inneren Tatbeſtand der Beleidigung nicht begründen; denn dieſer er⸗ 
fordert im vorl. Falle, daß der Angekl. ſich nicht nur der in dem 
Bericht enthaltenen Ironie, ſondern auch der beleidigenden Natur der⸗ 
ſelben bewußt geweſen iſt. Sie bedeutet aber auch einen Verſtoß gegen 
das Denkgeſetz, infofern aus jener Tatſache vielmehr zu ſchließen iſt, 
daß der Angekl., nachdem er ſich an eine dritte Perſon um Rat ge⸗ 
wandt und die Perſon den Bericht als völlig unbedenklich erklärt 
hatte, den Bericht mit der ironiſchen Redewendung am Schluß für un⸗ 
bedenklich gehalten und jedenfalls die beleidigende Natur dieſer Ironie 
ſich nicht zum Bewußtſein gebracht hat. 

(SLG. Dresden, Urt. v. 24. Juli 1929, 1 08t 118/29.) 
Mitgeteilt von OStul. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 

9. § 246 StGB. Unterſchlagung durch Geldvermi— 
ſchung. }) 

(OLG. Dresden, Urt. v. 9. April 1929, 2 OSta 22/29.) 

Abgedr. ZW. 1929, 12701, 

* 


Zu 9. A. Anm. Prof. Dr. G. Bohne, daſ. 

B. Das OG. Dresden ſowie die Kritik von Prof. Bohne über- 
fehen NGSt. 61, 344, beſprochen von Prof. Klee: ZentrBlHR. 
1929, 40, 42 a. E. Hiernach hat das RG. feine frühere Stellung⸗ 
nahme, z. B. noch in JW. 1927, 1105 21 (2. Sen.), radikal ge⸗ 
ändert, indem es in N&St. 61, 344 und im Recht 1927 Nr. 1859 
ausdrücklich ausſpricht, daß der § 95 Börſch., der bis dahin ein 
Schattendaſein geführt hatte, nunmehr auf jeden Gelegen- 
heitskommiſſionär Anwendung findet, ſo daß die Prü⸗ 
fung der Eigentumsverhältniſſe ſich völlig er⸗ 
übrigt, weil nach § 95 Börf®. genügt, daß der Kommiſſionär 
den Kaufpreis nicht abführt, alſo die bloße Verletzung des 8 667 
BOB. oder des § 384 II HGB., eine ſtrafbare „Untreue“ 


ergibt. 
RA. Dr. Löwenwarter, Köln. 


Zu 10. Der Entſch. Kann nicht beigepflichtet werden. Der Tat 
beſtand des 8 257 StGB. fordert nach der äußeren Tatſeite eine Hand⸗ 
lung, in der eine Beiſtandsleiſtung zu finden iſt. Dieſer Beiſtand muß 
dem Täter oder Teilnehmer zugute kommen, nachdem er ein Ver⸗ 
brechen oder Vergehen begangen hat. Nach der inneren Tatſeite iſt er⸗ 
forderlich, daß der Begünſtigende „wiſſentlich“ gehandelt hat. Er 
muß nicht nur die in Frage kommende Handlun vorſaͤtzlich aus⸗ 
führen, ſondern auch ſich deſſen bewußt ſein, daß der begünſtigte 
Täter ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat. Zu dieſem Vor⸗ 
ſatz muß bei der perſönlichen Begünſtigung hinzukommen die Ab⸗ 
ſicht, durch die Beiſtandsleiſtung den Täter der Beſtrafung zu ent⸗ 
ziehen. Die herrſchende Meinung verlangt für die innere Tatſeite des 
Begünſtigers den dolus directus. Dabei treten freilich vielfach Aus⸗ 
führungen hervor, die dadurch, daß ſie den Vorſatz für die Bei⸗ 
ſtandshandlung und die daneben noch erforderliche Begünſtigungs⸗ 
abſicht nicht genügend auseinander halten, irreführend ſind. Dies 
gilt vom Lpzfomm., 4. Aufl., S. 825 Nr. 5; v. Liſzt, Lehrb., 
25. Aufl., S. 844; RcSt. 23, 105; v. Lilienthal, der in der 
Fußnote zu JW. 1921, 3991 die Anerkennung, daß bei der Be⸗ 
günſtigung der bedingte Dolus für die Beiſtandshandlung genüge, 
als die „Möglichkeit einer eventuellen Abſicht“ bezeichnet, was 
begrifflich und logiſch ausgeſchloſſen iſt. Demgegenüber bedeutet die 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


10. 5 257 StGB. Zum inneren Tatbeſtand genügt der 
bedingte Vorſatz nicht. f) 

Nach dem Urteile des AR. hatte der Angekl. E. einem gewiſſen 
G. Geld entwendet und der Angekl. P. die Einſtellung des Er⸗ 
mittlungsverfahrens gegen den wegen Diebſtahls verfolgten E. da⸗ 
durch erreicht, daß er von dem beſtohlenen G. ein an die Staats⸗ 
anwaltſchaft gerichtetes Schreiben unterzeichnen ließ, wonach G. den 
gegen E. ausgeſprochenen Verdacht nicht aufrechterhalten könne, viel⸗ 
mehr zu der Meinung gekommen ſei, ein Verwandter ſei der Dieb. 
Bezüglich P.s war feſtgeſtellt worden, er ſei im ungewiſſen geweſen, 
ob E. wirklich als Täter in Frage komme. Der AR. ſtellte aber feſt, 
daß P. „ſelbſt auf die Gefahr hin, daß E. beſtimmt als Täter in 
Frage komme, dieſen habe vor der ihm drohenden Strafe ſichern 
wollen und daß er deshalb zumindeſt mit dem Eventualdolus ge⸗ 
handelt habe“. Das BG. beſtätigte dieſe Verurteilung P.s wegen 
Begünſtigung und ſtellte den inneren Tatbeſtand nochmals dahin 
feſt: „P. habe den E. vor ber ihm drohenden gerichtlichen Strafe 
bewahren wollen und dabei mindeſtens die Möglichkeit erwogen, daß 
E. das Geld entwendet haben könne. Der wiſſentlichen Beiſtands⸗ 
leiſtung ſei ein unter dieſen Umſtänden gleichwohl gewährter Beiſtand 
gleichzuachten (dolus eventualis).“ 

Das OLG. hob das Erkenntnis des LG. auf und ſprach P. 
unter folgender Begründung frei: Wenn in § 257 StGB. als Er⸗ 
fordernis des Begünſtigungstatbeſtands aufgeſtellt iſt, daß der dem 
Täter eines Verbrechens oder Vergehens nach Begehung gewährte Bei⸗ 
ſtand wiſſentlich geleiſtet ſein müſſe, ſo iſt damit die poſitive 
Kenntnis des Begünſtigers von der durch den Täter verllbten ſtraf⸗ 
baren Handlung gemeint. Es genügt inſolgedeſſen nicht, daß der Be⸗ 
günſtiger ſich vorgeſtellt hat, ein beſtimnttes Verhalten des Täters 
habe möglicherweiſe den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung erfüllt, 
vielmehr muß der Begünſtiger wirklich gewußt haben, daß das be⸗ 
treffende Verhalten des Täters den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung dargeſtellt habe. Nur wenn das der Fall iſt, kann überhaupt der 
Begünſtigungswille, alſo hier der Wille des Begünſtigers, durch ſein 
Tun einen aus der Begehung einer ſtrafbaren Handlung erwachſenen 
ſtaatlichen Strafanſpruch zu bereiteln, vorhanden geweſen ſein. 

Das BG. hat die Feſtſtellung, daß der Angekl. P. um die 
Entwendung des dem G. gehörigen Geldes durch den Angekl. E. 
wirklich gewußt hat, nicht getroffen, ſondern nur für erwieſen erachtet, 
daß der Angekl. P. die Möglichkeit erwogen hat, daß der Angehl. 
E. das Geld G. entwendet haben könne. Die Beweisannahme des BG, 
geht demnach nicht dahin, daß der Angekl. P. den Beiſtand, den er 
dem Angekl. E. nachträglich dadurch gewährte, daß er die Eingabe 
an die Staatsanwaltſchaft abfaßte und niederſchrieb, durch welche die 
Einſtellung des gegen den Aırgekl. E. wegen Diebſtahls eingeleiteten 
Strafverfahrens erreicht werden ſollte, wiſſentlich geleiſtet hat, 
ſondern nur dahin, daß er ihn möglicherweiſe wiſſentlich 
geleiſtet hat. 


(OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 4. April 1928, 1 OSt 17/28.) 
* 


neuere Judikatur des RG. einen bemerkenswerten Fortſchritt. Sie 
läßt dieſelben Erwägungen, die ſie für andere Abſichtsdelikte, ſo in 
RGSSt. 3, 142; 19, 90 für Betrug, in RGSSt. 54, 2 für Preis⸗ 
treiberei, Tängft aufgeſtellt hat, jetzt auch für das Be ünſtigungsdelikt 
gelten, fo in JW. 1921, 3991. 2 RGSt. 55, 126. Demgemäß unter⸗ 
ſcheidet das NG. jetzt, wie dies tatſächlich auch bei allen Abſichts⸗ 
delikten notwendig iſt, die Abſicht des Täters, den Vortäter der 
Beſtrafung zu entziehen, von der für die Begünſtigungshandlung not⸗ 
wendigen inneren Willensrichtung. Fur dieſe wird ausgeſprochen, 
daß auch derjenige Täter wiſſentlich handle, der den eingetretenen 
Erfolg nur bedingt in ſeinem Willen aufgenommen habe. Wenn das 
OLG. im Gegenſaßz hierzu ausführt, der Begünſtiger müſſe wirk⸗ 
lich gewußt haben, daß der Vortäter eine ſtrafbare Handlung be⸗ 
gangen habe; denn nur, wenn dies der Fall ſei, könne überhaupt 
ein Begünſtigungswille vorhanden ſein, ſo iſt dies unzutreffend. 
Richtig iſt vielmehr, daß jemand eine beſtimmte Abſicht auch dann ver⸗ 
folgen kann, wenn er über die Beſchaffenheit der Handlung im un⸗ 
klaren iſt, wegen deren er dieſer Abſicht nachgeht. Meiſt ſteht bei den 
Abſichtsdelikten die Handlung zum Erfolg in dem Verhaltnis von 
Mittel und Zweck, d. h. die Handlung wird um deswillen vorgenom⸗ 
men, um durch ſie den beabſichtigten Zweck zu erreichen, den be⸗ 
zweckten Erfolg herbeizuführen. Das von dem Handelnden dergeſtalt 
verfolgte Ziel ſteht vor dem geiſtigen Auge des Täters; er kann ihm 
zuſtreben, ohne gewiß zu ſein, ob die Handlung zur Erreichung des 
Zieles geeignet ſein werde. So kann jemand, von der Abſicht erfüllt, 
einem Dritten Schaden zuzufügen, nach deſſen Ladenfenſter einen Stein 
werfen, zweifelnd, ob er treffen, zweifelnd auch, ob der Stein zur Zer⸗ 
trümmerung der Scheibe ſtark genug ſein werde. Ahnlich bei dem 
Giftmiſcher, der einen Feind beiſeiteſchaffen will; er weiß nicht genau, 
ob das gereichte Gift nicht etwa durch langes Liegen ſeine Kraft ver⸗ 
loren hat. Beide Täter ſtreben dem beabſichtigten Ziele durch 
eine Handlung zu, für die nicht der direkte, ſondern nur der be⸗ 
dingte Vorſatz in Frage kommt. 

An derartig wichtigen Erkenutniffen, wie fie RGSt. 55, 126, 
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II. 8 263 StG B.; $ 1 Gef. betr. die Beftrafung der 
Entziehung elektr. Arbeit. Wer zwecks ordnungswidriger 
Entnahme elektriſcher Arbeit einen Stecker mit der Waſſer⸗ 
leitung verbindet, erfüllt den Tatbeſtand des 8 1 Gef. v. 
9. April 1900. Wenn in dieſer Weiſe zugleich der Werk⸗ 
beamte über den wirklichen Stromverbrauch getäuſcht 
wird, fo iſt daneben für die Anwendung des 8 263 StGB. 
kein Raum. 7) 

Der Angekl. betreibt die Wäſchefabrikation in gemieteten 
Räumen. In dieſen Räumen befindet ſich eine elektriſche Anlage, 
die an das ſtädtiſche Elektrizitätswerk in P. angeſchloſſen iſt. Im 
Herbſt 1925 verband der Angekl. einen Stromkreis der elektriſchen 
Anlage, an den eine 100kerzige Lampe und ein in feinem Geſchäfts⸗ 
betrieb verwendetes Bügeleiſen angeſchloſſen waren, in der Weiſe mit 
der in demſelben Raum befindlichen Waſſerleitung, daß er mit dem 
einen Stift des mit dieſen Stromverbrauchern in Verbindung ſtehen⸗ 
den Steckers einen Kupferdraht verband, das andere Ende dieſes 
Drahtes um einen Schraubenzieher wickelte und dieſen zwiſchen das 
Waſſerleitungsrohr und die Wand klemmte. Dadurch wurde bewirkt, 
daß der vom Werk kommende elektriſche Strom dieſes Kreiſes nicht 
über den vom Werk aufgeſtellten Stromzähler zurückging, ſondern zur 
Erde abgeleitet wurde. Infolgedeſſen wurde der Stromverbrauch dieſes 
Stromkreiſes vom Zähler nicht angezeigt. Der Ungekl. ging dabei 
darauf aus, durch die zeitweilige Ausſchaltung des Zählers ſich un⸗ 
entgeltlich elektriſchen Strom aus dem ſtädtiſchen Leitungsnetz zu ver⸗ 
ſchaffen, worauf er, wie er wußte, kein Recht hatte. Die Bezahlung 
der elektriſchen Arbeit an das Werk geſchah in der Weiſe, daß ein 
Werkbeamter monatlich den Stromverbrauch vom Zähler ablas und 
der Angekl. dann den auf Grund der Ableſung berechneten Strom⸗ 
verbrauch an das Werk bezahlte. Da der Zähler infolge der Aus⸗ 
ſchaltung durch den Angekl. einen geringeren Stromverbrauch an⸗ 
zeigte, als den Tatſachen entſprach, zahlte der Angekl. weniger, als 
er nach dem wirklichen Verbrauch hätte zahlen müſſen. 

Auf Grund dieſes Tatbeſtandes und der weiteren Feſtſtellung, 
daß der Angekl. auf dieſe Weiſe in rechtswidriger Bereicherungsabſicht 
bewußt durch Täuſchung des ableſenden Beamten das Vermögen der 
Stadt P. geſchädigt habe, hat die Str. den Angehl. des Betrugs 
ſchuldig geſprochen und die Anwendbarkeit von § 1 des Geſ. vom 
9. April 1900 verneint. 

Mit Recht rügt die Rev., daß die Anwendung des Strafgeſetzes 
auf den feſtgeſtellten Sachverhalt fehlerhaft ſei. Durch die eigen⸗ 
mächtige Verbindung des Steckers mit der Waſſerleitung hat der 
Angekl. eine ſtromleitende Vorrichtung geſchaffen. Dieſen Leiter, der 
zur ordnungsmäßigen Entnahme von Arbeit aus der Anlage nicht 
beſtimmt war, insbeſ. auch vom Werk nicht genehmigt war, hat er 
zwecks ordnungswidriger — nämlich vom Zähler nicht auf⸗ 
gezeichneter — Entnahme elektriſcher Arbeit aus der Anlage an⸗ 
gebracht. Er war für ihn das Mittel, dem ſtädtiſchen Leitungsnetz 
vertragswidrig ohne Entgelt fremde elektriſche Arbeit zu entziehen. 
Er hat dabei in der von vornherein gefaßten Abſicht gehandelt, über 
den wirtſchaftlichen Wert der auf dieſe Weiſe gewonnenen elektriſchen 
Kraft zu ſeinen Gunſten zu verfügen, ſie ſich alſo anzueignen, obwohl 


204 darſtellen, ſollte kein Gericht ſtillſchweigend vorübergehen. Glaubte 
das OLG. fi der Auffaſſung des NG. nicht anſchließen zu können, 
ſo wäre es wünſchenswert geweſen, daß es Gegengründe angeführt 
hätte. Es muß immer einen peinlichen Eindruck machen, wenn die 
Autorität des höchſten Gerichtshofs und die Notwendigkeit, die 
Rechtseinheit nicht ohne triftigſte Gründe zu verletzen, unbeachtet 


bleiben. 
OSt A. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Zu 11. Der Entſch. des OLG. Dresden iſt durchaus bei⸗ 
zuſtimmen. Das OLG. wiederholt eigentlich hier nur, was in der 
Entſch. des 2. StrSen. des RG. v. 28. April 1908 bereits aus⸗ 
geſprochen worden war, nämlich daß die Beſtimmungen des StGB. 
ſtatt der Beſtimmungen des Geſ. betr. die Veſtrafung der Entziehung 
elektriſcher Arbeit v. 9. April 1900 nur dann Anwendung finden 
können, wenn lediglich eine unbefugte Einwirkung auf den Zähler 
ſtattgefunden hat, ohne daß die Anbringung eines zur ordnungs⸗ 
mäßigen Entnahme von elektriſcher Arbeit beſtimmten Leiters er- 
folgt iſt. über dieſes Problem hat ſich außerdem das RG. eingehend 
in der in der obigen Entich. erwähnten, in RGSt. 35, 311 abgedr. 
Entſch. ausgelaſſen. Liegt dagegen wie im vorliegenden Fall ein Ver⸗ 
gehen gegen das NGef. v. 9. April 1900 vor, fo iſt, da dieſes Geſetz 
zu den übrigen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen im Verhältnis der 
lex specialis fteht, für die Anwendung des § 263 StGB. Rein Naum. 
Eine Idealkonkurrenz kommt alſo nicht in Betracht. 

Bei Beurteilung der Frage, ob im vorliegenden Fall eine oder 
zwei ſelbſtändige Straftaten begangen ſind, iſt folgendes zu beachten: 

Das Delikt des § 1 des NGef. v. 9. April 1900 muß dann 
als vollendet angeſehen werden, wenn der Täter ſich des verbotenen 
Leiters bedient und dadurch den Erfolg herbeigeführt hat, daß der 
Zähler nicht richtig anzeigt. Da der Wille des Täters lediglich darauf 
gerichtet iſt, ſich durch ſeine Handlung einen vermögensrechtlichen 
Vorteil zu verſchaffen bzw. das betreffende Elektrizitätswerk zu 


Rechtſprechung 


er, wie er wußte, auf unentgeltliche Stromlieferung kein Recht hatte. 
Somit find ſämtliche Tatbeſtandsmerkmale von § 1 des Gef. vom 
9. April 1900 über die Beſtrafung der Entziehung elektriſcher Arbeit 
erfüllt. 

Der Vorderrichter beruft ſich für ſeine abweichende rechtliche Be⸗ 
urteilung des Sachverhalts zu Unrecht auf RGSt. 35, 311. Der dort 
behandelte Fall unterſcheidet ſich von dem vorliegenden gerade da⸗ 
durch, daß dort der unbefugte Stromverbrauch mittels eines ord⸗ 
nungsmäßigen Leiters erfolgte. Die Ausſchaltung des Strom⸗ 
zählers war dort nicht durch Anbringung eines ordnungs⸗ 
widrigen Leiters geſchehen, ſondern durch mechaniſche Beſeiti⸗ 
gung der ordnungsmäßigen Drahtverbindung zwiſchen Stromkreis 
und Zähler. 

Die durch Verwirklichung ſeiner rechtswidrigen Zueignungs⸗ 
abſicht vom Angekl. zugleich bewirkte Täuſchung des Werkbeamken 
über den wirklichen Stromverbrauch und der dadurch veranlaßte Ein⸗ 
nahmeausfall des Elektrizitätswerks bilden keinen neuen ſtrafbaren 
Eingriff in das Vermögen der Stadt P., ſondern nur eine weitere, 
gegen dasſelbe Rechtsgut gerichtete Betätigung des Zueignungswillens 
des Ungekl. Der Charakter der ſtrafbaren Handlung wird dadurch 
nicht geändert. Der Angekl. hat ſich dadurch nicht noch eines rechtlich 
oder ſachlich mit dem Vergehen der Entziehung elektriſcher Arbeit 
zuſammentreffenden Betrugs ſchuldig gemacht (vgl. RGSt. 39, 239). 

(OLG. Dresden, Urt. v. 27. März 1929, 1 OSt 35/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 
Hamburg, 

12. 88 180, 18la StGB. Unterhaltung eines bordell- 
artigen Betriebes im Verhältnis zur Zuhälterei. f) 

Der Angekl. ift auf Grund § 181 a Abſ. 1 u. 2 StGB. wegen 
Kuppleriſcher Zuhälterei und qualifizierter kuppleriſcher Zuhälterei 
verurteilt worden. Er hat den unſittlichen Erwerb ſeiner Ehefrau 
und der in einem ſog. Maſſageſalon beſchäftigten Frauensperſonen 
bewußt für ſeinen Vorteil ausgenntzt, unter Ausbeutung ihres un⸗ 
ſittlichen Erwerbes teilweiſe ſeinen Lebensunterhalt bezogen und 
ihnen durch Duldung des Betriebes in ſeiner Wohnung aus Eigen⸗ 
nutz für ihr unzüchtiges Gewerbe Schutz gewährt. 

Die Rev. des Angekl. ift begründet. 

Nach der neuen Faſſung des § 180 GIGB. gilt gem. Abſ. 2 
auch die Unterhaltung eines bordellartigen Betriebes als Kuppelei. 
Die Tat des Angekl. kennzeichnet ſich nach den Feſtſtellungen des 
angefochtenen Urteils als Unterhaltung eines bordellartigen Be⸗ 
triebes. Sie muß daher nach dieſem ſpeziellen Geſetz beurteilt 
werden. Die frühere Meinung, daß § 181 a StGB., die kupp⸗ 
leriſche Zuhälterei, gegenüber der Kuppelei des 8 180 StB. das 
ſpeziellere Geſetz ſei, trifft in jedem Falle jetzt nicht mehr zu. Wer 
einen bordellartigen Betrieb unterhält, bezieht immer von den 
Frauensperſonen des Bordells unter Ausbeutung ihres unſittlichen 
Erwerbes ganz oder teilweiſe ſeinen Lebensunterhalt und ſchützt 
und fördert ſie in bezug auf die Ausübung ihres unzüchtigen Ge⸗ 
werbes durch Gewährung der Wohnung oder in ſonſtiger Weiſe 


ſchädigen, fo kann darin, daß er, um die Früchte feines Vorgehens 
genießen zu können, den Beamten des Werkes dieſe Tatſache ver⸗ 
ſchweigt, kein neuer Willensakt geſehen werden. Infolgedeſſen befindet 
ſich das OLG. mit ſeiner Anſicht im Recht, daß im vorliegenden Fall 
neben dem Vergehen gegen das RGeſ. v. 9. April 1900 ein Betrug 
als vorliegend nicht angenommen werden kann und daher die Be⸗ 
ſtrafung lediglich nach dem Reichsgeſetz zu erfolgen hat. 
RA. Dr. Robert Kauffmann, Berlin. 


Zu 12. Dem Urteil kann m. E. nicht beigeſtimmt werden. Der 
Satz „Als Kuppelei gilt insbeſ. die Unterhaltung eines Bordells 
oder bordellartigen Betriebes“ ($ 180 Abſ. 2 StGB.) iſt von dem 
§ 16 des Gef. z. Bek. der Geſchlechtskrankh. v. 18. Febr. 1927 in 
das StGB. eingefügt worden, um klarzuſtellen, daß auch die Unter⸗ 
haltung polizeilich konzeſſionierter Bordelle ſtrafbare Kuppelei iſt. 
Der Satz hat aber nicht die ihm vom OLG. Hamburg beigemeſſene 
Bedeutung, daß überall da, wo ein bordellartiger Betrieb vorliegt, 
nur die Strafbeſtimmung des § 180 in Frage kommt. Bis zur lex 
Heinze v. 25. Juni 1900 konnte jeder Zuhälter nur wegen Kup⸗ 
pelei beſtraft werden. Das Geſetz von 1900 ſchuf ſtatt deſſen den 
beſonderen Zuhältereitatbeſtand des § 181 a, um das ſozial ge⸗ 
fährliche Zuhältertum als ſolches zu treffen. Dies iſt insbeſ. da⸗ 
durch zum Ausdruck gelangt, daß im Geſetzestext das Wort „Zu⸗ 
hälter“ in Klammern eingefügt worden iſt. Damit iſt geſagt, daß 
als Täter nur ein Mann in Frage kommt, der zu der Frauens⸗ 
perſon eine gewiſſe Zeitdauer hält, der alſo durch perſönliche 
mehr oder weniger auf Lebensgemeinſchaft abgeſtellte Beziehungen 
mit ihr verbunden iſt (vgl. Olshauſen, Komm., 11. Aufl., 
Bd. 1 S. 815). Ein Zahnarzt, der einer Dirne beſonders hohe 
Rechnungen ſchreibt, it deswegen noch nicht Zuhälter. Es unter⸗ 
liegt keinem Zweifel, daß das Gef. v. 18. Febr. 1927 die Be⸗ 
kämpfung des Zuhältertums als ſolchen nicht abſchwächen wollte. 
Das wäre aber der Fall, wenn jeder unter Unterhaltung perſön⸗ 
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(8 181 a StGB.). Wenn der Geſetzgeber die Unterhaltung eines 
bordellartigen Betriebes in § 180 Abſ. 2 beſonders unter Strafe 
geſtellt hat, iſt nunmehr dieſe Strafbeſtimmung die beſondere Be⸗ 
ſtimmung für alle Halter eines bordellartigen Betriebes. Der 
Angekl. iſt durch die Anwendung des $ 181 a StGB. beſchwert. 
Es iſt mit der Möglichkeit zu rechnen, daß er eine geringere Strafe 
erhält, wenn ſeine Tat aus 8 180 StGB. beurteilt wird. Mit 
dieſer Möglichkeit iſt um ſo eher zu rechnen, als die Haltung 


bordellartiger Betriebe bis vor einigen Jahren noch öffentlich ge⸗ 


duldet, 
wurde. 
(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 15. Okt. 1928, R II 273/23.) 
Mitgeteilt von Senpräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 
* 

13. 89 185, 193 Sta B. 

1. Der Wahrheitsbeweis iſt auch im Falle des 8 185 
StGB. erheblich. Seine Erhebung iſt jedoch überflüſſig, 
wenn die Freiſprechung jedenfalls aus 8 193 StGB. folgt. 

2. Begriff der Formverletzung. 5) 

Der Angekl. iſt wegen Beleidigung des Privatkl. vom CG. 
verurteilt worden. 

Der Privatkl. und der Angehl. haben Reviſion eingelegt. 

Den Gegenſtand des Beleidigungsverfahrens bildet ein Brief, 
welchen der Angekl. dem Privatkl. geſchrieben hat. Anlaß zu dieſem 
Brief war ein Zuſammenſtoß geweſen, welchen der Privatkl. mit 
einem anderen Herrn bei einem Feſte der Deutſch-Mexikaniſchen 
Vereinigung gehabt hatte. 

Über die Vorgänge bei dieſem Feſte hat der Privatkl. am 
27. Sept. 1926 dem Vorſtand des Deutſch⸗Mexikaniſchen Vereins 
einen Brief geſchrieben, in welchem er ſeine militäriſche Vergangen⸗ 
heit und ſeine perſönlichen Verhältniſſe darlegt und insbeſ. darauf 
hinweiſt, daß er im deutſchen Militärverhältnis Rittmeiſter a. D. 
ſei, verſchiedene Orden ſein eigen nenne, und zwar an ausländi⸗ 
ſchen Orden den lettländ. Bärentöterorden für Tapferkeit, das 
Offizierskreuz des Schwarzen Sternes der franz. Ehrenlegion u. a. m., 
und daß er den akademiſchen Grad eines Dr. phil. beſize. In dem 
Brief geht der Privatkl. dann weiter auf die Einzelheiten der 
Vorgänge gelegentlich des Feſtes im Uhlenhorſter Fährhaus ein 
und ſucht ſeine Stellung zu rechtfertigen. Nachdem auf dieſen Brief 
die Vorſtandsmitglieder der Deutſch⸗Mexikaniſchen Vereinigung, 
darunter auch der Angell., ſich über die Angelegenheit beſprochen 
hatten, war der Vorſtand der Anſicht, daß nach allem, was er über 
den Privatkl. in Erfahrung gebracht habe, Wert darauf gelegt wer⸗ 
den müſſe, den Privatkl. künftig von allen Veranſtaltungen des 
Vereins fernzuhalten. Daraufhin hat der Angekl. im Auftrage des 
Vorſtandes den den Gegenſtand des Beleidigungsverſahrens bildenden 
Brief v. 1. Okt. 1926 an den Privatkl. geſchrieben. 

Das LG. hat den Brief v. 1. Okt. 1926 zutreffend gewürdigt, 
indem es ausführt, daß in ihm drei Tatſachen beleidigenden In⸗ 


alſo keineswegs als ein ſchweres Vergehen angeſehen 


licher Beziehungen zu den Dirnen geübte bordellartige Betrieb 
den Zuhälter von der ſtrengeren Strafe des 8 181 a freiſtellen 
würde. Der Standpunkt des OL h. Hamburg wäre nur dann 
richtig, wenn jeder Unternehmer eines bordellartigen Betriebes 
begriffsnotwendig als Zuhälter zu betrachten wäre. Letzteres trifft 
aber dann nicht zu, wenn jene perſönlichen Beziehungen der ge⸗ 
kennzeichneten Art fehlen. Auf der anderen Seite iſt es nicht rich⸗ 
tig, daß mit jedem bordellartigen Betrieb eine Ausbeutung der 
Dirnen verbunden iſt. Es genügt vielmehr Eigennutz oder Ge⸗ 
wohnheitsmäßigkeit (ogl. das im MBliV. 1929 Nr. 3 S. 83 ab⸗ 
gedruckte Urt. des NÖ. v. 22. Nov. 1928, 3 D 624/28). 
KG. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Zu 13. Die Entſch. berührt eine Anzahl grundlegender Fragen 
des Beleidigungsrechts. 

1. Kann der Wahrheitsbeweis die Strafbarkeit auch im Falle 
des 8 185 beſeitigen? Für die bejahende Anſicht ſind neben den 
vom OLG. Zitierten insbeſ. Binding, Lehrb., 2. Aufl., S. 147, 
und v. Liſzt⸗Schmidt, 897 1 zu nennen. Dieſe Anſicht iſt un⸗ 
bedingt richtig; es würde häufig zu unannehmbaren Ergebniſſen 
führen, wenn es gerade bei einer unter vier Augen gefallenen 
Außerung auf Wahrheit oder Unwahrheit nicht ankäme (ogl. auch 
$ 320 II Entw. 27). Das OLG. läßt die Entſch. leider offen. 

2. Darf das Gericht den Wahrheitsbeweis dann abſchneiden, 
wenn es auch im Falle feines Mißlingens auf Grund des 8 193 
freiſprechen will? Das OLG. bejaht mit der Begründung, uner⸗ 
hebliche Beweiſe ſeien nicht zu erheben; es ſei ein „allgemein gül⸗ 
tiger Grundſatz, daß ohne weitere Beweisaufnahme im Prozeß eine 
Entſch. ergehen muß, wenn die Prozeßlage es geſtattet“. M. E. 
läßt dieſe Frage ſich durchaus nicht ſo eindeutig beantworten, wie 
es hiernach ſcheinen könnte. Es gibt vielmehr Fälle, in denen eine 
Beweisaufnahme ſtattfinden muß, obgleich bereits feſtſteht, daß fie 
an dem Urteilsſpruch der Form nach nichts ändern kann (vgl. 
hierüber meine Anm. JW. 1928, 2725 24 unter III 1). Aber eben 
auch nur der Form nach; darauf kommt es an. Ob jemand frei⸗ 
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halts über den Privatkl. behauptet würden und daß weiter zwei 
Werturteile über ihn in ihm enthalten ſeien. An Tatſachen iſt be⸗ 
hauptet, daß der Privatkl. von einer deutſch⸗ruſſiſchen Formation 
übergelaufen ſei, daß er gegen Deutſche als feine eigenen Lands⸗ 
leute gekämpft und daß er eine franz. Kriegsdekoration ange⸗ 
nommen habe. Ferner ſind folgende Werturteile beleidigenden In⸗ 
halts in dem Briefe enthalten: Das Erſcheinen des Privatkl. im 
Kreiſe der Deutſch⸗Mexikaniſchen Vereinigung bedeute eine ſchwere 
Beleidigung und eine ſcharfe Herausforderung aller Mitglieder der 
Vereinigung, und der Privatkl. gehöre nicht in dieſen Kreis, 
dem überwiegend Deutſche und durchweg anſtändig denkende Per⸗ 
ſönlichkeiten angehörten. Dieſe beiden Außerungen haben die Be⸗ 
deutung, daß der Privatkl. in den Augen der Mitglieder der 
Deutſch⸗Mexikaniſchen Vereinigung eine minderwertige und nicht 
anſtändige Perſönlichkeit ſei. 

„Da der Brief nur an den Privatkl. geſchrieben, ſonſt aber 
nicht verbreitet worden ift, fo kann es ſich nur um eine Beleidi⸗ 
gung nach $ 185 StGB. handeln. 

Es iſt in der Rechtswiſſenſchaft ftreitig, ob in ſolchem Falle 
der Beleidigung nach 8 185 StGB. der Beweis der Wahrheit der 
behaupteten Tatſachen und der Richtigkeit des ausgeſprochenen 
Werturteils ſtraflos macht, oder ob die Erweislichkeit nur für die 
Strafbemeſſung von Einfluß iſt. Die herrſchende Anſicht (Eber⸗ 
mayer (3) § 190, Frank (17) 8 192) nimmt erſteres an. Auch 
wenn man ihr mit dem LG. nicht folgt, war es jedenfalls danach 
nicht unzutreffend, wenn das LG., da es den Angel. verurteilt 
hat, auf den Wahrheitsbeweis mit Rückſicht auf die Strafbemeſſung 
eingegangen iſt. Freilich hätte die Beweiserhebung auf die in dem 
Briefe v. 1. Okt. 1926 zur Stützung des Werturteils aufgeſtellten 
drei Behauptungen beſchränkt werden follen (vgl. NESt. 55, 129 
bis 133; Olshauſen, 11. Aufl., Bd. 1 S. 864 Anm. 9). 

Auf dieſen Beweis wäre nicht einzugehen geweſen, wenn das 
BG. auf Grund des 8 193 StÖB. zu einer Freiſprechung des 
Angehl. gelangt wäre. Denn der Beleibiger hat nach dem geltenden 
Recht keinen Anſpruch darauf, daß zunächſt geprüft wird, ob ſeine 
Behauptungen wahr ſind und erſt dann darüber entſchieden wird, 
ob der Rechtfertigungsgrund des 8 193 StGB. vorliegt. Auch 
dies iſt freilich beſtritten (f. Liepmann: Aſchaffenburgs Monats⸗ 
ſchrift 1926, 380), es folgt aber aus dem allgemein gültigen Grund⸗ 
ſatz, daß ohne weitere Beweisaufnahme im Prozeß eine Entſch. er⸗ 
gehen muß, wenn die Prozeßlage es geſtattet. Unerhebliche Beweiſe 
ſind nicht zu erheben. Das gilt mangels einer Ausnahmevorſchrift 
auch für den Beleidigungsprozeß. 

Da das Revo. zur Freiſprechung gelangt, fo bedarf es danach 
eines Eingehens auf den vom LG. über die Behauptungen des 
Angehl. erhobenen Wahrheitsbeweis nicht. 

Die Freiſprechung des Angekl. hatte auf Grund des $ 193 
SGB. zu erfolgen. Der Privatkl. hatte in feinem Briefe v. 
2. Sept. 1926 feine Perſönlichkeit in helles Licht geſtellt. Ob der 
Angekl. beim Schreiben ſeines Briefes v. 1. Okt. 1926, der die 


geſprochen wird, weil er geiſteskrank iſt oder weil er in Notwehr 
gehandelt hat oder weil er nicht der Täter iſt, das iſt eben nur der 
Form, nicht dem ſachlichen Gehalt nach dasſelbe. Und das Straf⸗ 
urteil hat ſeine Aufgabe nicht vollſtändig erfüllt, wenn es ſich damit 
begnügt, der Form gerecht zu werden. Das tritt bei der Beleidigung 
nur beſonders deutlich hervor. Viel wichtiger als die Anwendbar⸗ 
keit des § 193 iſt den Beteiligten ſehr oft die Frage des Wahr⸗ 
heitsbeweiſes. § 193 enthält eine Begünſtigung des Beleidigers, die 
Geſtaltung des Wahrheitsbeweiſes in 8 186 eine ſolche des Be⸗ 
leidigten (fo beſonders Engelhard: z. B. Mit FARB, NF., Bd. 2, 
1927, 158; vgl. freilich über die entgegengeſetzte Tendenz Ernſt W. 
Roth, Die materiellrechtliche und prozeſſuale Bedeutung des In⸗ 
diskreditionsdelikts 1927, 51). Es erſcheint daher unbillig, nur 
der Anwendung der einen Vorſchrift Raum zu geben, anſtakt beide 
nebeneinander ſich auswirken zu laſſen. Deshalb ift es begreiflich, 
daß Urteile, die mit Hilfe des 8 193 den Wahrheitsbeweis um⸗ 
gehen, in der Offentlichkeit meiſtens als unbefriedigend empfunden 
werden, ohne daß der Grund hierfür immer in einem enttäuſchten 
Senſationsbedürfnis zu erblicken iſt. Aber auch ſtreng juriſtiſch 
ſind derartige Urteile kaum haltbar. Das OLG. erwähnt als 
Gegner ſeiner Auffaſſung nur Liepmann. Es hätte z. B. noch 
Frank, II zu 8 193, der die Gegenmeinung als „ſelbſtverſtänd⸗ 
lich“ bezeichnet, und Binding a. a. O. S. 153 zu 1 nennen 
können. Rein dogmatiſch betrachtet kommt es darauf an, wie man 
die Unwahrheit in 8 186 und wie man den 8 193 Konſtruktiv 
bewertet. Wenn mau, was wohl am richtigſten iſt, die Unwahrheit 
materiell als Tatbeſtandsmerkmal des § 186 anſieht (jo Frank, 
III zu 8 186), die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aber mit 
Liepmann gegen die herrſchende Lehre nur als Entſchuldigungs⸗ 
grund auffaßt, dann iſt es klar, daß man nicht einen Entſchuldi⸗ 
gungsgrund durchgreifen laſſen kann, bevor der Deliktstatbeſtand 
feſtgeſtellt iſt. 

Es bedarf kaum der Betonung, daß der hier vertretene Stand⸗ 
punkt ſeine Berechtigung nur dem geltenden Rechtszuſtand entnimmt. 
Sobald man eine Klage auf Feſtſtellung der Unwahrheit einer Be⸗ 
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Erwiderung auf jenen Brief bildete, wußte, daß manches in dem 
Brief des Privatkl. unrichtig oder wenigſtens zweifelhaft war, ſo 
z. B., daß der Privatkl. nicht im deutſchen Militärverhältnis, ſon⸗ 
dern nur in der baltiſchen Landeswehr Rittmeiſter geweſen iſt; daß 
er den Doktorgrad in Frankreich erworben hat, alſo kaunt be⸗ 
rechtigt war, ſich in der in Deutſchland üblichen Weiſe Dr. phil, 
zu nennen, kann dahingeſtellt bleiben. Schon die Aufzählung der 
deutſchen Kriegsorden, in einer Reihe mit lett. und einem franz. 
Orden, mußte in gegenwärtiger Zeit auffallend erſcheinen. Dazu 
kamen die Ergebniſſe der Erkundigungen, die der Vorſtand über 
en Privatkl. eingezogen hatte und die der Vorſtand für zutreffend 
halten konnte und gehalten hat und die der Angekl. dann in der 
Antwort auf den Brief des Privatkl. wiedergegeben hat. Wäre 
jener Brief des Privatkl. nicht vorangegangen, ſo wären berechtigte 
Zweifel geltend zu machen, ob der Angekl. mit ſeinem Briefe be⸗ 
rechtigte Intereſſen wahrgenommen oder Rechte verteidigt hat. Jenem 
Brief gegenüber war jedoch Anlaß genug, nunmehr das Verbot an 
den Privatkl., die Veranſtaltung der Deutſch⸗Mexikaniſchen Ver⸗ 
einigung zu beſuchen — an ſich ſchon eine kränkende Maßnahme —, 
ausführlich zu rechtfertigen und zu begründen. Ein ſolcher Schritt 
gegenüber einer Perſönlichkeit, die ſich ihrer Verdienſte, die zum 
Teil zweifelhaft erſchienen, und ihrer Auszeichnungen erheblich 
und ſogar etwas großtueriſch gerühmt hatte, durfte mit triftigen 
Gründen gerechtfertigt werden. Wenn unter dieſen Umſtänden das 
LG. die Frage der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen im vor⸗ 
liegenden Falle bejaht hat, ſo iſt darin ein Rechtsirrtum nicht zu 
befinden. Ob Intereſſenwahrnehmung vorliegt, entſcheidet ſich nach 
dem Zwecke des Handelns. Die Rſpr. hat in letzter Zeit ſtändig 
angenommen (ſiehe die von dem LG. zutreffend angeführten Entſch.: 
JW. 1927, 902, 796), daß für die Anwendung des 8 193 StGB. 
allein der Zweck der Außerung entſcheidend ſei und dieſe Anwendung 
nicht ausgeſchloſſen werde, wenn der Handelnde mit dem Zweck 
der Intereſſenwahrnehmung zugleich die Abſicht der Beleidigung 
verband; daß vielmehr, wenn das erſtere Ziel der Handlung bejaht 
werde, die Beleidigungsabſicht zurückzutreten habe und Beſtrafung 
nur erfolgen könne, wenn das Vorhandenſein der Beleidigung aus 
der Form oder den Umſtänden hervorgehe. Die Frage, welches 
Ziel der Täter verfolgt, iſt tatſächlicher Natur. Das LG. bejaht 
die Zweckverfolgung der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, und 
dieſe tatſächliche Feſtſtellung iſt mit der Reviſion nicht angreifbar. 

Ohne Rechtsirrtum hat das LG. verneint, daß hier aus den 
Umſtänden das Vorhandenſein einer Beleidigung hervorgehe. Da⸗ 
gegen hat es angenommen, daß dieſe Beleidigungsabſicht aus der 
Form der Außerung hervorgehe. Der Angekl. habe geſchrieben: es 
könne dem Privatkl. feine eigene Vergangenheit nicht unbekannt 
ſein, er habe alſo ſelbſt wiſſen müſſen, daß ſein Erſcheinen im 
Kreiſe der Deutſch⸗Mexikaniſchen Vereinigung eine ſchwere Be⸗ 
leidigung und eine ſcharſe Herausforderung ſämtlicher Mitglieder 
bedeuten mußte; da er den traurigen Mut gehabt habe, dieſe 
Klare Folgerung nicht zu ziehen, werde ihm mitgeteilt uſw.; ferner: 
eine Perſon, die ſich nicht geſchämt habe, eine franzöſiſche 
Kriegsdekoration anzunehmen, gehöre nicht in einen Kreis, dem 
überwiegend Deutſche und durchweg anſtändig benkende Perſönlich⸗ 
keiten angehören. In den beiden Ausdrücken „trauriger Mut“ 
und „geſchämt“ erblickt das BG. eine Überſchreitung der zuläſſigen 
Form, indem es ausführt, der Angekl. ſei ein angeſehener Kauf⸗ 
mann von Bildung, dem die Pflege und Innehaltung der Form 
guter Sitte und Geſellſchaft weſentliches Bedürfnis ſei; wenn eine 
ſolche Perſönlichkeit fi folder Wendungen wie der beiden ge⸗ 
nannten bediene, ſo überſchreite er bewußt die Form, und zwar 
geleitet von der Abſicht, damit den Gegner zu beleidigen. 

Es iſt zwar richtig, daß in der dem RG. folgenden herrſchen⸗ 
den Rſpr. die Formverletzung als ein Beweisgrund für die zur Be⸗ 
ſtrafung erforderliche Abſicht der Beleidigung angeſehen wird, wenn 
auch gewichtige Gründe (.. Weber: JW. 1927, 2673 und die dort 
Angeführten) dafür ſprechen, daß die Formverletzung ſelbſt Tak⸗ 
beſtandsmerkmal und nicht lediglich Beweisgrund für eine feſtzu⸗ 
ſtellende Abſicht bildet. Allein auch wenn man der Rſpr. des RG. 
folgt, ſo iſt die Vorausſetzung für die Feſtſtellung der Beleidi⸗ 
gungsabſicht doch die Erkenntnis und Feſtſtellung, daß eine Form⸗ 
verletzung objektiv vorliegt. Unter Verletzung der Form wird in 
ſtändiger und kaum beſtrittener Rſpr. verſtanden, daß der auszu⸗ 


hauptung o. dgl. zuläßt, ändert ſich das Bild. Andernfalls aber geht 
es nicht an, dem Beleidigten die einzige Möglichkeit der Recht⸗ 
fertigung zu nehmen. 
0 3. Die Ausführungen zu $ 193 find zutreffend. Das LG. hat 
in der Tat Form und Inhalt der Außerung nicht genügend ge⸗ 
trennt. Die neuere Rſpr. geht, wie insbeſ. Weber: JW. 1927, 
2671 ff. gezeigt hat, in der Zulaſſung kräftiger Redewendungen mit 
Recht ziemlich weit (vgl. auch Mattil, Die Wahrnehmung be⸗ 
recht. Intereſſen durch die Preſſe 1929, 57 ff.). — Richtig iſt auch, 
daß die Feſtſtellung des vom Täter verfolgten Zweckes in der Regel 
irreviſibel, dagegen die Feſtſtellung, der Täter habe in der Form 
feiner Außerung gefehlt, reviſibel iſt. 
. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 
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drückende Gedanke in ein ſprachliches Gewand gekleidet, in eine 
Ausdrucksweiſe gefaßt wird, welche in unnötiger Weije den Gedanken, 
der ausgeſprochen werden ſoll, verſchärft wiedergibt. Bei der Prü⸗ 
fung, ob die Form verletzt iſt, kommt es alſo zunächſt darauf an, feſt⸗ 
zuſtellen, ob der Gedanke, dem Ausdruck verliehen werden ſoll, nach 
objektivem Maßſtabe in einer Art und Weiſe wiedergegeben iſt, 
die von der gewöhnlichen ſprachlichen Ausdrucksweiſe abweicht. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo verwechſelt, wer eine Formverletzung den⸗ 
noch bejaht, die Form mit dem Inhalt. Das iſt hier geſchehen. 
(Wird ausgeführt.) Wenn der Angekl. jenem Gedanken Ausdruck 
geben wollte, ſo konnte es nicht wohl in anderer Form geſchehen, 
als daß er den Ausdruck, er habe ſich nicht „geſchämt“, gebrauchte. 
Der Ausſpruch dieſes Gedankens ſteht nach der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung des LG. inhaltlich unter dem Schutze des § 193 StGB. 
Wenn alſo der Inhalt dieſer Außerung hiernach ſtraflos war, ſo 
war es auch der dem Gedanken ſelbſt lediglich entſprechende wörtliche 
Ausdruck. Ebenſo ſteht es um den Ausdruck „trauriger Mut“. 
Offenbar wollte der Angehl. ausdrücken, der Privatkl. habe mit 
feinem Erſcheinen auf der Verauſtaltung der Deutſch⸗Mexikaniſchen 
Geſellſchaft etwas Ungewöhnliches unternommen, er habe etwas ris⸗ 
kiert, gewagt, es ſei eine Kühnheit geweſen oder dergleichen. Dieſen 
Gedanken mit dem weitverbreiteten Ausdruck „trauriger Mut“ zu 
bezeichnen, war keine Belaſtung dieſes Gedankens mit einer unge⸗ 
wöhnlich ſcharfen Einkleidung. Das Wort „traurig“ iſt nichts weiter 
als der Ausdruck, daß der „Mut“ in dieſem Falle bedauerlich ge⸗ 
weſen ſei. Auch hier kann eine Formverletzung nicht gefunden 
werden. Nicht die Formen der Äußerungen find ſcharf, ſondern der 
Inhalt des Briefes. Da dieſer letztere vom BG. als zulaſſig, der 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen dienend, beurteilt iſt, ſo er⸗ 
gab ſich daraus die Strafloſigkeit des Angekl. Es iſt nicht zutreffend, 
daß das RevG. in der Frage, ob der Täter in der Form gefehlt 
hat, an die tatſächliche Feſtſtellung der Beleidigungsabſicht durch das 
BG. gebunden wäre; denn dieſe Feſtſtellung ſetzt voraus, daß der 
Tatrichter in bezug auf die Form von zutreffenden Rechtsanſchau⸗ 
ungen ausgegangen iſt. Was eine Formverletzung i. S. des § 193 
iſt, gehört nicht der tatſächlichen Feſtſtellung, ſondern, ſoweit der 
Begriff der Form in Frage iſt, der rechtlichen Beurteilung an, und 
es entſpricht ſtänd. Rſpr., daß dieſe Frage vom Rev. nachgeprüft 
und anders als vom Tatrichter entſchieden wird (. RG.: JW. 
1927, 902). 
(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 10. Jan. 1929, RP 69/28.) 
Mitgeieilt von SeuPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 
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70 § 360 Ziff. 11 StGB. Zum Begriffe „ungebühr⸗ 
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Der Reviſion kann freilich nicht fo weit gefolgt werden, daß 
durch die Feſtſtellung des AR., daß es ſich um eine dringende 
Reparatur eines dem öffentlichen Verkehr dienenden Autos gehandelt 
habe, die Annahme der Ungebührlichkeit ſchon als unrichtig dar⸗ 
getan ſei. Aber immerhin muß dieſe Feſtſtellung des AR., zumal 
i. Verb. m. der weiteren Feſtſtellung, der Angekl. habe gewußt, daß 
die angeordnete Reparatur nicht ohne lauten Lärm abgehen konnte, 
Bedenken gegen die Annahme der Ungebührlichkeit erwecken. Aus 
dem Zuſammenhange der Urteilsdarſtellung muß man entnehmen, 
daß der Angekl. ſich in feinen Gewerbe mit Autoreparaturen be⸗ 
faßte. Es iſt nun davon auszugehen, daß im allgemeinen der Lärm, 
der mit dem Betriebe eines geſetzlich erlaubten oder von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde genehmigten Gewerbes notwendigerweiſe ver⸗ 
bunden iſt, nicht ungebührlich iſt. Es wäre daher zu prüfen ge⸗ 
weſen, ob der Lärm etwa nicht notwendig oder vermeidbar war. 
Jusbeſ. wäre dazu feſtzuſtellen geweſen, ob die Reparatur notwen⸗ 
digerweiſe gerade zur Nachtzeit vorgenommen werden mußte, oder 
ob ſie auch zu einer Zeit hätte vorgenommen werden können, zu 
der nicht die Nachtruhe der Nachbarſchaft geſtört wurde, ferner, ob 
die Arbeiten gerade auf dem Hofe des Angekl. ausgeführt werden 
mußten, oder ob ſie auch an einem anderen Orte hätten ausgeführt 
werden können, wo fie nicht ruheſtörend wirkten, ferner, ob alle 
Vorkehrungen getroffen worden ſind, um den Lärm nach Möglich⸗ 
keit zu verringern, oder ob derartige Vorkehrungen unterlaſſen 
worden ſind. Es wäre auch darauf einzugehen geweſen, in welcher 
Gegend das Grundſtück, auf dem der Lärm verurſacht worden iſt, 
liegt, ob in einer Fabrikgegend, in der derartiger Lärm üblich iſt, 
oder in einer Villen⸗ oder ähnlichen Gegend, in der der nächtliche 
Lärm beſonders ſtörend empfunden wird. Schließlich konnte auch 
noch in Betracht kommen, ob, wenn der Angehl. die Reparatur 
nicht ohne ruheſtörenden Lärm ausführen konnte, die Reparatur in 
einem anderen Betriebe ohne ſolchen ruheſtörenden Lärm hätte aus⸗ 
geführt werden können und der Angekl. die Übernahme der Arbeit 
daher hätte ablehnen muüſſen. 


(OLG. Hamm, StrSen., Urt. v. 1. Juni 1929, S 123/29.) 
Mitgeteilt von Sen Präſ. Dr. Cullmann, Hamm. 
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Karlsruhe. 

15. § 180 StGB. Vorausſetzungen für die Unter- 
haltung eines Bordellbetriebs. 7 

Die Angell. betreiben eine Wirtſchaft. Während der Stunden 
des regelmäßigen Wirtſchaftsbetriebs, d. i. von etwa 9 Uhr vormit⸗ 
tags bis zum Eintritt der Polizeiſtunde, beſuchen neben anderen 
Gäſten auch Dirnen die Wirtſchaft. Wenn dieſe beſetzt iſt, machen 
die Dirnen ungefähr ein Viertel der Gäſte aus. Sie kommen in 
unauffälliger Kleidung, im Straßenkleid, und laſſen ſich gegen 
Bezahlung zu gleichen Preiſen wie andere Gäſte Speiſen und Ge⸗ 
tränke verabfolgen. Macht ſich eine der Dirnen durch ihr Ver⸗ 
halten irgendwie auffällig bemerkbar, wird ſie aus der Wirtſchaft 
gewieſen. Im übrigen benehmen ſich die Dirnen durchaus wie die 
anderen normalen Gäſte. Es kommt vor, daß männliche Gäſte ſich 
zu Dirnen an den gleichen Tiſch ſetzen und mit dieſen in unauffällis 
ger Weiſe Verabredungen über Unzuchtsverkehr und Unzuchtspreis 
treffen, ohne daß dies letztere im einzelnen Fall den Angekl. er⸗ 
kennbar wird. Zu einem unzüchtigen Verkehr ſelbſt iſt es ſeit der 
Beſtrafung der Angekt., Ehefrau A., im Nov. 1927 weder in den 
Wirtſchaftsräumen, noch im Hof der Wirtſchaft, noch in den ſon⸗ 
ſtigen der Verfügung der Angel. unterſtehenden Räumen des Hauſes 
gekommen. 

1. Auf den Tatbeſtand von 8 180 Abſ. 2 StGB. i. d. Faſſ. 
von 8 16. Abſ. 1 Geſchter . v. 18. Febr. 1927 (Nc Bl. L. 61) iſt 
die Reviſion ſelbſt nicht mehr zurückgekommen. Sie konnte es 
auch nicht mit Erfolg. Die Unterhaltung eines „Bordells“ i. S. jener 
Beſtimmung lag ſchon deshalb nicht vor, weil es an dem hierfür 
erforderlichen wirtſchaftlichen Abhängigkeitsverhältnis der Dirnen zu 
den Angelil. und an der Ausübung der Unzucht in den der Ver⸗ 
fügung der Augekl. unterſtehenden Räumen ſelbſt fehlte. Für die 
Unterhaltung eines „bordellartigen“ Betriebs aber iſt weſentlich, daß 
der Haus⸗ oder Wohnungsinhaber in nach außen erkennbarer Weiſe 
den mehreren ſich bei ihm zum Zwecke des gewerbsmäßigen Un⸗ 
zuchttreibens an Ort und Stelle bereit haltenden Perſonen nicht 
nur vorübergehend und gelegentlich, ſondern für eine gewiſſe Zeit⸗ 
dauer regelmäßig in irgendeiner Form zur Förderung des Unzucht⸗ 
treibens behilflich und entweder ſelbſt an den aus dem Unzucht⸗ 
treiben erzielten Erträgniſſen irgendwie beteiligt iſt oder auch ohne 
eine ſolche Beteiligung gewohnheitsmäßig handelt (RES. 62, 339 ff., 
341 ff.; Komm. von A. Hellwig, Gef. z. Bekämpfung der Ges 
ſchlechtskrankheiten, S. 315 f.; Schäfer ⸗ Lehmann, dasſelbe 
©. 197/8). Zu verlangen wäre daher hier vor allem, daß die Angehl. 
den Dirnen mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit Räume zum Un⸗ 
zuchttreiben zur Verfügung gehalten haben. Die Streb. hat aber 
gerade die gegenteilige Feſtſtellung getroffen. Vom Standpunkt 
ihrer tatſächlichen Feſtſtellungen hat ſie daher mit Recht die Unter⸗ 
haltung eines bordellartigen Betriebs verneint. 

2. Die Reviſion wendet ſich vor allem dagegen, daß die 
Stra. den Tatbeſtand von § 180 Abſ. 1 StGB. nicht als gegeben 
angeſehen hat. Sie hält ein Vorſchubleiſten zur Unzucht „durch 
Vermittlung“ gegen die Angekl. als gegeben. Aber auch dieſer An⸗ 
griff konnte bei den eng begrenzten tatbeſtändlichen Feſtſtellungen 
der Stra. keinen Erfolg haben. Die bloße Tatſache, daß die Dir⸗ 
nen vermöge ihrer Wirtſchaftsbeſuche bei den Angekl. die Möglich⸗ 
keit hatten, mit männlichen Perſonen ſich über die — feſt⸗ 
geſtelltermaßen außerhalb der den Angell. zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Räume vorzunehmende — Unzucht, ſowie über die Preiſe hierfür 
zu verabreden, erfüllt das Tatbeſtandsmerkmal des Vorſchubleiſtens, 


Zu 15. Das Urteil beſchäftigt ſich mit dem Begriff des „bordell⸗ 
artigen Betriebes“ (8 180 II Steg.), der „Vermittlung von Ge⸗ 
legenheit“ (8 180 I StchB.) und dem „Sonſt förderlich ſein“ in 
bezug auf die Ausübung des unzüchtigen Gewerbes (8 181 a J 
StGB.). Dieſe drei Merkmale werden im vorliegenden Falle verneint. 

1. Es erſcheint richtig, daß zu einem bordellartigen 
Betrieb das bloße Dulden des Zuſammenkommens von Dirnen mit 
Männern ſeitens des Wirtes nicht genügt, wenn ſie Unzuchtshandlungen 
nur außerhalb der Räume des Wirtes vornehmen dürfen. Es kann 
dabei dahingeſtellt bleiben, ob die aus RGSt. 62, 339 entnommene 
etwas ſchwülſtige Begriffsbeſtimmung des bordellartigen Betriebes 
in allen Stücken einwandfrei iſt. Namentlich iſt die Wendung „in 
nach außen erkennbarer Weiſe“ und die Formulierung „für eine 
gewiſſe Zeitdauer“ zu beanſtanden. In letzterer Richtung genügt 
das Wort „regelmäßig“. Regelmäßiges Dulden der Unzucht 
mehrerer Perſonen an Ort und Stelle mit nicht individuell be⸗ 
ſtimmten Anderen erfüllt den Begriff, auch wenn der Wirt nicht 
nach außen Rundgibt, daß er jedem den unzüchtigen Verkehr 
an Ort und Stelle freigibt. Wirtſchaftliche Abhängigkeit der Dirnen 
vom Wirt gehört zum Begriff des bordellartigen Betriebes nicht. 

2. Die Vermittlung von Gelegenheit verlangt ein 
poſitives Tun. Das nimmt u. a. auch LRA $ 180 Nr. 4 anſcheinend 
an. Anders ſteht es mit dem hier nicht in Frage ſtehenden Merk⸗ 
mal der „Gewährung“ von Gelegenheit, die auch durch ein Dulden 
des Eintritts der Liebespaare in einen Nebenraum zu Unzuchts⸗ 
zwecken begangen werden kann. Das Urteil hat im vorliegenden 
Falle die Vermittlung mit Recht verneint, da kein poſitives Tun 


d. i. durch Vermittlung, noch nicht. Objektiv mag hierin ein Vor⸗ 
ſchubleiſten, d. i. eine objektiv günſtigere Geſtaltung der Bedingungen 
für die Unzucht (Olshauſen, Komm. z. StGB., 11. Aufl., 8 180 
Anm. 3), erblickt werden können. Das würde aber nicht ausreichen 
für die weiter erforderliche Feſtſtellung, daß die Angekl. gerade 
durch ihre Vermittlung dieſen Vorſchub geleiſtet haben. Dieſe 
Vermittlung würde vorausſetzen, daß die Angelel. mit Wiſſen und 
Wollen bezüglich der zur Ausübung im einzelnen Falle erforder⸗ 
lichen Perſonen günſtigere Vorausſetzungen geſchaffen haben, d. h. 
daß ihre Tätigkeik auf das Zuſammenbringen von Perſonen zur Un⸗ 
zucht gerichtet war, alſo die perſönliche Annäherung der betreffen⸗ 
den Perſonen zum Zwecke der Ausübung der Unzucht mit Wiſſen 
und Willen ermöglicht oder erleichtert hat (Olshauſen a. a. O., 
$ 180 Anm. 6). Wei der Auslegung dieſer Vorſchrift muß vor allem 
die Abſicht des Geſetzgebers bei der neuen Faſſung der Kuppelei⸗ 
beſtimmungen berückſichtigt werden. Dieſe ging dahin, auch Pro⸗ 
ſtituierten die Möglichkeit zu verſchaffen, den Weg in ein geord⸗ 
netes bürgerliches Leben zurückzufinden. Mit dieſem Gedanken 
wäre aber nicht in Einklang zu bringen, wenn der Wirt bei Ver⸗ 
meidung der ſtrafrechtlichen Verfolgung wegen Kuppelei rechtlich 
verpflichtet ſein ſollte, bei ihm ſich als unauffällige Gäſte auf⸗ 
führende Dirnen lediglich deshalb zurückzuweiſen, weil er ſie als 
Dirnen kennt und deshalb naturgemäß auch damit rechnen muß, 
daß ſie in der Wirtſchaft, ſei es auch in durchaus unauffälliger 
Weiſe, eine ſich bietende Gelegenheit zur Vereinbarung der Unzucht⸗ 
ausübung in ihrer Wohnung oder an einem ſonſtigen außerhalb 
ſeiner Räume gelegenen Orte benutzen. So wenig z. B. die 
ſtaatlichen Sicherheitsorgane aus Gründen der Sittlichkeitspoltzei 
Anlaß nehmen werden, gegen ihnen als ſolche bekannte Dirnen 
lediglich deshalb einzuſchreiten, weil dieſe ſich auf der Straße mit 
Herren in unauffälliger Form, ſei es auch über die Ausübung ge⸗ 
ſchlechtlicher Unzucht, verabreden, ſolange ſie nur durch ihr Verhalten 
im übrigen keinen Anſtoß i. S. 8 361 Ziff. 6 u. 6a StOL. in ſeiner 
jetzigen Faſſung auf Grund des $ 16 Ziff. III Geſchlorrcd. erregen, 
ebenſowenig iſt eine rechtliche Verpflichtung des Wirts zu einem 
Vorgehen gegen Dirnen durch Fortweiſung aus der Wirtſchaft unter 
dem Geſichtspunkte der Kuppelei anzuerkennen, unauffälliges und 
ordnungsgemäßes Verhalten der Dirnen in der Wirtſchaft vor⸗ 
ausgeſetzt. Ob die Beurteilung dann eine andere wäre, wenn die 
Angekl. den Dirnen etwa durch Gewährung von Badegelegenheit, 
Geſtattung des Friſierens, Schminkens u. dgl. regelmäßig bewußter⸗ 
maßen Gelegenheit geboten hätten, ſich zur Ausübung des Unzucht⸗ 
gewerbes herzurichten, kann mangels Tatbeſtandes dahingeſtellt 
bleiben. Das bloße Untätigbleiben der UngekL gegenüber dem 
Aufenthalte der Dirnen in ihrer Wirtſchaft kann demgemäß einer, 
eine gewiſſe pofitive Betätigung verlangenden Vermittlerkätigkeit 
i. S. § 180 Abſ. 1 StGB, rechtlich nicht gleichgeſtellt werden. Auch 
die von der Reviſion beſonders hervorgehobene Entſch. des RE. 
(RSS. 20, 201 ff.) führt zu keiner anderen rechtlichen Beurteilung. 
Das ſchon deshalb nicht, weil der jener Entſch. zugrunde gelegene 
Tatbeſtand dem veröffentlichten Urteilsauszug nicht klar und 
eindeutig zu entnehmen iſt. Nach der dem RGlUrt. zugrunde liegenden 
tatſächlichen Feſtſtellung haben die damaligen Angekl. ihre Wirt⸗ 
ſchaftsräumlichkeiten Dirnen unter der Vo rausſetzung „geöffnet“, 
daß die Dirnen daſelbſt von Herren zur Ausübung geſchlechtlicher 
Unzucht aufgefucht werden würden, und daß dies auch geſchehen ſei. 
Dieſe Wortfaſſung, insbeſ. bezüglich des Offnens, ſpricht dafür, 
daß eine poſitive Vermittlertätigkeit der damaligen Angekl. vor⸗ 
des Wirtes vorlag. Zu weitgehend iſt aber die Annahme, Ver⸗ 
mittlung verlange auch „Wiſſen und Wollen bezüglich der zur Aus⸗ 
übung im einzelnen Falle erforderlichen Perſonen“ bei Schaffung 
der günſtigeren Vorausſetzungen. Wenn der Wirt etwa vor dem 
Fortgehen einen Nebenraum zeigt, wo beliebige unter ſeinen 
jetzigen oder noch nachträglich dazukommenden Gäſten Unzuchts⸗ 
handlungen verüben können, ſo vermittelt er Gelegenheit, indem 
er mit Wiſſen und Wollen günſtigere Vorausſetzungen der Unzucht 
ſchaffte, jedoch ohne „Wiſſen und Wollen bezüglich der zur Aus⸗ 
übung im einzelnen Falle erforderlichen Perſonen“. 

3. Die Frage, ob eine kuppleriſche Zuhälterhandlung vorliegt, 
d. h. ob der Wirt, der in ſeinem Lokal die unauffällige Ver⸗ 
abredung von Dirnen mit Männern geduldet hat, gewohnheits⸗ 
mäßig oder aus Eigennutz einer Frauensperſon in bezug auf 
die Ausübung des unzüchtigen Gewerbes förderlich 
war, wird vom OLG. ebenfalls zutreffend entſchieden. Zwar iſt es 
nicht richtig, daß ein bloß paſſives Verhalten nicht ausreichen Könnte, 
Nicht nur das Dulden des Ehemanns gegenüber der Ehefrau kann 
pflichtwidrig fein und den $ 181 a SGB. erfüllen, auch ein paſſives 
Verhalten des Wirtes kann der Unzucht gewohnheitsmäßig förder⸗ 
lich fein. Aber mit Recht fordert das OLG. das Vorhandenſein von 
Beziehungen perſönlicher Art (d. i. eine perſönliche, nicht auf 
Einzelfälle beſchränkte, andererſeits nicht notwendig geſchlechtliche 
Verknüpfung) zwiſchen Täter und Dirne, die den Unzuchtsbetrieb be⸗ 
trifft (ogl. Olshanſenn 5 181 a Nr. 1). Solche Beziehungen 
waren hier nicht feſtgeſtellt. 


Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 
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lag. Wenn die dortigen Angekl., wie hier, lediglich den Dirnen 
als bloßen Gäſten wie anderen normalen Gäſten den Zutritt zur 
Wirtſchaft geſtattet hätten, hätte die Wiedergabe der katſächlichen 
Feſtſtellungen wohl einen anderen Ausdruck gefunden. 

Bei einem Vorſchubleiſten durch Gewährung oder Verſchaffung 
von Gelegenheit allerdings kann die Kuppelei nach 8 180 Abſ. 1 
StGB. unter beſonderen Umſtänden auch durch bloße Unterlaſſung 
begangen werden, nämlich dann, wenn der Unterlaſſende vermöge 
ſeiner beſonderen, insbeſondere in dem Familienrechte wurzelnden 
Stellung, z. B. als Ehemann, Elternteil gegenüber minderjährigen 
Kindern, zu einem die Vornahme der Unzucht hindernden Vor⸗ 
gehen rechtlich verpflichtet und tatſächlich in der Lage iſt (Ols⸗ 
hauſen a. a. O. § 180 StchB. Anm. 9). Derartige Verhältniſſe 
kommen indes hier nicht in Betracht. Im übrigen hat das Vor⸗ 
ſchubleiſten durch Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit 
weſentlich eine räumliche Beziehung zur Vorausſetzung. Sie liegt 
vorzugsweiſe dann vor, wenn der Unzucht bezüglich des zu ihrer 
Ausübung erforderlichen Ortes günſtigere Vorausſetzungen ge⸗ 
ſchaffen werden, ſei es durch die Darbietung, ſei es durch den Nach⸗ 
weis eines geeigneten Ortes (Olshauſen a. a. O. § 180 StGB. 
Anm. 7). Daß dieſe Tatbeſtandsmerkmale hier gegeben ſeien, hat die 
Reviſion ſelbſt nicht geltend gemacht und die Str. mit Recht 
verneint. 

3. Auch eine Prüfung des Tatbeſtandes, wie ihn die Str. 
feſtgeſtellt hat, unter dem rechtlichen Gefichtspunkt von § 181 a Abſ. 1 
StGB. führt zu keinem der Reviſion günſtigeren Ergebnis. Von 
vornherein könnte inſoweit nur der angeklagte Ehemann A. als 
Täter in Frage kommen. Als Tatbeſtand käme in Betracht, ob 
der angeklagte Ehemann A. den Dirnen gewohnheitsmäßig oder 
aus Eigennutz in bezug auf die Ausübung des Unzuchterwerbs 
Schutz gewährt hat oder ſonſt förderlich geweſen iſt. Der Begriff 
des „ſonſt förderlich ſein“ iſt allerdings ein weiterer als der des 
Vorſchubleiſtens oder des Schutzgewährens. Aber auch hier wird 
man eine poſitive Betätigung des Angekl. verlangen müſſen, 
welche mit deſſen Willen und Wollen den Dirnen für die Aus⸗ 
übung des Unzuchtgewerbes günſtigere Bedingungen ſchafft, als ſie 
ohnedies beſtehen würden, eine Betätigung, die auf eine, wenn auch 
nicht direkte, ſo doch wenigſtens indirekte Förderung durch ſolche 
Akte hinauskommt, welche die Ausübung des unzüchtigen Gewerbes 
vorbereiten, erleichtern, ſichern oder auch verdecken: in Betracht 
kommt z. B. das Aufmerkſammachen der Dirnen auf Männer, mit 
welchen dieſe Unzucht treiben können, u. dgl. m. Ein bloß paſſives 
Verhalten, wie es hier feſtgeſtellt iſt, reicht auch für § 181 
Abſ. 1 StGB. nicht aus (Olshauſen a. a. O. 8 181 a StGB. 
Anm 1, 5, 6). Auch dieſer Tatbeſtand richtet ſich zudem, wie aus 
der Beiſetzung des Wortes „Zuhälter“ in Klammern zu erſehen iſt, 
nur gegen das Zuhältertum als ſolches. Verlangt iſt daher weiter, 
daß zwiſchen dem Täter und den Dirnen Beziehungen perſönlicher 
Art beſtehen, welche jenen als Zuhälter erſcheinen laſſen, d. i. ein 
auf eine gewiſſe Dauer berechneter Verkehr zwiſchen Täter und 
Dirnen, die, wenn auch nicht namentlich abgegrenzte, Beſtimmbar⸗ 
keit der Dirnen, welchen Zuhälterdienſte geleiſtet werden, beider⸗ 
ſeitiges Einverſtändnis über den Betrieb des unzüchtigen Gewerbes. 
Die Str. hat ſich aber auch nach keiner dieſer Richtungen in der 
Lage geſehen, irgendwelche tatſächlichen Feſtſtellungen zu treffen. 

(OLG. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 28. Febr. 1929, S R 11/29.) 
Mitget. v. AHR. Dr. Guido Leſer, Heidelberg⸗Mannheim. 


Zu 16. Die Anwendbarkeit der Amneſtie v. 14. Juli 1928 
hängt davon ab, ob die dem Angekl. zur Laſt gelegte Beleidigung 
ausſchließlich vor dem 1. Jan. 1928 oder, da das Buch des 
Angekl. auch nach dieſem Termin unverändert im Buchhandel 
vertrieben wurde, auch noch ſpäter „begangen“ worden iſt. Das 
Urteil läßt eine klare und ſcharfe Trennung der für die Entſch. 
in Betracht kommenden verſchiedenen Fragen vermiſſen. 

1. Zunächſt iſt die in Frage ſtehende Beleidigung vom Angel. 
vor dem 1. Jan. 1928 durch poſitives Tun, nämlich durch 
die von ihm bewirkte Ausgabe der Schrift begangen und durch 
Kenntnisnahme ſeitens des Betroffenen und ſeitens Dritter voll⸗ 
endet worden. Inſoweit iſt dem, was das Urteil im Anſchluß an 
pz Komm. 8185 Anm. 11 und Olshauſen I, 853 ausführt, 
ohne weiteres beizutreten. 

2. Im übrigen ſpricht das Urteil vom Vorliegen eines 
„Dauerdelikts“. Das iſt nicht ſcharf: Denn nicht um eine ein⸗ 
fache Fortdauer des durch das vorangegangene Tun geſchaffenen 
Zustandes handelt es ſich hier, ſondern um eine wiederholte Be- 
gehung der Beleidigung durch den Angehl., diesmal freilich in der 
Form des Unterlaſſungsdelikts. So ſpricht auch die in Bezug 
genommene Entſch. des NG. 57, 193 (196/97) davon, daß der 
dom Täter geſchaffene „rechtsverletzende Dauerzuſtand“ die Rechts⸗ 
pflicht zum Handeln erzeuge, und daß daher eine „Fortführung 
des Handelns durch Unterlaſſung“ in Betracht komme. Nicht die 
einfache Fortdauer des geſchaffenen Zuſtandes, ſondern die Nicht⸗ 
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16. 88 J, 2 RGeſ. über Straffreiheit v. 14. Juli 1928. 
Wann iſt eine Straffreiheit als vor dem 1. Jan. 1928 „be⸗ 
gangen“ anzufehen? f) 

Das OG. hat das Amn. für unanwendbar erachtet, weil 
die vom Angekl. begangene Beleidigung ein ſog. Dauerdelikt 
darſtelle, da ſeine Schrift bis heute noch unverändert im Buch⸗ 
handel vertrieben werde. Die Tat ſei ſomit auch noch nach dem 
1. Jan. 1928 als begangen anzuſehen. Dem vermag der Senat 
nicht beizutreten. Es iſt zunächſt davon auszugehen, daß der Tat⸗ 
beſtand des § 185 StGB., deſſen der Angekl. beſchuldigt ift, be⸗ 
reits damit zur Vollendung gelangt, daß die beleidigende Kund⸗ 
gebung zur Kenntnis des von ihr Betroffenen oder eines Dritten 
gelangt, der fie in ihrem beleidigenden Sinne verſteht (Ipz Komm. 
zu § 185 Anm. 11 S. 616; Olshauſen t, Bd. 1 S. 853). Von 
dieſem Geſichtspunkte aus war die Kundgebung unbedenklich ſchon 
vor dem 1. Jan. 1928 begangen. Denn bereits vor dieſem Zeit⸗ 
punkte war das Buch des Angekl. im Handel erſchienen und hatte 
insbeſ. der Privatkl. von der Beleidigung Kenntnis erhalten. In⸗ 
ſoweit war ſomit auch der „Erfolg“ der Handlung des Angehl. 
bereits vor dieſem Zeitpunkte eingetreten. Allerdings iſt nicht zu 
verkennen, daß der Geſamterfolg der beleidigenden Kundgebung, 
nämlich die weitere Kenntnisnahme durch Dritte nicht auf den 
Zeitraum bis zum 1. Jau. 1928 beſchränkt blieb. Die Eigenart 
einer durch eine Schrift begangenen Beleidigung bringt es mit ſich, 
daß der Erfolg ſtets aufs neue eintritt, wenn die im Handel be⸗ 
findliche Schrift in die Hände weiterer Leſer gelangt und dieſe von 
ihr und der beleidigenden Kundgebung Kenntnis nehmen. Inſoweit 
kann man davon ſprechen, daß der Täter immerhin in ſolchen 
Fällen zur Schaffung eines rechtsverletzenden (Dauer⸗) Zuſtandes 
beiträgt. Damit iſt aber noch kein Dauerdelikt begangen. Der 
Annahme eines ſolchen ſteht ſchon der Umſtand entgegen, daß die 
Strafbarkeit der Beleidigung von der Stellung eines Straf⸗ 
antrages bedingt iſt (8 194 StGB.), und daß ein Strafantrag 
immer nur beſtimmte geſchichtliche Vorgänge zu ſeinem Gegen⸗ 
ſtande nehmen kann, nicht dagegen ungewiſſe zukünftige Ereigniſſe, 
wie die, daß noch eine weitere unbegrenzte Leſerzahl möglicherweiſe 
von der in einem Buch enthaltenen Beleidigung Kenntnis zu 
nehmen vermag. Allerdings hat RGSt. 57, 193 bei der Stellung⸗ 
nahme zu der Frage, wenn eine durch Aktenvermerke begangene 
Beleidigung als „begangen“ i. S. des 8 2 StGB. anzuſehen 
ſei, die Auffaſſung vertreten, daß „denjenigen, der durch ſein dem 
Strafgeſetz zuwiderlaufendes vorſätzliches Handeln in der Richtung 
auf ein von ſeinem Vorſatze mitumfaßtes, vom Strafgeſetz eben⸗ 
falls mißbilligtes Ergebnis Kräfte der Außenwelt in Bewegung 
ſetzt, die Rechtspflicht trifft, die Weiterentwicklung dieſer 
Kräfte zu hemmen und dadurch weitere rechtsverletzende Er⸗ 
gebniſſe zu hindern“. In Verfolg dieſer Auffaſſung hat es aus⸗ 
geſprochen, daß das vorſätzliche Unterlaſſen ſolchen Entgegen⸗ 
wirkens ſeitens des Täters, obwohl er zu dieſem Entgegenwirken 
imſtande iſt, das Unterlaſſen im Rechtsſinne als Tätigwerden er⸗ 
ſcheinen läßt, mit der Folge, daß die Tat noch nicht als „be⸗ 
gangen“, d. h. zum Abſchluß gekommen, anzuſehen ſei, ſolange 
das mißbilligte Ergebnis fortbeſtehe. Vorliegend handelt es ſich 
aber um die von weſentlich anderen Geſichtspunkten aus zu ent⸗ 
ſcheidende Frage, wann eine Straftat i. S. des Amn. als 
„begangen“ anzuſehen iſt. In dieſer Beziehung kommt in Betracht, 
daß das AmnG. erſichtlich ähnlich dem Art. 7 der Anlage III 
des Schlußprotokolls zum Londoner Abk. v. 16. Aug. 1924 (RGBl. 


beachtung der durch dieſen Zuſtand geſchaffenen Pflicht begründet 
das weitere deliktiſche Handeln. 

3. Neben die nur auf Ziff. 1 bezügliche Frage des Dauer⸗ 
delikts tritt deshalb die ganz andere, hier viel wichtigere Frage des 
Verhältniſſes von Ziff. 1 u. 2, d. h. aber die Frage eines etwaigen 
fortgeſetzten Delikts (sc. eines durch poſitives Tun begonnenen 
und durch Unterlaſſen fortgeſetzten Delikts). Nimmt man aus dem 
geſchaffenen Zuſtand eine Rechtspflicht und dementſprechend durch 
deren Verletzung ein Unterlaſſungsdelikt an, ſo wird man aller⸗ 
dings wohl richtiger nicht von einem ſolchen fortgeſetzten Delikt, 
ſondern von zwei real konkurrierenden Delikten (Ziff. 1 
durch Tun und Ziff. 2 durch Unterlaſſen) reden. 

4. Legt man ſolche Nealkonkurvenz zugrunde, fo würde ſich 
die Frage des vorliegenden Falles ſo darſtellen: Ziff. 1 fällt 
zweifellos unter die Amneſtie. Der Geſichtspunkt des „Dauer⸗ 
delikts“ hindert dieſes Ergebnis nicht, denn „begangen“ iſt dieſes 
erſte Delikt nach richtiger Anſicht mit Abſchluß der Tätigkeit 
des Angekl., alſo längſt vor dem 1. Jan. 1928. Das ſcheint das 
Urteil am Schluſſe ſeiner Ausführungen ſagen zu wollen. 

. Ein etwaiges realkonkurrierendes Unterlaſſungs⸗ 
delikt i. S. von Ziff. 2 dagegen iſt überhaupt erſt oder je nach 
Sachlage wenigſtens teilweiſe erſt nach dem 1. Jan. 1928 „be⸗ 
gangen“ worden. Auf dieſes kann alſo die Amneſtie keine An⸗ 
wendung mehr finden. 

Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 
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II, 289, 345) mit der Verfolgung politiſcher Straftaten tabula 
rasa machen wollte. Wenn das Geſetz danach die Niederſchlagung 
davon abhängig gemacht hat, daß die Tat vor dem 1. Jan. 1928 
begangen ſein muß, ſo hat es damit offenbar nur diejenigen Straf⸗ 
taten von der Rechtswohltat der Niederſchlagung ausnehmen wollen, 
bei denen ein eigentlich tätiges Verhalten noch in die Zeit 
nach dem 1. Jan. 1928 hinubergelff, nicht dagegen auch die Straf⸗ 
taten, welche darin zu erblicken find, daß der Täter es lediglich 
unterlaſſen hat, „die einmal von ihm in Bewegung geſetzten Kräfte 
der Außenwelt in ihrer Weiterentwicklung zu hemmen und dadurch 
weitere rechtsverletzende Ergebniſſe zu hindern, obwohl er dazu 
imſtande geweſen wäre (RG. a. a. 2 
(KB., 4. StrSen., Urt. v. 29. April 1929, V 96/29.) 


Mitgeteilt von KR. Dr. Boehm, Berlin. 
* 


17. Waffenbeſitz vor dem 1. Okt. 1928 jetzt nicht mehr 
ſtrafbar. f) 

Angekl. war am 7. Sept. 1928 im Beſitze einer Schußwaffe, 
ohne einen Waffenſchein zu haben. Unter dem 4. Okt. 1928 wurde 
deswegen ein Strafbefehl gegen ihn erlaſſen. Auf ſeinen Einſpruch 
wurde er freigeſprochen. Der 3. StrSen. des KG. beſtätigte dieſes 
Urt. mit folgender Begründung: 

Bis zum 1. Okt. 1928 war auf Grund der VO. des Rates der 
Vollsbeauftragten v. 13. Jan. 1919 jeder Beſitz von Waffen ohne 
Waffenſchein mit Strafe bedroht. Am 1. Okt. 1928 trat das neue 
SchußwaffenGG. v. 12. April 1928 in Kraft. Nach ihm iſt ein Beſitz 
von Waffen im allgemeinen nicht mehr verboten. Nach § 2 Abſ. 2 
StGB. iſt nun bei Verſchiedenheit der Geſetze von der Zeit der be⸗ 
gangenen Handlung bis zu deren Aburteilung (durch den Tatrichter, 
nicht etwa den Reviſionsrichter) das mildeſte Geſetz anzuwenden. 
Dieſe Beſtimmung iſt aber nach allgemein herrſchender Anſicht nur 
anmendbar, wenn der Geſetzänderung eine Läuterung der Rechts⸗ 
auſchauung zugrunde liegt, dagegen nicht, wenn das (geänderte) Ge⸗ 
ſetz nur für beſtimmte Zeit erlaſſen und dieſe Zeit abgelaufen iſt, 
oder wenn eine Anderung der tatſächlichen Verhältniſſe, um deren 
Regelung es ſich handelt, eingetreten iſt. 

Die hier vorliegende Geſetzesänderung beruht nun nach den 
Motiven des neuen Geſetzes auf der Erwägung, daß die nachdrück⸗ 
liche Handhabung der Beſtimmungen über verbotenen Waffenbeſitz 
auf unüberwindliche Schwierigkeiten geſtoßen, und daß infolgedeſſen 
die WaffenbeſitzöO. mehr oder weniger ergebnislos geblieben iſt. 
Zur Hebung der Volksmoral und des Anſehens der Geſetze ſind 
aber nur ſolche Geſetze zu erlaſſen, die in der Praxis reſtlos durch⸗ 
führbar find. Die katſächlichen Verhältniſſe, die zum Erlaß 
der Waffenbefig VD. führten, dauern noch fort. Während man i. J. 
1919 dieſe Verhältniſſe durch das Verbot des Waffen beſitzes be⸗ 
kämpfen wollte, hat das Schußwaffen. zu dieſem Zwecke ſogar eine 
Kontrolle der Schußwaffenherſtellung und des Schußwaffenhandels 
eingeführt. 


Zu 17. I, Die Entſch. folgt der ſtänd. Rſpr. des NG., wo⸗ 
nach § 2 Abſ. 2 StGB. einengend auszulegen iſt: der Staat ver⸗ 
zichtet auf den bereits erwachſenen Strafanſpruch nur dann, wenn 
die Milderung oder Aufhebung des zur Zeit der Tat geltenden 
Strafgeſetzes auf eine Läuterung der Rechtsanſchauung zurück⸗ 
zuführen iſt, nicht dagegen dann, wenn die Aufhebung auf einer 
Anderung der Verhältniſſe beruht, die zur Erlaſſung der Straf⸗ 
vorſchrift Anlaß gegeben haben. Ju feiner neueren Rſpr. hat das 
NO. eine Anderung der Rechtsanſchauung angenommen 
insbeſ. bei der Milderung des § 7 RepSchG. durch das Geſ. v. 
8. Juli 1926 (MG. 61, 223) und bei der Milderung der Straf- 
beſtimmung gegen Waffenbeſitz, die in der VO. v. 15. Juni 1920 
(ABl. 1211) gegenüber der VO. v. 10. April 1920 (RG Bl. 538) 
enthalten ſind (RG. 56, 147); eine Anderung der tatſächlichen 
Lage iſt dagegen angenommen worden bet Aufhebung der Preistr⸗ 
Vo. durch das Gef. v. 19. Juli 1926 (hier iſt allerdings eine 
ausdrückliche Beſtimmung im Geſetz getroffen), und dann, wo die 
Beruhigung der politiſchen Leidenſchaften oder eine aus einem 
‚anderen Grund eingetretene Verminderung der Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit die Aufhebung oder Milderung eines Straf⸗ 
geſetzes geſtattet (RG. 61, 134; 56, 148). 

Falls ſich ſowohl die tatſächlichen Verhältniſſe wie die An⸗ 
ſchauungen über die Strafwürdigkeit geändert haben, muß 8 2 
Abſ. 2 StGB. Platz greifen. 

II. Legt man dieſe Sätze zugrunde, ſo kommt es mangels 
ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung auf die inneren Gründe der Ge⸗ 
ſetzesänderung an. Dieſe ſind keineswegs immer deutlich zu er⸗ 
kennen. So hat nach einer Mitteilung des Abg. Landsberg im 
Strafrechtsausſchuß nach der Streichung des 87 Abſ. 2 
RepSchch. ein StrSen. des RG. beim Vorſitzenden des Rechts⸗ 
ausſchuſſes des RT. angefragt, welches der beiden in Frage kom⸗ 
menden Motive für den Geſetzgeber maßgebend geweſen ſei. — Im 
vorliegenden Fall zeigt die Begründung des neuen Waffengeſetzes 
deutlich, daß die bisherigen Beſtimmungen nicht deswegen auf⸗ 


Die Aufhebung der Strafbarkeit des Waffenbeſitzes beruht alſo 
auf einer Läuterung der Rechtsanſchauung. Der § 2 Abſ. 2 StGB. 
iſt alſo hier anzuwenden. Der Beſitz einer Waffe vor dem 1. Okt. 
1928 kann ſomit jegt nicht mehr beſtraft werden. 

(KG., 3. StrSen., Urt. v. 3. Jan. 1929, 8 8 797/28.) 
Erſter StA, beim KG. Dr. Albert Schmidt, Berlin. 


* 
Kiel. 

18. 5 533 RVO. Stundungsabrede ſchützt nicht vor 
Strafe. Es genügt bedingter Vorſatz. Unbeachtlichkeit des 
Irrtums. +) 

Ungekl. hat feinen Arbeitern ſeit Jahren lediglich die Netto⸗ 
löhne ausgezahlt, ohne gleichzeitig die Verſicherungsbeiträge ab⸗ 
zuführen. Er ift ſtets mit einem gewiſſen Betrag gegenüber der 
Ortskrankenkaſſe im Rückſtande geblieben. Danach iſt das Vorliegen 
der äußeren Tatbeſtandsmerkmale des 8533 RVO., nämlich des 
„Einbehaltens“ und des „Vorenthaltens der Beitragsteile“ zu be⸗ 
jahen. Die Stundungsabrede mit der Krankenkaſſe kann auf die 
Strafbarkeit des zeitlich vorher liegenden Verhaltens des Angekl. 
nicht von Einfluß ſein. Auch der innere Tatbeſtand iſt feſtgeſtellt. 
Zur Strafbarkeit genügt bedingter Vorſatz. Sie iſt gegeben, wenn 
der Arbeitgeber zur Zeit der Einbehaltung der Beitragsteile damit 
rechnet, daß er wegen Mangels an Mitteln im Zeitpunkt der Fällig- 
keit ſeine Verpflichtung zur Abführung der Beitragsteile an die be⸗ 
rechtigte Kaſſe nicht werde erfüllen können, und wenn er deſſen⸗ 
ungeachtet den Arbeitern die ganzen verfügbaren Gelder als Lohn 
auszahlt. Die Ausführungen des LG., daß der Arbeitgeber ſich in 
ſeinem Betrieb danach einzurichten habe, daß er für die Arbeitnehmer, 
die er entlohne, auch gleichzeitig, wie den Lohn ſelbſt, die Beiträge 
übrig habe, ergeben die für die Feſtſtellung des Verſchuldens weſent⸗ 
lichen Merkmale. Da der Angekl. dieſer Pflicht nicht genügt Hat, 
iſt der innere Tatbeſtand des § 533 RVO. gegeben. Ein Irrtum 
des Angekl. über feine geſetzliche Verpflichtung zur Einbehaltung 
eines dem ausgezahlten Lohne entſprechenden Beitragsteiles, würde 
1010 weil auf ſtrafrechtlichem Gebiete liegend, nicht vor Strafe 

hützen. 
(OLG. Kiel, Urt. v. 10. April 1929, S 240/28.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
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19. 88 297, 314 StBD. Schriftliche Berufungsein⸗ 
legung durch den Verteidiger iſt auch bei Unleſerlichkeit 
der Unterſchrift wirkſam. f) 

Es entſpricht der herrſchenden Rſpr., daß die Schriftform zwar 
regelmäßig eine Unterzeichnung der Willenserklärung erfordert, daß 
aber eine ſchriftlich abzugebende Erklärung ausnahmsweiſe auch 
ohne ordnungsmäßige Unterzeichnung wirkſam ſein kann. 


gehoben worden, weil die Entwaffnung im weſentlichen durch⸗ 
geführt und dadurch die Gefahr für die öffentliche Sicherheit ver⸗ 
ringert worden iſt, ſondern daß der Geſetzgeber das bisherige 
kaum durchführbare Geſetz im Intereſſe des Anſehens der Geſetze 
aufgehoben hat. Darin liegt eine Läuterung der Rechtsauffaſſung. 
Es iſt alſo dem MO. darin beizutreten, daß eine Beſtrafung wegen 
Waffenbeſizes vor dem 1. Okt. 1928 nicht mehr möglich iſt. 
Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. Br. 


Zu 18. Die Strafvorſchrift des 8 533 RVO. umfaßt nur die 
Sichtablieferung der den Verſicherten abgezogenen Beitragsteile, 
nicht auch die Nichtablieferung des auf die Arbeitgeber ſelbſt ent⸗ 
fallenden Beitragsteils. Daraus folgt, daß eine Beſtrafung des 
Arbeitgebers nach § 533 nicht zuläſſig iſt, wenn dieſer nur mit 
Zahlung ſeines Beitragsteils im Rückſtand geblieben iſt. Wenn in 
der Eutſch. geſagt iſt, daß der Angelel. ſtets mit einem „gewiſſen 
Betrag“ gegenüber der Krankenkaſſe im Rückſtand geblieben ſei, ſo 
wird eine klare Feſtſtellung vermißt, daß biejer „gewiſſe Betrag“ 
der Ruckſtände auch Beitragsantelle der Arbeitnehmer umfaßte. 
Aus dem gleichen Grunde wäre eine präziſe Feſtſtellung erforderlich 
geweſen, daß die Stundungsabrede ſich nicht nur auf den Anteil des 
Arbeitgebers an den Beiträgen, fondern auch auf die Arbeitnehmer⸗ 
anteile erſtreckte. Denn nur für den letzteren Fall können die Dar- 
legungen in der Entſch. Bedeutung haben. 

Den Ausführungen über Vorſatz und Irrtum wird zugeſtimmt. 
Dem Arbeitgeber liegt die Pflicht ob, dafür zu ſorgen, daß bei der 
Lohnzahlung ein der Höhe der Abzüge entſprechender Betrag zur Ab⸗ 
führung an die Krankenkaſſe zur Verfügung bleibt. 

Geh. OReggt. Prof. Dr. Laß, Berlin. 


Zu 19. Die Eutſch. des KG. ſteht in einem erfreulichen Gegen⸗ 
ſatz zu der RGeEntſch.: JW. 1929, 20 und erkennt die in der Aum. 
zu dieſer letzteren Entſch. JW. 1929, 865 niedergelegten Rechtsgrund⸗ 
ſätze jo ſehr als herrſchend an (vgl. auch die Anm. 1929, 264 und 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 


Eine friſtgerechte ſchriftliche Berufungseinlegung durch den be⸗ 
vollmächtigten Verteidiger der Angekl. war gemäß dieſer herrſchenden 
Nſpr. jedenfalls dann für vorliegend zu erachten, wenn aus dem 
Schriftſtück nach der Lebenserfahrung zweifelsfrei hervorgeht, daß 
der legitimierte Verteidiger die auf feine Veranlaſſung durch feinen 
Angeſtellten entworfene Willenserklärung geprüft und mit einer, 
wenngleich unleſerlichen Unterſchrift verſehen auch ihre Einreichung 
an das Gericht angeordnet hat. Da dies hier bejaht werden muß, iſt 
den Vorſchriften der 88 297, 314 Abf. 1 SPD. genügt. 


(K. II, StrSen., Beſchl. v. 17. April 1929, 2 W 204/29.) 
Mitgeteilt von RA. Arthur Brandt, Berlin. 
*. 


20. 8 300 StPO. Behandlung eines als Berufung 
bezeichneten Rechtsmittels, wenn nur die Reviſion zu⸗ 
läſſig war. Bedeutung des Umſtands, daß das Rechts⸗ 
mittel von einem Rechtsanwalt eingelegt war. f) 

In der Strafſache wider den Gutsbeſitzer P. F. in A. hat der 
3. Ströen. des KG. zu Berlin 

in Erwägung, daß Berufung, nicht Rev. eingelegt iſt, und, da 
das Rechtsmittel von dem rechtskundigen Verteidiger des Angekl. 
ausgeht, nicht angenommen werden kann, daß es ſich um einen Irr⸗ 
tum in der Bezeichnung des zuläſſigen Rechtsmittels i. S. des § 300 
StcpO. handelt, die irrige Einlegung eines unzuläſſigen Rechtsmittels 
aber durch jene Vorſchrift nicht getroffen wird, 

in Erwägung ferner, daß auch innerhalb der Friſt zur Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels der Fehler nicht berichtigt worden iſt, 

in Erwägung endlich, daß für die Entſch. über das hiernach ein⸗ 
gebrachte Rechtsmittel der Berufung nicht das KG., ſondern das LG. 
in Potsdam zuſtändig iſt, woran auch der Umſtand, daß die Berufung 
nicht zuläſſig iſt ($ 313 StPD.), nichts ändert, beſchloſſen: 

Das KG. erklärt ſich für unzuſtändig und verweiſt die Sache 
an das LG. in Potsdam. 
(KG., 3. StrSen., Beſchl. v. 14. März 1929, 2 8 165/29.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Alsberg, Berlin. 
* 


265), daß ihm eine Auseinanderſetzung mit der oben zit. Entſch. des 
RG. nicht einmal als erforderlich erſcheint. 
Trotzdem iſt insbef. bei der Unterzeichnung von Rechtsmittel⸗ 
ſchriften die Deutlichkeit des Namenszuges dringend zu empfehlen. 
RA. Dr. Jonas, Altona. 


Zu 20. A. Der Beſchl. bedeutet einen weiteren Schritt des KG. 
auf dem unheilvollen Wege, den Angekl. für von ihm völlig unver⸗ 
ſchuldete Verſehen und Irrtümer ſeines Verteidigers durch Verluſt 
der dem Angekl. geſetzlich zuſtehenden Rechte aus Erwägungen büßen 
zu laſſen, die einer ernſten Kritik nicht ſtandhalten. In ſtändiger 
Rſpr. verwirft das KG. im ausgeſprochenen Gegenſatz zum RG. und 
anderen OLG., ſowie zu Löwe⸗Roſenberg, 8 138 Note 11 a, 
die vom Verteidiger friſtgerecht eingelegten Rechtsmittel als unzu⸗ 
läſſig, wenn die an ſich rechtzeitig erteilte Vollmacht verſehentlich erſt 
nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt nachgereicht wird (vgl. RG. 46, 
372; SächſOL c., SächſAun. 15, 1; Beſchl. des OLG. Colmar: 
DStrZ. 1917, 377, und dagegen KG.: Goldt Arch. 59, 478; 63, 334; 
und JW. 1921, 856). Es hat ferner in dem von mir kommentierten 
Beſchl. v. 23. Jan. 1929 (JW. 1929, 1755), im Gegenſatz zu der 
abweichenden Entf. des OG., eine Rev. als unzuläſſig verworfen, 
weil die mit Maſchinenſchrift hergeſtellte Reviſionsſchrift „nichts 
Schriftliches des RA.“ enthalte und auch der Stempel des RA. auf 
dieſem Schriftſtück nicht beweiſe, daß es don dem Anwalt herrühre“. 
Der vorliegende Beſchl. übertrifft an Gewagtheit ſeiner Begründung 
noch die voraufgegangenen und läßt wiederum den Angekl. wegen 
eines Verſehens des Verteidigers des ihm zuſtehenden Rechtsmittels 
verluſtig gehen. Die Entſch. iſt um ſo bedenklicher, als ſie dem Sinn 
und Wortlaut des Geſetzes widerſtreitet und nur mit Hilfe einer 
gekünſtelten und in ſich widerſpruchsvollen Konſtruktion mit dem 
Geſetz in Einklang zu bringen verſucht wurde. Das zuläſſige Rechts⸗ 
mittel war die Rev. Der Verteidiger hatte das Rechtsmittel als Be⸗ 
rufung bezeichnet. Da nicht unterſtellt werden kann, daß der Ver⸗ 
teidiger ein unzuläſſiges Rechtsmittel einlegen wollte und der Irr⸗ 
tum in der Bezeichnung des zuläſſigen Rechtsmittels gem. 8 300 
StPO. unſchädlich iſt, mußte alfo das Rechtsmittel als Reb. behandelt 
werden. Demgegenüber folgert das KG., daß, weil das Rechtsmittel 
vom rechtskundigen Verteidiger ausging, angenommen werden müſſe, 
daß ein Irrtum in der Bezeichnung nicht vorliege. Wäre nicht der 
umgekehrte Schluß weit gerechtfertigter, daß, weil der rechtskundige 
Verteidiger die Unſchädlichkeit einer irrtümlichen Bezeichnung des 
Rechtsmittels kannte, er keinen Wert darauf legte, dieſes Rechts⸗ 
mittel richtig zu bezeichnen und wäre nicht: ferner, wenn man ſich 
auf den Standpunkt des KGB. von der Rechtskundigbeit des Ver⸗ 
teibigers ſtellt, die logiſche Folgerung die, daß er die Unzuläſſigkeit 
der Berufung gekannt und daher, weil er unmöglich ein unzuläſ⸗ 
ſiges Rechtsmittel habe einlegen wollen, ſich in der Bezeichnung des⸗ 
ſelben geirrt haben müſſe. Endlich aber hätte ſowohl bei dem Beil 
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21. 88 86 Satz 2, 82, 75 Abſ. 2 DKG. Der 8 82 DGK. 
hat für Strafſachen nur rechtskräftige gerichtliche Ente 
ſcheidungen im Auge. f) 

Die Einforderung des dem Nebenkl. als BerBeſchw. nach 
§ 84 Abſ. 1 und 2 Dach. obliegenden Gerichtskoſtenvorſchuſſes 
iſt gerechtfertigt. $ 86 Satz 2, § 82 Abſ. 2 DERG. kann zugunſten 
des Beſchw§. nicht Anwendung finden. § 82 Abſ. 2 ſetzt voraus, 
daß die gerichtliche Entſch., durch die einer anderen Partei die 
Koſten auferlegt ſind, vollſtreckbar iſt. Wenn alſo in dem hier ge⸗ 
gebenen Falle auch durch das BU. die Koſten des Verfahrens den 
verurteilten Beſchuldigten zur Laſt gelegt ſind, ſo hängt die Fällig⸗ 
keit der ihnen auferlegten Gebühren und Auslagen nach 8.75 
Abſ. 2 DKG. doch von der Rechtskraft des Bu. ab. Dieſe 
Rechtskraft iſt noch nicht eingetreten. Im Sinne des GK. iſt mit⸗ 
hin neben dem BeſchwF. ein weiterer Koſtenſchuldner zur Zeit 
nicht vorhanden. 

(KG., 2. StrSen., Beſchl. v. 1. Mai 1929, 2 W 221/29.) 
Mitgeteilt von KGR. Körner, Charlottenburg. 
* 
Celle. 

22. 8 150 StPO.; $ 67 RAGebd. 

Der Senat ſchließt ſich der neuerdings wohl als herrſchend zu 
bezeichnenden Anſicht an, wonach im Falle des 8 150 StPO. 
über Erinnerungen und Beſchwerden des RA. betr. die Feſtſetzung 
feiner Gebühren im ordentlichen Rechtswege zu entſcheiden iſt (vgl. 
OLG. Stettin v. 30. Jan. 1928: JW. 1928, 1884). 

Mit dem erſten Senat des DLG. Celle: JW. 1929, 1693 iſt 
ferner der eutſcheidende Senat der Anſicht, daß ſchon die Akten⸗ 
einſicht im Vorverfahren genügt, um für den Rel. als Verteidiger 
die Gebühr des $ 67 Abſ. 1 RAGED. zur Entſtehung gelangen 
zu laſſen. 

(OLG. Celle, StrSen., Beſchl. v. 8. Juli 1929, 3 MI WS 269/29) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Oehlſchläger, Lüneburg. 


* 


IW. 1929, 1755, wie auch im vorliegenden Falle, durch Befragung 
des RA. Klarheit darüber herbeigeführt werden können und müſſen, 
ob im erſteren Falle das Schriftſtück von ihm herrührte und mit 
feiner Genehmigung zur Abſendung gebracht war, und im letzteren 
Falle, ob er das zuläſſtge oder ein unzuläſſiges Rechtsmittel habe 
einlegen wollen. Gerade in bezug auf den letzteren Punkt führt 
Löwe zu 8 300 Note 2 zutreffend aus, daß, „wenn der Sinn einer 
Erklärung zweifelhaft iſt, der Erklärende befragt werden muß. In 
ſolchem Falle iſt die beabſichtigte Einlegung des Rechtsmittels als 
rechtzeitig geſchehen anzuſehen, ſofern nur die erſte Erklärung inner⸗ 
halb der Friſt abgegeben war, ſollte auch ihre Erläuterung erit nach 
ihrem Ablauf erfolgt ſein“. Die Zweifel hinſichtlich des Abſenders 
der erſten Erklärung und des Sinnes der zweiten lagen in beiden 
Fallen auf der Hand. Statt fie durch einfache Rückfrage zu beſeitigen, 
wie dies auch das RG. in ähnlichem Falle gelegentlich RGSt. 46, 
372 getan hat, hat fie das PS. im Wege höchſt anfechtbarer Aus⸗ 
legung auszuräumen verſucht und dadurch dem ſchuldloſen Angell., 
ſeinem Vertreter und dem geſunden Rechtsempfinden, das ſich gerade 
im Strafprozeß gegen derart formale Rechtsanwendung aufbäumt, 
empfindlichen Schaden zugefügt. 
IR. Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


B. Die Entſch. gibt nicht nur zu ſachlicher, ſondern auch zu 
ſtiliſtiſcher Beanſtandung Anlaß, und zwar wegen der ungewöhnlichen 
Form, in der der Beſchl. abgefaßt iſt. Die offenbar aus dem fran⸗ 
zöſiſchen Recht (attendu que ..) entnommene Faſſung des Beſchl., 
der die Begründung in einem eudloſen, durch lauter Nebenſätze ſchwer 
verſtändlichen Satz vorwegnimmt, um ſchließlich den Satz in dem 
Tenor des Beſchl. auslaufen zu laſſen, kann man nicht als glück⸗ 
liche Bereicherung der deutſchen Rechtsſprache anfehen. Wir hatten 
die mit dieſer Entf. verlaſſene Sprachform der deutſchen Urt. ſtets 
als einen Vorzug gegenüber den franzöſiſchen Urt. we 


Zu 21. Die Entſch. trifft zu. Tritt neben den Vorſchuß⸗ 
pflichtigen ein kraft Entſch. oder Übernahme haftender Koſten⸗ 
ſchuldner, ſo wird der Vorſchußpflichtige aus einem Erſtſchuldner 
Zweitſchuldner (88 86 Satz 2, 82 Abſ. 2 G KG.). Das gilt aber nur, 
wenn die Koſtenſchuld dem neuen Schuldner gegenüber auch fällig 
iſt, denn § 82 Abf. 2 verlangt ja, daß bei ihm eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolglos geblieben iſt oder ausſichtslos erſcheint. 
Nach § 75 Abſ. 2 Gch. werden in Strafſachen die Koſten, welche 
dem verurteilten Beſchuldigten zur Laſt fallen, erſt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils fällig. Tanach war hier der Fall des 8 82 Abi. 2 
OK. noch gar nicht gegeben, mit Recht iſt alfo der Nebenkl. 
für den Auslagenvorſchuß des 8 84 Gch. als allein haftbar 
erachtet worden. 

LR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 
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Dres den.“) 

23. 88 7—15, 413 Abſ. 3 StPO. Das Amtsgericht, in 
deſſen Bezirk die die Strafverfügung erlaſſende Verwal⸗ 
tungsbehörde ihren Sitz hat, iſt bei Beantragung gericht⸗ 
licher Entſcheidung nur dann zuſtändig, wenn Tatort oder 
Wohnort des Beſchuldigten ſeine Zuſtändigkeit be⸗ 
gründen. f) 

Gegen den Beſchuldigten iſt von der Amtshauptmannſchaft F. 
eine Strafverfügung wegen Übertretung nach $ 361 Ziff. 10 StB. 
erlaſſen worden, weil er ſeiner Unterhaltspflicht gegenüber ſeinem 
außerehelichen Kind in G. im Amtsgerichtsbezirk O. nicht nach⸗ 
gekommen iſt. Nachdem der Beſchuldigte rechtzeitig auf gerichtliche 
Entſch. über die Strafverfügung bei der Amtshauptmannſchaft F. 
angetragen hatte, hat dieſe die Sache zur Entſchließung an das AG. 
A. abgegeben, das die Sache an das AG. O. weitergeleitet hat. 
Dieſes aber hat die Sache an das AG. M. abgegeben. Nachdem ſich 
alle drei AG. für örtlich unzuſtändig erklärt haben, hat das 
AGG. A. nach 8 14 SD. die Entſch. des gemeinſchaftlichen 
oberen Gerichts, des OLG. Dresden, zur Schlichtung des Zuſtän⸗ 
digkeitsſtreites angerufen. 

Da bisher keines der beteiligten drei Gerichte Hauptverhand⸗ 
lung anberaumt hat, alſo ein Beſchluß, der in der hier in Frage 
kommenden beſonderen Verfahrensart dem Eröffnungsbeſchluß gleich⸗ 
zuachten iſt, noch nicht erlaſſen iſt, jo war die Zuſtändigkeitsfrage 
auch ohne Einwand des Beſchuldigten von Amts wegen zu prüfen 
(vgl. Löwe⸗Roſenberg, Stcd., Anm. 2b zu 8 18 und Vor⸗ 
bem. 4b zu 88 16—18). 

Der 2. Abſchn. des 6. Buchs der StPO. trifft keine Be⸗ 
ſtimmungen darüber, welches AG. für das gerichtliche Verfahren 
zuftändig ſein ſoll, wenn der Beſchuldigte gegen eine Strafverfügung 
auf gerichtliche Entſch. anträgt. $ 413 Abſ. 3 ſpricht nur von dem 
zuſtändigen AG., bei dem der Beſchuldigte auf Entſch. antragen 
kann. Und $ 414 Abſ. 2 ſchreibt der Polizeibehörde vor, die Akten, 
falls ſie die Strafverfügung nicht zurücknimmt, an die zuſtän⸗ 
dige Sta. zu überſenden, welche fie dem AR. vorlegt. Aus dieſem 
Wortlaut iſt zu entnehmen, daß der Geſetzgeber von einer Sonder⸗ 
regelung des Gerichtsſtandes für das Verfahren nach vorangegangener 
polizeilicher Strafverfügung abgeſehen hat. Er ſetzt die örtliche 
Zuſtändigkeit des AG. als gegeben voraus. Es gelten alſo die 
allgemeinen Vorſchriften über den Gerichtsſtand in den 88 7—15 
SPD. auch für dieſes gerichtliche Sonderverfahren, ebenſo wie für 
das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über 
die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle (Lewis: ZStW. 
19, 361; Weber: 23.1927, 506; vgl. auch Löwe⸗Roſenberg, 
StPO., 18. Aufl., Anm. 56 zu 8413 und Anm. 3 zu 8 422). 
Während aber hinſichtlich des letzteren Verfahrens hierüber kein 
Streit herrſcht, wird für das Verfahren nach vorausgegangener poli⸗ 
zeilicher Strafverfügung im Schrifttum die Meinung vertreten, 
daß auch dasjenige AG. örtlich zuſtändig ſei oder ſogar ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig ſei, in deſſen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz 
hat, welche die Strafverfügung erlaſſen hat (Grüllich, SächſArch. 
1913, 162; v. Kries, Lehrb. des Strafprozeßrechts 746; Friedel, 
Pol. 49 70; wohl auch Feiſenberger, SMD., Anm. 2 
zu 8 N 

Dieſe Anſicht, die ſchon mit dem Wortlaut der maßgebenden 
Geſetzesſtellen im Widerſpruch ſteht, iſt auch nach dem Sinn und 
Zweck dieſer Vorſchriften unhaltbar. Durch § 6 Abſ. 2 Ziff. 3 EG⸗ 
StPO. iſt der Landesgeſetzgebung überlaſſen worden, ein polizei 
liches Strafverfahren bei Übertretungen beizubehalten oder einzu⸗ 
führen. Doch ſind einem ſolchen Verwaltungsſtrafverfahren durch 
dieſe Geſetzesbeſtimmung und die fie ergänzenden 88 413—415 
StPO. enge Grenzen gezogen worden, über welche die Landesgeſetz⸗ 
gebung nicht hinausgehen darf. Insbeſ. kann dieſe keine Vor⸗ 
ſchriften geben, die in das auf Antrag des Beſchuldigten eintretende 


Zu 23. Den Gründen des Beſchluſſes, die ſich im weſentlichen 
mit den Ausführungen von Weber in ſeinem Aufſatz: „Welches 
AG. iſt gem. 88 413, 414 StPO. zuſtändig, wenn nach Erlaß 
einer polizeilichen Strafverfügung Antrag auf gerichtliche Entſch. 
geſtellt wird“ (83.1927, 506 ff.) decken, iſt vollinhaltlich zuzu⸗ 
ſtimmen. Die gegenteilige Anſicht von Löwe⸗Roſenberg zu 
§ 414 Note 5% und Feiſenberger zu 8 414 Note 2 iſt ohne 
Angabe von Gründen aufgeſtellt und findet ihre überzeugende Wider⸗ 
legung in dem vorerwähnten Aufſatz von Weber. Es iſt dabei noch 
folgendes zu berückſichtigen: 

Abgeſehen davon, daß die StPO. keine poſitive Beſtimmung 
enthält, aus der eine abweichende Regelung der Zuſtändigkeitsfrage 
bei gerichtlichen Verfahren nach vorangegangener polizeilicher Straf⸗ 
verfügung ſich ergibt und daher ſchon aus dieſem Grunde die all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen Anwendung finden müſſen, würde die An⸗ 
ſicht, daß für die gerichtliche Entſch. in allen Fällen auch das AG., 
zu deſſen Bezirk die den Strafbefehl erlaſſende Polizeibehörde ge⸗ 
hört, zuſtändig wäre, dazu führen, daß die Verwaltungsbehörde will⸗ 


1) Sämtliche Entſch. des OLG. Dresden mitgeteilt von OSLA. 
Dr. Alfred Weber. 


gerichtliche Verfahren irgendwie eingreifen. Denn in 8 6 Abſ. 2 
Ziff. 3 ESStPO. iſt nur von dem Verfahren im Verwaltungs- 
wege die Rede. Mit dieſen Grundgedanken iſt unvereinbar, daß 
die Landesgeſetzgebung, die ja die Regelung der ſachlichen und ört⸗ 
lichen Zuſtändigkeit der Polizeibehörden zum Erlaß von Straf⸗ 
verfügungen ſelbſtändig in der Hand hat, auf dieſem Wege — wie 
es die bekämpfte Auffaſſung will — indirekt auch die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichte für das Verfahren nach vorausgegangener 
Strafverfügung beſtimmen könnte. Die Annahme, daß eine ſolche 
folgewidrige Durchbrechung des Grundſatzes, der Landesgeſetzgebung 
jeden Einfluß auf das einheitlich geregelte gerichtliche Verfahren 
zu verſagen, im Willen des Geſetzgebers gelegen habe, entbehrt 
jeden Anhalts in den Geſetzgebungsbeſtimmungen. 

Die Begründung des Gerichtsſtandes bei dem AG., in deſſen 
Bezirk die Polizeibehörde ihren Sig hat, von der die Strafver⸗ 
fügung erlaſſen worden iſt, wäre auch unzweckhmäßig. Wenn 
die Strafverfügung von einer Behörde mit größerem Verwaltungs⸗ 
bezirk erlaſſen iſt, jo würde ſich das Verfahren oft vor einem AG. 
abſpielen, in deſſen Bezirk weder der Tatort noch der Wohnſitz des 
Beſchuldigten liegt. Das wäre eine erhebliche Belaſtung für den 
Beſchuldigten, der gezwungen würde, ſein Recht vor einem vielleicht 
weit entfernten Gericht zu ſuchen. Und es widerſpräche auch dem 
öffentlichen Intereſſe an einer rationellen Rechtspflege, wenn die 
Verhandlung von einem Amtsgericht ſtattfaͤnde, in deſſen Bezick 
weder der Beſchuldigte noch die Zeugen wohnen, noch der Tatort ſich 
befindet. Iſt aber, wie es die Regel ſein wird, der Gerichtsſtand 
der begangenen Tat oder des Wohnorts ohnehin bei dem AG. be⸗ 
gründet, in deſſen Bezirk die die Strafverfügung erlaſſende Polizei⸗ 
behörde ihren Sitz hat, ſo bedarf es keiner Sondervorſchrift zur 
Begründung feiner Zuftändigkeit. 

Dieſe Betrachtungen zeigen, daß ſich der Gerichtsſtand für das 
Verfahren nach vorausgegangener polizeilicher Strafverfügung nach 
den allgemeinen Vorſchriften über die örtliche Zuſtändigkeit im 
Strafverfahren richtet. Insbeſ. iſt nirgends ein ausſchließlicher 
Gerichtsſtand begründet. Das AG. A., in deſſen Bezirk die Amts⸗ 
hauptmannſchaft F. ihren Sitz hat, wäre alſo nur daun örtlich zu⸗ 
fländig zur Entſch. über die Strafverfügung, wenn der Beſchuldigte 
in ſeinem Bezirk wohnte oder dort die Tat begangen hätte, da ein 
anderer Gerichtsſtand im vorliegenden Falle nicht in Frage kommt. 
Ebenſo wäre das AG. O. nur unter der gleichen Vorausſetzung 
zuſtändig. Der Beſchuldigte hat ſeinen Wohnſitz bereits zur Zeit 
des Erlaſſes der Strafverfügung im Bezirk des AGG. M. gehabt und 
wohnt noch dort. Die ihm zur Laſt gelegte Tat iſt ein Unter⸗ 
laſſungsdelikt. Begehungsort iſt daher der Ort, wo die unterlaſſene 
Handlung, die Erfüllung der Unterhaltspflicht, hätte vorgenommen 
werden müſſen. Das iſt nach 88 269, 270 Abſ. 4 BGB. der Ort, 
an dem der Angehl. als der Schuldner zur Zeit der Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz hatte. Dafür, daß der Be⸗ 
ſchuldigte damals im Bezirk des AG. A. oder in dem des AG. O. 
gewohnt hat, fehlt es nach den Akten an jedem Anhalt. 

Unbedingt zuftändig iſt dagegen das AG. M. als das Gericht 
des Wohnſitzes zur Zeit der Erhebung der Kl. die hier durch Zu⸗ 
ſtellung der Strafverfügung geſchah. Es hat ſich deshalb der Unter⸗ 
ſuchung und Entſch. in der vorliegenden Sache zu unterziehen. 

(OLG. Dresden, 2. Fer StrSen., Beſchl. v. 26. Juli 1929, 2 OSt 
Reg 287 29.) 


* 


24. 844 StPO. In dem Verſchulden des Geſchäfts⸗ 
perſonals eines Anwalts iſt der Regel nach kein Wieder- 
einſetzungsgrund zu finden. f) 

Wie in der Nipr. allgemein anerkannt iſt, hat ein Verſchulden 
des Verteidigers ſelbſt in der Regel nicht als ein unabwend⸗ 
barer, den Anſpruch auf Wiedereinſetzung begründender Zufall zu 


kürlich ein ihr genehmes Gericht für die Aburteilung einer Über⸗ 
tretung wählen könnte, indem ſie einer beſtimmten Polizeibehörde 
zum Erlaß des Strafbefehls Anweiſung erteilt. Das wäre um ſo 
unerträglicher, als gerade in Übertretungsſachen die verſchiedenen 
OL G., denen in letzter Inſtanz die Entſch. obliegt, hinſichtlich der 
Auslegung von Übertretungsgeſetzen oft voneinander abweichen, wie 
dies noch jüngſt hinſichtlich der Beleuchtungspflicht von Automobilen, 
die unter einer ſie voll beleuchtenden Lichtquelle aufgeſtellt ſind, 
bekanntgeworden iſt. Es kann daher nur begrüßt werden, wenn 
durch Beſchluß ſolcher Willkür durch Hinweis auf die allein maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen der StPO. entgegengetreten wird. 
IR. Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


Zu 24. Der Enlſch. muß beigetreten werden: Die Einhaltung 
von Rechtsmittelfriſten iſt eine ſo überaus verantwortungsvolle An⸗ 
gelegenheit, daß auch dem vielbeſchäftigten RA. zugemutet werden 
muß, in ſeinem Geſchäftsbetrieb beſondere Sicherungen organi⸗ 
ſatoriſcher Art gegen die Gefahr einer Verſäumung zu treffen. Wer 
dafür verantwortlich iſt, daß derjenige, der ſich ihm als Klient an⸗ 
vertraut, nicht aus formalen Gründen ſeines letzten Rechtsmittels 
verluſtig geht, darf ſich nicht — wie dies hier geſchehen it — aus⸗ 
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gelten. Ob in einem Verſchulden des Geſchäftsperſonals 
des Anwalts ein Wiedereinſetzungsgrund zu finden iſt, hängt im 
weſentlichen von den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falles 
ab. Entſcheidend wird dabei immer ſein müſſen, ob das Verſehen des 
Geſchäftsperſonals bei gehöriger Leitung und Überwachung desſelben 
durch den Anwalt vermieden werden konnte. Iſt das Verſehen auch 
vom Anwalt ſelbſt zu vertreten, ſo vermag es einen Wiedereinſetzungs⸗ 
grund nicht abzugeben (OLG. Dresden: Sächſ Arch. f. Rechtspfl. 
1928 S. 300). 

Bei der Stellung und Begründung von Reviſionsanträgen han⸗ 
delt es ſich um die Wahrnehmung eines Geſchäfts, das nur von dem 
Anwalt perſönlich, nicht auch von feinem Geſchäftsperſonal vor⸗ 
genommen werden kaun. Wenn im vorliegenden Falle der RA. den 
ihm übermittelten Auftrag zur Begründung eines bereits eingelegten 
Rechtsmittels annahm, die dazu erforderliche Vollmacht alsdann vom 
Geſuchſteller beizog und beſondere Nachricht vom Friſtbeginn erhielt, 
ſo war er unter allen Umſtänden verpflichtet, ſich auch ſelbſt um die 
ſchleunige Ausführung des ihm angetragenen und von ihm über⸗ 
nommenen Geſchäfts zu kümmern und eigene Sorge dafür zu tragen, 
daß es ordnungsgemäß und vor allem in der geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen Friſt erledigt wurde. Dieſer Verpflichtung iſt nicht in aus⸗ 
reichendem Maße genügt worden. Bei der an ſich gebotenen Eile 
wäre es am Platze geweſen, die ihm perſönlich obliegende Reviſions⸗ 
begründung entweder unverzüglich ſelbſt in Angriff zu nehmen oder 
doch wenigſtens, wenn er dies auf ſpätere Zeit verſchob, die als⸗ 
baldige Wiedervorlegung der Sache noch vor Friſtablauf 
beſonders anzuordnen. Haͤtte er dies getan, ſo würde er die 
ihm mögliche und zuzumutende Sorgfalt bei Ausführung des Auf⸗ 
trags angewendet haben; jedenfalls durfte er ſich aber — und zwar 
ſelbſt bei ſtärkſter Arbeitsbelaſtung — nicht darauf beſchränken, die 
Sache trotz ihrer Dringlichkeit — wie jede audere — dem Kanzlei⸗ 
vorſtande zur weiteren Behandlung zu überlaſſen, ohne zugleich 
vorſorglich wegen des Zeitpunktes der Wiedervor⸗ 
legung ſelbſt Beſtimmung zu treffen. Obſchon alſo der 
Kanzleivorſtand verſehentlich die Eintragung der Friſt unterlaſſen 
hat, war der Verteidiger deshalb noch nicht von der eigenen Haf⸗ 
tung für die Beobachtung der Friſt befreit. Aus dieſem Grunde konnte 
in dem Verſehen des Angeſtellten nach Lage des Falles kein die Friſt⸗ 
einhaltung verhindernder unabwendbarer Zufall i. S. des 8 44 
SPD. erblickt werden (vgl. auch Alsberg, Entſch. d. OLG. 1, 
141-145). 

(OG. Dresden, Beſchl. v. 10. Mai 1929, 1 08t Reg 173/29.) 


* 


25. 8163 StPO. Der Eidespflichtige hat bei Ab⸗ 
legung des Offen barungseides nur dann Veranlaſſung, 
ſich über Richtigkeit feiner Angaben beſonders zu ver- 
gewiſſern, wenn ihm Zweifel über die Richtigkeit beige⸗ 
kommen und gleichzeitig auch die Erkenntnis, daß er bei 
Benutzung beſtimmter Kontrollmittel zu einer Richtig⸗ 
ſtellung feiner Anſicht gelangen würde. }) 
Der Angelhl. hat geltend gemacht, er ſei bei Ablegung des 
Offenbarungseides nicht leichtfertig verfahren, da er ihn auf Grund 
der feſten Überzeugung geleiſtet hätte, 
daß die fraglichen Geſchäftsanteile feiner Eehefrau wegen 
völliger Wertloſigkeit keine Vermögensſtücke mehr ſeien und 

daß überdies die Nutzung am Vermögensbeſitze der Frau 
255 ſchon rechtswirkſamer ehelicher Gütertrennung nicht ihm 
gebühre. 

Zur Bejahung der Frage, ob die vom Angekl. geltend ge- 
machte Unkenntnis vom Tatbeſtandsmerkmale der objektiven 
Unwahrheit deſſen, was er beſchwören ſollte, auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhe (8 59 Abſ. 2 StGB.), hätte dem Tatrichter die 


ſchließlich auf die Promptheit und Exaktheit einer angeſtellten 
Hilfsperſon verlaſſen. Nach meiner Anſicht hätte der fragliche RA. 
nicht nur „die alsbaldige Wiedervorlegung beſonders anordnen“, 
ſondern dieſe Reviſionsſache in ſeinem perſönlichen Termins⸗ 
kalender (den jeder Anwalt zu führen pflegt), gegenvormerken müſſen. 
Trägt der RA. derart beſonders wichtige Sachen auch in ſeinem 
eigenen Terminskalender ein, der auf ſeinem Schreibtiſch liegt, oder 
den er als Taſchenbuch mit ſich zu führen pflegt, ſo hat er die Gegen⸗ 
kontrolle gegenüber den Terminseintragungen ſeines Büros und iſt 
gegen ein Verſehen von derartiger Folgenſchwere geſichert. Das Ver⸗ 
ſehen, das im vorliegenden Falle paſſierte, wäre zu vermeiden ge⸗ 
weſen, wenn der Verteidiger ſich nicht ausſchließlich auf die 
Sorgfalt eines untergeordneten Organs verlaffen, ſondern ſich auch 
ſelbſt um die Friſt bekümmert hätte. Es liegt alſo ein vermeidbares, 
nicht ein „unabwendbares“ Ereignis vor, ein Verſehen, das man nicht 
als „Zufall“ gelten laſſen kann (vgl. RG. 2, 424). 
RA. Dr. v. Scanzoni, München. 


Zu 25. Der Standpunkt des vorliegenden Urteils verdient 


volle Zuſtimmung und entſpricht dem in der Anm. IW. 1927, 


1314/15 5, 2013 285; 1929, 778/780 58, 101419 Gesagten. 


Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


Feſtſtellung nicht genügen dürfen, „daß der Angell., dafern er 
wirklich in jenen zwei Punkten der behaupteten Überzeugung ge⸗ 
weſen ſein ſollte, die Möglichkeit ſorgfältiger Prüfung durch Er⸗ 
kundigung bei Perſonen von rechtlicher Einſicht beſeſſen, jede der⸗ 
artige Erkundigung aber unterlaſſen habe“. 

Das LG. hat damit gerechnet, daß der Angekl. in der Tat der 
betreffenden überzeugung geweſen iſt. Von demjenigen aber, der 
ſich von der Richtigkeit einer Meinung überzeugt hält, kann nicht 
ohne weiteres gefordert werden, daß er dennoch die Verpflichtung 
in ſich fühle, die Gefahr eines Irrtums in Erwägung zu ziehen 
und die erlangte Überzeugung nochmals durch Vornahme beſonderer 
Kontrollhandlungen auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Sind keine kon⸗ 
kreten Umſtände an den überzeugten herangetreten, angeſichts deren 
fi) Ungewißheit in ihm regen mußte, jo kann ihm füglicherweiſe 
nicht die Pflicht einer Vergewiſſerung angeſonnen werden. Das 
Vorliegen ſolcher Umſtände, die einen Anſtoß für den Angekl. ge⸗ 
bildet hätten, ſie auf ſein Vorſtellungsvermögen einwirken zu 
laſſen und in Beachtung derſelben die Richtigkeit ſeiner Über⸗ 
zeugung durch Aufſuchen und Benützen von Erkenntnisquellen, auf 
die ſich in jenen ein Hinweis fand, der Nachprüfung zu entziehen, 
iſt im angefochtenen Urteile nicht feſtgeſtellt. Neben dieſer Feſt⸗ 
ſtellung wäre, um für die Annahme fahrläſſiger Eidesverletzung 
die nötige Grundlage gewinnen zu können, weitere Feſtſtellung nach 
der Richtung erforderlich geweſen, ob im vorliegenden Falle die 
betreffenden Umſtände und die Erkenntnisquellen, die für eine Be⸗ 
achtung durch den Angekl. in Betracht kamen, objektiv auch wirk⸗ 
lich geeignet waren, dieſen zur Aufgabe ſeiner Überzeugung zu 
bringen und die falſche Eidesangabe zu vermeiden. Denn nur unter 
ſolcher Vorausſetzung würde der unrichtige Schwur durch eine in 
der Nichtbenützung jener Kontrollmittel liegende Fahrläſſigkeit ver⸗ 
ſchuldet fein. Würde ſich aber ergeben, daß bei Benützung der vor⸗ 
handenen Vergewiſſerungsmöglichkeiten der Angekl. vor Ablegung 
des Eides zu einer Anderung ſeiner bisherigen Annahme gelangt 
wäre, ſo hätte endlich bei den Feſtſtellungen des Tatrichters auch 
noch die Frage Berüchkſichtigung zu finden, aus welchen Gründen 
jener von Benützung der Erkenntnisquellen abgeſehen hat und ob 
ihm in Anbetracht feiner Beſtimmungsgründe dieſe Unterlaſſung 
62 5 a gereichen kann oder nicht (vgl. RGSt. 27, 268; 
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(OLG. Dresden, Urt. v. 25. Juni 1929, 2 OSt 77/29.) 
d 


28. 8 172 StPO. Die den Rechtsanwalt zu dem Antrag 
ermächtigende Vollmacht muß innerhalb der geſetzlichen 
Friſt bei Gericht eingereicht ſein. 

Der von RA. S. geſtellte Antrag auf gerichtliche Entſcheidun 
wird als unzuläſſig verworfen, weil die Legitimation des RA. S. 
nicht rechtzeitig nachgewieſen worden iſt. Die am 6. Juli 1929 er⸗ 
folgte Bevollmächtigung des S. und die am 8. Juli 1929 erfolgte 
Einreichung der Vollmachtsurkunde ſind verſpätet. Die Vollmacht muß 
innerhalb der in 8172 SPD. beſtimmten Monatsfriſt vorgelegt jein. 
Dieſe Friſt iſt aber bereits mit Ablauf des 5. Juli 1929 verſtrichen, 
da der angefochtene Beſchluß der StA. beim OLG. dem Antragſteller 
bereits am 5. Juni 1929 zugeſtellt worden iſt (vgl. Loewe⸗Roſen⸗ 
berg, StPD., 17. Aufl., § 172 Nr. 8 a). 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 26. Juli 1929, 2 OStReg 300/29.) 
* 


27. 8172 StPO. Angehörige und Erben des Verletzten 
gelten ihrerſeits nicht als Verletzte. 

Den Antragſtellern fehlt die Berechtigung zur Stellung des An⸗ 
trages aus 8172 StPO. In ihrer bloßen Eigenſchaft als Angehörige 
und Erben der an den Folgen des Unfalls verſtorbenen Frau ſind 
ſie nicht als „Verletzte“ i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung anzuſehen. 
Als Verletzter hat nur derjenige zu gelten, deſſen Rechte durch die 
behauptete ſtrafbare Handlung unmittelbar betroffen werden. Wie 
die Entſtehungsgeſchichte des 8172 StPO. ergibt, hat der Geſetzgeber 
nur dem unmittelbar Verletzten das Recht gewähren wollen, gegen 
den ablehnenden Beſcheid der Staatsanwaltſchaft auf Erhebung der 
öffentlichen Klage den Antrag auf gerichtliche Entſch. zu ſtellen. Die 
Antragsbefugnis des 8172 StPO. darf daher nicht jo weit aus⸗ 
gedehnt werden, daß ſchließlich jeder, der aus irgendeinem Grunde 
ein Intereſſe an der Strafverfolgung haben mag, eine gerichtliche 
Entſch. über die Erhebung der öffentlichen Klage herbeiführen könnte. 
Die Erſtreckung des Begriffs „Verletzter“ auf Perſonen, deren Rechte, 
wie dies hier zweifellos der Fall iſt, nur mittelbar durch die ſtraf⸗ 
bare Handlung betroffen werden, iſt hiernach nicht angängig. Anderen⸗ 
falls wäre eine feſte Abgrenzung dieſes Begriffs überhaupt nicht 
möglich. Vor allen Dingen würde aber dann die vom damaligen 
Bundesrat gewollte und verlangte Einſchränkung, das Recht auf 
Stellung des Antrags nicht dem Anzeigeerſtatter ſchlechthin, ſondern 
nur dem Verletzten einzuräumen, keinen praktiſchen Wert haben. 
Aus der Strafanzeige der Antragſteller erhellt übrigens deutlich, daß 
ſie nur im Hinblick auf die von ihnen gegen die Direktion der 
ſtädtiſchen Straßenbahn erhobenen zivilrechtlichen Anſprüche ein „be⸗ 
deutendes“ Intereſſe an der Durchführung des Strafverfahrens haben. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ein unmittelbarer Eingriff durch die ſtrafbare Handlung in ihre 
Rechte, insbeſ. in ihr Vermögen, iſt nicht dargetan. Wie angenommen 
werden muß, ſind ſämtliche Antragſteller großjährig. Dafür, daß ſie 
durch den Tod ihrer Mutter bzw. Schwiegermutter irgendwelcher 
Unterhaltsanſprüche verluſtig gegangen wären (vgl. 88 1601 ff. BGB.), 
fehlt es an jedem Anhalt (vgl. hierzu Löwe⸗Roſenberg, Komm. 
z. SPD. 17. Aufl., Anm. 5b zu 8172). Dieſe Auffaſſung ſteht mit 
der vom OLG. Dresden: Annalen 18, 199 vertretenen nicht in Wider⸗ 
ſpruch. Dieſem Beſchluſſe lag ein anderer Sachverhalt zugrunde. 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 28. Mai 1929, 2 OStReg 200/29.) 

* 

28. 8 245 Ubf. 2 StPO. bezieht ſich nur auf die tat⸗ 
ſächlich geladenen und erſchienenen Zeugen oder Sachver- 
ſtändigen. 

I. Die Beſtimmung des 8 245 Abſ. 2 SPD. enthält nur eine 
Ausnahme von der Beſtimmung des Abf. 1 und läßt die Vorſchrift 
des $ 244 Abſ. 2 StPO. völlig unberührt. 


OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 13. März 1929, 1 OSta 16/29.) 


II. Die Ablehnung des Beweisantrags ſtützt ſich auf 8 245 
Abſ. 2 StPD., der dem AR. bei Verhandlungen, die Übertretungen 
betreffen, die Befugnis verleiht, den Umfang der Beweisaufnahme 
frei zu beſtimmen. Dabei iſt jedoch überſehen, daß dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift keine ſelbſtändige iſt, ſondern, als zweiter Abſatz zu dem 
erſten Abſatze des $ 245 SPD. hinzugefügt, lediglich eine Ausnahme 
von der im erſten Abſatze gegebenen Regelvorſchrift enthält, alſo nur 
in dem Falle zur Anwendung zu kommen hat, daß eine Anzahl von 
Zeugen — oder Sachverſtändigen — geladen und erſchienen iſt, der 
AR. aber nach Vernehmung eines oder mehreren von ihnen die 
Abhörung der übrigen als entbehrlich anſieht. Dieſer Fall iſt aber 
vorliegend nicht der gegebene. Hier iſt ein Antrag auf Abhörung 
von Zeugen geſtellt geweſen, die nicht geladen und er⸗ 
ſchienen waren, ſondern erſt als Beweismittel in die Verhandlung 
eingeführt werden ſollten. Bezüglich der Vernehmung ſolcher Zeugen 
hat daher der AR., wie die geſetzlichen Vorſchriften nun einmal liegen, 
keine freie Hand gehabt, die Vernehmung vielmehr nur aus den 
Gründen, die auch ſonſt für die Ablehnung von Beweisanträgen 
allgemein gelten, zurückweiſen dürfen. Als folder Grund Kann jedoch 
der vom AR. angeführte, daß der Sachverhalt ſchon durch die vernom⸗ 
menen Zeugen ausreichend aufgeklärt ſei, nicht in Betracht kommen. 
Denn die neu als Beweismittel benannten Perſonen haben gerade als 
Gegenzeugen das bisherige Beweisergebnis in allen Punkten er⸗ 
ſchüttern ſollen, ſind mithin für die Schuld- und Straffrage nicht 
nur nicht völlig unerheblich geweſen — was allein die Ablehnung ihrer 
Vernehmung hätte rechtfertigen können —, ſondern ſogar ſehr 
wichtig, zum mindeſten die beiden erſtgenannten als dem Angehl. 
fremden Perſonen (vgl. Arch. f. Rechtspfl. in Sachſen 1927, 366). 
Das Erfordernis eines ordnungsmäßig begründeten Gerichtsbeſchluſſes 
nach § 244 Abſ. 2 SPD. umfaßte alſo auch im vorl. Falle die 
Notwendigkeit einer Begründung, die nicht gegen 8338 Ziff. 8 ver⸗ 
ſtieß, insbeſ. nicht das künftige Beweisergebnis vorwegnahm. Konnte 
eine ſolche Begründung nicht gegeben werden — und nach dem oben 
Dargelegten konnte ſie es nicht — ſo war der Beweis zu erheben. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 27. März 1929, 1 OSta 21/29.) 
* 

29. 88 245 Abſ. 2, 338 Ziff. 8 Stßo. Behauptet der 
Angeklagte, daß eine beſtimmte Perſon ſeine Darſtellung 
beſtätigen könne, fo iſt hierin ein Beweisantrag zu er- 
blicken. Dieſer Antrag iſt auch dann zu beſcheiden, wenn 
der Richter erklärte, laut Akteninhalts habe der Zeuge 
früher keine Angaben zur Sache machen können, und der 
Angeklagte daraufhin einen beſonderen Antrag auf Ladung 
des Zeugen nicht geſtellt hat. f) 

Bei feiner Vernehmung zur Sache hat der Angehl. erklärt, 
der Ziegeleiarbeiter K., fein Begleiter, werde die von ihm ge⸗ 
machten Angaben insbef. in der Beziehung beſtätigen können, daß 
er, Angekl., an dem Tage ſchon um ½5 Uhr nachm. wieder in 
G. geweilt habe und er deshalb gar nicht der Täter geweſen ſein 
könne. Der AR. hat jedoch, weil der Angekl. nach Hinweis dar⸗ 
auf, daß K. laut Akten irgendwelche Angaben zur Sache nicht 
zu machen vermöge, es unterlaſſen hat, noch einen beſonderen 
Antrag auf Ladung 8.3 als Zeugen zu ſtellen, ohne Eingehen auf 
das Vorbringen das Urteil geſprochen. 


Zu 29. Das Urteil bewegt ſich erfreulicherweiſe in dem gleichen 
Gedankengang, von dem auch eine neuere Entſch. des 3. StrSen. 
des RG. b. 24. Sept. 1928: JW. 1928, 2988 ausgeht, indem fie 
über formale Bedenken hinweg als bedeutſamſten Grundſatz des 
Strafverfahrens die „materielle Wahrheitserforſchung“ bezeichnet 
und aus 8 155 Abſ. 2 StPO. die richterliche Pflicht herleitet, 
alle Aufklärungsmöglichkeiten zu erſchöpfen, die in der Haupt⸗ 
verhandlung hervorgetreten ſind. Das vorliegende Urteil hätte des⸗ 
halb auch ohne weiteres mit der Verletzung des 8 155 begründet 
werden können. Die eminente Wichtigkeit der reichsgerichtlichen 


Dieſe Verfahrensweiſe iſt rechtlich zu beanſtanden. 

Angenommen, die Erklärung des Angekl. hätte Zweifel 
daran aufkommen laſſen, ob er damit einen Beweisantrag habe 
ſtellen wollen oder nicht, hätte es dem AR. obgelegen, durch nähere 
Befragung des Angekl. hierüber Klarheit zu ſchaffen. Das iſt 
jedoch nicht nur nicht geſchehen, ſondern es iſt ſogar möglicherweiſe 
durch den Hinweis auf die Akten, der Abgabe einer weiteren Er⸗ 
klärung des Angekl., die die zu vermiſſende Klarheit hätte 
bringen können, entgegengewirkt worden. 

Die Erklärung des Angekl. iſt aber in Wirklichkeit ein, 
wennſchon in feiner Faſſung laienhafter, Beweisantrag geweſen; 
denn es ſind ſowohl die Tatſachen, über die Beweis erhoben werden 
ſollte, wie das zu benutzende Beweismittel darin deutlich be⸗ 
zeichnet worden. Aus der Bemerkung, der Angekl. habe es unter⸗ 
laſſen, einen Antrag auf Ladung 8.3 als Zeugen zu ſtellen, geht 
nicht hervor, wie ſich der Angekl. auf den Hinweis des AR. ſonſt 
verhalten, ob er etwas darauf geäußert oder ob er dazu ge⸗ 
ſchwiegen hat. Der Beweisantrag iſt deshalb — trotz 8 245 Abſ. 2 
SPD. — nach 8 244 Abſ. 2 zu beſcheiden en Durch die 
ſtillſchweigende Ablehnung, die einem förmlichen Ablehnungs⸗ 
beſchluſſe gleichzuachten war (RGSSt. 57, 263), ift die Verteidigung 
des Angekl. unzuläſſig beſchränkt worden. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 8. Mai 1929, 1 OSta 43/29.) 
* 


30. 8 264 StPO. Bei einer Beleidigungsanklage kann 
das Gericht auch eine im Strafbefehl nicht hervorgehobene 
Außerung zum Gegenſtand der Urteilsfindung machen. 

Gegenſtand iſt das geſamte beleidigende Verhalten des Angehl. 
Das Gericht war daher nicht behindert, eine bei dieſer Gelegenheit 
getaue, in dem Strafbefehle nicht beſonders hervorgehobene Auße⸗ 
rung des Ungekl. zum Gegenſtand der Urteilsfindung zu machen, 
wenn ſich dieſe Außerung als eine Beleidigung i. S. § 185 StB. 
erwies. Der Strafantrag umfaßt offenſichtlich das geſamte Ver⸗ 
halten des Angel. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Mai 1929, 1 OSt 66/29.) 
* 


31. 8 303 StPO. findet bei Vertagungen keine An- 
wendung. 

Im Gegenſatz zur Auffaſſung des Kammervorſitzenden, die ſich 
auf den von Loewe⸗Roſenberg (17. Aufl., Anm. 3 zu 8 303 
SPD.) und auch von anderer Seite eingenommenen Standpunkt 
ſtützt, vertritt das OLG. die Rechtsanſicht, daß die nach Ver⸗ 
tagung begonnener Hauptverhandlung über ein Rechtsmittel 
erklärte Rechtsmittelrücknahme zu ihrer Wirkſamkeit der gegne⸗ 
riſchen Zuſtimmung ebenſo bedarf, wie dies in der zur Vertagung 
gelangten erſten Hauptverhandlung der Fall geweſen wäre. In ein⸗ 
deutiger Wortfaſſung beſtimmt 8 303 StPO. den Beginn der 
Hauptverhandlung als den Zeitpunkt, mit dem die Befugnis des 
BeſchwF., fein Rechtsmittel ohne Einwilligung des Gegners zurück⸗ 
zuziehen, untergeht. Dieſer Untergang iſt nach dem Willen des 
Geſetzes ſonach ſchon eingetreten, bevor die Vertagung der begonne⸗ 
nen Hauptverhandlung erfolgt. Für die Abſicht des Geſeßzgebers, 
bei Vertagung einer begonnenen Hauptverhandlung im Wege der 
Fiktion die Tatſache der bis dahin ſtattgehabten Verhandlung als 
ungeſchehen gelten und bis zum Beginn der nüchſten Verhandlung 
jene urſprüngliche Befugnis des Beſchwỹ. zur einſeitigen Rück⸗ 
nahme ſeines Rechtsmittels wiederaufleben laſſen zu wollen, ſpricht 
nichts, da kein erkennbares Bedürfnis für eine prozeſſuale Fiktion 
dieſer Art vorhanden iſt. Vielmehr ſteht einer ſolchen Abſicht der 
geſetzgeberiſche Zweck entgegen, dem die Vorſchrift in 8 303 StPO. 
entſprungen iſt und der in dem Aufſatze von Brandt: JW. 1925, 


2748 eine überzeugende Darlegung gefunden hat. Der in dieſem 


Auſſatz entwickelten Rechtsanſicht, die übrigens auch vom KG. ge 
teilt ſowie von namhaften Autoren vertreten wird (ogl. z. B. Ger⸗ 
land, Syſtematik des Strafprozeſſes S. 397, 398), hat ſich der 
Senat angeſchloſſen. Der Stellungnahme von Loewe⸗Roſen⸗ 
berg Bann im vorliegenden Meinungsitreite um fo weniger gefolgt 
werden, als er ſich bezüglich der Frage, ob der Einſpruch gegen 
einen Strafbefehl beim Stattfinden mehrerer Hauptverhandlungen 
noch nach Beginn der erſten Verhandlung wirkſam zurückgenommen 
werden kann, in feinen Erläuterungen zu § 411 SPD. unter 
Note 7 zur gegenteiligen — den obenerwähnten Geſichts⸗ 


Entſch. liegt nämlich darin, daß nun nicht mehr, wie in früheren 
ungezählten Fällen, Neofjionen, welche die Nichterhebung von Be⸗ 
weiſen rügen, daran ſcheitern werden, daß das Beweiskhema un⸗ 
klar formuliert, ein präziſer Beweisantrag nicht geſtellt, ja ein 
Gerichtsbeſchluß über die Ablehnung eines ſolchen gar nicht er⸗ 
wirkt worden iſt. Denn — wie v. Beling in der Anm. zu der 
vorerwähnten Entſch. ſagt — „die Aufklärungspflicht ift als Amts⸗ 
pflicht des Gerichts eine andere (man darf hinzufügen: eine wich⸗ 
tigere und höhere) als die Pflicht, Beweisanträge korrekt 


zu behandeln“. 
IM. Dr. Mamroth, Breslau. 


58. Jahrg. 1929 Heft 39) 


punkten entſprechenden — Auffaſſung bekennt, wiewohl für den 
Senat kein zwingender Grund erſichtlich iſt, warum die zur Entſch. 
ſtehende Frage in beiden Fällen verſchieden beurteilt werden müßte. 
(OLG. Dresden, Veſchl. v. 11. Juni 1929, 2 OStReg 237/29.) 
1 


32. 8 329 StPO. Es kommt nicht darauf an, daß ſich 
der Angeklagte genügend entſchuldigt hat, vielmehr muß 
er genügend entſchuldigt fein. Die vorliegenden Entſchul⸗ 
digungsgründe ſind von Amts wegen zu berückſichtigen. 

Angekl. hat unter Bezugnahme auf RGSSt. 59, 277; 62, 420 
geltend gemacht, daß es nicht darauf ankomme, ob er ſich genügend 
entſchuldigt habe, ſondern darauf, ob er genügend entſchuldigt ſei. 
Etwaige Entſchuldigungsgründe ſeien von Amts wegen zu berüdı- 
ſichtigen. Da der Angekl. auf feinen Antrag um Terminsverlegung in 
dem Schreiben an das JuſtMin. ohne Beſcheid geblieben ſei, obwohl 
er einen ſolchen habe erwarten dürfen, könne, da er mit der Zurück⸗ 
weiſung des Antrags nicht habe rechnen können, ſein Ausbleiben in 
dem Berufungshauptverhandlungstermin nicht als ungenügend ent⸗ 
ſchuldigt angeſehen werden. 

Richtig iſt, daß bei Rev. gegen ein gem. 8 329 SED. er⸗ 
gangenes Urteil das Nev®. zu prüfen hat, ob etwa der Rechtsbegriff 
der genügenden Entſchuldigung verkannt iſt, ob das BG. insbeſ. 
ſeine Pflicht beobachtet hat, Entſchuldigungsgründe auch von Amts 
wegen zu berückſichtigen und alle ihm vorliegenden einſchlägigen Be⸗ 
weismittel zu würdigen. Daß die Str. dieſe Pflicht verſaumt habe, 
iſt aber nicht erſichtlich. Sie iſt auf den Inhalt des Schreibens des 
Angekl. an das Juſt Min. eingegangen und erkennbar auf Grund der 
Tatſache, daß fi der Angekl. mit feinem Antrag auf Termius⸗ 
verlegung ſo kurz vor der Verhandlung nicht an das zuſtändige 
Gericht, ſondern an das JuſtMin. gewendet hatte, zu der Über⸗ 
zeugung gelangt, daß es dem Angekl. nur auf eine Verſchleppung 
des Verfahrens angekommen ſei. Einen Rechtsirrtum, läßt dieſe An⸗ 
nahme nicht erkennen. Wenn bei der gegebenen Sachlage und zumal 
ein Fall, in dem eine Vertretung des Angekl. zuläſſig geweſen wäre 
(ogl. 88 232, 233, 234, 332 Sto. und 8 185 StéB.), nicht vor⸗ 
lag, die Berufung des Angekl. auf Grund von 8 329 SPD. ver⸗ 
worfen worden iſt, ſo iſt dies rechtlich nicht zu beanſtanden. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 25. Juni 1929, 2 OSt 76/29.) 
* 


33. 88 331, 339, 354, 359, 410, 467 StPO. Hat ein Straf⸗ 
befehl Rechtskraft erlangt und iſt dies irrigerweiſe in zwei 
Rechtszügen überſehen worden, fo hat das RevG. von Amts 
wegen die Nichtigkeit der beiden ergangenen Urteile aus⸗ 
zuſprechen und den Einſpruch gegen den Strafbefehl zu 
verwerfen. Der Angeklagte kann in dieſem Falle von den 
Koſten der beiden Rechtszüge befreit werden. 


Weder das Schreiben der GmbH. noch das des Angekl. ſelbſt 
kann als rechtswirkſamer Einſpruch angeſehen werden. In erſterem 
Schreiben wird unzweideutig erklärt, daß die Entſchließung auf den 
Strafbefehl dem abweſenden Angekl. vorbehalten wird. Und die 
ausdrückliche Einſpruchseinlegung des Angekl. im zweiten Schreiben 
iſt verſpätet. 

Hiernach unterliegt es keinem Zweifel, daß der Strafbefehl mit 
Ablauf des 20. März 1928 rechtskräftig geworden iſt. Das weitere 
gerichtliche Verfahren nach dieſem Tage entbehrte daher der erforder⸗ 
lichen Rechtsgrundlage eines wirkſam den Eintritt der Rechtskraft 
hindernden Einſpruchs (5 410 StPO.). Dieſer Mangel einer not⸗ 
wendigen prozeſſualen Vorausſetzung für ein Sachurteil iſt in jeder 
Lage des Verfahrens von Amts wegen zu berückſichtigen. Er iſt auch 
nicht durch den Fortgang des Verfahrens und die gegen die Grund⸗ 
ſätze über die Rechtskraft verſtoßenden Sachurteile im erſten und 
zweiten Rechtszug geheilt worden. Durch derartige unzuläſſige Haupt⸗ 
verhandlungen und Urteile kann ein rechtskräftiger Strafbefehl nicht 
außer Kraft geſetzt werden. Da das erſtinſtanzliche Sachurteil ſomit 
unheilbar nichtig war (vgl. Loewe⸗Roſenberg, Stpo., 18. Aufl., 
S. 417), ſtand 8331 StPO. der Berückſichtigung des Prozeßhinder⸗ 
niſſes der Rechtskraft des Strafbefehls durch das BG. nicht ent⸗ 
gegen. Ebenſowenig hindert 8339 SPD. die Berückſichtigung im 
Reviſionsverfahren, da die Rechtsnormen über die Rechtskraft nicht 
lediglich zugunſten des Angekl. gegeben find, ſondern im öffentlichen 
Intereſſe. Abwegig iſt auch der Einwand in der Gegenerklärung des 
Verteidigers auf die Rev., daß das weitere gerichtliche Verfahren nach 
Eintritt der Rechtskraft des Strafbefehls als Wiederaufnahme eines 
rechtskräftig geſchloſſenen Strafverfahrens i. S. der 88 359 f. StPO. 
anzuſehen ſei. Die Möglichkeit einer ſolchen Annahme wird — ganz 
abgeſehen vom Fehlen aller formellen Vorausſetzungen — ſchon das 
durch ausgeſchloſſen, daß es nach der herrſchenden, vom Senat ge⸗ 
teilten Rechtſprechung im geltenden Verfahrensrecht eine Wieder⸗ 
aufnahme gegen rechtskräftig gewordene Strafbefehle nicht gibt, 
ſondern nur gegen rechtskräftige Urteile. 

Nach alledem ſind die Sachurteile im erſten und zweiten Rechts⸗ 
gang abſolut nichtig. Sie müſſen deshalb aufgehoben werden und der 
erſte Rechtszug muß durch Verwerfung des verſpäteten Einſpruchs als 
unzuläſſig ſeinen förmlichen Abſchluß erhalten. Da die Sache ohne 
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weitere Erörterungen ſpruchreif iſt, hat das Rev. zur Vermeidung 
unnötiger zeitraubender und die Sache nicht fördernder Weiterungen 
nicht nur das angefochtene, ſondern zugleich das erſtinſtanzliche Urteil 
mit den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufgehoben (8 355 
SPD.) und in entſprechender Anwendung des § 354 Abſ. 1 StD. 
ſogleich ſelbſt in der Sache entſchieden. 

Hinſichtlich der Koſten war in Ermangelung einer für den vorl. 
Fall zutreffenden beſonderen Beſtimmung nach den Grundſätzen zu 
erkennen, die den Vorſchriften im 2. Abſchnitt des 7. Buches der 
StPO. zugrunde liegen. Nach der herrſchenden Meinung iſt als frei» 
geſprochener i. S. 8467 SPD. jeder Angekl. zu verſtehen, der im 
Verfahren nicht verurteilt worden iſt und auch jeder, der nicht ab⸗ 
geurteilt werden durfte, weil der Strafverfolgung ein unheilbares 
Verfahrenshindernis entgegenſtand (vgl. RGSt. 20, 118). Es iſt nun 
kein Grund erſichtlich, weshalb derjenige, der als bereits rechtskräftig 
Abgeurteilter nicht weiter verfolgt werden darf, hinſichtlich der durch 
das unzuläſſige weitere Verfahren erwachſenen Koſten ſchlechter ge⸗ 
ſtellt fein ſoll als jemand, gegen den das ganze gerichtliche Verfahren 
3. B. wegen Rechtskraft der vorausgegangenen Strafverfügung von 
vornherein unzuläſſig war und dem deshalb nur ſolche Koſten auferlegt 
werden können, welche er durch ſchuldbare Verſäumnis verurſacht hat. 
Es erſchien deshalb zuläſſig und angemeſſen, in entſprechender An⸗ 
wendung des 8 467 SPD. den Angekl. von allen gerichtlichen 
Koſten zu befreien, die nach Eintritt der Rechtskraft des Siraf⸗ 
befehls entſtanden find und die ihm im gleichen Verfahrensabſchnitt 
erwachſenen notwendigen Auslagen auch der Staatskaſſe aufzuerlegen. 
Dagegen treffen die bis zum Eintritt der Rechtskraft des Strafbefehls 
aufgelaufenen Koſten des Verfahrens den Angekl. nach § 465 Abſ. 1 
SD. 


(Och. Dresden, Urt. v. 3. Juli 1929, 2 OSt 105/23.) 
* 


34. 8 341 StPO. Reviſionen können nicht durch Fern⸗ 
ſprecher angebracht werden. 


Nach § 341 Abſ. 1 StPO. mußte die Reviſion beim AG. 
W. bis zum Ablaufe des 2. Mai 1929 ſchriftlich oder zu Protokoll 
des Urkundsbeamten eingelegt werden. Das iſt, da ſie durch Fern⸗ 
ſprecher erklärt wurde, nicht der Fall geweſen. Eine fernmündliche 
Anbringung iſt weder eine ſchriftliche noch eine zu Protokoll des 
Urkundsbeamten erfolgte, welch letztere das perſönliche Erſcheinen 
des BeſchwF. oder ſeines Bevollmächtigten vor dem Protohollverfaſſer 
vorausſetzt (RGSt. 38, 282). 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 11. Juni 1929, 2 OSta 91/29.) 
* 


35. 88 395, 403, 404 StPO. Eine Genotzüchtigte kann 
ſich dem Verfahren als Nebenklägerin auch dann an⸗ 
ſchließen, wenn ſie wegen Beleidigung oder Körperver⸗ 
letzung Strafantrag nicht geſtellt hat. Für die Frage, ob 
eine Körperverletzung in Betracht kommt, iſt bei Prüfung 
der Zuläſſigkeit einer Nebenklage die eigene Sachdar⸗ 
ſtellung der Nebenklägerin maßgebend. Die Anſchluß⸗ 
erklärung erfordert keine nähere Begründung. Die Be⸗ 
fugniſſe zum Anſchluß nach § 403 StPO. werden nicht 
dadurch ausgeſchtloſſen, daß die Nebenklägerin nach 8 404 
Abſ 1 StPO. den Bußanſpruch im Strafverfahren nicht 
mehr geltend machen kann. f) 

Bei der in Frage kommenden Entſch. iſt davon auszugehen, daß 
die Berechtigung zum Anſchluß als Nebenkl. auch dann gegeben iſt, 
wenn die zum Anſchluß berechtigenden Delikte ideell mit einem 
anderen konkurrieren und die öffentliche Klage nur wegen des 
letzteren erhoben iſt (vgl. Löwe⸗Roſenberg, SPD. 17. Aufl. 
8 395 Nr. 1). 

Für den Anſchluß als Nebenkl. kommen 8$ 395 und 403 Std. 
in Betracht. 


Zu 35. Der Kernpunkt des Urteils iſt ſeine Stellungnahme zu 
der Frage, ob die in 8 403 SPD. gewährte Befugnis zum An⸗ 
ſchluß als Nebenkl. für den, der berechtigt iſt, die Zuerkennung 
einer Buße zu verlangen, auch dann noch gegeben ſei, wenn die 
Friſt zur Stellung des Bußantrags durch die Verkündung des Urteils 
erſter Inſtanz erloſchen iſt. Leider gibt das Urteil ſelbſt keine Be⸗ 
gründung ſeiner (bejahenden) Auffaſſung; dieſe iſt vielmehr in der 
un veröffentlichten, dem Referenten durch die Liebenswürdigkeit des 
Einſenders zugänglich gewordenen Entſch. des gleichen Senats, 
20 St 27/27, enthalten. Hier heißt es wörtlich: 

„Die StPO. macht die Anſchlußberechtigung eines zum Ver⸗ 
langen einer Buße Berechtigten nicht davon abhängig, daß dieſer 
eine Buße im Strafverfahren verlangt. Der Verletzte hat die 
Möglichkeit, ſeine Entſchädigungsanſprüche nicht in der Form des 
ſtrafprozeſſualen Bußverlangens, ſondern in dem — für gewiſſe 
Fälle ſogar geeigneteren — Zivilprozeſſe zu verfolgen, zunächſt aber 
durch Mitbetreiben des Strafverfahrens an der Schaffung einer mög⸗ 
lichſt guten Grundlage für ſeine Entſchädigungsklage mitzuwirken. 
Dieſe Möglichkeit würde ohne erſichtlichen Grund erheblich beein⸗ 
trächtigt werden, wenn man den Anſchluß als Nebenkl. für die 
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Auf § 395 StPO. kann die BeſchwF. ihren Anſchluß als 
Nebenkl. allerdings nicht ſtützen, weil ſie mangels rechtzeitigen Straf⸗ 
autrags Privatklage wegen der hier allein in Betracht kommenden 
Vergehen der Beleidigung oder Körperverletzung nicht mehr erheben 
kann (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 8395 Nr. I a. E.). 

Dagegen iſt der Anſchluß nach 8 403 SPD. berechtigt. Nach 
dieſer Vorſchrift ſteht die Befugnis zum Anſchluß als Nebenkl. auch 
demjenigen zu, welcher berechtigt iſt, die Zuerkennung einer Buße zu 
verlangen. Es kommen hierfür im vorliegenden Fall nur die 88 188, 
231 StGB. in Frage. 

Soweit hinſichllich der dem Angehl. zur Laſt gelegten verſuchten 
Notzucht Tateinheit mit tätlicher Beleidigung in Betracht kommt, 
ſchlägt 8403 StPO. allerdings nicht ein, weil tätliche Beleidigung 
nach 8 185 StGB. ſtrafbar iſt, dem Beleidigten ein Bußanſpruch 
gemäß § 188 StGB. aber nur in den hier nicht in Frage kommenden 
Jällen der 88 186, 187 StGB. zufleht. 

Nach 8 231 StGB. iſt aber ein Bußanſpruch weiter gegeben in 
allen Fällen der Körperverletzung. 

Für die Frage, ob eine ſolche in Betracht kommt, iſt bei der 
Prüfung der Zuläſſigkeit einer Nebenklage nicht nur die Anklage 
oder das ergangene erſtinſtanzliche Urteil, ſondern die eigene Sach⸗ 
1 der Nebenkl. maßgebend (Löwe⸗Roſenberg, 8396 
Nr. 4). 

Wenn nun auch die Beſchwỹ. bei der von ihr abgegebenen An⸗ 
ſchlußerklärung keine nähere Begründung für dieſe gegeben hat, ſo 
iſt die Anſchlußerklärung doch deshalb noch nicht unwirkſam; denn 
die vom Geſetzgeber in § 396 Abſ. 1 SPD. allein geforderte Schrift⸗ 
form iſt gewahrt. Aus dem Akteninhalte ergibt ſich, daß nach der Dar⸗ 
ſtellung der BeſchwF. in Frage kommen kann, ob die dem Angehl. 
zur Laſt gelegte verſuchte Notzucht wegen des ihrer Angabe nach für 
ſie mit Schmerzen verbundenen Einſtemmens des Knies in Tateinheit 
mit Körperverletzung begangen iſt. Die Möglichkeit einer Ideal⸗ 
konkurrenz von verſuchter Notzucht und Körperverletzung iſt nicht 
ausgeſchloſſen (vgl. Leipz. Komm. 3. Aufl. § 223 Nr. 15 Abſ. 2; 
Frank, StGB. 8 223 III). Hiernach iſt aber auch die Möglichkeit, 
daß die BeſchwF. gegen den Angekl. einen Bußanſpruch auf Grund 
von 3231 StGB. hat, deshalb nicht auszuſchließen. 

Nach der zwar nicht unbeſtrittenen, vom beſchließenden Senat 
aber im Anſchluß an die ſtändige Rſpr. des RG. (Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, 8 403 Nr. 2a) feſtgehaltenen, im Urt. 2 OSt. 97/27 näher 
begründeten Rechtsauffaſſung wird die Befugnis zum Anſchluſſe auf 
Grund von 8 403 Std. nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die 
BeſchwF. den ihr etwa zuſtehenden Bußanſpruch nach 8 404 Abs. 1 
ED. im Strafverfahren nicht mehr geltend machen kann. Das ihr 
noch zuſtehende Recht, ihn im Zivilprozeß zu verfolgen, genügt, um 
die Anſchlußberechtigung nach § 403 SPD. zu begründen. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 7. Sept. 1928, 2 OSt Reg. 361/28.) 
* 


oberen Rechtszüge verſagen wollte. Gerade der Verletzte, der feine 
Erſatzanſprüche im Zivilprozeſſe geltend machen will, wird mög⸗ 
licherweiſe erſt infolge des unerwartet ungünſtigen Ausgangs des 
erſten Rechtszugs das Bedürfnis empfinden, ſich zur Herbeiführung 
einer günſtigeren Entſch. dem Strafverfahren als Nebenkl. anzu⸗ 
ſchließen. Der Wortlaut des § 403 StpO. . .. kann demgegenüber 
zu keiner abweichenden Auffaſſung führen, weil der Anſpruch auf 
Buße nicht durch die StpO., ſondern durch andere Geſetze begründet 
wird. § 403 hat mithin denjenigen im Auge, dem in den anderen 
Geſetzen ein Anſpruch auf Buße beigelegt iſt, und dieſe Vorausſetzung 
trifft auch dann noch zu, wenn der Verletzte zufolge der prozeſ⸗ 
ſualen Ausſchlußbeſtimmung in 8 404 Abf. 1 StpoO. den Buß⸗ 
anſpruch im Strafverfahren nicht mehr geltend machen kann.“ 
Noch etwas ſchärfer formuliert, beſagt dieſe Begründung: Es 
iſt zu unterſcheiden zwiſchen der dem Bußberechtigten verliehenen 
prozeſſualen Befugnis und ſeinem Bußanſpruch als ſolchen. Letz⸗ 
terer kann nicht mehr geltend gemacht werden, wenn das Urteil 
erſter Inſtanz ergangen iſt (8 404 1 StPD.). Dieſe Vorſchrift bes 
zweckt offenbar, den Angehl. gegen eine verſpätete Geltendmachung 
des Bußanſpruchs und die dadurch möglicherweiſe bedingte Erſchwe⸗ 
rung ſeiner Verteidigung zu ſchützen. Dieſe Erwägungen greifen 
aber nicht durch, wenn es ſich um die Frage handelt, ob der Buß⸗ 
berechtigte berechtigt ift, ſich als Nebenkel. erſt in der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz anzuſchließen. Die Rechtsſtellung des Angekl. wird dadurch, 
daß die Anſchließung erſt in zweiter Inſtanz erfolgt, nicht ver⸗ 
ſchlechtert. Andererſeits iſt nach unbeſtritten herrſchender Meinung 
die Erhebung des Bußanſpruchs (in erſter Inſtanz) nicht Voraus⸗ 
ſezung der Anſchlußbefugnis: Dieſe iſt auch gegeben, wenn Buße 
nicht verlangt wird (vgl. Loewe⸗Roſenberg, 8403 Anm. 2a). 
Wenn hiernach zwiſchen der Erhebung des Bußanſpruchs und der 
Berechtigung, ihn zu erheben, ſcharf zu ſcheiden ift, fo iſt zwar immer 
noch eine abweichende Stellungnahme in der vorliegenden Streit⸗ 
frage möglich: Man könnte fagen, die abſtrakte Berechtigung zum 
Anſchluß ſei bedingt durch die konkrete Möglichkeit, den 
Bußanſpruch geltend zu machen. Allein zwingt, wie oben gezeigt 
wurde, die billige Rückſichtnahme auf die Rechte des Angekl. nicht 
zu dieſer Stellungnahme, ſo erſcheint ſie andererſeits auch nicht ge⸗ 


Hamburg. 

36. Eine von der Partei ſelbſt verfaßte, von ihrem 
Anwalt nur unterſchriebene Eingabe genügt dem Ges 
ſetz nicht. 

Der Antrag trägt zwar am Kopf den Namen des RA. N. und 
ſcheint auch von dieſem unterſchrieben zu ſein. Geſchrieben und offenbar 
auch verfaßt iſt er aber von dem Antragſteller P. ſelbſt. Das er⸗ 
gibt ſich deutlich aus Handſchrift und Inhalt; z. B. iſt verſehentlich 
ſtehen geblieben: „Zeugnis Eigentümer meine geſchiedene Frau 
Elſa P.“. Auch ſonſt zeigt der Inhalt, daß der Schriftſatz nicht 
von einem RA., ſondern von dem Autragſteller perſönlich verfaßt 
it, In 8 172 Abſ. 2 StppO. heißt es zwar, der Antrag milſſe von 
einem RA. unterzeichnet ſein; das bedeutet aber hier, wie an 
anderen Stellen des Geſetzes, nichts anderes, als daß der RA. die 
volle Verantwortung für den Inhalt und die Begründung des An⸗ 
trages übernehmen ſoll, indem er auch auf den Inhalt ſeinen Ein⸗ 
fluß ausübt (vgl. RGSSt. 12, 367; 14, 349 u. a.). Das iſt aber 
hier offenſichtlich nicht geſchehen. Der RA. hat vielmehr lediglich 
die von dem Antragſteller ſelbſt verfaßte Eingabe mit ſeiner Namens⸗ 
unterſchrift verſehen. Damit iſt der Vorſchrift des Geſetzes nicht 
genügt. 

(OLG. Hamburg, StrSen., Beſchl. v. 22. Mai 1929, A 3 N 24/29.) 
Mitgeteilt von Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 
* 
Hamm. 

37. Über die Entſchädigung für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft kann auch nach Erlaß des freiſprechen⸗ 
den Urteils entſchieden werden. Beſchwerde gegen die 
Ablehnung des Antrags auf nachträgliche Beſchlußfaſſung 
über die Entſchädigung. Verfahren bei Nachholung der 
unterbliebenen Beſchlußfaſſung. 

Nach 8 4 des Gef. betreffend die Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Unterſuchungshaft v. 14. Juli 1904 iſt über die Ver⸗ 
pflichtung der Staatskaſſe zur Entſchädigung gleichzeitig mit dem 
den Verhafteten freiſprechenden Urteil durch beſonderen Beſchluß Be⸗ 
ſtimmung zu treffen. Dieſe Vorſchrift iſt vereinzelt dahin ausgelegt 
worden, daß die Entſch. über den Entſchädigungsanſpruch nicht mehr 
nachgeholt werden könne, wenn ſie verſehentlich unterblieben oder 
für überflüſſig erklärt worden ſei. Zu einer ſolchen Auslegung 
nötigt weder der Wortlaut noch der Sinn der Vorſchrift. Der innere 
Grund für die geſetzliche Anordnung, daß Urteil und Beſchluß gleich⸗ 
zeitig zu erlaſſen ſeien, beſteht darin, daß über den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch unter dem friſchen Eindruck des Ergebniſſes der Haupt⸗ 
verhandlung und im Einklang mit der Beurteilung der Schuld⸗ 
frage entſchieden werden ſoll. Iſt infolge Verſehens oder irriger 
Auslegung des SA Abſ. 1 oder 2 die Beſchlußfaſſung bei Erlaß 
des Urteils unterblieben, ſo darf der Entſchädigungsberechtigta 
darunter nicht leiden und kann ſeines Anſpruchs nicht deshalb ver⸗ 
luſtig gehen. Die Beſchlußfaſſung muß alsdann, auch ohne daß ein 
dahingehender Antrag geſtellt wird, von Amts wegen nachgeholt 
werden. Wird ein Antrag auf Nachholung der Beſchlußfaſſung ab⸗ 
gelehnt, fo iſt dieſe Entſch. mit der Beſchwerde anfechtbar (ebenfo 
RSt. 39, 297; Burlage, Die Entſchädigung der unſchuldig 


boten aus Erwägungen allgemeiner Art. Das Geſetz gibt drei Kate⸗ 
gorien von Perſonen das Recht zur Erhebung der Nebenklage: dem⸗ 
jenigen, der als Privatkl. aufzutreten berechtigt iſt (8 395 J); dem⸗ 
jenigen, der durch Antrag auf gerichtliche Entſch. die Erhebung der 
öffentlichen Klage herbeigeführt hat, wenn die ſtrafbare Handlung 
beſtimmte Rechtsgüter verletzt hat (8 395 II StpdO.); ſchließlich 
demjenigen, der auf Grund des materiellen Strafrechts berechtigt 
iſt, die Zuerkennung einer Buße zu verlangen (8 403 I St.). 
Der Anſchluß kann auch nach ergangenem Urteil behufs Einlegung 
von Rechtsmitteln geſchehen (8 395 1 2 StpdO.). Es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum, wenn das Geſetz im übrigen die Rechte des Nebenkt. 
ohne Rückſicht darauf regelt, aus welchem Grunde er zur Nebenklage 
berechtigt iſt, gerade für die Erhebung der Nebenklage des Buß⸗ 
berechtigten eine Einſchränkung gemacht werden und die Befugnis 
zu ihrer Erhebung von der vorherigen Geltendmachung des Buß⸗ 
anſpruchs abhängig ſein ſoll. Noch in der Hauptverhandlung erſter 
Inſtanz konnte der Bußberechtigte die Nebenklage erheben, ohne 
den Bußanſpruch geltend gemacht zu haben; in der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz wäre er dazu nicht mehr berechtigt, wenn der Bußanſpruch 
nicht ſpäteſtens vor dem Erlaß des Urteils erſter Inſtanz erhoben 
worden war! Dieſes Ergebnis iſt weder folgerichtig noch ſachlich 
gerechtfertigt. Somit iſt die Anſchlußberechtigung des Bußberechtigten 
nicht dadurch bedingt, daß er den Bußanſpruch rechtzeitig in erſter 
Inſtanz erhoben hat. 

Im übrigen verdient die Entſch. Beachtung durch die vorbild⸗ 
liche Art, mit der Erklärungen eines Prozeßbeteiligten in dem 
Sinne ausgelegt werden, der ihm die Erhaltung und Wahrung ſei⸗ 
ner prozeſſualen Rechte am eheſten ſichert, ohne daß kleinliche An⸗ 
forderungen an den notwendigen Inhalt dieſer Erklärungen geſtellt 
werden. 

RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


58. Johrg. 1029 Heft 30] 
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Beſtraften S. 81; Leſſing, Entſchädigung für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft S. 39). § 4 Abſ. 3 Satz 2 des Geſ. v. 14. Juli 
1904 ſteht nicht entgegen; denn dieſer betrifft einen Beſchluß, in 
welchem über den Entſchädigungsanſpruch ſelber, alſo materiell, Be⸗ 
ſtimmung getroffen iſt. Nur die Frage, ob das Verfahren die Un⸗ 
ſchuld des Freigeſprochenen ergeben oder dargetan hat, daß gegen 
ihn ein begründeter Verdacht nicht vorliege, iſt der Nachprüfung 
einer höheren Inſtanz entzogen. Dagegen unterliegt der Beſchluß, 
durch den eine Entſch. über dieſe Frage aus formellen Gründen ab⸗ 
gelehnt wird, der Beſchwerde gemäß den allgemeinen Beſtimmungen 
der SS 296, 304 ff. StPO. Denn ein ſolcher Beſchluß iſt keine 
Entſch., die ſich im Rahmen des 8 4 Abſ. 1 und 2 a. a. O. hält. 
Zuläſſig erſcheint weiter aber auch die Beſchwerde, die darauf ge⸗ 
gründet wird, daß nachträglich über den Entſchädigungsanſpruch ein 
unzuſtändiges oder unvorſchriftsmäßig beſetztes Gericht entſchie⸗ 
den habe. 

Der Anſicht Burlages (S. 81, 89 und ihm folgend OLG. 
Düſſeldorf W 18/27), daß in ſolchen Fällen der Staatsanwaltſchaft 
Rein Beſchwerderecht zuſtehe, weil dieſe an dem Verfahren über die 
Entſchädigung nicht beteiligt ſei, kann nicht beigetreten werden. 
Zwar hebt der § 4 des Gef. v. 14. Juli 1904 eine Mitwirkung der 
Staatsanwaltſchaft an dem Feſtſtellungsverfahren nicht hervor, ſchließt 
ſie aber auch nicht aus. Nach 8 6 iſt auf Grund des die Entſchädi⸗ 
gungsverpflichtung der Staatskaſſe ausſprechenden Beſchluſſes der An⸗ 
ſpruch durch Antrag bei der Staatsanwaltſchaft des LG. zu ver⸗ 
folgen, in deſſen Bezirk das Verfahren in erſter Inſtanz anhängig 
war. Folgerichtig darf dann auch der Staatsanwaltſchaft nicht ver⸗ 
ſagt werden, durch Anträge und Anfechtung darauf hinzuwirken, 
daß der die Grundlage der Entſchädigungsverpflichtung bildende 
Beſchluß den formellen geſetzlichen Vorausſetzungen entſpricht. 

Hinſichtlich des Verfahrens, welches im Falle der Nachholung 
einer unterbliebenen Beſchlußfaſſung über den Entſchädigungsanſpruch 
einzuſchlagen iſt, hat ſich das Schrifttum vielfach einer in der 
Reichstagskommiſſion bei der Beratung des Geſetzentwurfs ge⸗ 
äußerten Meinung angeſchloſſen, daß unter entſprechender Anwendung 
des 8320 Abſ. 4 ZPO. bei der Entſch. nur diejenigen Richter mit⸗ 
wirken können, welche als Mitglieder des erkennenden Gerichts an 
der Hauptverhandlung teilgenommen haben (ſo Burlage, Bem. 12 
zu 84; Leſſing, S. 33 u. a.). Die in der Kommiſſionsberatung 
gegebene Anregung hat im Geſetz keinen Niederſchlag gefunden. 
Nirgends findet ſich eine Stütze für die Anwendbarkeit der zivil⸗ 
prozeſſualen Vorſchrift auf ein Verfahren, das ſich, wenn nicht in 
einem Strafprozeß, ſo doch in engſter Anlegung daran abſpielt. 
Außerdem iſt auch die Anwendbarkeit deshalb bedenklich, weil es 
ſich in dem Verfahren betreffend die Entſchädigung für die erlittene 
Haft nicht um die Berichtigung einer erlaſſenen, ſondern um die 
Nachholung einer unterbliebenen Entſch. handelt. Die Durchführung 
der erwähnten Anſicht würde auch in der Praxis unter Umſtänden 
die nachträgliche Beſchlußfaſſung und damit dem Entſchädigungs⸗ 
berechtigten die Verwirklichung ſeines Anſpruchs unmöglich machen. 


Zu 38. Zwiſchen dem erſten Satz und den nachfolgenden Sätzen 
dieſer Entſch. klafft ein Widerſpruch. Was hier als Ausnahme 
vom Grundſatz hingeſtellt wird, iſt in Wirklichkeit eine Verletzung 
des Grundſatzes. Das RG. hat in zahlreichen Urteilen ausgeführt, 
„daß Verwandtſchaft oder Ehe mit dem Angekl. für ſich allein nicht 
genügen, um der Ausſage eines vorgeſchlagenen Zeugen von vorn⸗ 
herein jeden Wert abzuſprechen!“ (Loewe⸗Roſenberg, ge zu 
$ 244). Das OLG. Kiel gibt dies zwar zu, ſucht ſich aber durch den 
Hinweis zu helfen, daß im vorliegenden Falle die Wertlojigkeit 
der Ausſage „aus den ganzen übrigen feſtgeſtellten Umſtänden ein⸗ 
gehend begründet ſei“. Darin liegt zweifellos eine unzuläſſige 
Vorwegnahme der Beweiswürdigung. Ich habe ſchon vor mehreren 
Jahren bei Beſprechung der RGEntſch.: JW. 1926, 1212 zu dieſer 
Frage geſchrieben, daß der Angekl. und der Verteidiger die Nicht⸗ 
vernehmung eines Zeugen ſtets als Abſchneidung prozeſſualer Be⸗ 
fugniffe empfinden müſſen, als Verletzung des heiligſten Grund⸗ 
rechtes jedes Angekl.: alles reſtlos vorzubringen, was auch nur 
möglicherweiſe ſeine Nichtſchuld oder ſeine geringere Schuld 
dartun könnte. Die „ganzen übrigen Umſtände“ können doch nur auf 
der Grundlage der geſamten abgeſchloſſenen Beweisaufnahme „feſt⸗ 
geſtellt“ werden. Sie ſind ſomit im Rechtsſinne noch gar nicht end⸗ 
gültig feſtgeſtellt, wenn ſich der erkennende Richter über die Frage 
ſchläſſig zu machen hat, os noch die Ehefrau des Angekl. als Zeugin 
zu vernehmen iſt. Nichts kann dem erkennenden Richter die 
Gewißheit geben, welchen Eindruck die Ausſage eines noch nicht 
vernommenen Zeugen auf ihn machen wird und ob er nicht durch 
dieſe Ausſage in ſeiner richterlichen Überzeugung wankend gemacht 
werden kann; ob nicht plötzlich im Laufe der Vernehmung dieſes 
vorweg für unglaubwürdig und bedeutungslos gehaltenen Zeugen 
neue Geſichtspunkte, neue Momente auftauchen werden, die in die 
Würdigung des ganzen Tatſachenkomplexes oder in die Wertung der 
einen oder anderen bereits deponierten Zeugenausſage eine über⸗ 
raſchende Wendung zu bringen vermögen; ob nicht zum mindeſten 
die Beurteilung der Strafzumeſſungs frage durch die Ausſage 
des Ehegatten des Angehl. in dem einen oder anderen Sinne weſent⸗ 


Denn bei einer Anderung der Beſetzung des Gerichts kann der Fall 
eintreten, daß dem erkennenden Gericht keiner der Richter mehr 
angehört, die an der Hauptverhandlung teilgenommen haben. Ab⸗ 
gelehnt wird vom Senat die mehrfach in Entſch. oberer Gerichte in 
Anlehnung an RGSt. 39, 297 vertretene Anſicht, daß unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung des 8462 StPO. die nachträgliche Entſch. 
vom Gericht 1. Inſtanz zu erlaſſen ſei. Mit der Auslegung eines 
Strafurteils und mit Strafvollſtreckung hat die Entſch. nichts zu 
tun. Darum kann die Vorſchrift des $ 462 StPO. nicht entſprechend 
angewandt werden. Nach den allgemeinen Grundſätzen der SPD. 
und in Übereinſtimmung mit dem in 8 4 des Gef. v. 14. Juli 1904 
enthaltenen Gedanken, daß der Entſchädigungsbeſchluß unter dem 
unmittelbaren Eindruck der Verhandlung zu faſſen ſei, iſt die im 
Geſetz vorhandene Lücke dadurch auszufüllen, daß das erkennende 
Gericht in der für Entſch. außerhalb der Hauptverhandlung geſetzlich 
beſtimmten Zuſammenſetzung zu entſcheiden hat (im Ergebnis ebenſo 
OLG. Kaſſel und Darmſtadt, Alsberg, II, 448/449). 
(OLG. Hamm, StrSen., Beſchl. v. 11. Mai 1929, 11 W 251/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Heuermann, Hamm. 
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38. § 244 StPO. Unwert des angebotenen Beweis⸗ 
mittels. f) 


Ein Beweisantrag kann nicht deshalb abgelehnt werden — 
abgeſehen von dem Fall des § 245 Abſ. 2 StPO. —, weil ſich das 
Gericht ſchon durch das Ergebnis der erfolgten Beweisaufnahme von 
der Unwahrheit der unter Beweis geſtellten Behauptung überzeugt 
hat. Allein dieſer Grundſatz erleidet in den Fällen eine Ausnahme, 
wenn insbeſ. wegen der perſönlichen nahen Beziehungen des Zeugen 
zum Angekl. von vornherein ſchon der völlige Unwert des ange⸗ 
botenen Beweismittels als ſicher feſtgeſtellt werden kann. Mag 
nun auch die beſonders nahe Beziehung der als Zeugin benannten 
Ehefrau zum Angekl. ihrer Ausſage nicht jeden Wert nehmen, fo 
iſt doch die Ablehnung ihrer Vernehmung dann rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden, wenn, wie geſchehen, die Wertloſigkeit ihrer Ausſage 
als Beweismittel aus den ganzen übrigen feſtgeſtellten Umſtänden 
eingehend begründet wird. 

(OLG. Kiel, StrSen, Urt. v. 24. April 1929, S 44/29.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 


39. 88 338 Ziff. 5, 226 StPO. Aktenlektüre durch den 
Staatsanwalt während der Hauptverhandlung iſt kein 
Reviſionsgrund i. S. der 88 338 Ziff. 5, 226 StPO. f) 

0 Angekl. rügt, daß der StA. während der Hauptverhandlung 
in anderen Akten geleſen und geſchrieben habe, ſich daher der Ver⸗ 
handlung nicht mit der nötigen Sorgfalt habe widmen können. Er 
will damit offenbar eine Verletzung des 8 338 Ziff. 5 StPO. 
i. V. m. § 226 a. a. O. rügen, nach welchem die StA. während der 
ganzen Dauer der Hauptverhandlung zugegen ſein muß. Dieſe Rüge 


lich beeinflußt werden wird. Jeder erfahrene Verteidiger weiß, daß 
man oft gerade bei der Vernehmung von Zeugen, die jeder Prozeß⸗ 
beteiligte für bedeutungslos oder wenig glaubwürdig gehalten hatte, 
die merkwürdigſten Überraſchungen erleben kann. Die Ausſage eines 
Menſchen, der über die Tat oder über den Träger der Tat ein di⸗ 
rektes Wiſſen hat, ſollte dem Strafrichter nie und unter keinen Um⸗ 
ſtänden von vornherein bedeutungslos ſein, mag dieſer Menſch ver⸗ 
eidigt werden oder nicht, und mag er noch ſo ſehr „wegen der 
perſönlichen nahen Beziehungen“ zum Angehl. unbewußt geneigt 
ſein, zugunſten des Angekl. auszuſagen. 

Jede Ausſage von Zeugen, vor allem z. B. die Ausſage eines 
geſchädigten Zeugen, muß durch den Strafrichter aus der ſubjek⸗ 
tiven Überſteigerung auf ihren objektiven Wert zurückgeführt werden. 
Es iſt nicht einzuſehen, weshalb er ſich gerade beim Ehegatten, deſſen 
Ausſage pſychologiſch für die nähere menſchliche Analhſierung des 
Angehl. jo unendlich wichtig ſein kann, von einer der ſchwierigſten, 
aber auch intereſſanteſten Richteraufgaben durch eine wegwiſchende 
Da N ( unerheblich“ oder „unglaubwürdig“) fol losmachen 
ürfen. 

RA. Dr. v. Scanzoni, München. 


Zu 39. Die Entſch. iſt nicht zu beanſtanden. Unaufmerkſam⸗ 
Reit einer bei der Verhandlung beteiligten Perſon iſt kein Reviſions⸗ 
grund, Abweſenheit der Gedanken nicht identiſch mit mangelnder 
perſönlicher Anweſenheit i. S. des § 226 StPO. Der hier gerügte 
Vorgang berechtigt nicht einmal zu der Feſtſtellung, daß der StA. 
ſich durch anderweitige Beſchäftigung außer Stand geſetzt hat, der 
Verhandlung zu folgen. Man kann bei guter geiſtiger Schulung 
eine Zeitlang auch nach mehreren Richtungen hören und denken. 
Richtig iſt nur — und dies gilt ebenſo für den StA. wie für die Per⸗ 
ſonen am Richtertiſch —, daß es tunlichſt vermieden werden ſollte, 
auch nur den Anſchein zu erwecken, als ob die Aufmerkſamkeit 
für die Verhandlungsvorgänge durch Beſchäftigung mit anderen 
Arbeiten abgelenkt oder eingeſchränkt würde. Wenn der AngeRl. 
beobachtet, wie die Perſonen, die über ſein Schickſal entſcheiden 
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ift indeſſen ſchon deswegen unbegründet, weil die Behauptung, ber 
Vertreter der StA., der nach dem Sitzungsprotokoll an der Haupt⸗ 
verhandlung teilgenommen hat, ſei durch anderweite Arbeiten in 
feiner Auſmerkſamkeit abgelenkt worden, nicht ausreicht, um eine 
Verletzung des 8 226 St; O. darzutun. 
(OLG. Kiel, Sir Sen., Urt. v. 24. April 1929, S 33/29.) 
Mitgeteilt von LGR. Schumacher, Altona. 
* 

Königsberg. 

40. 8325 StPO. Wenn der Privatkläger die wieder⸗ 
holte Vorladung eines Zeugen rechtzeitig beantragt hat, 
darf deſſen Ausſage nur mit Genehmigung des Ange- 
klagten verleſen werden f) 


Die Reviſion bemängelt, daß die Verleſung der Ausſage eines 
Zeugen ohne Zuſtimmung des Angekl. erfolgt ſei, obwohl der 
Privatkl. die Vorladung dieſes Zeugen rechtzeitig beantragt hatte. 
Dieſe Rüge findet ihre Stütze im § 325 StPO. Denn im Privat⸗ 
Klageverfahren ſind die für das Verfahren auf öffentliche Klage 
gegebenen Vorſchriften nach $ 384 Abſ. 1 a. a. O. entſprechend an» 
zuwenden. Inſolgedeſſen hat der Senat bereits in der JW. 1928, 
2293 $ 325 auf von dem Privatkl. geſtellten Beweisanträge für 
anwendbar erklärt. Ob aus dieſem Grunde zur Verleſung der 
Ausſage eines Zeugen, deſſen Vorladung der Privatkl. beantragt 
hatte, außer feiner Zuſtimmung auch die des Angekl. erforderlich 
iſt, über dieſe Frage brauchte dort nicht entſchieden zu werden. Dieſe 
Frage iſt aber zu bejahen. Wenn der Beweisantrag von dem Angekl. 
ausgegangen wäre, würde die Verleſung ohne Zuſtimmung des 
Privatkl. unbedenklich unzuläſſig fein. Denn dieſer tritt an die 
Stelle der StA., und es muß ihm dieſelbe Befugnis wie der StA. 
bei der Übernahme der Strafverfolgung zuſtehen. Der Privatkl. 
und der Angeßl. ſtehen ſich aber, ſoweit ihre Stellung nicht aus⸗ 
drücklich anders geregelt iſt, als gleichberechtigte Prozeßbeteiligte 
gegenüber. Infolgedeſſen und, da, wie im erwähnten Urteil 


ſollen, insbeſ. die beiſitzenden richterlichen Mitglieder, ganze Stöße 
ihres Dezernats erledigen oder gar — auch das iſt vorgekommen — 
während der Beweisaufnahme oder der Plaidoyers ihre Urteile in 
anderen Sachen abſetzen, ſo wird dadurch ſein Vertrauen in die Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit und Sorgſamkeit der Prüfung ſeiner eigenen Sache 
arg erſchüttert. Er darf verlangen, daß, ſolange über ſein Schick⸗ 
ſal verhandelt wird, alle Beteiligten ſich nur mit dieſer Frage be⸗ 
ſchäftigen, denn ſie ſollen ja ihre überzeugung aus dem „Inbegriffe“ 
der Verhandlung ſchöpfen und dürfen nicht riskieren, daß ihnen 
das eine oder andere Moment entgeht. Deshalb hann ein ſolches 
Verhalten, wenn es merkbar in die Erſcheinung tritt, den Charakter 
einer Ungehörigkeit annehmen und den Vorſitzenden berechtigen und 
verpflichten, auf Grund ſeiner Sitzungspolizei einzuſchreiten, wobei 
er auch vor dem StA. nicht halt zu machen braucht (vgl. Lö we⸗ 
Roſenberg, Anm. 43 zu 8176 GG.). 
IR. Dr. Mamroth, Breslau. 


Zu 40. Die Eutſch. bietet zuſammen mit der JW. 1928, 2293 
veröffentlichten einen intereſſanten Beitrag zum Recht des Privat- 
klageverfahrens. Dort war entſchieden worden, daß die Verleſung 
der Ausſage eines in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz vernom⸗ 
menen Zeugen auch dann unzuläſſig ſei, wenn der Privatkl. die 
Ladung des Zeugen zur Berufungsverhandlung rechtzeitig beantragt 
habe. Der Antrag auf Ladung eines Zeugen ſeitens des Privathl. 
trete an die Stelle der unmittelbaren Ladung durch die StA. im 
ordentlichen Verfahren. Die Rechtsſtellung des Privatkl. ſei ſomit 
jedenfalls für dieſen Teil des Verfahrens der des Angehl. an⸗ 
geglichen. 

In der vorliegenden Entſch. hatte der Privatkl. die Ladung 
eines Zeugen beantragt, trotzdem war die erſtinſtanzliche Ausſage 
des Zeugen verleſen worden, ohne daß der Angekl. zugeſtimmt 
hatte. Mit Recht erklärt die Entſch. auch dieſes Verfahren für un⸗ 
zuläſſig. Sämtliche Prozeßbeteiligten, alſo StA. bzw. PrivatRl. 
und Angekl., müſſen zuſtimmen, wenn die Ausſage eines in erſter 
Inſtanz vernommenen Zeugen verleſen werden ſoll, falls deſſen 
Ladung rechtzeitig beantragt war. Von welcher Seite die Ladung 
beantragt oder veranlaßt war, ift hierbei gleichgültig (vgl. Loewe⸗ 
Roſenberg, 8 325 Anm. 3b a). 

RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


Zu 41. Die primäre Begründung des Urt. geht offenbar davon 
aus, daß die ſtrafprozeſſualen Grundſätze der reformatio in peius auf 
Aufhebung oder Abänderung erſtinſtanzlicher Strafausſetzungsbeſchlüſſe 
keine Anwendung finden (vgl. OL. Kiel: JW. 1925, 2816 und 
meine Anm. 16 dazu, ſowie die Loewe⸗Roſenberg 8331 
Anm. 4 a zit. Eutſch. des OLG. Jena v. 13. März 1925). 

Meiner in der zit. Anm. ausgeſprochenen Bitte um authentifche 
Interpretation des 87 Allg Vfg. d. ProzuſtMin. v. 19. Okt. 1920 
iſt bislang nicht entſprochen. Tatſächlich wird das Verbot der ref. i. p. 
durch die der oberen Inſtanz ſchlechtweg eingeräumte Befugnis zur 
Aufhebung und Abänderung der erſtinſtanzlichen Strafausſetzungs⸗ 
beſchlüſſe beſeitigt. Niemand wird beſtreiten, daß es eine Verſchärfung 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ausgeführt, im 8 325 dem Antrage der StA. nur deswegen keine 
Bedeutung beigemeſſen iſt, weil ſie ſelbſtändig die Ladung von 
Zeugen verfügen kann, hangt die Zuläſſigkeit der Verleſung der 
Ausſagen, deren Ladung der Privatkl. beantragt hat, auch von der 
Zuſtimmung des Angekl. ab. $ 325 ift deshalb im Privatklage⸗ 
verfahren fo zu leſen, als ob Satz 2 lautet: „Protokolle über... 
dürfen .. ohne Zuſtimmung des Privatkl. und des Angekl. 
nicht verleſen werden, wenn die wiederholte Vorladung der Zeugen 
. . . von dem Privatkl. oder dem Angekl. ... beantragt war. 
(OLG. Königsberg, Urt. v. 29. Nov. 1928, 6 V 84,28) 


Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 
%* 


41. $ 331 StPO. Eine Abänderung des Urteils zum 
Nachteil des Angeklagten liegt nicht in der Verſagung der 
durch die Vorinſtanz gewährten Strafausſetzung. }) 

Die Rev. des Angekl. rügt, daß die Stift. das Urteil des 
SHöf®. zu feinem Nachteil dadurch abgeändert hat, daß es ihm wegen 
der Erſatzfreiheitsſtrafe keine Strafausjegung gewährt habe, die ihm 
das SchöffGG. für die von ihm erkannte ausſchließliche Freiheits⸗ 
ſtrafe bewilligt habe. Die Rüge geht fehl. Die Strafausſezung erfolgt 
außerhalb des Urteils durch beſonderen Beſchluß und ſtellt einen 
Gnadenakt dar, der mit der Höhe der im Urteil feſtgeſetzten Strafe 
nichts zu tun hat. 

Außerdem kann nach 8 10 AV. des PrJuſt Min. v. 19. Juni 
1920 eine Strafausſetzung bezüglich der Erſaßfreiheitsſtrafe erſt ge⸗ 
währt werden, wenn die Strafvollſtreckungsbehörde die Überzeugung 
gewinnt, daß der Ungekl. auch bei gutem Willen zur Abtragung der 
Geldſtrafe ſelbſt in Teilzahlungen nicht imſtande iſt und die Akten 
dem Gericht zur Entſcheidung vorlegt. 
(OLG. Könisberg, St. Sen., Urt. v. 17. Dez. 1928, 8 413/28.) 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg i. Pr. 
* 


der von der erſten Inſtanz erkannten Strafe bedeutet, wenn das BG. 
den Strafausſetzungsbeſchluß der erſten Inſtanz ganz oder teilweiſe 
aufhebt. Der Angekl. fol eben, wenn er allein Berufung eingelegt hat, 
auch im Falle der Verwerfung des Rechtsmittels nicht ſchlechter fahren 
dürfen, als er in der erſten Juſtanz gefahren iſt. Im Vertrauen 
hierauf darf er, wenn allein über ſeine Berufung zu entſcheiden iſt, 
dieſe bis zum letzten Ende durchführen. Es wäre geſetzwidrig, wollte 
man feine Entſchließung beeinfluſſen durch die Befürchtung, die von 
ur eingelegte Berufung könne letzten Endes zu feinem Nachteil aus» 
lagen. 

Vor einiger Zeit war ein Lehrer vom SchöffG. wegen Ver⸗ 
brechens gegen § 174 Ziff. 1 StB. zu I Monaten Gefängnis ver⸗ 
urteilt und mit Rückſicht auf beſondere Milderungsgründe, die ihm 
nach Auffaſſung des Schöff®. zur Seite ſtanden, bedingt begnadigt 
Der Lehrer legte Berufung ein mit der Behauptung, er ſei un⸗ 
ſchuldig, die einzige Belaſtungszeugin ſei unglaubwürdig. Zum Nach⸗ 
weis der Unglaubwürdigkeit dieſer Zeugin hatte er eine große Anzahl 
von Zeugen angegeben. Während der verantwortlichen Vernehmung 
wies der Vorfigende den Angekl. darauf hin, daß das BG. in der 
Frage der bedingten Begnadigung an den Beſchluß des erſten Gerichts 
nicht gebunden ſei, und daß, wenn das BG. die Überzeugung von der 
Schuld des Angekl. gewönne, die Frage der bedingten Strafausſetzung 
erneut geprüft würde. Der Ausgang der Berufung erſchien nach ber 
Vernehmung der Belaſtungszeugin zweifelhaft. In einer Unterredung 
der Verteidiger mit dem Angel. wieſen dieſe ihn auf die Außerung 
des Vorſitzenden bei der verantwortlichen Vernehmung hin. Die Frage 
des AngeRl., ob es ſicher ſei, daß im Falle der Verurteilung der Straf⸗ 
ausſetzungsbeſchluß des Schöff GG. beſtehen bleibe, konnten naturgemäß 
die Verteidiger nicht bejahen. Der Angekl. eutſchloß ſich mu Rück⸗ 
ſicht auf die Möglichkeit der Aufhebung des Strafausſetzungs⸗ 
An vor Beendigung der Beweisaufnahme die Berufung zurück⸗ 
zunehmen 

Die grundſätzliche Beurteilung der Angelegenheit wird dadurch 
nicht geändert, daß die Außerung des Vorſitzenden, wenn vielleicht 
wohl gemeint, dennoch um deswillen durchaus zu beanſtanden iſt, weil 
fie geeignet iſt, die Freiheit der Entſchließung des Angell. zu ge⸗ 
fährden. Pflichtgemäß wird ſchon nach Einlegung der Berufung der 
Verteidiger den Angekl. auf die Gefahren hinweiſen, in die er ſich 
im Falle der bedingten Begnadigung durch Einlegung und Durch⸗ 
führung der Berufung begibt. Solchen Erwägungen ſoll durch das 
Verbot der reformatio in peius Einfluß auf die Entſchließungen des 
Angel. nicht eingeräumt werden. Ob die Verſchlechterung das ur⸗ 
teilende oder das mit der Ausübung des Gnadengerechts beauftragte 
Gericht ausspricht, kann dem Angekl. gleichgültig ſein. Von dieſem 
Unterſchiede ſpürt er nichts, wenn er die Strafe verbüßen muß. 
Wohl aber hat er das quälende Bewußtſein, daß feine eigene Berufung 
ihn ins Gefängnis gebracht hat. 

So ſegensreich die Einrichtung der bedingten Begnadigung 
wirken mag, das Verbot der ref. i. p. iſt ein Palladium der SPD. 
Das darin enthaltene Grundrecht des Angekl. muß gerade gegenüber 
VO. aufrechterhalten werden, die zugunſten des Angel. erlaſſen find. 

RA. Dr. Jonas, Altona. 
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42. 8 359 Ziff. 5 StPO. Das von einem Kriminal⸗ 
beamten auf Grund des Akteninhalts über die Schuld des 
Verurteilten erftattete Gutachten iſt kein den Wiederauf⸗ 
nahmeantrag rechtfertigendes Beweismittel. 

Zur Begründung der Wiederaufnahme iſt ein Gutachten eines 
Kriminalrats überreicht, der nach Einſicht in den Akteninhalt zu 
der Überzeugung von der Unſchuld des Angehl. gelangt iſt. Dieſe Art 
der Begründung erſcheint nicht zuläſſig. Mag auch grundſätzlich der 
Antritt eines Sachverſtändigenbeweiſes zur Rechtfertigung des Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens genügen, ſo kann es ſich dabei doch nur um die 
Gutachtertätigkeit von Perſonen handeln, die auf Grund beſonderer 
Fachkenntnis als Gehilfen des Richters zu einer dieſe be⸗ 
ſondere Fachkenntnis vorausſetzenden Würdigung einzelner Tatſachen 
oder Zuſtände herangezogen werden. Daher kann der Kriminalrat nach 
feinem kriminaltechniſchen Gutachten nicht als Sachverſtändiger i. S. 
der SPD. anerkannt werden. Er greift in feinen Auslaſſungen in 
die auf einen Sachverſtändigen nicht abwälzbare Funktion des Richters 
ſelbſt ein, indem er an der Hand des geſamten Tatſachenmaterials, 
wie er es aus den Akten entnehmen zu können glaubt, über die 
Täterſchaft des Angekt. ſelbſtändig urteilt. Bei ſolcher Tätigkeit hat 
ein Kriminalrat als ein für das Wiederaufnahmeverfahren erhebliches 
Beweismittel unbedenklich auszuſcheiden. 

3790280 Königsberg, Beſchl. des Strafſenats v. 25. Aug. 1928, 6 W 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg i. Pr. 


* 

43. 88 395, 374 StPO. Bei rechtlicher Unmöglichkeit 
der Verurteilung wegen eines der im 8 374 aufgeführten 
Delikte iſt der Anſchluß als Nebenkläger unzuläſſig. 

Der Angel. ift von der Anklage der fahrläſſigen Körper⸗ 
verletzung, begangen bei der Führung eines Poſtkraftwagens frei⸗ 
geſprochen. Durch den angeführten Beſchluß iſt der von dem 
BeſchwF. mit der Berufung erklärte Anſchluß als Nebenkl. zurück⸗ 
gewieſen. Die Beſchwerde hat keinen Erfolg gehabt. Die Zulaſſung 
als Nebenkl. iſt zwar an keine ſchwerere Bedingung als an die zu 
knüpfen, daß nach dem tatſächlichen Inhalt der Anklage oder der 
jeweiligen Geſtaltung des Verhandlungsergebniſſes die rechtliche 
Möglichkeit der Verurteilung wegen einer Straftat vorliegt, wegen 
deren die Erhebung der Privatklage zuläſſig iſt (88 395, 374 
StpO.). Eine ſolche Möglichkeit beſteht hier nicht. Eine erneute 
Hauptverhandlung kann nur wiederum zur Freiſprechung oder 
lediglich zur Verurteilung des Angekl. aus $ 230 Abſ. 2 Stch B. 
führen. Unter ein anderes Strafgeſetz, insbeſ. unter § 230 Abſ. 1 
StGB., läßt ſich die Tat des Angekl. keinesfalls ſubſumieren. 

Wenn eine Fahrläſſigkeit des Angekl. angenommen werden 
ſollte, fo hat er die Aufmerkſamkeit außer acht gelaſſen, zu der 
er kraft ſeines Berufes oder Gewerbes verpflichtet war. Das Ver⸗ 
gehen gegen 8 230 Abſ. 2 kann aber nicht im Wege der Privat⸗ 
Klage 8 8 werden (Alsberg, Strafprozeſſuale Entſch. Bd. 3 
Nr. 120). 

(Os G. Königsberg, StrSen., Beſchl. v. 27. Mai 1929.) 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 


* 
Stettin. 


44. Der Privatkläger kann fich durch Veraleich wirk⸗ 
ſam zur Zurücknahme der Privatklage verpflichten, iſt 
aber, ſolange er die Rücknahme noch nicht erklärt hat, da⸗ 
durch allein noch nicht gehindert, das Privatklagever⸗ 
fahren weiter zu betreiben. f) 

Die beiden Privatbekl. find in erſter Inſtanz wegen Beleidigung 
ein jeder zu einem Monat Gefängnis verurteilt worden. Sie haben 
Berufung eingelegt. In den Hauptverhandlungsterminen vor dem 
BG., in denen außer der minderjährigen Beleid gin und den A ugekl. 
ein durch ſchriftliche Vollmacht des geſetzlichen Vertreters der Be⸗ 
leidigten legitimierter RA. erſchienen war, ſind für beide Angekl. im 
weſentlichen gleichlautende Vergleiche folgenden Inhalts zu Protokoll 
erklärt worden: 


ef Zu 44. Die Entf. ift in der Begründung und im Ergebnis zu⸗ 
reffend. 
Bedenken beſtehen nur gegen die Auffaſſung, die Vollſtreckung 
eines auf Rücknahme einer Privatklage lautenden Urt. könne nicht 
nach $ 894 ZPO. erfolgen. 

Die zur Begründung dieſer Anſicht zitierte Entſch. DIZ. 8, 
405 nimmt zu der Frage, ob ein ſolches Urt. nach $ 888 oder nach 
8,894 ZPO. zu vollſtrecken iſt, überhaupt nicht Stellung. Sie verneint 
die Vollſtreckungsmöglichkeit mit Wirkſamkeit für das Privatklage⸗ 
verfahren unter Bezugnahme auf § 3 Abf. 1 Ech 3PPO.: 8 894 (da⸗ 
mit auch 8 888) 38D. gelte überhaupt nicht für das Strafverfahren, 
ſondern nur für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. Dieſe Begründung 
iſt offenbar unrichtig: es handelt ſich gerade um die Vollſtrechkung 
eines bürgerlich⸗ rechtlichen Rechtsſtreites, nämlich des auf Rücknahme 
der Privatklage lautenden Schuldtitels. Für die Vollſtreckung dieſes 
Schuldtitels gelten ausſchließlich die Beſtimnrungen des 8. Buches 
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„Der Angekl. erklärt, daß er die beleidigenden Außerungen 
über die Privatklägerin bedauere und ſie ausdrücklich zurücknehme. 
Er übernimmt ſämtliche Koſten des Verfahrens beider Juſtanzen in 
geſetzlicher Höhe und verpflichtet ſich außerdem, innerhalb zwei Wochen 
eine Spende von 10 AM an das Kreiswohlfahrtsamt zu zahlen. Die 
Privatklägerin iſt hiermit einverſtanden. Die Privatklage wird nach 
Zahlung der Spende und der Koſten zurückgenommen werden, ſofern 
innerhalb von drei Monaten die Koſten der Privatklägerin erſtattet 
worden ſind.“ Bei dem zweiten Angekl. iſt die Friſt auf ſechs Monate 
bemeſſen worden. 

Durch verſchiedene Anträge hat der geſetzliche Vertreter der Be⸗ 
leidigten ſowohl perſönlich wie durch ſeinen RA. und den durch be⸗ 
ſondere Vollmacht legitimierten Verlobten der Beleidigten die An⸗ 
beraumung neuer Hauptverhandlungstermine in beiden Sachen be⸗ 
antragt, indem er aus verſchiedenen Gründen die Wirkſamkeit der 
Vergleiche beſtritten hat. Die minderjährige Beleidigte hat ſich eben⸗ 
falls in mehreren Eingaben ſeinen Ausführungen und Anträgen an⸗ 
geſchloſſen. Durch die angefochtenen Verfügungen hat der Vorſitzende 
der Str. die Anberaumung neuer Termine mit Rückſicht auf die ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleiche abgelehnt. 

Den Beſchwerden gegen dieſe Verfügungen war der Erfolg nicht 
zu versagen. Es ift davon auszugehen, daß die Privatklagen bisher 
nicht zurückgenommen worden find. Der Privatkl. hat ſich durch die 
Vergleiche vielmehr nur obligatoriſch gegenüber den Angekl. ver⸗ 
pflichtet, unter beſtimmten erſt künftig gegebenenfalls eintretenden 
Vorausſetzungen die Privatklagen zurückzunehmen. Die Frage, ob 
die Eingehung einer ſolchen obligatoriſchen Bindung rechtlich möglich 
ſei, ift mit der herrſchenden Anſicht zu bejahen (vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, Anm. 7 zu 8 380 StPO.; RG. 42, 64; OLG. 25, 23). Die 
von Fritze (Goltd Arch. 52, 298) für ſeine gegenteilige Anſicht vor⸗ 
getragenen Gründe ſind nicht überzeugend. Daraus, daß die Rück⸗ 
nahmeerklärung eine freie Willenserklärung iſt, folgt noch nicht die 
Unmöglichkeit, die Ausübung dieſes Willens obligatoriſchen Bin⸗ 
dungen zu unterwerfen. 

Eine andere Frage aber iſt es, ob der Strafrichter eine ſolche 
nur obligatoriſche Bindung ohne weiteres zu beachten hat und ſchon 
daraufhin berechtigt iſt, weitere Amtshandlungen zur Fortſetzung des 
Privatklageverfahrens, insbeſ. alſo die Anberaumung eines Haupt⸗ 
verhandlungstermins zu verweigern. Die Frage iſt zu verneinen 
(Löwe⸗Roſenberg, Anm. 7 zu § 380 SPD.) Das Recht des 
Privatkl. auf Verfolgung feiner Privatklagen erliſcht dein Gericht 
gegenüber erſt mit der tatſächlich erfolgten Zurücknahme dieſer Privat⸗ 
klagen. Die obligatoriſche Verpflichtung zur Rücknahme und der ver⸗ 
tragliche Verzicht auf Weiterbetreibung des Verfahrens können nur 
gegenüber der anderen Partei Wirkung äußern. Eine Verpflichtung 
15 Gericht gegenüber hat weder begründet werden können noch 
ollen. 

Die Berückſichtigung durch den Strafrichter würde auch inſo⸗ 
fern auf Schwierigkeiten ſtoßen müſſen, als es dem Strafrichter an 
jeder Grundlage für die Entſch. über die Wirkſamkeit der Vergleiche 
fehlt. Die Vergleiche unterliegen den allgemeinen Vorſchriften über 
Rechtsgeſchäfte, insbeſ. alſo auch den Vorſchriften über Willens⸗ 
mängel, Vollmacht uſw. Die Frage, ob den vorliegenden Vergleichen 
materiellrechtliche Wirkſamkeit zukommt, kann alſo nur im Wege 
des Zivilprozeſſes mit Rechtskraftwirkung zwiſchen den Parteien ent⸗ 
ſchieden werden (KG.: DIZ. 8, 405; RG.: JW. 50, 1244). 

Es muß daher den Angehl. überlaffen bleiben, die Rücknahme 
der Privatklagen durch den Privatkl. durchzuſetzen, wobei bemerkt 
werden mag, daß die Vollſtreckung eines auf Rücknahme einer Privat⸗ 
klage lautenden Vollſtreckungstitels nicht nach 8 894 ZPO. erfolgen 
kann (DIZ. 8, 405). Der Privatkl. mag demgegenüber feine Ein⸗ 
wendungen gegen die Wirkſamkeit der Vergleiche in einer dem Vor⸗ 
gehen der Angekl. jeweils angepaßten prozeſſualen Form geltend 
machen. 

Solange der Privatkl. aber die Privatklagen noch nicht zurück⸗ 
genommen hat (8 391 Abſ. 1 und 2 StBD.), fehlt es für den Straf⸗ 
richter an der rechtlichen Grundlage, die Anberaumung eines neuen 
Hauptverhandlungstermins abzulehnen. Die angefochtenen Ver⸗ 


der ZPO. Dafür iſt gleichgültig, welche Wirkung die Vollſtreckung 
auf ein ſchwebendes Strafverfahren ausübt. 

Dagegen erklärt allerdings das in der Entſch. ebenfalls zitierte 
Urt. RG. 42, 64 die Vollſtreckung eines ſolchen Urt. auf Grund des 
8 894 ZRO. für unzuläſſig, „weil die Erzwingbarkeit von Willens⸗ 
erklärungen auf Grund des 8 779 (jetzt 894) ZPO. auf ſolche Willens⸗ 
erklärungen beſchränkt iſt, welche lediglich das Rechtsverhältnis der 
Parteien untereinander betreffen“. Dieſe Begründung iſt hinfällig ge⸗ 
worden im Hinblick auf den durch die Nov. von 1898 geſchaffenen 
8 896 ZPO.: 8 894 ZPO. bezieht ſich, wie durch $ 896 außer Zweifel 
geſtellt iſt, auch auf Erklärungen, die deutſchen Behörden, alſo den 
Gerichten gegenüber abzugeben find (vgl. Stein⸗Jonas, 3pO., 
14. Aufl., 8 89412, insbeſ. Anm. 16). 

Der Nachweis der Rechtskraft des auf Rücknahme der Privat⸗ 
klage lautenden Urt. iſt daher der förmlichen Zurücknahme der 
Privatklage gem. 8 391 StPO. gleichzuſetzen. 

RA. Dr. Jonas, Altona. 
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fügungen waren daher aufzuheben. Sobald ein Zivilprozeß über die 
Gültigkeit des Vergleichs anhängig gemacht fein ſollte, mag das LG. 
erwägen, ob ſich die Ausſetzung des Privatklageverfahrens bis zur 
Erledigung des Zivilprozeſſes empfiehlt. 

Ein Einverſtändnis beider Parteien mit der Ausſetzung liegt 
zur Zeit, nachdem der Privatkl. die Wirkſamkeit der Vergleiche be⸗ 
ſtritten und die Anberaumung eines neuen Termins beantragt hat, 
nicht mehr vor. 

(OLG. Stettin, StrSen., Beſchl. v. 28. Jan. 1929, W Str 5/29.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Friederich, Stettin. 


Lanoͤgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 88 1, 3 UnlWG. Beurteilung der Inſerate von 
Großbetrieben in Fachzeitſchriften. Unrichtige Angabe 
i. S. 83 Un I WG. 

Großbetriebe kaufen Maſchinen nicht auf Grund von Inſe⸗ 
raten, ſondern ſie laſſen ſich die Maſchinen verſchiedener Firmen 
praktiſch vorführen, und entſcheiden ſich nach ſorgfältiger Prüfung 
für die eine oder die andere Konftruktion. Das von der Kl. bean⸗ 
ſtandete Inſerat iſt alſo anders zu beurteilen als eine Ankündigung, 
die ſich an das große, meiſt urteilsloſe Publikum wendet. Die Inſe⸗ 
rate bedeutender industrieller Unternehmungen ſollen durch ihr regel⸗ 
mäßiges Erſcheinen in den Fachzeitſchriften auch mehr dazu dienen, 
das Intereſſe der Fachwelt an ihren Erzeugniſſen wachzuhalten, als 
unmittelbar zum Kauf anzuregen, wie dies der Zweck der ſich an das 
große Publikum wendenden Inſerate der Tageszeitungen iſt (z. B. 
Ankündigungen von Ausverkäufen, von Sonderangeboten in Wirt⸗ 
ſchaftsartikeln, Kleidungsſtücken uſw.). Inſerate, wie die der Behl. 
ſetzen voraus, daß ein Reflektant ſich durch eigene Prüfung oder 
durch geeignete Sachverſtändige von der Richtigkeit der in dem Inſerat 
hervorgehobenen angeblichen Vorzüge der angeprieſenen Erzeugniſſe 
überführt. Deshalb find 18 Ankündigungen mit anderem 
Maße zu meſſen als die gewöhnlichen Inſerate der Tageszeitungen. 
(LG. I Berlin, Urt. v. 11. Mai 1929, 53 0 493/28.) 


Altona. b) Strafſachen. 
2. Zu 8 67 RA Gebd. 5) 


Zum Vorverfahren gehört alles, was vor dem Eröffnungs⸗ 
beſchluß liegt. Aus der Gegenüberſtellung von 88 67 u. 63 RA⸗ 
Gebd. folgt nicht, daß unter dem Vorverfahren das ganze der 
Hauptverhandlung vorausgehende Verfahren zu verſtehen und die 
Gebühr des § 67 NAGEbD. für jede vor der Hauptverhandlung 
ſtattfindende Tätigkeit des Verteidigers anzuſetzen iſt; denn „die 
im $ 63 für das Hauptverfahren in der erſten Inſtanz feſtgeſetzten 
Gebühren ſollen nicht bloß eine Vergütung für die Verteidigung in 
der Hauptverhandlung, ſondern auch für die übrige Tätigkeit des 
RA. in der Inſtanz gewähren“ (Mot. 77). Hiernach beziehen ſich 
die Gebühren der 88 63—66 RAGCHD. nicht nur auf die Ver⸗ 
teidigung in der Hauptverhandlung, ſondern auch auf die Tätigkeit 
des Verteidigers außerhalb der Verhandlungen im Hauptverfahren, 
insbeſ. u die „Vorbereitung der Hauptverhandlung“ (88 213 bis 
225 Sts.), die zum Hauptverfahren gehört. Die Gebühr des 
§ 67 RAGEbD. betrifft demnach die Verteidigung vor Eröff⸗ 
nung des Hauptverfahrens. Das Vorverfahren bildet i. S. 
der RAGebd. und entſprechend dem Sprachgebrauche der SPD. 
den Gegenſatz zum Hauptverfahren, nicht zur Hauptverhandlung. 
Maßgebend für den Beginn des Hauptverfahrens iſt auch gebühren⸗ 
rechtlich der Zeitpunkt, in dem das Hauptverfahren tatſächlich er⸗ 
öffnet worden iſt. Da hier die Eröffnung des Hauptverfahrens 
vor der Beiordnung des BeſchwF. liegt, kommt eine Verteidigung 
im Vorverfahren nicht in Frage, die Erſtattung der Gebühr des 
$ 67 RAcebd. iſt mit Recht abgelehnt worden (vgl. außer Ritt⸗ 


Zu 2. 1. Das Vorverfahren i. S. des § 67 RAGED. ſchließt 
ebenſo wie dasjenige i. S. der StPO. mit der Eröffnung des 
Hauptverfahrens ab (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RU 
Gebd., § 6? Anm. 2 und Fußnote 1). Die Tätigkeit des Ver⸗ 
teidigers nach Eröffnung des Hauptverfahrens bis zum Beginn der 
Hauptverhandlung wird gem. § 70 RAGebO. mit durch die Gebühr 
des § 63 NUGEbD. abgegolten. 

Darüber, wie es iſt, wenn eine ſolche Gebühr nicht anfällt, 
vgl, Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, NRAGED., Vorbem. 
3. 4. Abſchn. Anm. 3. 

2. Tie Unrichtigkeit der preuß. Praxis, nach der die Gebühren 
des beſtellten Verteidigers im Verwaltungswege feſtgeſetzt werden, 
iſt ſo oft erörtert worden, daß ich von einer einſchlägigen Be⸗ 
merkung abſehe und auf die Entſch. des OLG. Stettin JW. 1928, 
1884 ˙1 und auf Walter ⸗Joachim⸗Friedlaender, RA⸗ 
Gebd., Vorbem. z. 4. Abſchn. Anm. 20 verweiſe. 

LEN. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn) 


mann Wenz, 14. Aufl., Anm. 1 zu 8 63 und Anm. 1 zu 8 67, 
auch Willenbücher, 10. Aufl., Anm. 1—3 zu 8 67; Baum⸗ 
bach, 2. Aufl., Anm. 2 zu 8 67 und W. J. Friedlaender, 
8. Aufl., Anm. 2 zu § 67 NAGEHD.). 
(LG. Altona, Beſchl. v. 29. Juli 1929, III B 7/10 500.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Hanſen, Itzehoe. 
* 


Bamberg. 

3. 88 35, 36, 37, 83 Bay. Begnadigungsvorſchriften 
v. 31. Dez. 1927 (JN Bl. 83); 88 28, 29, 58 G ch. Der Einzel- 
richter iſt bei Erlaß eines Strafbefehls nach Inkraft⸗ 
treten der Begnadigungsvorſchriften zur Anordnung der 
Vollſtreckung einer vorher vom Schöffengericht erkannten 
Strafe, für die Bewährungsfriſt bewilligt iſt, nur zu⸗ 
ſtändig, wenn er zugleich als Vorſitzender des Schöffen⸗ 
gerichts oder deſſen ordnungsmäßiger Stellvertreter 
handelt. Die Anordnung kann nur dann noch vom Vor⸗ 
ſitzenden des Schöffengerichts wirkſam beſtätigt werden, 
wenn die Vewährungsfriſt (Probezeit) nicht inzwiſchen 
abgelaufen iſt. 

(SG. Bamberg, Strͤ., Beſchl. v. 8. Aug. 1929, BeſchwReg. 102/29; 
beſtät. Beſchl. d. AG. v. 30. Juli 1929, B 929/25.) 
Mitgeteilt von OLGR. Güntzer, Bamberg. 
* 
Breslau. 

4. 58 237, 305, 307 StPO. Vorausſetzungen für die 
Verbindung zweier Privatklageſachen. Anfechtbarkeit des 
die Verbindung anordnenden Beſchluſſes. f) 

Der Handelsmann K. P. und ſein Sohn, der Handelsmann G. P., 
haben je in beſonderer Klage gegen die Angekl. Privatklage erhoben. 
und zwar erſterer wegen Beleidigungen und wegen Hausfriedens⸗ 
bruchs, letzterer wegen Körperverletzung. Die Straftaten ſollen am 
gleichen Tage begangen ſein. Das AG. hat nach 8 237 StPO. durch 
den angefochtenen Beſchl. die Verbindung der beiden Privatklageſachen 
angeordnet. Gegen dieſen Beſchl. richtet ſich die Beſchwerde der Privat⸗ 
Kläger. Dieſe it zuläſſig; nach 8 305 StPO. unterliegen zwar Entſch. 
des erkennenden Gerichts, welche der Urteilsfällung vorausgehen, 
nicht der Beſchwerde, und dieſe Beſtimmung iſt auch auf diejenigen 
Entſch. zu beziehen, welche der Vorſitzende des erkennenden Gerichts 
erläßt. Die Anwendung der Beſtimmung des 8 305 StPO. iſt aber 
(in Übereinſtimmung mit der von Löwe, StRO., 16. Aufl., Anm. 4 
zu § 305 vertretenen Anſicht) auf diejenigen Entſch. zu beſchränken, 
welche in einem inneren Zuſammenhange mit der Urteilsfällung ſtehen 
und lediglich zur Vorbereitung derſelben dienen. Vorliegendenfalls 
iſt weder ein innerer Zuſammenhang zwiſchen dem Verbindungsbeſchluß 
und der Urteilsfällung gegeben, noch dient der Beſchl. zur Vorberei⸗ 
tung der Urteilsfällung. 

Die Beſchwerde iſt auch begründet. Bei Berückſichtigung des 
Umſtandes, daß durch die Verbindung die Privatkläger in ihren 
Beweismitteln beſchränkt und dadurch in ihrer Rechtsverfolgung be⸗ 
nachteiligt ſein können, erſcheint eine Verbindung, die an ſich nach 
8 237 SPD. zuläſſig wäre, unzweckmäßig und nicht angezeigt. 

(SG. Breslau, 6. Strek., Beſchl. v. 20. Nov. 1928, 36 0 467/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Walter Epſtein, Breslau. 
* 


Zu 4. Der Entſch. iſt beizuſtimmen. Der Tatbeſtand iſt inſo⸗ 
fern lückenhaft wiedergegeben, als nicht zu erkennen iſt, ob die 
Entſch. nach Eröffnung des Hauptverfahrens ergangen iſt oder vor⸗ 
her. In letzterem Falle käme nicht § 305 StPO. zur Anwendung, 
der ausdrücklich von den Entſch. der „erkennenden Gerichte“ ſpricht, 
ſondern $ 304, nach welcher Vorſchrift die Beſchwerde gegen alle Be⸗ 
ſchlüſſe des Amtsrichters gegeben iſt, ſoweit fie nicht ausdrücklich durch 
das Geſetz einer Aufechtung entzogen ſind. Aber auch wenn unterſtellt 
wird, daß der VBeſchl., der die Verbindung der beiden Sachen an⸗ 
ordnete, nach Eröffnung des Hauptverfahrens erging, iſt die Entſch. 
richtig. Zwar kann es jetzt als herrſchende Rſpr. bezeichnet werden, 
daß durch § 305 SPD. erfaßt werden nicht nur die während der 
Hauptverhandlung, ſondern auch die vor der Hauptverhandlung er⸗ 
gangenen Entſch., ſomit alle Entſch. nach Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens und bis zur Urteilsfällung. Andererſeits iſt in zahlreichen 
Entſch. ausgeſprochen worden, daß der Wortlaut des 8 305 SPD. 
einer Einſchränkung bedarf. Wollte man die Beſtimmung wörtlich an⸗ 
wenden, ſo würde eine ganze Reihe von Entſch. der Anfechtung ent⸗ 
zogen, die in keinem inneren Zuſammenhang mit der Urteilsfällung 
ſtehen, und auf dieſe Weiſe der Rechtsſchutz des Angekl. in dieſem 
Stadium des Verfahrens ohne Notwendigkeit außerordentlich ein⸗ 
geſchränkt. Die Anwendbarkeit der Beſtimmung des § 305 StPO. 
wird daher von der Rſpr. beſchränkt auf diejenigen Entſch., welche 
in einem inneren Zuſammenhang mit der Urteilsfällung ſtehen und 
lediglich zur Vorbereitung derſelben dienen (vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, 3305 Anm. 4; Feiſenberger Anm. I). Daß die Eniſch., 
die die Verbindung zweier Strafſachen anordnet, in keinem inneren 
Zuſammenhang mit der Urteilsfällung ſteht, iſt in dem beſprochenen 
Beſchl. mit Recht angenommen. 

RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 
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Göttingen. 


5. Ein Vorführungsbefehl iſt unzuläſſig, wenn ber 
Angeklagte eine Terminsaufhebung erſchlichen hat oder 
zu beſorgen iſt, daß er ſich der Verhandlung durch unrich⸗ 
tige Entſchuldigungen zu entziehen ſucht. 

Der Vorführungsbefehl iſt mit der Begründung erlaſſen, daß 
die Angell. den bisherigen Ladungen nicht Folge geleiſtet haben, 
indem ſie Krankheiten vorſchützten. 

Nach 8 236 StPO. iſt das erk. Gericht ſtets befugt, das per⸗ 
ſönliche Erſcheinen des Angekl. anzuordnen und durch einen Vor⸗ 
führungsbefehl zu erzwingen. Die Vorführung des Angekl. iſt 
nach § 230 SRDO. erſt ſtatthaft, wenn er unter Androhung der 
Maßregel geladen und dennoch ausgeblieben ift (Löwe, Nr. 2 zu 
§ 236 StPO.). Dieſe Vorausſetzungen liegen nicht vor. Die frühe⸗ 
ren drei Termine find auf Eingaben der Angekl. oder ihres Ver⸗ 
teidigers aufgehoben und die Angekl. abbeſtellt worden. 

Ein unentſchuldigtes Ausbleiben hat ſomit nicht ſtattgefunden, 
da das Ausbleiben die Abhaltung einer Verhandlung vorausſetzt, 
die Angekl. auch durch die Abbeſtellung entſchuldigt waren. 
Es kann deshalb auch dahingeſtellt bleiben, ob die Angekl. 
die Aufhebung eines früheren Termins durch unrichtige An⸗ 
gaben über ihre Geſundheit erreicht haben. Das könnte un⸗ 
entſchuldigtem Ausbleiben nicht gleichgeachtet werden. Wenn das 
AG. auch begründeten Anlaß zu der Annahme haben mochte, daß 
die Angekl., die mit Unrecht verhandlungsunfähig zu ſein be⸗ 
haupteten, ſich der Verhandlung zu entziehen ſuchten und zu der 
Hauptverhandlung ohne ausreichende Entſchuldigung nicht erſcheinen 
würden, ſo iſt das kein hinreichender geſetzlicher Grund, die Vor⸗ 
führung anzuordnen, da das Geſetz als Vorausſetzung der Vor⸗ 
Ken mindeſtens einmaliges unentſchuldigtes Ausbleiben vor⸗ 

reibt. 


(LG. Göttingen, Fer Str., Beſchl. v. 25. Juli 1929, 4 0 71/29.) 
Mitgeteilt von LER. Meyerhoff, Göttingen. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. Art. 159 RVerf.; SS 823, 826 BGB. Organiſierte 
Arbeiter, die, um einen nicht Organiſierten zum Beitritt 
zu einer Gewerkſchaft zu veranlaſſen, wirtſchaftliche Druck- 
mittel anwenden, verſtoßen wider die guten Sitten, wenn 
die Druckmittel (Einwirkung auf den Arbeitgeber zum 
Zweck der Entlaſſung) die wirtſchaftliche Eziſtenz des Be⸗ 
troffenen erheblich gefährden. 5) 

5 Das BG., das den klägeriſchen Anſpruch ſowohl aus § 826 
BGB. als auch aus Art. 159 RVerf. i. Verb. m. § 823 Abſ. 2 BEL. 
für begründet hält, hat folgenden Sachverhalt für erwieſen an⸗ 
geſehen. Da die ganze Belegſchaft B. nach wochenlangen vergeblichen 
Verſuchen, den Kl. zum Eintritt in einen ihrer Verbände zu ver⸗ 
anlaſſen, geſchloſſen gegen ihn Stellung nahm, kam es zwiſchen 
ihm und den übrigen Arbeitern zu häufigen Streitigkeiten und 
Mißhelligkeiten. Am 27. Sept. 1927 kündigten dieſe mit Aus⸗ 
nahme der von der Bauſtelle gerade abweſenden Behl. zu 5—7 
einzeln und ohne Angabe eines Grundes ihr Arbeitsverhältnis 
zum Abend des genannten Tages. B., der ſich darüber klar war, 
daß dieſe Kündigungen mit der Nichtorganiſation des Kl. zuſammen⸗ 
hingen, führte ſofort eine Unterredung mit dem Bekl. S. herbei 
und fragte ihn nach der Veranlaſſung der Arbeitsniederlegung. S. 
entgegnete, daß das gute Einvernehmen der Leute unter der Nicht⸗ 
organiſation des Kl. litte. Auf die weitere Frage B., ob die Leute 
die Arbeit auch niederlegen würden, wenn er den Kl. entlaſſe, er⸗ 
wiberte S., dann würden fie bleiben. Tatſächlich haben fie auch 
reg nach der Entlaſſung des Kl. weiter gearbeitet. Zu ihr ent⸗ 
er zich B., weil feine Bauarbeiten keinen Aufſchub vertrugen und 
i Hr: gut eingearbeiteten Leute nicht mit ihm unbekannten, 

vom Arbeitsamt zuzuweiſenden Arbeitskräften vertauſchen wollte. 
daß 918 dieſem Tatbeſtande hat das LArbcz. den Schluß gezogen, 

* Einzelkündigungen vorher von den organiſierten Arbeitern 

nn 

Zu 1. Das 


entwiklung der vorliegende Urteil bringt keine erhebliche Weiter⸗ 


Rſpr. zum Vereinigungsrecht, zeigt vielmehr nur 
b d Herauskehrung der weſentlichen Gedankengänge —, 
. 155 Malrbceh. an der bisherigen höchſtrichterlichen Behandlung des 
ſag. rganiſationszwanges feſthält. Feſt hält es auch trotz aller oft 
vorgebrachten Einwendungen und trotz gele entlichen eigenen Ab⸗ 
meichens an der Beurteikung der „guten Sitten“ nach dem An⸗ 
ſtandsgefühl „aller gerecht und billig Denkenden“, zu denen nun 
freilich im vorliegenden Streitfall erhebliche Teile des deutſchen 
Volkes und auch der deutſchen Arbeitsrechtler nicht gehören. Wich⸗ 


verabredet waren und in der Abſicht erfolgten, den Kl. zum An⸗ 
ſchluß an einen ihrer Verbände zu zwingen oder brotlos zu machen. 
Denn die Belegſchaft hätte in Kenntnis davon, daß die Schwierig⸗ 
keiten und wirtſchaftliche Nachteile, welchen die gemeinſame Nieder⸗ 
legung der Arbeit den Arbeitgeber ausſetzte, damit gerechnet, daß 
B. lieber dem Kl. kündigen, als die Kündigungen der übrigen Ar⸗ 
beiter hinnehmen würde. Im Anſchluß hieran ſtellt das BG. aus⸗ 
drücklich feſt, daß die Bekl. mit ihren Kündigungen nicht etwa be⸗ 
zweckten, ihre Arbeitsverhältniſſe zu löſen und notfalls längere 
Brotloſigkeit auf ſich zu nehmen, um der Mitarbeit mit dem ihnen 
unbequemen Kl. zu enkgegehen, ſondern daß ſie in Wirklichkeit den 
Arbeitgeber zur Entlaſſung des Kl. zwingen wollten, um ohne dieſen 
auf ihrer alten Arbeitsſtätte zu verbleiben oder um den Kl. 
zu veranlaſſen, ſich dem Organiſationszwange zu unterwerfen. 
Es ſollte alſo ein wirtſchaftlicher Druck auf den Willen ſo⸗ 
wohl des B. als auch des Kl. ausgeübt werden. Die Bekl. 
wußten, wie der BerR. darlegt, daß ein Überangebot an Zim⸗ 
merern beſtand und der Kl. daher im Falle ſeiner Entlaſſung ſeine 
Arbeitskraft anderweit nicht würde verwenden können und in 
ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz bedroht würde. Er ſollte alſo durch 
Erwerbsloſigkeit und Hunger ihrem, der Bekl., Willen gefügig ge⸗ 
macht werden. Damit find nicht nur der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen dem Verhalten der Bekl. und der Entlaſſung und der 
Schädigung des Kl., ſondern auch das ſchädigende Bewußtſein und 
der Schädigungswille der erſteren einwandfrei feſtgeſtellt. Es kann 
ſich alſo nur noch fragen, ob in dem Vorgehen der Bekl. eine 
Sittenwidrigkeit i. ©. des $ 826 BGB. zu erblicken if. Die Ne 
viſion beſtreitet das und wirft dem BerR. vor, nicht geprüft zu 
haben, ob das Anſinnen, nicht einer beſtimmten, ſondern irgendeiner 
gewerkſchaftlichen Organiſation beizutreten, unter den heutigen Zeit⸗ 
und Wirtſchaftsverhältniſſen wirklich unſittlich oder ob dem Kl. 
nicht vielmehr der Beitritt zu einer ſolchem nach den Anſchauungen 
feiner Berufsgenoſſen und allgemeiner Berufsmoral ohne weiteres 
zuzumuten geweſen ſei. Dieſe Zumutbarkeit ſpielt aber dem 
Willensdruck, dem Druckmittel und dem Druckerfolge gegenüber 
keine entſcheidende Rolle. Von den Rechtsanſchauungen des 6. Ziv⸗ 
Sen. hinſichtlich des Organiſationszwanges und ſeines Verhält⸗ 
niſſes zu den Forderungen, welche der Verkehr im Intereſſe eines 
geregelten Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens an Anſtand und Sitte 
ſtellen muß und ſtellt (RG. 104, 328 f.) abzuweichen, dazu bieten 
die gegenwärtigen Zeit⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſe keinen Anlaß. 
Auch für die und den vorliegenden Rechtsſtreit haben die in dem 
angezogenen Urteil entwickelten Grundſätze ihre Geltung behalten. 
Ob Art. 159 NVerf. nur die pofitive Vereinigungsfreiheik oder auch 
die negative zu einem Grundrecht aller Deutſchen erhoben hat, 
bedarf, wie dort ſo auch hier, keiner Entſch. 


Auszugehen iſt aber davon, daß der Geſetzgeber die natürliche 
Freiheit des einzelnen, keinem wirtſchaftlichen Verbände anzu⸗ 
gehören, weder in der RVerf. noch in früheren oder fpäteren ſozial⸗ 
oder erbeitsrechtlichen Geſetzen irgendwie beſchränkt, ſondern ſogar, 
wie ſchon von dem 6. ZivSen. hervorgehoben iſt, in den 88 78 
Nr. 8, 81 Betrag. die Gleichberechtigung organiſierter und nicht⸗ 
organiſierter Arbeiter ausdrücklich anerkannt hat. Es ſoll zwar 
nicht verkannt werden, daß neben dieſer Willensfreiheit des ein⸗ 
zelnen auch das berechtigte Beſtreben der Gewerkſchaften, durch 
Vermehrung der Mitgliederzahl ihre wirtſchaftliche Stoßkraft zu 
vermehren, berückſichtigt werden muß, und daß zur Verwirklichung 
dieſes Strebens unter Umſtänden auch die Ausübung eines gewiſſen 
Druckes auf nichtorganiſierte Arbeiter, um ſie zum gewerkſchaft⸗ 
lichen Anſchluß zu bewegen, erforderlich ſein kann und nicht 
ſchlechthin als unerlaubt oder unſittlich zu bezeichnen iſt. Denn die 
Wahrnehmung eigener berechtigter Intereſſen verſtößt allein des⸗ 
halb, weil ſie im Bewußtſein der Benachteiligung der wirtſchaftlichen 
Belange eines anderen erfolgt, noch nicht gegen 8 826 BGB. Die 
Druckbefugniſſe der Organiſation oder der organiſierten Arbeiter 
finden aber ihre natürliche Grenze da, wo das angewandte Druck⸗ 
mittel der Rechtsordnung nach allgemeinen Grundſätzen widerſtreitet 
oder zu einer Schädigung des Widerſtrebenden führt, die mit dem zu 
erreichenden Ziele in keinem Verhältnis ſteht und unſoziale Härten 
und Ungerechtigkeiten zur Folge hat. Das wird immer dann der 
Fall ſein, wenn durch das Druckmittel die wirtſchaftliche Exiſtenz 
des einzelnen Nichtorganiſierten, alſo des wirtſchaftlich Schwäche⸗ 
ren, von dem Verbande oder ſeinen Mitgliedern, alſo den wirt⸗ 
ſchaftlich Stärkeren, in erheblicher Weiſe bedroht und gefährdet 
wird. Daß das aber die Bekl. im gegebenen Falle getan haben, 


tig an der Entſch. iſt, daß das Gericht auch jetzt nicht aus⸗ 
ſpricht, der Art. 159 RVerf. habe die negative Vereinigungsfreiheit 
zu einem Grundrecht erhoben. In der Tat kann man eine ſolche 
Gewährleiſtung eines extremen Individualismus, die mit dem 
übrigen arbeitsrechtlichen Verfaſſungsinhalte ſchwer in Einklang 
zu bringen und die durchaus organiſationsfeindlich wäre, aus dem 
Texte des Art. 159 nicht herausleſen. Daß dies in ſehr vorſichtiger 
und doch ſehr deutlicher Form anerkannt wird, gibt der vorliegenden 


Entſch. ihre Bedeutung. 
Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 
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iſt vom BG. in eingehender Begründung, wie fie oben wieder⸗ 
gegeben iſt, dargelegt worden. Eine ſolche Handlungsweiſe ver⸗ 
ſtößt unter allen Umſtänden gegen das Anſtandsgefühl aller gerecht 
und billig Denkenden. Daß der Kl. ſich dem unerlaubten Druck 
nicht gefügt, ſeine Willensfreiheit nicht preisgegeben und ſich nicht 
gewerkſchaftlich organiſiert hat, iſt ihm, wie die Reviſion es tun 
will, unmöglich als Verſchulden anzurechnen. Für die Anwendung 
des 8 254 BGB. bietet der Sachverhalt keinen Raum. Der Scha⸗ 
denserſatzanſpruch des Kl. iſt daher nach Maßgabe des 8 826 
BB. gerechtfertigt. 

(RAS, Urt. v. 24. April 1929, RAG 550/28. — Altona.) [B.] 

* 


2. § 1 Un l WG.; 8 74 HGB. Eine Handlung, die ob⸗ 
jeftiv die guten Sitten nicht verletzt, kann durch Vertrag 
nicht zu einer ſittenwidrigen geſtempelt werden. — Ver⸗ 
tragliche Beſchrankungen des Handlungsgehilfen in feiner 
gewerblichen Tätigkeit für die Zeit nach Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes find nur unter den Vorausſetzungen 
des 8 74 Abſ. 2 HGB. gültig. f) 

Der Bekl. war v. 1. Okt. 1928 bis zum 31. Aug. 1927 bei 
der Kl. als Reiſender beſchaftigt. 

8 7 des Anſtellungsvertrags lautete: 

„Der Vertreter erkennt hiermit ausdrücklich an, daß er die 
Grundſätze der Geſellſchaft bezüglich der Vermietung von Schwach⸗ 
ſtromanlagen erſt durch ſeine Tätigkeit bei der Geſellſchaft kennen⸗ 
gelernt hat oder kennenlernen wird. Für den Fall des Aus⸗ 
ſcheidens aus der Geſellſchaft verpflichtet ſich der Vertreter, keiner⸗ 
lei laufende Geſchäftsanbahnungen, die er in den Dienſten der Ge⸗ 
ſellſchaft kennengelernt hat, zugunſten der Konkurrenz auszuwerten 
oder durch Dritte auswerten zu laſſen. Dem Vertreter iſt es be⸗ 
kannt, daß eine ſolche Weitergabe oder eine Verwertung laufender 
Geſchäftsanbahnungen über den 8 17 Unl WG. hinausgehend gegen 
den § 1 des genannten Gefetzes verſtößt. Für den Fall der Zu⸗ 
widerhandlung gegen dieſe ausdrücklich übernommene Vereinbarung 
verpflichtet ſich der Vertreter zur Zahlung einer Vertragsſtrafe von 
100 AM für jeden Fall der Zuwiderhandlung, unbeſchadet der 
Schadenserſatzanſprüche der Geſellſchaft aus ſchuldhafter Verletzung 
der eingegangenen Verpflichtungen.“ 

Am 1. Sept. 1927 trat der Bekl. in den Dienſt der „Pr.⸗ 
Geſellſchaft“, eines Wettbewerbsunternehmens ſeiner bisherigen 
Prinzipalin. 

Die Kl. behauptet, der Bekl. habe in neun Einzelfällen gegen 
die oben wiedergegebene Vertragsbeſtimmung verſtoßen. Er foll 


Zu 2. 1. Zu der Streitfrage, ob für Handelsvertreter (Handels⸗ 
agenten) das ArbGG. zuſtändig iſt, wird vom R ArbG. mit der 
herrſchenden Meinung dahin Stellung genommen: wenn durch Ver⸗ 
tragsabrede die Stellung des Handelsvertreters nicht mehr als die 
eines ſelbſtändigen Kaufmannes angeſehen werden kann, er vielmehr 
geſchäftlich unſelbſtändig iſt und in perſönlicher und wirtſchaftlicher 
Abhängigkeit von dem Prinzipal ſteht, hat über Streitigkeiten aus 
dem Arbeitsverhältnis das ArbG. zu entſcheiden. 

2. Das Urteil wirft eine intereſſante Frage auf: kann eine 
Handlung durch Parteiabrede zu einer „ſittenwidrigen“ geſtempelt 
werden? 

a) Das AUG. verneint dieſe Frage, ohne eine beſondere 
Begründung dafür zu geben. Nach der Faſſung der Vertragsbeſtim⸗ 
mungen mußte wohl angenommen werden, daß die Parteien, und be⸗ 
ſonders die Kl., welche dem Vertrag die Schriftform gegeben hatte, 
von der Annahme ausgegangen ſind, eine über den zeitlichen 
Rahmen des § 17 Unl WG. hinausgehende, darin verpönte Hand⸗ 
lung ſei als unter den 8 1 Unl WG. fallend anzuſehen, d. h. die 
Parteien ſind davon ausgegangen, daß die in dem Vertrage gekenn⸗ 
zeichnete Handlungsweiſe an ſich gegen das Geſetz verſtoße. Dies 
wird vom RArbG. nicht beachtet. 

Dieſe Annahme der Parteien iſt unzutreffend. Der Geſetzgeber 
hat bekanntlich in wohl erwogener Abſicht, um das Fortkommen 
des Angeſtellten nicht zu hindern, dieſem die Wahrung der Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe nur für die Dauer des Dienſt⸗ 
verhältniffes auferlegt. Deshalb konnten das BR. und NArbG. 
auch den Standpunkt einnehmen, daß die getroffene Vereinbarung 
eine Wettbewerbsklauſel darſtelle. das BR. und N ArbG. haben 
aber ohne Angabe von Gründen angenommen, daß die Voraus⸗ 
ſetzung eines unzuläſſigen Wettbewerbsverbotes vorliege. Dem iſt 
aber m. E. nicht zuzuſtimmen. In dem Vertrage wird dem An⸗ 
geſtellten nur unterſagt, laufende Geſchäftsanbahnungen, die er in 
Dienſten der Kl. kennengelernt hatte, zugunſten deren Konkurrenz 
auszuwerten oder durch Dritte auswerten zu laſſen. Darin kann 
man eine Beſchrankung des Bekl. in feiner gewerblichen Tätigkeit 
nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes ſehen; denn es genügt 
unter Umſtänden (Gruch. 47, 1024), wenn der Angeſtellte zur Ge⸗ 
heimhaltung von Geſchäftsgeheimniſſen verpflichtet wird. Eine un⸗ 
zuläſſige Beſchränkung liegt aber nur dann vor, wenn die Ver⸗ 
wertung der Geſchäftsgeheimniſſe nach Sachlage unerläßliche 
Voraus ſetzung einer gewerblichen Betätigung iſt (vgl. König e⸗ 
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nämlich acht Kunden, denen er als ihr, der Kl., Vertreter An⸗ 
gebote bezüglich einer Fernſprechanlage übermittelt habe, noch während 
des Schwebens dieſer Angebote neue Vertragsvorſchläge namens der 
Pr.⸗Geſellſchaft gemacht und ferner bei der Ortskrankenkaſſe Eutin, 
der die Kl. eine Anlage geliefert habe, ſich bezüglich dieſer für 
ſeine neue Prinzipalin um den Abſchluß eines Wartungsvertrags 
bemüht haben. 

Die Annahme des BG., daß der Bekl. wegen feiner ge» 
ſchäftlichen Unſelbſtändigkeit und ſeiner perſönlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Abhängigkeit von der Kl. deren Handlungsgehilfe war, unter⸗ 
liegt keinen rechtlichen Bedenken, wird auch von der Rev. nicht 
beanſtandet. Daraus folgt die Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichts⸗ 
behörden zur Entſch. des vorl. Rechtsſtreits (88 1, 2 Nr. 2 ArbGG.) 

Sachlich erachtet das LArbG. den 8 7 des Anſtellungsvertrags 
nur inſoweit für rechtsgültig, als er dazu beſtimmt war, der Kl. 
für den Fall einer Übertretung des 8 1 UnlWG. durch den Bekl. 
eine Vortragsſtrafe zu ſichern, erklärt ihn aber für nichtig, ſoweit 
er darüber hinaus eine Wettbewerbsklauſel i. S. des 8 74 HGB. 
darſtelle. Das Vorliegen des Tatbeſtandes des 81 UnlWG. ver⸗ 
neint das BG. mit der Erwägung, wenn es auch nicht gerade für 
„fair“ zu erachten ſei, daß der Bekl. Kunden, mit denen er 
namens der Kl. verhandelt habe, kurz darauf Vertragsanträge für 
die Pr.⸗Geſellſchaft geſtellt habe, fo liege doch darin kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten. Dieſem Ergebnis iſt beizutreten, wenn 
feine Begründung durch das LArbG. auch nicht völlig bedenkenfrei 
fein mag. Das Verhalten des Bekl. fällt nicht aus dem Rahmen 
eines objektiv erlaubten Wettbewerbs hinaus. Es kann weder 
anerkannt werden, daß es einer verwerflichen Geſinnung entſprang, 
noch auch, daß es in den Verkehrskreiſen, denen die Parteien an⸗ 
gehören, allgemein als verwerflich empfunden wird. Richtig iſt, daß 
die Notwendigkeit, feinen Unterhalt zu verdienen, eine ſitten⸗ 
widrige Maßnahme nicht ihres unerlaubten Charakters entkleidet. 
Es darf aber andererſeits bei der Beurteilung der Handlungsweiſe 
des Bekl. nicht außer acht gelaſſen werden, daß im Geſchäftsleben 
und im Kampf um die wirtſchaftliche Exiſtenz das eigene Intereſſe 
dem fremder Perſonen vorzugehen pflegt und vorgehen darf, wenn 
nur die nach einem objektiven Maßſtab zu beſtimmenden Grenzen 
des ſittlich Erlaubten nicht überſchritten werden. Eine ſolche Über⸗ 
ſchreitung fällt dem Bekl., wie ſchon betont, nach Lage des Falles 
nicht zur Laſt. Eine Handlung aber, die objektiv die guten Sitten 
nicht verletzt, kann durch eine Vertragsbeſtimmung nicht zu einer 
ſittenwidrigen geſtempelt werden. Nun iſt es allerdings ſtatthaft, ſich 
zur Unterlaſſung einer an ſich erlaubten geſchäftlichen Maßnahme 
und für den Fall ihrer Vornahme zur Zahlung einer Vertrags⸗ 
Teichmann⸗Koehler: HGB. 1929 N. 2 [159] zu § 746). Man 
wird nicht ſagen können, daß die Auswertung laufender Geſchäfts⸗ 
anbahnungen zugunſten der Konkurrenz der Kl. oder das Aus⸗ 
wertenlaſſen durch Dritte eine unerläßliche Vorausſetzung einer 
gewerblichen Betätigung des Berl. iſt. Die Beſchränkung iſt fo, 
daß dadurch keine Erſchwerung des Fortkommens des Handlungs⸗ 
gehilfen herbeigeführt wird. Er kann alles, was er bei der Kl. 
erfahren hat, zu eigenem oder fremden Vorteil ausnutzen, er kann 
ſogar mit ihren feſten Kunden in Verbindung treten. Deshalb hat 
die Kl. den Eutinerfall zu Unrecht herangezogen. Nur laufende 
Geſchäftsanbahnungen, d. h. ſchwebende Verhandlungen zum Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages ſoll er nicht ſtören dürfen. Daß die durch 
den Bekl. veranlaßte Auswertung laufender Geſchäftsanlehnungen 
der Kl. durch Dritte keine Beſchrankung ſeiner geſchäftlichen Tätig⸗ 
keit iſt, dürfte außer Frage ſtehen. Dem Urteil iſt alfo ſchon aus 
dem Grunde nicht zuzuſtimmen, weil ein Wettbewerbsverbot i. S. 
des 8 74 HGB. nicht vorliegt. 

b) Das NArbG. hat 8 7 des Vertrages fo aufgefaßt, daß da⸗ 
durch — alſo durch Parteiabrede! — gewiſſe Handlungen, die, wenn 
ſie während der Dauer des Dienſtverhältniſſes vorgenommen worden 
wären, zweifellos unter 817 Unl WG. fielen, für die Folgezeit im 
Verhältnis der Parteien als ſittenwidrig angeſehen werden ſollten. 
Es hat ausgeführt — keineswegs überzeugend und m. E. auch dem 
Rechtsgefühl unſerer Zeit nicht entſprechend —, daß die fragliche 
Handlung der Bekl. nicht aus einer als verwerflich anzuſehenden Ge⸗ 
ſinnung entſprungen, ſei, daß ſie auch in den Verkehrskreiſen, denen 
die Parteien angehören, nicht allgemein als verwerflich empfunden 
würden. 

Das RArbch. hat damit den vom NG. in ftändiger Rſpr. feſt⸗ 
gehaltenen Satz ſich zu eigen gemacht, daß für die Feſtſtellung des 
ſittenwidrigen Charakters einer Handlung die Auſchauung des in 
Frage ſtehenden Verkehrskreiſes maßgebend ſei. Dieſe Anſchauung 
hat das RArbch. aber aus eigenem feſtgeſtellt. M. E. mit allzu 
weitgehender Notorität. Mir will ſcheinen, daß damit dem Ver⸗ 
kehrskreiſe der Parteien eine zu laxe Auffaſſung unterſtellt wird. 
Maßgebend iſt doch nicht allein die Auffaſſung des Arbeitnehmers, 
ſondern auch der Arbeitgeber und vor allem die der Kunden. Glaubt 
man wirklich annehmen zu können, daß das Publikum allgemein, 
und beſonders ſolche Perſonen, die in der Lage ſind, ſich eine 
Schwachſtromanlage (Privattelephonanlage !!) erſtellen zu laſſen, es 
als den guten Sitten des Geſchäftsverkehrs entſprechend anſehen, 
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ſtrafe zu verpflichten. Übernimmt aber ein Handlungsgehilfe für 
die Zeit nach Beendigung ſeines Dienſtverhältniſſes eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung, die ihn in ſeiner gewerblichen Tätigkeit beſchränkt, ſo 
iſt fie nur unter der von 8 74 Abſ. 2 HGB. verlangten Voraus⸗ 
ſetzung, d. h. nur dann gültig, wenn der Prinzipal ſich ver⸗ 
pflichtet, für die Dauer des Verbots eine Entſchädigung zu zahlen, 
die für jedes Jahr mindeſtens die Hälfte der vom Handlungsgehilfen 
zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leiſtungen erreicht. Ein ſolches 
Verſprechen hat die Kl. nicht abgegeben. Das Verbot „laufende Ge⸗ 
ſchäftsanbahnungen, die der Bekl. im Dienſte der Kl. kennengelernt 
habe, im Intereſſe der Konkurrenz auszuwerten“, iſt zeitlich nicht 
begrenzt und kann ſich, wie der Vorwurf im Falle der Eutiner 
Ortskrankenkaſſe zeigt, unter Umſtänden eine lange Zeit hindurch 
auswirken. Jedenfalls iſt es geeignet, die gewerbliche Tätigkeit und 
die Erwerbsausſichten des Bekl. zu beſchränken. Auf den Umfang 
der Beſchränkung kommt es nicht an, es ſei denn, daß dieſer wegen 
ſeiner völligen wirtſchaftlichen Unbedeutendheit auch rechtlich nicht 
ins Gewicht fällt. Es liegt ſomit in der Tat eine Vereinbarung 
nach Maßgabe des § 74 Abſ. 1 HGB. vor, die jedoch, da die Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 2 daſelbſt nicht beachtet iſt, der Wirkſamkeit ent⸗ 
behrt. Dieſe Vorſchrift dadurch zu umgehen, daß im äußerlichen 
Gewande einer anderen Vertragsform eine Vereinbarung getroffen 
wird, die in Wirklichkeit unter 8 74 HGB. fällt, iſt unzuläſſig. 

(RArbG., Urt. v. 28. Nov. 1928, RAG 192/28. — Hamburg.) A.] 

* 

3. 8 123 Gew.; 8 82 Pr Allg Berg.; 8 3 Arb 3 VO. ; 
8 157 BGB. 

1. Beharrliche Arbeitsweigerung ſetzt das Bewußtſein 
der Pflichtwidrigkeit voraus. Die Frage, ob dies Bewußt⸗ 
fein vorhanden war, iſt im weſentlichen eine der Reviſion 
entzogene Tatfrage. Nachgreifbar iſt aber, ob der Vorder⸗ 
richter das Verhalten des Arbeitnehmers nach der ſubjek⸗ 
tiven und objektiven Seite genügend gewürdigt hat. Der 
Arbeitnehmer, der bei Anwendung genügender Sorgfalt 
wiſſen muß, daß ihm ein entgegengeſetzter Rechtsſtandpunkt 
entgegenfteht, handelt auch dann noch bei einer Arbeits- 
weigerung auf eigene Gefahr, wenn er der Auskunft feiner 
Organiſation folgt und ſich auf von dieſer herangezogene 
Literatur und Judikatur verläßt. 

2.8 3 Arb ZVO. regelt nur die geſetzliche Zuläſſigkeit 
der Mehrarbeit, normiert aber noch nicht die arbeitsver⸗ 
tragliche Pflicht zu ihrer Leiſtung. Die vertragliche Pflicht 
zur Mehrarbeit kann aber in ſolchem Falle ſchon nach Treu 
u Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte begrün- 

et ſein. 

3. Der Unterſchied zwiſchen einer „Soll-“ und einer 


daß der Bekl., nachdem er für die Kl. Angebote gemacht hat, dabei 
die Intereſſen der Kl., wie anzunehmen iſt, mit pflichtgemäßem 
Eifer vertreten hat, plötzlich für eine Konkurrenz derſelben kommt 
und ſich bemüht, die bisher gemachten Angebote zu unterbieten, ſie 
als für den Kunden nicht vorteilhaft hinzuſtellen, während er kurze 
Zeit vorher dafür eingetreten war, daß dieſe Angebote den Inter⸗ 
eſſen des Kunden weitgehendſt entgegenkämen?? Mutatis mutandis 
gilt dies auch für das durch den Bekl. veranlaßte Auswerten ſolcher 
Geſchäftsanbahnungen durch Dritte. 

Könnte man aber wirklich eine laxe Auffaſſung für die in 
Betracht kommenden Verkehrskreiſe annehmen, ſo dürfte ſie von 
den Gerichten nicht gebilligt werden, denn ſie ſtellt ſich als ein 
„wildes“ Geſchäftsgebahren dar, ſo daß darin eine „Unſitte“ zu 
erblicken iſt (RG. 55, 373). Roſenthal ſagt (Nr. 21 zu 8 1) 
mit Recht: „übrigens hat die Rſpr. gerade die Aufgabe, mißbräuch⸗ 
licher Gepflogenheiten entgegenzutreten.“ Dieſer Pflicht entſprechend 
hat auch das RG. ſelbſt ſtets geurteilt. 

3. Das NArbch. hat den Satz, eine objektiv als den guten 
Sitten nicht entſprechend anzuſehende Handlung könne nicht durch 

arteiabrede ein ſittenwidriger Charakter beigelegt werden, als ſo 
ſelbſtverſtändlichen Grundſatz ausgeſprochen, daß es nicht einmal den 

erſuch einer Begründung gemacht hat. M. E. kann der Satz in 
Eu Unbeſchränktheit nicht als zutreffend anerkannt werden. Daß 
Sit echtsgefühl, und gerade in der Frage der Beurteilung der 

5 eruvidrigkeit einer Handlung, eine außerordentlich ſtarke Ver⸗ 
seiti ung in den beiden letzten Jahrzehnten erfahren hat, wird all⸗ 
Mech 2 großer Befriedigung feſtgeſtellt. Man vergleiche nur den 
Teechſel, den das RG. ſelbſt hinſichtlich ſeiner diesbezüglichen An⸗ 
ſchauungen vorgenommen hat. U. A. kann hier auf folgendes hin⸗ 
gewieſen werden: Noch im Jahre 1900 nahm das RG. den Stand⸗ 
punkt ein (PatMuſtZeichBl. 216), die Eintragung eines Waren⸗ 
zeichens begründe auch dann ein gültiges Zeichenrecht, wenn es ſich 
um eine zum Zwecke der Täuſchung des Publikums nachgemachte 
Marke handele. Es glaubte ſogar ſoweit gehen zu müſſen, daß es 
ausſprach, die ſonſt im Rechte geltenden Grundſätze von Treu und 
Glauben und Argliſt hätten gegenüber dem formalen Eintragungs⸗ 
prinzip keine Gültigkeit. Ende 1905 wurde ſogar der Kodak- 
Geſellſchaft, für die das Wort „Kodak“ für photographische Artikel 
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„Muß⸗Vorſchrift“ muß bei den Tarifvertragsparteien einer 
„Schlüſſelinduſtrie“ als bekannt vorausgeſetzt werden. Es 
iſt nicht angängig, hier zwiſchen „Juriſtenſprache“ und 
„Sprache des Lebens“ zu unterſcheiden. f) 

Nach § 82 Nr. 3 PrAllgBergG. können Bergleute vor Ab⸗ 
lauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne Aufkündigung ent⸗ 
laſſen werden, wenn ſie die Arbeit unbefugt verlaſſen haben oder 
ſonſt den nach dem Arbeitsvertrage ihnen obliegenden Verpflich⸗ 
tungen nachzukommen beharrlich verweigern. Schon eine ein⸗ 
malige Verweigerung kann in Anbetracht der aus den begleitenden 
Unftänden zu entnehmenden Willensrichtung des Arbeitnehmers 
den Begriff der Beharrlichkeit erfüllen (vgl. RG. v. 19. Okt. 1926, 
III 468/25: NZ ArbR. 1927, 179; R ArbG. 1, 36 und das zum Ab⸗ 
druck in der amtl. Samml. beſtimmte Urt. v. 3. Nov. 1928 [RAG 
161 u. 162/28] S. 4). Die beharrliche Verweigerung und die in 8 82 
Nr. 4 u. 7 a. a. O. aufgeführte friſtloſe Entlaffung wegen groben 
Ungehorſams und wegen Verleitung von Mitarbeitern zu geſetz⸗ 
oder ſittenwidrigen Handlungen ſetzen aber das Bewußtſein der 
Pflichtwidrigkeit voraus. Die Frage, ob ein derartiges Bewußtſein 
als vorhanden anzunehmen iſt, iſt, ebenſo wie die von der Reviſion 
angeregte Frage des Vorliegens eines wichtigen Grundes i. S. 
§ 83a Pr AllgBBergG., im weſentlichen eine der Nachprüfung in der 
Rev inſt. entzogene Tatfrage (vgl. RG. 78, 22 1); 103, 63; 110, 
3002); NArbG. I, 36, 107 ff., 224 und Urt. v. 14. Nov. 1928 in 
RAG 317/28). Nachprüfbar iſt jedoch, ob der Vorderrichter das Ver⸗ 
halten des Arbeitnehmers, auf das der Arbeitnehmer die friſtloſe 
Entlaſſung gründet, hinreichend gewürdigt hat (vgl. RArb. 1, 77f.). 
Im vorliegenden Falle hat nun das BG. den in erſter Linie geltend 
gemachten Entlaſſungsgrund der beharrlichen Arbeitsverweigerung 
ſowohl nach der objektiven wie nach der ſubjektiven Seite geprüft. 
Es hat dagegen eine beſtimmte Stellungnahme zur objektiven Rich⸗ 
tung unterlaſſen und die Entſch. darauf abgeſtellt, daß in ſubjektiver 
Hinſicht den Kl. wegen ihres Verhaltens gegenüber der Anordnung 
der Bekl. kein Vorwurf gemacht werden könne. Die Ausführungen 
des angefochtenen Urteils zu dem letzteren Punkte ſind nicht frei 
von Rechtsirrtum. Das BG. hält zwar der Bekl. vor, „daß fie 
zur Erledigung des Streits um die Rechtsfrage der Leiſtungspflicht 
nicht den Weg der friſtloſen Entlaſſung hätte zu beſchreiten brauchen, 
ſondern daß ihr die Möglichkeit offengeſtanden hätte, durch Vor⸗ 
gehen gegen die Kl. in ihrer Eigenſchaft als Betriebsratsmitglieder 
oder durch ein ſonſtiges gerichtliches Verfahren eine ſchnelle Klärung 
der Rechtslage herbeizuführen“. Mit Recht vermißt aber die Re⸗ 
viſion einen ähnlichen Vorhalt gegenüber den Kl. Sie hätten in 
gleicher Weiſe vor Niederlegung der Arbeit, vielleicht ſchon vor 
Mitteilung ihrer Rechtsanſicht an die Belegſchaft, die Rechtslage über 
den Inhalt ihrer Leiſtungspflicht im Klagewege klären können. 
Dies war hier, wo die Bekl. ſich bei ihrem Verlangen und der nach 


geſchützt war, vom RG. der Schutz gegen die Eintragung des gleichen 
Wortes für alle möglichen ſonſtigen Waren, darunter auch Waſſer⸗ 
kloſetts, verſagt (Mu W. 5, 73). Das NE. berief ſich auf die Lage 
der Geſetzgebung und fügte hinzu, man müſſe zu dieſer Entſch. 
Rommen, wenn es auch vom Geſichtspunkt der Moral aus ver⸗ 
werflich ſei, daß die Bekl. die Früchte des fremden Fleißes für 
ſich verwende. Wie ganz anders iſt heute der Standpunkt des RG. 
auf Grund der heutigen Anſchauungen über „Treu und Glauben“ 
und „gute Sitten“! 

Die Verfeinerung der Auffaſſung darüber, was als ſittlich 
zuläſſig oder nicht zuläſſig zu erachten iſt, iſt das Ergebnis einer 
längeren Entwicklung. Dieſe Entwicklung beruht auf der allmählich 
zum Durchbruch und Anerkennung gelaugenden Auffaſſung Einzelner. 
Man vergleiche auch das Entſtehen der Handelsſitte, des Handels⸗ 
gebrauchs, die dann in vielen Fällen ſchon zu geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften geworden ſind. Es iſt deshalb nicht einzuſehen, warum, wenn 
Vertragsparteien zum Ausdruck bringen, ein gewiſſes Verhalten 
entſpräche nicht ihren ſittlichen Anſchauungen, dies von den Ge⸗ 
richten nicht ſollte gebilligt und die daraus ſich ergebenden Folgen 
nicht ſollten gezogen werden können. 

Ein rechtsähnlicher Fall ſei herangezogen. Noch niemals hat 
man daran gezweifelt, daß die Parteien etwas „als wichtigen 
Grund“ zur Aufhebung eines Dienſtvertrages, eines Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes bezeichnen können, was die Mehrheit ihrer Berufs⸗ 
genoſſen nicht als einen ſolchen anſehen. 

Warum ſoll einer Entwicklung, die glücklicherweiſe zweifellos 
auf eine Verfeinerung der geſchäftlichen Sitten eingeſtellt iſt, 
Schwierigkeiten gemacht werden, dadurch, daß man den Anſäßzen 
zu einer ſolchen Verfeinerung die Billigung verſagt?? Es entſpricht 
dies nicht der neuerlichen Einſtellung der deutſchen Gerichte. 

JR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Zu 3. Die Entſch. behandelt einen gar nicht ſelten vorkom⸗ 
menden Fall riskanter Rechtsausübung. Dabei liegt das Riſiko auf 
den Schultern des Teiles, der gewöhnlich der wirtſchaftlich ſchwächere 
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Anhörung der geſetzlichen Betriebsvertretung getroffenen Anord⸗ 
nung der Mehrarbeit nach der tatſächlichen Feſtſtellung des BG. 
ausdrücklich auf 8 3 Arb VO. berufen hatte, um jo mehr geboten, 
als den Kl. bei ihrer ſeſtgeſtellten „Einſicht in die Literatur und 
Judikatur“ nicht entgangen fein konnte, daß die Frage, ob 8 3 
Arb VO. lediglich öffentlich⸗rechtliche Bedeutung hat oder auch eine 
privatrechtliche Verpflichtung des Arbeitnehmers zur Leiſtung der 
darin zugelaſſenen Mehrarbeit auslöſt, ſtark umſtritten iſt und 
die Anhänger der Leiſtungspflicht das Erfordernis der Einwilligung 
der Arbeitnehmer in die vom Arbeitgeber verlangte Mehrarbeit 
u. a. auch deshalb ablehnen, weil dadurch die volle Ausnutzung der 
geſetzlich zugelaſſenen Arbeitszeit und zum mindeſten die rechtzeitige 
Durchführung dieſer Mehrarbeit nahezu unmöglich gemacht würde. 
Nicht minder rechtsbedenklich erſcheint es, wenn das BG. den guten 
Glauben der Kl. aus der „Rückſprache mit den Vertretern ihrer 
Organiſation“ entnimmt. Daß die hierbei erteilte Auskunft keine 
auf objektiven Unterlagen beruhende geweſen ſein kann, geht ſchon 
daraus hervor, daß die Kl. in der Rev nſt. vortragen, „ſchon ſeit 
Jahren, ſeitdem Potthoff zum erſten Male auf den doppelten 
Geſichtspunkt der Arbeitszeitregelung hingewieſen habe, würden die 
Arbeitnehmer gewerkſchaftlich darin geſchult, daß für ſie eine Ver⸗ 
pflichtung der Mehrarbeit nur vorliege, wenn eine darauf bezügliche 
Vereinbarung zuſtande gekommen ſei, und daß deswegen Arbeit⸗ 
nehmer, die in einen Betrieb einträten, ohne daß irgendwie die 
Mehrarbeit vereinbart worden ſei, mit dem Bewußtſein einträten, 
daß für ſie eine Verpflichtung zur Mehrarbeit nicht beſtehe“. Haben 
alſo die Kl. ihr Verhalten nach einem Rechtsſtandpunkt eingerichtet, 
von dem ſie wußten oder bei Anwendung der im Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt wiſſen mußten, daß ihm ein entgegengeſetzter 
Rechtsſtandpunkt gegenüberſtand, jo mußten fie damit rechnen, daß 
auch der entgegengeſetzte Rechtsſtandpunkt richtig ſein könne. Rech⸗ 
neten ſie nicht damit, verließen ſie ſich vielmehr auf die ein⸗ 
ſeitige Auskunft ihrer Orgauiſation und auf ihre vielleicht nur 
mangelhafte Einſicht in die Literatur und Judikatur und wählten 
ſie von den ihnen bekannten beiden Rechtsanſchauungen die ihnen 
günſtigere, ſo handelten ſie auf eigene Gefahr und müſſen die 
Folgen auf ſich nehmen, wenn ſich hinterher ihr Standpunkt als 
unrichtig erweiſt (vgl. auch Urt. v. 17. Nov. 1928, RAG 187/28 
S. 5). Ob der Standpunkt der Kl. hinſichtlich der rechtlichen Be⸗ 
deutung des 8 3 Arb VO. richtig war, kann mithin entgegen der 
Meinung des BG. nicht dahingeſtellt bleiben. 

Bei der dementſprechenden Prüfung der objektiven Seite des 
Entlaſſungsgrundes der beharrlichen Arbeitsverweigerung iſt nun 
mit dem BG. davon auszugehen, daß die Mehrarbeitsbeſtimmungen 
der Arb ZO. öffentlich⸗ rechtlicher Art find, nur die geſetzliche Zu⸗ 
läſſigkeit von Mehrarbeit betreffen und mit Ausnahme des 8 6a 
privatrechtliche Pflichten aus dem Arbeitsvertrage nicht regeln. 
Dieſen Standpunkt hat das NArbG. bereits hinſichtlich des 8 1 
Satz 3 a. a. O. wiederholt eingenommen (vgl. RArbch. 2, 177 f. und 
Urt. v. 10. Okt. 1928, RAG 119/1926/8 S. 4). Der 8 3 Arb⸗ 
VO. muß in gleicher Weiſe beurteilt werden. Auch hier handelt es 
ſich nur um die Frage der geſetzlichen Zuläſſigkeit von Mehr⸗ 
arbeit, dagegen iſt § 3 nicht beſtimmt, daß der Arbeitnehmer 
auch ſolche Mehrarbeit zu leiſten verpflichtet ſei. Ob eine Verpflich⸗ 
tung beſteht, richtet ſich nach dem Arbeitsvertrag. Man kann auch 
nicht ſagen, daß alle im Geſetz zugelaſſenen Möglichkeiten von 
Mehrarbeit ohne weiteres Inhalt des Arbeitsvertrages würden und 


iſt. Das Verhalten nämlich, das im Fall objektiver Rechtswidrig⸗ 
keit und ſubjektiven Bewußtſeins davon als beharrliche Arbeits⸗ 
verweigerung erſcheint, iſt zugleich — unter der Vorausſetzung 
der Rechtmaßigkeit — oft das einzige Mittel, das der Arbeitnehmer 
rechtlich unbegründeten Anforderungen oder Verhaltungsweiſen des 
Arbeitgebers entgegenſtellen kann: Zurückbehaltungsrecht oder, wie 
man im arbeitsrechtlichen Zuſammenhang beſſer ſagt, Leiſtungsver⸗ 
weigerungsrecht (8 273 BGB.). Anwendungsfälle ergeben ſich nicht 
nur bei Erſtreckung der Arbeitszeit, ſondern auch z. B. bei dem 
Begehr nach Freizelt zur Wahrnehmung öffentlich⸗ rechtlicher Funk⸗ 
tionen (Art. 160 NVerf.) oder auf Grund einer Geſtellung als 
Zeuge oder Auskunftsperſon in einem behördlichen oder tarif⸗ 
lichen Gerichts⸗ oder Schlichtungsverfahren. Man wird, will man 
nicht das Leiſtungsverweigerungsrecht praktiſch hinfällig machen, 
die Anforderungen an das juriſtiſche Diſtinktionsvermögen des 
Arbeitsnehmers nicht allzu ſcharf anſpannen dürfen. Den Aus⸗ 
führungen des RArbGG. gegenüber wird man fragen müſſen, ob 
jemand auch dann ſchuldhaft handelt, wenn er ſich nicht einrichtet 
auf eine anerkanntermaßen falſche Rechtsanſicht. Was das NRArbG. 
über die Bedeutung der Arb Z VO. in privatrechtlicher Beziehung 
ausführt, iſt im Grundſatz durchaus zutreffend. Nach dieſer grund⸗ 
ſätzlichen Auffaſſung haben aber die klagenden Arbeitnehmer ihr 
Verhalten eingerichtet, und ihr etwaiges Abirren von der objektiven 
Rechtslage betraf nur untergeordnete Einzelfragen, in denen man 
auch als Rechtskundiger durchaus nicht allenthalben klar zu ſehen 
braucht. Wie zweifelhaft die Rechtslage in concreto ſein kann, er- 
gibt ſich auch aus der reichsarbeitsgerichtlichen Begründung: der vor⸗ 
liegende Fall „ſcheint“ nur fo gelagert zu fein, daß dem Arbeit⸗ 
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der Arbeitnehmer fie deshalb verrichten müſſe. Vielmehr bedarf 
es ſtets der Prüfung im einzelnen Fall, ob und inwieweit eine 
arbeitsvertragliche Verpflichtung anzunehmen iſt. Hierfür kann 
zunächſt eine ausdrückliche Vereinbarung in Betracht kommen. So⸗ 
weit eine ſolche nicht vorliegt, iſt zu unterfuchen, was dem Arbeit⸗ 
nehmer nach dem auch das Rechtsverhältnis des Arbeitsvertrages 
beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben (vgl. RG. v. 
4. Mai 1928, III 394/27 S. 3, und RATE. 2, 43) als Leiſtungs⸗ 
pflicht zugemutet werden kaun. Dabei ſind die Verkehrsſitte, die 
allgemeinen Gepflogenheiten im Betriebe ſowie deſſen beſondere 
Verhältniſſe zu berückſichtigen. Auch dem in anderem Zuſammen⸗ 
hange vom RArb c., insbeſ. RArbch. 2, 78, entwickelten Grundſatz 
der Betriebsgebundenheit wird Rechnung zu tragen ſein, vermöge 
deren es dem Arbeitnehmer obliegt, zur Förderung der Produktivität 
und Wirtſchaftlichkeit des Betriebs beizutragen. Aus der Ge⸗ 
ſtaltung des Arbeitsverhältniſſes heraus kann dem Arbeitnehmer die 
Pflicht erwachſen, ſeine Arbeitskraft dem Arbeitgeber zur Leiſtung 
der in den Grenzen des Zuläſſigen ſich haltenden Mehrarbeit zur 
Verfügung zu ſtellen, welcher dieſer im Intereſſe der Steigerung 
der Gütererzeugung für nötig befindet. Deshalb muß z. B. bei 
dringendem wirtſchaftlichen Bedürfnis, in Notfällen u. dgl., eine 
Arbeitspflicht kraft Arbeitsvertrag ohne weiteres bejaht werden. So 
aber ſcheint der vorliegende Fall gelagert zu fein. Die Bekl. hat, 
da fie ſich nach der tatſachlichen Feſtſtellung des BG. „genötigt 
ſah“, wegen der insbe. durch eine Kältewelle verſtärkten Nachfrage 
nach Kohlen „im Intereſſe der Erhaltung der Kundſchaft und der 
Belieferung der auf Braunkohlenfeuerung eingeſtellten Betriebe“ 
von ihrer geſamten Belegſchaft Mehrarbeit zu verlangen, erſt nach 
vergeblicher Anhörung des Betriebs⸗ (Arbeiter⸗) Rats die Mehr⸗ 
arbeit angeordnet. Schon bei dem Mangel einer diesbezüglichen 
tarifvertraglichen Beſtimmung Könnten die Kl. daher nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte an ſich für ver⸗ 
pflichtet erachtet werden, die unter ſolchen Umſtänden angeordnete 
und geſetzlich zugelaſſene Mehrarbeit zu leiſten, gleichgültig ob dies 
in dem Betrieb oder im Braunkohlengewerbe üblich war oder nicht. 
Dazu kommt, daß die Anordnung der Vekl. auch eine tarifvertrag⸗ 
liche Verpflichtung der davon betroffenen Arbeitnehmer zur Leiſtung 
der Mehrarbeit begründen konnte. Allerdings trifft es zu, daß der 
hierfür allein heranzuziehende 8 4 Nr. 1 TarVerkr., wie das an⸗ 
gefochtene Urteil aus dem klaren Wortlaut dieſer Beſtimmung ohne 
Rechtsverſtoß feſtgeſtellt, in feinem Abſ. 1 wenigſtens ausdrücklich 
nur Überjtunden „in Notfällen“ oder „zur Aufrechterhaltung des 
Betriebes“ regelt, in ſeinem Abſ. 2 aber lediglich vorſchreibt, daß 
die Arbeiter gehalten find, die Überſtunden „im Rahmen der Be- 
ſtimmungen dieſes Paragraphen“ zu leiſten, und derartige Über⸗ 
ſtunden hier nicht in Rede ſtehen. Andererſeits iſt es aber nicht 
rechtsirrtümlich, wenn das BG. aus dem Weſen des 8 4 Abf. 1 
a. a. O. als einer „Sollvorſchrift“ den Willen der Tarifvertrags⸗ 
parteien dahin auslegt, daß eine geſetzlich zugelaſſene Überzeit⸗ 
arbeit auch in anderen wirtſchaftlich dringenden Fällen als den im 
§ 4 Abſ. 1 ausdrücklich hervorgehobenen als ſtillſchweigend verein⸗ 
bart gelten ſoll. Dieſe Auslegung des Wortes „ſollen“ entſpricht 
nicht nur den geſetzlichen Auslegungsregeln der 88 157 u. 242 
BGB., ſondern — entgegen der Meinung der Kl. — auch dem all- 
gemeinen Sprachgebrauch. Hier einen Unterſchied zwiſchen der 
„Juriſtenſprache“ und der „Sprache des Lebens“ zu machen, wie die 
Kl. es wollen, iſt, wenn ein ſolcher Unterſchied überhaupt be⸗ 


nehmer aus der Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes heraus (der 
Zuſammenhang mit dem „Grundſatz der Betriebsverbundenheit“ 
bleibe dahingeſtellt) die Pflicht erwächſt, ſeine Arbeitskraft dem 
Arbeitgeber zur Leiſtung der in den Grenzen des Zuläſſigen ſich 
haltenden Mehrarbeit zur Verfügung zu ſtellen. Die Bedenklichleit 
des Scheines wird dadurch erhöht, daß die Verpflichtung des Ar⸗ 
beitnehmers davon abhängig gemacht iſt, ob die Arbeitszeit⸗ 
erſtreczung „im Intereſſe der Steigerung der Gütererzeugung“ ſub⸗ 
jektiv vom Arbeitgeber „für nötig befunden“ wird. 

Nicht ganz einleuchtend iſt das, was die Entſch. bei der Erörte⸗ 
rung der Unterſcheidung zwiſchen einer Soll⸗ und einer Mußvorſchrift 
ausführt. Es mag zutreffen, daß hier ein Unterſchied zwiſchen Ju⸗ 
riſtenſprache und allgemeinem Sprachgebrauch nicht anzunehmen 
iſt. Es geht aber nicht an, die ſubjektiven Rechtskenntniſſe der Kl., 
die Parteien des Einzelarbeitsverhältniſſes ſind, je nach dem Um⸗ 
ſtand verſchieden hoch zu veranſchlagen, ob ſie gewerkſchaftlich or⸗ 
ganiftert find bei einer Tarifpartei einer ſog. Schlüſſelinduſtrie, 
bei einer anderen Gewerkſchaft oder ob fie unorganiſiert ſind. Mag 
immerhin die Möglichkeit, den Rat einer Gewerkſchaft einzuholen, 
ins Gewicht fallen, ſo wird mit dem, was über die Rechtskennt⸗ 
niſſe der Schlüſſelinduſtriegewerkſchaften ausgeſagt wird, den an⸗ 
deren gewerkſchaftlichen Vereinigungen eine Minderbewertung zu⸗ 
teil, die durch die Tatſachen kaum gerechtfertigt iſt. Es kommt 
hinzu, daß jede der großen wirtſchaftlichen Vereinigungen von Are 
beitnehmern in einer ganzen Reihe von Tarifbeziehungen ſteht, die 
gewöhnlich durchaus nicht alle innerhalb ein und derſelben Indu⸗ 
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ſteht, um fo weniger angebracht, als es ſich um Tarifvertrags⸗ 
parteien einer ſog. Schlüſſelinduſtrie, eines der bedeutendſten Ges 
werbezweige Deutſchlands, handelt, deren Vertreter entweder ſelbſt 
Juriſten ſind oder doch in Rechtsangelegenheiten auf Grund jahre⸗ 
langer Übung eine ſolche Erfahrung geſammelt haben, daß bei ihnen 
der Unterſchied zwiſchen einer Soll oder Mußvorſchrift ohne wei⸗ 
teres als bekannt vorausgeſetzt werden darf und von dem BG. 
offenbar auch als bekannt vorausgeſetzt worden iſt. Immerhin reichen 
die tatſächlichen Feſtſtellungen des BGG. nicht aus, um dem RArbG. 
ſchon jetzt die Entſch. zu ermöglichen, ob den Kl. aus dem TarVertr. 
oder aus einem anderen der oben angeführten Gründe eine arbeits⸗ 
vertragliche Verpflichtung zur Leiſtung der von der Bekl. ange⸗ 
ordneten Mehrarbeit oblag. Es erſcheint daher geboten, zwecks Nach⸗ 
holung und Vervollſtändigung der Prüfung in dieſer Richtung das 
angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das BG. zurück⸗ 
zuverweiſen ($ 72 Abſ. 2 ArbGG. i. Verb. m. § 565 Abſ. 1 ZPO.). 


(RArbGh., Urt. v. 12. Dez. 1928, RAG 211/28. — Kaſſel.) 


Hamburg. Landesarbeitsgerichte. 


1. 8 11 ArbGG. Ein nicht geſchäftsmaßiger Prozeß⸗ 
vertreter kann vor dem Arbeitsgericht nicht deshalb zurück⸗ 
gewieſen werden, weil die Erteilung der Vollmacht an 
ihn durch einen Rechtsanwalt vermittelt iſt. 5) 

Kl. hat, vertreten durch die RA. Dr. A. u. B. beim LG. Ham⸗ 
burg gegen die Bekl. Klage erhoben. Das LG. Hamburg hat ſich für 
unzuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit an das ArbGG. Hamburg 
verwieſen. Nach Verkündung der Entſch. hat ſich Herr RA. Dr. B. 
mit dem Vertreter, Herrn K., in Verbindung geſetzt und dieſen ge⸗ 
fragt, ob er ihn der Kl. als Vertreter aufgeben könne, damit er ſie 
vor dem ArbG. vertrete. Herr K. hat dies bejaht. Am folgenden 
Tage, bevor Herr K. Auftrag und Vollmacht ſeitens der Kl. erhalten 
hatte, hat Herr RA. Dr. B. Herrn K. mitgeteilt, daß bereits Termin 
vor dem Arb. anſtehe und ihn erfucht, den Termin vor dem 
ArbGG. wahrzunehmen. Herr K. iſt entſprechend dieſem Erſuchen des 
Herrn RA. Dr. B. im Termin v. 15. Dez. 1928 ohne Vollmacht 
ſeitens der Kl. vor dem ArbG. aufgetreten und nach Klarſtellung des 
Sachverhalts gemäß § 11 ArbGG. als Vertreter zurückgewieſen wor⸗ 
den. In dem auf den 28. Dez. neu anberaumten Termin iſt Herr K. 
erneut als Vertreter aufgetreten mit dem Hinweis, daß er jetzt die 
direkte Vollmacht der Kl. vorlegen könne. Die Bekl. hat beantragt, 
Herrn K. als Vertreter zurückzuweiſen. 

Das ArbG. hat Herrn K. wiederum als Vertreter zurück- 
gewieſen. 

Die Vollmacht iſt dadurch zuſtande gekommen, daß Herr RA. 
Dr. B. Herrn K. ſeiner Mandantin als Vertreter aufgegeben und 
dieſe entſprechend der Weiſung des Herrn RA. Dr. B. 
Herrn K. Vollmacht erteilt hat. Berückſichtigt man dies, ſo ſtellt 
die Erteilung der Vollmacht auf Herrn K. nur ein Deckgeſchäft dar, 
durch welches ein anderes Geſchäft, nämlich die Bevollmächtigung 
des Herrn RA. Dr. B. durch die Kl. und Erteilung der Untervoll⸗ 
macht von Herrn RA. Dr. B. auf Herrn K., verdeckt werden joll. 
Daß dieſes und nicht anderes gewollt ijt, beweiſt die Tatſache, daß 
Herr K. im Termin v. 15. Dez. 1928 ohne Vollmacht ſeitens der 
Kl. und lediglich auf Weiſung des Herrn RA. Dr. B. aufgetreten iſt. 
Das Gericht hat nur das verdeckte Geſchäft zu berückſichtigen. Da 
nach dieſem der Vertreter K. ſeine Vollmacht von einer nach 8 11 
AGO. ausgeſchloſſenen Perſon herleitet, jo war er als Vertreter 
zurückzuweiſen. 

* 


Auf Beſchwerde der Kl. hat das LArbG. den Beſchl. des ArbG. 
aufgehoben und Herrn K. als Vertreter zugelaſſen. 


Es kann zwar einerſeits ganz unmöglich zugelaſſen werden, 
daß ſich ortsanſäſſige Parteien durch Angeſtellte von Anwälten oder 
echtskonſulenten vertreten laſſen. Das wäre eine offenbare Um⸗ 


— ERER 


eſſe Zu 1. Der vorliegende Fall iſt deshalb von beſonderem Inter⸗ 
Arb 1 die glücklicherweiſe vom LATS. rektifizierte Entſch. des 
Re chts zeigt, welche Verwirrung der Rechtsauffaſſungen die gegen die 
A wülte gerichtete ſonderbare Ausnahmebeſtimmung des 8 11 
rec hervorrufen kann. Die Einſtellung des ArbGG. läßt ſich nur 
aus der Auffaſſung erklären, daß eine Vollmacht für das ArbG. 
eee wird, wenn ſie durch die Hände eines Rechtsanwalts 
gegangen ME. Die Vermittlung und Weitergabe der Vollmacht durch 
den Rechtsanwalt ſoll dieſe unwirkſam machen. Das wäre ein Rechts⸗ 
zuſtand, der etwa an das „Tabu“ des polhneſiſchen Rechts erinnert. 
Mit Recht a das LALHG. dieſer Auffaſſung entgegen. Dem Anwalt 
iſt nur die Vertretung vor dem Arb®., nicht aber eine ſonſtige ſich 
auf eine Amtsgerichtsſache erſtreckende Tätigkeit unterfagt. Es kann 
daher keinesfalls beanſtandet werden, wenn der Rechtsanwalt feinem 
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gehung des $ 11 ArbGG. Dann aber mag es die unmittelbare, 
logiſche Konſequenz erfordern, daß man auch der auswärtigen Partei 
die Vertretung durch Angeſtellte von Rechtsanwälten und Rechtskon⸗ 
ſulenten verſagt. Damit iſt aber die äußerſte Grenze extenſiver Aus⸗ 
legung oder analoger Anwendung des $ 11 ArbGG. erreicht. Insbeſ. 
iſt es auswärtigen Parteien nicht verſagt, ſich zwecks Ausfindung 
eines nach § 11 ArbGG. zugelaſſenen Vertreters der Hilfe eines 
Anwalts zu bedienen. Auch iſt nicht erſichtlich, warum nicht ein An⸗ 
walt in Geſchäftsführung ohne Auftrag einen ſolchen Vertreter aus⸗ 
findig machen und die Partei veranlaſſen könnte, dieſen zum Ver⸗ 
treter zu beſtellen. Denn es iſt nicht erſichtlich, warum ein nach 
§ 11 ArbGG. an ſich zugelaſſener Vertreter die Eigenſchaft feiner Zu⸗ 
läſſigkeit dadurch verlieren ſollte, daß ſeine Bekanntſchaft mit der 
vertretenen Partei durch einen Rechtsanwalt vermittelt iſt. Solche Ver⸗ 
mittlung verbietet weder der Wortlaut des Geſetzes, noch beſteht zu 
ſolchem Verbot ein innerer Anlaß. Im Gegenteil iſt ſolche Vermitt⸗ 
lung durchaus ſachgemäß, denn die auswärtige Partei wird von ſich 
aus vielfach gar nicht die Möglichkeit haben, einen geeigneten Pro⸗ 
zeßvertreter ausfindig zu machen, während dem ortsanſäſſigen An⸗ 
walt dies möglich iſt. Insbeſ. wird es ihr auch vielfach nur mit 
Hilfe eines Anwalts möglich ſein, einen nach § 11 zugelaſſenen 
Vertreter ſo raſch zu beſtellen, wie es das beſchleunigte arbeits⸗ 
gerichtliche Verfahren erfordert. Freilich wird der Anwalt den durch 
ſeine Vermittlung beſtellten Vertreter inſtruieren. Das aber iſt un⸗ 
bedenklich, denn es iſt ja auch der ortsangeſeſſenen Partei nicht ver⸗ 
ſagt, ſich ſelbſt für den Termin für ihr Verhalten vor Gericht von 
einem Anwalt nach allen Richtungen inſtruieren zu laſſen. 


Tritt man mit vorſtehenden Geſichtspunkten an den vorliegen⸗ 
den Fall heran, ſo ergibt ſich das folgende. 


Die in Leipzig domizilierte Kl. hatte zunächſt durch ihre An⸗ 
wälte beim LG. Hamburg geklagt. Dieſes hatte die Sache an das 
ArbG. verwieſen. Darauf hat der Anwalt der Kl., wie dieſer zugibt, 
für ſie einen Vertreter für das arbeitsgerichtliche Verfahren in Ge⸗ 
ſtalt des K. ausfindig gemacht. Dieſer hat dann im Termin v. 
15. Dez. 1928, ſei es mit, ſei es ohne Verſchulden der Kl. — höchſt⸗ 
wahrſcheinlich ohne ihr Verſchulden — noch keine Vollmacht der Kl. 
vorlegen können. Daher mag dem Gericht in dieſem Termin die 
Sachlage ſo erſchienen ſein, als wenn K. lediglich ein Unterbevoll⸗ 
mächtigter des Anwalts ſei. Deshalb mochte das Gericht K. im 
Termin v. 15. Dez. zurückweiſen, wenn das Gericht es nicht für 
angemeſſen und möglich hielt, ihn einſtweilen zuzulaſſen und ihm 
Nachlieferung einer Vollmacht aufzuerlegen. Wie dem aber auch ſei, 
jedenfalls war der Mangel ſeiner Vollmacht im Termin v. 4. Jan. 
behoben, denn nunmehr hat K. eine Vollmacht der Kl. (Bl. 23) vor⸗ 
gelegt. Die Meinung des ArbG., daß dieſe Vollmachtserteilung nur 
ein Scheingeſchäft ſei, wird der im Lichte obiger Ausführungen zu 
betrachtenden Sachlage nicht gerecht. Denn es iſt nicht erſichtlich, 
weshalb die Kl. ein ſolches Scheingeſchäft gewollt haben ſollte. 
Späteſtens ſeit dem Termin v. 15. Dez, beziehungsweiſe alsbald 
danach, wußten die Kl., ihr Anwalt und K., daß es darauf ankam, 
daß die Kl. vor dem ArbG. nicht durch einen Anwalt oder deſſen 
Unterbevollmächtigten, ſondern durch einen eigenen nach 8 11 ArbGG. 
zugelaſſenen Bevollmächtigten vertreten war. Dann aber iſt nicht er⸗ 
ſichtlich, weshalb ſie den Willen ſolcher Vertretung, den ſie haben 
durfte und haben mußte, um Kis Vertretung zu ermöglichen, nicht 
in Wahrheit gehabt haben ſollte und warum ſie insgeheim gewollt 
haben ſollte, daß K. nichts anderes, als ein Unterbevollmächtigter 
des Anwalts ſei. Denn aus der Vorgeſchichte folgt noch weiter nichts, 
als daß der Anwalt die Bekanntſchaft der Kl. mit K. vermittelt hat. 
Selbſt wenn aber das Gericht in dieſer Beziehung den Verdacht des 
Scheingeſchäfts hat, ſo reicht das nicht aus, um den prima-facie- 
Tatbeſtand zu entkräften, der durch die Vollmacht geſchaffen wird. 


(ArbG. Hamburg, Beſchl. v. 4. Jan. 1929, K 3190/28 und des 
LArbG. Hamburg v. 26. Febr. 1929, LA Bs 75/29.) 


Klienten einen nichtgeſchäftsmäßigen Vertreter (Herr K. war dem 
Vernehmen nach ein Klubkamerad des Rechtsanwalts B.) für das 
ArbG. verſchafft. Sehr richtig weiſt das LArbcg. darauf hin, daß 
die Inanſpruchnahme eines Anwalts für die auswärtige Partei viel⸗ 
fach die einzige Möglichkeit ſein wird, ſich noch rechtzeitig einen 
Vertreter für das ArbG. zu beſchaffen. Hierdurch wird freilich die 
Groteske nicht beſeitigt, die darin liegt, daß der Rechtsanwalt nicht 
ſeiner eigentlichen Berufsaufgabe entſprechend ſeinen Klienten ver⸗ 
treten kann, ſondern ihm nur durch Inanſpruchnahme geſellſchaft⸗ 
licher Beziehungen einen Vertreter vermitteln darf, der das, wozu 
der Rechtsanwalt berufsmäßig da iſt, aus reiner Gefälligkeit zu leiſten 
verſucht, ſo gut es eben geht. 
RA. u. Doz. Dr. Georg Baum, Berlin. 
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C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegNat von Kries u. RA. Dr. Görr es, 
Berlin. 


1. 8 23 RSchußwG. v. 12. April 1928. Die Geneh- 
migung zum Beſitz eines Waffenlagers darf zeitlich nicht 
beſchränkt werden. 

Am 16. Okt. 1928 erteilte der Regpräſ. in O. dem F. an⸗ 
tragsgemäß nach $ 23 Schußwch. v. 12. April 1928 (RGBl. J, 143) 
1. Verb. m. 8 24 AusfVO. v. 13. Juli 1928 zum SchußwG. (RGBl. 
I, 198) und den Ausf&rl. des preuß. Inn Min. v. 7./28. Sept. 
1928 (MBliV. 925, 985) die Genehmigung zum Beſitz eines 
Waffenlagers, beſtehend aus mehreren Waffen. 

Demnächſt ließ er dem F. eröffnen, daß die Genehmigung 
auf die Dauer eines Jahres gelte. 

Auf die Klage des F. hob das OVG. die die Genehmigung 
auf ein Jahr beſchränkende Verfügung auf. 

In der zeitlichen Einſchränkung der Vfg. v. 16. Okt. 1928 
liegt rechtlich ein teilweiſer Widerruf; der Kl. war deshalb zur 
Anfechtung nach $ 130 Pre VG. befugt (vgl. Hoche, SchußwG., 
8 23 Anm. 4d S. 179 i. Verb. m. § 16 Anm. 1d ©. 137; 
Schönner⸗Salewſki, 823 Anm. 2 a. E., 3 a. E. S. 109, 110). 

Nach 8 23 Abſ. 1 Satz 3 Shui. finden auf den Widerruf 
die Vorſchriften der 88 17, 18 entſprechende Anwendung. Dieſe 
kommen im vorl. Falle nicht in Frage. Darüber hinaus wäre aber 
der Regpräſ. aus allgemeinen polizeilichen Erwägungen zu einer 
Einſchränkung feiner Genehmigung fo, wie gefchehen. befugt ge⸗ 
weſen, wenn er die Genehmigung aus 8 23 nicht zeitlich un⸗ 
beſchränkt, wie urſprünglich geſchehen, ſondern nur auf ein Jahr 
beſchränkt erteilen durfte (vgl. OVG. 51, 387). Dagegen war 
die Klage begründet, wenn die Genehmigung, falls überhaupt, 
nur zeitlich unbeſchränkt erteilt werden durfte. Dies iſt der Fall: 
Das Schußwcg. unterſcheidet Waffenerwerbsſcheine (§ 10), Waffen⸗ 
625 (5 15) und Genehmigung zum Beſitz eines Waffenlagers 
(8 23). 


Nach 8 10 Abſ. 2 und 815 Abſ. 3 gelten Waffenerwerbs⸗ 
ſcheine und Waffenſcheine für die Dauer eines Jahres, ſoweit nicht 
eine kürzere Geltungsdauer auf ihnen vermerkt iſt. Eine gleiche 
Beſtimmung befindet ſich in dem einzigen den Beſitz eines Waffen⸗ 
lagers regelnden § 23 SchußwG. nicht. Nun find aber in 8 23 
(abgeſehen von den hier nicht in Betracht kommenden 88 2, 5, 11) 
eine Anzahl von Vorſchriften, die ſonſt für Waffenerwerbsſcheine 
und Waffenſcheine gelten (8 16 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3, 88 17, 
18), auch für die Genehmigung zum Beſitz eines Waffenlagers 
für anwendbar erklärt worden. Schon daraus folgt, daß eine 
analoge Anwendung anderer für Waffenerwerbsſcheine und 
Waffenſcheine geltender Vorſchriften unzuläſſig iſt, daß vielmehr 
nur die angeführten Vorſchriften, nicht aber andere Vor⸗ 
ſchriften (88 10 Abſ. 2, 15 Abſ. 3) anwendbar ſein ſollen. Dabei 
iſt noch zu berückſichtigen, daß 8 10 Abſ. 2 in der dem Reichsrat 
unterbreiteten Vorlage des SchußwG. überhaupt nicht enthalten 
war, ſondern erſt vom Reichsrat eingefügt worden iſt, weil es nicht 
angezeigt erſchien, dem Waffenerwerbsſchein unbegrenzte Gültig⸗ 
keitsdauer zu geben (vgl. Hoche a. a. O., § 10 Anm. 6a S. 105). 
Die zeitliche Begrenzung ſollte alſo zunächſt nur für Waffenſcheine 
gelten (8 15 Abſ. 3 Schußwz.) und iſt dann auf Waffenerwerbs⸗ 
ſcheine, nicht aber auf die Genehmigungen zum Beſitz eines 
Waffenlagers ausgedehnt worden. Dieſe ſollten zeitlich unbegrenzt 
bleiben. N 

Dies ergibt ſich auch aus folgendem: 

Das Schußwß. hat grundſätzlich die Beſitzfreiheit 
von Waffen eingeführt. 

Ausnahmen von der Beſitzfreiheit werden nur aus ganz be⸗ 
ſtimmten, in der Perſon des Beſitzers liegenden Gründen gemacht 
(opt. 517 Abſ. 1 i. Verb. m. 8 16 Abſ. 1 Nr. 1—5, dazu 8 18 
Abſ. 2). Grundſätzlich it alſo auch die Anzahl der Waffen, für 
die Beſitzfreiheit beſteht, nicht eingefchränkt. Hier hat jedoch der 
8 23 eine Ausnahme gemacht und hat den Genehmigungszwang 
eingeführt dergeſtalt, daß die Genehmigung nur Perſonen erteilt 
werden darf, gegen deren Zuverläffigkeit keine Bedenken beſtehen: 
einen weiteren Schutz der Offentlichkeit gewährt die Widerrufs⸗ 
möglichkeit des 8 23 Abſ. 1 Satz 3 i. Verb. m. 88 17, 18. Daß 
es die Abſicht des Schußwh. geweſen ſei, den Befiß eines Waffen⸗ 
lagers gegenüber der grundſätzlichen Beſitzfreiheit von Waffen 
noch weiter zu erſchweren, erhellt nirgends. Vielmehr ergibt ſich 
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das Gegenteil aus der Vergleichung der Begründung zu 8 23 
(a. a. O. S. 11) mit der zu $ 10 (daj. S. 7) und § 15 (daf. S. 9). 
Der Geſetzgeber wollte alſo eine zeitliche Beſchränkung der 
Genehmigungen aus 8 23 Schußwch. nicht; daraus folgt, daß fie 
zeitlich unbeſchränkt zu erteilen ſind. Der Kl. hatte alſo, ſofern 
gegen feine Zuverläſſigkeit keine Bedenken beſtanden, einen An⸗ 
san auf Erteilung ſchlechthin. Die im Komm. von Schönner⸗ 
alewſki ohne Begründung vertretene gegenteilige Anſicht trifft 
nicht zu. 
(Pro., 3. Sen., Urt. v. 6. Juni 1929, III A 13/29.) 


* 


2. 8 10 L 17 ACH. Vorausſetzungen, unter denen die 
Polizei Maulkorb- und Leinenzwang für einen Hund an⸗ 
ordnen kann. f) 


Die Polizei gab dem G. auf, ſeinen Hund auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen mit einem beißſicheren Maul- 
Rorb zu verſehen und außerdem im Hauſe auf der Treppe an der 
Leine zu führen. Die Klage des G. wies das OVG. ab. 

Der vom Kl. gehaltene Foxterrier hat die öffentliche Ordnung 
geſtört. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Hund von Natur⸗ 
anlage biſſig und bösartig iſt und ob er insbeſ. den H. gebiſſen hat. 
Denn der Hund hatte zur Zeit des Erlaſſes der Verfügung die Ge⸗ 
wohnheit, Perſonen, die den Treppenflur des Hauſes H. Str. 7 
paſſierten, zu ſtellen und am ruhigen Weitergehen zu hindern. Zeugin 
K. insbeſ. bezeugt, öfters von dem Hunde in den Schuh gebiſſen 
und am Paſſieren der Treppe ſolange gehindert worden zu ſein, 
bis das Dienſtmadchen des Kl. ihn zurückrief. Ob das Tier dies 
nicht in böſer Abſicht, ſondern nur um zu ſpielen tut, iſt unerheb⸗ 
lich. Denn ſelbſt wenn der Hund die Paſſanten in dem Haufe 
H. Str. 7 nur in der Abſicht geſtellt und am Weitergehen gehindert 
haben ſollte, um mit ihnen zu ſpielen, ſo wird dadurch die öffent⸗ 
liche Ordnung geſtört, weil die in dem fraglichen Hauſe verkehrenden 
Perſonen einen berechtigten Anſpruch darauf haben, am Weitergehen 
nicht durch einen Hund gehindert zu werden; da ſie zudem nicht 
erkennen können, in welcher Abſicht ſie von dem Hunde geſtellt 
werden, ſo können ſie erſchreckt und hierdurch, namentlich wenn ſie 
höheren Lebensalters ſind, in ihrer Geſundheit mehr oder minder 
ſchwer geſchädigt werden. Demgemäß iſt es unerheblich, ob ein⸗ 
zelne Bewohner des fraglichen Hauſes von dem Hunde noch nicht 
beläſtigt worden ſind, ihn auch für gutartig halten. 


(rO G., 8. Sen., Urt. v. 25. April 1929, III A 7/29) 


Baden. 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Klotz, Karlsruhe. 


1. 8 7 BadpPolG.; 8 27 Bad PolStG B.; 88 7, 110 
Bad Gem O. Koſten der Bekanntmachung ortspolizeilicher 
Vorſchriften in Gemeinden, in welchen die Handhabung 
der Ortspolizei einer ſtaatlichen Behörde zugewieſen iſt. 

Die ortspolizeiliche Vorſchrift „Freibankordnung der Stadt 
M.“ wurde durch einen Zuſatz ergänzt. Nachdem der Landes⸗ 
kommiſſär die Vorſchrift für vollziehbar erklärt hatte, erſuchte das 
Bezirksamt den Oberbürgermeiſter um Übernahme der Koſten für 
die Veroffentlichung. Nach Ablehnung durch den Oberbürgermeiſter 
erließ der Landeskkommiſſär gemäß 8 7 Ziff. 2 Saß 4 Pol. im 
Staatsaufſichtswege an die Stadt die Verfügung, daß dieſe die 
Koſten der Veröffentlichung zu tragen habe. Die von der Stadt 
hiergegen erhobene verwaltungsgerichtliche Klage wurde abgewieſen. 

Die Entſch. des Landeskommiffärs wird im Entſcheidungsſatz 
der Eutſchließung ſelbſt auf 8 7 Ziff. 2 letzter Satz Polch. geſtützt 
und ſtellt ſich inhaltlich als eine Entſch. nach der erwühnten Ges 
ſetzesſtelle tatſächlich dar, da durch fie in einem „Streitfalle“ darüber 
zu entſcheiden war, ob die Stadt, oder, wie von der Kl. geltend 
gemacht wurde, der Staat die in Frage ſtehenden Koſten einer Vor⸗ 


Zu 2. Die Entſch. läßt es dahingeſtellt, ob der Hund biſſig 
oder bösartig geweſen iſt; es ſei ausreichend daß der Hund in ſpiele⸗ 
riſcher Abſicht die Menſchen ſtellte und hierdurch den freien Ver⸗ 
kehr im Hauſe hinderte. Es handelt ſich alſo nicht um Abwendung 
der einzelnen Mitgliedern des Publikums bevorſtehenden Gefahren, 
ſondern um Abwendung von eingebildeten Gefahren. Dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt würde an und für ſich die Eutſch. nicht tragen, doch 
iſt derſelben zuzuſtimmen, weil die öffentliche Ordnung durch den 
Hund geſtört wird. Die Belange der Menſchen, die in dem Hauſe 
verkehren, ſind ſo wichtig, daß die Beſchränkungen in der Hal⸗ 
tung des Hundes geduldet werden müſſen. 

IR. Riemann, Breslau. 
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Rehrung zu tragen habe, welche eine ortspolizeiliche Maßnahme war. 
Das Pol. enthält keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, welcher 
Behörde die Verrichtung der Staatsaufſichtsbehörde nach 8 7 Ziff. 2 
Saß 4 a. a. O. zukommen ſoll. „Staatsaufſichtsbehörde für die 
Städte iſt, ſoweit ſich das Min. des Innern nicht die Ausübung 
der Staatsaufſicht ſelbſt vorbehält, der Landeskommiſſär“ (8 110 
Ziff. 1 Abf. 1 Gem.); ein folder Vorbehalt iſt auf dem in dieſer 
Streitſache in Frage ſtehenden Rechtsgebiet darch das Min. des 
Innern nicht erklärt worden. Was die Frage betrifft, ob der 
Landeskommiſſär allein oder gemeinſam mit dem nach 8110 
Ziff. 1 Abſ. 2 a. a. O. vorgeſehen Beirat zu entſcheiden hatte, fo iſt 
zu beachten, daß der Landeskommiſſär grundſätzlich als Einzelbeamter 
entſcheidet und nur dort, wo dies ausdrücklich vorgeſchrieben ift, den 
Beirat zuziehen muß. Keiner der in der letzterwähnten Sonder⸗ 
beſtimmung vorgeſehenen Falle, in welchen der Landeskommiſſär 
gemeinſam mit dem Beirat beſchließt, trifft auf die angefochtene 
Entſch. zu; es könnte insbeſ. nicht geltend gemacht werden, daß ſie 
ſich gleichzeitig als eine Anordnung der Staatsaufſichtsbehörde nach 
§. 9 Abſ. 4 GemO. darſtelle. Der Landes kommiſſär war alſo zu⸗ 
ſtändig, als Einzelbeamter die vor ihn gebrachte Streitigkeit zu 
entſcheiden. 

Schon unter der Geltung der früheren Städte. hatte der Ge⸗ 
richtshof zu der Frage, ob in einer Gemeinde, in welcher „einzelne 
Zweige“ der Ortspolizei der Staatsverwaltungsbehörde zugewieſen 
waren, diejenigen Koſten, welche aus der durch 8 27 PolStGhB. 
vorgeſchriebenen Bek. der ortspolizeilichen Vorſchriften erwachſen 
waren, von dem Staate oder von der Gemeinde zu tragen ſeien, in 
dem Urt. v. 22. März 1910 Nr. 1078 (BadVerwZ. 1910, 155; 
Rſpr. III, 359 Nr. 630) dahin Stellung genommen, daß der ge 
ſamte Aufwand der Ortspolizei, auch wenn ſie von einer Staats⸗ 
ſtelle verwaltet werde, von der betreffenden Gemeinde zu tragen ſei, 
ſoweit jener Aufwand nicht ausdrücklich, wie dies durch mehrere 
landesherrliche VO. hinſichtlich der Koſtenlaſt für die von dem Staat 
in den größeren Städten errichteten Polizeiſtellen ſelbſt geſchehen 
ſei, auf die Staatskaſſe übernommen werde. Der Gerichtshof ge⸗ 
langte hiernach damals zu der Feſtſtellung, daß bei der Bekanntgabe 
ortspolizeilicher Vorſchriften durch den ſtaatlichen Ortspolizeiverwalter 
es ſich nicht um einen Aufwand für die Organiſation, die Einrichtung 
und die Bedürfniſſe einer ſtaatlichen Polizeiſtelle, ſondern um die 
Koſten einer von einer ſolchen Stelle veranlaßten Anordnung i. S. 
von 8 60 der damals geltenden Städte O. handle. Es iſt zu prüfen, 
ob etwa die durch die GemO. v. 5. Okt. 1921 und durch das Polch. 
herbeigeführten Rechtsänderungen in der Frage der Verwaltung der 
Ortspolizei fo einſchneidende ſind, daß nunmehr eine grundſätzlich 
abweichende Entſch. getroffen werden müßte. 

In der Stadt M. wurde zu der Zeit, als die hier in Frage 
ſtehende ortspolizeiliche Vorſchrift erging und für vollziehbar erklärt 
wurde, die Ortspolizei auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens, 
welche durch § 7 Abs. 1 GemO. als eine Angelegenheit der Gemeinde 
erklärt worden war, gemäß § 2 Abſ. 2 Satz 1, § 23 Pol. durch 
das Bezirksamt verwaltet; ſie gehört „zunächſt“ auch weiterhin 
zur Zuſtändigkeit der Staatsbehörde (Art. 1 AusfBD. z. Polz. v. 
20. Dez. 1924). Im vorl. Falle war die Ortspolizeibehörde beſtrebt 
geweſen, die Gefahren abzuwehren, welche ſich aus dem Verkehr mit 
nicht bankwürdigem ſowie mit bedingt tauglichem Fleiſch für die 
Allgemeinheit ergaben. Das Mittel, deſſen ſie ſich zu dieſem Zwecke 
bediente, war die Herbeiführung einer für einen Teil der Gemarkung 
M. den „Vorort“ S. verbindlichen, auf die Dauer berechneten, einer 
größeren Allgemeinheit die Norm gebenden, in unbeſtimmt vielen 
Anwendungsfällen wirkſamen (vgl. Thoma, Der Polizeibefehl im 
bad. Recht I S. 61, 60) und die Freiheit des wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehrs im Intereſſe der öffentlichen Geſundheit einſchränkenden 
Rechtsregel, und die hierfür von der Behörde gewählte Form war 
die einer ortspolizeilichen Vorſchrift nach näherer Maßgabe von 
8 23 Abſ. 1 Vuchſt. b, Abſ. 3 Pol StGB. 

Gegenüber der in der angefochtenen Entſchließung vertretenen 
Auffaſſung, daß es ſich um eine einzelne ortspolizeiliche Maßnahme 
7 Ziff. 2 Satz 1 Polch.) handle, macht die Klage geltend, es ſtehe 
eine Ausgabe nach Ziff. 1 a. a. O. in Frage. Die für die Verteilung 
der Koſtenpflicht maßgebende Gegenüberſtellung der beiden Arten von 
Ausgaben auf ortspolizeilichem Gebiete — Koſten für dauernde ſach⸗ 
liche Ausgaben auf ortspolizeilichem Gebiete einerſeits, Koſten ein⸗ 
d ortspolizeilicher Maßnahmen anderſeits — iſt erſtmals durch 
as Pol. erfolgt. Wegen der Entſtehungsgeſchichte des § 7 a. a. O. 
forte wegen der Frage etwaiger Vergleichbarkeit des Inhaltes 
n Geſetzesvorſchrift mit den einschlägigen Beſtimmungen des 
Erie daſchen Polizeikoſtenrechtes, welches auch in den 
ar ſcheldungsgründen der angefochtenen Entſchließung erwähnt wird, 
50 auf die Entſcheidungsgründe des gleichfalls zwiſchen der Stadt 
M. und der Staatsauſſichtsbehörde ergangenen Urt. des Gerichtshofs 
v. 23. März 1926 Nr. 703 (vgl. JW. 1928, 1091) Bezug genommen. 

g Wie der Begriff „ortspolizeiliche Maßnahme“ zu beſtimmen 
ſei, iſt weder in der früheren Städte. (5 60 Abſ. 2) noch im Pol., 
deſſen * Biff. 2 von den „Koſten einzelner orts polizeilicher Maß⸗ 
nahmen handelt, zum Ausdruck gebracht. Das erwähnte Urt. des 
Gerichtshofs v. 22. März 1910 rechnet zu den „ortspolizeilichen An⸗ 


ordnungen ... nicht nur die aus Anlaß beſtimmter Fälle zu tref⸗ 
fenden polizeilichen Verfügungen und deren Vollzug, ſondern auch 
die Emanation von VO., insbeſ. die gemäß § 23 Abſ. 1 Pol StGB. 
der Ortspolizei übertragene Erlaſſung ortspolizeilicher Vorſchriften, 
welche eine fortdauernd geltende Anordnung, enthalten“. Wenn die 
Kl. zur Begründung ihrer — den Schlußfolgerungen des letzt⸗ 
erwähnten Urt. entgegengeſetzten — Auffaſſung, daß die Koſten der 
Verkündung ortspolizeilicher Vorſchriften nicht „Koſten einer polizei⸗ 
lichen Anordnung“ ſeien, vorträgt, die Erlaſſung ortspolizeilicher 
Vorſchriften gehöre „zu den allgemeinen Aufgaben der Ortspolizei⸗ 
behörde“, ſo iſt nicht einzuſehen, inwiefern dies nicht auch auf „die 
auf einen Einzelfall gemünzten Befehle der Verwaltungsorgane“ 
(Thoma a. a. O. S. 63) zutreffen ſollte (vgl. 88 30, 31 Pol StGB.). 
Dafür, daß, wie die Kl. offenbar geltend machen will, lediglich 
polizeiliche Entſchließungen der letztgenannten Art, nicht aber an die 
Allgemeinheit gerichtete Grundſätze als ortspolizeiliche Maßnahmen 
i. S. von 87 Ziff. 2 Satz 1 Wol®. angeſehen werden dürften, 
bietet weder die Entſtehungsgeſchichte noch der Wortlaut dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift einen Anhaltspunkt. Auch fehlt jeder hinreichende An⸗ 
laß für die Annahme, als ſei es in allen Fällen Begriffsmerkmal 
einer einzelnen ortspolizeilichen Maßnahme, daß ein beſtimmter 
„Einzelfall“ Urſache dafür war, ſie zu ergreifen, und daß mit Be⸗ 
ſeitigung der Poltzeiwidrigkeit jenes Falles die Maßnahme ſich er⸗ 
ſchöpft haben müßte. übrigens hatte die Erlaſſung der ortspolizei⸗ 
lichen Vorſchrift als Urſache in der Tat eine einzelne — in dem 
Gemarkungsteil F. vorgekommene — Polizeiwidrigkeit und hatte 
als Zweck nicht etwa Vorkehrungen zur Beſeitigung allenfalls aus 
ihr erwachſener Störungen, ſondern vielmehr die Schaffung einer 
dauernd wirkenden, den Verkehr erleichternden, gleichzeitig aber eine 
polizeiliche Kontrolle dieſes Verkehrs gewährleiſtenden Beſtimmung 
für die Handhabung der Geſundheitspolizei in einem anderen Ge⸗ 
markungsieil, dem „Vorort“ S. Hiernach war die Maßnahme des 
Bezirksamts eine polizeiliche, und da fie nicht über das Gebiet der 
Stadt M. hinaus wirkſam ſein ſollte, eine Maßnahme auf orts⸗ 
polizeilichem Gebiet; dieſe in der Form der ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchrift getroffene Maßnahme Konnte rechtlich exiſtent und allgemein 
verbindlich erſt durch die für ortspolizeiliche Vorſchriften vor⸗ 
geſchriebene Verkündung werden. 

Daß es ſich, wie die Kl. vorträgt, bei den Koſten der Bek. 
der ortspolizeilichen Vorſchrift um einen Fall dauernder fachlicher 
Ausgaben (§ 7 Ziff. 1 Abſ. 1 Satz 1 Pol.) und ſomit um Koſten 
eines Aufwands auf ortspolizeilichem Gebiet, welche die Staatskaſſe 
zu tragen habe, gehandelt habe, iſt nicht zutreffend. Es bedarf hier 
nicht der Unterſuchung, in welcher Weiſe die Bek. im Hinblick auf 
$1 PO. v. 15. Sepk. 1864/23. Juli 1919, die Verkündung der 
bezirks⸗ und ortspolizeilichen Vorſchriften betr., zu bewirken war: 
jedenfalls ſtand ein Verkündungsverfahren in Frage, das ſich in 
kurzer Zeitſpanne abwickelte, und es iſt nicht einzuſehen, inwiefern, 
ſobald einmal die Bek. nach Maßgabe der letzterwähnten Beſtim⸗ 
mung erfolgt war, die Ausgabe für Bek. jener ortspolizeilichen 
Vorſchrift forkdauern, es ſich alſo um eine dauernde Ausgabe handeln 
ſollte. Wie der Ausdruck „dauernde ſachliche Ausgaben auf orts⸗ 
polizeilichem Gebiet“ in 8 7 Ziff. 1 Abſ. 1 Satz 1 Polch. zu ver⸗ 
ſtehen iſt, iſt zwar im Geſ. ſelbſt nicht beſtimmt; indeſſen bemerkt 
die Begründung zum Regierungsentwurf zunächſt, daß ein Teil „des 
ſachlichen Aufwands“, nämlich die Sorge „für die Wachtſtuben, deren 
Heizung, Beleuchtung und Einrichtung“ den Städten abgenommen 
und ihnen eine weſentliche Entlaſtung bringen werde, und ſodann, 
„daß der Staatskaſſe wie bisher außerdem ſachliche Aufwen⸗ 
dungen für die Räume der Einwohnermeldeämter, der Büros der 
Polizeidirektionen und Polizeiabteilungen der Bezirksämter ſamt 
deren Einrichtungen, Heizung, Beleuchtung, Papier, Druckkoſten und 
dergleichen verbleiben“; eine dieſer Erläuterung widerſprechende Aus⸗ 
legung der angeführten Stelle des Geſetzentwurfs kam bei ſeiner 
weiteren Beratung nicht zum Ausdruck. Die aufgezählten Beispiele 
von Ausgaben zeigen, daß es ſich um ſolche handeln ſollte, die ent⸗ 
weder ununterbrochen oder immer wiederkehrend erwachſen; die Aus⸗ 
gaben betreffen insgeſamt ſachliche dienſtliche Bedürfniſſe der Polizei⸗ 
ſtellen und ſind durch die Tätigkeit der Polizeibeamten bedingt 
(vgl. Bad Verw. 1926, 151 r. Sp.); der Ausdruck „Druckkoſten“ 
bedeutet, wie der Gerichtshof annimmt, überwiegend die durch Her⸗ 
ſtellung von Vordrucken für Meldungen, Verfügungen, ſtatiſtiſche 
Nachweiſungen und ſonſtige im ſchriftlichen Dienſtbetrieb notwendige 
Aufzeichnungen erwachſenden Aufwendungen. Sollte nach dem Willen 
des Entwurfs eines PolG. zu den „Druckkoften” auch der Auf⸗ 
wand für die durch § 27 Abſ. 1 Pol StGB. gebotene Bek. der orks⸗ 
polizeilichen Vorſchriften gehören, m. a. W.: hätte hinſichtlich der 
Koſten der Veröffentlichung der ortspolizeilichen Vorſchriften die 
Regierungsvorlage eine andere Stellung einnehmen wollen, als dieſe 
in dem erwähnten Urt. v. 22. März 1910 zum Ausdruck kam, ſo 
würde ſie die Worte „wie bisher“ im Eingang der oben wieder⸗ 
gegebenen Entwurfsbegründung nicht gebraucht haben. 

Spricht alſo die Entſtehungsgeſchichte des Polch. dafür, daß — 
abgeſehen von der oben dargelegten Koſtenpflicht für die Wacht⸗ 
ſtuben — durch das Geſ. der bisherige „Rechtszuſtand“ hinſichtlich 
der Ortspolizeikoſten „grundſätzlich aufrechterhalten werden“ ſollte, 
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jo beſtand für den Gerichtshof kein Anlaß, die Frage, wer die 
Koſten der Bek. der ortspolizeilichen Vorſchrift des Bezirksamts M. 
zu tragen habe, grundſätzlich anders zu beurteilen, als dies in ſeinem 
Urt, v. 22. März 1910 hinſichtlich des damals ſtreitig geweſenen 
Koſtenfalles geſchehen war. Die mit der Klage angefochtene Entſch. 
entſpricht dem Wortlaut und Sinn dieſer Beſtimmung. Denn es 
handelte ſich bei der öffentlichen Bekanntgabe der orts polizeilichen 
Vorſchrift um eine einzelne, „in Ausübung der Ortspolizei“ ge⸗ 
troffene, dem Zwecke der Ortspolizei dienende Vorkehrung, die nicht 
zum inneren Betriebe der Ortspolizeiſtelle gehört; die vom Bezirlis⸗ 
amt getroffene Entſchließung iſt daher eine orts polizeiliche Maß⸗ 
nahme nach 8 7 Ziff. 2 Polch. 

(Bad Gh., Entſch. v. 9. Nov. 1927, Nr. 2814, Stadt M. w. Staats⸗ 
verwaltungsbehörde⸗Landeskommiſſtär in M. BadVerwzg. 1928, 86.) 


Entſcheidungen der Oberprüfſtelle für Schund und 
Schmußhſſchriften. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


1. Indizierung von periodiſchen Druckſchriften. +) 

Da ſich die Beſchwerde des LIU. ausgeſprochenermaßen nicht 
gegen die Ablehnung der Aufnahme einzelner Nummern der 
Zeitſchriften in der Liſte richtet, ſo ſteht nur noch die Frage zur 


Zu 1. Ich halte die Entſcheidung für richtig. Daß eine Zeit⸗ 
ſchrift nicht mehr verboten wird („Indizierung“ iſt ein fürchterlicher 
Ausdruck !), wenn fie eingegangen iſt, halte ich für ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Ob der wertvolle Teil der Zeitſchrift überwiegt oder der 
ſchlechte, das muß die verbietende Stelle prüfen; es iſt richtig, 
daß es hier auf das Überwiegen des einen oder andern Intereſſes 
ankommt. Aber ein Recht auf Verbot oder Nichtverbot beſteht 
niemals aus dem Grunde des überwiegenden Intereſſes. 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Eutſcheidung, ob die Druckſchriften als ſolche in die Liſte auf⸗ 
zunehmen ſind. Hierzu genügen die formellen Vorausſetzungen 
nicht. Die Vorſchrift des § 1 Abf. 3 des Geſetzes, wonach unter 
den dort genannten formellen Vorausſetzungen eine periodiſche 
Druckſchrift auf die Liſte geſetzt werden kann, findet ihre innere 
Nechtfertigung im Grundgedanken des Geſetzes, dem Bedürfniſſe der 
Jugend nach Schutz vor Schund und Schmutz, dem gerade bei 
perivdiſchen Druckſchriften meiſt durch die bloße Aufnahme einzelner 
Nummern deswegen nicht hinreichend und nachhaltig Rechnung ge⸗ 
tragen werden kann, weil bei der Eigenart des im Geſetz geregelten 
Verfahrens die einzelnen Nummern zum größten Teil lange vor der 
Durchführung des Verfahrens vertrieben ſein werden und, von Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, ein ſpäterer Vertrieb alter Nummern nicht mehr 
zu erfolgen pflegt. 

Das Schutzbedürfnis der Jugend kann nicht hinter dem 
Nutzen zurücktreten, den möglicherweiſe eine Druckſchrift auf an⸗ 
deren Gebieten, z. B. auf polizeilichem oder ſtrafrechtlichem Ge⸗ 
biete durch Hinweis auf Mißſtände irgendwelcher Art haben kann. 
Die Oberprüfſtelle kann deshalb im Gegenſatze zur Prüfſtelle der 
Tatſache, daß gelegentlich einmal durch Veröffentlichung in dieſen 
Zeitſchriften ein polizeiliches Einſchreiten gegen gewiſſe Mißſtände 
verurſacht und damit der Allgemeinheit ein Dienſt getan worden 
iſt, kein entſcheidendes Gewicht für die Frage beilegen, ob die 
Druckſchriften als ſolche auf die Liſte kommen ſollen oder nicht. 
Entſcheidend hierfür iſt vielmehr einzig und allein die Frage, ob 
auch für die Zukunft eine Gefährdung der Jugend durch ſie zu 
beſorgen iſt. Dafür wiederum iſt entſcheidend die Tatſache, daß in⸗ 
zwiſchen das Erſcheinen der Zeitſchrift eingeſtellt worden iſt, und 
zwar aller Vorausſicht nach nicht nur vorübergehend. Iſt aber 
das Erſcheinen der periodiſchen Druckſchriften tatſächlich eingeſtellt 
und in abſehbarer Zeit ein Wiederaufleben nicht zu erwarten, 
ſo iſt auch eine künftige Gefährdung der Jugend nicht mehr zu 
beſorgen, die es allein rechtfertigen könnte, die Zeitſchriften als 
ſolche auf die Liſte zu ſetzen. 


(Oberprüfſt⸗ f. Schund⸗ u. Schmutzſchr., Entſch. v. 28. Mai 1929, Nr. 64.) 


Überfiht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


Heft 37—39. 


A. 
Privatrecht. 


1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


8.12 BGB.; 51 Unl WG. Eine Verletzung des Namensrechts 
einer Firma iſt dann vorhanden, wenn ein anderer ein zum Beſtandteil 
dieſer Firma gehöriges Wortzeichen für ſeine Erzeugniſſe verwendet. 
Unlauterer Wettbewerb ift trotz Nichtidentität der Bezeichnungen dann 
gegeben, wenn die gerügte Bezeichnung auf die gleichen Erzeugungs⸗ 
quellen hinweiſt wie das Wortzeichen des Berechtigten. OLG. . 

88 21ff. BGB. Im ehrengerichtlichen Verfahren, das ſich auf 
Vereinsſatzungen gründet, kann Beſtrafung nur wegen Verfehlungen 
gegen die damals geltenden Satzungen erfolgen. — Die Feſtſtellung 
der Ungültigkeit ehrengerichtlicher Beſchlüſſe kann ſich nur gegen den 
Verein richten, von dem fie ausgeht. RW. 27088 

$ 157 BGB. Der Unterſchied zwiſchen einer „Soll“ und einer 
„Muß-Vorſchrift“ muß bei den Tarifvertragsparteien einer „Schlüſſel⸗ 
industrie“ als bekannt vorausgeſetzt werden. Es ift nicht angängig, 
hier wiſchen „Juriſtenſprache“ und „Sprache des Lebens“ zu unter⸗ 
ſcheiden. RACE. 2781? 

58 227, 859 B6B.; 5 53 StGB. Einfluß einer Notwehrlage auf 
fahrläſſige Handlungsweiſe. OLG. Dresden 08 

8 242 BGB, Keine Aufwertung eines in ausländiſcher Währung 
vereinbarten Mietzinſes. GB. 25851 

8 242 BG .; 8921, 2, 18 der III. StNot BO. Steuerrechtlicher 
und wirtſchaftlicher Charakter der Schuldverſchreibungsſteuer. Wenn 
fie auch eine offentlich⸗rechtliche Abgabe ift, fo iſt fie doch wirtſchaftlich 
ein Aufwertungsbetrag, der ſtatt an den Gläubiger an das Reich u 
zahlen iſt. Daher Ausgleichsanſpruch des Verkäufers wegen der nach⸗ 
träglichen Heranziehung zur Schuldverſchreibungsſteuer. RG. 25862 


$ 242 BGB. Argliſt oder poſitive Vertragsverletzung find nicht 
anzunehmen, wenn die Hingabe eines verſprochenen Darlehns verlangt 
wird, obwohl die Abſicht des Darlehnsnehmers feſtſteht, das Darlehn 
nicht bar zurückzuzahlen, ſondern mit einer älteren beſtrittenen Pro⸗ 


viſionsforderung aufzurechnen. R.. 27057 
$ 276 BGB. Der Anwalt haftet nicht für Verſehen feiner ſonſt 
zuverläſſigen Bürvangeftellten. R MW.... 27107 


88 284, 254, 387 26.; 5 274 Nr. 3 3PO. Schadenserſatzpflicht 
des Schuldners wegen Entwertung eines Papiermarkbetrages, der 
zum Zwecke der Durchführung der Zwangsvollſtreckung aus einem gegen 
ihn ergangenen Urteil vom Gläubiger hinterlegt worden iſt. Kein 
Mitverſchulden des Gläubigers wegen der Hinterlegung von Papier⸗ 
mark. Die Aufrechung mit einer ſtreitigen Forderung, über die ein 
Schiedsgericht zu erkennen hat, iſt unzuläſſig. R. 25863 

53 434, 456 BGS,; 89 41, 45ff. Ind Belaſtch. Fehlt in einem 
Grundſtückskaufvertrage die Beſtimmung, daß der Verkäufer die In⸗ 
duſtriebelaſtung beſeitigen müſſe, ſo braucht dieſer das Grundſtück nicht 
von der Belaſtung zu befreien. OLG. Darmſtade 262110 

5 507 868. Die Ausübung des Vorpachtrechts iſt ausgeſchloſſen, 
wenn die Vereinbarungen zwiſchen dem Verpflichteten und Dritten 
derart ſind, daß ſie der Übernahme des Vertrages durch eine andere 
Hand widerſprechen. Die entſprechende Anwendung des 507 S. 1 
BGB. auf ſolche Fälle bedarf der vorſichtigen Prüfung, ob der Entgelt 
in Haupt⸗ und Nebenleiſtung geſchieden werden kann und ob die nicht 
erringbare Leiſtung Nebenleiſtung iſt. R. 2587 

88 527, 534, 822, 1624 86 B. Eine Ausſtattung kann mit einer 
Auflage belaſtet werden; bei Nichterfüllung ſtehen dem Geber die 
Rechte aus § 527 BGB. zu; unter Umſtänden auch gegen den Ehe⸗ 
gäkten des Empfängers 8 25949 

§ 535 268. Miet- oder Pachtvertrag? Durch den Eintritt eines 
Dritten in einen beſtehenden Mietvertrag über gewerbliche Räume 
und die gleichzeitige Übernahme der zum Betriebe erforderlichen Ein- 
richtung wird das Mietverhältnis nicht in ein Pachtverhältnis umge⸗ 
aides Vers ee. 8 25895 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 
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$ 615 BGB. ift nachgiebiges Recht. Der Arbeitgeber haftet dem 

Arbeiter für ungehinderten Zugang zur Arbeitsſtätte. Der Lohn⸗ 

anſpruch des am Betreten der Bauſtelle verhinderten Arbeitnehmers 

wird durch $5 RTar. für das Baugewerbe nicht ausgeſchloſſen. 9 
263 


88 616, 629 BGB. Der Arbeitnehmer hat Anſpruch auf Bezahlung 
der ihm zum Zwecke der Aufſuchung anderer Arbeit gewährten Freiheit, 
auch wenn ihm infolge Aussperrung gekündigt iſt. RArbc ... 26362 

8 752 8658. Schicksal der gemeinſchaftlichen ehelichen Wohnung 
nach rechtskräftiger Eheſcheidung. LG. 1 Berlin 26311 

8 812 BGB.; 573 GmbHG. Die Geſellſchafter einer GmbH., 
unter welche das Geſellſchaftsvermögen rechtmäßig verteilt worden ift, 
können nicht von der Geſellſchaft wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
in Anſpruch genommen werden, auch wenn ſich herausstellt, daß Geſell⸗ 
ſchaftsgläubiger bei der Verteilung unberüdjichtigt geblieben un 

2598 
$5 823, 826 BGB.; Art. 159 RVerf. Organiſierte Arbeiter, die, 
um einen nicht Organiſierten zum Beitritt zu einer Gewerkſchaft zu 
veranlaſſen, wirtſchaftliche Druckmittel anwenden, verſtoßen wider die 
guten Sitten, wenn die Druckmittel (Einwirkung auf den Arbeitgeber, 
zum Zweck der Entlaſſung) die wirtſchaftliche Exiſtenz des Betroffenen 
erheblich gefährden. R ArbG. 27791 


ff ——T 27073 
88 1624, 527, 534, 822 3GB. Eine Ausſtattung kann mit einer 
Auflage belaſtet werden; bei Nichterfüllung ſtehen dem Geber die 
Rechte aus 8527 BGB. zu; unter Umſtänden auch gegen den Ehe⸗ 
ae, 2594 
§8 1923, 2078, 2079 BGB. Einſetzung der Kindeskinder als Erben. 
Die beim Tode des Erblaſſers noch nicht geborenen oder erzeugten 
Kinder kommen nur als Nacherben in Betracht. RGB. . . 259610 
$ 1960 Abſ. 2 BGB. Der Nachlaßpfleger iſt geſetzlicher Vertreter 
der Erben. Er iſt nicht berechtigt, ſeine nach der Gebührenordnung 
berechneten Koſten der Nachlaßmaſſe in Rechnung zu ſtellen, wenn er 
als Armenanwalt beigeordnet war. LG. III Berlin 26332 
§ 2205 Satz 3 BGB. Die Maßnahme eines Teſtamentsvollſtreckers 
darf im Grundbuchverkehr dann als in ordnungsmäßiger Verwaltung 
erfolgend angeſehen werden, wenn die Beweggründe für fie ſubſtantiiert 
. verſtändlich und der Wirklichkeit gerecht werdend l 
; 261 
$ 2333 Nr. 3 BGB. Eine vereinzelte grobe Beleidigung ift im 
allgemeinen nicht als „ſchweres Vergehen“ anzuſehen. RG. 27074 


Mieterſchutzgeſetz. 


Auch der Mieter kann ſich bei Überlaſſung von Mieträumen eines 
Mietwuchers nach § 49a MietShG. ſchuldig machen. Ein Ausnutzen 
der Notlage gehört nicht zum Tatbeſtand. Berechtigung der Forderung 
eines Wartegeldes in Hinblick auf die von dem anderen Teil ver⸗ 
ſchuldete Verzögerung des Wohnungstauſches. Die Vereinbarung einer 
Abſtandsſumme begründet ohne weiteres ihre Erſtattungsfähigkeit. RO. 

2604 


Reichsmietengeſetz. 
Feſtſetzung des Saßes der geſetzlichen Miete. Hamb. VG. 26575 


Tarifvertrags verordnung. 


8255. Zar sd. Bei der Beſtimmung der „Art der Arbeit“ iſt die 
Art des Betriebes, insbeſondere ſein Wirtſchaftsziel zur Beurteilung 
Ken ugieben, Dabei ift die Arbeitsleiſtung von Gefangenen, deren 
u Arbeitsverträgen nicht zugrunde liegen, nicht zu berückſichtigen. 
une inhaltliche Erweiterung des Tarifvertrages ſteht dem Reichs⸗ 
arbeitsminiſter nicht zu. RArbc 26417 
, $2Tar®D, Auslegung der Allgemeinverbindlicherklärung. Räum⸗ 
licher Geltungsbereich. NO. - . 26405 


Betriebsrätegeſetz. 


535 Betrpich. Für die durch Betriebsratsgeſchäfte verſäumte 
Zeit kann das Betriebsratsmitglied nicht nur den Stundenlohn, ſondern 
den Akkordlohn beanſpruchen, den er in dieſer Zeit vorausſichllich ver- 
dient haben würde. Mich, 26373 


§ 36 Betrgich.; $11 ArbG.; 8114 ZPO. Anwaltskoſten als 
Geſchäftsführungskoſten des Betriebsrats. — Kann dem Betriebsrat 
das Armenrecht bewilligt werden? Ralrb oo... 264613 

§ 96 Bcri6. Die „Verſetzung in einen anderen Betrieb“ j. S. 
8 96 iſt eine ſolche, die nach dem Arbeitsvertrage ohne Kündigung er⸗ 
folgen kann. Die Anwendung des $ 96 iſt nicht grundsätzlich bei Geſamt⸗ 
kündigung der Belegſchaft zu Zwecken des Wirtſchaftskampfes aus⸗ 
geſchaltet. Erſt mit dem Eintritt der Stillegung kann ebenfalls die 
bis dahin unwirkſame Kündigung die Kündigungsfriſt in Lauf ſetzen. 
e e 0, 7 Bi 26384 


Handelsgeſetzbuch. 


§ 15 Abſ. 1 HGB. Sind im Handelsregiſter als Geſellſchafter 
einer OHG. nicht die wahren Geſellſchafter, ſondern Scheingeſell⸗ 
ſchafter eingetragen, dann iſt der Rechtserwerb des Dritten, der mit 
dieſen gutgläubig handelt, gültig. Die eintragungspflichtige Tatſache 
des richtigen Geſellſchafterbeſtandes iſt nicht in das Handelsregiſter 
eingetragen und kann daher dem Dritten nicht entgegengehalten 
ee e Be en e 9 

§ 25 568. Ein Verkauf des Geſchäfts im Vergleichsverfahren 
fällt nicht unter § 25 1 HGB. OLG. Stettin. 26277 

$ 74 HGB.; 51 Unl WG. Eine Handlung, die objektiv die guten 
Sitten nicht verletzt, kann durch Vertrag nicht zu einer ſittenwidrigen 
geſtempelt werden. — Vertragliche Beſchränkungen des Handlungs⸗ 
gehilfen in ſeiner gewerblichen Tätigkeit für die Zeit nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes find nur unter den Vorausſetzungen des 8 74 
Abſ. 2 HGB. gültig. RArbG. 27802 

§ 377 968, Ein Handelsbrauch, der den Käufer von jeglicher 
Unterſuchungspflicht befreien wollte, iſt regelmäßig als Mißbrauch an⸗ 
zuſehen und daher rechtlich unbeachtlich. RW. 259712 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


§ 1 Unl G.; 5 12 BGB. Eine Verletzung des Namenrechts einer 
Firma iſt dann vorhanden, wenn ein anderer ein zum Beſtandteil 
dieſer Firma gehöriges Wortzeichen für ſeine Erzeugniſſe verwendet. 
Unlauterer Wettbewerb iſt trotz Nichtidentität der Bezeichnungen dann 
gegeben, wenn die gerügte Bezeichnung auf die gleichen Erzeugungs⸗ 
quellen hinweiſt wie das Wortzeichen des Berechtigten. OLG. Hamburg 
2756 
§ 1 Unl &.; 8 74 HGB. Eine Handlung, die objektiv die guten 
Sitten nicht verletzt, kann durch Vertrag nicht zu einer ſittenwidrigen 
geſtempelt werden. — Vertragliche Beſchränkungen des Handlungs⸗ 
gehilfen in ſeiner gewerblichen Tätigkeit für die Zeit nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes find nur unter den Vorausſetzungen des 9 74 
Abſ. 2 HGB. gültig. RArbG. 27802 
§ 1 UnlG. Sittenwidrigkeit der planmäßigen Unterbietung eines 
Bücherladenpreiſes. OLG. Frankfurt a. MW. 27541 
88 1, 3 UNS. Beurteilung der Inſerate von Großbetrieben in 
Fachzeitſchriften. Unrichtige Angabe i. S. $3 Unl WG. LG. 1 En 
277 
88 1, 2, 31 Unl WG. Die Führung des Titels „techniſcher Anwalt“ 
oder „techniſcher Anwalt V. T. A.“ durch einen Ziviltechniker bzw. 
Zivilingenieur ift nicht ſtatthaft. DEGH. Wien 26632 


Pateutgeſetz. 


§ 4 Pat. Auch durch Anfertigung von Werkſtattzeichnungen kann 
u. U. (Zuſammenfügung der im Ausland hergeſtellten Teile, Übernahme 
der dort hergeſtellten Anlage) eine Benutzung einer Erfindung erſolgen. 
— Zum Begriff der Ausſpähung eines Betriebes. RGB.. . . 260617 


Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnung. 


Iſt der Inhaber eines Warenzeichens, welches Motipſchutz genießt, 
mit der Eintragung eines bildmäßig gleichen Zeichens für einen an⸗ 
deren einverſtanden, jo erwirbt dieſer dadurch keinen Motivſchutz. RG. 

260518 


Kartellverordnung. 


88 Kartsd.; 88 34, 60, 61 GmbH®. Bei der ſog. Nebenleiſtungs⸗ 
geſellſchaft wird durch die Kündigung des Kartells durch einen Geſell⸗ 
ſchafter die GmbH. nicht aufgelöſt. Die Gmb. iſt berechtigt, den Ge⸗ 
ſchäftsanteil des kündigenden Geſellſchafters einzuziehen. Im Zuſtande 
der Liquidation darf die Einziehung jedoch nur erfolgen, wenn die 
infolge der Liquidation im allgemeinen erlöſchenden Kartellverpflich⸗ 
lungen der anderen Mitglieder noch fortbeſtehen. Für die Höhe der 
Vergütung kommt als Zeitpunkt der Tag des Einziehungsbeſchluſſes 
n eee e we. . . „ „„ 260014 


2788 


. Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


GmbhH.⸗Geſetz. 


IN dettadit. ü 2. Pr I Urca zeee, 260014 
§ 73 Gmb..; 5 812 BG. Die Geſellſchafter einer GmbH., 
unter welche das Geſellſchaftsvermögen rechtmäßig verteilt worden iſt, 
können nicht von der Geſellſchaft wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
in Anſpruch genommen werden, auch wenn ſich herausſtellt, daß Ge⸗ 
1 bei der Verteilung unberückſichtigt geblieben Ne 
MG. „2598 


Verſicherers zum Zweck gemeinſamer Ermittlung des Schadens ge⸗ 
macht werden, verwirken bei entſprechender Klauſel der Verſicherungs⸗ 
bedingungen den Anſpruch des Verſicherten. R... . 27052 


Deviſenorduung. 


§1 Deviſd. und 8 1 Bek. v. 8. März 1917 beeinträchtigen nicht 
die Gültigkeit von Teilſchuldverſchreibungen, in denen von einem in⸗ 
ländiſchen Schuldner gegenüber einem inländiſchen Gläubiger die 
Rückzahlung eines in Mark aufgenommenen Darlehns in Schweizer 
Währung verſprochen wird. RG. Aae gene e 


—ͤ—p— —— 


2. Verfahrensrecht. 
Zivilprozeßordnung. 


8 3, 9 BRD. Bei vorübergehend wiederkehrenden Leiſtungen 
Ei die Streitwertfeſtſetzung nach $3, nicht $9 ZPO. ftatt. LG. 
ambur 


intervenient genügt, wenn er auf die Streitverkündung hinweiſt und 
. 260818 


a ante Fe aa, ne ne a 


262311, 

§ 114 3RD,; 8 36 Betrag.; $ 11 ArbGG. Anwaltskoſten als Ge⸗ 
ſchäftsführungskoſten des Betriebsrats. — Kann dem Betriebsrat 
das Armenrecht bewilligt werden? RAr bo. 264612 
88 114 ff. ZED. Mit Litauen ift die Gegenfeitigfeit i. S. $ 114 
bebe . 26141 
8 274 Nr. 3 ZPO. 88 284, 254, 387 BGB. Schadenserſatzpflicht 

des Schuldners wegen Entwertung eines Papiermarkbetrages, der zum 


.. 27108 
$$ 519, 114 ff. ZPO. Es iſt zuläſſig, während der Schwebe eines 
Armenrechtsgeſuches die Friſt zum Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr zu beſtimmen. Das Geſuch hemmt den Lauf dieſer Friſt. RG. 
261019 

$ 519 ZRD. Eine vom BG. bewilligte Verlängerung der Vor⸗ 
ſchußnachweisfriſt und darauf erfolgende Gewährung des Armenrechts 
kann nicht deshalb für unwirkſam erklärt werden, weil nach veränderter 
Rechtsanſicht des BG. bei der Friſtverlängerung die Vorſchußfriſt 
ſchon abgelaufen geweſen ſei. RWP .. 26102²⁰ 
58 580, 585, 176, 178 RD. Die Reſtitutionsklage muß dem 
Prozeßbevollmächtigten des Vorprozeſſes zugeſtellt werden, und zwar 
dem OLGAnwalt, wenn fie ſich gegen ein Urteil des OLG. richtet. 
OLG. Frankfurt a. MWM Wm. ae e re e A 


8 777 35D. Pfändungsrechte des durch Sicherungsübereignung 
geſicherten Gläubigers. Zuläſſigkeit des Offenbarungseids. OLG. 
STE : f N ee 2621? 

$ 807 Jo. Der Schuldner ift zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides verpflichtet, wenn an den gepfändeten Gegenſtänden Inter⸗ 
ventionsanſprüche geltend gemacht werden. K. 2617 

$ 890 3 PO. Wegfall des Rechtsſchutzintereſſes an der Feſtſetzung 
einer Strafe. Feſtſetzung einer Strafe, obwohl Wiederholung der Zu⸗ 
widerhandlung nicht möglich iſt. K. 26174 

9 891 ZPO. findet auf eine in einer Einſtw Verf., die in Beſchluß⸗ 

form ergeht, enthaltene Strafandrohung keine Anwendung. 585 
261 

88 929, 108 30D. Für den auf Grund eines Arreſtbeſehls ergan⸗ 
genen Koſtenfeſtſetzungabeſchluß gilt nicht die Vollziehungsfriſt des 
ee e ef 262616 

88 1032ff. 3p. Vorausſetzungen für die Annahme, daß eine 
Schiedsklauſel als „ſelbſtändiger Schiedsvertrag“ anzuſehen iſt. KG, 


26196 
Verſpatete Schiedsklage. Schiedsg. d. HR. Hamburg . . . 


26581 
Geſetz v. 8. Febr. 1929. 


Art. 1 Geſ. v. 8. Febr. 1929. Das RG. kann anordnen, daß es 
ohne mündliche Verhandlung entſcheiden werde, ohne vorher über 
dieſen Beſchluß den Reviſionskläger gehört zu haben. Die nachträg⸗ 
liche Außerung hat ſich auf die Sache ſelbſt zu beziehen; Außerungen 
der Partei ſelbſt oder eines nicht beim RG. zugelaſſenen Anwaltes 
bleiben unberückſichtigt. R. 2 eee 


Arbeitsgerichtsgeſetz. 

88 2, 5 Arb6G.; 55 84ff. HGB. Für Streitigkeiten aus den 
Rechtsbeziehungen eines freien Agenten und feines Geſchäftsherrn 
find die ordentlichen Gerichte zuſtändig. LG. Dortmund. . . 26343 

§ 2 Ziff. 2 Arb&G. Trägerkolonnen im Hafen verrichten in der 
Regel unſelbſtändige Arbeit. Tarifvereinbarungen, die vor dem In⸗ 
krafttreten der Tar VO. abgeſchloſſen find, binden die Mitglieder der 
Tarifparteien nur im Rahmen einer von ihnen erteilten Vollmacht. 
Rechtsverhältnis der Träger zu dem Händlerverein und ſeinen Mit⸗ 
gliedern mei. DE 26428 

8.11 Arb66. Iſt im Arbeitsgerichtsprozeß ein Rechtsanwalt 
Partei, ſo kann er ſich auch durch einen Rechtsanwalt vertreten laſſen. 
Ab e u ee 26471 

§ 11 Ard66. Ein nicht geſchäftsmäßiger Prozeßvertreter kann 
vor dem Arbeitsgericht nicht deshalb zurücgewieſen werden, weil die 
Erteilung der Vollmacht an ihn durch einen Rechtsanwalt vermittelt 
iſt⸗ Barbe dan 2083⁴ 

88 72 Abf. 1, 61 Abſ. 1, 69 Abſ. 2 ArbGG. Irrige Streitwert⸗ 
feſtſetzung des Arb®, kann vom LArbG. nicht berichtigt werden. Neu- 
feſtſezung durch das LALb®. nur bei nachträglicher Anderung des 
Streitwerts. RArbG 


Geſetz über die Zwangs verſteigerung und Zwangsverwaltung 
von Grundſtücken. 

8 44 ZwvVerſtG.; 57 AufwG. Feſtſtellung des geringſten Gebots 

im Zwangsverſteigerungsverfahren bei relativen Rangverhältniſſen 


der beteiligten Hypotheken. Kw. 225 
Konkursordnung. 

8 32 KO. Auch an den Ehegatten gemachte Gelegenheitsgeſchenke 

find der Anfechtung entzogen. RW. „„ 


Geſchäftsaufſichts verordnung. 


8 75 GeſchAufſvd. In die im $ 55 Nr. 3 KO. beſtimmte Sechs⸗ 
monatsfriſt wird die Zeit nicht eingerechnet, während deren die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht beſtand. gh). 26125 


Gerichts koſtengeſetz. 


8.4 Gg.: 88 57—60 KO. Auf Streitigkeiten über die Verpflich⸗ 
tung der Maſſe, die Gerichtskoſten einer vom Gemeinſchuldner vor 
Konkurseröffnung beantragten, aber vom Gericht abgelehnten Eröff⸗ 
nung des Geſchäftsaufſichtsverfahrens als Maſſekoſten zu tragen, 
findet das Verfahren des 5 4 GKG. Anwendung. RB. . 261121 


58. Jahrg. 1929 Heft 39 


88 71, 76, 80 G&K G.; 5 35 Abſ. 1 StPO. Die einem freigeſpro⸗ 
chenen Angeklagten auf Antrag erteilte Urteilsabſchrift iſt koſten⸗ 
nun 8 262921 

88 86 Satz 2, 82, 75 Abi. 2 GRG. Der § 82 DKG. hat für 
Auge. 
276921 


Gebührenordnung für Rechts anwälte. 


8 38 Abs. 1 RAcebd. Durch die Begründung des Widerſpruchs 
gegen den Zahlungsbefehl wird die Prozeßgebühr nicht verdient. OLG. 
ee . ee Den 262515 

Zu 8 67 RAcebd. LG. Altonnna¶agng 27782 

Die Empfangnahme einer Hinterlegungsſumme vom Auftrag⸗ 
geber und ihre Abführung an die Hinterlegungsſtelle begründen nicht 
die Gebühr des 5 87 NUGEBD. KG.. ee All 


Armenanwaltsgeſetz. 


Für die Gebührenerſtattung der Anwälte im Armenrecht gilt die 
Inſtanz auch dann, wenn das Urteil die Rechtsmittelſumme nicht er⸗ 
reicht, erſt mit der Zuſtellung des Urteils als beendet. OLG. Düſſel⸗ 
e e a 2 N re 262312 

$2 Arm Anw. v. 6. Febr. 1923 (RG Bl. 103) und v. 20. Dez. 
1928 (RGBl. 411); 55 64, 65 RAGebO. Der dem Nebenkläger bei- 
geordnete Armenanwalt hat die Gebührenerhöhung nach $ 64 Abſ. 1, 
dagegen nicht diejenige nach 65 RAGebO. zu beanſpruchen. 92725 
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B. 
Strafrecht. 
1. materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 
82 StGB. Waffenbeſitz vor dem 1. Okt. 1928 jetzt nicht mehr 
r . er 276817 


8 27b StGB. wird nach deſſen Wortlaut und Zweck nicht durch 
die allgemeine Verwerflichkeit eines Vergehens ausgeſchloſſen. RO. 
2711! 


88 51, 176 Ziff. 3 StGB.; 3 267 StPO. Feſtſtellungserforder⸗ 
niſſe im Falle der Verurteilung wegen eines Verbrechens nach $ 176 
Ziff. 2 StGB. Auch wenn keine ſinnloſe Trunkenheit vorlag, kann doch 
eine krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit beſtanden haben, durch 
die die freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. RG... 27404 

88 51, 59 StGB. actio libera in causa. Fahrläſſige Tötung eines 
ſinnlos Betrunkenen, der ſich trotz des Bewußtſeins, daß er im Zu⸗ 
ſtand der Trunkenheit zu Ausſchreitungen neigt, in dieſen Zuſtand ver⸗ 
e e er ee eo 271 

8 53 StchB. Eine einheitliche Handlung kann zum Teil in Notwehr, 
zum Teil nicht in Notwehr begangen ſein, vorausgeſetzt, daß der erſte 
Angriff, demgegenüber der Täter ſich in Notwehr befand, zum Abſchluß 
gelangt war. Daß dieſer Abſchluß vorlag, kann nicht daraus geſchloſſen 
werden, daß der Angegriffene zugleich Vergeltung üben wollte. RG. 


i 
8 53 StGB.; 88 227, 859 BGB. Einfluß einer Notwehrlage auf 
fahrläſſige Handlungsweiſe. OLG. Dresden 276056 


861 StG. „Kenntnis“ fordert ein Fürwahrannehmen, das ſich 
auf beſtimmte Tatſachen ſtützt, und zwar in einem Maße, daß vom 
Standpunkt eines beſonnenen Mannes aus ihm der Entſchluß zuge⸗ 
mutet werden kann, eine Strafverfolgung gegen den angeblichen 
, 271312 

8 68 Abs. 1 StGB. Das Schreiben des Strafkammervorſitzenden, 
das eine Anfrage an den Anwalt des Privatklägers, ob die Sache außer⸗ 
gerichtlich erledigt ſei, enthalt und dann fortfährt: „Da die Sache da⸗ 
hier zum Abſchluſſe gebracht werden muß, werde ich Termin zur Haupt⸗ 
verhandlung anberaumen, wenn nicht bis 1. Nov. die außergerichtliche 
Erledigung angezeigt wird“, läßt erkennen, daß die Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens und der Strafverfolgung beabſichtigt werde, es ſei denn, daß 
ſie ſich infolge eines Vergleichsabſchluſſes erübrige. Eine ſolche Ver⸗ 
fügung entſpricht den Erforderniſſen des 8 68 Abſ. 1 StGB. (vgl. 
AGSt. 56, 381; RG.: Goltd Arch. 27, 452). Ein endgültiger Einſtel⸗ 
lungsbeſchluß erfüllt aber dieſes Erfordernis nicht. BayObLG. 27491 

§ 68 StB. Überſendet der Amtsrichter im Ermittlungsverfahren 
auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Akten der Polizeiverwaltung 
zur Anſtellung von Ermittlungen, ſo wird dadurch die Verjährung der 
Strafverfolgung nicht unterbrochen. Kõ d. 27575 

8.120 E68, Beihilfe zur Selbſtbefreiung eines Gefangenen. 
Der Verſuch der Tat erfordert nicht, daß der Gefangene von dem Ein⸗ 
bringen der Gegenſtände, die ihm zu feiner Selbſtbefreiung dienen ſol⸗ 
len, kenntnis bekommen hat. Rg WMW... 271414 

8.153 StG. Für die Auslegung einer eidlichen Ausſage ift Art 
und Stand des gerichtlichen Verfahrens, in dem es zur Eidesleiſtung 
gekommen ift, bedeufungsvoll. R pwpw7ꝛ7ꝛ7⁊. een. 272425 

88 154, 163 Steh B. 1. Die Annahme, daß ſich der eidlich vernom- 
mene Zeuge bei der Beantwortung einer beſtimmt gefaßten Frage 
ebenſo, wie die Partei bei der Leiſtung eines ihr zugeſchobenen Eides, 


Rechtſprechung 


2789 


an den Wortlaut der Frage halten dürfe und keine Aufklärungspflicht 
gegenüber dem ungeſchickten Frageſteller habe, iſt rechtsirrig. Die 
Beantwortung einer Frage kann auch dann eine falſche Zeugenausſage 
enthalten, wenn ſie zwar dem Wortlaut, aber nicht dem für den Zeugen 
erkennbaren Sinn der Frage gerecht wird, und wenn der Zeuge hierbei 
eine den Gegenſtand der Vernehmung betreffende Tatſache verſchweigt. 
2. Zur Frage, inwieweit der Zeuge zur Herbeiführung einer Berichti⸗ 
gung und Vervollſtändigung der ihm vorgeleſenen Niederſchrift ſeiner 
Ausſage verpflichtet iſt. RG. 2721018 
88 154, 163 StGB. Einfluß der Bedeutungsloſigkeit eines in einer 
Zeugenausſage bekundeten Umſtandes auf die Beurteilung der Schuld⸗ 
frage. Der Glaube des Zeugen, eine Tatſache als unwichtig weglaſſen 
zu dürfen, iſt Strafrechtsirrtum. Fahrläſſigkeit. R. 271817 
§ 157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. Die Strafermäßigung iſt nicht davon 
abhängig, daß eine geſetzlich vorgeſchriebene Belehrung unterblieben iſt. 
Das Vorliegen des Strafermäßigungsgrundes des § 157 Abſ. 1 Nr. 2 
StGB. neben dem Strafmilderungsgrund des § 158 kann eine weitere 
Herabſetzung der Strafe zur Folge haben. R.. 271918 
§ 157 Nr. 1 StGB. Für den Tatbeſtand des § 157 Nr. 1 StGB. 
kommt es nur darauf an, ob eine Möglichkeit der Verurteilung beſtand. 
„Offentlichkeit“ i. S. des § 183 StB. RG. 27201 
S8 158, 157 Abſ. 1 Nr. 1, 139, 257 StGB. 1. „Einleitung einer 
Unterſuchung“ i. ©. des § 158 StGB. 2. Für die Strafvergünſtigung 
nach 9 157 Abſ. 1 Nr. 1 genügt es, daß ſich bei Angabe der Wahrheit 
genügender Verdacht für eine Straftat des Zeugen ergeben haben 
würde, um die Einleitung der Strafverfolgung zu begründen. Eine 
aus $ 139 StGB. herzuleitende Anwendung des § 157 Abſ. 1 Nr. 1 
kann gegeben ſein, wenn die durch die Tat hervorgerufene Gefährdung 
ungeachtet der Vollendung der Tat als Verbrechen fortdauert. 3. Be⸗ 
günſtigung durch dem Beſchuldigten günſtige wahrheitswidrige Aus⸗ 
fagen in der Borunterfuhung. R. 272120 
§ 163 StGB. Die Partei hat die Rechtspflicht, ſich vor der Eides⸗ 
leiſtung Gewißheit über das zu beſchaffen, was fie beſchwören ſoll. 
R 272821 
§ 176 Ziff. 3 StB. Zur Grenzziehung zwiſchen Verſuch und 
Vollendung beim Tatbeſtand des Sittlichkeitsverbrechens. Befriedi⸗ 
gung der Wolluſt als mögliches Merkmal der Vollendung des Delikts. 
RN CCC 272322 
88 176 Ziff. 3, 51 StGB.; § 267 StPO. Feſtſtellungserforderniſſe 

im Falle der Verurteilung wegen eines Verbrechens nach 8 176 Ziff. 3 
SGB. Auch wenn keine ſinnloſe Trunkenheit vorlag, kann doch eine 
krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit beſtanden haben, durch die die 
freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. RB. 27404 
8 180 StGB. Vorausſetzungen für die Unterhaltung eines Bordell» 
FF er ee er 276615 
88 180, 181 a St6B, Unterhaltung eines bordellartigen Betriebes 

im Verhältnis zur Zuhälterei. OLG. Hamburg 2 
§ 180 StGB. Die Vorſchrift in 5 180 Abſ. 3 bezieht ſich auf Abs. 1, 
nicht aber auf Abſ. 2. Zum Begriff des bordellartigen Betriebes. 
def ee. „ 27617 
§§ 181 a, 180 StB. Der Tatbeſtand der ausbeuteriſchen Zu⸗ 
hälterei erfordert perſönliche Beziehungen, durch die eine beſondere 
Abhängigkeit der Dirne begründet wird. Idealkonkurrenz von Kuppelei 
und ausbeuteriſcher Zuhälterei. R). 27242 
8$ 185, 186, 193 Steh B. Reviſionsrichterliche Nachprüfung auf 
Auslegung einer als Beleidigung angeſehenen Außerung. Aufhebung 
des Vorderurteils wegen Verſtoßes gegen die Denkgeſetze. Der Vorſatz 
der Beleidigung kann daraus hergeleitet werden, daß der Täter, ixotz⸗ 
dem er eine beſtimmte beleidigende Deutung ſeiner Außerung vorausſah, 
fie kundgegeben hat. Der $ 186 StGB. bürdet dem Täter keine Beweis⸗ 
fat f , 8 272624 
§ 185 StGB. Bei einem Angriff auf die Geſchlechtsehre braucht 

der Vorſatz des Täters nicht dadurch ausgeſchloſſen zu ſein, daß er 
im Verlauf ſeines tätlichen Angriffs ſchließlich annehmen konnte, daß 
die Angegriffene mit feinem Vorgehen einverſtanden ſei. RG. 272528 
$ 185 SGB. Die ironiſche Außerung ift ſtrafbar, wenn ſie die 
Kundgebung der Mißachtung einer beſtimmten Perſon enthält. Die 
Strafbarkeit hängt nicht davaon ab, daß ſie von dem Betroffenen als 
eine Beleidigung empfunden wird. OLG. Dresden 27618 
88 185, 193 StB. 1. Der Wahrheitsbeweis iſt auch im Falle 

des „§ 185 StGB. erheblich. Seine Erhebung iſt jedoch überflüſſig, 
wenn die Freiſprechung jedenfalls aus § 193 StGB. folgt. 2. Begriff 
der Formverletzung. OLG. Hamburg . 276413 
3 193 StGB. Zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen handelt 

ein Täter ſchon, wenn dieſe Intereſſen einen ſeiner mehreren Beweg⸗ 
abgeben g 8 272826 
§ 193 StGB. Der Schutz des 9 193 ſteht auch dem die behaup⸗ 

tete Tatſache aus Fahrläſſigkeit für wahr haltenden Beleidiger zu; 
er verlangt von dem Täter keine vorherige Abwägung der ſich gegen⸗ 
überſtehenden Rechtsgüter. KGG ww... 27595 
§ 218 StGB. Die Gefährdung des deutſchen Volkstums kann 

im Einzelfall nicht die Erhöhung der Strafe wegen einer begangenen 
Abtreibung rechtfertigen, da dieſer Umſtand bereits bei Aufſtellung 
des geſetzlichen Strafrahmens Berückſichtigung gefunden seh 195 
292 
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$ 230 Steh B. Nach erkannter Rſpr. gilt ein Handeln oder Unter⸗ 
laſſen für den eingetretenen Erfolg als Urſache i. S. des Strafrechts, 
wenn es zu dem eingetretenen Erfolg im Verhältnis einer Bedingung 
ſteht, die nicht weggedacht werden kann, ohne daß damit auch der 


und nicht ohne weiteres beſeitigt werden konnte. RGS. 272928 
§ 246 StGB. Eigennützige eigentümerähnliche Verfügung als 
eig ee Br 272923 
3246 SGB, Unterſchlagung durch Geldvermiſchung. OLG. 
J777G7Cͥͤã² ².!ꝛ . Pe. 276528 


$ 257 Stic. Zum inneren Tatbeſtand genügt der bedingte Vor⸗ 
ſatz nicht DRG, Meden 276210 


vo ao 273090 


Verfehlung . Höhe abzuwenden. a.. 
8 „Die Ablehnung der Anwendung des 8 276 StGB. 


T 27505 

58 284, 284 StB. Der Begriff des öffentlichen Glücksſpiels 
erfordert, daß eine vorher nicht beſtimmt begrenzte Anzahl von Per⸗ 
ſonen nach dem Willen des Veranſtalters die Möglichkeit der Teil. 
nahme am Spiel hat. Daß das Spiel an einem öffentlichen Verſamm⸗ 
. veranſtaltet wird, genügt nicht. Romms als Glücksspiel. 


/ . ri. 


EEE N 202593 
S$ 306, 308 EIGB. Tateinheitliches Zuſammentreffen der Ver⸗ 
e 


27529 
$ 360 Ziff. 11 Stöß B. Kein grober Unfug, wenn infolge der War⸗ 
nung vor einer Autofalle der vorſchriftswidrige Verkehr in einen ord⸗ 


nungsmäßigen verwandelt wird. OLG. Dresden 26302² 
3 360 Ziff. 11 StGB. Zum Begriffe „ungebührlich“. OLG. Hamm. 
276514 


Geſetz betr. die Beſtrafung der Entziehung elektriſcher Arbeit. 


$1 Wei. betr. die Beſtrafung der Entziehung elektr. Arbeit; 
9263 StchB. Wer zwecks ordnungswidriger Entnahme elektriſcher 
Arbeit einen Stecker mit der Waſſerleitung verbindet, erfüllt den 
Tatbeſtand des $ 1 Gef. v. 9. April 1900. Wenn in dieſer Weiſe zugleich 
der Werkbeamte über den wirklichen Stromverbrauch getäuſcht wird, 
jo iſt daneben die Anwendung des $ 263 StGB. kein Raum. OLG, 
Dede ne ee 2763ʃ¹ 


Preßgeſetz. 
8 11 PreßG. Die Berichtigung muß von dem „Beteiligten“ ſelbſt 
unterzeichnet ſein. KG 28629 2⁰ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


§ 24 Preß. Anfechtung aufgehobener Verfügungen, insbeſon⸗ 
dere einer Veſchlagnahme von Preſſeerzeugniſſen. Hamb OVG. 26562 


Schußwaffengeſetz. 
§ 23 RSchußwG. v. 12. April 1928. Die Genehmigung zum 


Beſitz eines Waffenlagers darf zeitlich nicht beſchränkt werden. nn 
7 


Verordnung über den Waffenbeſitz v. 13. Jan. 1919. 


Waffenbeſitz vor dem 1. Okt. 1928 jetzt nicht mehr ſtrafbar. 
JJ ĩↄðVͥ . Be 276817 


Kraftfahrzeuggeſetz. 


87 Kraftſch.; 8833 BOB. Verſicherung gegen Unfall als Fahr⸗ 
gaſt in einem dem Perſonenverkehr dienenden Verkehrsmittel. Begriff 
des Verkehrsmittels und des Fahrgaſtes. RW. 25908 


Verordnung über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


$ 22 Kraftferksd. Ausweichen i. S. des 3 22 Kraftf VerkVO. 
erfordert ein borbedachtes, den normalen Verkehrsbedürfniſſen be⸗ 
wußt Rechnung tragendes Fahren. Ein im letzten Augenblick vor⸗ 
genommenes Reißen des Wagens nach rechts, um einen ſonſt unver⸗ 
meidlichen Zuſammenſtoß zu verhüten, iſt eine zwangsläufige Bewegung, 
aber kein Ausweichen i. S. des Geſetzes. Bay bo. 27505 

85 28, 30 KraftfBerkVd. Durch eine Polizeiverordnung kann 
eine den Richter bindende Beſtimmung des Begriffs „verkehrshin⸗ 
dernd“ i. S. von $ 28 KraftfVerkV O. nicht getroffen werden. Sie 
kann aber ein wirkſames Verbot der Aufſtellung von Kraftfahrzeugen, 
alſo eine polizeiliche Anordnung i. S. bon $ 21 KraftfGG. fein (8 30 
Abs. 1 Kraftf VerkVO.). Die Eignung zur Verkehrshinderung iſt ſchon 
verkehrshindernd i. S. von 3 28 Kraftf VerkV O. OLG. rn 


2. Derfahren. 
Strafprozeßordnung. 


88 7—15, 413 Abſ. 3 EtPD. Das Amtsgericht, in deſſen Bezirk 
die die Strafverfügung erlaſſende Verwaltungsbehörde ihren Sitz 
hat, iſt bei Beantragung gerichtlicher Entſcheidung nur dann zuſtändig, 
wenn Tatort oder Wohnort des Beſchuldigten feine Zuſtändigkeil 
begründen. OLG. Dresden. 277023 

$ 44 SPD, In dem Verſchulden des Geſchäftsperſonals eines 
Anwalts iſt der Regel nach kein Wiedereinſetzungsgrund zu finden. 
Dee der A ee 277024 
ſind die Begriffe „Tat“ und „Teilnehmer“ weitgehendſt auszulegen; 
deshalb iſt insbeſ. auch bei fahrläſſigen Handlungen Teilnahme i. S. 


ſchuldig macht. Bay ob . 27504 

Die Unterlaſſung der Rückerinnerung an den geleiſteten Eid ent⸗ 

hält keine Verletzung des 8 67 Std., wenn der Zeuge bei dem noch⸗ 

Hauptverhandlung noch nicht entlaſſen, 

ſeine Vernehmung alſo noch nicht abgeſchloſſen war. . 
0 


Bah Obe. 27515 

3163 SPD. Der Eidespflichtige hat bei Ablegung des Offen⸗ 
barungseides nur dann Veranlaſſung, ſich über Richtigkeit ſeiner An⸗ 
gaben beſondes zu vergewiſſern, wenn ihm Zweifel über die Richtig⸗ 
keit beigekommen und gleichzeitig auch die Erkenntnis, daß er bei 
Benutzung beſtimmter Kontrollmittel zu einer Richtigſtellung ſeiner 
Anſicht gelangen würde. OLE. Dresden 2771285 

8172 Stßßd. Die den Rechtsanwalt zu dem Antrag ermächtigende 
Vollmacht muß innerhalb der geſetzlichen Friſt bei Gericht eingereicht 


e e t Son a 2 > © 5 0 0 ra ei 
$172 SPD, Angehörige und Erben des Verletzten gelten ihrer- 
ſeits nicht als Verletzte. OLG. Dresden. 2771²⁷ 


8.172 Stad. Eine von der Partei ſelbſt verfaßte, von ihrem 
Anwalt nur unterſchriebene Eingabe genügt dem Geſetz l 
2 2. A 725 


58. Jahrg. 1929 Heft 39] 


8230 StD. Ein Vorführungsbefehl ift unzuläſſig, wenn der 
Angeklagte eine Terminsaufhebung erſchlichen hat oder zu beſorgen iſt, 
daß er ſich der Verhandlung durch unrichtige Entſchuldigungen zu ent⸗ 
ziehen ſucht. LG. Göttingen 27795 

85 237, 305, 307 SPD, Vorausſetzungen für die Verbindung 
zweier Privatklageſachen. Anfechtbarkeit des die Verbindung anord⸗ 
nenden Beſchluſſes. LG. Bres lan. 27784 

8 244 Abſ. 3 Std. Die Gründe, aus denen ein Beweisantrag 
abgelehnt iſt, müſſen in dem Gerichtsbeſchluß angegeben werden. 
Ihre Angabe darf nicht dem Urteil vorbehalten werden. Fragepflicht 
S eenım. 2738³⁶ 

8 244 Stpo. Ein Beweisantrag kann dann abgelehnt werden, 
wenn das Gericht die Überzeugung erlangt, daß der Antragſteller mit 
dem Beweisantrag nur beabſichtigt, ſeine Verurteilung hinauszu⸗ 
ſchieben, in dieſem Sinne alſo die Sache zu verſchleppen. Der die Ab⸗ 
lehnung ausſprechende Beſchluß muß aber fo eingehend begründet 
jein, daß das Rco®. nachprüfen kann, ob die Annahme einer Verſchlep⸗ 
pung auf rechtlich nicht anfechtbarer Grundlage beruht. Bay Obe. 

27517 

8244 Stßd. Unwert des angebotenen Beweismittel. OG. 

Ki. ð a er 278 


ae . ende ne 27389 

88 245, Abſ. 2, 388 Ziff. 8 StPO. Behauptet der Angeklagte, 
daß eine beſtimmte Perſon feine Darſtellung beſtätigen könne, fo iſt 
hierin ein Beweisantrag zu erblicken. Dieſer Antrag iſt auch dann zu 
beſcheiden, wenn der Richter erklärte, laut Akteninhalts habe der Zeuge 
früher keine Angaben zur Sache machen können, und der Angeklagte 
daraufhin einen beſonderen Antrag auf Ladung des Zeugen nicht ge⸗ 
muh e ð ᷣ 277220 

8 245 Abſ. 2 StPO. bezieht ſich nur auf die tatfächlich geladenen und 
erſchienenen Zeugen oder Sachverſtändigen. OLG. Dresden . . 27728 

8 264 StPO. Bei einer Beleidigungsanklage kann das Gericht 
auch eine im Strafbefehl nicht hervorgehobene Außerung zum Gegen⸗ 
ſtand der Urteilsfindung machen. OLG. Dresden 2 

8 265 Ab}. 1 StßßO. Der in erſter Inſtanz erfolgte Hinweis auf die 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts genügt nicht unter allen 
Umſtänden auch für die Verhandlung vor dem Berufungsgericht. 
RF ⁵⁵⁵ tv: ĩx . „ ee 

8 267 Stpßd.; 88176 Ziff. 3, 51 SIGB. Feſtſtellungserforderniſſe 
im Falle der Verurteilung wegen eines Verbrechens nach $ 176 Ziff. 3 
StGB. Auch wenn keine ſinnloſe Trunkenheit vorlag, kann doch eine 
krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit beſtanden haben, durch die die 


freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. R.... 2740⁰ 
8 267 SPD, Erforderniſſe des Urteils in Hinblick auf die Wieder⸗ 
gabe des Inhalts eines inkriminierten Plakats. R. n 


88 274, 226 SED. Die Feſtſtellung des die Reviſion begründenden 
Vorganges auf Grund einer Erklärung des Vorſitzenden. Die Befra⸗ 
gung eines Zeugen über einen für die Schuldfrage bedeutungsvollen 
Punkt iſt auch dann Teil der Beweisaufnahme, wenn der Punkt auch 
ohne Befragung des Zeugen hätte geklärt werden können. RG. 274041 

88 297, 314 StPO, Schriftliche Berufungseinlegung durch den 
Verteidiger iſt auch bei Unleſerlichkeit der Unterſchrift wirkſam. KG. 

276819 

§ 300 Std. Behandlung eines als Berufung bezeichneten Rechts⸗ 
mittels, wenn nur die Reviſion zuläſſig war. Bedeutung des Umſtands, 
daß das Rechtsmittel von einem Rechtsanwalt eingelegt war. KG. 
276920 

85 300, 313, 352 StPD, Behandlung einer unzuläſſigen Berufung 
ag eee Salut, us Dr Bene 27525 

8303 SED, findet bei Vertagungen keine Anwendung. OLG. 
777 en. rohe „ 277231 

88 325, 251 Abſ. 2, 223 Stpo. 

1. Ein Recht auf Verlegung des Termins zur Berufungsverhand⸗ 
lung zum Zwecke der Ermöglichung der Vorladung eines in erſter In⸗ 
ſtanz bernommenen Zeugen ift dem Angekl. im § 325 StPO. nicht ein⸗ 
geräumt. Der Vorſitzende entſcheidet hierüber nach ſeinem pflichtge⸗ 
mäßen Ermeſſen unter Berückſichtigung der Vorſchriften des d 323 StPO. 
2. Nach 9 325 i. Verb. m. § 251 Abſ. 2 StPO. iſt in den im $ 223 
StPO. bezeichneten Fällen die Verleſung des Protokolls über eine 
Ee nach der Eröffnung des Hauptverfahrens erfolgte, richterliche 
Vernehmung gegen den Widerſpruch der Prozeßparteien ſtatthaft. 
Zu dieſen verlesbaren Vernehmungen gehört auch die Vernehmung 
in einer früheren Hauptverhandlung, ſofern kein Bedenken gegen die 
Richtigkeit der Niederſchriſt beſteht. Row... 274142 
8325 SPD, Wenn der Privattläfger die wiederholte Vorladung 
eines Zeugen rechtzeitig beantragt hat, darf deſſen Ausſage nur mit 
Genehmigung des Angeklagten berleſen werden. OLG Königsberg 

27768 
. $32ISPD. Die Entſchuldbarkeit der Verſäumnis ift in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz nur in rechtlicher Beziehung nachzuprüfen. Eniſcheidend 


Rechtſprechung 2791 


iſt nicht, ob der nichterſchienene Angekl. ſein Ausbleiben genügend ent⸗ 
ſchuldigt hat, ſondern ob es genügend entſchuldigt iſt. RB. . . . 274243 
Genügende Entſchuldigung i. S des § 329 Stßd. RG. . . 274244 

8 329 Stpb. iſt auch dann unanwendbar, wenn die Strafkammer den 
Fall ſchon einmal abgeurteilt hatte und das Reviſionsgericht ihr Urteil 
in vollem Umfange aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Ver⸗ 
handlung an die Strafkammer zurückverwieſen hatte. K. . 262819 
8329 Stßd. Es kommt nicht darauf an, daß ſich der Angeklagte 
genügend entſchuldigt hat, vielmehr muß er genügend entſchuldigt 
ſein. Die vorliegenden Entſchuldigungsgründe ſind von Amts wegen 
zu berücksichtigen. OLG. Dresden. 271332 
88 331, 339, 354, 359, 410, 467 StPD, Hat ein Strafbefehl Rechts⸗ 
kraft erlangt und ift dies irrigerweiſe in zwei Rechtszügen überſehen 
worden, jo hat das RevG. von Amts wegen die Nichtigkeit der beiden 
ergangenen Urteile auszusprechen und den Einſpruch gegen den Straf⸗ 
befehl zu verwerfen. Der Angeklagte kann in dieſem Falle von den 
Koſten der beiden Rechtszüge befreit werden. OLG. Dresden 277333 
8 331 Stßd. Eine Abänderung des Urteils zum Nachteil des An⸗ 
geklagten liegt nicht in der Verſagung der durch die Vorinſtanz gewähr⸗ 
ten Strafausſetzung. OL K. Königsberg 27764¹ 
„Beteiligter“ i. S. des § 335 Abſ. 3 SPD, iſt nicht der ſtraf⸗ 
rechtlich, ſondern der verfahrensrechtlich Beteiligte. RGB.. . . 274345 
§ 337 StPO. Unzuläſſigkeit einer lediglich die Richtigkeit der Be⸗ 
gründung, nicht auch die Richtigkeit des Urteilsſatzes bekämpfenden 
Fier © 0.8.0 0 af 2744% 
8 338 StPD.; 826 JGG. Der Einzelrichter ift nicht befugt, eine 
zum Jugendſchöffengericht gehörige Sache durch Verbindung an ſich 
inen , 275310 
88 338 Ziff. 5, 226 StPO, Aktenlektüre durch den Staatsanwalt 
während der Hauptverhandlung iſt kein Reviſionsgrund i. S. der 88 338 
eo SER. 2. ee 277530 
55 340, 358 SPD, Im Falle der Einlegung einer Sprungreviſion 
kann der Beſchwerdeführer auch dann nicht ſpäter das Rechtsmittel 
der Berufung geltend machen, wenn der Gegner innerhalb der Rechts⸗ 
if ktelfkiſt Berufung einlege 8 274848 
8 341 StFD, Reviſionen können nicht durch Fernſprecher an⸗ 
gebracht werden. OLG. Dresden 277354 
8 341 Abſ. 1 StPO. Wann iſt eine Reviſion durch Überſendung eines 
Schriftſtücks „ſchriftlich eingelegt“ worden? R. 2745 
8357 Stpo. Die Möglichkeit der Anwendung des $ 357 StPO. 

iſt damit gegeben, daß in dem einheitlichen Tun des Angeklagten, der 
Reviſion eingelegt hat, zugleich eine Beihilfe zu einer einem anderen 
Angeklagten zur Laſt gelegten Tat zu finden iſt. R. 2730⁰ 
8359 Abf. 2 StPO. Die Wiederaufnahme des Verfahrens bei 
ſchuldhafter Verletzung der Eidespflicht eines Zeugen darf nicht als 
unzuläſſig abgelehnt werden, wenn das Gericht den Antrag für ſachlich 
Abende hält Bay., 8 275411 
§ 359 Ziff. 5 Stpd. Das von einem Kriminalbeamten auf Grund 

des Akteninhalts über die Schuld des Verurteilten erſtattete Gutachten 
iſt kein den Wiederaufnahmeantrag rechtfertigendes Beweismittel. 
e lis. 8 277722 
85 380, 391 SPD, Der Privatkläger kann ſich durch Vergleich 
wirkſam zur Zurücknahme der Privatklage verpflichten, iſt aber, ſolange 
er die Rücknahme noch nicht erklärt hat, dadurch allein noch nicht 
gehindert, das Privatklageverfahren weiter zu betreiben. OLG. Stettin 
27774 

88 385 Abſ. 4, 397 StPO. Auch der Rechtsanwalt, der Privat⸗ 
oder Nebenkläger iſt, kann Akteneinſicht nur durch ſeinen Anwalt vor⸗ 
i en e 275412 
SS 395, 374 StPD. Bei rechtlicher Unmöglichkeit der Verurteilung 
wegen eines der im 8374 aufgeführten Delikte ift der Anſchluß als 
Nebenkläger unzuläſſig. OLG. Königsberrnr g and 
85 395, 403, 404 StPO. Eine Genotzüchtigte kann fid) dem Ver⸗ 
fahren als Nebenklägerin auch dann anſchließen, wenn ſie wegen Be⸗ 
leidigung oder Körperverletzung Strafantrag nicht geſtellt hat. Für die 
Frage, ob eine Körperverletzung in Betracht kommt, iſt bei Prüfung der 
Zuläſſigkeit einer Nebenklage die eigene Sachdarſtellung der Neben⸗ 
Hägerin maßgebend. Die Anſchlußerklärung erfordert keine nähere 
Begründung. Die Befugniſſe zum Anſchluß nach 8 403 StPO. werden 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Nebenklägerin nach § 404 Abſ. 1 
StPO. den Bußanſpruſch im Strafverfahren nicht mehr geltend machen 
Fan r „2 ee 3 „ 


Jugendgerichtsgeſetz. 


826 86 .; § 338 StPO. Der Einzelrichter iſt nicht befugt, eine 
zum Jugendſchöffengericht gehörige Sache durch Verbindung an ſich 
e 275310 


Geſetz betr. Entſchädigung für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft. 


Über die Entſchädigung für unschuldig erlittene Unterſuchungshaft 
kann auch nach Erlaß des freiſprechenden Urteils entſchieden werden. 
Beſchwerde gegen die Ablehnung des Antrags auf nachträgliche Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Entſchädigung. Verfahren bei Nachholung der 
unterbliebenen Beſchlußfaſſung. OLG. Hamm.. . 277437 


27/92 


Reichsgeſetz über Straffreiheit vom 14. Juli 1928. 


88 1, 2 RGeſ. über Straffreiheit v. 14. Juli 1928. Wann iſt eine 
Straffreiheit als vor dem 1. Jan. 1928 „begangen“ anzufehen? eh 
2 


Bahr, Begnadigungsvorſchrift v. 31. Dez. 1927. 


88 35, 36, 37, 83 Bay. Begnadigungsvorſchriften v. 31. Dez. 1927 
(JMBl. 83); 59 28, 29, 58 GVG. Der Einzelrichter iſt bei Erlaß eines 
Strafbefehls nach Inkrafttreten der Begnadigungsvorſchriften zur 
Anordnung der Vollſtreckung einer vorher vom Schöffengericht er⸗ 
kannten Strafe, für die Bewährungsfriſt bewilligt iſt, nur zuſtändig, 
wenn er zugleich als Vorſitzender des Schöffengerichts oder deſſen 
ordnungsmäßiger Stellvertreter handelt. Die Anordnung kann nur 
dann noch vom Vorſitzenden des Schöffengerichts wirkſam beſtätigt 


werden, wenn die Bewährungsfriſt (Probezeit) nicht inzwiſchen ab⸗ 
gelaufen iſt. LG. Bamberg e 27783 
O. 
Steuerrecht. 


Reichsabgabenordnung. 


„ 
N80 13, 61, 76, Abf. 1 Nr. 1, 228 Sat 2, 236, 277, 2 munen. 


r e es * 


Erbſchaftſteuergeſetz. 


814 Abſ. 1 Nr. 1 ErbſchstG. 1925; 5169 RAbgd. Während 
der Pflichtteilsanſpruch mit dem Erbfall entſteht (82317 BGB.), 
entſteht die Steuerſchuld an den Reichsfiskus erſt mit der Geltend⸗ 
machung des Pflichtteilsanſpruchs. Geltendmachung des Pilichtteils- 
anſpruchs iſt Bekundung eines dahingehenden Willensentſchluſſes, 
ernſthaftes Verlangen der Auszahlung. „Möglichkeit“ i. ©. § 169 
RAbg O. liegt nur dann vor, wenn eine bereits nach dem geltenden 
Rechte entſtandene Steuerpflicht vorausgeſetzt werden kann. AR 

2652 


Umſatzſteuergeſetz. 
83 Nr. 5 UmjSt®. 1926. Wer ſich gewerblich ausſchließlich durch 


die Ausſchmückung von Schaufenſtern betätigt, kann unter Umſtänden 
auf die Steuerbefreiung des Künſtlers Anſpruch haben. RF. 26512 


Kapitalverkehrſteuergeſetz. 


8e KapVerkstch. Der Begriff „Niederlaſſung“ (Zweignieder⸗ 
laſſung) iſt i. S. des HGB. aufzufaſſen. Es genügt nicht, daß eine aus⸗ 
ländiſche Verſicherungsgeſellſchaft nach § 86 Abf. 3 VerfAufj®. einen 
Hauptbevollmächtigten beſtellt hat. Auch in dieſem Falle iſt zu prüfen, 
ob tatjächlich eine Niederlaſſung begründet worden iſt. RF... 26535 


Hamburger Grundſteuer. 


87 GrStch. Grundſteuerermäßigung bei Belaſtung zugunſten des 
Treugebers; Widerruf von Grundſteuerbeſcheiden. HambOo VG. 26561 


Lübecker Stempelverordnung. 


8 2 Ziff. 3 Lübeck. Stempd. vom 6. Mai 1922, Der für die Vollmacht 
des Vertreters der Gläubigerin vorgenommene Anſatz einer Stempel⸗ 
ſteuergebühr von 2 „ iſt ungerechtfertigt. LG. Lübeck. . . . 26356 


D. 
CTonſtiges öffentliches Recht. 


Reichsverfaſſung. 


Art. 159 RVerf.; § 823, 826 BGB. Organiſierte Arbeiter, die, 
um einen nicht Organiſierten zum Beitritt zu einer Gewerkſchaft zu 
veranlaſſen, wirtſchaftliche Druckmittel anwenden, verſtoßen wider die 
guten Sitten, wenn die Druckmittel (Einwirkung auf den Arbeitgeber 
zum Zweck der Entlaſſung) die wirtſchaftliche Exlſtenz des Betroffenen 
erheblich gefährden. RArbG 2 27791 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Gewerbeordnung. 


$ 123 Abſ. 1 Nr. 3 Gewd. Zum Begriff der „beharrlichen Wei⸗ 
gerung“. Beſteht eine Vereinbarung, wonach Überſtunden innerhalb 
zwei Wochen abgefeiert werden dürfen, ſo kann der Arbeitnehmer nicht 
dadurch, daß er bis zum vorletzten Tage mit der Geltendmachung 
wartet, den Zeitpunkt des Abfeierns ſelbſt beſtimmen. RArbG. 26395 

$ 123 Gewd.; 1. Beharrliche Arbeitsweigerung ſetzt das Bewußt⸗ 
ſein der Pflichtwidrigkeit boraus. Die Frage, ob dies Bewußtſein vor⸗ 
handen war, iſt im weſentlichen eine der Reviſion entzogene Tatfrage. 
Nachgreifbar iſt aber, ob der Vorderrichter das Verhalten des Arbeit⸗ 
nehmers nach der ſubjektiven und objektiven Seite genügend gewürdigt 
hat. Der Arbeitnehmer, der bei Anwendung genügender Sorgfalt 
wiſſen muß, daß ihm ein entgegengeſetzter Rechtsſtandpunkt entgegen⸗ 
ſteht, handelt auch dann noch bei einer Arbeitsweigerung auf eigene Ge⸗ 
fahr, wenn er der Auskunft ſeiner Organiſation folgt und ſich auf von 
dieſer herangezogene Literatur und Judikatur verläßt. RArbG. 2781? 


Verordnung über die Arbeitszeit. 


8 3 Arb Vd. regelt nur die geſetzliche Zuläſſigkeit der Mehrarbeit, 
normiert aber noch nicht die arbeitsvertragliche Pflicht zu ihrer Leiſtung. 
Die vertragliche Pflicht zur Mehrarbeit kann aber in ſolchem Falle 
ſchon nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte be⸗ 
gründet ſein. RArbG. 27813 


r 0 ne .0. 


Geſetz zur Bewahrung der Ingend vor Schund⸗ und 
Schmutzſchriften. 


Indizierung von periodiſchen Druckſchriften. Ob Prüfſtelle 27861 


Reichs verſicherungsordnung. 


8 533 RVo. Stundungsabrede ſchützt nicht vor Strafe. Es genügt 
bedingter Vorſatz. Unbeachllichkeit des Irrtums. OLG. Kiel 276818 


Verſicherung und Verſorgungsgeſetze 
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Baden. 
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die Verjährung einer Ausgleichsforderung? DtEnglGemSchchH. 26571 


Danzig. 


§ 11 Danziger Geſetz Über den Ausgleich der Geldentwertung. 
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Oſterreich. 
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